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Joſef Partſch T. 


Ein unerſetzlicher Verluſt für die deutſche Rechtswiſſenſchaft, für das deutſche Volk! Einer der wenigen ganz Großen 
unſerer Wiſſenſchaft iſt mit dem Kammergerichtsrat Profeſſor Dr. Partſch dahingegangen. Ein Mann von überquellendem 
Ideenreichtum, von einer Schaffenskraft, Arbeitsfähigkeit und Arbeitsfreudigkeit, wie ſie nur wenigen beſchieden iſt. Wo 
immer ſich dieſer rege Geiſt betätigte, überall ſchuf er Grundlegendes, überall erſchloß er neue Pfade, ein Führer im edelſten 
Sinne des Wortes. Ihm war es beſchieden, ſtets da, wo er auftrat, die Brücke zu ſchlagen zwiſchen Gebieten, die anderen 
unvereinbar erſchienen. In vorbildlicher Weiſe vereinigte er Theorie und Praxis, richterliche und Lehrtätigkeit und Tätigkeit 
als Parteivertreter. Mit großzügigem Schwung der Ideen durchmaß er Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft. In Jahr⸗ 
tauſende alte Urkunden entlegener Völker fand er wirtſchaftliche Probleme und verſuchte ſie juriſtiſch zu löſen, die man bis 
dahin als Gegenwartsprobleme des modernſten Lebens gehalten hatte. Vor allem aber gelang es ihm, in einem Umfang, 
für den das ganze deutſche Volk ihm Dank zollen muß, die Brücke zu ſchlagen zwiſchen dem romaniſchen und dem deutſchen 
Rechtsgeiſt. Er, der kerndeutſche Mann, einer alten deutſchen Gelehrtenfamilie entſtammend, verſtand es, ſich in die Seele des 
Franzoſen und Engländers und ihre Denkart hineinzuverſetzen, wie wenige. 

Kein Wunder, daß fein Leben abweicht von dem Typiſchen: Kaum Referendar, wurde er, ohne je Privatdozent geweſen zu 
ſein, als Profeſſor der Rechte nach Genf berufen. Hier wirkte er als vielbewunderter Lehrer und Forſcher im antiken Recht, 
der, ſeinem großen Vorbild Kohler folgend, ſeiner Aufgabe darin erblickte, bei Behandlung der Rechtsgeſchichte nicht nur 
Juriſt zu fein, ſondern die ganze Kulturwelt des Altertums, wie fie uns in den philoſophiſchen und theologiſchen Schriften 
und in der Kunſt entgegentritt, auch für die Forſchung des Rechtsgebietes nutzbar zu machen und die dort gefundenen Ideen als 
Urquell der Rechtsideen aufzudecken. Sein großes, grundlegendes Werk über „Das griechiſche Bürgſchaftsrecht“, andere Werke, 
die der Erforſchung griechiſcher Urkunden aus Agypten gewidmet waren, und zahlreiche andere hiſtoriſche Arbeiten, deren 
Aufzählung hier der Raum verbietet, zeigen die völlige Vereinigung hiſtoriſchen Denkens mit kritiſcher und dogmatiſcher Schärfe, 
außergewöhnlich ſchöpferiſcher Intuition und praktiſchem Verſtändnis. 

Dieſer Drang nach der Praxis war es auch, der ihn veranlaßte, ſobald er nach Deutſchland gekommen war, auch in die 
praktiſche richterliche Laufbahn einzutreten: In Freiburg wirkte Partſch als Amtsrichter, in Bonn wurde er Landgerichtsrat, bei 
ſeiner Berufung nach Berlin Kammergerichtsrat und, als die gemiſchten Schiedsgerichtshöfe in Tätigkeit traten, Rechtsberater der 
deutſchen Staatsvertretung. In dieſer Tätigkeit, in der fid zugleich feine großen organiſatoriſchen Fähigkeiten auswirken konnten, 
zeigte er ſich zugleich als glänzender Parteivertreter, der keinem noch ſo gewiegten Anwalt an „advokatoriſcher Kunſt“ im beſten 
Sinne des Wortes ſowie als Plädeur nachſtand. Die Bonner Anwälte, die vor ihm als Vorſitzenden einer Zivilkammer zu 
plädieren hatten, rühmen neben dem praktiſchen Blick, den er auch als Richter entfaltete und der vorzüglichen Begründung ſeiner 
Urteile, auch ſein zuvorkommendes liebenswürdiges Weſen, ſo daß auch in ſeiner Perſon die alte Erfahrung, daß die beſten Richter 
auch die liebenswürdigſten find und fih mit der Anwaltſchaft am beſten ftehen, ich beſtätigte. Beſonderes Gewicht legte er ſelbſt auf feine 
Kunſt im Vergleichen und es verdient angeſichts der allerdings immer mehr verſtummenden Stimmen, die meinen, der Anwalt ſtöre 
den Vergleich der Hervorhebung, daß Partſch es ausdrücklich betont hat, wie er gerade bei Vergleichen beſonders nutzbringend mit 
der Anwaltſchaft zuſammengearbeitet habe. Er hat auch betont, wie ſegensreich er ſchon auf dem Gebiete der alten Prozeß⸗ 
ordnung (feine richterliche Tätigkeit liegt vor der Einführung des Güteverfahrens) gerade in Vergleichsterminen habe wirken konnen. 

Wer mit ihm zuſammen als Parteivertreter auf dem wahrlich ſchwierigen Gebiet der Auslegung des Verſailler Vertrages 
zu tun hatte, freute ſich ſeines kollegialen, ausgezeichneten Miteinanderarbeitens, von dem ſowohl der einzelne Anwalt, wie 
der Auslandsausſchuß des Deutſchen Anwaltvereins, mit dem er in dieſen ſchwierigen Fragen freudig und nutz⸗ 
bringend zuſammengearbeitet hat, Zeugnis ablegen kann. 

Daß er auch als Rechtslehrer ein Mann von anregender Kraft war, daß er als „geſchäftsführender Herausgeber 
der Romaniſtiſchen Abteilung der Savigny⸗Zeitſchrift“, als Schöpfer und Mitarbeiter des Inſtituts für Auslandsrecht des 
Reichsverbandes deutſcher Industrie und Mitſchriftleiter der Zeitſchrift „Auslandsrecht“, ſowie bei ſeiner Tätigkeit in der 
Kriegsgefangenenfürſorge hervorragend wirkte, kann hier nur kurz in Erinnerung gebracht werden. 

Alle dieſe Eigenſchaften, vor allem aber ſeine Tätigkeit als juriſtiſcher Berater bei den Vorverhandlungen, die ſchließlich 
zu den Dawesverträgen führten, wiſſen bie, die mit ihm bei dieſer an ſich traurigen Aufgabe mitzuwirken hatten, zu wür⸗ 
digen. Er wirkte hier durch feine Klugheit, die bezwingende Kraft feiner ſtarken und liebenswürdigen Perſönlichkeit, 
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ſeine poſitive Kenntnis des engliſchen und franzöſiſchen Rechts, vor allem aber durch ſeine Fähigkeit, ſich in das franzöſiſche und 
engliſche Recht hineinzuverſetzen. So löſte er die ſchwere Aufgabe, der Verenittler zu fein, Mißverſtändniſſe zu klären, Gegen» 
ſätze der Rechtsauffaſſung auszugleichen, glückliche Formulierungen zu finden. 

Nicht vergeſſen darf an dieſer Stelle werden, wieviel Dank ihm auch die Juriſtiſche Wochenſchrift ſchuldet, 
was er ihr in den ſchweren Zeiten, die auch ſie durchleben mußte, nicht nur in ſeiner Eigenſchaft als „Vorſitzender der 
juriſtiſchen Abteilung der Notgemeinſchaft der deutſchen Wiſſenſchaft“ mit einer nach Maßgabe der zur Verfügung ſtehenden 
Mittel beſcheidenen Hilfe — was aber mehr als all das war — mit Rat und Tat zur Seite geſtanden hat, daß er trotz ſeiner 
großen Überlaſtung ſtets zu literariſchen Beiträgen bereit war, wie er in ihr auch ſeine hervorragende Beſprechung des erſten 
franzöſiſchen Kommentars zum Friedensvertrage (die Beſprechung war ein juriſtiſch wie diplomatiſch gleich großes Meiſter⸗ 
werkl) veröffentlicht hat. Ihm iſt es auch zu danken, daß die Juriſtiſche Wochenſchrift ſich dem Recht des Friedensvertrages 
mehr als manche den Dingen ferner Stehende es wünſchten, gewidmet hat, und daß er hier auf die Bedeutung der Kritik 
der Entſcheidungen der gemiſchten Schiedsgerichtshöfe durch objektive, rein wiſſenſchaftliche Anmerkungen hingewieſen hat. 

Ein grauſames Geſchick entriß den kaum Zweiundvierzigjährigen dem Leben, in das er ſo viel hineinzulegen gewußt, 
und einem Wirken, von dem noch ſo viel für unſer Recht und unſer Vaterland erhofft werden durfte. 

„Früh rufen die Götter, wen ſie lieben, aus der Welt!“ 


„ —̃ĩ%t,ĩ,̃ä Kk. ——k.—:᷑ñ᷑̃————.—. 


Die Rechtshilfeverträge des Deutſchen Reichs mit Gſterreich, 
der Tſchechoſlowakei und Polen. 


Vom Geheimen Regierungsrat, Miniſterialrat im Reichs juſtizmintſterium Dr. Volkmar, Berlin. 


Der vor dem Kriege einigermaßen überſichtlich geordnete 
Rechtshilfeverkehr in bürgerlichen Angelegenheiten zwiſchen 
Deutſchland und dem Auslande iſt durch den Krieg erheblich 
in Verwirrung gebracht worden, und es war kein unweſent⸗ 
licher Teil der nach dem Kriege einſetzenden Wiederaufbau⸗ 
arbeit, hier eine neue Ordnung herzuſtellen. 

Das Haager Zivilprozeßabkommen, das den Rechtshilfe⸗ 
verkehr zwiſchen dem Deutſchen Reich, Belgien, Dänemark, 
Frankreich, Italien, den Niederlanden, Luxemburg, Nor⸗ 
wegen, Öfterreich-Ungarn, Portugal, Rumänien, Rußland, 
Schweden, der Schweiz und Spanien geregelt hatte, war durch 
den Krieg im Verhältnis zwiſchen Deutſchland und den Feind⸗ 
ſtaaten außer Kraft geſetzt und iſt durch Art. 287 des Ver⸗ 
ſailler Vertrags nur im Verhältnis zu Belgien und Italien, 
nicht aber gegenüber Frankreich, Portugal und Rumänien 
wieder wirkſam geworden. Auch gegenüber Sowjetrußland, 
das mit dem alten Rußland nicht als identiſch zu be⸗ 
trachten iſt, gilt es nicht mehr. Vollends fehlte gegenüber 
den neu gegründeten Staaten jede geſetzliche Regelung. 

Gegenüber Oſterreich blieben zwar die Grundſätze des 
Haager Abkommens weiter in Anwendung, es fehlte aber eine 
klare geſetzliche Grundlage, da es zweifelhaft ſein konnte, in⸗ 
wieweit die Republik Oſerreich als Rechtsnachfolgerin der 
alten öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie zu betrachten ift. 

Bei dieſer Sachlage bedurften einer Regelung in eriter 
Linie die Beziehungen Deutſchlands zu den ihm benachbarten 
neuen Staaten Polen und Tſchechoſlowakei, mit denen ein be⸗ 
ſonders lebhafter Grenzverkehr beſteht. Denn der mangels 
anderweitiger Regelung im Rechtshilfeverkehr erforderliche 
diplomatiſche Weg erſchwerte nicht nur die Rechtsverfolgung 
der Parteien, ſondern belaſtete auch das Auswärtige Amt und 
die beteiligten Landesjuſtizverwaltungen außerordentlich. Aber 
auch gegenüber der Republik Oſterreich erſchien zur Schaf⸗ 
fung einer ſicheren Rechtsgrundlage eine Neuregelung 
wünſchenswert. 

Der Vertrag mit der Tſchechoſlowakei ift am 20. Jan. 
1922 (RGBl. 1923 II, 57; 1924 II, 133) in Prag, der mit 
Oſterreich am 21. Juni 1923 (RGBl. 1924 II, S. 55, 91) in 
Wien und der mit Polen am 5. März 1924 (RGBl. 1925 
II, 139) in Warſchau geſchloſſen worden. Der Vertrag mit der 
Tſchechoſlowakei iſt am 28. Juni 1924, der mit Oſterreich am 
14. Juli 1924 in Kraft getreten. Der Vertrag mit 
Polen iſt, was in der Praxis häufig überſehen wird, noch 
nicht in Kraft, da die Ratifikation noch aus⸗ 
ſteht, wenn fie auch in abſehbarer Zeit zu erwarten ift'). 

Alle drei Verträge betreffen den Rechtsverkehr in bür⸗ 
gerlichen Angelegenheiten. Der deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſche gebraucht in der Überſchrift und im Text nur 


1) Bis dahin vollzieht ſich daher der Rechtshilfeverkehr zwiſchen 
Deutſchland und Polen noch auf diplomatiſchem Wege mit gewiſſen 
für die Abtretungsgebiete durch Regierungsvereinbarungen eingeführ⸗ 
ten Erleichterungen. 


dieſen Ausdruck. Der tſchechoſlowakiſche und der pol- 
niſche verwenden ihn in Überſchriften, während im Text 
der tſchechoſlowakiſche (Art. 5), wie das Haager Abkommen 
über den Zivilprozeß (im folgenden HA. zitiert) den Ausdruck 
„in Zivil- und Handelsſachen“ verwendet und der deutſch⸗ 
polniſche (Art. 9) von „bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit“ ſpricht. Einen ſachlichen Unterſchied bedeuten dieſe 
Verſchiedenheiten in der Ausdrucksweiſe nicht. Denn ſchon 
für das HA. war anzunehmen, daß es Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit mit umfaßte. Ebenſo ſind alle 
drei Verträge wie bereits das HA. auch auf diejenigen bürger⸗ 
lichen Angelegenheiten anzuwenden, die von Sondergerichten, 
wie z. B. den Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichten bearbeitet 
werden (zu vgl. v. Normann, Das internationale Zivil⸗ 
prozeßrecht S. 17/18). Die Verträge bauen auf der be⸗ 
währten Grundlage des HA. auf und bringen im weſentlichen 
nur die Anderungen, die ſich daraus ergeben, daß jenes Ab⸗ 
kommen mit einer Mehrheit von Staaten geſchloſſen wurde, 
auf deren verſchiedenartige Bedürfniſſe und Rechtseinrich⸗ 
tungen Rückſicht zu nehmen war, während die neuen Verträge 
immer nur die Verhältniſſe zwiſchen zwei Staaten zu 
regeln hatten. 

Gegenſtand der Regelung iſt danach: 

1. die Frage der Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten 
und die Armenrechtsbewilligung zuſammengefaßt unter der 
Überſchrift „Rechts ſchutz“; 

2. die Regelung der Zuſtellungsanträge (communication 
d’actes judiciaires et extrajudiciaires) und der Rechtshilfe⸗ 
erſuchen (commissions rogatoires) zuſammengefaßt unter der 
Überſchrift „Rechtshilfe“; 

3. darüber hinaus iſt im Verhältnis zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Öfterreich, ſowie zwiſchen Deutſchland und der 
Tſchechoſlowakei noch die im HA. nicht berührte Frage der 
allgemeinen Vollſtreckbarkeit der Urteile des einen Staates 
im anderen Staate geregelt worden. Gegenüber der Tſchecho⸗ 
ſlowakei ift dies nicht in dem Rechtshilfevertrage ſelbſt ge- 
ſchehen, man hat ſich vielmehr damit begnügt, ähnlich, wie 
man dies früher gegenüber Oſterreich getan hatte), unter Bea 
zugnahme auf die hinſichtlich der Vollſtreckbarkeit ausländiſcher 
Urteile im weſentlichen übereinſtimmenden Vorſchriften der 
beiderſeitigen Prozeßgeſetze, durch Veröffentlichung gleich⸗ 
lautender Regierungserklärungen den Gerichten beider Staaten 
eine Grundlage für die Aunahme verbürgter Gegenſeitigkeit 
(vgl. 8 328 Abſ. 1 Nr. 5 und § 723 Abſ. 2 ZPO.) zu ſchaffen 
(RGBl. 1924 II, 133). Die Durchführung der Vollſtreckung 
ſelbſt ift alfo zwiſchen Deutſchland und der Tſchechoſlowakei 
nicht geregelt, richtet ſich vielmehr in jedem Staate nach 
ſeinem inneren Recht. Im Verhältnis von Deutſchland 


2) Vgl. öſterr. RUGBI. 1899, 1114 und 190 J, 299, ferner preuß. 
IM l. 1900, 79 und 1904, 331. 
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zu Oſterreich ift man dagegen über die bloße Sicherung 
der Gegenſeitigkeit hinausgegangen. Mit Rückſicht auf 
das enge Band, das beide Staaten umſchließt, und das 
nach dem Krieg beſonders tief empfundene Bedürfnis nach 
Rechtsannäherung hat man im Vertrage ſelbſt auch für 
die Durchführung der Vollſtreckung ein für beide Staaten 
einheitliches, im Verhältnis zum früheren Zuſtande erheblich 
vereinfachtes Verfahren vorgeſchrieben. Gegenüber Polen 
hat man die Vollſtreckbarkeit der Urteile des 
einen Staates im anderen grundſätzlich nicht 
vorgeſehen, hier kommt alſo auch nach der 
Ratifikation des Vertrages nur die im Zu⸗ 
ſammenhang mit der Befreiung von der Sicher⸗ 
heitsleiſtung für die Prozeßkoſten nach dem Vor⸗ 
bilde des H A. geregelte Vollſtreckbarkeit von 
Koſtenentſcheidungen in Frage’). 

Nach dieſen einleitenden Betrachtungen ergibt ſich die 
Gliederung für die Wiedergabe der Einzelheiten der drei 
Rechtshilfeverträge von ſelbſt. 


1. Rechts ſchutz in bürgerlichen Angelegenheiten. 


Dieſer Teil der Verträge wird in allen drei Fällen nach 
dem Vorbilde des deutſch⸗bulgariſchen und deutſch⸗türkiſchen 
Vertrages (RGBl. 1913, 457; 1918, 411) durch eine im HA. 
nicht enthaltene grundſätzliche Feſtſtellung der Gleichbehand⸗ 
lung der Angehörigen beider Staaten „in Anſehung des ge⸗ 
ſetzlichen und gerichtlichen Schutzes ihrer Perſon und ihres 
Eigentums“ eingeleitet, wobei in allen Verträgen hinzugefügt 
wird, daß die Angehörigen des einen Vertragsſtaates im 
anderen freien und ungehinderten Zutritt zu den Gerichten 
haben und dort unter denſelben Bedingungen wie die In⸗ 
länder auftreten können. Der deutſch⸗polniſche Vertrag unter⸗ 
ſcheidet fih in der Faſſung inſofern von den beiden anderen, 
als er beſtimmt hervorhebt, daß die einleitende Bemerkung im 
Rahmen des Rechtshilfevertrages keinen weitergehenden Sinn 
hat als den, jedem Angehörigen des anderen Staates den 
ungehinderten Zutritt zu den Gerichten ſicherzuſtellen. Der 
deutſch⸗tſchechoſlowakiſche Vertrag weicht inſofern von den 
beiden anderen ab, als er die Gleichſtellung der Angehörigen 
des einen Staates mit denen des anderen durch die Bemerkung 
„unbeſchadet der dort geltenden Sprachengeſetze“ einſchränkt. 
Dieſen Zuſatz hat die tſchechoſlowakiſche Regierung als un⸗ 
erläßlich bezeichnet, weil ſich nicht überſehen laſſe, welchen 
Inhalt die Ausführungsbeſtimmungen zu den Sprachengeſetzen 
haben würden. In Vetracht kommt hierbei die Beſtimmung 
des Sprachengeſetzes, wonach in gemiſchtſprachigen Bezirken 
der Tſchechoſlowakei den Angehörigen einer ſprachlichen Min- 
derheit der Gebrauch ihrer Sprache bei Gericht geſtattet iſt. 
Das tſchechoſlowakiſche oberſte Verwaltungsgericht hat in einer 
Entſcheidung v. 6. Okt. 1921 Ausländer hinſichtlich dieſer 
Vergünſtigung den tſchechoſlowaliſchen Staatsangehörigen 
gleichgeſtellt. Nach dieſer Rechtſprechung haben daher die 
Vergünſtigungen der Sprachengeſetzgebung auch zugunſten von 
Reichsdeutſchen Anwendung zu finden, die nach Maßgabe des 
Vertrages v. 20. Jan. 1922 vor den tſchechoſlowakiſchen Ge- 
richten ihr Recht ſuchen. 

Die Frage der Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten 
und des Armenrechts wird durch die einleitende Bemerkung 
nicht berührt, ſie wird vielmehr in allen drei Verträgen be⸗ 
ſonders behandelt. 


Die Befreiung von der Sicherheitsleiſtung für 
die Pro zeßkoſten regeln hierbei alle drei Verträge, der 
deutſch⸗tſchechiſche im Art. 3, die beiden anderen im Art. 2 über⸗ 
einſtimmend mit Art. 17 des H A. nur mit dem Unterſchied, daß 
die Befreiung nicht auf diejenigen Angehörigen des anderen 
Vertragsſtaates beſchränkt wird, die in einem der Vertrags⸗ 
ſtaaten ihren Wohnſitz haben. Als Gegenſtück zur Befreiung 
von der Sicherheitsleiſtung hat das H A. in Art. 18 und 19 
vorgeſehen, daß die gegen einen von der Sicherheitsleiſtung 


3) Hiervon abgeſehen hat nur noch in dem engbegrenzten 
Rahmen des Art. 4 8 3 des deutſch⸗polniſchen Abkommens über Ober⸗ 
ſchleſien v. 15. Mai 1922 (RGBl. II, 237) und des Art. 1 817, 
des Abkommens betr. die Überleitung der Rechtspflege im oberſchleſi⸗ 
ſchen Abſtimmungsgebiet v. 12. April 1922 (RGL II, 550) eine 
Vollſtreckbarkeitsregelung ſtattgefunden. Darüber hinaus kann die 
Gegenſeitigkeit i. S. von 8328 BPI. zwiſchen Deutſchland und Polen 
nicht als verbürgt betrachtet werden. 
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befreiten Angehörigen des fremden Staates ergehenden Koſten⸗ 
entſcheidungen in jedem Vertragsſtaat vollſtreckbar ſind, gleich⸗ 
zeitig hat es die Vorausſetzungen der Vollſtreckung näher ge⸗ 
regelt. Entſprechende Beſtimmungen enthalten die Art. 3 u. 4 
des deutſch⸗öſterreichiſchen und deutſch⸗polniſchen Vertrages. 
Zur Durchführung dieſer Vorſchrift beſtimmt Art. III der Ausf.⸗ 
VO. der Reichsregierung v. 26. April 1924 (RGBl. II, 91) 
zum deutſch⸗öſterreichiſchen Vertrage, daß „für die gericht⸗ 
lichen Entſcheidungen, die“ (in Deutſchland) „über den Betrag 
der Gerichtskoſten nach Art. 3 Abſ. 2 des Vertrages zur Her⸗ 
beiführung der Vollſtreckbarerklärung in der Republik Oſter⸗ 
reich zu erlaſſen find, das Gericht der Inſtanz zuftändig iſt“; 
und „die Entſcheidungen auf Antrag der für die Beitreibung 
zuſtändigen Behörde ergehen“. Iſt alfo ein Oſterreicher mit 
ſeiner Klage, hinſichtlich deren er nach Art. 2 des Vertrages 
von der erhöhten Koſtenvorauszahlung des Art. 85 GKG. be⸗ 
freit war, koſtenpflichtig abgewieſen, ſo beantragt die für die Bei⸗ 
treibung der Gerichtskoſten zuſtändige Gerichtskaſſe beim Prozeß⸗ 
gericht der Inſtanz den Erlaß eines den Betrag der Gerichts⸗ 
koſten feſtſetzenden Beſchluſſes, der nach Maßgabe des Art. 4 des 
Vertrags in Oſterreich für vollſtreckbar zu erklären ift. Für die 
Koſten des ſiegreichen Gegners bietet der Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß die Grundlage. Iſt eine in Oſterreich ergangene 
Koſtenentſcheidung nach dem Vertrage in Deutſchland für 
vollſtreckbar zu erklären, ſo iſt hierfür nach Art. II der ge⸗ 
nannten Ausführungsbeſtimmungen dasjenige Amtsgericht zu⸗ 
ſtändig, bei dem der Koſtenſchuldner ſeinen allgemeinen Ge⸗ 
richtsſtand hat, und in Ermangelung eines ſolchen das Amts⸗ 
gericht, in deſſen Bezirke ſich Vermögen des Koſtenſchuldners 
befindet oder die Vollſtreckungshandlung vorzunehmen iſt. 
Ferner iſt beſtimmt, daß gegen die den Antrag ablehnende 
Entſcheidung des Amtsgerichts dem Antragſteller die einfache 
Beſchwerde, gegen die dem Antrag entſprechende Entſcheidung 
dem Koſtenſchuldner die ſofortige Beſchwerde zuſteht, und daß 
aus der für vollſtreckbar erklärten Koſtenentſcheidung unter 
entſprechender Anwendung des § 798 die Zwangsvollſtreckung 
gemäß den Vorſchriften der ZPO. ſtattfindet. , 

Entſprechende Ausführungsvorſchriften find für das 
deutſch⸗olniſche Abkommen bei deffen Ratifizierung zu er- 
warten. Im deutſch⸗tſchechoſlowakiſchen Abkommen hat 
man davon abgeſehen, im Anſchluß an die Befreiung von der 
Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten die Vollſtreckbarkeit 
von Koſtenentſcheidungen beſonders zu regeln. Soweit es ſich 
um die Koſten handelt, die der von der Sicherheitsleiſtung be⸗ 
freite und im Prozeſſe unterlegene Kläger dem Gegner zu er⸗ 
ſtatten hat, wird die Lücke dadurch ausgefüllt, daß zwiſchen 
Deutſchland und der Tſchechoſlowakei, wie ſchon hervor⸗ 
gehoben wurde, Gegenſeitigkeit für die Vollſtreckung von Ur⸗ 
teilen und Beſchlüſſen allgemein verbürgt iſt. Dagegen fehlt 
die Möglichkeit, die vom Kläger geſchuldeten Gerichtskoſten 
im anderen Staate beizutreiben, da dieſe Koſten nur in der 
Gerichtskoſtenrechnung, nicht in einer der Vollſtreckung im 
anderen Staate gemäß 88 328, 722 fähigen gerichtlichen 
Entſcheidung feſtgeſetzt werden. 

Hinſichtlich der Zulaſſung der Angehörigen des einen 
Staates zum Armenrecht im anderen Staate entſprechen gleich⸗ 
falls alle drei Verträge dem H A. (Art. 20 ff.), jedoch ift noch 
folgendes zu bemerken: Der deutſch⸗öſterreichiſche und der 
deutſch⸗polniſche Vertrag ſagen in Art. 6 in enger An⸗ 
lehnung an Art. 21 des HA. ausdrücklich, daß die Beſchei⸗ 
nigung des Unvermögens von den Behörden des gewöhnlichen 
Aufenthaltsortes des Antragſtellers und in Ermangelung eines 
ſolchen von den Behörden ſeines derzeitigen Aufenthaltsorts 
auszuſtellen iſt, ſowie, daß für den Antragſteller, der ſich nicht 
in einem der Vertragsſtaaten aufhält, die Beſcheinigung des 
für ihn zuſtändigen diplomatiſchen oder konſulariſchen Ver⸗ 
treters ſeines Staates ausreicht. Ferner beſtimmen ſie in 
Art. 7 (entſprechend Art. 22 HA.), daß die zur Ausſtellung der 
Beſcheinigung zuſtändige Behörde bei den Behörden des ande⸗ 
ren Staates Auskünfte über die Vermögenslage des „Antrag⸗ 
ſtellers einziehen kann, und daß die Behörde, die über den 
Antrag auf Bewilligung des Armenrechts zu entſcheiden hat, 
in den Grenzen ihrer Amtsbefugniſſe das Recht behält, die Be⸗ 
ſcheinigungen und Auskünfte einer Nachprüfung zu unterziehen. 
Der deutſch⸗tſchechoſlowakiſche Vertrag enthält der⸗ 
artige Vorſchriften nicht. Ihre Aufnahme iſt aber nicht unter⸗ 
blieben, um den Rechtsverkehr zwiſchen Deutſchland und der 
Tſchechoſlowakei abweichend vom HA. zu regeln, ſondern weil 
man die ausdrückliche Hervorhebung dieſer Grundſätze für ent⸗ 


1188 


behrlich erachtete. Der deutſch⸗polniſche Vertrag enthält 
über das H A. hinausgehend in Art. 7 Abſ. 3 noch eine beſondere 
Vorſchrift dahin, daß der Angehörige des einen Staates, 
dem von der zuständigen Behörde das Armenrecht bewilligt 
war, dieſes Recht auch für alle Prozeßhandlungen einſchließ⸗ 
lich der zur Vollſtreckungsinſtanz gehörigen, genießen foll, 
die ſich auf denſelben Rechtsſtreit beziehen und vor den Ge⸗ 
richten des anderen Staates auf Grund der Vertragsbeſtim⸗ 
mungen über Rechtsſchutz und Rechtshilfe vorgenommen wer⸗ 
den. Eine inhaltlich genau entſprechende Vorſchrift enthält 
Art. 8 des deutſch⸗öſterreichiſchen Vertrages. Der deutſch⸗ 
tſchechoſlowakiſche Vertrag hat eine ſolche Beſtimmung ba- 
gegen nicht. 

Der Vollſtändigkeit halber iſt noch zu erwähnen, daß 
der deutſch⸗öſterreichiſche Vertrag mit Rückſicht auf die be⸗ 
ſonders engen Rechtsbeziehungen der beiden Staaten dem 
Abſchnitt über Rechtsſchutz im Art. 9 noch eine Vorſchrift 
angefügt hat, für die fih im H A. kein Vorbild findet und 
die auch in den beiden anderen Verträgen nicht enthalten 
iſt: die oberſten Juſtizverwaltungsbehörden Deutſchlands und 
Oſterreichs, und zwar — im Deutſchen Reich das Reichsjuſtiz⸗ 
miniſterium, in Oſterreich das Bundeskanzleramt (Juſtiz) — 
erteilen einander auf Anſuchen Auskunft über das in ihrem 
Gebiete geltende Recht. 


2. Rechtshilfe in bürgerlichen Angelegenheiten. 


In dieſem Abſchnitt weichen alle drei Verträge redak⸗ 
tionell vom HA. inſofern ab, als die „Mitteilung gericht⸗ 
licher und außergerichtlicher Urkunden“ und die „Erſuchungs⸗ 
ſchreiben“ nicht mehr in getrennten Abſchnitten behandelt, 
ſondern zwecks Vereinfachung, insbeſondere zwecks Vermei⸗ 
dung von Wiederholungen in einem einzigen Abſchnitte 
geregelt werden. Dabei iſt der Ausdruck „Mitteilungen ge⸗ 
richtlicher und außergerichtlicher Urkunden“ durch „Zuſtel⸗ 
lungsanträge“ und der Ausdruck „Erſuchungsſchreiben“ 
durch „Rechtshilfeerſuchen“ oder „Erſuchen“ erſetzt. 


In allen drei Verträgen iſt ferner der im H A. Art. 1 
Nof. 4 und Art. 9 Abſ. 4 lediglich beſonderer Vereinbarung 
vorbehaltene unmittelbare Rechtshilfeverkehr von einer ge⸗ 
richtlichen Behörde zur anderen als Norm aufgeſtellt. Dabei 
iſt jedoch nur im deutſch⸗öſterreichiſchen Vertrage (Art. 10) 
vorgeſehen, daß die Behörde, die um eine Rechtshilfehand⸗ 
lung erſucht, ſich unmittelbar an die für die ſachliche Er⸗ 
ledigung zuſtändige Behörde des anderen Staates wenden 
kann. Nach dem deutſch⸗polniſchen Vertrage ſind zwar auch 
für die Abſendung von Zuſtellungsanträgen und Rechtshilfe⸗ 
erſuchen alle gerichtlichen Behörden des einen Staates, für 
die Entgegennahme aber nur die Landgerichtspräſidenten 
(in Polen die Präſidenten der Gerichtshöfe erſter Inſtanz) 
zuſtändig. Zwiſchen Deutſchland und der Tſchechoſlowakei gilt 
das gleiche hinſichtlich der Entgegennahme von Zuſtellungs⸗ 
anträgen und Rechtshilfeerſuchen, hinſichtlich der Abſendung 
ſind nur auf deutſcher Seite alle gerichtlichen Behörden, 
auf tſchechoſlowakiſcher Seite dagegen allein die Präſidenten 
der Gerichtshöfe erſter Inſtanz zuständig (Art. 5). 


Die Sprachenfrage iſt Polen und der Tſchechoſlowakei 
gegenüber ſo geregelt, daß Zuſtellungsanträge und 
Rechtshilfeerſuchen in der „offiziellen Sprache“ 
des erſuchenden Staates abzufaſſen ſind (Art. 10 
des polniſchen, Art. 6 des tſchechoſlowakiſchen Vertrages). 
Als offizielle Sprache gilt für Polen die polniſche (Art. 20), 
für die Tſchechoſlowakei die Staatsſprache (tſchechiſche) (Art. 6 
Abſ. 2). Um Schwierigkeiten, die der erſuchte Staat bei der 
Beſchaffung der Überſetzung des Erſuchens haben könnte, vor⸗ 
zubeugen, iſt der Art. 6 des deutſch⸗tſchechoſlowakiſchen 
Vertrages in Ziffer 3 des Zuſaßzprotokolls (RG Bl. 1923 II, 
62) noch dahin ergänzt worden, daß den Rechtshilfe⸗ 
erſuchen (nicht auch Zuſtellungsanträgen) ſowie deren An⸗ 
lagen eine Überſetzung in die offizielle Sprache 
des erſuchten Teiles beizufügen iſt. Gleichzeitig 
iſt in dem Zuſatzprotokoll das Einverſtändnis der beider⸗ 
ſeitigen Vertrags bevollmächtigten dahin feſtgeſtellt, daß in den 
Fällen, in denen der erſuchenden Behörde die Beſchaffung der 
Überſetzung beſondere Schwierigkeiten bereiten ſollte, die er⸗ 
ſuchte Behörde ihr dabei tunlichſt behilflich ſein wird. Der 
letzterwähnte Ausweg wird unter anderem in den Fällen 
praktiſch werden können, in denen ein kleineres deutſches Ge⸗ 
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richt, dem kein Dolmetſcher der tſchechiſchen Sprache zur Ver⸗ 
fügung ſteht, ein eiliges Rechtshilfeerſuchen an eine tſchecho⸗ 
flowakiſche Behörde zu richten hat. Im Verhältnis zu Polen 
find ähnliche Beſtimmungen nicht getroffen, hier ſchreibt im 
Rechtshilfeverkehr nach Art. 10 des Vertrages jede Behörde 
ausnahmslos in ihrer Sprache, ohne daß es der Beifügung 
einer Überſetzung bedarf. Für Zuſtellungsanträge wird die 
Sprachenfrage dadurch praktiſch weſentlich vereinfacht, daß 
nach Nr. 2 des Zuſatzprotokolls zum deutſch⸗tſchechoſlowakiſchen 
Vertrage und nach Art. 10 Abf. 2 des deutſch⸗polniſchen Ver⸗ 
trages doppelſprachige Formulare verwendet werden. Das 
Muſter des deutſch⸗tſchechoſlowakiſchen Formulars iſt im 
RGBl. 1924 II, 134/135 abgedruckt. 


In den übrigen Einzelheiten lehnt ſich die Regelung 
des Rechtshilfeverkehrs in allen drei Verträgen ſo eng an 
das HA. an, daß ſich eine ausführlichere Darſtellung er⸗ 
übrigt. Es ſei nur folgendes hervorgehoben. Bei Zuſtel⸗ 
lungsanträgen kann ſich die zuſtändige Behörde des anderen 
Staates grundſätzlich darauf beſchränken, „die Zuſtellung 
durch Übergabe des Schriftſtückes an den Empfänger zu be⸗ 
wirken, ſofern er zur Aunahme bereit iſt“. Die Zuſtellung 
wird in dieſem Falle „durch ein mit Datum verſehenes und 
beglaubigtes Empfangsbekenntnis des Empfängers“ nachge⸗ 
wieſen. Soll die Zuſtellung unter der durch die innere Ge⸗ 
ſetzgebung des erſuchten Staates vorgeſchriebene Form er⸗ 
folgen, was insbeſondere dann nötig wird, wenn eine Erſatz⸗ 
oder Zwangszuſtellung ermöglicht werden ſoll, ſo bedarf es 
eines entſprechenden Antrags der erſuchenden Behörde. Der 
deutſch⸗öſterreichiſche und deutſch⸗polniſche Vertrag ermöglichen 
daneben noch den Antrag, daß die Zuſtellung in einer „be⸗ 
ſonderen Form“ erfolgt, ſofern dieſe der inneren Geſetz⸗ 
gebung des erſuchten Staates nicht zuwiderläuft. Für den 
Antrag auf formelle Zuſtellung im Sinne der beiden vorher⸗ 
gehenden Sätze it im deutſch⸗tſchechoſlowakiſchen (Mrt. 7 Abſ. 2 
und 3) und deutſch⸗polniſchen (Art. 11 Abſ. 2 und 3) Ver⸗ 
trag entſprechend dem HA. noch die beſondere Vorausſetzung 
aufgeſtellt, daß das zuzuſtellende Schriftſtück „in der 
offiziellen Sprache des erſuchten Staates abgefaßt oder von 
einer (beglaubigten) Überſetzung in dieſe Sprache begleitet it”, 
was alſo, wenn nur Zuſtellung durch einfache Übergabe ge⸗ 
wünſcht wird, nicht erforderlich iſt. Daß der Zuſtellungs⸗ 
antrag ſelbſt ſowohl im Verkehr mit der Tſchechoſlowakei 
wie mit Polen nur in der Sprache der erſuchenden Be⸗ 
hörde abzufaſſen ift und es der Beifügung einer Überſetzung 
in keinem Falle bedarf, ergibt ſchon der vorhergehende Abſatz. 


In Art. 6 des H A. waren mehrere Möglichkeiten vor- 
geſehen, nach denen ein Staat in einem anderen Zuſtellungen 
ohne Inanſpruchnahme von deſſen Behörden vornehmen 
konnte oder die Beteiligten die Zuſtellungen unmittelbar durch 
Inanſpruchnahme der Vollziehungsbeamten oder ſonſt zu⸗ 
ſtändigen Beamten des Beſtimmungsſtaates bewirken laſſen 
konnten. Von dieſen Möglichkeiten iſt im Hinblick auf die 
innere Geſetzgebung der Vertragsſtaaten im deutſch⸗polniſchen 
(Art. 13) und deutſch⸗öſterreichiſchen (Art. 14) Vertrage nur 
die eine berückſichtigt, daß jeder der Vertragsſtaaten die Be⸗ 
fugnis hat, „Zuſtellungen an eigene Staatsangehörige, die ſich 
im Gebiet des anderen Staates befinden, durch ſeine diplo⸗ 
matiſchen oder konſulariſchen Vertreter ohne Anwendung von 
Zwang bewirken zu laſſen“. Der deutſch⸗tſchechoflowakiſche 
Vertrag enthält hierüber keine Vorſchrift, man wird aber auch 
in dieſem Falle daraus nicht den Schluß ziehen dürfen, daß 
damit eine derartige Zuſtellungsmöglichkeit zwiſchen Deutſch⸗ 
land und der Tſchechoſlowakei ausgeſchloſſen werden ſollte. 
Man hielt eine beſondere Regelung nicht für erforderlich, weil 
eine derartige Zuſtellung an eigene Staatsangehörige ohne An⸗ 
nahmezwang, auch wenn ſie im Gebiete des anderen Staates 
erfolgt, keinen Eingriff in deſſen Staatshoheit bedeutet. 

Hinſichtlich der Rechtshilfeerſuchen begründen alle drei 
Verträge in übereinſtimmung mit dem HA. die Verpflichtung 
der erſuchten Behörde, dem Erſuchen zu entſprechen und dabei 
dieſelben Zwangsmittel anzuwenden wie bei der Erledigung 
des Erſuchens der eigenen Behörden oder eines zum gleichen 
Zwecke geſtellten Antrags einer beteiligten Partei. Der deutſch⸗ 
öſterreichiſche (Art. 15 Abſ. 2) und der deutſch⸗polniſche Ber- 
trag (Art. 14 Mf. 1) machen hierbei ausdrücklich eine Aus⸗ 
nahme für Zwangsmittel zum perſönlichen Erſcheinen der 
Parteien. Der deutſch⸗tſchechoſlowakiſche Vertrag enthält eine 
ſolche Ausnahme nicht. Das durfte aber ohne praktiſche Be⸗ 
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deutung fein, denn da in dem in der Tſchechoſlowakei gel- 
tenden Prozeßrecht ein Zwang der Parteien zum Erſcheinen 
nicht vorgeſehen iſt, kann es ſchon nach der allgemeinen Vor⸗ 
ſchrift des Art. 9 des deutſch⸗tſchechoſlowakiſchen Vertrages 
weder in Frage kommen, daß ein tſchechiſches Gericht ein 
deutſches um Vernehmung einer Partei unter Androhung 
von Zwangsmitteln erſucht, noch daß es ſelbſt auf Erſuchen 
eines deutſchen Gerichts ſolche auch bei Erſuchen von 
Gerichten ſeines Landes nicht zur Anwendung kommenden 
Zwangsmittel gebraucht. Die Form der Erledigung eines 
Rechtshilfeerſuchens richtet ſich grundſätzlich nach dem Recht 
des erſuchten Staates, doch ift auch dem Antrage, nach einer 
beſonderen Form zu verfahren, zu entſprechen, wenn dieſe 
Form der Geſetzgebung des erſuchten Staates nicht zuwider⸗ 
läuft. Der deutſch⸗öſterreichiſche Vertrag ſtellt in Art. 15 noch 
beſonders feſt, daß den Erſuchen deutſcher Gerichte um Ab⸗ 
nahme von Parteieiden in Oſterreich und den Erſuchen öfter- 
reichiſcher um eidliche Vernehmung einer Partei im Deutſchen 
Reiche zu entſprechen iſt, wenn die zu beeidigende Perſon nach 
dem Rechte des erſuchten Staates eidesmündig iſt. Hiermit 
wird indeſſen kein neues Recht geſchaffen, ſondern nur die 
Auslegung, die bisher ſchon das HA. erfuhr (vgl. v. Nor- 
mann a. a. O. 43), klargeſtellt. Man wird deshalb auch bei 
der Auslegung des deutſch⸗tſchechoſlowakiſchen und deutſch⸗pol⸗ 
niſchen Vertrages, obwohl hier entſprechende Vorſchriften 
fehlen, von dem gleichen Grundſatze ausgehen können. 

Eine Ablehnung von Zuſtellungsanträgen und Rechts⸗ 
Hiffeerfuchen, die ſich im Rahmen der vorerörterten Erforder⸗ 
niſſe halten, iſt in allen drei Verträgen nur für den Fall 
vorgeſehen, daß der erſuchte Staat ſie für geeignet hält, ſeine 
Hoheitsrechte oder ſeine Sicherheit zu gefährden. 

Alle drei Verträge beſtimmen ferner, daß bei der Er⸗ 
ledigung von Rechtshilfeerſuchen die erſuchende Behörde auf 
ihr Verlangen von der Zeit und dem Orte der vor⸗ 
zunehmenden Handlung zu benachrichtigen iſt, damit, wie der 
deutſch⸗tſchechoſlowakiſche (Art. 9 Abſ. 2) und der deutſch⸗ 
polniſche (Art. 14 Abſ. 2) noch beſonders betonen, die be⸗ 
teiligte Partei in der Lage iſt, ihr beizuwohnen. 

Hinſichtlich der Koſten der Rechtshilfe beſtimmt Art. 11 
des deutſch⸗tſchechoſlowakiſchen Vertrages in enger Anlehnung 
an Art. 3 Abſ. 2 und 16 HA., daß für die Erledigung von 
Zuſtellungsanträgen und Rechtshilfeerſuchen Gebühren oder 
Auslagen nicht erhoben werden dürfen, ausgenommen jedoch 
die an Zeugen oder Sachverſtändige gezahlten Entſchädi⸗ 
gungen ſowie die Auslagen, die durch Mitwirkung eines Voll⸗ 
ziehungsbeamten im Falle des Art. 7 Abſ. 2 oder durch An⸗ 
wendung einer beſonderen Form gemäß Art. 9 Abſ. 1 ent⸗ 
fanden find. Der deutſch⸗öſterreichiſche (Art. 18) und der 
deutſch⸗polniſche (Art. 17) Vertrag gehen darüber hinaus und 
laſſen, abgeſehen von den an Sachverſtändige gezahlten Ent⸗ 
ſchädigungen, keine Erhebung von Gebühren oder Auslagen 
irgendwelcher Art zu, beſtimmen aber, um einen gewiſſen Aus⸗ 
gleich zu ſchaffen, daß die erſuchte Behörde den Betrag der 
ihr erwachſenen, nicht erſtattungsfähigen Auslagen der er⸗ 
ſuchten Behörde mitzuteilen hat, damit dieſe fie von der er: 
ſtattungspflichtigen Perſon auf eigene Rechnung einziehen kann. 


3. Die Vollſtreckung von Entſcheidungen 
des einen Staates im anderen Staate. 


Wie ſchon erwähnt wurde, ift, abgeſehen von den im Zu⸗ 
ſammenhang mit der Befreiung von der Koſtenſicherheit er⸗ 
örterten Koſtenentſcheidungen, nur in dem deutſch⸗öſterreichi⸗ 
ſchen Vertrage und im Anſchluß an den deutſch⸗tſchechoſlowa⸗ 
kiſchen, nicht dagegen im deutſch⸗polniſchen, eine Voll⸗ 
ſtreckung der im andern Staate errichteten Vollſtreckungstitel 
ermöglicht. 

Die Tragweite der in dieſer Richtung gegenüber der 
Tſchechoſlowakei durch die Bek. v. 25. Juni 1924 (RG.⸗ 
Bl. II, 133) geſchaffenen Rechtslage iſt in dieſer Zeitſchrift 
wiederholt ſchon ſo eingehend erörtert (1924, 1352, 1858; 
1925, 456, 457), daß ſich eine ausführlichere Darſtellung er⸗ 
übrigt. Es ſei hier nur betont, daß alle rechtskräftigen und 
vollſtreckungsfähigen Entſcheidungen bürgerlicher Gerichte 
(auch ſoweit fie Sondergerichte find) unter die Bekannt⸗ 
machung fallen, ferner auch die Auszüge aus der Konkurs⸗ 
tabelle. Nicht erwähnt ſind dagegen Vergleiche und voll⸗ 
ſtreckbare Urkunden, da für Deutſchland die Grundlage für 
die Wirkſamkeit der Bek. v. 25. Juni 1924 die 88 328, 722 
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3 O. bilden und diefe nur von Urteilen ſprechen, denen Bera 
gleiche oder vollſtreckbare Urkunden nicht gleichgeſtellt werden 
können. Dagegen erwähnt die Bekanntmachung ausdrücklich, 
nach der Rechtſprechung des RG. könne als Grundſatz gelten, 
daß aus einem ausländiſchen Schiedsſpruche bei den 
deutſchen Gerichten ein Vollſtreckungsurteil (jetzt ein Beſchluß 
über die Vollſtreckbarerklärung — 81042 in neuer Faſſung —) 
beantragt werden kann, ſofern der Schiedsſpruch gemäß den 
Vorſchriften der deutſchen ZPO. ergangen 0) und nicht etwa 
nach dem für das fragliche Rechtsverhältnis maßgebenden aus⸗ 
ländiſchen Recht als unwirkſam anzuſehen iſt. Im Anſchluß 
hieran ſtellt dann die in der Bekanntmachung wiedergegebene 
tſchechoſlowakiſche Regierungserklärung feſt, daß auch inſoweit 
die Gegenſeitigkeit zwiſchen dem Deutſchen Reiche und der 
tſchechoflowakiſchen Republik verbürgt feit). Dag fiğ die 
Durchführung der Vollſtreckung von Schuldtiteln des anderen 
Staates in jedem Staate nach deſſen innerem Recht richtet, 
ift bereits erwähnt. Zur Vollſtreckung eines tſchechoſlowa⸗ 
kiſchen Urteils in Deutſchland bedarf es deshalb eines Voll⸗ 
ſtreckungsurteils gemäß 8722 ZPO. 


Zwiſchen Deutſchland und Hſterreich ift die wechſel⸗ 
ſeitige Vollſtreckung von Schuldtiteln wie gleichfalls ſchon 
erwähnt wurde, im Rechtshilſevertrage ſelbſt, und zwar auch 
hinſichtlich des dabei anzuwendenden Verfahrens, geregelt 
(III. Abſchnitt Art. 19—33). Da ich an anderer Stelle (LZ. 
1925, 413—421) eine eingehendere Darſtellung hierüber ge- 
geben habe, ſei mir geſtattet, darauf zu verweiſen und an 
dieſer Stelle nur die Hauptgeſichtspunkte hervorzuheben. 


1. Als zugelaſſene Vollſtreckungstitel kommen 
neben Urteilen ſonſtige vollſtreckungsfähige Entſcheidungen 
bürgerlicher Gerichte in Betracht, ſämtlich aber nur unter 
der Vorausſetzung der Rechtskraft. Arreſte und einſtweilige 
Verfügungen ſind ſtets ausgenommen, auch ſoweit ſie durch 
rechtskräftiges Urteil ausgebracht ſind. Daß den bürgerlichen 
ordentlichen Gerichten bürgerliche Sondergerichte gleichſtehen, 
iſt in dieſem Zuſammenhange noch beſonders betont, das 
gleiche iſt für diejenigen Schiedsgerichte vorgeſehen, „die 
ohne Rückſicht auf einen Schiedsvertrag vermöge einer be⸗ 
ſonderen ſtaatlichen Anordnung zur Entſcheidung privatrecht⸗ 
licher Anſprüche zuſtändig ſind“. Nach Art. 32 ſtehen den 
„Entſcheidungen“ hinſichtlich der Vollſtreckbarkeit „die vor 
einem bürgerlichen Gericht im ſtreitigen Verfahren geſchloſſe⸗ 
nen Vergleiche v) und die gerichtlich beſtätigten Vermögens- 
auseinanderſetzungen und Dispachen ſowie die gerichtlichen 
und notariellen Urkunden, in denen ſich der Verpflichtete der 
Zwangsvollſtreckung unterworfen hat, gleich“. Die Auszüge 
aus der Konkurstabelle ſind nicht erwähnt, fallen aber ebenſo 
wie die entſprechenden öſterreichiſchen ſog. Liguidierungspro⸗ 
tokolle mit unter den Vertrag, da ſie Urteilen gleichſtehen 
(88 145 Abſ. 2, 164 Abſ. 2 deutſche KO. und 861 öſter⸗ 
reichiſche KO. — vgl. auch Preuß JM Bl. Allg. Verf. v. 
15. Dez. 1924 S. 431). Schiedsſprüche ſind im Vertrage nicht 
erwähnt, für fie gelten die allgemeinen Regeln (vgl. Stein, 
Anm. III zu § 1042). Da in Sſterreich nach denſelben Grund⸗ 
ſätzen verfahren wird, ſo iſt auch hinſichtlich der Schieds⸗ 
ſprüche wechſelſeitig ihre Durchführung im anderen Staat 
geſichert (vgl. auch VO. v. 5. Okt. 1924 öſterreichiſches Bundes- 
geſetzblatt S. 1289). 


2. Zuſtändig iſt für die Bewilligung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung aus dem im anderen Staate erwachſenen Schuldtitel 
in Deutſchland das AG., in Oſterreich das Bezirksgericht ohne 
Rücksicht auf die Höhe des Streitwerts. Die örtliche Zu⸗ 
ſtändigkeit ergibt der allgemeine Gerichtsſtand des Schuldners. 
In Ermangelung eines ſolchen iſt das Gericht zuſtändig, in 


za) Hierzu gehört u. a., daß der ausländiſche Schiedsſpruch auch 
gemäß 8 1039 BPD. zugeſtellt und niedergelegt ift, eine Voraus⸗ 
ſetzung, deren Erfüllung nicht felten, insbeſondere auch gerade bei 
Anträgen auf Vollſtreckung tſchechoſlowakiſcher Schuldtitel Schwierig⸗ 
keiten gemacht hat. 

4) Soweit unſer Recht in Betracht kommt, hat, ſtreng ge⸗ 
nommen, die Vollſtreckung ausländiſcher Schiedsſprüche ihre Grund» 
lage nicht in der Gegenſeitigkeitsvorſchrift des 8328 in Verb. mit 
8722 BPO., da in Deutſchland nicht der Schiedsſpruch, ſondern der 
Vollſtreckbarkeitsbeſchluß des § 1042 den Vollſtreckungstitel bildet und 
auf deſſen Erlaſſung 8 328 nicht anwendbar iſt. 


5) Bei ſinngemäßer Auslegung wird man trotz des Wortlauts 
auch im Güteverfahren abgeſchloſſene Vergleiche hierher rechnen können. 
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deſſen Bezirk ſich Vermögen des Verpflichteten befindet oder 
die Vollſtreckungshandlung vorzunehmen iſt. 

3. Von den Erforderniſſen des Antrags, die in 
Art. 21 ff. genau aufgezählt ſind, iſt beſonders hervorzuheben, 
daß mit der Ausfertigung der Entſcheidung auch eine Be⸗ 
ſcheinigung über ihre Rechtskraft vorzulegen if. Nicht dagegen 
bedarf es der Vollſtreckungsklauſel, denn dieſe hat im anderen 
Staate keine Bedeutung, an ihre Stelle tritt die Vollſtreckungs⸗ 
bewilligung durch den anderen Staat. Deshalb ſind auch in 
den Fällen, in denen im Inland die Vollſtreckungsklauſel 
nur nach dem Nachweis des Eintritts einer Bedingung oder 
für oder gegen einen Rechtsnachfolger zu erteilen wäre, für die 
Vollſtreckung im anderen Staate deſſen für die Vollſtreckungs⸗ 
bewilligung zuſtändiger Behörde die erforderlichen Nach⸗ 
weiſungen zu erbringen. Dieſe Behörde hat dabei inſoweit 
(Art. 23) das Recht des Staates anzuwenden, von deſſen Ge⸗ 
richt die Entſcheidung erlaſſen war. 

4. Die Entſcheidung über den Antrag ergeht 
nicht mehr in einem mit Urteil abſchließenden förmlichen 
Prozeß⸗, ſondern im Beſchlußverfahren (Art. 24 Abſ. 1). 
Vorherige — ſchriftliche oder mündliche — Anhörung des 
Schuldners kommt nur inſoweit in Frage, als dies dem 
Gericht zur Behebung von Zweifeln ſachgemäß erſcheint. 

Art. 26 des Vertrages ſieht beſondere, im weſentlichen an 
8328 ZPO. angelehnte, Verſagungsgründe gegenüber 
dem Vollſtreckungsantrage vor, und zwar 

a) allgemein wirkſame, nämlich: 

a) Beſtehen eines ausſchließlichen Gerichtsſtandes im 
Vollſtreckungsſtaat 6), 

8) den Fall, daß durch die Zwangsvollſtreckung ein 
Rechtsverhältnis zur Anerkennung oder ein An⸗ 
ſpruch zur Verwirklichung gelangen ſoll, dem im 
Gebiet des Vollſtreckungsſtaates aus Rückſichten der 
öffentlichen Ordnung oder der Sittlichkeit die Gül⸗ 
tigkeit, Verfolgbarkeit oder Klagbarkeit verſagt iſt; 

b) beſondere, die nur zugunſten eines inländiſchen Be⸗ 

teiligten wirken, und zwar: 

a) den Fall, daß der zu vollſtreckenden Entſcheidung ein 
anderes als das nach dem Rechte des Vollſtreckungs⸗ 
ſtaates anzuwendende Geſetz bezüglich der Hand⸗ 
lungs⸗ oder Prozeßfähigkeit oder geſetzlichen Ver⸗ 
tretung des inländiſchen Beteiligten, oder bei Be⸗ 
urteilung eines für den Auſpruch maßgebenden 
familien⸗ oder erbrechtlichen Verhältniſſes uſw. zu⸗ 
grunde gelegt iſt (vgl. 8 328 Nr. 3 BPI), 

8) den Fall, daß ſich der inländiſche Beteiligte auf den 
Rechtsſtreit nicht eingelaſſen hatte und ihm die 


e) Inſofern weicht der Vertrag von 8 328 Abſ. 1 Nr. 1 ab, der 
die Anerkennung eines ausländiſchen Urteils in Deutſchland nicht 
nur dann verſagt, wenn für die betr. Streitſache deutſche Gerichte 
ausſchließlich zuſtändig waren, ſondern auch dann, wenn ſich bei der 
Anwendung der deutſchen Zuſtändigkeitsvorſchriften keine Zuſtändig⸗ 
keit im anderen Staate ergeben würde. 
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Ladung lediglich im Wege der Erſatz⸗ oder öffent⸗ 
lichen Zuſtellung zugeſtellt war, 
J) den Fall, daß für die Entſcheidung des erkennenden 
Gerichts lediglich der Gerichtsſtand des Vermögens 
oder der ſogenannte Fakturengerichtsſtand (8 88 
Abſ. 2 öſterr. Jurisdiktionsnorm) gegeben war. 
Das um die Vollſtreckungsbewilligung angegangene Gericht 
hat ſeine Nachprüfung der zu vollſtreckenden Entſcheidung auf 
die erwähnten Verſagungsgründe zu beſchränken, iſt aber 
andererſeits bei dieſer Prüfung an die tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen der Entſcheidung nicht gebunden (Art. 25 Abſ. 4). 


5. Als Rechtsmittel gegen Gewährung wie Verſagung 
der Vollſtreckungsbewilligung iſt in Deutſchland die ſofortige 
Beſchwerde, in Oſterreich der Rekurs gegeben. Im Falle der 
Bewilligung der Vollſtreckung kann aber der Schuldner zur 
Geltendmachung von Verſagungsgründen ſtatt des Be⸗ 
ſchwerdeweges auch den des Widerſpruchs wählen, wodurch 
er eine Nachprüfung der Vollſtreckungsbewilligung in einem 
förmlichen mündlichen, mit einem Urteil abſchließenden Ver⸗ 
fahren erreicht. Einwendungen des Schuldners aus 8 767, 
732, 768 ZPO. können ebenfalls durch Beſchwerde oder durch 
Widerſpruch, ſtatt deſſen aber auch in dem nach dem inneren 
Recht des Vollſtreckungsſtaates zuläſſigen beſonderen Ver⸗ 
fahren verfolgt werden (Art. 26 — 28). 


6. Soweit keiner der Gründe vorliegt, die zur Ver⸗ 
ſagung der Vollſtreckung führen müßten, läßt Art. 34 des 
Vertrages rechtskräftige Entſcheidungen, die in einem Ver⸗ 
tragsſtaat ergangen ſind, auch im anderen Staate wirkſam 
ſein, ohne daß es hierzu der Herbeiführung eines Anerkennungs⸗ 
beſchluſſes bedürfte. Dieſe Ausdehnung der Rechts⸗ 
kraftwirkung tritt jedoch nicht ein bei Entſcheidungen in 
Eheſachen, Statusſachen, über Todeserklärungen ſowie bei 
Konkursentſcheidungen. Hier bleiben die in beiden Staaten 
geltenden Vorſchriften unberührt. Es bleibt alfo dabei, daß 
in Oſterreich ein deutſches Urteil, das die Ehe öſterreichiſcher 
Staatsangehöriger ſcheidet, nicht anerkannt wird. — — 


Der Vollſtändigkeit halber ſei am Schluß noch hervor⸗ 
gehoben, daß der deutſch⸗polniſche Vertrag in Art. 18 noch 
Vorſchriften über Beglaubigung (Legaliſation) von Ur⸗ 
kunden und in Art. 19 ſolche über Mitteilung ſtandesamt⸗ 
licher Urkunden enthält. Mit Oſterreich it ein beſonderer 
Beglaubigungsvertrag gleichzeitig mit dem Rechts⸗ 
hilfevertrag geſchloſſen. Mit der Tſchechoflowakei ift die Be⸗ 
glaubigungsfrage dadurch geregelt, daß infolge einer auf 
Grund von Art. 289 des FV. von der tſchechoſlowakiſchen 
Regierung der deutſchen gemachten Mitteilung neben anderen 
Verträgen der am 25. Febr. 1880 zwiſchen dem Deutſchen 
Reich und der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie geſchloſſene 
Beglaubigungsvertrag zwiſchen Deutſchland und der Tſchecho⸗ 
ſlowakei v. 9. Juli 1920 ab in Kraft geſetzt iſt (Bek. v. 5. Mai 
1921 RGBl. 504). 


Für alle drei Verträge iſt die Möglichkeit einer Kün⸗ 
digung mit ſechsmonatiger Friſt vorgeſehen. i 


Das Geſetzbuch des Völkerrechts. 


Von Privatdozent Dr. Fr. W. von Rauchhaupt, Heidelberg. 


Der Mangel eines einheitlichen Geſetzbuches iſt zweifel⸗ 
los mit Anlaß der bekannten Unſicherheit des Völkerrechts, 
und die fehlende Formulierung feiner Rechtssätze und Prinzi⸗ 
pien geſtattet einen leichteren Wechſel von einer Auffaſſung 
zur gegenſätzlichen, wie man es vor allem während des Krieges 
erlebte. Umgekehrt iſt das VR. eine Materie, die wegen ihrer 
gemeinſamen Zuſtändigkeit für alle ziviliſierten Staaten und 
Zungen der einheitlichen Faſſung mächtigere Widerſtände 
entgegenſtellt, als irgendein rein nationales Rechtsgebiet. So 
bildet die gefeßmäßige Formulierung des VR. ein erſtrebens⸗ 
wertes Ziel, aber auch eine crux der juriſtiſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft, die hart auf die Schultern ihrer Jünger drückt und 
noch ſtändig neue Lageverſchiebungen erfordert. In neuerer 
Zeit ſind es vor allem die in der Pan⸗Amerikaniſchen Union 
zuſammengeſchloſſenen und unter ihnen wiederum die hiſpano⸗ 
amerikaniſchen Staaten, die dieſer Aufgabe mutig näher 


treten und auf dem beſten Wege ſind, bald diskutable Reſul⸗ 
tate vorzulegen. 

1. Geſetzbücher ſind Kodifikationen oder Rekopilationen. 
Eine Kodifikation iſt die, unter Aufhebung der älteren Ge⸗ 
ſetzgebung, möglichſt erſchöpfende Regelung einer in ſich ab⸗ 
geſchloſſenen Rechtsmaterie für den künftigen Gebrauch; ſie 
weiſt deshalb vielfach einen die allgemeinen Grundlagen beſtim⸗ 
menden allgemeinen Teil auf. Im Gegenſatz will die Reko⸗ 
pilation den aus der Vergangenheit überkommenen Beſtand 
des Rechts nur von ſeinen überlebten Beimiſchungen be⸗ 
reinigen und den Reſt ſozuſagen auf neue Rechnung vor⸗ 
tragen. Die Rekopilation wirkt alſo nicht erſchöpfend oder 
neuſchöpfend; es kann alſo noch auf die ältere, nicht mitreko⸗ 
pilierte Geſetzgebung zurückgegriffen werden. Nur wäre dann 
deren Fortbeſtand neben der Rekopilation zu beweiſen. Kodifi⸗ 
kationen finden ſich im primitiven Staat und wiederum meiſt 
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erſt im hochziviliſierten, durch die napoleoniſchen Kodifikationen 
von Teilmaterien geklärten Rechtsſtaat des XIX. Jahrhun⸗ 
derts. Die Zwiſchenzeit wird, abgeſehen von gelegentlichen 
und wohl zufälligen Ausnahmen (J. B. in den Codices juris 
bavarici von 1751—1756) mit Rekopilationen ausgefüllt. 

2. Für das VR. wurde gleich der große Wurf der Kodifi⸗ 
kation empfohlen, aber er iſt bisher nicht geglückt. An Ver⸗ 
ſuchen fehlt es nicht!). Das älteſte einſchlägige Programm 
in 21 Artikeln entwarf 1793 Grégoire. Eingehendere 
Grundſätze ſtellte danach für die anglo⸗ſächſiſche Schule Je⸗ 
remu Bentham in feinen Principles of International 
Law?) auf. Ein neuer Anſtoß erfolgte dann von ſeiten der 
franzöſiſch⸗kontinentalen Schule mit der Begründung des 
Institut de Droit international von 1873. Und zu neuem 
Leben erſtand der Plan durch die rege Tätigkeit des jungen 
Pan⸗Amerikanismus ). Auf der III. Pan⸗Amerikaniſchen Kon⸗ 
ferenz von 1906 war der Zuſammentritt einer I. Pan⸗Ame⸗ 
rikaniſchen Wiſſenſchaftlichen Konferenz beſchloſſen; ſie fand 
1908 ſtatt, und auf ihr behauptete der chileniſche Vertreter 
Alejandro Alvarez die Teilbarkeit des VR. nach Kon⸗ 
tinenten, während der Braſilianer Sa Vianna für die 
Einheitlichkeit und Unteilbarkeit des VR. eintrat. Aber die 
Anſicht von A. Alvarez errang das Übergewicht und be⸗ 
einflußte maßgeblich die der III. Pan⸗Amerikaniſchen Kon⸗ 
ferenz von 1910 nachfolgende II. Wiſſenſchaftliche Pan⸗Ame⸗ 
rikaniſche Konferenz von 1912, auf der die Kodifikations⸗ 
arbeit auf 6 (in Waſhington und 5 hiſpano⸗amerikaniſchen 
Städten arbeitende) Kommiſſionen verteilt wurde. Der Ver⸗ 
tiefung dieſer Arbeiten diente auch das von J. B. Scott 
und A. Alvarez ins Leben gerufene American Institute 
of International Law, das unter Unterſtützung des Institut 
de Droit international die amerikaniſchen Beſonderheiten des 
VR. pflegen ſoll. Von den genannten 6 Kodifikations⸗Kom⸗ 
miſſionen hat beſonders die von A. Alvarez ſelbſt ge- 
förderte 3. Kommiſſion von Santiago de Chile treffliche 
Arbeit geleiſtet. Auf den gleichen Verfaſſer geht dann auch 
ein der V. Pan⸗Amerikaniſchen Konferenz von 1923 in San⸗ 
tiago de Chile vorgelegter Entwurf zu einer Einteilung der 
in Ausſicht genommenen Kodifikation des VR. zurück. Er 
wurde ergänzt durch ein 1924 veröffentlichtes Programm)), 
das für die 1925 in Rio de Janeiro zu feiernde Pan⸗Ame⸗ 
rikaniſche Juriſten⸗Konferenz ein zweibändiges Werk antün⸗ 
digt, deſſen 2. Band die vorzuſchlagende Faſſung der ame⸗ 
rikaniſchen VR.⸗Kodifikation enthalten wird. In ihm hängt 
A. Alvarez ſeiner amerikaniſch⸗partikulariſtiſchen Theorie 
von 1908, wohl auf Grund der amerikaniſchen Teilnahme 
am Verſailler Weltkonzert und ſeinen Folgen, nicht mehr ſo 
ſtreng an wie ehedem, ſondern wünſcht nur neben dem Welt⸗ 
VR. ſchuldige Berückſichtigung der amerikaniſchen Beſonder⸗ 
heiten. Die vorläufige Einteilung und Aufzählung der zu 
behandelnden Materien ſoll hier kurz mitgeteilt werden: 

A. Allgem. Teil: Grundbegriffe und Prinzipien 
des VR. 

J. Grundbegriffe: 1. Natur und Herrſchaftsgebiet des VR.; 
2. Reichweite der Normen (règles) des VR.; 3. Quellen der 
VR. Normen; 4. obligatoriſche Kraft der VR.⸗Normen und 
ihre Aufhebung; 5. Entwicklung und Auslegung der VR.⸗ 
Normen; 6. Sanktion der VR.⸗Normen. 

II. Erklärung der Rechte und Pflichten der Staaten und 
Nationen; dazu Deklaration des American Institute of Inter- 
national Law von 1916. 

III. BR.-Nechte der Einzelperſonen und internationalen 
Verbände (associations). 

IV. Sonſtige Grundprinzipien des VR. 

V. Erklärung der VR.⸗Prinzipien betreffend beſtimmte 
Materien (die auch auf den Pan⸗Amerikaniſchen Konferenzen 
behandelt wurden): 1. Arbeitergeſetzgebung; 2. Geſundheits⸗ 
weſen; 3. Freiheit des Handels; 4. Freiheit der Verbindungs⸗ 


) Vgl. P. Heilborn, Grundbegriffe und Geſchichte des VR. 
in Handbuch des VR. 1 (1912) 81—86 und Strupp in Handb. d. VR. 
„688 ff. 

2) In der Ausgabe von J. Browning, Edinburgh 1843, 
II 535—560 und Anhang 61—71. 

3) Bgl. mein VR. Eigentümlichkeiten Amerikas, insbeſ. Hiſpano⸗ 
Amerikas (1925) 48 ff., 8. 

) A. Alvarez, Le nouveau droit international publie et 
sa codification en Amérique, Paris 1924, bet, 57—66. 
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wege zur See, auf Flüſſen, zu Lande und in der Luft; 5. Ver⸗ 
teilung der Rohſtoffe. 

VI. Wünſche und Empfehlungen: für die Zukunft. 

B. Beſonderer Teil. — Abſchn. I: VR.⸗Organi⸗ 
ſation betreffend beſtimmte Materien: 

L Geſundheitsweſen; dazu der Entwurf und die Emp⸗ 
fehlungen der V. Pan⸗Amerikaniſchen Konferenz. \ 

II. Verbindungswege zur See: 1. Allgemeine Beſtim⸗ 
mungen; 2. Küſtengewäſſer; 3. anſchließende Zone; 4. Hohe 
See; 5. Meerengen und natürliche Kanäle, die zwei Meere 
verbinden; 6 künſtliche Kanäle; 7. die VR.⸗Kommiſſion zur 
Überwachung der Anwendung dieſer Beſtimmungen. 

III. Neutralität zur See: 1. Allgemeine Beſtimmungen; 
2. die Verſammlung der Neutralen [II; 3. die Freiheit des 
Handels in Kriegszeiten; 4. Pflichten und Rechte der Krieg⸗ 
führenden; 5. Rechte und Pflichten der Neutralen (man be⸗ 
achte die Wortſtellung); 6. Beobachtung und Sanktionen der 
Geſetze über Neutralität und Kriegführung. 

IV. Verbindungen zu Lande und in der Luft; dazu Reſo⸗ 
lutionen der V. Pan⸗Amerikaniſchen Konferenz. 

V. Literariſches und künſtleriſches Eigentum; dazu die 
Konvention der IV. und Reſolution der V. Pan⸗Amerikani⸗ 
ſchen Konferenz. 

VI. Schutz der Fabrikmarken, des Handels, der Land⸗ 
wirtſchaft und der Handelsnamen; dazu die Konvention der 
V. Pan⸗Amerikaniſchen Konferenz. 

VII. Erledigung von Streitigkeiten durch Arbitrage; 
letzte Behandlung auf der V. Pan⸗Amerikaniſchen Konferenz. 

VIII. Mittel, um Streitigkeiten zwiſchen Staaten auf 
andere Weiſe, als durch Arbitrage, zu vermeiden oder beizu⸗ 
legen; dazu eine Konvention der V. Pan⸗Amerikaniſchen Kon⸗ 
ferenz. 

Abſch en. II: VR.⸗ Reglementierung beſtimmter 
Materien: 

I. Diplomatiſche Agenten und Konſuln: 1. Ordentliche 
und außerordentliche diplomatiſche Agenten; 2. das Perſonal 
der Geſandtſchaften; 3. Spezialagenten; 4. Immunität diplo⸗ 
matiſcher Agenten; 5. Beendigung der diplomatiſchen Miſ⸗ 
ſion; 6. Konſuln. 

II. Verantwortlichkeit der Staaten und diplomatiſche 
Reklamationen; dazu Pan⸗Amerikaniſche Konferenz, Völker⸗ 
bundsrat und Juriſtenkomitee. 

III. Zwangsmittel, die gegen einen Staat angewendet 
werden können, ohne als Kriegshandlungen zu gelten; dazu 
II. Haager Konferenz betreffend Eintreibung öffentlicher Schul⸗ 
den und Völkerbundsrat. 

IV. Auslieferung; dazu Pan⸗Amerikaniſche Konferenzen. 


C. Speziell den amerikaniſchen Kontinent intereſ⸗ 
ſierende Materien. — Abſchn. I: Grundbegriffe und 
große Prinzipien: 

I. Grundrechte der Staaten des amerikaniſchen Konti⸗ 
nents. 

II. Verletzung der Rechte einer amerikaniſchen Nation 
durch einen nicht amerikaniſchen Staat; dazu V. Pan⸗Ameri⸗ 
kaniſche Konferenz, die die Durcharbeitung an den Rat der 
Pan⸗Amerikaniſchen Union verwies. 

III. Nationalität und Naturaliſation; Verweiſung der 
V. Pan⸗Amerikaniſchen Konferenz an die Juriſten⸗Konferenz 
von Rio 1925. 

IV. Lage, Rechte und Pflichten der Ausländer; eben⸗ 
jalls an die Juriſten⸗Konferenz von 1925 verwieſen. 

V. Bedingungen der Einwanderung. 

VI. Verträge über Koloniſation mit ausländiſchen Syn⸗ 
dikaten. 

VII. Rechte und Pflichten der Staaten, die an ein ſtrit⸗ 
tiges, noch nicht abgegrenztes Gebiet angrenzen. 

VIII. Rechte und Pflichten der Staaten im Fall eines 
Bürgerkrieges in einem anderen Land. 


Abſchn. II: Organiſation und Reglementie⸗ 
rung beſtimmter Materien: 

J. Handelskammern und Arbitrage in Handelsſachen zwi⸗ 
ſchen Bürgern verſchiedener Staaten; dazu Reſolutionen der 
V. Pan⸗Amerikaniſchen Konferenz. 

II. Vereinheitlichung der Benennungen für die Klaſſifi⸗ 
zierung von Waren; dazu eine Konvention der V. Pan⸗Ameri⸗ 
kaniſchen Konferenz. 

III. Veröffentlichung der Zolldokumente; dazu eine Kon⸗ 
vention der V. Pan⸗Amerikaniſchen Konferenz. 
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IV. Zuſammenwirken für die Beſichtigung von Waren, 
die Gegenſtand des internationalen Handels bilden; dazu 
Reſolutionen der V. Pan⸗Amerikaniſchen Konferenz. 

V. Zuſammenwirken bei landwirtſchaftlichen Studien; 
dazu Reſolutionen der V. Pan⸗Amerikaniſchen Konferenz. 

VI. Gültigkeit von Berufstiteln und Ausübung freier 
Berufe; dazu Reſolutionen der V. Pan⸗Amerikaniſchen Kon⸗ 
ferenz. 

VII. Intellektuelles Zuſammenwirken: Union der In⸗ 
tellektuellen, der Univerſitäten und Bibliotheken; Austauſch 
von Veröffentlichungen. 

Dieſe detaillierten Vorſchläge von A. Alvarez ſind 
die z. Z. am beſten vorbereiteten und begründeten. Ob ſie auf 
der Pan⸗Amerikaniſchen Juriſtenkonferenz von Rio in dieſem 
Jahre glatte Annahme finden werden, iſt kaum wahrſcheinlich, 
denn das Unternehmen iſt zu gewaltig, als daß es ſich auf 
Anhieb durchſetzen ſollte. In welſer Vorausſicht wird ſich des⸗ 
halb neben dem Völkerbund auch die nächſtjährige, nach 
Marſeille berufene Tagung der International Law Asso- 
ciation mit dem gleichen Thema beſchäftigen. 

3. Frühere Verſuche einer geſetzmäßigen Aufbereitung 
des VR. haben ihr Ziel nicht erreichen können. Die Gründe 
ihres Scheiterns waren vielfach redaktioneller Art. Teils 
ſollte die beabſichtigte Kodifikation des VR. wie andere mo⸗ 
derne Kodifikation in einem einheitlich anzuerkennenden 
Allgemeinen und einem Speziellen Teil aufgebaut werden. 
Das ging aber nicht an, da gewiſſe allgemeine Grundſätze 
des VR. keineswegs allſeitige Beachtung finden, und ſich jo 
gemeinſame Regeln, von denen ſich gegenſätzliche Meinungen 
etwa als Ausnahme abheben, nicht immer aufſtellen ließen. 
Von anderer Seite wurde das VR. ausſchließlich nach den 
Geſichtspunkten des Krieges und Friedens eingeteilt. Da⸗ 
gegen lehren die unentwegten Beſtrebungen Amerikas und die 
allgemeine Erfahrung, daß die Entwicklung des VR. in Rich⸗ 
tung auf die von wirtſchaftlichen Zweckmäßigkeiten geleitete, 
ſyſtematiſche Zuſammenarbeit erhebliche Fortſchritte macht, 
alſo eine moderne Einteilung dies maßgeblich mit berück⸗ 
ſichtigen ſollte; und endlich, daß eine abſolute Vollſtändigkeit 
der Kodifikation des VR. noch nicht erreichbar iſt. Berg⸗ 
bohm u.a.5) verzweifelten fogar völlig an der Kodifizier⸗ 
barkeit des VR. oder traten ihr aus formellen Gründen ent⸗ 
gegen. Dieſe Bedenken entbehren nicht einer gewiſſen Berechti⸗ 
gung, und der Verſuch lehrt, daß ſich beſtenfalls ein Flecht⸗ 
werk von VR.⸗Sätzen zuſammenfügen läßt, aus dem die 
ſtörenden Kontroverſen beſſer fortzulaſſen ſind. Das bedeutet 
aber m. E., daß es verfrüht ift, eine erſchöpfende Kodifikation 
zu unternehmen, und daß es praktiſcher iſt, ſich mit einer 
klärenden Rekopilation zu begnügen. 


5) Vgl. Heilborn a. a. O. 82. 
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4. Eine ſolche Rekopilalion wird ſich inhaltlich auf die 
der vorherrſchenden politiſchen und wirtſchaftlichen Entwick⸗ 
lung wichtigen Fragen beſchränken müſſen. Aber ſie wird 
dabei von gewiſſen, der allgemeinen Anerkennung werten 
Vorausſetzungen ausgehen und zu ihnen Stellung nehmen. 
Denn 

(1) einmal wird fie ausdrücklich darauf verzichten müſſen, 
dem noch nicht erreichbaren Ziel der Geſamt⸗Kodifikation 
nachzujagen (A. Alvarez ſchweigt zu dieſer Frage); 

(2) ferner muß ſie ſich dazu äußern, ob ſie das VR. der 
ganzen Welt oder bloß das einzelner Kontinente zuſammenfaſ⸗ 
ſen will; natürlich wird die Antwort zugunſten der dem VR. 
eigentümlichen, weiteſt geſteckten Grenze lauten müſſen, und 
dem Vorgang von A. Alvarez wird wohl nur mit dieſer 
Bedingung gefolgt werden können; 

(3) endlich wird die neue Einteilung veraltete An⸗ 
ſchauungen überſpringen müſſen und mit der heutigen Ent⸗ 
wicklung in Einklang zu bringen haben. Dazu gehört eine 
möglichſt klare Trennung und Gegenüberſtellung: a) der VR.⸗ 
Erſcheinung an ſich nebſt ihren Characteristieis, und b) der 
Funktion dieſer VR.⸗Erſcheinung innerhalb der Geſamtheit 
des V., beginnend bei den VR.⸗Verträgen und weiter⸗ 
führend bis zur ſyſtematiſch organiſierten Zuſammenarbeit, 
deren umfaſſendſte Beiſpiele der Pan⸗Amerikanismus und 
der noch jüngere Völkerbund ſind. Inſofern folgt auch 
A. Alvarez noch keinem ganz einheitlichen und lückenloſen 
Plan; doch fühlt man ihn ſchon in der Unterſtrömung und in 
dem Geiſt ſeiner Arbeit durch und darf annehmen, daß er 
ſich in der Folge wird einwandfrei herausſchälen laſſen. 

5. Das VR. hat in wenig mehr als 100 Jahren die rapide 
Entwicklung der allgemeinen Einſtellung gegenüber der inter⸗ 
nationalen Politik mitgemacht. Von einem Zeremonial⸗ und 
Kriegsrecht abſolutiſtiſch regierender Fürſten formte es ſich 
zu einem Verkehrsrecht der durch neue Verfahren und Ver⸗ 
kehrsmittel einander um das vielfache näher gebrachten 
konſtitutionell und demokratiſch regierenden Monarchien und 
Republiken. Ein großer Teil des früheren VR. iſt ſo den 
Alterstod geſtorben. Aber es wäre gut, wenn dies auch un⸗ 
zweideutig durch Ausmerzung zum Ausdruck käme; darum 
brauchen wir die ſichtende Rekopilation. — Das gegenwärtige 
VR. baut überdies auf neuartigem, machtpolitiſchem Unter⸗ 
grund weiter. Soll es dadurch nicht bloß zur Sache der 
Auffaſſung der machtpolitiſch Stärkeren werden, ſo iſt es 
auch dieſerhalb nicht bloß zweckdienlich, ſondern ſogar lebens⸗ 
nötig, daß es als Sporn der Schwächeren und Zügel und 
Zuchtrute über den Stärkeren eine feſte, allgemein gültige 
Formulierung und Definition erhält. Deshalb ſind die ein⸗ 
ſchlägigen Arbeiten von Überſee auch für Deutſchland von 
recht erheblicher Bedeutung. 


Internationale Gerichtsbarkeit und gemiſchte Schiedsgerichte. 


Zum Unterſchied 
zwiſchen internationaler Schiedsgerichtsbarkeit 
und internationaler Gerichtsbarkeit. 
Von Dr. Hans Wehberg, Berlin. 


Das Genfer Protokoll wird in der von der fünften 
Bundesverſammlung angenommenen Form niemals die Ge⸗ 
nehmigung der Staaten finden. Es wird genau jo wie 3.8. 
die Londoner Deklaration über das Seekriegsrecht von 1909 
lediglich ein Vertragsentwurf bleiben. Trotzdem aber werden 
die Bemühungen um das Genfer Protokoll nicht vergeblich 
geweſen ſein. Über kurz oder lang, hoffentlich ſchon auf der 
ſechſten Bundesverſammlung im Herbſte dieſes Jahres, wird 
man auf die Probleme der Sicherheit, der Abrüſtung und der 
Schiedsgerichtsbarkeit erneut zurückkommen. Die moraliſche 
Beeinfluſſung der öffentlichen Meinung der Welt zugunſten 
einer unbeſchränkten Schiedsgerichtsbarkeit wird eines Tages 
ihre Wirkung äußern. 

Aber auch für die wiſſenſchaftliche Betrachtung zahlreicher 
bölkerrechtlicher Probleme werden die Beſtimmungen des Gen- 
fer Protokolls ihre Bedeutung behalten. An dieſer Stelle 
möchte ich mich begnügen, darauf hinzuweiſen, daß der Art. 4 


die Löſung der Frage, worin die charakteriſtiſchen Merkmale 
der internationalen Schiedsgerichtsbarkeit und der internatio⸗ 
nalen Gerichtsbarkeit zu erblicken ſind, ganz weſentlich ge⸗ 
fördert hat. 


Um dies klar zu machen, fer zunächſt der Inhalt des 
Art. 4 Nr. 1—4, der von der ſchiedsrichterlichen Erledigung 
derjenigen Streitfragen handelt, die nicht der obligatoriſchen 
Gerichtsbarkeit des Ständigen Internationalen Gerichtshofes 
unterbreitet ſind, in den entſcheidenden Punkten wieder⸗ 
gegeben!). Danach beginnt das Verfahren mit einer Ver⸗ 
mittlung. Kommt ein Vergleich nicht zuſtande, dann ſollen 
die Bemühungen des Rates darauf gerichtet ſein, die Parteien 
auf ein Schiedsgericht zu einigen, d. h. den Streit aus dem 
Vermittlungs⸗ in das Schiedsgerichtsverfahren überzuleiten. 
Letzteres hat übrigens auch auf Antrag lediglich einer Partei 
zu geſchehen. Haben beide Parteien auf die Einſetzung eines 
ſogenannten „Arbitrage obligatoire du premier degré“ 
verzichtet, dann bewegt ſich das vom Rate wieder aufzu⸗ 


1) Siehe den genauen Wortlaut in Niemeyers Ztſchr. f. inter⸗ 
nat. Recht, XXXIII Bd. S. 165 ff. Vgl. auch die Verhandlungen in 
„Arbitrage, Sécurité et Reduction des Armements. Extraits 
des débats de la einquieme Assemblée, Genéve 1924“. 
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nehmende Verfahren auch weiterhin zunächſt in den Formen 
der Vermittlung. Daher iſt auch die vom Rate empfohlene 
Löſung, wenn ſie nicht einſtimmig gefaßt worden iſt, für die 
Parteien nicht bindend. Nur eine einſtimmig gefaßte Emp⸗ 
fehlung des Rates nimmt ſogleich den Charakter des Schieds⸗ 
ſpruches an. Iſt die Empfehlung des Rates mangels Ein⸗ 
ſtimmigkeit nicht bindend, dann ſoll ſie wenigſtens dazu 
dienen, den Parteien den Abſchluß eines Vergleichs zu er⸗ 
leichtern. Erſt wenn die in dieſem Stadium nochmals ein⸗ 
ſetzenden Vermittlungsverhandlungen erfolglos bleiben, wird 
vom Rate ein ſogenanntes „Arbitrage obligatoire du deu- 
xieme degré“ eingeſetzt, deſſen Bildung, im Gegenſatze zu dem 
„Arbitrage obligatoire du premier degré“ ohne Mitwirkung 
der Parteien erfolgt. In jedem Falle ſteht alſo am Anfang 
des Verfahrens der Gedanke der Vermittlung, am Ende aber 
der auf Grund der Vermittlung ſtattfindende Vergleich oder 
ein Schiedsspruch. 

Betrachten wir den Mechanismus der Schiedsgerichtsbar⸗ 
keit im Genfer Protokoll näher, ſo erkennen wir, daß ſich be⸗ 
reits das „Arbitrage obligatoire du premier degré“ ge⸗ 
mäß Art. 4 Nr. 2 des Genfer Protokolls nicht unweſentlich 
von der herrſchenden Form der bisherigen Schiedsgerichts⸗ 
barkeit unterſcheidet: die Parteien haben keine Freiheit be⸗ 
treffs der Anrufung eines Schiedsgerichts bzw. der Wahl der 
Schiedsrichter. Wenn lediglich eine Partei ein Schiedsgericht 
beantragt, dann hat die andere Partei bereits die Freiheit 
verloren, ob ſie ſelbſt ein Schiedsgericht annehmen will oder 
nicht. Wenn ſich die Parteien ferner über die Zuſammen⸗ 
ſetzung des Schiedsgerichtes nicht einigen können, dann gilt 
das Kompromiß nicht als geſcheitert; vielmehr erfolgt die 
Ernennung der Schiedsrichter durch den Völkerbundsrat. 

Wird der Streit gemäß Art. 4 Abſ. 3 des Genfer Proto- 
kolls erneut vor den Rat gebracht, deſſen einſtimmige Ent⸗ 
ſcheidung die Parteien bindet, ſo bedeutet das eine zwar be⸗ 
dingte, doch auf jeden Fall obligatoriſche Unterwerfung unter 
ein von vornherein in ſeiner Zuſammenſetzung feſtſtehendes 
Tribunal, als welches wir in dieſem Falle den Rat auffaſſen 
müſſen. Allerdings hat jede Partei eine Art Wahlrecht zwi⸗ 
ſchen dem „Arbitrage obligatoire du premier degré“ und 
dem Rate, und die Kompetenz des Rates wird bereits durch 
den Antrag einer einzigen Partei beiſeite geſchoben. Trotzdem 
iſt die Unterwerfung letzten Endes unter die ev. einſtimmige 
Entſcheidung des Rates offenkundig. 

Ahnlich liegt der Fall, wenn mangels Einſtimmigkeit des 
Rates den Parteien ein „Arbitrage obligatoire du deuxième 
degré“ gemäß Art. 4 Nr. 4 des Genfer Protokolls aufoktroy⸗ 
iert wird. Allerdings iſt hier der Unterſchied vorhanden, daß 
das Tribunal in feiner Zufammenſetzung noch nicht feſtſteht. 
Aber nichts hindert den Rat, wenn er für das Verfahren des 
Art. 4 Nr. 4 allgemeine Vorſchriften aufſtellt, ein für allemal 
die Schiedsrichter zu ernennen, die für die einzelnen in Be⸗ 
tracht kommenden politiſchen und ſonſtigen Fragen fungieren 
ſollen, ſo daß in dieſem Falle die Zuſammenſetzung des 
Schiedsgerichts von vornherein feſtſtehen würde. Man kann 
daher mit den erwähnten Vorbehalten ſagen, daß die bedingte 
Unterwerfung unter die einſtimmige Entſcheidung des Rates 
bzw. das „Arbitrage obligatoire du deuxième degré“ als 
eine „Soumission obligatoire à une juridietion pr&consti- 
tuée“ zu werten ift, alfo genau diejenigen Merkmale trägt, 
die nach der Auffaſſung eines hervorragenden Gelehrten?) das 
beſondere Charakteriſtikum der justice internationale, „com- 
pris dans leur sens strict et technique“ darſtellen. 

Zu einem anderen Reſultate gelangen wir auch dann 
nicht, wenn wir der Auffaſſung von m fh folgen, 
wonach „das Weſentliche des Schiedsgerichts die Zuläſſigkeit 
der Kündigung iſt“, und „der ſchiedsgerichtliche Charakter 
einer Inſtitution gewahrt iſt, mögen ſich die Staaten auch 
von vornherein verpflichtet haben, ihre Streitigkeiten einem 
von vornherein beſtellten Tribunal zu unterſtellen, wenn nur 
jede von ihnen dieſe Verpflichtung für die Zukunft einſeitig 
aufheben kann“ ). Denn das Genfer Protokoll ſieht eine Kün⸗ 
digung nicht vor; dem darin vorgeſehenen obligatoriſchen 
Verfahren fehlt alſo, wenn man der Auffaſſung von Lam⸗ 


) Loder, La difference entre Parbitrage international et 
la justice internationale, Harlem 1923, 2 ff. 

3) Lammaſch, Die Lehre von der Schiedsgerichtsbarkeit in 
ihrem ganzen Umfange, Stuttgart 1914, S. 10; Schücking, Der Staaten⸗ 
verband der Haager Konferenzen, S. 49, 95, 117. 
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maſch über das Weſen der Schiedsgerichtsbarkeit folgen will, 
das für die Schiedsgerichtsbarkeit entſcheidende Merkmal und 
müßte als „justice internationale“ angeſprochen werden. Der 
Mangel der Kündigung im Genfer Protokoll wird auch durch 
die Tatſache nicht beſeitigt, daß diejenigen Beſtimmungen, die 
eine Fortbildung der Satzung bedeuten, nach Art. 1 des Pro⸗ 
tokolls ſpäter als Amendements in die Satzung aufgenommen 
werden ſollen. Allerdings iſt gemäß Art. 1 Abſ. 3 und Art. 26 
Abſ. 2 der Satzung ein Austritt aus dem Völkerbunde mög⸗ 
lich, und die in der Satzung enthaltenen Vorſchriften ſind 
alſo kündbar. Aber das Genfer Protokoll, das auf unbe⸗ 
ſchränkte Zeit geſchloſſen iſt, bleibt auch, nachdem ſeine wich⸗ 
tigſten Vorſchriften in die Völkerbundsſatzung aufgenommen 
worden ſind, weiter in Geltung. Die Aufhebung der in ihm 
enthaltenen Verpflichtungen iſt nicht einſeitig, ſondern nur 
durch übereinſtimmenden Beſchluß aller Kontrahenten zulaſſig. 
Die Verpflichtung betreffend die Unterwerfung unter das 
obligatoriſche Verfahren iſt daher unkündbar. 

übrigens ſei in dieſem Zuſammenhange hervorgehoben, 
daß Art. 35 des Projekts der zweiten Haager Friedens⸗ 
konferenz betreffend die Schaffung einer „Cour de la zustice 
arbitrale“ ein Kündigungsrecht jedes Kontrahenten vorſah, 
während andererſeits das Statut der Cour permanente de 
Justice internationale ſowie das Spezialprotokoll zum Statut, 
vorausgeſetzt, daß die Verpflichtung betreffend die obligato⸗ 
riſche Zuſtändigkeit des Gerichtshofes für eine unbeſchränkte 
Zeit angenommen wurde, unkündbar it. Selbſt die Unter⸗ 
zeichner des Statuts und des Spezialprotokolls, die aus dem 
Völkerbunde austreten, bleiben an das Statut und das Spe⸗ 
zialprotokoll gebunden. Denn die Unterzeichnung des Statuts 
und des Spezialprotokolls iſt auch beſtimmten Nichtmitglie⸗ 
dern des Bundes freigeſtellt, ſo daß angenommen werden muß, 
die Gültigkeit der Unterzeichnung ſolle nicht von dem Fort⸗ 
beſtehen der Mitgliedſchaft abhängig gemacht werden. 

Wäre alſo die Zuläſſigkeit der Kündigung wirklich das 
entſcheidende Merkmal der Schiedsgerichtsbarkeit, dann wären 
die Cour permanente de Justice internationale wie die 
Schiedsgerichtsinſtitution des Genfer Protokolls ſchon aus 
dieſem Grunde als ordentliche Gerichte anzuſprechen. 

Dieſes Reſultat ſteht jedoch, ſoweit es ſich auf das Genfer 
Protokoll bezieht, im Widerſpruch mit der Auffaſſung der 
Schöpfer des Genfer Protokolls. Dieſe haben in ihrem Be⸗ 
richte zwar ausdrücklich hervorgehoben, daß ſich die Schieds⸗ 
gerichtsbarkeit des Protokolls von der ſogenannten „arbitrage 
classique“ unterſcheide, haben aber keinen Zweifel darüber 
gelaſſen, daß es ſich nach ihrer Meinung grundſätzlich um 
„Arbitrage obligatoire“ handle. 

Es ift daher zu prüfen, ob die oben erwähnten Auf⸗ 
faſſungen betreffend die charakteriſtiſchen Merkmale der inter⸗ 
nationalen Gerichtsbarkeit und Schiedsgerichtsbarkeit einer 
Ergänzung bedürfen. Vielleicht werden wir die Lücken der 
erwähnten Definitionen erkennen, wenn wir einmal die Cour 
permanente de Justice internationale und die ſchiedsgericht⸗ 
liche Inſtitution des Protokolls miteinander vergleichen. Dabei 
wollen wir von der Tatſache, daß der Ständige Internatio⸗ 
nale Gerichtshof grundſätzlich nicht obligatoriſch iſt, ebenſo 
abſehen, wie von der bedenklichen Zulaſſung ſogenannter 
nationaler Richter bei den Entſcheidungen des Gerichtshofes. 
Ohne Zweifel bewirken dieſe Mängel des Gerichtshofes, daß 
er noch nicht das Ideal der internationalen Gerichtsbarkeit 
repräſentiert. Auch iſt zuzugeben, daß die Beſtimmungen des 
Genfer Paktes, ſoweit ſie Fragen des Obligatoriums be⸗ 
handeln, viel mehr den an eine internationale Gerichtsbarkeit 
zu ſtellenden Anſprüchen gerecht werden als die Cour per- 
manente de Justice internationale. Die Frage der nationalen 
Richter läßt das Genfer Protokoll ungeregelt, was zu be⸗ 
deuten hat, daß die bisher vorhandene Möglichkeit der Mit⸗ 
wirkung nationaler Richter bei der Entſcheidung der Schieds⸗ 
gerichte nicht beſeitigt worden iſt. 

Was die Art der von dem Gerichtshof und der Genfer 
Organiſation zu behandelnden Streitigkeiten betrifft, ſo kön⸗ 
nen beiden ſowohl politiſche wie rechtliche Streitigkeiten unter⸗ 
breitet werden. Art. 36 Abſ. 1 des Statuts der Cour per- 
manente de Justice internationale lautet: „La compétence 
de la Cour sëtend à toutes affaires que les parties lui 
soumettront.“ Ein Unterſchied zwiſchen politiſchen und recht⸗ 
lichen Streitigkeiten iſt grundſätzlich nicht gemacht. Ebenſo⸗ 
wenig iſt gemäß Art. 4 des Genfer Protokolls das dort vor⸗ 
geſehene obligatoriſche Verfahren auf politiſche Konflikte be⸗ 
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ſchränkt. Es iſt jedoch bedeutſam, hervorzuheben, daß dem 
Ständigen Gerichtshof politiſche Fragen nur in Ausnahme⸗ 
fällen unterbreitet werden, während ſie bei dem Verfahren 
des Genfer Protokolls die Regel darſtellen. Der Ständige 
Internationale Gerichtshof dient in erſter Linie, ja faſt aus⸗ 
ſchließlich, dazu, um Rechtsfragen zu entſcheiden, während 
dem Verfahren des Genfer Protokolls Fragen, die lediglich 
1 Charakter tragen, im allgemeinen nicht überwieſen 
werden. 

Demgemäß ſetzt ſich der Ständige Internationale Ge⸗ 
richtshof gemäß Art. 2 des Statuts ausſchließlich zuſammen 
aus „personnes qui réunissent les conditions requises 
pour l’exercice, dans leurs pays respectifs, des plus hautes 
fonctions judiciaires, ou qui sont des jurisconsultes possé- 
dant une compétence notoire en matière de droit inter- 
national“, während die Schiedsrichter des Genfer Protokolls 
durchaus keine Juriſten ſein brauchen. 

Daher urteilen die beiden Organe auch keineswegs nach 
denſelben Grundſätzen. Die Richter des Ständigen Gerichts⸗ 
hofes müſſen ſich gemäß Art. 38 des Statuts, falls die Par⸗ 
teien nicht in beiderſeitigem Einverſtändniſſe das Gegenteil 
wünſchen, unter allen Umſtänden von einer Entſcheidung nach 
Billigkeit fernhalten. Was aber die entſprechenden Prin⸗ 
zipien des Genfer Protokolls betrifft, ſo ſollen zwar auch die 
Schiedsrichter des Genfer Protokolls in erſter Linie die 
Regeln des Völkerrechts zur Anwendung bringen; aber wo 
ſolche fehlen, ſoll allgemein, ohne daß eine beſondere Dele⸗ 
gation der Parteien erforderlich wäre, nach Billigkeit ge⸗ 
urteilt werden. Bei den großen politiſchen Fragen iſt ſehr 
häufig mit Lücken im Völkerrechte zu rechnen, die nur durch 
Billigkeit im weiteſten Sinne, d. h. durch eine amicabilis com- 
positio, entſchieden werden können, während die Billigkeit 
bei den Entſcheidungen des Ständigen Gerichtshofes letzten 
Endes nichts anderes bedeutet als die Beſeitigung von Här⸗ 
ten des ſtrengen Rechtes durch billige Auslegung. Die Ent⸗ 
ſcheidung des Gerichtshofes trägt, auch wenn ſie ex aequo 
et bono ergeht, niemals den Charakter des vermittelnden 
Vergleiches, ſondern lediglich der Auslegung im Geiſte der 
Billigkeit. 

Die Eigenart des Schiedsverfahrens des Genfer Proto⸗ 
kolls tritt beſonders deutlich hervor, wenn wir uns vergegen⸗ 
wärtigen, daß der Friede zwiſchen den Parteien unter allen 
Umſtänden hergeſtellt werden ſoll, ſelbſt wenn irgendwelche 
Grundſätze des Völkerrechts über die ſtrittigen Probleme 
fehlen. Nicht mit Unrecht hatte Politis in ſeinem ur⸗ 
ſprünglichen Entwurfe zu dem Berichte des Protokolls geſagt, 
daß das vorgeſchlagene Schiedsgericht mehr „un instrument 
de paix qu'un instrument de justice“) fei. Dieſe Be- 
merkung traf den Kernpunkt der Sache. Angeſichts der heu⸗ 
tigen unvollkommenen Natur des Völkerrechts iſt es mit dem 
beſten Willen vielfach nicht möglich, nach Grundſätzen des 
Rechts zu entſcheiden. Ein ſolches Urteil trägt alſo, bei aller 
Berückſichtigung der Intereſſen beider Parteien, doch nicht 
den Charakter eines wirklichen Rechtsſpruches. Auf die Be⸗ 
denken des ungariſchen Delegierten Grafen Apponyi hat 
allerdings Politis die Faſſung des Berichts ſpäter dahin 
geändert, daß es lediglich heißt „L'arbitrage n'est pas seule- 
ment un instrument de justice. Il est aussi et surtout un 
instrument de paix“. Das iſt inſofern vielleicht eine kor⸗ 
rektere Faſſung, als man dadurch deutlich zum Ausdruck ge⸗ 
bracht hat, daß der Friede nicht auf Koſten der Gerechtigkeit 
erkauft werden dürfe. Aber andererſeits bleibt die Tatſache 
beſtehen, daß die Schiedsrichter gerade in den bedeutſamſten 
politiſchen Fragen nicht nach Rechtsgrundſätzen urteilen kön⸗ 
nen und inſofern mehr ein Inſtrument des Friedens als der 
Gerechtigkeit ſind. 

Ein Verfahren wie dasjenige des Genfer Protokolls, das 
in erſter Linie politiſche Streitfragen zu erledigen hat, und 
mit einer Entſcheidung nötigenfalls nach Art einer amicabilis 
compositio endet, trägt nicht den Charakter eines Gerichts⸗ 
verfahrens, ſelbſt wenn bezüglich der Unterwerfung unter 
die betreffende Inſtanz und bezüglich der Ständigkeit des 
Tribunals alle Vorausſetzungen erfüllt find, die wir im all⸗ 
gemeinen an eine Gerichtsbarkeit zu ſtellen pflegen. Um⸗ 
gekehrt nähert ſich der Ständige Internationale Gerichtshof, 
obwohl er nicht obligatoriſch iſt, in ganz anderer Weiſe dem 
Ideal eines wirklichen Gerichtshofes, weil vor ihn in erſter 
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Linie nur Rechtsſtreitigkeiten kommen und regelmäßig eine 
Entſcheidung nach den Grundſätzen des Rechts gewähr⸗ 
leiſtet iſt. 

Der in der Literatur häufig vertretene, ja als herrſchend 
anzuſehende Standpunkt, daß die Art der von dem ſtändigen 
Tribunal zu behandelnden Streitfragen ſowie die Grundſätze 
der Entſcheidung auf den Charakter der Organiſation als 
internationales Schiedsgericht bzw. internationales Gericht 
keinen Einfluß habe, ift offenbar nicht zutreffend '). Schon der 
Sprachgebrauch pflegt denjenigen, der nicht lediglich nach 
Grundſätzen des Rechts urteilt, nicht als Richter zu be⸗ 
zeichnen. Im Völkerrechte hat ſich nun hiſtoriſch für die 
internationalen Inſtitutionen, die letzten Endes nach Billig⸗ 
keit urteilen, der Name Schiedsrichter ausgebildet. 

Sehr treffend hat de Lapradelle als Berichterſtatter 
des Comité consultatif de juristes e) einmal ausgeführt: 

„Les arbitres, parfois, inelinent & se consi- 
derer en médiateurs plutôt qu'en interprètes fi- 
deles du droit, en diplomates plutôt qu'en juges, 
en conciliateurs appelés à prononcer entre Etats 
de la manière la moins pénible pour chacun d'eux 
plutöt qu’en magistrats appelés à tenir rigou- 
reusement égales les balances de la justice.“ 

Weiter?) hat de Lapradelle klar hervorgehoben: 

„larbitrage peut tenir compte de mille êlé- 
ments de fait, de mille contingences, souvent de 
certaines nécessités d'ordre politique. L’arröt de 
justice ne tient compte que de la règle définie 
et fixée par la loi.“ 

Es ift zuzugeben, daß die Art der Urteilsſprechung bet 
der Schiedsgerichtsbarkeit des 19. Jahrhunderts, die wir als 
die „klaſſiſche“ zu bezeichnen pflegen, inſofern bedenklich war, 
als damals die Schiedsrichter ſelbſt dann von den Grundſätzen 
des Rechts abwichen und ſich in der Hauptſache als Ver⸗ 
mittler betrachteten, wenn für ſie keinerlei Notwendigkeit zu 
einem ſolchen Verfahren beſtand, d. h. wenn es ſich um Fragen 
handelte, die rechtlicher Erledigung fähig waren. Der Art. 37 
des Haager „Abkommens betreffend die friedliche Erledigung 
internationaler Streitigkeiten“ hat daher angeordnet, daß die 
Richter fortan „sur la base du respect du droit“ entſcheiden 
ſollten. Man erkannte richtig, daß es Aufgabe der inter⸗ 
nationalen Rechtſprechung ſein müſſe, Streitigkeiten zwiſchen 
den Staaten nach Grundſätzen des Rechts zu entſcheiden. Frei⸗ 
lich hat man dabei in erſter Linie an die Entſcheidung von 
Rechtsfragen gedacht; denn es heißt in Art. 38 klar, daß 
die Schiedsgerichtsbarkeit in Rechtsfragen und in erſter Linie 
in Fragen der Auslegung oder der Anwendung internationaler 
Vereinbarungen von den Vertragsmächten als das wirkſamſte 
Mittel der Streiterledigung anerkannt werde. 

Jene Vorſchrift des Art. 37 des Haager Abkommens 
ſuchte die Entwicklung der ſogenannten klaſſiſchen Schieds⸗ 
gerichtsbarkeit günſtig zu beeinfluſſen, indem ſie den Schieds⸗ 
richtern zur Pflicht machte, nach Grundſätzen des Rechts zu 
urteilen. 

Aber der Art. 37 des Haager Abkommens iſt inſofern 
unvollkommen, als er überſieht, daß bei politiſchen Konflikten 
eine Entſcheidung nach Rechtsgrundſätzen gar nicht möglich 
iſt. Die Inkorrektheit der Definition des Art. 37 über die 
internationale Schiedsgerichtsbarkeit mußte in dem Augen⸗ 
blicke klar zutage treten, als man zur Entſcheidung der Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten den Ständigen Internationalen Gerichtshof ins 
Leben rief, die bisherige Schiedsgerichtsbarkeit aber in der 
Hauptſache zur Erledigung der politiſchen Konflikte benutzte. 

Ich ſtimme daher dem Berichte zum Genfer Protokolle 
nicht zu, wenn es darin heißt, daß ſich die Schiedsgerichts⸗ 
barkeit des Protokolls von der „klaſſiſchen“ Schiedsgerichts⸗ 
barkeit des Haager Abkommens u. a. dadurch unterſcheidet, daß 
ſie nicht nur ein „instrument de justice“ ſei. In Wahrheit 
kehrte das Syſtem des Genfer Protokolls zu den Traditionen 
der klaſſiſchen Schiedsgerichtsbarkeit des 19. Jahrhunderts 
zurück, die durch den Art. 37 des Haager Abkommens ver⸗ 
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dunkelt worden war. Indem der Schiedsgerichtsbarkeit nicht 
mehr, wie es im Haager Abkommen heißt, in erſter Linie 
Rechtsfragen und Fragen der Auslegung internationaler Ver⸗ 
träge überwieſen werden ſollten, ſondern indem für dieſe 
Kategorie von Streitigkeiten der Ständige Internationale 
Gerichtshof als das geeignete Tribunal angeſehen wurde, be⸗ 
ſchränkte ſich die Schiedsſprechung mehr oder weniger auf die 
Entſcheidung hochpolitiſcher Konflikte. Dadurch aber erhielt 
ſie die Aufgabe, die Lücken des poſitiven Rechts durch einen 
billigen Ausgleich zwiſchen den Parteien auszufüllen. Die 
Rolle des „amiable compositeur“, die mit dem inter⸗ 
nationalen Schiedsrichteramte ſtets verbunden geweſen war, 
mußte jetzt wieder ſtark in den Vordergrund treten. 

Dadurch erklärt ſich auch im weſentlichen die Vorſchrift 
des Art. 4 Nr. 2c des Protokolls, wonach auf Antrag einer 
Partei über ſtreitige Rechtsfragen das Gutachten des Stän⸗ 
digen Internationalen Gerichtshofes eingeholt werden muß. 
Weil die Schiedsgerichtsbarkeit ihrer ganzen Tradition und 
ihrem Weſen nach dazu neigt, Streitigkeiten nicht lediglich 
nach Grundſätzen des Rechts zu entſcheiden, ſondern zwiſchen 
den Parteien auszugleichen, wollte man verhindern, daß ſolche 
vermittelnde Tätigkeit auch dort ausgeübt werde, wo die Mög⸗ 
lichkeit einer Entſcheidung nach Rechtsgrundſätzen beſteht. 

So führt uns alſo die Betrachtung der Schiedsgerichts⸗ 
barkeit im Syſtem des Genfer Protokolls zu der Überzeugung, 
daß es nicht angeht, bei der Unterſcheidung der internationalen 
Schiedsgerichtsbarkeit von der internationalen Gerichtsbarkeit 
die Tatſache beiſeite zu laſſen, daß die internationale Gerichts⸗ 
barkeit in erſter Linie die Aufgabe hat, Streitigkeiten nach den 
Grundſätzen des Rechts zu regeln, während der Schieds⸗ 
gerichtsbarkeit nach wie vor in hohem Maße die Rolle der 
„amicabilis compositio“ zufällt. Ja, die Überweiſung der 
Rechtsſtreitigkeiten an den Ständigen Internationalen Ge⸗ 
richtshof und die Schaffung einer obligatoriſchen Schieds⸗ 
gerichtsbarkeit für die politiſchen Fragen haben dieſen Gegen⸗ 
fag nur um fo ſchärfer hervortreten laſſen. 

Allerdings iſt zuzugeben, daß an dem Tage, an dem die 
internationalen Beziehungen ſo gut wie ausſchließlich durch 
das Völkerrecht geregelt ſein werden, der Unterſchied zwiſchen 
internationaler Schiedsgerichtsbarkeit und internationaler Ge⸗ 
richtsbarkeit in der Tat lediglich der ſein wird, daß unter 
Schiedsgerichtsbarkeit „liberté dans le recours à la juri- 
diction et dans le choix du tribunal“ und unter Gerichts⸗ 
barkeit „soumission obligatoire à une juridiction précon- 
stituée“ ) verſtanden werden wird. Aber in der Gegenwart, 
wo Rechtsfragen in erſter Linie vor den Ständigen Inter⸗ 
nationalen Gerichtshof, politiſche Fragen aber vor eine obli⸗ 
gatoriſche Schiedsgerichtsbarkeit überwieſen werden ſollen, 
kann man ſich der Tatſache nicht verſchließen, daß die inter⸗ 
nationale Gerichtsbarkeit des heutigen Völkerrechts inter⸗ 
nationale Streitfragen nach Grundſätzen des Rechts, die inter⸗ 
nationale Schiedsgerichtsbarkeit aber nach Grundſätzen der 
Billigkeit entſcheidet. Gewiß iſt vorgeſehen, daß auch der 
Ständige Internationale Gerichtshof im Einverſtändniſſe mit 
den Parteien Streitfragen ex aequo et bono entſcheiden kann; 
aber dieſe Billigkeit iſt nur ein Ausgleich der Härten des 
ſtrengen Rechts durch billige Auslegung, während die Billig⸗ 
keit der Schiedsgerichtsbarkeit bis zu einem vermittelnden 
Vergleiche der beiderſeitigen Intereſſen geht. 

In der Vergangenheit, als es kein oder nur ein be⸗ 
ſchränktes Obligatorium und kein ſtändiges Tribunal gab, 
war die Vermiſchung der Elemente der Schiedsgerichtsbarkeit 
und Gerichtsbarkeit das Gegebene. Mit der Entwicklung der 
obligatoriſchen Schiedsgerichtsbarkeit und der Schaffung ſtän⸗ 
diger Inſtitutionen für die endgültige Erledigung rechtlicher 
und politiſcher internationaler Konflitte trat mehr und mehr 
die Notwendigkeit hervor, Rechtsfragen einem Ständigen 
Internationalen Gerichtshofe, politiſche Konflikte aber einem 
ſich den Beſonderheiten des Einzelfalles anpaſſenden Schieds⸗ 
gerichtsſyſtem zu unterwerfen. Je mehr ſich in Zukunft die 
Lücken des Völkerrechts ſchließen, um ſo mehr wird das 
Schwergewicht von der internationalen Schiedsgerichtsbarkeit 
zu der ordentlichen internationalen Gerichtsbarkeit übergehen, 
und die Schiedsgerichtsbarkeit wird eines Tages nur noch dort 
in Frage kommen, wo die Parteien dies im Einzelfalle 
wünſchen. 


8) Loder, a. a. O. S. 2. 


Internationale Schiedsgerichtsbarkeit in privaten 
Streitigkeiten. 


Von Juſtizrat und Dozent Dr. Ludwig Wertheimer, 
Frankfurt a. M. 

Iſt es nur das für unſere Zeit eigentümliche Jagen 
nach utopiſchen, chiliaſtiſchen Zielen, das das Verlangen 
nach einer Schiedsgerichtsbarkeit in internationalen privaten 
Streitigkeiten wachruft, oder ift es geboren aus der harten 
Not der Zeit? Wer die Verhältniſſe im internationalen Ver⸗ 
kehr nur einigermaßen kennt, wird die letztere Frage be⸗ 
jahen. Alle die Gründe, welche im allgemeinen dafür ſprechen, 
daß private Streitigkeiten möglichſt durch ſchiedsrichterliches 
Verfahren zur Schlichtung reſp. Entſcheidung gelangen!), 
kommen auch für die internationalen privatrechtlichen Streitig⸗ 
keiten in Betracht und zwar in ſtark erhöhtem Maße. Wohl 
überall ertönen laut die Klagen darüber, daß das ordentliche 
Gerichtsverfahren ſchwerfällig, langwierig, teuer und damit 
durchaus unwirtſchaftlich fei. Es beanſprucht zu ſehr die Zeit 
und Kraft der Parteien, erweckt zu leicht das peinigende, ja 
oft zermürbende Gefühl, ohne genügenden Schutz ſeitens 
des Gerichts von dem Gegner chikaniert zu werden. Dazu 
kommt gerade in Zeiten des wirtſchaftlichen Umſchwunges 
der Gedanke, der Berufsrichter ſtehe dem wirtſchaftlichen 
Leben zu fern, ein Gedanke, der ſich bis zu dem — in 
ſeiner Allgemeinheit zweifellos ſtark übertriebenen — ſchweren 
Vorwurfe der Weltfremdheit ſteigert. Dieſe Beſchwerden ſind 
wohl allenthalben mit größerer oder geringerer Schärfe laut 
geworden, beſonders aber in Deutſchland. Hier kommt noch 
dazu, daß die Entwicklung der Rechtspflegeinſtitutionen mit 
der Entwicklung der Wirtſchaft nicht Schritt gehalten hat. 
Auch die neue Zivilprozeßreform hat daran kaum etwas ge⸗ 
beſſert, vielmehr in manchem ſogar neue erhebliche Mißſtände 
gezeitigt. Ferner: die Unzufriedenheit mit der ſtaatlichen 
Privatrechtspflege entſpringt unbewußt auch dem Umſtande, 
daß in vielen Staaten, und gerade in Deutſchland, die 
geltenden Prozeßordnungen nicht mehr den derzeitigen An⸗ 
ſchauungen über das Verhältnis des Staates zum Staats⸗ 
bürger entſprechen?). 

Der Prozeß iſt Ausfluß der Staatsgewalt und damit 
letzten Endes abhängig von der Form des den Rechtsſchutz aus⸗ 
übenden Staates. „Für ein Mißverhältnis in dieſem Punkt 
beſteht ein feines Gefühl, und da es bei der Maſſe der Recht⸗ 
ſuchenden und ſelbſt der Juriſten nicht überall zu begrifflicher 
Klarheit durchdringt“, ſo äußert es ſich in allgemeiner Un⸗ 
zufriedenheit mit den ſtaatlichen Gerichten und den für ſie 
maßgebenden Verfahrensvorſchriften. Neben dieſen mehr all⸗ 
gemeinen und im weſentlichen pſychologiſchen Gründen tritt 
ſpeziell im internationalen Verkehr eine große Reihe von Ur⸗ 
ſachen rein tatſächlicher und materieller Natur. Ich glaube, 
in dieſer Hinſicht nicht ausführlicher werden zu müſſen, denn 
es iſt allgemein bekannt, wie ſchwierig es iſt im Auslande 
Prozeſſe zu führen und worin die Gründe hierfür zu ſuchen 
ſind. Es ſoll deshalb nicht von den Koſten, den Umſtändlich⸗ 
keiten aller Art, die damit verknüpft ſind, geſprochen werden, 
auch nicht davon, daß in manchen Ländern die Binde, die die 
Göttin Juſtitia um die Augen tragen ſoll, beſonders dem 
Ausländer gegenüber nicht ſelten ſich ſtark verſchiebt. Daneben 
noch Schwierigkeiten rein rechtlicher Art. Es gibt weder ein 
eigentlich zwiſchenſtaatliches Recht noch einen international 
verankerten Rechtsſchutz. Das, was internationales Privat⸗ 
recht genannt wird, ſind in Wirklichkeit nur nationale Vor⸗ 
ſchriften, die beſtimmen, nach welchem Rechte private Rechts 
verhältniſſe zu beurteilen ſind, die dem Herrſchaftsbereich 
voneinander unabhängiger Staaten unterſtehen. Endlich ſind 
noch die erheblichen Hinderniſſe zu erwähnen, die ſich aus der 
oft ſehr großen Verſchiedenheit der Prozeßordnungen und Ge⸗ 
richtsverfaſſungen ergeben. Die Parteien und auch die faat- 
lichen Gerichte ſelbſt empfinden deshalb internationale Privat⸗ 


1) Die Bedeutung und Verſchiedenheit der Entſcheidung von 
Streitfällen im Wege des ordentlichen Prozeſſes oder des ſchiedsgericht⸗ 
lichen Verfahrens möchte ich mit einem Vergleiche darlegen, bei dem 
der Prozeß dem code civil, das Schweizeriſche Bürgerliche Geſetz⸗ 
buch dem Schiedsverfahren gleichgeſtellt werden ſoll und darauf hin⸗ 
gewieſen ſei, daß man den code civil als „la raison écrite“ 
bezeichnet hat und Roffel demgegenüber das Schweizerische BGB. 
„la conscience écrite“ genannt hat. 

2) Vgl. zu dieſer Frage de Boor, „Die Entſcheidung nach Lage 
der Akten“, S. 6ff. und die daſelbſt Zitierten. 
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rechtsſtreitigkeiten meiſtens als „erux“, als eine ſehr un⸗ 
angenehme, weil beſonders ſchwierige Aufgabe. Vielfach ſind 
Verſuche zur Abſtellung dieſer Mißſtände gemacht worden. 
Auf einzelnen, wenigen Sondergebieten, z. B. dem Eiſenbahn⸗ 
frachtrecht, dem gewerblichen Rechtsſchutz, dem Urheberrecht, 
vereinbarte man eine internationale, im weſentlichen aber 
nur materiellrechtliche Regelung. Man ſchuf aber auch Er⸗ 
leichterungen für gewiſſe Teile des Prozeßverfahrens da⸗ 
durch z. B., daß man im Haager Abkommen und durch manche 
zwiſchenſtaatliche Sonderverträge das Zuſtellungsweſen, ſowie 
das ſog. Rechtshilfeverfahren, den unmittelbaren Geſchäfts⸗ 
verkehr der Gerichte untereinander ordnete, die Sicherheits⸗ 
leiſtung wegen der Prozeßkoſten für Ausländer beſeitigte, den⸗ 
ſelben auch gegebenenfalls das Armenrecht gewährte u. a. m. 
Die wiederholt gemachten Vorſchläge?) zu einer umfaſſenden 
gemeinſamen Regelung der internationalen Rechtsverfolgung, 
wie auch die Verſuche zu einer ſolchen, ſcheiterten an Vor⸗ 
urteilen, Mißtrauen und doktrinären Bedenken. So bleibt 
eben nur die Möglichkeit private internationale Streitfälle 
im Wege der ſchiedsgerichtlichen Entſcheidung zu erledigen. 
Neben reinen Zweckmäßigkeitsgründen ſprechen dafür auch 
noch gewiſſe Geſichtspunkte höherer Art, die für den Weiter⸗ 
ſchauenden von beſonderer Bedeutſamkeit ſein dürften. Ich 
habe darauf bereits früher in JW. 1921, 723 hingewieſen, 
halte es aber gerade jetzt für angebracht darauf zurückzu⸗ 
kommen. Durch den Weltkrieg iſt eine ſich gerade entwickelnde 
geiſtige Bewegung zum Stillſtand gekommen, ja vielleicht 
vollkommen zerſtört worden: das Kennen⸗, Sichverſtehen⸗ 
lernen der Völker. Hierfür und für die internationale Ver⸗ 
ſtändigung überhaupt iſt es nicht nur wichtig die Staaten 
durch Verträge in engere Verbindung zu bringen. Vor allem 
tut es vielmehr not, die einzelnen Volksgenoſſen ſich näher 
treten zu laſſen, ſich gegenſeitig verſtehen zu lernen. 

Man hat oft Gelegenheit zu beobachten, wie allein durch 
die Unkenntnis der Verſchiedenheit zweier Rechtsſphären, da⸗ 
durch, daß man über die Eigenarten und Beſonderheiten des 
Rechtes des anderen Landes überhaupt nicht oder nicht ge- 
nügend unterrichtet iſt, nicht nur Mißtrauen und Vorurteile, 
ſondern geradezu Konflikte zwiſchen Vertragsgegnern oder 
ganzen Volksſchichten erwachſen )). 

So wird aus Mißverſtehen und Unkenntnis eine Atmo⸗ 
ſphäre geſchaffen, die eine merkwürdig ſtarke Tendenz zu un⸗ 
gebührlicher feindſeliger Verallgemeinerung und Übertreibung 
hat. Und endlich! Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß 
das Beſtehen einer internationalen Schiedsgerichtsbarkeit ſtreit⸗ 
verhütend und den internationalen Verkehr fördernd wirken 
wird. Unſolide und unzuverläſſige Elemente werden ſich von 
vornherein ſcheuen, Verträge mit Schiedsgerichtsklauſeln ein⸗ 
zugehen, da hierdurch ihre Spekulation auf die ihnen aus den 
Schwierigkeiten internationaler Rechtsverfolgung erwachſen⸗ 
den Vorteile durchkreuzt wird. Denn ſie ſehen ſich dadurch 
einer ſchnellen, ſachkundigen und deshalb unbegründete Ein⸗ 
wendungen erſchwerenden Jurisdiktion gegenübergeſtellt. Sie 
werden ſo aus dem internationalen Handelsverkehr ſchließlich 
eliminiert, da jeder reelle Kaufmann ſich ſcheuen wird mit 
jemanden zu kontrahieren, der es ablehnt ſich einem Ge⸗ 
richte von Fachgenoſſen zu unterwerfen, das eine objektive, 
ſachlich zutreffende Entſcheidung gewährleiſtet. 

Die dura necessitas hat denn auch dazu genötigt, 
Schiedsgerichte zu ſchaffen, die beſonders dem internationalen 
Verkehr zur Verfügung ſtehen. 

Zunächſt die Brancheſchiedsgerichte. Sie ftam- 
men, ſoweit meine Kenntnis der Verhältniſſe reicht, aus Eng⸗ 
land. Der praktiſche Geiſt des Engländers, ſein im privaten 
Leben fo ſtark ausgeprägter Sinn für equity und fairness 
— im Gegenſatz zu dem Gebaren der Nation im internationalen 
Verkehr, ein merkwürdiger und pfychologiſch nicht leicht zu 
erklärender Zwieſpalt — hat frühzeitig Schiedsgerichte zur 
Schlichtung von Streitigkeiten aus internationalen Privat- 
verträgen eingeführt. Die angegebenen Gründe ſind aber 


8) Vgl. Wertheimer, 23.1919, 73 ff. über Internationali⸗ 
ſierung des Rechtsſchutzes. 

4) Literariſche Hilfsmittel ſind in Deutſchland — anders in 
England — kaum vorhanden. Deshalb ſind Bücher, wie das nach 
Niederſchrift dieſes Aufſatzes erſchienene ſehr wertvolle Werk von 
Lüddemann, „Entgegengeſetzte Denkwelten“ (Halle 1925, 
Buchhandlung des Waiſenhauſes), das die philoſophiſchen Strömungen 


in Deutſchland und England behandelt, ſo äußerſt dankens⸗ und be⸗ 
achtenswert. 
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nicht die alleinigen. Es kommt dazu die außerordentliche 
Kompliziertheit des engliſchen Rechts in ſeiner Dreiteilung: 
common law (gemeines Recht), equity law (Billigkeitsrecht) 
und statute law (Geſetzesrecht). Daneben noch die einſchneidende 
Bedeutung der Präjudizien, weiter die großen Umſtändlich⸗ 
keiten, die erheblichen Koſten des engliſchen Gerichtsverfahrens 
und ſchließlich nicht zum mindeſten der Hang zum Her⸗ 
gebrachten, der ſtarke Individualismus, der in allem, ſo auch 
im geſchäftlichen Leben, nur das Engliſche als maßgebend 
und als ſelbſtverſtändlich kennt. So konnte es geſchehen, daß 
wohl alle mit Engländern geſchloſſenen Kontrakte des Welt⸗ 
handels regelmäßig die Klauſel enthielten: „Londoner Arbi⸗ 
trage“, eine Beſtimmung, die dann ſchließlich auch ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Nationalität der Kontrahenten für eine Reihe 
von Verträgen des Welthandels und »verkehrs vor dem 
Weltkriege als ſelbſtverſtändlicher Beſtandteil angeſehen wurde. 
Hierzu eine kurze Bemerkung, die vielleicht etwas neben dem 
eigentlichen Thema liegt, die mir aber intereſſant erſcheint 
und vor allem einen bisher nicht beachteten Umſtand erhellen 
wird. Durch die Vereinbarung „Londoner Arbitrage“ hat 
man es verſtanden, das engliſche Recht zu einem Recht des 
Weltverkehrs zu machen, trotz ſeiner vielfältigen Unvoll⸗ 
kommenheiten. Neben dieſe unmittelbare Wirkung tritt eine 
mittelbare. Die Technik des Handels nötigt geradezu eine 
einmal vereinbarte Ortsarbitrage, alſo z. B. die Londoner 
Arbitrage, auch für alle Anſchlußgeſchäfte mit der fog. zwei⸗ 
ten und dritten Hand zu wählen, weil natürlich kein Käufer 
durch Vereinbarung einer anderen Arbitrage ſich der Gefahr 
einer abweichenden Entſcheidung über den gleichen Punkt 
ausſetzen kaun. Das engliſche Recht iſt ſo zu einem bedeut⸗ 
famen weltwirtſchaftlichen Faktor geworden 5). 

Klar, furchtbar klar iſt dieſe überragende internationale 
Bedeutung des engliſchen Rechts uns dadurch geworden, daß 
gerade die Beſtimmungen des Friedensvertrages von Ver- 
ſailles, die privatrechtliche Fragen regeln, vor allem in 
der Behandlung der Verträge, die zwiſchen deutſchen Staats⸗ 
angehörigen einerſeits und ſolchen der Eutentemächte anderer- 
ſeits vor Ausbruch des Krieges abgeſchloſſen worden waren, 
rein engliſchen Rechtsanſchauungen entſprungen ſind und 
deshalb ohne Kenntnis des engliſchen Rechts nicht wohl ver⸗ 
ſtanden werden können. Das Merkwürdige und Tragiſche für 
uns Deutſche dabei iſt, daß das engliſche Recht, das einen 
Siegeszug durch die ganze Welt angetreten hat‘), unter 
deſſen Schutz der Handel Englands ſich eine Weltgeltung 
erringen konnte, rein germaniſchen Urſprungs iſt und in 
vielem, auch noch heute deutlich erkennbar, die Eigenart 
dieſes einer rein agrariſchen Kultur (N) entſproſſenen 
Rechts bewahrt hat, während man in Deutſchland ein 
weſensfremdes Recht, das einem ganz anderen Kultur⸗ 
kreis entſtammte, auf eine ganz andere Mentalität zuge⸗ 
ſchnitten war, das Römiſche Recht, unter faſt gewaltſamer 
Beſeitigung des angeltanımten Rechts einführte, es rezipierte, 
ſehr zum Schaden der kulturellen, geiſtigen und auch wirt⸗ 
ſchaftlichen Entwicklung Deütſchlands. Denn gerade der der 
deutſchen Jurisprudenz nicht mit Unrecht gemachte Vorwurf, 
ſie ſei doktrinär und formaliſtiſch, hat letzten Endes ſeinen 
Grund in den aus dieſem Aufpfropfen eines artfremden 
Rechts ſich immer und immer wieder ergebenden inneren 
Konflikten, in denen die kalte, klare Geiſtigkeit des geſchrieben 
vorliegenden römiſchen Rechts ſiegte und zu doktrinärer, for⸗ 
maliſtiſcher Rechtsanwendung führen mußte. 

Nach engliſchem Vorbilde bildeten ſich in Deutſchland 
ſog. Brancheſchiedsgerichte. Man findet ſolche Schiedsgerichte 
zuerſt und auch jetzt noch am ausgedehnteſten entwickelt in den 
deutſchen Hanſeſtädten Hamburg und Bremen. Sie werden 
auch hier faſt regelmäßig mit dem Wort „Arbitrage“ ge⸗ 
kennzeichnet. Zunächſt muß, um Mißverſtändniſſe auszu⸗ 
ſchalten, betont werden, daß das Wort „Arbitrage“ im 
Handelsverkehr in zwei verſchiedenen Bedeutungen gebraucht 
wird. Einmal um die Tätigkeit zu bezeichnen, welche die Unter⸗ 
ſchiede der Preisbildung von Waren an verſchiedenen Plätzen 
auszunutzen ſich beſtrebt. Dann nennt man aber auch „Arbi⸗ 
trage“ ein Verfahren zur Entſcheidung von Zweifels⸗ und 
Streitfragen durch im Wege der Vereinbarung beſtimmte 
Perſonen. Das Weſen dieſer Arbitrage iſt, daß nicht nur 


5) Vgl. Wertheimer, Weltwirtſchaftl. Archiv XIV, 515. 
6) Dieſe und ähnliche Erſcheinungen in der Rechtsentwicklung 
möchte ich als „Rechts wanderung“ bezeichnen. 


54. Jahrg. 1925 Heft 11] 


5. Jahrg. WE Al ⁰• —‚:kʒ4ͤ — 


Rechtsſtreitigkeiten entſchieden werden, ſondern, und zwar vor 
allem, auch Meinungsverſchiedenheiten über rein tatſächliche 
Streitfragen, aus deren Feſtſtellung ſich dann gewiſſe Folgen 
von ſelbſt ergeben, wie z. B.: ob eine Ware die vereinbarte, 
die handelsübliche Qualität beſitzt oder wie hoch der — un⸗ 
ſtreitige — Minderwert einer Ware zu bemeſſen iſt. Man 
hatte früher die Arbitrageklauſel auf die Entſcheidung von 
Quaolitätsſtreitigkeiten beſchränkt, alſo darin nicht die Ver⸗ 
einbarung eines Schiedsgerichtsverfahrens erblickt, bis ſchließ⸗ 
lich ſich die Auffaſſung durchgeſetzt hat und in 8 20 der Ham⸗ 
burger Platzuſancen für den Hamburger Warenhandel nieder⸗ 
gelegt worden iſt, daß unter Arbitrage regelmäßig!) die 
Entſcheidung von Streitfragen im Schiedswege unter Aus⸗ 
ſchluß der ordentlichen Gerichte nicht nur über Qualitäts⸗ 
fragen, ſondern auch über alle anderen aus dem betreffenden 
Geſchäfte entſtehenden Streitpunkte, insbeſondere auch über 
Rechtsfragen zu verſtehen ſei. Dieſes Arbitrageverfahren Ru 
fo geregelt, daß jede Partei einen Schiedsrichter zu ernennen 
bat. Falls dieſe ſich nicht einigen, wählen ſie einen Obmann. 
Erfolgt über deſſen Perſon keine Verſtändigung, ſo wird der 
Obmann durch die Handelskammer ernannt, die auch für die 
Beſtellung eines (Zwangs-) Schiedsrichters für eine ſäumige 
Partei zuſtändig iſt. 

Iſt ſo unter Hamburger Arbitrage zu verſtehen, daß 
gemäß den in den Hamburger Platzuſancen vorgeſehenen 
Verfahren Streitigkeiten zu entſcheiden ſind, ſo bedeutet die 
Vereinbarung einer ſonſtigen ortsbezeichneten Arbitrage, daß 
das Schiedsgerichtsverfahren vor Perſonen oder einer Ver⸗ 
einigung ſich abſpielen ſoll, die in dem betreffenden Ort domi⸗ 
zilieren und ihre ſchiedsrichterliche Autorität aus den Uſancen 
dieſes Platzes ableiten, denen der vorliegende Vertrag unter⸗ 
ſtellt iſt. Das beſonders Weſentliche dieſer Ortsarbitrage be⸗ 
ſteht darin, daß die in Frage kommenden Handelsorganiſa⸗ 
tionen ſtändige Schiedsgerichte geſchaffen haben. Es würde 
dem Zweck dieſes Aufſatzes nicht entſprechen, ſich über dieſe 
Art der Schiedsgerichte des weiteren zu verbreiten. Es muß 
genügen zu erwähnen, daß für dieſelben drei Syſteme der 
Beſtellung der Schiedsrichter beſtehen 8): 

1. Das freie Syſtem. Die Schiedsrichter können aus 
den Mitgliedern der betreffenden Vereinigung (Firmeninhaber, 
Direktoren, Prokuriſten) oder aus einer beſonderen, jährlich 
im voraus aufgeſtellten Schiedsrichterliſte genommen werden. 
Die Ernennung der Schiedsrichter oder des Obmannes für das 
im einzelnen Falle zur Entſcheidung berufene Schiedsgericht 
erfolgt dann je nach der vorgeſehenen Regelung durch den 
Vorſtand der Vereinigung oder durch die Parteien auf Grund 
der Liſte. Die Ernennung der Zwangsſchiedsrichter erfolgt 
regelmäßig durch den Vorſtand der Vereinigung. 

2. Das gebundene Syſtem. Die Beſtimmung der 
Schiedsrichter erfolgt nicht durch die Parteien, ſondern durch 
ein Organ der betreffenden Fachvereinigung. Den Vorſitz 
im Schiedsgericht führt ein Mitglied des Vorſtandes der⸗ 
ſelben. Zu Schiedsrichtern können nur Vereinsmitglieder 
reſp. die in einer beſonderen Liſte aufgenommenen Perſonen 
beſtellt werden. 

3. Das Vorſtandsſyſtem. Die Schiedsrichter wer- 
den nicht wie bei dem freien und gebundenen Syſtem für den 
einzelnen Fall beſonders beſtellt, ſondern allgemein iſt be⸗ 
ſtimmt, daß für alle Streitfälle der Vereinsvorſtand oder eine 
gewiſſe Zahl von Mitgliedern desſelben als Schiedsrichter 
fungieren. 

Dieſe Arbitrageverfahren haben m. E. für den inter⸗ 
nationalen Verkehr einen großen Fehler. Die danach zur 
Entſcheidung berufenen Schiedsgerichte ſind regelmäßig rein 
national zufammengeſetzt. Nicht daß damit Bedenken gegen 
deren Unbefangenheit beſonders hervorgehoben werden ſollen, 
obwohl ſie beſtehen und gerade in der jetzigen Übergangs⸗ 
zeit. Den Hauptnachteil ſehe ich darin, daß ſie zu ſehr auf 
die rechtlichen und tatſächlichen Verhältniſſe des einen Landes 
eingeſtellt find. 

Dieſe und andere Gründe nötigen dazu wirklich inter⸗ 
nationale Schiedsgerichte zu ſchaffen. Zwei Wege ſtehen dazu 


7) Val. zu allen dieſen Fragen Matthieß: Die ſtändigen 
Schiedsgerichte des Hamburger Großhandels 1921; derſelbe: Die Ent⸗ 
wicklung der Hamburger Arbitrage und ihre Stellung im Weltverkehr 
(„Zeitfragen des Wirtſchaftsrechts.“ — Beilage des „Wirtſchaftsdienſt“ 
v. 14. Nov. 1924). 

e) Vgl. Matthies a. a. O. 
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offen. Einmal: durch eine — eventuell zu bildende — Zenkral⸗ 
ſtelle wird eine Organiſation ins Leben gerufen, die eine 
größere Zahl am zwiſchenſtaatlichen Hanbelsverkehr betei⸗ 
ligter Lander umfaßt. Dann: zwiſchen Handelsvertretungen 
zweier Länder werden Vereinbarungen getroffen, wonach dieſe 
Schiedsgerichte beſtellen, die international zu beſetzen ſind. 
Dieſe beiden Wege hat man auch ſchon betreten. Ich will 
zunächſt die große internationale Organiſation beſprechen, 
die man gegründet hat. Die in Paris beſtehende internatio⸗ 
nale Handelskammer (= SOR.) hat eine internationale Or⸗ 
ganiſation zur ſchiedsrichterlichen Beilegung und Entſchei⸗ 
dung von Handelsſtreitigkeiten ins Leben gerufen. Sie um⸗ 
faßt bis jetzt bereits 18 Staaten: Belgien, Dänemark, Eng⸗ 
land, Frankreich, Indochina, Italien, Japan, Luxemburg, 
Niederlande, Norwegen, Oſterreich, Polen, Schweden, Schweiz, 
Spanien, Tſchechoſlowakei, Ungarn, Vereinigte Staaten von 
Amerika!). Dieſe Organiſation ift fo gegliedert, daß zunächſt 
in jedem Lande ein Schiedsgerichtsausſchuß beſtellt wird. 
Darüber ſteht ein Schiedsgerichtshof mit einem beſonderen 
Verwaltungs⸗ (Exekutiv⸗ Ausſchuß in Paris. Die Grund⸗ 
lage des Tätigwerdens dieſer Schiedsgerichtsorganiſation liegt 
darin, daß bei Abſchluß eines Vertrages — der Empfehlung 
der internationalen Handelskammer gemäß — in denſelben 
eine Klauſel folgenden Inhalts aufgenommen wird: 

„Beide Vertragsteile verpflichten ſich zur Schlichtung 
aller Streitigkeiten über Auslegung und Erfüllung dieſes 
Vertrages, ſich an ein nach den Schiedsgerichtsbeſtimmungen 
der internationalen Handelskammer zuſammengeſetztes Schieds⸗ 
gericht zu wenden.“ 

Abgeſehen davon, daß auf Grund dieſer Klauſel ein 

Schiedsgerichtsverfahren eingeleitet werden kann, hat die Ih K., 
zunächſt davon unabhängig, auch die Möglichkeit geſchaffen, 
Streitigkeiten aus internationalen kaufmänniſchen Verträgen 
vergleichsweiſe zu erledigen. Dies geſchah beſonders mit 
Rückſicht darauf, daß nach manchen Landesrechten Schieds⸗ 
verträge nicht oder nur beſchränkt zuläſſig ſind oder es nicht 
. ift, die Vollſtreckbarkeit von Schiedsſprüchen herbei⸗ 
zuführen. 
Die Einleitung dieſes Vergleichsverfahrens kann bei allen 
Streitigkeiten zwiſchen Kaufleuten angeregt werden, nicht 
nur bei ſolchen über Auslegung und Erfüllung von Ver⸗ 
trägen. Zuſtändig iſt die Verwaltungskommiſſion der OR. 
Dieſelbe iſt durch den betreffenden Landesausſchuß der 
SHR. ſchriftlich anzugehen. Alle Unterlagen, wie Verträge 
und Korreſpondenzen uſw., ſind beizufügen. Der Präſident 
des Verwaltungsausſchuſſes ſetzt ſich dann mit der Gegen⸗ 
ſeite in Verbindung, um deren Geneigtheit zur Annahme 
einer Vermittlung feſtzuſtellen und um ihre Stellungnahme 
in dem Streitfalle zu ermitteln. Je nach Art und Bedeutung 
desſelben zieht der Vorſitzende der Verwaltungskommiſſion 
dann ein Mitglied oder mehrere Mitglieder derſelben hinzu. 
Der Vorſitzende kann Ergänzung des ihm unterbreiteten 
Materials, weitere Erklärungen der Parteien anregen und 
ſeinerſeits Informationen einholen. Auf Grund der ſo bei⸗ 
gebrachten Unterlagen macht er dann den Parteien durch 
Vermittlung des nationalen Ausſchuſſes einen Vergleichs⸗ 
vorſchlag. Wird derſelbe nicht angenommen, dann ſteht es 
den Parteien frei die Angelegenheit entweder dem Schieds⸗ 
gericht zu unterbreiten oder ſich an das zuſtändige ordent⸗ 
liche Gericht zu wenden. Beſonders wird in der Geſchäfts⸗ 
ordnung hervorgehoben, daß das, was während den Ver⸗ 
leichsverhandlungen von den Parteien vorgebracht worden 
iſt, um eine Grundlage für einen Vergleich zu ſchaffen, ihren 
Rechten im ſchiedsgerichtlichen oder ordentlichen Verfahren 
nicht präfudiziert. 

Die Regelung des eigentlichen Schiedsverfahrens nimmt 
beſonders darauf Rückſicht, ob nach dem für eine oder beide 
Parteien geltenden Landesrecht die Vollſtreckbarkeit des 
Schiedsſpruches herbeigeführt werden kann. Sie iſt im weſent⸗ 
lichen wie folgt geſtaltet. Als Schiedsſtelle funktioniert ein 
vom Rat der JHR. beſtellter Ausſchuß, der die Bezeichnung 
„Schiedsgericht der Internationalen Handelskammer“ (Cour 
d' Arbitrage de Chambre de Commerce Internationale, in 
folgendem kurz „Schiedsgerichtshof“ genannt) trägt. Zwecks 


mn Auch Deutſchland war zur Beteiligung aufgefordert 
worden. Die deutſchen Handelskammern haben dieſe aber mit Recht 
abgelehnt, weil auf franzöſiſche Machenſchaften hin ihnen der Bei⸗ 
tritt zur Internationalen Handelskammer verweigert worden war. 
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Beſtellung der Schiedsrichter für einen Streitfall erſucht er 
die betreffenden nationalen Ausſchüſſe eine Reihe ſachver⸗ 
ſtändiger Perſönlichkeiten in Vorſchlag zu bringen, aus denen. 
er dann die Schiedsrichter wählt. Der Schiedsgerichtshof kann 
aber auch mit Zuſtimmung beider Parteien die ſchiedsgericht⸗ 
liche Entſcheidung einem der körperſchaftlichen Mitglieder der 
SOR. übertragen, das eine eigene Schiedsgerichtsorganiſation 
beſitzt. Es besteht alſo die Möglichkeit entweder eine inter⸗ 
nationale oder national zuſammengeſetzte Schiedsſtelle für den 
Einzelfall zu ſchaffen, wobei es ſogar angängig iſt, den Streit⸗ 
fall auch einer Handelskammer zu überweiſen, die in einem 
anderen Lande ihren Sitz hat, als dem, in welchem die beiden 
Streitteile ihre Handelsniederlaſſung haben. Es bedarf wohl 
keiner weiteren Ausführung darüber, wie außerordentlich zweck⸗ 
mäßig und weitblickend dieſe Regelung an ſich iſt und wie 
nützlich fie, richtig angewandt, im Einzelfall wirken kann. Die 
Schiedsrichter können nun ihre Entſcheidung als „Vermittler“ 
(„amiables compositeurs“) treffen; fie fällen dann keine 
eigentliche richterliche Entſcheidung, ſondern nehmen eine Art 
Ausgleich vor. Haben die Parteien in einer nach ihrem Lan⸗ 
desrecht zuläſſigen Weiſe ſchriftlich vereinbart, daß die Ent⸗ 
ſcheidung über die aus einem Vertrag entſtehenden Streitig⸗ 
keiten im Wege des von der IHK. eingerichteten Schieds⸗ 
gerichtsverfahrens erfolgen ſoll, dann kann, wenn eine der 
Parteien ſich weigert oder darauf verzichtet die Angelegen⸗ 
heit dem Schiedsgerichtshof zu unterbreiten, ein Verſäumnis⸗ 
urteil gegen ſie erlaſſen werden. 

Der Schiedsgerichtshof beſtimmt nach Prüfung des an 
ihn gerichteten Erſuchens um ſchiedsrichterliche Entſcheidung 
und vor Beſtellung der Schiedsrichter den Sitz des Schieds⸗ 
erichts. Es kann alſo z. B., falls ein Engländer an einen 
oje eine in Nordamerika lagernde Ware verkauft hat, 
eine amerikaniſche Schiedsſtelle mit der Entſcheidung des 
Streitfalles betraut werden. Alle im Schiedsverfahren nötigen 
Mitteilungen, Verfügungen uſw. eines Schiedsgerichts an 
die Schiedsrichter oder an die Parteien erfolgen nicht direkt, 
ſondern nur durch Vermittlung der nationalen Ausſchüſſe. 
Beſteht kein derartiger Ausſchuß, dann erfolgt die Übermitt⸗ 
lung durch das in Betracht kommende körperſchaftliche Mit⸗ 
glied der IK. Umgekehrt muß auch auf dem Wege dieſer 
Vermittlung der Schiedsgerichtshof um Einleitung des Ver⸗ 
fahrens angegangen werden. Iſt der Schiedsgerichtshof der 
Anſicht, daß die Sache dem reglementmäßigen Schiedsverfahren 
unterſteht, ſo gibt er der Gegenpartei von der Einleitung des 
Verfahrens unter Beifügung einer Abſchrift der Klageſchrift 
Kenntnis mit der Aufforderung, ſich innerhalb 14 Tagen 
We zu äußern. Die Klageſchrift ſoll folgenden Inhalt 
aben: 

1. Vor⸗ und Zunamen, ſowie Adreſſen der Parteien. 

2. Eine Abſchrift des zwiſchen den Parteien abgeſchloſ⸗ 
ſenen Vertrages oder, falls keine Vertragsurkunde vorliegt, 
alle zur Feſtſtellung der getroffenen Abrede erforderlichen 
Angaben (Gegenſtand, Datum und Ort des Abſchluſſes, Ab⸗ 
ſchriften des in Betracht kommenden Briefwechſels uſw.). 


3. Kurze Darlegung der Anſprüche des Schiedsgerichts⸗ 
klägers (d. i. „beſtimmter Klageantrag“). 

Der Schiedsgerichtshof kann für ſich in den Ländern der 
Parteien einen „Zuſtellungsbevollmächtigten“ beſtellen, an 
den rechtswirkſam alle Eingaben gerichtet werden können. 

Der Schiedsgerichtshof beſtellt zur Entſcheidung des Falles 
einen Schiedsrichter. Die Parteien haben jedoch das Recht 
zu verlangen, daß zwei Schiedsrichter und ein Obmann oder 
drei Schiedsrichter ernannt werden. Die Beſtellung der 
Schiedsrichter wird den Parteien auf dem ſchon erwähnten 
umſtändlichen Wege bekanntgegeben. Der nationale Ausſchuß 
beſtimmt dann den Termin zur Verhandlung und regelt das 
zu beobachtende Verfahren im Einverſtändnis mit den Schieds⸗ 
richtern. Sind zwei Schiedsrichter und ein Obmann ernannt, 
ſo iſt deſſen Anſicht bei der Entſcheidung des Streitfalls aus⸗ 
ſchlaggebend. Bei drei Schiedsrichtern entſcheidet die Mehrheit. 
Kommt es nicht zu einer Mehrheitsbildung, ſo beſtellt der 
Schiedsgerichtshof drei neue Schiedsrichter. Kann ein Schieds⸗ 
richter infolge Tod, Krankheit oder eines anderen Grundes 
ſein Amt nicht ausüben, lehnt er deſſen Ausübung ab oder 
übt er es tatſächlich nicht aus, ſo wird an ſeiner Stelle ein 
anderer Schiedsrichter oder Obmann ernannt. Das Urteil 
wird ſchriftlich niedergelegt und dem nationalen Ausſchuß 
des Landes, in dem das Verfahren ſtattfindet, übergeben. Eine 
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Abſchrift wird der IHK. eingeſandt. Die Parteien erhalten 
nach Zahlung der durch das Verfahren entſtandenen Koſten 
eine beglaubigte Abſchrift. 

Der Schiedsgerichtshof beſtimmt die Friſt, innerhalb 
welcher die Schiedsrichter ihre Entſcheidung zu fällen haben; 
ſie ſoll regelmäßig 60 Tage nicht überſteigen. Dieſe Friſt kann 
vom Schiedsgerichtshof aber gegebenenfalls verlängert werden. 
Die Schiedsrichter können nach Maßgabe der einſchlägigen 
geſetzlichen Vorſchriften auch in anderen Ländern als in dem⸗ 
jenigen, in dem das Verfahren ſtattfindet, Zeugen vernehmen 
laſſen. Gegebenenfalls kann der Schiedsgerichtshof auf An- 
trag der Schiedsrichter einen Vertreter zur Vernehmung der 
Zeugen ernennen. Ferner iſt den Schiedsrichtern das Recht 
eingeräumt, falls es nach Landesrecht zuläſſig iſt, von den 
Parteien unter Eideszwang eine Erklärung darüber zu ver⸗ 
langen, welche den Streitfall betreffenden Urkunden 
ſich in ihrem Beſitze befinden. Intereſſant iſt die Be⸗ 
ſtimmung, daß die Schiedsrichter berechtigt ſein ſollen auf 
Antrag einer Partei eine einſtweilige Verfügung zur Er⸗ 
haltung des Streitgegenſtandes zu treffen, insbeſondere auch 
denſelben, falls unumgänglich notwendig, zu verwerten. Hier⸗ 
bei iſt ausdrücklich feſtgelegt, daß die Schiedsrichter wegen 
einer ſolchen Anordnung nicht perſönlich zur Verantwortung 
gezogen werden können. In dem Reglement iſt überhaupt auch 
noch allgemein ausgeſprochen, daß die Schiedsrichter wegen 
ihrer Tätigkeit von den Parteien nicht in Anſpruch genommen 
werden können. Die Schiedsrichter dürfen ſich der Hilfe der 
Angeſtellten der aktiven Mitglieder der IK. bedienen, wie 
auch erforderlichenfalls juriſtiſchen und techniſchen Rat von 
fachkundiger Seite einholen. Die dadurch entſtehenden Koſten 
gelten als Koſten des Schiedsgerichtsverfahrens. Von den 
Parteien kann zu deren Deckung ein Vorſchuß verlangt werden. 
Das Schiedsrichteramt iſt ein Ehrenamt. Die Schiedsrichter 
haben aber Anſpruch auf Erſatz ihrer Auslagen und, ſofern 
es in den einzelnen Ländern oder Branchen üblich iſt, auch 
das Recht ein Honorar für ihre Tätigkeit zu verlangen. Den 
Schiedsgerichten ſtehen natürlich keine Zwangsmittel zur Ver⸗ 
fügung die Erfüllung des Schiedsſpruches herbeizuführen. Das 
Schiedsgerichtsreglement der IHK. verſucht es deshalb auf 
dem eigenartigen Wege der Ausübung eines moraliſchen 
Druckes zu erreichen, daß die unterlegene Partei dem ge⸗ 
fällten Schiedsſpruch entſpricht: die ſäumige, alſo vertrags⸗ 
untreue Partei wird der Mißachtung ihrer Berufsgenoſſen 
direkt und indirekt preisgegeben. 

Das Schiedsgerichtsreglement der Ic K. legt nämlich den 

arteien „bei ihrer Ehre“ die Verpflichtung auf dem Schieds⸗ 
pruch nachzukommen. Falls die Partei, zu deren Ungunſten 
der Schiedsſpruch lautet, denſelben nicht innerhalb 30 Tagen 
erfüllt hat, hat die obſiegende Partei das Recht den natio⸗ 
nalen Ausſchuß hiervon in Kenntnis zu ſetzen. Dieſer be⸗ 
nachrichtigt den Schiedsgerichtshof, der dann wieder die IHK. 
oder die betreffende Handelsorganiſation, deren Mitglied die 
ſäumige Partei ift, hiervon in Kenntnis fegt. Da eine ſolche 
diſziplinariſche Ahndung wohl nur ganz ſelten möglich ſein 
wird, iſt ein Weiteres vorgeſehen: der Schiedsgerichtshof der 
SOR. kann verlangen, daß der Name der ſäumigen Partei 
in den offiziellen Veröffentlichungen der IHK. und in denen 
der nationalen Ausſchüſſe gleichzeitig mit dem Texte des nicht 
befolgten Urteils des Schiedsgerichts veröffentlicht wird. 

Dieſe Anprangerung als Zwangsmittel iſt beſonders auch 
volkspſychologiſch hochintereſſant. Das deutſche Recht kennt 
die Publikation von Strafurteilen (vgl. bef. § 36 Pat.; 
810 GebrMG.; § 19 WbzG.; § 23 Unl WG.). Dieſe wird von 
den Gerichten regelmäßig in Form der Zeitungsannonce an⸗ 
geordnet. Anders z. B. das franzöſiſche Warenzeichengeſetz 
von 1857, das in Art. 13 auch den öffentlichen Anſchlag des 
Urteils an einem vom Gericht zu beſtimmenden Orte, z. B. 
an oder in dem Geſchäftslokale des Verurteilten zuläßt. 

Dieſer indirekte, moraliſche Zwang zur Erfüllung eines 
Schiedsſpruches mag vielleicht etwas merkwürdig anmuten, 
aber man muß bedenken, daß in manchen ausländiſchen Rech⸗ 
ten und, wie das angeführte Beiſpiel zeigt gerade im fran⸗ 
zöſiſchen Recht, die ſcharfe Publikation als Mittel der Ahn⸗ 
dung von Rechtsbrüchen mehr Anwendung findet als im 
deutſchen Recht. 

Jede Mitteilung an die Parteien ſeitens des Schieds⸗ 
gerichtshofs oder des Schiedsgerichts gilt als ordnungsmäßig, 
wenn ſie durch eingeſchriebenen Brief erfolgt oder gegen Emp⸗ 
fangsbeſtätigung übergeben worden iſt. Iſt die Adreſſe einer 
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Partei nicht bekannt, dann genügt die Abſendung der Nach⸗ 
richt an die Handelskammer oder die Handelsorganiſation, 
welcher die betreffende Partei angehört. 

Die FOR. hat bei fih für den Schiedsgerichtshof eine be- 
ſondere Gerichtsſchreiberei errichtet, bei der die Urteile regi⸗ 
ſtriert werden. Auf Antrag erhalten die Parteien beglaubigte 
Abſchriften derſelben. Die durch zwei Mitglieder des Schieds⸗ 
gerichtshofs erfolgte Beglaubigung verleiht der Abſchrift volle 
Beweiskraft. 

Die Schiedsgerichtsordnung kann von der IGR. jederzeit 
abgeändert werden. 

Dieſer Überblick über die Schiedsgerichtsbarkeit der JK. 
würde nicht vollſtändig ſein, wenn ſich daran nicht ein kurzer 
Bericht über die praktiſche Auswirkung dieſer Schiedsgerichts⸗ 
organiſation ſchließen würde. Zuſammenfaſſend kann man 
zunächſt ſagen, daß dieſe Inſtitution ſich überraſchend ſchnell 
eingeführt und wohl auch bisher im großen und ganzen be⸗ 
währt hat. Sie war laut dem letzten Berichte der Id K. vom 
Juli 1924 in den 1½ Jahren ihres Beſtehens mit nicht weni⸗ 
ger als 68 Streitfällen befaßt, von denen rund ½ durch 
Schiedsſpruch, 6 im Vergleichsverfahren und 13 im Wege der 
gütlichen Verſtändigung ſelbſt ihre Erledigung gefunden haben. 
Bei 29 Sachen konnte das Verfahren nicht durchgeführt wer⸗ 
den, meiſtens weil die nicht durch Schiedsklauſel gebundene 
Gegenpartei es ablehnte, den Streitfall dem Schiedsgerichts⸗ 
hof zu unterſtellen. 18 Sachen waren noch im Lauf. Genau 
die Hälfte aller Sachen entfällt auf Frankreich. Der Grund 
mag wohl der ſein, daß der franzöſiſche Schiedsgerichtsausſchuß 
eine beſonders eifrige Propaganda entfaltet hat, nicht minder 
aber auch der Umſtand, daß der Schiedsgerichtshof ſeinen Sitz 
in Paris hat. Man beachte dies! „Spuren ſchrecken“ nicht 
immer. Sie lenken auch den Blick und zeigen den Weg!! 

Ich möchte aber auch mit einigen meiner Bedenken gegen 
dieſe Art der Organiſation internationaler Schiedsgerichte 
nicht zurückhalten. Daß ſie nicht vollkommen iſt, kann nicht 
erſtaunen. Jeder, der die Schwierigkeiten kennt, welche einer 
internationalen Verſtändigungsaktion, auf welchem Gebiete 
auch immer, ſich entgegentürmen, wird ſich darüber klar ſein, 
daß hier ein an ſich bewundernswertes Werk geſchaffen wor⸗ 
den iſt. Ein Werk aber, das rein objektiv betrachtet, in 
vielem zu theoretiſch, zu akademiſch geftaltet ift, das anderer⸗ 
ſeits aber ſeiner ganzen Konſtruktion nach allzu deutlich noch 
erkennen läßt, wie viele Bedenken obgewaltet haben und aus⸗ 

eräumt werden mußten und wie viel Kompromiſſe man zu 
ſchließen genötigt war. Dazu zähle ich die immer und immer 
wieder betonte Inanſpruchnahme der Landesausſchüſſe, das 
Ausſchalten des unmittelbaren Verkehrs des Schiedsgerichts 
mit den Parteien. Dies iſt eine nicht zu billigende Umſtänd⸗ 
lichkeit, eine Konzeſſion an kleinliche Zuſtändigkeitseiferſüch⸗ 
teleien, bedeutet eine erhebliche Verlängerung und Verteuerung 
des Schiedsverfahrens. Praktiſch iſt dieſe Inanſpruchnahme 
auch für die nationalen Ausſchüſſe im Einzelfall belanglos. 
Es würde genügen, wenn die Urteile oder die ſonſtige Er⸗ 
ledigung des Streitfalls ihnen bekanntgegeben würde. Die 
Sicherung der effektiven Übermittlung von Schriftſtücken uſw. 
kann auch im internationalen Verkehr auf einfachere und 
ebenſo ſichere Weiſe bewirkt werden. Ich betrachte es weiter 
als einen großen Fehler, daß das Verfahren vor den Schieds⸗ 
gerichten nicht eingehend geregelt, und insbeſondere nicht eine 
gewiſſe ſtraffe Geſtaltung desſelben herbeigeführt worden ift. 
Man hat die Regelung des Verfahrens für den Einzelfall den 
Nationalausſchüſſen und den Schiedsgerichten überlaſſen, eine 
Maßnahme, die nur anſcheinend zweckmäßig iſt, in der Praxis 
aber aus vielen Gründen ſchließlich verſagen wird. Be⸗ 
ſtimmte, im voraus feſtgeſetzte Verfahrensvorſchriften wird 
man bei internationalen Schiedsgerichten ſchon deswegen haben 
müſſen, weil die landesrechtlichen Vorſchriften auf dieſem 
Gebiete, und dieſe werden ja ſchließlich beim Fehlen einer 
anderweitigen Regelung immer, wenn auch vielleicht nur 
analog, herangezogen werden, für die innerhalb der betreffen⸗ 
den Landesgrenzen tagenden Schiedsgerichte zu verſchieden 
und vielfach auch zu wenig ſachgemäß ausgebaut ſind. Weiter 
vermiſſe ich einen Hinweis darauf, daß die Schiedsgerichte 
nicht nach ſtrengem, dem geſchriebenen Recht zu entſcheiden 
haben, ſondern daß der Grundſatz der Billigkeit, daß Treu 
und Glauben vor allem maßgebend ſein ſollen, daß, wie die 
Weiſung für die in den beutfchen Oſtfriedensverträgen ein- 
geſetzten gemiſchten Schiedsgerichte ſo ſchön und treffend 
lautete, auch bei der Anwendung der Geſetze die Auslegung 
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eines Rechtsgeſchäftes gemäß den Anſchauungen des ehr⸗ 
baren Handels zu erfolgen habe. Schließlich ſcheint mir auch 
die von der ISK. empfohlene Schiedsgerichtsklauſel ſelbſt 
nicht ſehr glücklich gefaßt zu ſein. Ich kann mir darüber ein 
Weiteres erſparen, weil ein Vergleich mit der im Deutſch⸗ 
Holländiſchen Abkommen (vgl. JW. 1921, 728) vorgeſehenen 
Schiedsgerichtsabrede die Bedenken aufzeigen und die zweck⸗ 
mäßige Anderung ergeben wird. 

Es wurde bereits erwähnt, daß man auch noch auf einem 
anderen Wege verſucht hat, internationale Handelsſchieds⸗ 
gerichte zu errichten, und zwar dadurch, daß maßgebende 
Handelsorganiſationen der in Betracht kommenden Länder 
entſprechende Einrichtungen geſchaffen haben. Zu erwähnen 
iſt hier in erſter Linie der bahnbrechende Deutſch⸗Hol⸗ 
ländiſche Schiedsgerichtsvertrag v. 3/11. März 
1921, der zwiſchen der Niederländiſchen Handelskammer und 
einer Reihe deutſcher Handelskammern abgeſchloſſen worden 
iſt. Darüber an dieſer Stelle zu handeln, erübrigt ſich, weil 
ich bereits ausführlich über dieſes Schiedsabkommen an dieſer 
Stelle (JW. 1921, 728 ff.) berichtet habe. Es muß auf dieſe 
Ausführungen verwieſen werden. 

Man muß dem Deutſch⸗Holländiſchen Abkommen das 
große Lob zuerkennen, daß es eine aus dem vollen Leben ge⸗ 
ſchaffene, es meiſternde, inhaltlich großzügig und von weit⸗ 
blickendem Gedanken getragene und deshalb vorbildliche Rege⸗ 
lung darſtellt. Einfacher und nicht ſo umfaſſend ſind die von 
dem deutſchen Induſtrie⸗ und Handelstag mit entſprechenden 
Däniſchen und Tſchechoſlowakiſchen Organiſationen getrof⸗ 
fenen Vereinbarungen zur Errichtung Deutſch⸗Däniſcher 
reſp. Deutſch⸗Tſchechoſlowakiſcher Handelseini- 
gungsſtel len. 

unächſt ſeien die „Richtlinien“ für das Verfahren vor 
der Deutſch⸗Däniſchen Handelseinigungsſtelle und dem damit 
verbundenen Schiedsgericht kurz erörtert. Dieſelben ſind zwi⸗ 
ſchen dem Induſtrierat in Kopenhagen und dem deutſchen 
Induſtrie⸗ und Handelstag in Berlin vereinbart worden. Sie 
bezwecken zur außergerichtlichen Beilegung von Streitigkeiten, 
die aus Verträgen zwiſchen deutſchen und däniſchen Handels⸗ 
und Gewerbetreibenden entſtehen, eine Einigungsſtelle zu er⸗ 
richten, die auf Grund einer Vereinbarung der Vertrags⸗ 
parteien zur Vermeidung des ordentlichen Rechtsweges in 
Tätigkeit tritt. Die Handelseinigungsſtelle hat zunächſt auf 
einen Vergleich hinzuwirken. Mißlingt derſelbe, ſo tritt ſie 
ſofort als Schiedsgericht in Tätigkeit. Das Schiedsgericht hat 
nach billigem Ermeſſen unter Berückſichtigung der geſamten 
Intereſſenlage zu entſcheiden. Der Sitz der Handelseinigungs⸗ 
ſtelle ift, falls der Antragſteller ein Deutſcher ift, Dänemark 
und in dem umgekehrten Fall Deutſchland. Der Handels⸗ 
einigungsſtelle bleibt es überlaſſen, den Ort der Tagung zu 
beſtimmen. Das Schiedsgericht ſelbſt fegt fih aus drei Mit- 
gliedern zuſammen: ein Obmann und zwei Schiedsrichter, 
von denen der eine ein Deutſcher und der andere ein Däne iſt. 
Für die Auswahl des Vorſitzenden und der Schiedsrichter 
werden geſonderte Liſten aufgeſtellt. In die Liſte der Vor⸗ 
ſitzenden können nur Richter aufgenommen werden, die einem 
Kollegialgericht angehören und mit dem Rechte des ande⸗ 
ren Staates hinlänglich bekannt ſind. Für Schiedsrichter 
ſind in jedem Lande Liſten anzulegen, geordnet nach Branche⸗ 
gruppen, damit jede zum ſchiedsgerichtlichen Verfahren ge⸗ 
langende Sache von ſachkundigen Perſonen entſchieden werden 
kann. Die Liſten der deutſchen Vorſitzenden und Schiedsrichter 
werden zunächſt von dem deutſchen Induſtrie⸗ und Handelstag 
aufgeſtellt, während für Dänemark vorläufig dem Induſtrie⸗ 
rat dieſe Befugnis zuſteht. Jede Partei wählt in ihrem Lande 
aus der Schiedsrichterliſte einen Schiedsrichter; die Schieds⸗ 
richter haben ſich über die Wahl eines Vorſitzenden aus dem 
Lande zu verſtändigen, in dem das Schiedsgericht tagt. Kommt 
eine Verſtändigung nicht zuftande, fo entſcheidet das Los, 
welcher von beiden Parteien die Wahl des Vorſitzenden zu⸗ 
fällt. Jede Partei hat ihren Schiedsrichter innerhalb vier⸗ 
zehn Tagen nach Aufforderung zu ernennen. Tut ſie dies 
nicht, ſo geht ſie des Ernennungsrechtes zugunſten der Gegen⸗ 
partei verluſtig. Die Entſcheidung des Schiedsgerichts er⸗ 
folgt nach Stimmenmehrheit. Sie iſt ſofort vollſtreckbar. Beide 
Teile unterwerfen ſich derſelben unter Verzicht auf alle Ein⸗ 
reden. Dem Schiedsgericht iſt ein Protokollführer beizugeben, 
der von dem deutſchen Induſtrie⸗ und Handelstag reſp. von 
dem Induſtrierat ernannt wird. Der Protokollführer hat in 
den Sitzungen das Protokoll und die Geſchäfte des Schieds⸗ 
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gerichts zu führen, den ſchriftlichen Verkehr der Parteien zu 
vermitteln und die Konſtituierung der Handelseinigungsſtelle 
reſp. des Schiedgerichts herbeizuführen. Er ſoll darauf achten, 
daß möglichſt viele der zu erledigenden Streitfälle der gleichen 
Branche derſelben Handelseinigungsſtelle zur Erledigung über⸗ 
wieſen werden. Für das Schiedsgerichtsverfahren ſelbſt ſollen 
die geſetzlichen Vorſchriften des Landes zur Anwendung kom⸗ 
men, in dem das Schiedsgericht tagt. Die Entſcheidung des 
Schiedsgerichts ſoll in längſtens vier Wochen erfolgen, „nach⸗ 
dem die Sache zur Entſcheidung aufgenommen iſt“. In der⸗ 
ſelben iſt auch zu beſtimmen, wie die Koſten des Verfahrens 
von den ſtreitenden Parteien zu erſetzen ſind. 

Dieſes Abkommen enthält im weſentlichen nur einen 
Rahmen für das ſchiedsgerichtliche Verfahren. Ausführlicher 
iſt das Statut des Deutſch⸗Tſchechoſlowakiſchen Schiedsgerichts 
in Handelsſachen, das auch der dankenswerten Initiative des 
deutſchen Induſtrie⸗ und Handelstages ſeine Entſtehung ver⸗ 
dankt und von dieſem mit dem „Tſchechoſlowakiſchen Aktions⸗ 
ausſchuß der Fachkorporationen“ abgeſchloſſen worden iſt. 
Auch dieſes ſchiedsgerichtliche Verfahren ſoll ſich nur auf die 
Erledigung von Streitigkeiten aus Handelsgeſchäften erſtrecken. 
Das auf Grund einer allgemeinen Vereinbarung der Vertrags⸗ 
parteien zuſtändige Schiedsgericht tagt in dem Staat, in 
welchem ſich die Niederlaſſung des Beklagten reſp. deſſen 
Wohnſitz befindet. Man hat zwei Sekretariate errichtet, deren 
Aufgabe es iſt, den Verkehr der Parteien mit dem Schieds⸗ 
gericht zu vermitteln, Klagen entgegenzunehmen, den Par⸗ 
teien zur richtigen Durchführung des Verfahrens und zur 
Wahrung ihrer Rechte die erforderliche Anleitung zu geben, 
das Zuſtellungsweſen und die hinſichtlich der Konſtituierung 
des Schiedsgerichts getroffenen Anordnungen zu überwachen, 
die Vorladungen zu bewirken, ſowie die notwendigen 
Niederſchriften in den Verhandlungen zu beſorgen und die 
Erkenntniſſe auszufertigen. Auch hier ſind zwei Schieds⸗ 
richterliſten aufgeſtellt worden, in die nur ſolche Perſonen 
aufgenommen werden, die mit den Handels- und Induſtrie⸗ 
verhältniſſen vollkommen vertraut und Angehörige der beiden 
in Betracht kommenden Staaten ſind; ſie ſollen eine hervor⸗ 
ragende Stellung in den betreffenden Produktions- oder Han⸗ 
delszweigen bekleiden, allgemeines Vertrauen genießen und 
ſtrenge Objektivität bei der Entſcheidung gewährleiſten. End⸗ 
lich wird verlangt, daß ſie im vollen Beſitz der bürgerlichen 
Rechte find. Der Verluſt einer dieſer Eigenſchaften hat die 
Streichung des Betreffenden aus der Liſte zur Folge. Die 
deutſche Schiedsrichterliſte wird von dem Deutſchen Induſtrie⸗ 
und Handelstag, die tſchechoſlowakiſche von beſtimmten Kor⸗ 
porationen zuſammengeſtellt. Gegen die Aufſtellung der Schieds⸗ 
richterliſte kann binnen zwei Monaten von den vertragſchlie⸗ 
ßenden Korporationen Widerſpruch erhoben werden. Nach 
Ablauf dieſer Friſt können die Schiedsrichter nur von den 
Parteien nach den allgemeinen Grundſätzen der beiderſeitigen 
Zivilprozeßordnungen abgelehnt werden. Die Verhandlung des 
Schiedsgerichts findet in der Regel in Berlin oder Prag ſtatt. 
Das zuſtändige Sekretariat kann im Hinblick auf die Beſonder⸗ 
heit des Falles einen anderen Verhandlungsort beſtimmen. 
Die Schiedsgerichte beſtehen aus drei Mitgliedern: dem Vor⸗ 
ſitzenden und zwei Beiſitzern. Ihnen wird ein Schriftführer 
beigegeben. Die Wahl der Beiſitzer erfolgt in der Weiſe, daß 
das Sekretariat dem Beklagten die betreffende inländiſche 
Fachliſte, dem Kläger die Fachliſte der beiden Staaten mit 
der Aufforderung zuſtellt, innerhalb einer gewiſſen kurzen 
Friſt je einen Schiedsrichter zu wählen und ihn dem Sekre⸗ 
tariat bekanntzugeben. Der Kl. kann einen deutſchen oder 
einen tſchechoſlowakiſchen Richter namhaft machen. Die ge⸗ 
wählten Schiedsrichter beſtellen aus einer der beiden Fach⸗ 
liſten ihren Obmann. Falls ſie ſich nicht einigen können, 
wird je nach der Zuſtändigkeit des Gerichtes derſelbe vom 
Präſidenten der Handels⸗ und Gewerbekammer in Prag oder 
vom Präſidenten des Deutſchen Induſtrie⸗ und Handelstags 
in Berlin ernannt. In gleicher Weiſe wird verfahren, wenn 
eine Partei ihr Wahlrecht nicht ausübt. 

Die Zuſammenſetzung des Senats wird den Parteien 
durch eingeſchriebenen Brief mitgeteilt. Sie haben das Recht, 
binnen drei Tagen das Senatsmitglied abzulehnen, dem ein 
in der tſchechoſlowakiſchen Jurisdiktionsnorm bzw. der beut- 
ſchen Zivilprozeßordnung enthaltener Ablehnungs⸗ oder Aus⸗ 
ſchließungsgrund entgegenſteht. Für die Zuläſſigkeit der von 
einer Partei oder dem Richter ſelbſt angegebenen Ablehnungs⸗ 
bzw. Ausſchließungsgründe und die Entſcheidung hierüber 
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gelten die in Betracht kommenden geſetzlichen Beſtimmungen. 
Falls die geltend gemachten Gründe anerkannt werden oder 
das bereits gewählte Senatsmitglied ſtirbt oder ſein Amt 
nicht verſehen kann, ſo iſt die Ergänzung des Senats nach 
den obigen VBeſtimmungen herbeizuführen. 

Auch die zu beſtellenden Schriftführer können abgelehnt 
werden. Als Schriftführer kann nur ein erfahrener, womöglich 
auch des Rechts des anderen Staates kundiger Juriſt fun⸗ 
gieren. Derſelbe hat das Verhandlungsprotokoll zu führen, 
den Tatbeſtand darzulegen und auf die betreffenden Beſtim⸗ 
mungen der Geſetze, ſowie des ſchiedsgerichtlichen Statuts auf⸗ 
merkſam zu machen. 

Das Verfahren iſt wie folgt geregelt: 

Die Klage iſt ſchriftlich bei dem zuſtändigen Sekretariat 
einzureichen. Sie muß die Bezeichnung der Parteien unter 
Angabe des Berufs und Wohnſitzes, eine Darlegung der die 
Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts begründenden Umſtände, 
einen beſtimmten Antrag und eine kurze Darſtellung der Tat⸗ 
ſachen, auf welche ſich der Anſpruch ſtützt, enthalten. Die Be⸗ 
weismittel ſind anzuführen und womöglich ein Auszug oder 
eine Abſchrift der Beweisurkunden beizufügen. 

Der Kläger hat mit der Einſendung der Klage eine 
„Klagetaxe“ nach einem Tarif zu erlegen, der von den beiden 
Vertragsteilen feſtgeſetzt iſt. 

Die Klage ſamt Anlagen iſt dem Beklagten mit der Auf⸗ 
forderung zu überſenden, ſeine Einwendungen ſchriftlich in 
einer angemeſſenen, kalendermäßig feſtgeſetzten Friſt bekannt⸗ 
zugeben. Alle Zuſtellungen erfolgen durch einen Boten des 
Schiedsgerichts oder durch die Poſt mittels eingeſchriebenen 
Briefes gegen Rückſchein. 

Nach Eingang der Einwendungen oder Ablauf der Friſt 
überreicht der Sekretär die Akten dem Vorſitzenden des 
Senates, welcher Termin zur mündlichen Verhandlung anzu- 
ſetzen und beide Streitparteien mit der Aufforderung vorzu⸗ 
laden hat, die den Streit betreffenden Urkunden und die von 
ihnen angegebenen Zeugen mitzubringen. Die Schiedsrichter 
ſowie die Parteien ſind zu allen Verhandlungen durch ein⸗ 
geſchriebene Briefe gegen Rückſchein zu laden. In der Vor⸗ 
ladung der Parteien iſt zugleich zu bemerken, daß im Falle 
des Nichterſcheinens die auf den Gegenſtand des Rechtsſtreites 
bezüglichen tatſächlichen Angaben der erſchienenen Partei, 
ſoweit ſie nicht durch die vorliegenden Beweiſe widerlegt 
werden, für wahr gehalten und auf dieſer Grundlage auf An⸗ 
trag der erſchienenen Partei auf die Klage entſchieden werden 
kann. Außerdem ſind den Parteien in der Vorladung die Vor⸗ 
ſchriften über die Zuläſſigkeit einer Vertretung mitzuteilen. 

Wenn ein Richter ſein Amt nicht ausüben will oder kann, 
ſo hat die betreffende Partei an ſeiner Stelle einen anderen 
zu beſtellen. Für den Vorſitzenden, welcher ſein Amt nicht 
ausüben kann oder will, wird ein anderer Vorſitzender gewählt. 

Das Schiedsgericht hat bei der erſten Verhandlung von 
Amts wegen ſeine Zuſtändigkeit zu prüfen und ſodann die 
Anbahnung eines Vergleichs zu verſuchen. Kommt dieſer 
zuſtande, ſo iſt er zu Protokoll zu geben, das von beiden Par⸗ 
teien, den Senatsmitgliedern und dem Schriftführer zu unter⸗ 
zeichnen iſt. 

Bleibt der Vergleichsverſuch ergebnislos, ſo wird in die 
mündliche Verhandlung eingetreten. Für das Verfahren ſind 
die für Schiedsgerichte des Staates, in dem das Gericht tagt, 
gültigen prozeſſualen Vorſchriften maßgebend, ſoweit nicht das 
vereinbarte Statut eine Regelung getroffen hat. 

Nichterſcheinen einer Partei hemmt das Verfahren nicht. 
Wenn eine Partei ausbleibt und die Zuſtellung der Vor⸗ 
ladung nachgewieſen iſt oder wenn ſie nicht verhandelt, ſo iſt 
mit der anderen Partei allein zu verhandeln. 

Eine Partei, die durch ein unvorhergeſehenes und unab⸗ 
wendbares Ereignis, von dem ſie vor der Verhandlung keine 
Mitteilung machen konnte, am Erſcheinen verhindert wurde, 
kann innerhalb acht Tagen, von dem Tage ab, an welchem das 
Hindernis weggefallen iſt, die Wiederherſtellung des früheren 
Zuſtandes beantragen. Dieſes Geſuch wird der Gegenpartei 
mit der Aufforderung vorgelegt, ſich darüber innerhalb acht 
Tagen zu äußern; der Vorſitzende entſcheidet darüber nach 
Einholung der Außerung der beiden anderen Senatsmitglieder. 

Erſcheint keine der Parteien zur Verhandlung, ſo ruht 
das Verfahren ſo lange, bis deſſen Wiederaufnahme von 
einer der Parteien beantragt wird. 

Über die Verhandlung iſt ein Protokoll zu führen, das 
eine kurze Schilderung ihres Verlaufes und den genauen 
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Wortlaut der Beſchlüſſe ſamt den Gründen zu enthalten 
hat. Es iſt vom Vorſitzenden und dem Schriftführer zu 
unterzeichnen. 

Wird eine eidliche Vernehmung der Parteien, Zeugen 
oder Sachverſtändigen notwendig, oder weigert ſich eine Partei, 
ein Zeuge oder ein Sachverſtändiger ſich vernehmen zu laſſen, 
ſo iſt das Gericht, in deſſen Bezirk die zu vernehmende oder 
zu beeidigende Perſon wohnt oder ſich aufhält, unter gleich⸗ 
zeitiger Mitteilung der zum Beweis verſtellten Tatſachen um 
die Vernehmung zu erſuchen. Das Schiedsgericht kann ſich 
vertreten laſſen. i 

Der Urteilsfällung hat eine Beratung voranzugehen, über 
welche ein beſonderes Protokoll abzufaſſen iſt. Stimmen⸗ 
mehrheit entſcheidet. Das Erkenntnis iſt möglichſt am Schluſſe 
der Verhandlung ſamt den Hauptgründen mündlich zu ver⸗ 
künden; es ift innerhalb acht Tagen ſchriftlich niederzulegen. 

Die ſchriftliche Ausfertigung des Urteils hat zu ent⸗ 
halten: 

1. die Bezeichnung des ſchiedsgerichtlichen Senats und 
die Namen der Schiedsrichter, welche bei der Entſchei⸗ 
dung mitgewirkt haben, 

2. die Bezeichnung der Parteien und ihrer Vertreter, 

3. den Schiedsſpruch, 

4. den Tatbeſtand, 

5. die Entſcheidungsgründe. 


Die Urteilsausfertigung ift den Parteien mittels cin- 
geſchriebenen Briefes gegen Rückſchein zuzuſtellen. 

Die Ausfertigungen ſowie die Erſtſchrift des Urteils ſind 
mit der Angabe des Tages, an welchem es gefällt wurde und, 
bei Meidung der Ungültigkeit, mit den Unterſchriften aller 
Senatsmitglieder zu verſehen. 

Die Richter, ſowie die Schriftführer ſind verpflichtet, 
über die Beratung und die Abſtimmung Stillſchweigen jeder⸗ 
mann gegenüber zu bewahren. 

Die Parteien ſind berechtigt ſich vor dem Schiedsgerichte 
durch Bevollmächtigte vertreten zu laſſen. Die Vertretung 
ſchließt jedoch nicht aus, daß die Partei mit ihrem Bevoll⸗ 
mächtigten vor dem Schiedsgericht erſcheint und daſelbſt neben 
dieſem Erklärungen abgibt. Der Vertreter hat bei Beginn 
der mündlichen Verhandlung ſeine Vollmacht vorzulegen. 

Jede Partei hat die durch die Prozeßhandlungen ver⸗ 
urſachten Koſten zunächſt ſelbſt zu beſtreiten. Die Baraus⸗ 
lagen und anderen Koſten, insbeſondere die Stempelgebühren 
nebſt dem Beitrage zur Beſtreitung der Koſten des Schieds⸗ 
gerichts (Klagetaxe) ſind von dem unterliegenden Teil zu 
tragen, inſofern nicht das Schiedsgericht hierüber eine andere 
Entſcheidung trifft. Zu dieſen Koſten gehören auch die Bar⸗ 
auslagen der Senatsmitglieder, insbeſondere etwaige Reiſe⸗ 
und Aufenthaltskoſten der nicht am Gerichtsorte wohnenden 
Richter. Die Höhe des Betrages der zu vergütenden Gebühren 
und Koſten iſt vom Schiedsgerichte zu beſtimmen und in das 
Urteil aufzunehmen. 

Wird die Klage vom Kläger zurückgezogen, ſo hat er 
keinen Anſpruch auf Rückerſtattung der gezahlten Klagetaxe. 

Gegen das Erkenntnis des Schiedsgerichts iſt keine Be⸗ 
rufung zuläſſig. 

„Hinſichtlich der Frage, wann ein Erkenntnis des Schieds⸗ 
pre unwirkſam iſt, gelten die Vorſchriften der deutſchen 
zw. tſchechoſlowakiſchen Zivilprozeßordnung. 

Die Erſtſchrift des Urteils iſt nebſt den Verhandlungs⸗ 
und Beratungsprotofollen ſowie allen ſonſtigen die Rechtsſache 
betreffenden Akten vom Sekretariate zehn Jahre lang nach 
Fällung des Urteils aufzubewahren. 

Sämtliche Akten, mit Ausnahme der Protokolle über die 
Beratung und Abſtimmung des Schiedsgerichts, gelten als den 
Parteien gemeinſchaftliche Urkunden. Die Parteien können in 
dieſelben Einſicht nehmen und ſich auf ihre Koſten Ab⸗ 
ſchriften und Auszüge aus denſelben erteilen laſſen. 

Wenn auch dieſe Schiedsgerichtsordnung nicht ſo zweck⸗ 
mäßig wie die Deutſch⸗Holländiſche iſt, ſo wird man ihr doch 
die Anerkennung praktiſcher Regelung nicht verſagen können. 
Zu manchen Punkten könnte man Verbeſſerungs⸗ oder Er⸗ 
gänzungsvorſchläge machen. Ich glaube aber davon abſehen 
zu ſollen, da es leicht iſt zu kritiſieren, aber ſchwer, ja un⸗ 
möglich im Widerſtreite der Anſchaunngen und Intereſſen et- 
was zu erreichen, das widerſpruchslos Anerkennung findet 10) u). 


10) Eine internationale Bedeutung haben auch die vom Leipziger 
Meßamt errichteten Schiedsgerichte zur Beilegung von Streitigkeiten 


Man wird anerkennen müſſen, daß mit dieſen Verſuchen 
zur Herbeiführung einer internationalen Schiedsgerichtsbar⸗ 
keit in privaten Streitigkeiten ein großes Stück poſitiver und 
erfolgreicher Arbeit geleiſtet worden iſt. Doch manches bleibt 
noch zu tun. Deshalb würden diefe Ausführungen nicht voli- 
ſtändig ſein, falls neben den auf dem Wege der Selbſthilfe 
geſchaffenen Schiedsgerichtsorganiſationen nicht auch noch kurz 
erwähnt würde, daß man auch verſucht hat, durch direkte 
zwiſchenſtaatliche Vereinbarungen Spruchſtellen zur Entſchei⸗ 
dung privater internationaler Streitfälle zu ſchaffen. Zus 
nächſt: Die „International Law Association“ beſchäftigt ſich 
ſeit längerem ſchon mit dieſer Frage; auf ihrer Stockholmer 
Tagung im Herbſt 1924 wurde ſie eingehend behandelt. Der⸗ 
ſelben lag ein ausführlicher Bericht von Paul v. Auer 
über einen ſtändigen internationalen Gerichtshof in Zivil⸗ 
ſachen vor. Darin wurde zunächſt gegen die Schiedsgerichte 
der internationalen Handelskammer Stellung genommen und 
gegen dieſelben insbeſondere deshalb — m. E. unbegründete 
— Bedenken hergeleitet, daß die Parteien nicht wüßten, wer 
ihren Streitfall entſcheide, daß nicht nur Juriſten, ſondern 
auch Kaufleute aller Art aus verſchiedenen Ländern richter⸗ 
liche Funktionen ausüben würden, denen internationale Rennt- 
niſſe und Erfahrungen, beſonders auf dem Gebiete des inter⸗ 
nationalen Privatrechts, mangelten. Auer ſieht weiter in 
der nur moraliſchen Erzwingbarkeit der Schiedsſprüche — mit 
Recht — einen Mangel. Er ſchlägt deshalb die Errichtung 
eines ſtändigen Gerichtshofes für private Streitigkeiten vor, 
dem er auch Klagen gegen Staaten in wirtſchaftlichen Streit- 
ſachen zuweiſen will. Die Richter ſollen durch den Völker⸗ 
bundsrat und Völkerbundsvollverſammlung beſtellt und aus 
einer Liſte entnommen werden, die von den einzelnen Staa⸗ 
ten aufzuſtellen ſei. Dieſer Gerichtshof ſolle für alle zivil⸗ 
rechtlichen Streitigkeiten zuſtändig ſein, die über das natio⸗ 
nale Recht hinausgehen, und deren Streitſumme mindeſtens 
4000 £ (117) betragen. Seine Urteile foen unmittelbar in 
den einzelnen Ländern vollſtreckbar ſein. Die Interntional 
Law Association hat eine Kommiſſion zur weiteren Bearbei⸗ 
tung dieſer Frage eingeſetzt, die zu einer Reihe von Theſen 
bereits gekommen iſt, auf die einzugehen aber zu weit führen 
würde. Es muß hier genügen, feſtzuſtellen, daß Veſtrebungen 
im Gange ſind, die internationale Schiedsgerichtsbarkeit in 
privaten Streitigkeiten auf einen ganz breiten Boden zu 
ſtellen. Die Verwirklichung dieſes idealen Planes ſteht — 
leider! — noch in weiter, zu weiter Ferne. Deswegen ſei an 
dieſem Vorſchlag keine weitere Kritik geübt. Praktiſch be⸗ 
deutſamer ift die zweite zu erwähnende Tatſache, nämlich: 
Der Völkerbund hat ſich mit der hier zu behandelten Frage 
bereits befaßt und auch praktiſche Ergebniſſe erzielt. Am 
24. Sept. 1923 wurde in Genf ein Protokoll über die Schieds⸗ 
klauſel im Handelsverkehr aufgeſtellt, das von einer großen 
Zahl von Staaten unterzeichnet und auch bis 12. März 1925 
von 25 Staaten ſchon ratifiziert worden iſt, darunter Deutſch⸗ 
land (!) Belgien, Dänemark, Frankreich, England, Holland, 
Italien, Japan, Oſterreich, Schweiz, Spanien. Dieſes Pros 
tokoll ſchafft keine internationale Schiedsgerichtsbarkeit in 
privatrechtlichen Streitigkeiten, ſondern nur das Fundament 
oder beſſer noch den Rahmen für eine ſolche. Zunächſt wird 
der Grundſatz der internationalen Gültigkeit der von den 


zwiſchen Einkäufern und Ausſtellern aus Geſchäften, die auf den 
Leipziger Muſtermeſſen abgeſchloſſen werden. i 

Der Vorſitzende des Schiedsgerichts wird vom Meßamt, die Bei- 
ſitzer von der Zentrale für Intereſſenten der Leipziger Muſtermeſſe, 
ernannt. Die beiden Beilitzer ſollen in der Regel dem Geſchäftszweig 
der beteiligten Parteien angehören, und zwar einer dem Kreiſe der 
Ausſteller und einer dem Kreiſe der Einkäufer. Die Zuſtändigkeit 
des Schiedsgerichts gründet ſich auf die Vereinbarung der Parteien. 
Dieſe Juſtändigkeit kann auch ſchon bei Abſchluß eines Geſchäftes für 
den möglicherweiſe eintretenden Fall geſchäftlicher Streitigkeiten feft» 
gelegt werben, alfo auch durch Aufdruck auf Vertragsformulare, Orber⸗ 
ſcheine uſw. 

Ebenſo hat das Meßamt für die Meſſen zu Frankfurt a. M. 
Schiedsgerichte für Meſſegeſchäfte vorgeſehen; der Vorſitzende wird 
von der Induſtrie⸗ und Handelskammer beſtellt, die beiden Beiſitzer 
werden von den Ausſtellern bzw. dem Meßamt ernannt. 

11) Während der Korrektur dieſes Aufſatzes wird bekanntgegeben, 
daß der Deutſche Induſtrie⸗ und Handelstag eine „Deutſch⸗Unga⸗ 
riſche Handelseinigungsſtelle und Schiedsgericht“ ins 
Leben gerufen und mit der griechiſchen Handelskammer in Deutſch⸗ 
land ein gleichen Zwecken dienendes Abkommen geſchloſſen hat. Ich 
behalte mir vor in einem weiteren Artikel einzugehen. 
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Kontrahenten eines Privatvertrages, die der Gerichtsbarkeit 
verſchiedener Staaten unterſtehen, vereinbarten Schieds⸗ 
verträge oder Schiedsgerichtsklauſeln ausgeſprochen, und zwar 
auch für den Fall, daß das Schiedsgericht in einem anderen 
Staate ſtattfindet, als in dem, deſſen Gerichtsbarkeit die 
Vertragsparteien unterworfen ſind. Dieſer Grundſatz wird 
mit dem Vorbehalt feſtgeſtellt, daß jeder Partei die Gültig⸗ 
keit der Schiedsklauſel auf Streitfälle in Handelsſachen be⸗ 
ſchränken könne. Ferner wird beſtimmt, daß für das Ver⸗ 
fahren in Schiedsſachen einſchließlich der Zuſammenſetzung 
des Schiedsgerichts der Wille der Parteien und die Geſetz⸗ 
gebung des Landes maßgebend ſind, auf deſſen Gebiet das 
Schiedsverfahren ſtattfindet. Die vertragſchließenden Staaten 
haben fih verpflichtet, alle auf ihren Gebiet ſich abſpielenden 
Schiedsgerichtsverfahren nach Mu,gabe der Beſtimmungen 
zu erleichtern, die nach ihrer Geſetzgebung für das inner- 
Staatliche Schiedsverfahren maßgebend find. Weiter haben 
ſich die Vertragsſtaaten verpflichtet, für die auf ihrem Gebiet 
gefällten Schiedsſprüche, aber auch nur für dieſe, die Voll⸗ 
ſtreckung nach Maßgabe des Landesrechts zu gewährleiſten. 
Endlich wird den Gerichten der vertragſchließenden Staaten 
die Verpflichtung auferlegt, einen bei ihnen anhängigen 
Rechtsſtreit, der aus einem eine Schiedsklauſel enthaltenden 
internationalen Privatvertrage entſtanden iſt, auf Antrag 
eines Beteiligten vor das Schiedsgericht zu verweiſen, natür⸗ 
lich nur dann, wenn die Schiedsklausel noch in Kraft und aus⸗ 
führbar iſt. 

Der Gedanke der ſchiedsgerichtlichen Erledigung von 
Streitigkeiten aus privaten internationalen Verträgen iſt mit 
deutlich erkennbarer, kraftvoller Intenſität auf dem Marſche. 
Das nächſte Ziel muß fein: eine alle Kulturſtaaten umfaſſende, 
gut verankerte, praktiſch ausgeſtattete Schiedsgerichtsorgani⸗ 
ſation zu ſchaffen, als verhältnismäßig leicht zu erreichende 
Station auf dem Wege zu dem fernen Ziele einer allgemeinen 
internationalen Zivilrechtspflege. Ob dieſe erſt die „Ver⸗ 
einigten Staaten von Europa“ bringen werden? 


Die Gültigkeit der Schiedsklauſeln im 


internationalen Privatverkehr. 
Von Rechtsanwalt Dr. Ernſt Wolff, Berlin. 


Das Urteil über die Vorzüge und Nachteile des ſchieds⸗ 
gerichtlichen Verfahrens im Unterſchied zu dem Verfahren 
vor den ordentlichen Gerichten lautet ſehr verſchieden. Nach 
der Erfahrung der Praktiker, beſonders nach der Erfahrung 
der Anwälte ſind die Bedenken gegen die Erſetzung der 
ordentlichen Gerichte durch die Schiedsgerichte nicht zu unter⸗ 
ſchätzen. Dieſe Bedenken wiegen weniger ſchwer, wenn es 
ſich darum handelt, einen bereits entſtandenen Streit einem 
Schiedsgericht zu unterbreiten. Die Parteien kennen ſich dann 
bereits gegenſeitig und wiſſen, ob ſie auf ein loyales Ver⸗ 
halten der anderen Partei, ohne daß die Durchführung eines 
ſchiedsgerichtlichen Verfahrens viel leichter verzögert werden 
kann als eines Verfahrens vor den ordentlichen Gerichten, 
werden rechnen können. Auch ſteht es ihnen frei, der Aus⸗ 
tragung des Streits durch ein Schiedsgericht erſt zuzuſtim⸗ 
men, wenn man ſich über die Perſon der Schiedsrichter ge⸗ 
einigt hat und dadurch beurteilen kann, ob als Schiedsrichter 
unparteiiſche Perſönlichkeiten und nicht lediglich Parteiver⸗ 
treter gewählt worden ſind. Einer ſolchen Zuweiſung eines 
bereits entſtandenen Streits an ein Schiedsgericht im Wege 
des ſogenannten Kompromiſſes wird deshalb nach Lage des 
Falls der Praktiker häufig ohne Bedenken zuſtimmen können. 
Weit ernſter ſind die Bedenken, wenn es ſich nicht um ein 
ſogenanntes Kompromiß, d. h. um die Unterwerfung unter 
ein Schiedsgericht hinſichtlich eines bereits entſtandenen 
Streits, ſondern um die Schiedsklauſel, d. h. um die Ver⸗ 
einbarung handelt, kraft deren alle aus einem Vertrage 
künftig entſtehenden Streitigkeiten vor einem Schiedsgericht 
ausgetragen werden ſollen. Solche Vereinbarungen ſind in 
der Wirtſchaft beliebt. Der Juriſt, und vor allem der Anwalt 
weiß, daß häufig das Gegenteil der von den Parteien er⸗ 
ſtrebten Vereinfachung und Beſchleunigung des Verfahrens 
eintritt. Beſonders für eine Partei, die verſchleppen will, 
bietet das ſchiedsgerichtliche Verfahren fat unerſchöpfliche 
Möglichkeiten. Die Partei hat die Möglichkeit, in einem 
langwierigen, durch zwei Inſtanzen durchzuführenden Ver⸗ 
fahren die von der Gegenſeite vorgeſchlagenen Schiedsrichter 
abzulehnen. Dann kann ſie wegen der Vereinbarung des 
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Terminstages, ſei es ſelbſt, ſei es durch den von ihr be⸗ 
nannten Schiedsrichter, der häufig nur als ein Vertreter 
der Partei im Schiedsgericht ſitzt, die größten Schwierig⸗ 
keiten machen. Die Erledigung einer etwa notwendig wer⸗ 
denden Beweisaufnahme wird dadurch verzögert, daß die 
Zeugen nicht dem Schiedsgericht geſtellt werden, ſo daß ihre 
Vernehmung durch Erſuchen der ordentlichen Gerichte er⸗ 
folgen muß. Schließlich kommen die Einwendungen gegen die 
Erteilung der Vollſtreckungsklauſel und die Klage auf Auf⸗ 
hebung des Schiedsſpruchs. Aber ſelbſt bei loyalen Parteien 
fallen die Bedenken, die Entſcheidung einer einzigen In⸗ 
ſtanz — denn eine Mehrheit von Inſtanzen im Schieds⸗ 
gerichtsverfahren ift praktiſch felten —, häufig fogar dem 
Obmann allein anzuvertrauen, wenn, was in der Regel ge⸗ 
ſchieht, die beiden von den Parteien ernannten Schiedsrichter 
ſich gegenſeitig ausgleichen, ſtark in das Gewicht. 

Dieſe Bedenken mag ſchließlich die Partei, die ſich 
auf eine Schiedsklauſel einläßt, mit ſich ſelbſt abmachen. 
Staatliche Intereſſen werden dadurch weniger berührt. Da⸗ 
gegen werden die Intereſſen des Staates unmittelbar in 
Mitleidenſchaft gezogen, wenn es ſich nicht um individuelle, 
ſondern um ein für allemal beſtehende, insbeſondere um 
Verbandsſchiedsgerichte handelt 1). Zufolge des Über- 
gewichts der Wirtſchaft beſteht die Gefahr, daß derartige 
Schiedsgerichte auf einer Reihe von Rechtsgebieten die ordent⸗ 
lichen Gerichte geradezu verdrängen und damit die ſtaatliche 
Rechtspflege lahmlegen. So unvollkommen das in Zeiten der 
Rechtsnot entſtandene Recht auch vielfach geweſen ſein mag, 
es hat Anſpruch darauf, angewendet zu werden, und es be⸗ 
deutet eine Verkümmerung der Staatsautorität, wenn das vom 
Staat geſchaffene Recht in beſtimmten Kreiſen der Wirtſchaft 
abſichtlich und grundſätzlich nicht beachtet wird. Daß dies 
in den letzten Jahren vielfach geſchehen iſt, iſt bekannt. Man 
denke etwa an die Deviſengeſetzgebung oder das Preistreiberei⸗ 
recht, das von gewiſſen Verbandsſchiedsgerichten ſyſtematiſch 
nicht beachtet wurde. Es wird m. E. ernſthaft zu erwägen ſein, 
ob nicht die materielle Nachprüfung der Entſcheidungen der 
Schiedsgerichte in gewiſſem Umfange durch die ordentlichen 
Gerichte zugelaſſen werden muß, wie dies z. B. in England 
der Fall ift. § 1042 Abſ. 2 ZPO. n. F. ſucht dieſem Ger 
danken Rechnung zu tragen. Ob er ſich als ausreichend er⸗ 
weiſen wird, dem Übelſtand abzuhelfen, bleibt abzuwarten. 
Es ift zu wünſchen, daß die Gerichte an die Feſtſtellung der 
Vorausſetzung, der Schiedsſpruch habe ſich über eine geſetz⸗ 
liche Vorſchrift „hinweggeſetzt“, nicht allzu ſtrenge Anforde⸗ 
rungen ſtellen werden. 

Wie immer man ſich zu den vorſtehenden Bedenken ſtellen 
mag, zuzugeben ift, daß das Bedürfnis nach der Erledigung 
von Streitigkeiten durch Schiedsgerichte im internationalen 
Verkehr ſtärker hervortritt als im Verkehr zwiſchen Staats⸗ 
angehörigen desſelben Landes. Keine Partei wird ſich leichten 
Herzens entſchließen, ſich wegen etwaiger Streitigkeiten der 
Gerichtsbarkeit des Landes der anderen Partei zu unter⸗ 
werfen. Auch wer zu der Unparteilichkeit der Gerichte eines 
fremden Staates volles Vertrauen hat — und wir Deutſchen 
wiſſen, daß den Gerichten mancher ausländiſcher Staaten, 
beſonders einigen der mit uns im Kriege geweſenen, dies Ver⸗ 
trauen nicht geſchenkt werden kann — hat Bedenken gegen ein 
ihm und ſeinem ſtändigen Rechtsberater im einzelnen nicht 
bekanntes, im Ausland, noch dazu häufig in fremder Sprache 
zu führendes Verfahren, deſſen Ausgang und deſſen Koſten 
ſich der Beurteilung in weit höherem Grade entziehen, als ein 
Verfahren vor den Gerichten des eigenen Staates. Hinter 
dieſe Bedenken treten die Bedenken, die ſonſt von der Unter⸗ 
werfung unter ein Schiedsgericht abhalten könnten, zurück. 
Mit einem ausländiſchen Schiedsgericht wird man ſich in der 
Regel eher abfinden können, als mit einem ausländiſchen Ge⸗ 
richte. Die Schiedsklauſel iſt deshalb in ausländiſchen Ver⸗ 
trägen häufiger und berechtigter als in Inlandsverträgen. 
Sie wird vielfach formularmäßig angewandt, etwa in den 
Verträgen des internationalen Baumwollhandels. Oft werden 
Verbandsſchiedsgerichte vereinbart, etwa das der Baumwoll⸗ 
Vereinigung in Liverpool. Daneben nimmt die Übung zu, 
ſich einem Schiedsgericht zu unterwerfen, das nach den 
Schiedsgerichtsbeſtimmungen der Internationalen Handels⸗ 
kammer zuſammengeſetzt wird?). Jede derartige Verein⸗ 


1) Nach dem Sprachgebrauch von v. Staff, 
775 ff.: Iſolierte und inſtitutionelle Schiedsgeri 


f, D33. 1925, 
? Ge 
at Gal. hierzu Wertheimer oben ©. 1195 ff. 


54. Jahrg. 1925 Heft 11] 


barung, mag ſie ſich auf ein Verbandsſchiedsgericht, auf ein 
Schiedsgericht der Internationalen Handelskammer oder ein 
individuelles Schiedsgericht beziehen, ſetzt voraus, daß eine 
Schiedsklauſel nach dem in Betracht kommenden nationalen 
Recht gültig iſt. Was nützt die ſchönſte Schiedsklauſel, wenn 
die eine Partei in der Lage iſt, die Gerichte ihres eigenen 
Landes anzurufen und gegenüber der Berufung der anderen 

artei auf die Schiedsklauſel geltend zu machen, daß dieſe 

lauſel nicht bindend iſt? Tatſächlich iſt die Gültigkeit der 
Schiedsklauſel durchaus nicht in allen Ländern anerkannt. 
Es ift bekannt, daß das angelſächſiſche Recht der Schiedsklauſel 
günſtig gegenüberſteht, daß dagegen beiſpielsweiſe in Frank⸗ 
reich die Schiedsklauſel — im Gegenſatz zum ſogenannten 
Schiedsgerichtskompromiß, d. h. der Zuweiſung eines bereits 
entſtandenen Streits an ein Schiedsgerichts) — nach der Recht⸗ 
ſprechung für ungültig gehalten wird. Mit Ausnahme der 
Schiedsklauſel im Seeverſicherungsrecht, deren Gültigkeit durch 
Art. 332 des Code de commerce anerkannt wird, gilt nach 
einer Entſcheidung des franzöſiſchen Kaſſationshofes“) die 
Schiedsklauſel für ungültig, weil der bereits obenerwähnte 
Art. 1006 des Code de procedure civile verlangt, daß das 
Kompromiß den zu entſcheidenden Streit erwähne, was nur 
geſchehen könne, wenn ein Streit bereits entſtanden ſei. Ver⸗ 
ſchiedene dem franzöſiſchen Parlamente vorliegende Geſetz⸗ 
entwürfe, in denen die Gültigkeit der Schiedsklauſel anerkannt 
wird, ſind bisher noch nicht zur Verabſchiedung gelangt. 

Die Vereinbarung ſchiedsrichterlicher Austragung von 
Streitigkeiten zwiſchen Angehörigen verſchiedener Staaten ſtieß 
alſo auf die Schwierigkeit, daß in einer Reihe von Staaten, 
vor allem in Frankreich die Schiedsklauſel nicht gültig und 
daß deshalb der Angehörige des betreffenden Staates, etwa 
ein Franzoſe, in der Lage war, ungeachtet der ſchiedsgericht⸗ 
lichen Vereinbarung die ordentlichen Gerichte anzurufen. Ja 
ſelbſt ein Angehöriger eines Staates, nach deſſen Recht 
eine Schiedsklauſel gültig iſt, konnte gleichwohl die ordent⸗ 
lichen Gerichte anrufen, dann nämlich, wenn das Recht ſeines 
Vertragsgegners die Schiedsklauſel nicht anerkannte und nach 
den Regeln des internationalen Privatrechts nicht deutſches 
Recht, GA das Recht des Vertragsgegners auf das gea 
ſamte Vertragsverhältnis, alfo auch auf die Schiedsklauſel 
Anwendung fand. Unter dieſem Geſichtspunkte konnte aller⸗ 
dings auch der Angehörige eines die Schiedsklauſel nicht an⸗ 
erkennenden Staates unter Umſtänden an die Klauſel ge⸗ 
bunden ſein, wenn nach den zuſtändigen Kolliſionsnormen das 
Recht des die Schiedsklauſel anerkennenden Staates Anwen⸗ 
dung fand. Es iſt insbeſondere von der franzöſiſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft anerkannt worden, daß das für das geſamte Rechts⸗ 
verhältnis maßgebende Recht auch für die Gültigkeit der 
Schiedsklauſel maßgebend iſts). Bei der Ungleichmäßigkeit 
der Kolliſionsnormen der verſchiedenen Rechte — das ſo⸗ 
genannte internationale Privatrecht iſt bekanntlich in Wahr⸗ 
heit nicht international! — bleibt aber die Frage, welches 
Recht die Gerichte eines Landes auf ein Rechtsverhältnis 
anwenden, immer ungewiß und der Vertragsgegner des An⸗ 
gehörigen eines die Schiedsklauſel nicht anerkennenden Staa⸗ 
tes kann deshalb nie mit Sicherheit darauf rechnen, daß die 
Gerichte des betreffenden Landes eine bei ihnen etwa an⸗ 
gebrachte Klage mit Rückſicht auf die Schiedsklauſel ab⸗ 
weiſen werden. 

Dieſer Mißſtand lenkte bereits i. J. 1920 die Aufmerk⸗ 
ſamkeit des Völkerbundes auf ſich. Der Völkerbund hielt 
ſich für zuſtändig, ſich mit dieſer Frage zu befaſſen, auf 
Grund des Art. 23 Ziff. e der Völkerbundsſatzung. Dieſe 
Beſtimmung weiſt dem Völkerbund zu, die nötigen Anord⸗ 
nungen zu treffen, um die gerechte Regelung des Handels 
aller Bundesmitglieder zu gewährleiſten und aufrechtzuerhal⸗ 
ten. Zur Durchführung dieſer Beſtimmung wurde von dem 
Völkerbund eine Kommiſſion für Wirtſchafts⸗ und 
Finanzweſen gegründet. Dieſe ließ durch eine Unter⸗ 
kommiſſion zunächſt das Recht der meiſten Kulturſtaaten 
mit Hinſicht auf die Gültigkeit der Schiedsklauſel prüfen und 
arbeitete ſodann ein Protokoll aus, das die 4. Völkerbunds⸗ 
verſammlung unter dem 24. Sept. 1923 genehmigte. Dieſes 


3) Die Gültigkeit eines ſolchen Kompromiſſes wird in 
Art. 1003 ff. Code de procedure civile anerkannt und an die Er⸗ 
füllung gewiſſer Förmlichkeiten gebunden. 

4) Arrêt de la Cour de Cassation du 19 juill, 1843, S. 431. 561. 

) Godron: Journal de Droit internat. privé de Clunet, 
1919, 654—659. 
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Protokoll ſtand zur Zeichnung nicht nur den Mitgliedern des 
Völkerbundes, ſondern auch allen übrigen Staaten offen. Es 
iſt deshalb auch von Deutſchland, und zwar am 
21. Jan. 1924 unterzeichnet worden. Eine Reihe 
zahlreicher anderer Staaten haben es gleichfalls unterzeichnet, 
darunter Großbritannien, Frankreich, Belgien, Italien, die 
Niederlande, Spanien und die Schweiz. Nach Art. 6 des 
Protokolls tritt es in Kraft, ſobald zwei Ratifikationsurkunden 
hinterlegt ſind. Nachdem Finnland als erſtes die Ratifika⸗ 
tionsurkunde hinterlegt hatte, folgte als zweiter Staat Italien 
am 28. Juli 1924. Deutſchland hat die Ratifika⸗ 
tionsurkunde am 5. Nov. 1924 hinterlegt. Nach 
Art. 6 Satz 2 iſt das Protokoll Deutſchland gegenüber einen 
Monat, nachdem das Generalſekretariat des Völkerbundes 
die Niederlegung der deutſchen Ratifikationsurkunde den ande⸗ 
ren Staaten mitgeteilt hat, in Kraft getreten, d. h. da die 
Mitteilung des Generalſekretariats am 27. Nov. 1924 erfolgt 
mm. am 27. Dez. 1924. Außer von Finnland, Italien und 
Deutſchland iſt das Protokoll weiter bisher von Albanien, 
Belgien, Großbritannien und Irland ratifiziert worden und 
deshalb für deren Gebiet wirkſam. 

Die Bekanntmachung über den Beitritt des Deutſchen 
Reichs zum Protokoll nebſt dem Wortlaut des Protokolls 
it im RGBl. 1925, II, 47ff. veröffentlicht. 

Wie aus dem vorſtehenden bereits hervorgehen dürfte, 
iſt der Zweck der in dem Protokoll getroffenen Vereinbarung 
der, zu verhindern, daß die Geſetzgebung oder die Recht⸗ 
ſprechung der vertragſchließenden Staaten die Wirkſamkeit 
der Schiedsklauſel zwiſchen Angehörigen der Vertragsſtaaten 
beeinträchtige. Dementſprechend erkennt jeder der vertrag⸗ 
ſchließenden Staaten die Gültigkeit von Schiedsklauſeln zwi⸗ 
ſchen den Angehörigen der betreffenden Staaten an, ohne 
Rücksicht darauf, in welchem Gebiet das ſchiedsrichterliche 
Verfahren ſtattfinden ſoll (Art. 1). Für das ſchiedsrichterliche 
Verfahren iſt in erſter Linie der Parteiwille, ſodann die 
Geſetzgebung des Landes maßgebend, auf deſſen Gebiet das 
Schiedsverfahren ſtattfinden ſoll, mit der ſelbſtverſtändlichen 
Einſchränkung, daß zwingende Vorſchriften des betreffenden 
Staates durch den Parteiwillen nicht abgeändert werden dür⸗ 
fen (Art. 2). Jeder vertragſchließende Staat iſt gehalten, 
die Vollſtreckung der auf ſeinem Gebiet erlaſſenen Schieds⸗ 
ſprüche durch ſeine Behörden und nach Maßgabe der Be⸗ 
ſtimmungen ſeiner Landesgeſetzgebung zu gewährleiſten (Arti⸗ 
kel 3). Wenn die Gerichte eines der vertragſchließenden Staa⸗ 
ten mit einem Rechtsſtreit befaßt werden, bei dem der zu⸗ 
grunde liegende Vertrag eine Schiedsklauſel enthält, ſo müſſen 
die Gerichte auf Antrag eines der Beteiligten die Prozeß⸗ 
parteien zwecks Entſcheidung des Rechtsſtreits vor das Schieds⸗ 
gericht verweiſen, wobei jedoch das Verfahren vor den ordent⸗ 
lichen Gerichten wieder aufgenommen werden kann, falls aus 
irgendeinem Grunde die Schiedsklauſel hinfällig oder un⸗ 
ausführbar werden ſollte (Art. 4). 

Das Protokoll bezieht ſich ſowohl auf das Kompromiß 
als auf die Schiedsklauſel und es bezieht ſich grundſätzlich 
auf alle Angelegenheiten, bei denen überhaupt eine Regelung 
durch ein Schiedsgericht zuläſſig iſt, nicht nur auf Handels⸗ 
ſachen. Es ſteht aber jedem vertragſchließenden Staat frei, 
die Anwendung des Protokolls auf diejenigen Verträge zu 
beſchränken, die nach ſeiner Landesgeſetzgebung als Handels⸗ 
ſachen betrachtet werden. Von dieſem Vorbehalt haben zahl⸗ 
reiche Staaten, und zwar von denjenigen Staaten, die das 
Abkommen bereits ratifiziert haben, vor allem Belgien Ge⸗ 
brauch gemacht. Es liegt übrigens in der Natur der Sache, 
daß Verträge zwiſchen Angehörigen verſchiedener Staaten 
ſich meiſt auf Handelsangelegenheiten beziehen werden, ſo daß 
dem Vorbehalt eine große praktiſche Bedeutung nicht zukommt. 
Deutſchland hat von dem Vorbehalt keinen Gebrauch gemacht. 

Offen geblieben iſt in dem Abkommen die Frage der 
Vollſtreckung der Schiedsſprüche Wie bereits er⸗ 
wähnt, haben ſich in Art. 3 die vertragſchließenden Staaten 
verpflichtet, die Vollſtreckung der auf ihrem Gebiet erlaſſenen 
Schiedsſprüche durch ihre Behörden nach Maßgabe ihrer 
Landesgeſetzgebung zu gewährleiſten. Dagegen iſt über die 
Vollſtreckung der Schiedsſprüche durch diejenigen Staaten, in 
deren Gebiet das ſchiedsrichterliche Verfahren nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat, nichts vereinbart. Es war erwogen worden, 
auch dieſe Frage zu regeln. Es erwies ſich jedoch, daß dieſe 
Frage zu eng mit der Vollſtreckung ausländiſcher Urteile zu⸗ 
ſammenhängt, um unabhängig von dieſer letzteren Frage ge- 
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regelt werden zu können. Sollte es dem Völkerbund gelingen, 
über die Vollſtreckung der Urteile ausländiſcher Gerichte 
eine Vereinbarung herbeizuführen, würde bei dieſer Gelegen⸗ 
heit vorausſichtlich auch eine Regelung über die Vollſtreckung 
ausländiſcher Schiedsſprüche getroffen werden können. 

Die vertragſchließenden Staaten werden, um den im 
Protokoll übernommenen Verpflichtungen gerecht werden zu 
können, teilweiſe genötigt ſein, ihre Landesgeſetzgebung ent⸗ 
ſprechend zu ändern. Deutſcherſeits iſt dies nicht geſchehen. 
Die deutſche Regierung iſt augenſcheinlich davon ausgegangen, 
daß das geltende deutſche Zivilprozeßrecht bereits diejenigen 
Beſtimmungen enthält, zu deren Einführung ſich die 
Signatarſtaaten des Protokolls verpflichten. Darauf beruht 
es anſcheinend, daß die Zuſtimmung des Reichstags zu dem 
Protokoll nicht eingeholt worden ift. Nach Art. 45 Abſ. 3 
RVerf. bedürfen Verträge mit fremden Staaten, die ſich auf 
Gegenſtände der Reichsgeſetzgebung beziehen, der Genehmigung 
des Reichstags. Im vorliegenden Falle hat man von der 
parlamentariſchen Genehmigung abſehen können, weil der 
bereits gegebene Rechtszuſtand durch das Protokoll nicht ver⸗ 
ändert wird. Eine Unterſuchung des deutſchen Zivilprozeß⸗ 
rechts im Hinblick auf die einzelnen im Prozeß enthaltenen 
Verpflichtungen wird dies beſtätigen: 

Es handelt ſich zunächſt um die Gültigkeit von Schieds⸗ 
abreden (Kompromiß) und Schiedsklauſeln. Beide werden in 
88 1025 und 1026 ZPO. als gültig anerkannt. Die dort 
hinzugefügte Einſchränkung, daß die Parteien berechtigt ſein 
müſſen, über den Gegenſtand des Streits einen Vergleich 
zu ſchließen, entſpricht der Beſtimmung des Genfer Protos 
kolls, daß es ſich um Angelegenheiten handeln muß, bei denen 
eine Regelung durch ein vertraglich vereinbartes Schiedsverfah⸗ 
ren zuläſſig iſt. Das Protokoll fügt hinzu, daß die Anerkennung 
der Gültigkeit der Schiedsklauſel auch dann ſtattzufinden hat, 
wenn das Schiedsverfahren in einem anderen Staate ſtatt⸗ 
findet, als dem, beffen Gerichtsbarkeit jede der Parteien unter⸗ 
worfen ift. Auch das ift geltendes deutſches Recht. Die BRD. 
macht die Gültigkeit der Schiedsklauſel nicht davon abhängig, 
daß das Schiedsverfahren in Deutſchland ftattfindet. Auch 
Einſchränkungen, wie ſie ausländiſche Rechte vielfach ent⸗ 
halten, daß die Schiedsrichter Staatsangehörige des eigenen 
Landes ſein müſſen, enthält die deutſche ZPO. nicht. Es iſt 
in Deutſchland während des Krieges angeregt worden“), der 
Unterwerfung unter einen ausländiſchen Schiedsſpruch die 
Wirkſamkeit zu verſagen. Der Geſetzgeber iſt aber dieſer An⸗ 
regung nicht gefolgt. 

Das Protokoll ſchreibt weiter vor, daß für das Ver⸗ 
fahren in Schiedsſachen einſchließlich der FJuſammenſezung 
des Schiedsgerichts der Parteiwille und das Landesrecht maß⸗ 
gebend iſt. Auch dem entſpricht die BPO. Hinſichtlich der 
Zuſammenſetzung des Schiedsgerichts verweiſt § 1028 in erſter 
Linie auf den Schiedsvertrag. Mangels einer Beſtimmung 
des Schiedsvertrages und zugleich zur Ergänzung etwaiger 
Beſtimmungen greifen die Së 1028—1031 BPO. Platz. Was 
das Verfahren anlangt, fo verweiſt 8 1034 Abſ. 2 BRD. in 
erſter Linie auf die Vereinbarung der Parteien, in zweiter 
Linie auf das freie Ermeſſen des Schiedsgerichts. Bindend 
ift lediglich die Beſtimmung des 8 1034 Abſ. 1 ZPO., wo- 
nach den Parteien rechtliches Gehör gewährt werden muß. 
Auch dieſe Beſtimmung bedarf keiner Anderung, da Art. 2 des 
Protokolls zwingende Vorſchriften des Landesrechts dem 
Parteiwillen vorausgehen läßt. 

81036 BPO. weiſt die ordentlichen Gerichte an, richter⸗ 
liche Handlungen, die das Schiedsgericht für erforderlich hält 
und zu deren Vornahme es felbjt nicht befugt iſt, vor⸗ 
zunehmen. Damit ift der Verpflichtung unter Art. 2 Abſ. 2 
des Protokolls genügt, wonach die vertragſchließenden Staaten 
die auf ihrem Gebiet vorzunehmenden Verfahrens handlungen 
des Schiedsgerichts nach Maßgabe ihres Landesrechts zu er⸗ 
leichtern haben. 

Das Protokoll legt ferner den vertragſchließenden Staa⸗ 
ten die Verpflichtung auf, die Vollſtreckung der auf ihrem 
Gebiet erlaſſenen Schiedsſprüche zu gewährleiſten. Dem ent⸗ 
ſpricht der 81042 ZPO. n. F., wonach ein Schiedsſpruch 
durch Beſchluß für vollſtreckbar erklärt wird. Allerdings er⸗ 
geht der Beſchluß auf Vollſtreckbarkeitserklärung nur, wenn 
die Formen des deutſchen Prozeßrechtes gewahrt ſind, wenn 
alfo insbeſondere den Vorſchriften des § 1039 genügt, d. h. 


% Liebmann, DIE. 1915, 807. 
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der Schiedsſpruch den Parteien zugeſtellt und auf der Gerichts⸗ 
ſchreiberei des zuſtändigen Gerichts niedergelegt iſt. Dieſe 
Vorſchriften ſind aber für alle innerhalb Deutſchlands er⸗ 
laſſenen Schiedsſprüche unſchwer zu beobachten, und es iſt 
ſogar grundſätzlich nicht unmöglich, daß auch ein im Aus⸗ 
land erlaſſener Schiedsſpruch gemäß dieſen Vorſchriften zu⸗ 
geſtellt und bei Gericht niedergelegt wird, vorausgeſetzt, daß 
ein deutſches Gericht vorhanden iſt, welches für die geſetzliche 
Geltendmachung des Anſpruchs zuſtändig ift (8 1045 8 O.). 
Das wird, wenn eine der beteiligten 19 8 die deutſche 
Staatsangehörigkeit beſitzt, immer der Fall ſein. Zweifelhaft 
kann fein, ob ber Schiedsſpruch, um der Vollſtreckbarkeits⸗ 
erklärung nach 81042 teilhaftig zu fein, in deutſcher Sprache 
erlaffen fein muß. Die Frage ift m. E. zu verneinen. Aller⸗ 
dings it nach 8186 GVG. die Gerichtsſprache die deutſche. 
Der Schiedsſpruch iſt aber keine Außerung des Gerichts, ſon⸗ 
dern dies ift lediglich der Veſchluß, durch den der Schieds⸗ 
ſpruch für vollſtreckbar erklärt wird. Der Beſchluß muß 
ſelbſtverſtändlich in deutſcher Sprache ſein. Ich ſehe aber 
weder praktiſche noch theoretifche Bedenken dagegen, daß der 
Schiedsſpruch, auf den ſich der Beſchluß bezieht, in fremder 
Sprache abgefaßt iſt. Für den Gebrauch der Vollſtreckungs⸗ 
organe kann eine beglaubigte Überſetzung beigefügt werden. 

Auch bei Verabſäumung der Formen des deutſchen Pro⸗ 
zeßrechts iſt übrigens ein im Ausland erlaſſener Schiedsſpruch 
für die deutſchen Gerichte nicht ohne Bedeutung. Nach einer 
vom RG.) vertretenen, im Schrifttum e) allerdings nicht 
überall anerkannten Meinung kann ſich der Kläger, zu deſſen 
Gunſten ein ausländiſcher Schiedsſpruch ergangen iſt, in 
einem Prozeſſe vor den deutſchen Gerichten etwaigen Ein⸗ 
wendungen gegenüber auf die Rechtskraft des Schiedsſpruchs 
nach Maßgabe des ausländiſchen Rechts berufen. Die aus⸗ 
ländiſche Partei iſt alſo in der Lage, den Schiedsſpruch 
materiell in Deutſchland durchzuſetzen, auch wenn die formelle 
Vollſtreckbarkeitserklärung nicht möglich iſt. 

Endlich hat nach Art. 4 des Protokolls das Gericht auf 
Antrag eines Beteiligten den Rechtsſtreit vor die Schieds⸗ 
richter zu verweiſen. Dieſer Beſtimmung wird genügt durch 
8274 Ziff. 3 der ZPO. Danach iſt die Einrede, daß die 
Entſcheidung des Rechtsſtreits durch Schiedsrichter zu er⸗ 
folgen habe, zuläſſig und hat, wenn ſie begründet iſt, zur 
Folge, daß das Gericht die Klage mit Rückſicht auf dies 
Prozeßhindernis abzuweiſen hat. Da die Einrede ſchlechthin 
gegeben iſt, wenn die Entſcheidung des Rechtsſtreits durch 
Schiedsrichter zu erfolgen hat, bezieht ſie ſich auch auf den 
Fall, daß das Schiedsgericht unter ausländiſcher Beſetzung 
oder im Auslande zu tagen hat. Das Protokoll fügt hinzu 
(Art. 4 Abſ. 2), daß die Zuſtändigkeit der ordentlichen Ge⸗ 
richte wieder auflebt, falls aus irgendeinem Grunde die 
Schiedsklauſel oder das Schiedsverfahren hinfällig oder un⸗ 
ausführbar geworden iſt. Die hier in Betracht kommenden 
Möglichkeiten fallen unter 8 1033 ZPO. Nach dieſer Be- 
ſtimmung tritt der Schiedsvertrag außer Kraft, wenn er ſich 
aus gewiſſen, im Geſetz aufgeführten Fällen als unausführ⸗ 
bar erweiſt. Eben dies verſteht das Protokoll darunter, daß 
die Schiedsklauſel oder das Schiedsverfahren hinfällig oder 
unausführbar geworden iſt. 

Das Protokoll bezweckt nicht die Errichtung einer ſchieds⸗ 
richterlichen Inſtanz, es bezweckt lediglich die Forträumung 
von Hinderniſſen, die bisher in der Geſetzgebung zahlreicher 
Bänder der Errichtung internationaler ſchiedsrichterlicher In⸗ 
ſtanzen entgegenſtehen. Auch dieſes Ziel erreicht das Proto⸗ 
koll nur unvollkommen, ſolange die Zahl der Staaten, für 
deren Gebiet es wirkſam iſt, noch beſchränkt iſt. Für den 
deutſchen Handel ift vor allem das Fehlen der Wirkſamkeit 
des Protokolls gegenüber Italien und gegenüber allen außer⸗ 
europäiſchen Staaten, insbeſondere gegenüber Amerika, be- 
deutſam. Da aber eine große Reihe weiterer Staaten das 
Protokoll bereits gezeichnet, wenn auch bisher noch nicht rati⸗ 
fiziert haben, ſteht zu hoffen, daß binnen abſehbarer Zeit das 
Protokoll für ein größeres Staatengebiet als bisher wirkſam 
werden wird. Dann wird es möglich ſein, die internatio⸗ 
nalen ſchiedsgerichtlichen Inſtanzen für Privatſtreitigkeiten, 
für die verheißungsvolle Anfänge, vor allem in dem 
Schiedsgerichtshof der Internationalen Han- 
delskammer zu Paris, beſtehen, weiter auszugeſtalten. 

1) RG. 30, 369. 


8) Vgl. Stein, BPD, Fußnote 13 zu 8 1042 und die dort 
zitierte Literatur. ACH 
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Die Bedeutung der Cour Permanente de Justice 
Internationale im Haag. Ihre Entſtehung, Zu⸗ 
ſtändigkeit und Tätigkeit. 


Von Rechtsanwalt Dr. Erwin Loewenfeld, Berlin. 


Die Bedeutung des durch den FB. von Verſailles eine 
geſetzten Ständigen Internationalen Gerichtshofes (Cour Per- 
manente de Justice Internationale) jft in Deutſchland mert, 
würdig wenig bekannt. Häufig genug wird dieſer ſtändige, 
mit unabhängigen, juriſtiſch geſchulten, fet angeſtellten höch⸗ 
ſten Richtern beſetzte Gerichtshof, für den eine feſtgeregelte 
Prozeßordnung beſteht und der wenigſtens einmal im Jahre 
zuſammentritt, mit dem ſeit längerem auch im Haag ſitzenden 
Schiedsgerichtshof verwechſelt, deſſen Anrufung von ſeiten 
der rechtſuchenden Parteien eine rein freiwillige iſt. Bei der 
Bedeutung, die der Ständige Internationale Gerichtshof, 
wenn Deutſchland in den Völkerbund eintritt oder dem Proto⸗ 
koll über den Ständigen Gerichtshof im Haag als Signatar⸗ 
macht beitritt, für das Reich gewinnt, ſoll im folgenden über 
Entſtehung, Verfaſſung und Tätigkeit dieſes Gerichtshofes 
auf das für das Verſtändnis dieſer für die Rechtslage von 
Millionen Deutſcher wichtigen Rechtseinrichtung Erforder⸗ 
liche hingewieſen werden. 

Ein Ständiger Internationaler Gerichtshof hat vor In⸗ 
krafttreten des FV. von Verſailles nicht beſtanden; indeſſen 
hat während des ganzen neunzehnten Jahrhunderts die inter⸗ 
nationale Schiedsgerichtsbarkeit als Mittel zur Schlichtung 
von Streitigkeiten eine wichtige Rolle geſpielt und gegen 
Ende des Jahrhunderts ſich ſoweit entwickelt, daß die Zeit zur 
Organiſation und Ausdehnung auf einer breiteren inter⸗ 
nationalen Baſis herangereift ſchien. 


Auf der erſten internationalen Konferenz im Haag 1899 
wurde ein Übereinkommen zur friedlichen Regelung inter⸗ 
nationaler Streitigkeiten abgeſchloſſen, welches die Bildung 
eines Ständigen Schiedsgerichtshofes (Cour Permanente 
d' Arbitrage) in Angriff nahm. Indeſſen beruhte dieſer Stän⸗ 
dige Internationale Gerichtshof noch vollkommen auf der 
Grundlage der Freiwilligkeit (vgl. im einzelnen Schiffer, 
Der Weltgerichtshof im Haag, JW. 1924, 1293). Gleich⸗ 
wohl war dieſes Übereinkommen der erſte Schritt auf dem 
dornigen Wege zur Weltgerichtsbarkeit, ein Weg, der ſeitdem 
ununterbrochen verfolgt worden iſt. 


Die zweite im Haag 1907 abgehaltene Friedenskonferenz 
verbeſſerte die Konvention von 1899 und bemühte ſich gleich⸗ 
zeitig, der internationalen Gerichtsbarkeit eine weitere Ver⸗ 
breitung zu geben („Voulant étendre P'empire du droit et 
fortifier le sentiment de la justice internationale“), indem 
ſie eine aus einer kleinen Anzahl von ſtändigen, beſoldeten 
Richtern beſtehende juriſtiſche Körperſchaft plante, welche ſtets 
zur Verfügung der Staaten ſtand, die eine Meinungsver⸗ 
ſchiedenheit ihrem Urteil zu unterbreiten wünſchten. Hieraus 
entſtand das Übereinkommen betreffend die Bildung eines 
internationalen Priſengerichts und im Zuſammenhang damit 
das Übereinkommen betreffend einen internationalen Schieds⸗ 
gerichtshof, der zum erſten Male nicht für eine beſondere Sache 
ad hoc, ſondern ſtändig beſtellt war. Indeſſen ſchlug die end⸗ 
gültige Gründung dieſes internationalen Schiedsgerichtshofes 
fehl, da Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den Großmächten 
und den kleineren Staaten über die Wahl der Richter für den 
Gerichtshof nicht zu überbrücken waren. Erſt den Friedens⸗ 
verträgen blieb es vorbehalten, den Grundſtein für den Stän⸗ 
digen Internationalen Gerichtshof zu legen. Während die 
Art. 12—15 der Völkerbundsakte fih mit der Schiedsgerichts⸗ 
barkeit beſchäftigen (arbitrage), ſpricht der Art. 14 der Volker⸗ 
bundsakte zum erſten Male von einer Cour Permanente de 
Justice Internationale (einem Ständigen Internationalen 
Gerichtshof): 

„Le Conseil est chargé de préparer un projet de 
Cour permanente de Justice internationale et 
de le soumettre aux Membres de la Société. 
Cette Cour connaîtra de tous différends d'un 
caractère international que les Parties lui soum- 
mettront. Elle donnera aussi des avis consul- 
tatifs sur tout différend ou tout point, dont 
la saisira le Conseil ou l’Assemblée.“ 
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Zur Erledigung dieſes Auftrages beſtellte der Völker⸗ 
bundsrat bereits im Februar 1920 einen Ausſchuß von zehn 
hervorragenden Juriſten, dem u. a. 

Adacti (Japan), japaniſcher Votſchafter in Brüſſel, 

Profeſſor Altamira (Spanien), jetzt Mitglied des 
Ständigen Internationalen Gerichtshofes im Haag, 

pei Lapradelle (Frankreich), a 

oder (Niederlande), ſpäter Präſident des Ständigen 
Gerichtshofes, 

Lord Phillimore (Großbritannien), Präſident des 
Priſengerichtshofes, 

Elihu Root (Vereinigte 
kannter Senator, 

augehörten, zur Verbreitung eines vom Rat den Bundes⸗ 
mitgliedern vorzulegenden Planes. Der Ausſchuß, welcher 
Mikte Juni 1920 im Haag zuſammentrat und bis Ende Juli 
desſelben Jahres arbeitete, ſtellte einen Entwurf fertig, der 
im weſentlichen auf einer Vorlage der fünf neutralen Mächte 
(the five Power Plan) beruhte. Dieſer Entwurf hatte mit 
den Stimmen Schwedens, Hollands und der Schweiz eine 
Konvention von obligatoriſcher und freiwilliger Zuſtändig⸗ 
keit vorgeſehen. Der Zehner⸗Ausſchuß, beſtehend aus fünf 
Großmächten und fünf neutralen Mächten, ſchloß ſich im 
weſentlichen dieſem Vorſchlage an, ja er hatte ſogar den Mut, 
ſich für die obligatoriſche Zuſtändigkeit des Ständigen Ge⸗ 
richtshofes im Haag zu entſcheiden. Leider trat der Völker⸗ 
bundsrat, der im Auguſt 1920 in San Sebaſtian und im 
Oktober 1920 in Brüſſel tagte, dem Ausſchuß in dieſem Punkte 
nicht bei, indem er den Art. 14 der Völkerbundsakte dahin 
auslegte, daß er zwar einen Gerichtshof mit ſtändigen, be⸗ 
ſoldeten, berufsmäßigen Richtern und feſten Prozeßnormen 
zulaſſe, daß er aber von einer obligatoriſchen Zuſtändigkeit 
nichts enthalte. Die ſich anſchließende Bundesverſammlung 
(Assemblée des Völkerbundes) überwies die Sache ihrem 
dritten Ausſchuß, in deſſen Schoß der Kampf zwiſchen fakul⸗ 
tativer und obligatoriſcher Zuſtändigkeit ausgefochten wurde 
und zwar mit dem Ergebnis, daß die Zuſtändigkeit des Ge⸗ 
richtshofes fih, abgeſehen von den im Friedensvertrage und 
anderen Abmachungen vorgeſehenen Fällen, grundſätzlich auf 
Freiwilligkeit gründen ſollte. Dieſe Freiwilligkeit ſollte 
aber nicht bloß für den einzelnen Fall, ſondern auch allgemein 
und von vornherein dadurch wirkſam beſtätigt werden können, 
daß ein Protokoll unterzeichnet würde, in dem die Unterſtellung 
gewiſſer Streitfragen unter die Zuſtändigkeit des Ständigen 
Internationalen Gerichtshofes im Haag ein für allemal er⸗ 
klärt würde (vgl. hierzu Schiffer a. a. O.). Auf dieſer 
Grundlage kam das Statut zuſtande, das in ſeinem erſten 
Artikel ein erſchöpfendes Bild des neuen Zuſtandes gewährt, 
indem es dort heißt: 

„Indépendamment de la Cour d' Arbitrage, or- 
ganisée par les Conventions de la Haye de 1899 
et 1907, et des Tribunaux spéciaux d' Arbitres, 
auxquels les Etats demeurent toujours libres de 
confier la solution de leurs différends, il est 
institué conformément à l'article 14 du Pacte 
de la Société des Nations, une Cour Perma- 
nente de Justice Internationale.‘ 

Es iſt hier alfo zum Ausdruck gebracht, daß der Ständige 
Internationale Gerichtshof, unabhängig von den durch die 
erwähnten Haager Konventionen (1899 und 1907) eingerich⸗ 
teten Schiedsgerichtshof oder von anderen Sondergerichts⸗ 
behörden, denen die Staaten die Löſung eines Streites an⸗ 
zuvertrauen ſtets die Freiheit haben, errichtet wird. Das 
Protokoll über die Errichtung des Ständigen Internationalen 
Gerichtshofes im Haag iſt unterzeichnet von Albanien, Auſtra⸗ 
lien, Oſterreich, Belgien, Braſilien, Bulgarien, Kanada, Kuba, 
Tſchechoſlowakei, Dänemark, Frankreich, Großbritannien, Grie⸗ 
chenland, Haiti, Indien, Italien, Japan, Neuſeeland, Nor⸗ 
wegen, Polen, Portugal, Rumänien, Jugoſlawien, Siam, 
Südafrika, Spanien, Schweden, Schweiz, Uruguay und Vene⸗ 
zuela. Indeſſen muß man ſich hüten, aus der Tatſache, daß 
die erwähnten Staaten das Unterzeichnungs protokoll des Sta⸗ 
tuts des Ständigen Internationalen Gerichtshofes im Haag 
ratifiziert haben, zu folgern, daß damit auch die obligatoriſche 
Zuſtändigkeit des Gerichtshofes für die Entſcheidung von 
Streitigkeiten der genannten Staaten begründet iſt. Denn es 
iſt dem Unterzeichnungsprotokoll eine beſondere Options⸗ 
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klauſel beigefügt mit der Maßgabe, daß erſt die Unterzeich⸗ 
nung dieſer Klauſel die Zuſtändigkeit des Gerichtshofes 
begründet. Bedauerlicherweiſe haben namentlich die Groß⸗ 
mächte trotz des Appels, den am 4. Oktober 1921 der Schweize⸗ 
riſche Bundesrat Motta in der Assemblée an fie richtete, ſich 
nicht entſchließen können, die Optionsklauſel (Zuſtändigkeits⸗ 
Protokoll) zu unterzeichnen, ſo daß bisher nur die folgenden 
Staaten und auch nur unter gewiſſen Vorbehalten die Options⸗ 
klauſel unterzeichnet und damit die obligatoriſche Zuſtändig⸗ 
keit des Gerichtshofes anerkannt haben: 
Haiti, Litauen, Norwegen und Panama vorbehaltlos; 
Bulgarien, Coſta⸗Rica, Liberia, Portugal, San Sal- 
vador, Uruguay unter der Bedingung der Gegenſeitigkeit, 
ebenſo China, Dänemark, Finnland, Luxemburg, Schweden 
und die Schweiz, jedoch nur für den Zeitraum von 5 Jahren, 
Braſilien für die Zeit von 5 Jahren unter der Be⸗ 
dingung der Gegenſeitigkeit und mit dem Vorbehalt, daß 
zuvor mindeſtens zwei Mächte mit ſtändigem Ratsſitz die ob⸗ 
ligatoriſche Schiedsgerichtsbarkeit angenommen haben muͤſſen. 
Holland unter der Bedingung der Gegenſeitigleit für 
einen Zeitraum von 5 Jahren, jedoch nur in bezug auf künf⸗ 
tige Streitigkeiten, bezüglich welcher die Beteiligten nicht eine 
anderweite freundſchaftliche Regelung vereinbart haben. 
Der Gerichtshof iſt, nachdem die nötige Anzahl von Rati⸗ 
fikationen im September 1921 erreicht war, Ende Januar 
1922 zum erſten Male zuſammengetreten. Die Rechtsſätze, 
auf denen die Verfaſſung, das Verfahren und die Recht⸗ 
ſprechung des Gerichtshofes beruhen, ergeben ſich, abgeſehen 
von dem bereits erwähnten, im September 1921 ratifizierten 
Statut vom 13. Dezember 1920, aus der von dem Gerichts⸗ 
hof auf Grund des Statuts erlaſſenen Prozeßordnung ſowie 
aus einer Anzahl das Statut ergänzender Beſchlüſſe des 
Rates (Conseil) und der Völkerbundesverſammlung (Assem- 
blée). Hinzu tritt eine große Anzahl von Verträgen, Kon⸗ 
ventionen und anderer internationaler Übereinkommen, die 
die Entſcheidung dem Gerichtshof übertragen. (Vgl. im ein⸗ 
zelnen hierzu: Buſtamente, La Cour Permanente de 
Justice Internationale, S. 46 ff., Haag 1923, Martinus Nij- 
hoff.) Der Gerichtshof beſteht aus 11 Richtern und 4 Hilfs⸗ 
richtern (Art. 3 d. St.). Die Richter werden aus einer Kandi⸗ 
datenliſte erwählt, die, wie ſich erſt nach ungemein ſchwierigen 
Verhandlungen ergeben hat, wie folgt zuſammengeſetzt wird: 
Jede nationale Gruppe des Ständigen Schiedsgerichtshofes 
(die von den betreffenden Mitgliedsſtaaten dieſes Gerichts⸗ 
hofes beſtellt werden) ſchlägt bis zu vier Kandidaten vor, von 
denen jedoch nicht mehr als zwei der Nationalität der wäh⸗ 
lenden Gruppe angehören dürfen. Die Vorſchläge dürfen erſt 
erfolgen nach Befragung des höchſten Gerichtshofes ſowie der 
Rechtsfakultät des Landes. Die Wahl muß aus den, wie dar⸗ 
getan, vorhandenen Kandidaten erfolgen durch getrennte Ab⸗ 
ſtimmung des Rates und der Vertreter des Völkerbundes. 
Als gewählt gelten nur diejenigen Kandidaten, die eine abſo⸗ 
lute Mehrheit in jeder der beiden Körperſchaften erlangt 
haben. Dieſes 1921 angewandte Wahlſyſtem hat ſich bewährt, 
weil es den gewählten Richtern das Vertrauen nicht nur der 
dauernd im Rate vertretenen Großmächte, ſondern auch das 
Vertrauen der die Mehrzahl bildenden kleineren Staaten 
ſichert. Die Wahl erfolgt auf neun Jahre. Jeder Richter iſt 
wieder wählbar (Art. 13). Das Plenum des Gerichtshofes iſt 
mit 11 ordentlichen Richtern beſetzt. Im Herbſt 1921 wurden 
erſtmalig zu Richtern gewählt: Voder (Holländer), Weiß 
(Franzoſe), Altamira (Spanier), Commandatore Anzi⸗ 
lotti (Italiener), Barboza (Braſilianer), de Buſta⸗ 
mente (Kubaner), Lord Finlay (Engländer), Huber 
(Schweizer), Moore (Amerikaner), Nyholm (Däne), Oda 
(Japaner), zu Hilfsrichtern Beichmann (Norweger), Ne⸗ 
gulesco (Rumäne), Wang Chung Hai (Chineſe). Jedoch 
iſt Moore nicht etwa von den Vereinigten Staaten, die die 
Beteiligung am Weltgerichtshof ebenſo wie am Völkerbund 
ablehnten, ſondern von Italien vorgeſchlagen worden. Prä⸗ 
ſident wurde Loder, Vizepräſident Weiß. Von der ordent⸗ 
lichen Beſetzung beſtehen die folgenden Ausnahmen: Zunächſt 
die aus drei Richtern beſtehende, jährlich zuſammentretende 
Kammer für ein ſummariſches, beſchleunigtes Verfahren, wel⸗ 
ches nur auf Antrag der Parteien entſcheidet (Art. 29). So⸗ 
dann beſtehen zwei beſondere techniſche Kammern, eine für 
Arbeitsfragen und eine zweite für Verkehrs⸗ und Durchfuhr⸗ 
fragen, beide betreffen insbeſondere die Teile XIII und XII 
des Verſailler Vertrages. Sie ſind auf drei Jahre eingeſetzt 
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und tagen nur auf Antrag der Parteien. Die Zahl der Richter 
kann ſich nach der Prozeßordnung ferner durch Zuziehung 
nationaler Richter ſowie techniſcher Beiſitzer ändern. Z. B. 
erhalten Richter von der Nationalität der ſtreitenden Par⸗ 
teien bei Plenarſitzungen das Recht der Teilnahme, wobei, 
wenn dem Gerichtshof nur ein Richter von der Nationalität 
einer Partei angehört, die andere Partei ebenfalls das Recht 
hat, einen Richter ihrer Staatsangehörigkeit zuzuwählen. Die 
Anweſenheit nationaler Richter iſt offenbar namentlich als 
Gewähr dafür gedacht, daß der Urteilsſpruch in einer Faſ⸗ 
ſung gefällt wird, die die nationalen Gefühle der Parteien 
ſo wenig wie möglich verletzen, und dafür, daß alle Haupt⸗ 
punkte des Falles gebührend gewürdigt werden. Mit Recht 
weiſt jedoch Schiffer a. a. O. darauf hin, daß in dieſer Be⸗ 
ſtimmung ein Widerſpruch zu dem ganzen Aufbau des Ge- 
richtshofes zu erblicken iſt, der ſich nur dadurch erklärt, daß 
der ſchiedsgerichtliche Gedanke, der mehr mit Parteivertretern 
wie mit Richtern arbeitet, noch einmal zum Durchbruch ge⸗ 
kommen ſei. 

Der Gerichtshof ernennt ſelbſt ſeinen Sekretär, welcher 
den Titel Gerichtsſchreiber (Greftier, Registrar) führt. Durch 
ihn verkehrt der Gerichtshof mit den Regierungen und dem 
Völkerbund. Die Koſten des Gerichtshofes werden von dem 
Völkerbund getragen. Das Budget erreicht augenblicklich den 
Betrag von mehr als 2 Millionen Goldfranken. Der Sitz des 
Gerichtshofes iſt im Haag, wo ihm im Carnegie⸗Friedens⸗ 
palaſt beſonders ſchöne Räume mit einer ausgezeichneten 
juriſtiſchen Bibliothek zur Verfügung ſtehen. 

Nach Art. 14 der Völkerbundsakte hat der Gerichtshof 
zwei verſchiedene Funktionen: Einmal entſcheidet er über alle 
ihm von den Parteien unterbreiteten internationalen Streit⸗ 
fragen, ſodann erſtattet er gutachtliche Außerungen, jedoch 
nur über ſolche Streitfragen oder ſonſtige Angelegenheiten, 
die ihm entweder vom Rat oder von der Hundes verien ura 
vorgelegt werden. Man ſollte denken, daß der Rat von dieſem 
feinem Recht ausgiebigen Gebrauch machen würde. Indeſſen 
hat ſich, namentlich in letzter Zeit, eine gewiſſe Eiferſucht 
zwiſchen Rat und Cour Permanente gezeigt, die dahin geführt 
hat, daß der Rat es in der Regel vorgezogen hat, ſich von 
den Rechtsgelehrten der einzelnen Ratsmitglieder gutachtliche 
Außerungen geben zu laſſen. Es mag hinzugekommen ſein, 
daß der Rat bei der außerordentlichen Autorität, die die 
Cour Permanente heute allenthalben in der Welt genießt, mit 
Recht fürchten mußte, daß die gutachtliche Auffaſſung des 
Ständigen Gerichtshofes im Haag eine ſolche endgültige 
Klärung einer der Cour Permanente zur Erſtattung des Gut⸗ 
achtens vorgelegten Angelegenheit bedeutet, das für eine ander⸗ 
weite Entſcheidung des Rates in der Regel kein Raum mehr 
gegeben iſt. Es wäre zu wünſchen, daß der Rat in Zukunft 
dieſen engherzigen Standpunkt wieder verlaſſen und mehr als 
dies bisher geſchehen, von der Erſtattung von Gutachten (avis 
consultatifs) Gebrauch machen würde. 

Neben den gutachtlichen Funktionen hat der Gerichtshof 
folgende richterliche Funktionen: 

1. Wenn zwei Staaten durch beſondere Übereinkunft ſich 
entſchloſſen haben, einen beſtimmten Streitfall dem Gerichts⸗ 
hof zur Entſcheidung zu unterbreiten. 

2. Im Falle ein Staat den anderen mit oder ohne deſſen 
Einwilligung vor dem Gerichtshof belangt: 

a) wenn in einem beſtehenden Vertrage oder Abkommen 
beſonders vorgeſehen iſt, daß etwaige oder gewiſſe aus ſolchem 
Vertrage oder Abkommen ſich ergebende Streitigkeiten dem 
Gerichtshof unterbreitet werden ſollen, und 

b) wenn die Parteien für einen Streitfall ſich im voraus 
verpflichtet haben, den Spruch des Gerichtshofes als bindend 
anzuerkennen (Art. 36 d. St.). 

Bei obligatoriſcher Rechtſprechung des Gerichtshofes (Zif⸗ 
fer 2 oben) kann, wenn der Beklagte ſich zu erſcheinen weigert, 
ein Verſäumnisurteil in Abweſenheit des Beklagten erlaſſen 
werden, jedoch nur, wenn, wie Art. 53 ausdrücklich ausſpricht, 
die Anträge rechtlich und tatſächlich wohl begründet ſind 
(well founded in fact and in law). 

Die zu 2 erwähnte obligatoriſche Gerichtsbarkeit gilt 
nur für die Staaten, welche die erwähnte Optionsklauſel 
unterzeichnet haben. Sie betrifft nur Streitfälle, die ſich be⸗ 
ziehen auf 

1. die Auslegung eines Vertrages, 

2. Fragen des Völkerrechts, 


` 


3. das Vorliegen einer Tatſache, deren Vorhandenſein 
den Bruch einer internationalen Verpflichtung darſtellt, 

4. die Art und den Umfang der für den Bruch einer 
internationalen Verpflichtung zu leiſtenden Buße (Art. 36). 

Das Statut ſtellt die allgemeine Regel auf, daß nur 
Staaten und Mitglieder des Völkerbundes (womit die ſelbſt⸗ 
ſtändigen britiſchen Dominions gemeint ſind) Parteien vor 
vor dem Gerichtshof ſein können. 

Der Gerichtshof tritt alljährlich am 15. Juni zu einer 
ordentlichen Tagung zuſammen. Er iſt alſo im eigentlichen 
Sinne des Wortes ein ſtändiger Gerichtshof. Die Sitzungs⸗ 
periode dauert bis zur Erledigung aller Fälle, die auf einer 
beſonderen Liſte für jede Sitzungsperiode zuſammengeſtellt 
werden. Sie umfaßt alle ſtrittigen Fälle und alle Erſuchen 
um Gutachten, welche zu Beginn der Tagung verhandlungs⸗ 
reif ſind oder werden. Die offizielle Sprache des Gerichts⸗ 
hofes ift Franzöſiſch und Englisch (Art. 39 d. St.), jedoch 
dürfen mit Einverſtändnis des Gerichtshofes auch andere 
Sprachen benutzt werden. 

Wie bei nationalen Gerichtshöfen, ſo wird auch vor dem 
Ständigen Internationalen Gerichtshof im Haag das Ver⸗ 
fahren zur Entſcheidung von Streitfällen durch Einreichung 
einer Klageſchrift eingeleitet, der Klagebeantwortung, event. 
Replik und Duplik folgen können. Auch das mündliche Ver⸗ 
fahren iſt im weſentlichen demjenigen nationaler Gerichte 
nachgebildet. Die mündlichen Verhandlungen ſind öffentlich. 
Beſonders erwähnenswert iſt die Beſtimmung, daß es dritten 
Staaten geſtattet iſt, dem Verfahren beizutreten, falls ſie ent⸗ 
weder Mitkontrahenten eines in Frage kommenden Vertrages 
ſind oder die Eutſcheidung des Falles ſonſt ihre berechtigten 
Intereſſen berühren könnte. Kommt es zu einer Verſtändigung, 
ſo kann der Gerichtshof eine ſolche durch Aufnahme in das 
Sitzungsprotokoll beſtätigen. Es iſt endlich vorgeſehen, daß 
der Gerichtshof, wenn die Umſtände es erfordern, zur Siche⸗ 
rung gefährdeter Jutereſſen eine einſtweilige Verfügung er⸗ 
laſſen kann. 

Das Urteil des Gerichtshofes iſt endgültig und unter⸗ 
liegt keiner Berufung. Eine Wiederaufnahme des Verfahrens 
iſt nur zuläſſig, wenn eine neue Tatſache bekannt wird, deren 
Vekanntſein vor der Urteilsfällung entſcheidenden Einfluß 
auf die Urteilsbildung des Gerichtshofes gehabt haben würde 
(Art. 61 d. St.). 

Die Grundlage gutachtlicher Außerungen für Urteile ſind 
in erſter Linie beſtehende internationale Übereinkommen. Im 
Einzelfall kann der Gerichtshof zur Erläuterung des poſitiven 
internationalen Rechts juriſtiſche Entſcheidungen und die Leh⸗ 
ren der angeſehenſten Publiziſten aller Volker heranziehen. 

Es iſt ausdrücklich vorgeſehen, daß eine Entſcheidung des 
Gerichtshofes nur zwiſchen den beteiligten Parteien und in 
bezug auf den beſonderen Fall, den ſie betrifft, rechtswirk⸗ 
ſam iſt. Daraus ergibt ſich, daß der Gerichtshof kein neues 
internationales Recht ſchaffen kann, ſondern lediglich das 
poſitive internationale Recht feſtſtellt. Er hat das Recht, feſt⸗ 
zuſtellen, was gilt, aber nicht die Befugnis, neue Rechts- 
normen zu ſchaffen. 

Iſt ein Richter mit dem Votum der Mehrheit nicht ein⸗ 
verſtanden, fo kann er feine abweichende Anſicht veröffent⸗ 
lichen. Die formulierte Meinung des Diſſentienten wird in 
öffentlicher Sitzung verleſen und mit veröffentlicht. 

Unter den Entſcheidungen und Gutachten, mit denen der 
Ständige Gerichtshof ſich bisher befaßt hat, iſt beſonders er⸗ 
wähnenswert der Fall des Dampfers Wimbledon, den zu ent- 
ſcheiden der Gerichtshof von den alliierten Mächten (Frank⸗ 
reich, Großbritannien und Japan) angerufen worden war. 

Zwei weitere wichtige Gutachten betrafen die Lage ge⸗ 
wiſſer Perſonengruppen deutſcher Abſtammung, die in den 
kürzlich an Polen abgetretenen Gebieten ihren Wohnſitz haben. 
Außerdem hat der Völkerbundsrat den Gerichtshof um ein 
Gutachten über das Recht von Perſonen deutſcher Abſtammung 
auf Erwerbung der polniſchen Staatsangehörigkeit erſucht. 

Dieſe Entſcheidungen intereſſieren beſonders, weil ſie 
deutſche Intereſſen berühren. 

Der Fall des Dampfers Wimbledon beruht auf folgen⸗ 
dem Tatbeſtand: 

Im März 1921 langte der engliſche Dampfer Wimbledon, 
der, von einer franzöſiſchen Geſellſchaft gechartert, eine für 
Polen beſtimmte Ladung von 4000 t Munition nach Danzig 
bringen ſollte, an der Einfahrt des Kaiſer Wilhelm⸗Kanals 
an. Der Kanaldirektor verweigerte ihm, ſeinen Inſtruktionen 


Größere Aufſätze 


— . 7 . —— ——— — — — 


1207 


gemäß, die Durchfahrt, indem er ſich zur Begründung der 
Weigerung auf die deutſchen Neutralitätsbeſtimmungen berief. 
Nach dem Verſailler Vertrage iſt indeſſen der Kaiſer Wilhelm⸗ 
Kanal für Handels⸗ und Kriegsſchiffe aller Staaten, die ſich 
mit dem Deutſchen Reiche in Frieden befinden, unterſchiedslos 
frei und offen zu halten. Da es der franzöſiſchen Botſchaft 
in Berlin nicht gelungen war, die Zurücknahme der Weigerung 
zu erreichen, erhielt der Dampfer den Befehl, ſeine Fahrt 
durch die däniſchen Gewäſſer fortzuſetzen, wodurch ſich die 
Reiſe insgeſamt um dreizehn Tage verlängerte. Im Laufe 
der Verhandlungen ſchlug die deutſche Regierung vor, den 
Fall zur Entſcheidung dem Gerichtshof zu unterbreiten, wor⸗ 
auf die alliierten Regierungen — Frankreich, Großbritannien, 
Italien und Japan — im November 1922 die Initiative er⸗ 
griffen, um ein Verfahren vor dem Gerichtshof einzuleiten. 
Nach Anhören der Parteien fällte der Gerichtshof (die deut⸗ 
ſche Regierung wurde durch Reichsminiſter Schiffer vertreten) 
am 17. Auguſt 1923 mit einer Mehrheit von 9 Richtern das 
Urteil, daß die deutſchen Behörden im Unrecht geweſen ſeien, 
als ſie dem Dampfer Wimbledon die Durchfahrt verweigerten. 
Der von der deutſchen Regierung zu erſtattende Schaden wurde 
auf 140000 franzöſiſche Goldfranken geſchätzt. Zwei Richter, 
die der Anſicht der Mehrheit nicht beitraten, gaben geſonderte 
Voten ab. Den gleichen Weg beſchritt der nationale deutſche 
Veiſitzer. 

Im Gegenſatz hierzu hat in zwei weiteren Fällen, welche 
die deutſchen Minderheiten in Polen betreffen, ſich der Stän⸗ 
dige Gerichtshof zugunſten Deutſchlands auf den Standpunkt 
geſtellt, daß Polen ſeine in dem Minderheitenſchutzvertrage 
übernommenen Verpflichtungen nicht erfüllt habe. In dem 
erſten Falle handelte es fih um Maßnahmen, die die polniſche 
Regierung gegenüber gewiſſen Perſonengruppen der deutſchen 
Minderheit in Polen ergriffen hatte. Die von der volniſchen 
Regierung dieſen Perſonen gegenüber angewandten Maß⸗ 
nahmen führten zu dem Ergebnis, daß dieſe aus den an Polen 
abgetretenen Gebieten von ihren Beſitzungen vertrieben wur⸗ 
den, welche fie auf Grund von Pacht- bezw. Rentengutsver⸗ 
trägen innehatten, die fie mit deutſchen Behörden abgeſchloſ⸗ 
ſen hatten. Im zweiten Falle war die Frage zu beantworten, 
ob die in den abgetretenen Gebieten geborenen Perſonen ohne 
weiteres auf Grund der Beſtimmungen des zwiſchen den 
alliierten Hauptmächten und Polen abgeſchloſſenen Minder⸗ 
heitenvertrages die polniſche Staatsangehörigkeit erwerben, 
ſelbſt wenn die Eltern der fraglichen Perſonen zwar zur Zeit 
der Geburt von dieſen, nicht aber auch zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des Friedensvertrags dort ihren ſtändigen Wohuſitz ge⸗ 
habt hatten. Der Gerichtshof gab ſein Gutachten dahin ab, daß 
der von Polen eingenommene Standpunkt unrichtig wäre und 
es zur Anwendung des Art. 4 des Minderheitenvertrages ger 
nüge, wenn die Eltern zur Zeit der Geburt im abgetretenen 
Gebiet Domizil hatten. 

Wie ſich aus dem Vorſtehenden ergibt, iſt, ſolange nicht 
die wichtigſten Staaten die obligatoriſche Zuſtändigkeit des 
Gerichtshofes anerkannt haben, ſeine praktiſche Bedeutung 
noch unvollkommen. Indeſſen gewinnt man aus der Tätigkeit 
des Gerichtshofes den Eindruck, daß dieſer zur Sicherheit des 
internationalen Rechtszuſtandes und zur Beruhigung von 
Europa mehr beigetragen hat, als der Völkerbund, der trotz 
des guten Willens mancher Ratsmitglieder, insbeſondere Gng- 
lands und Schwedens, eben weil er rein politiſch organiſiert 
iſt und lediglich unter politiſchen Geſichtspunkten ſeine Be⸗ 
ſchlüſſe faßt, in allen wichtigen Fragen der internationalen 
Politik, wie in der Korfu⸗Frage, der Reparationsfrage, der 
Gicherheitsfrage, tro anerkennenswerten beiten Willens die 
auf ihn geſetzten Hoffnungen enttäuſcht hat. Seine Freunde 
fagen (Venkow — Organ des Miniſterpräſidenten Benes — 
zit. Voſſiſche Zeitung vom 20. März 1925), „der Völkerbund 
ſei ein ſchwaches Kind, das nicht einmal einer Fliege wehren 
könne“. Wenn Deutſchland in den Völkerbund eintritt, wird 
die ganze deutſche Diaſpora auf Deutſchland ihre Hoffnung 
ſetzen, und da der Völkerbund durch den Eintritt Deutſch⸗ 
lands nicht plötzlich zu einem ſtarken Mann wird, bitter ent⸗ 
täuſcht werden. Solange nicht eine Einrichtung vorhanden 
ift, welche von allen Kulturſtaaten als Werkzeug der end- 
gültigen Schlichtung von Streitigkeiten anerkannt iſt, wird 
auch der Völkerbund es nicht zu einer wirklichen Bedeutung 
für Ruhe und Leben der Staaten (abgefehen von unter⸗ 
geordneten Fragen internationaler Arbeit und internationalen 
Verkehrs) bringen können. Es iſt deshalb wohl verſtändlich, 
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wenn die Vereinigten Staaten von Amerika bisher abgelehnt 
haben, dem Völkerbund beizutreten, hingegen ſeit geraumer 
Zeit ihr Augenmerk darauf gerichtet haben, die obligatoriſche 
Zuſtändigkeit des Ständigen Gerichtshofes zu erweitern und 
unter gewiſſen Kautelen ſich ſelbſt der Zuſtändigkeit eines 
ſolchen Gerichtshofes zu unterwerfen. Für ſie gelten die Worte 
René Brunets S. 149 feiner „Société des Nations et 
la France“: 

„Il faut s'en rapporter à la Cour de Justice in- 
ternationale du soin de réaliser l'organisation 
juridique du monde, sans se pr&occuper, pour 
Vinstant du moins, de travailler à une impos- 
sible et inutile organisation politique.“ 


Präſident Coolidge hat in feiner Botſchaft an den Senat 
im Dezember vorigen Jahres dieſen Standpunkt eingenommen 
und den Weg bezeichnet, den Amerika zu gehen gewillt ift. — 
Ahnlich liegen die Verhältniſſe in Deutſchland. Auch in 
Deutſchland wird heute ſeitens der öffentlichen Meinung, 
felbft wenn Deutſchland durch die Mächtekonſtellation ge- 
zwungen fein ſollte, dem Völkerbunde beizutreten, dieſer 
Organiſation der Mehrheitsnationen, insbeſondere der alli⸗ 
ierten und aſſoziierten Mächte, nicht dasjenige Vertrauen ent⸗ 
gegengebracht, welches eine wirklich fruchtbare Betätigung 
innerhalb des Völkerbundes ermöglicht. Der Beitritt zum 
Zuſtändigkeitsprotokoll des Ständigen Internationalen Ge⸗ 
richtshofes würde in der Welt als Beweis der friedlichen Ab⸗ 
ſichten Deutſchlands Beachtung finden und nicht die Gefahren 
des Eintritts in den Völkerbund mit ſich bringen. Deshalb 
ſollte Deutſchland ohne Rückſicht auf feinen Eintritt in den 
Völkerbund ohne Verzug unter gleichen Bedingungen wie 
Amerika die obligatoriſche Schiedsgerichtsbarkeit des zuſtän⸗ 
digen Gerichtshofes anerkennen. 


Urteile nationaler Gerichte und deren Voll⸗ 
ſtreckung in der Rechtſprechung der Gemiſchten 
Schiedsgerichts höfe. 


Von Regierungsrat Dr. Caſpers, Berlin. 


Unter dem Vorwand, Deutſchland ſei mit der Ver⸗ 
letzung des Privateigentums vorangegangen, hat die Entente 
während des Weltkrieges raſch mit den mühſam durch die 
Haager Konventionen wenigſtens im Landkrieg für das Pri⸗ 
vateigentum geſchaffenen Schutzbeſtimmungen reſtlos aufge⸗ 
räumt. Im Verſailler Diktat wurde die Rechtloſigkeit des 
Privateigentums hinterher ſanktioniert. 

Dem beraubten Deutſchland wurde jeder Rechtsbehelf 
gegen irgendwelche Maßnahmen der Entente verſagt EN 
Anl. Art. 298 F.), der enteignete Deutſche auf einen werta 
loſen Erſatzanſpruch an das mit Reparationen überlaſtete 
Reich verwieſen (Art. 297 IV.). Andererſeits ſucht das 
Verſailler Diktat ſorgfältig die Angehörigen der Entente vor 
jedem Schaden infolge des jahrelangen Krieges zu bewahren. 
Dieſes Beſtreben findet nicht einmal ſeine Schranken in 
einem „ſo allgemeinen und abſoluten Grundſatz jedes natio⸗ 
nalen und internationalen Rechtes, wie die Autorität der 
rechtskräftig entſchiedenen Sache“. (Franzöſiſch⸗Bulgariſcher 
Gem. Schiedsgerichtshof. Przewlocki w. Gollemo⸗Bellovo. Urt. 
v. 20. Febr. 1923. Recueil des décisions II, 932 ff.) Falls 
ein Angehöriger des Feindbundes durch ein gegen ihn wäh⸗ 
rend des Krieges ergangenes deutſches Urteil, gegen das er 
ſich nicht verteidigen konnte, benachteiligt iſt, kann er zwecks 
Abhilfe den Gemiſchten Schiedsgerichtshof anrufen (Art. 302, 
II F.). Die Abhilfe kann entiveber in Schadenserſatz oder 
in Zurückverſetzung in den Stand vor dem deutſchen Urteil 
beſtehen. Unter Urteil iſt jede Entſcheidung eines Gerichts 
in Zivilſachen zu verſtehen, ſei es, daß ſie in Urteilform 
ergeht, oder nicht, jedoch inhaltlich die Anwendung des 
Geſetzes auf den Einzelfall ausſpricht, wie z. B. Arreſt⸗ 
befehl, Koſtenfeſtſezungsbeſchluß. Andererſeits genügt für 
den Deutſch⸗Belgiſchen Gemiſchten Schiedsgerichtshof die An⸗ 
wendung des Geſetzes auf den Einzelfall, auch wenn es ſich 
nicht um ein Gerichts urteil handelt. So hält dieſes Schieds⸗ 
gericht Art. 302 JV. in Sachen Remorquer Anverſois w. 
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Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Reich für anwendbar auf eine Entſcheidung des deutſchen 
Gouveneurs von Antwerpen, welche den belgiſchen Kläger 
zum Erſatz des an einer Brücke in Antwerpen infolge Außer⸗ 
achtlaſſung polizeilicher Vorſchriften durch ſein Schiff ver⸗ 
ürſachten Schadens für verpflichtet erklärt hatte. Es genüge, 
daß die Entſcheidung nach längerer Unterſuchung und An- 
hörung des Klägers dieſen für ſchadenserſatzpflichtig gemäß 
Art. 1382 Code civil belge erklärt habe. Unerheblich iſt das 
Fehlen der gerichtlichen Garantien bei der entſcheidenden 
Stelle (Urteil v. 14. Mai 1924 Recueil IV, 322 ff.). 

Angeſichts der Einſeitigkeit der Vorſchrift in Art. 302 
FV. müßte dieſe ſo eng als möglich ausgelegt und davon 
ausgegangen werden, ob der alliierte Kläger benachteiligt 
iſt, ob das deutſche Urteil als ſolches, wie es vorliegt, ſach⸗ 
lich zu Recht beſteht oder nicht. Ergibt ſich aus ſeinem In⸗ 
halt, daß das deutſche Urteil ſachlich begründet iſt, ſo hat 
der Angehörige des Feindbundes keinen Anſpruch auf Ab⸗ 
hilfe. Selbſt wenn man ſagen könnte, der Angehörige des 
Feindbundes wäre unter normalen Verhältniſſen ſeinen Ver⸗ 
pflichtungen nachgekommen, ſo läßt die durch Kriegsausbruch 
einſetzende, in ihrem Verlauf nicht überſehbare Entwicke⸗ 
lung es unbedingt als gerechtfertigt erſcheinen, wenn der 
deutſche Gläubiger ſich gegen den alliierten Schuldner zu⸗ 
nächſt einen vollſtreckbaren Titel zu verſchaffen ſucht. Kann 
andererſeits nach dem Inhalt des Urteils nicht bezweifelt 
werden, daß der deutſche Kläger das Gericht nur angerufen 
hat, um die Situation während des Krieges zur Herbei⸗ 
führung eines verurteilenden Erkenntniſſes gegen den ab⸗ 
weſenden Angehörigen des Feindbundes auszunutzen, obwohl 
ein begründeter Anſpruch nicht vorlag, ſo kann gegen eine 
reſtloſe Beſeitigung des deutſchen Urteils und Schadloshaltung 
des alliierten Schuldners nichts eingewendet werden. Iſt es 
n ſchließlich für den Schiedsgerichtshof unmöglich, ohne 
weitſchichtige Unterſuchung feſtzuſtellen, ob der deutſche An⸗ 
ſpruch beſteht oder nicht, ſo müßte ſich das Schiedsgericht 
darauf beſchränken, lediglich das deutſche Urteil aufzuheben, 
wodurch nunmehr die Möglichkeit gegeben iſt, das zuſtändige 
nationale Gericht auf Anrufen einer der Parteien zur Sache 
ſelbſt entſcheiden zu laſſen. Im weſentlichen gibt alfo Art. 302, 
II FV. dem alliierten Kläger einen mehr formalen Rechts⸗ 
behelf gegen das zu feinen Ungunſten erlaſſene deutſche Urteil. 
Dieſe Auslegung rechtfertigt ſich durch einen Vergleich mit 
Art. 305 FV. Nach dieſer Vorſchrift kann jeder — auch ein 
Deutſcher — den Gemiſchten Schiedsgerichtshof anrufen, falls 
namentlich aufgezählte Beſtimmungen des FV. durch das 
Urteil eines zuſtändigen Gerichts — etwa ſogar eines Straf⸗ 
gerichts (Urt. des Griech.⸗Bulg. Gemiſchten Schiedsgerichtshofs 
v. 10. April 1924 in Sachen Papanaſtaſſoglon w. Etat 
Bulgare. Recueil IV, 0 — verletzt ſind. Hier iſt alſo 
im Gegenſatz zu Art. 302, II FV. eine eingehende fachliche 
Prüfung des angegriffenen Urteils durch den Schiedsgerichts⸗ 
hof vorgeſehen. Dieſe Beſtimmung, wie auch entſprechend 
Art. 189 des Vertrages von Neuillh, überträgt, unter Durch⸗ 
brechung des Grundſatzes von der Autorität der rechtskräftigen 
Urteile Ce Gemiſchten Schiedsgerichtshöfen zwecks Sicherung 
der genauen Anwendung der Friedensverträge in allen Signa⸗ 
tarſtaaten eine umfaſſende Kontrolle über die Entſcheidungen 
der nationalen Gerichte. Dieſe Kontrolle erſtreckt ſich nicht 
nur auf die Zivilurteile, ſondern auch auf die Strafurteile, 
trotz des grundſätzlich zivilrechtlichen Charakters der Ge⸗ 
miſchten Schiedsgerichtshöfe, da ein Strafurteil auch Wir⸗ 
kungen für die Güter, Rechte und Intereſſen der beteiligten 
Perſonen haben kann. (Das oben erwähnte Urteil Papa⸗ 
naſtaſſoglon w. Etat Bulgare. Grundſätzlich auf demſelben 
Standpunkt das Urteil des Deutſch⸗Tſchechoſlowakiſchen Ge⸗ 
miſchten Schiedsgerichtshofßs in Sachen Kalamba w. Reich 
v. 16. Mai 1924, Recueil IV, 537.) 

So einfach und einleuchtend die oben entwickelten Grund- 
ſätze über die Anwendung von Art. 302, II FV. find, fo 
gibt die Rechtſprechung der Gemiſchten Schiedsgerichtshöfe 
ein wenig einheitliches Bild. 

Nur in wenigen Urteilen iſt verſucht worden, eine der 
beſonderen Lagerung des Einzelfalls gerecht werdende Ent⸗ 
ſcheidung zu erreichen. Der Deutſch⸗Engliſche Gemiſchte 
Schiedsgerichtshof hat in dem Urteil v. 15. Febr. 1922 (im 
Recueil nicht abgedruckt), in Sachen Happold w. Reich den 
Anſpruch des Happold aus Art. 302, II FV. für unbegrün⸗ 
det erachtet, weil Happold, der durch einen Anwalt vertreten 
war, zu Recht in zwei Inſtanzen durch das deutſche Ge⸗ 
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richt zur Bezahlung ſeines Zahnarztes verurteilt worden iſt, 
und die deutſchen Gerichte den Rechtsſtreit mit großer Sorg⸗ 
falt behandelt und entſchieden haben. Ebenſo weiſt der Fran⸗ 
zöſiſch⸗Bulgariſche Gemiſchte Schiedsgerichtshof in ſeinem Ur⸗ 
teil v. 20. Febr. 1923 in Sachen Przewlocki w. Collemo⸗ 
Bellovo und Bulgariſcher Staat (Recueil II, 932 ff.) die 
Klage aus Art. 302, II JV. zurück, weil die Enteignung 
eines dem Kläger gehörigen Waldes durch mehrere Inſtanzen 
vollkommen geſetzmäßig ausgeſprochen worden ſei. Dabei 
hebt das Gericht noch beſonders hervor, es liege keiner der 
im Vertrage von Neuilly vorgeſehenen Ausnahmefälle vor, 
die eine Abweichung von einem derartigen im nationalen 
und internationalen Recht allgemeinen und abſoluten Grund⸗ 
ſatz, wie die Autorität der rechtskräftig entſchiedenen Sache 
ieh rechtfertigen könnten. In Sachen Curel w. Reich hat der 
eutſch⸗Franzöſiſche Gemiſchte Schiedsgerichtshof eine Be⸗ 
nachteiligung der Kläger im Sinne von Art. 302, II JV. 
nicht für gegeben erachtet, weil die Unrichtigkeit der Ab⸗ 
ſchätzung der Nachlaßmaſſe für die Erbſchaftsſteuer nicht 
nachgewieſen werden konnte, und das angegriffene Verſäum⸗ 
nisurteil lediglich dieſe Schätzung beſtätigt hatte (Urteil v. 
24. Juni 1922, Recueil II, 414ff. ). 
Der Deutſch⸗Belgiſche Gemiſchte Schiedsgerichtshof weiſt 
die Klage aus Art. 302, II FV. in Sachen Petit & Co. w. 
Heller E Soft (Urteil v. 7. Okt. 1922, Recueil II, 542 ff.) 
zurück, weil Kläger durch gehörig inſtruierte Anwälte ver⸗ 
treten war. Entſprechend entſcheidet der Deutſch⸗Engliſche 
Gemiſchte Schiedsgerichtshof in Sachen Brueninger w. Rei 
(Urteil v. 26. Jan. 1923/27. März 1923, Recuei HII, 20 ff. 
ablehnend, da dem Kläger alle Maßnahmen, die zu der 
Zwangsverſteigerung des Grundſtücks geführt haben, bekannt⸗ 
gegeben find, und er fih auf diefe erklärt hat. In Sachen 
Betit & Cie. w. Sauer weiſt der Deutſch⸗Belgiſche Gemiſchte 
Schiedsgerichtshof in feinem Urteil v. 1. Juli 1923 (Recueil 
III, 545 ff.), die Klage aus Art. 302, II FV. ab, weil das 
eine Urteil nach wechſelſeitigem Gehör beider Parteien er⸗ 
gangen iſt, der durch das Verſäumnisurteil feſtgeſtellte An⸗ 
ſpruch ſachlich gerechtfertigt war, alſo das Urteil auch bei 
Verhandlung mit beiden Parteien ergangen wäre, Kläger 
daher nicht benachteiligt iſt. Schließlich hat der Franzöſiſch⸗ 
Bulgariſche Gemiſchte Schiedsgerichtshof in Sachen Société 
d’assurances Union Vie et Union Incendie w. Bulgariſchen 
Staat im Urteil v. 16. Jan. 1923 (Recueil II, 8070, das 
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endgültig entſcheidende Urkeil des Bulgariſchen Oberverwal⸗ 
tungsgerichts v. 11. Okt. 1917 zwar aufgehoben, weil Klägerin 
nicht durch einen gehörig inſtruierten Anwalt vertreten, da⸗ 
her nicht in normaler Weiſe verteidigt war, und die Parteien 
in den Stand vor dem Urteil des Bulgariſchen Oberverwal⸗ 
tungsgerichts zurückverſetzt, jedoch unter feierlicher Verbeu⸗ 
gung vor der Unparteilichkeit der Bulgariſchen Gerichts höfe 
den Parteien offen gelaſſen, die Entſcheidung des Bulgariſchen 
Oberverwaltungsgerichts von neuem anzurufen. Das Urteil 
des Deutſch⸗Franzöſiſchen Gemiſchten Schiedsgerichtshofs in 
Sachen Longuemare w. Reich und Bohne v. 18. Juni 1924 
(Recueil IV, 432 ff.) ſetzt den franzöſiſchen Kläger in den 
Stand vor der mit Ablauf der dieſem vom Reichspatentamt 
geſetzten, während des Krieges abgelaufenen Friſt wieder ein. 
Das Verfahren vor dem Patentamt zwiſchen Longuemare 
und Bohne wegen Priorität der betreffenden Patente kann 
feinen Fortgang nehmen. Art. 307 FV. bezieht fih nicht 
a eine geſetzliche, ſondern auch auf eine behördliche 
Friſt. 

Im Gegenſatz zu dieſen Entſcheidungen wird die Tat⸗ 
ſache eines deutſchen Urteils zu ungunſten der alliierten Partei 
oft ohne weiteres zum Anlaß genommen, das deutſche Urteil 
zu beſeitigen und der alliierten Partei ohne nähere Begrün⸗ 
dung Schadenserſatz zuzuſprechen. In Sachen Chamant w. 
Reich (Urteil des Deutſch-Franzöſiſchen Gemiſchten Schieds⸗ 
1 h v. 25. Juni 1921/25. Aug. 1921, Recueil I, 
61 ff.) muß die deutſche Gläubigerin Schadenserſatz leiſten, 
weil ſie gegen Chamant auf Grund eines während des Krieges 
erwirkten Verſäumnisurteils hätte pfänden laffen. In dem 
entſprechenden Urteil des Deutſch⸗Franzöſiſchen Gemiſchten 
el in Sachen Wilhelm w. Reich v. 21. Juli 
1922 (Recueil II, 426 ff.) wird ausgeführt, der deutſche 
Gläubiger hätte ſich mit ſeinem Mieter einigen können, und 
an den Mobilien des Mieters genügende Sicherheit gehabt. 
Andererſeits wird in dem Urteil des Deutſch⸗Franzöſiſchen 


Größere Aufſätze 


1209 


Gemiſchten Schiedsgerichtshofs in Sachen Bertin w. Reich 
und Magdeburger Bank v. 15. Sept. 1922 (Recueil II, 
450 ff.), die Magdeburger Bank zum Schadenserſatz unter 
Abzug der von Bertin geſchuldeten Miete verurteilt, weil 
ſie das Mobiliar des Bertin auf Grund von vier Ver⸗ 
ſäumnisurteilen zur Deckung der Miete hat verſteigern laſſen, 
Bertin hätte ſich nicht verteidigen können. Nach der beſonders 
kraſſen Entſcheidung des Deutſch⸗Jugoſlawiſchen Gemiſchten 
Schiedsgerichtshofs in Sachen Pritza w. Fahry v. 30. Okt. 
1922 (Recueil II, 668 ff.) „verpflichtet die Vollſtreckung 
eines Verſäumnisurteils wegen rückſtändiger Miete durch 
Mobiliarverſteigerung den Vermieter ſchon deshalb zum Scha⸗ 
denserſatz, weil er ein Urteil — gleichviel ob zu Recht oder 
zu Unrecht — im Verſäumniswege erwirkt hat. Das Ver⸗ 
ſäumnisurteil ſei ſchon deswegen zu Unrecht erlaſſen, weil 
Mieter Dä gemäß 8 275 BGB. auf die Unmöglichkeit der 
Zahlung infolge des Krieges hätten berufen können, auch ſei 
die Mietsſchuld geringer geweſen, als der Wert der ver⸗ 
ſteigerten Möbel. In Sachen Creat Eaſtern Company w. 
Moſſe wird durch Urteil des Deutſch⸗Engliſchen Schieds⸗ 
gerichtshofs v. 9. Juli 1921 (Recueil I, 282 ff.) die Firma 
Moſſe unter Aufhebung des zu ungunſten der engliſchen Par- 
tei ergangenen deutſchen Urteils zur Rückzahlung des durch 
einen Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß auf Grund dieſes 
deutſchen Urteils erlangenden Betrages verurteilt, weil die 
Firma Moſſe in dem Verfahren vor dem deutſchen Gericht 
eine geleiftete Teilzahlung nicht berückſichtigt hatte. Nach dem 
Urteil des Deutſch⸗Franzöſiſchen Gemiſchten Schiedsgerichts⸗ 
botz in Sachen Bernheim w. Reich v. 24. März 1923 
(Recueil III, 337 ff.) müſſen die Prozeßkoſten und die Koſten 
einer Hypothekenlöſchung deswegen dem alliierten Hypotheken⸗ 
ſchuldner, der den Hypothekenbetrag auf einer Bank hinter⸗ 
legt hatte, erſtattet werden, weil er jih in dem Proge- 
verfahren nicht verteidigen konnte und das Verſäumnisurteil 
hätte vermieden werden können. Ein auf Veranlaſſung des 
Teſtamentsvollſtreckers vom Amtsgericht Würzburg während 
des Krieges erlaſſenes Ausſchlußurteil gegen Nachlaßgläu⸗ 
biger erklärt der Deutſch⸗Engliſche Gemiſchte Schiedsgerichts⸗ 
hof gegenüber dem engliſchen Nachlaßgläubiger für unbeacht⸗ 
lich, weil es nicht in einem ordentlichen Rechtsverfahren er⸗ 
gangen und der engliſche Nachlaßgläubiger zu irgendwelchen 
Schritten ſeinerſeits nicht in der Lage war (Urteil v. 26. Juli 
1922 in Sachen Kohn & Goldſchmidt w. Schwabacher, Recueil 
I, 207). In Sachen Mitſui w. Gärtner (Urteil v. 24. März 
1924) hält der Deutſch⸗Japaniſche Gemiſchte Schiedsgerichts⸗ 
hof den Anſpruch aus Art. 302, II FV. ſchon dann für ge⸗ 
geben, wenn der japaniſche Kläger mit ſeinem Anwalt nicht 
in Verbindung treten konnte. Ein möglicher Umweg über Neu⸗ 
tralien wird nicht berückſichtigt. Gleichgültig iſt auch, ob die 
behinderte Information für die Entſcheidung erheblich iſt 
oder nicht. 

Unter Art. 302, II FV. fallen natürlich alle Folgen 
des angegriffenen Zivilurteils, insbeſondere auch die Voll⸗ 
ſtreckung. Gegen Vollſtreckungsmaßnahmen, ausgenommen auf 
Grund von Zivilurteilen, zum Nachteil von Angehörigen des 
Feindbundes gibt Art. 300 b FR. eine Abhilfe, falls ſie ihren 
Grund in Verſäumung einer Handlung oder Nichtwahrung 
einer Formvorſchrift durch den betreffenden Angehörigen des 
Feindbundes während des Krieges haben. Nach der ulti⸗ 
mativen Note der Entente v. 16. Juli 1919 iſt hierbei an 
geſetzliche Ausführungsmaßnahmen gerichtlicher oder admini⸗ 
ſtrativer Art gedacht, z. B. Vollſtreckung adminiſtrativer Titel, 
von Steuerbeſcheiden und ähnlichen. Die Befriedigung des 
Vermieters durch Vollſtreckung in die in ſeinem Beſitz befind⸗ 
lichen Sachen des Mieters auf Grund ſeines geſetzlichen var 
rechts könnte eigentlich nicht auf Grund von Art. 300 JV. 
angegriffen werden. Einmal liegt hier keine Vollſtreckungs⸗ 
maßnahme gerichtlicher oder adminiſtrativer Natur vor, die 
Vollſtreckung erfolgt vielmehr ohne gerichtlichen Titel un⸗ 
mittelbar auf Grund der geſetzlichen Vorſchrift. Andererſeits 
genügt mäteriell zur Ausübung des Vermieterpfandrechks die 
Fälligkeit der Miete, ohne daß ein auf Verſchulden beruhen⸗ 
der Verzug des Mieters erforderlich wäre (88 1257, 1228, II 
BGB.). Vermieter hat alſo, falls die Miete geſchuldet war, 
vollkommen geſetzmäßig gehandelt, der betreffende alliierte 
Mieter ift alfo im Sinne von Art. 300 b JV. in keiner Weiſe 
benachteiligt. Gleichwohl iſt in einer Reihe von Fällen die 
Klage des Mieters aus Art. 300b FV. durchgedrungen und 
Vermieter zu Schadenserſatz verurteilt worden, ſo in den 
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Urteilen des Deutſch⸗Franzöſiſchen Gemiſchten Schiedsgerichts⸗ 
hofs v. 12. Juli 1922 in Sachen Bonneau w. Reich (Recueil 
II, 292 ff.) und Schmidt w. Plath v. 9. Jan. 1923 (Recueil 
II, 906 I wie auch in dem Urteil des Franzöſiſch⸗Bulgari⸗ 
ſchen Gemiſchten Schiedsgerichtshofs in Sachen Todoroff w. 
Joſſe Malencon (Recueil III, 963 ff.), v. 30. Nov. 1923. 
Ob die Miete noch geſchuldet war oder nicht, wird gar nicht 
erörtert. In dem Urteil Bonneau w. Reich wird, im Gegen⸗ 
ſatz zu dem Urteil des Deutſch⸗Engliſchen Gemiſchten Schieds⸗ 
gerichtshofs in Sachen Brueninger w. Reich, die Nichtzahlung 
der Miete als Verſäumung der Handlung angeſehen und eine 
gerichtliche Vollſtreckungsmaßnahme deswegen angenommen, 
weil das Gerichtsvollzieherprotokoll von Zwangsvollſtreckung 
und Zwangsverſteigerung ſpricht. Überfehen wird hierbei, daß 
es nach deutſchem Recht Zwangsvollſtreckungsmaßnahmen 
auch ohne gerichtlichen oder adminiſtrativen Titel gibt. Ein 
Beiſpiel iſt die Ausübung des Vermieterpfandrechts im Wege 
der Zwangsvollſtreckung, jo genannt, weil der ſtaatliche Zwang 
eingreift, jedoch ohne gerichtlichen Titel, unmittelbar auf 
Grund des Geſetzes. Im romaniſchen Recht gibt es jedoch 
die Vollſtreckung von Pfandrechten ohne gerichtlichen Titel 
nicht. Vielleicht werden dadurch zum Teil die angeführten 
Entſcheidungen erklärt. 

Die deutſchfeindliche Tendenz der Art. 300 b und 302 
FL. ift in der Rechtſprechung der Gemiſchten Schiedsgerichts 
höfe überwiegend einem weitgehenden Verſtändnis begegnet 
und hat in vielen Fällen zur Beſeitigung deutſcher Gerichts⸗ 
urteile und zu ſonſtiger meiſt unberechtigter Schädigung 
der deutſchen Beteiligung geführt. Umgekehrt ift die Voll⸗ 
ſtreckung ausländiſcher Urteile in den am Weltkrieg be- 
teiligten Staaten noch in derſelben Weiſe geregelt, wie vor 
Kriegsausbruch. Hieran hat das Verſailler Diktat nichts ge⸗ 
ändert, abgeſehen von Art. 302 I, wonach die Urteile von 
Ententegerichten, ſoweit ſich deren Zuſtändigkeit auf das Ver⸗ 
ſailler Diktat ſtützt, in Deutſchland ohne weiteres rechts⸗ 
kräftig und vollſtreckbar find. Die Vollſtreckung derartiger 
Urteile führt das LG. I Verlin durch (Art. IT des Reichs- 
geſetzes v. 10. Aug. 1920). Derartige Falle find jedoch ver- 
einzelt und ſelten, da die Zuſtändigkeit der Ententegerichte 
im Verſailler Diktat nur in geringem Umfang vorgeſehen iſt. 

Welche Wirkungen rechtskräftige Vorkriegsurteile in dem 
Verfahren vor den Gemiſchten Schiedsgerichtshöfen haben, 
darüber enthält das Verſailler Diktat keine Vorſchrift. Dieſe 
Lücke ift von der Rechtſprechung der Gemiſchten Schieds⸗ 
gerichtshöfe ausgefüllt worden. Zunächſt hat der Deutſch⸗ 
Engliſche Schiedsgerichtshof in dem Urteil v. 27. Juli 1921 
in Sachen Zine Corporation w. Hirſch (Recueil I, 314ff.) 
das Urteil des Oberſten Gerichtshofes von Auſtralien nicht 
beachtet, weil der Beklagte fih der Zuſtändigkeit der auſtrali⸗ 
ſchen Gerichte nicht ohne Vorbehalt unterworfen habe. Um- 
gekehrt entſcheidet der Deutſch⸗Engliſche Gemiſchte Schieds⸗ 
gerichtshof in dem Urteil v. 23 Jan. /6. Febr. 1924 in Sachen 
Harrh le Marchant w. Orville vom Löwenclau (Recueil IV, 
17 ff.), daß die durch vor dem Kriege erlaſſenes rechts- 
kräftiges engliſches Gerichtsurteil feſtgeſtellte Vorkriegsſchuld 
eines Deutſchen eine nach Art. 296 FV. zu regelnde debt 
iſt, auch wenn der deutſche Schuldner der engliſchen Gerichts⸗ 
barkeit zwar an ſich nicht unterſtand, ſich jedoch ihr unter⸗ 
worfen hatte. Die Entſcheidung hebt noch beſonders hervor, 
daß das engliſche Urteil nach engliſchem Recht Novations⸗ 
wirkung hat, alſo die urſprüngliche Schuld ſich in eine neue 
Schuld aus dem Urteil verwandelt. Der Deutſch⸗Franzöſiſche 
Gemiſchte Schiedsgerichtshof hat in den beiden Entſcheidungen 
Thirion w. Barth (Urteil v. 27. Juni 1922, Recueil II, 
268 ff.) und Görgen w. Nagel & Endle (Urteil v. 12. Jan. 
1923, Recueil III, 334 ff.), eine Forderung durch ein rechts⸗ 
kräftiges Vorkriegsurteil für genügend feſtgeſtellt erachtet, 
falls die Gründe die ſtreitigen Tatſachen und Einreden der 
Beklagten erkennen laſſen, falls es von einem zuſtändigen 
Gericht erlaſſen iſt und in ſeinem Land die Rechtskraft erlangt 
hat. Allerdings wird ausdrücklich hervorgehoben, daß der 
Schiedsgerichtshof an das Urteil als ſolches nicht gebunden 
it. Die Entſcheidung des Deutſch⸗Franzöſiſchen Gemiſchten 
Schiedsgerichtshofs in Sachen Chervet w. Schwobthaler v. 
9. Jan. 1923 (Recueil II, 793 ff.) hat fogar ein während 
des Krieges ergangenes Urteil in derſelben Weiſe berückſichtigt. 
Andererſeits iſt ein vom Appellhof Paris während des 
Krieges erlaſſenes Urteil in den Entſcheidungen Pierre w. 
Joswich und Pierre w. Robinow (Urteile v. 9. Juli 1923, 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Recueil III, 629 ff.), als nicht maßgebend erklärt worden, 
weil der Abwicklung der ſtreitigen Börſengeſchäfte gemäß den 
deutſchen Notverordnungen während des Krieges durch 8 4 
der Anlage hinter Art. 303 FV. aufrechterhalten ift und durch 
das nachträglich ergangene franzöſiſche Urteil nicht beeinflußt 
werden kann. Den Einwand der Rechtshängigkeit vor dem 
Gemiſchten Schiedsgerichtshof wegen eines ſchwebenden Ver⸗ 
fahrens vor einem nationalen Gericht gibt es natürlich nicht. 
Anderſeits iſt der Gemiſchte Schiedsgerichtshof nicht ge⸗ 
hindert, das Verfahren vor einem nationalen Gericht in 
der Weiſe fortzuſetzen, daß er die vor dem nationalen Gericht 
ſtattgehabte Beweisaufnahme ſeiner Entſcheidung zugrunde 
legt (Urt. des Deutſch⸗Tſchechoſlowakiſchen Gemiſchten Schieds⸗ 
gerichtshofs v. 24. Okt. 1923 in Sachen Gellert w. Molker, 
Recueil IV, 515 ff.). In Sachen Rapaport w. Kaufmann 
(Urteil v. 23. Mai 1924, Recueil V, 211ff.) hält ſich der 
Deutſch⸗Engliſche Gemiſchte Schiedsgerichtshof für nicht mehr 
zuſtändig und das Ausgleichsverfahren für unanwendbar, 
nachdem ein deutſches Vorkriegsurtell zugunſten des deutſchen 
Schuldners ergangen war, die Parteien ſich in der Berufungs⸗ 
inſtanz auf ratenweiſe Begleichung der Schuld geeinigt hatten, 
und eine Beſcheinigung gemäß § 25 Anl. Art. 296 FV. er⸗ 
gangen war. 

In vielen Fällen haben deutſche Geſchäftsleute es vor 
dem Kriege verabſäumt, zu ihren Ungunſten und ohne ihre 
Mitwirkung erlaſſene Urteile ausländiſcher, insbeſondere fran⸗ 
zöſiſcher, Gerichte durch Rechtsmittel anzugreifen, weil ſie 
darauf vertrauten, daß die Vollſtreckung dieſer Urteile in 
Deutſchland nicht ohne weiteres durchgeſetzt werden konnte. 
Nunmehr wirft das Ausgleichsverfahren dem ausländiſchen 
Gläubiger des Deutſchen plötzlich den unverdienten Vorteil 
in den Schoß, daß er entſprechend der oben geſchilderten 
Rechtſprechung der Gemiſchten Schiedsgerichtshöfe eine ſchon 
als uneinbringlich aufgegebene Forderung mit vollem Er- 
folg durchſetzen kann. Dieſer Umſtand muß die deutſchen 
Geſchäftsleute eindringlich daran mahnen, gegen ſie ergangene 
ausländiſche Urteile niemals rechtskräftig werden zu laſſen. 
Ganz beſonders iſt dieſe Mahnung bei franzöſiſchen Urteilen 
am Plage. Frankreich hat fie ſchon durch die berüchtigten 
Urteile gegen die angeblichen deutſchen Kriegsverbrecher in 
einen unrühmlichen Gegenſatz zu allen europäiſchen Kultur⸗ 
ſtaaten geſtellt, wobei nicht einmal eine beſondere Ausnahme 
für die Kriegszeiten, ſondern das reguläre Prozeßgeſetz zur 
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bietet der Fremdengerichtsſtand des Art. 14, Code civil. Der 
Franzoſe kann gegen jeden Ausländer bei ſeinem eigenen 
franzöſiſchen Gericht klagen, er braucht ihn nicht am Gericht 
des ausländiſchen Wohnſitzes zu belangen. Im Gegenſaß 
hierzu ift bei allen europäiſchen Kulturſtaaten der Wohnſitz 
des Beklagten für die Zuſtändigkeit maßgebend. Selbſt die 
romaniſchen Länder, in denen der Code civil noch gilt, haben 
den Fremdengerichtsſtand aufgegeben. Ebenſo kann nach den 
Vorſchriften der franzöſiſchen Jivilprozeßordnung der fran⸗ 
zöſiſche Abnehmer eines deutſchen Lieferanten, der die aus 
Deutſchland gelieferte Ware in Frankreich weitergegeben hat, 
und etwa wegen Mängel der Ware von ſeinem Käufer gericht⸗ 
lich belangt wird, ſeinen deutſchen Lieferanten durch einfache 
Ladung in den Prozeß hineinziehen. Der Deutſche wird dann 
auch bei Nichterſcheinen, wenn ſein Abnehmer unterliegt, 
einſach zu Schadenserſatz an dieſen verurteilt, ohne daß in 
eine ſachliche Erörterung des Streitfalls überhaupt eingetreten 
wird. Es iſt ſogar ſchon vorgekommen, daß der franzöſiſche 
Abnehmer ſeinen Käufer weitergehende Zuſicherungen gemacht 
hatte, als er ſie ſeinerſeits vom deutſchen Lieferanten be⸗ 
kommen hatte, und nun wegen Nichteinhaltung dieſer Zu⸗ 
ſicherungen gegenüber ſeinem Käufer unterliegt. Grotesker⸗ 
weiſe wird der deutſche Lieferant zugleich verurteilt, den 
franzöſiſchen Abnehmer zu entſchädigen. Bei der deutſchen 
Streitverkündung müßte der Dritte nur das Urteil als 
ſolches gegen ſich gelten laſſen, könnte aber im übrigen 
durch geſchickte Führung des Prozeſſes eine Verurteilung 
abwenden. Das franzöſiſche Verfahren widerſpricht dem in 
den europäiſchen Kulturſtaaten geltenden Recht. Der ver⸗ 
urteilte Deutſche hat möglicherweiſe nichts von dem fran⸗ 
zöſiſchen Urteil erfahren; denn Ladung und Zuſtellung des 
Urteils können durch Niederlegung beim franzöſiſchen Staats⸗ 
anwalt erfolgen. Wie kann nun der deutſche Geſchäftsmann 
derartigen Möglichkeiten vorbeugen? Nur dadurch, daß er 
ausdrückliche und ſchriftliche Vereinbarungen mit ſeinem fran⸗ 
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zöſiſchen Kunden den Fremdengerichtsſtand ausſchließt, was 
nach einer Entſcheidung des franzöſiſchen Kaſſationshofes 
zuläſſig iſt, und vereinbart, daß er nur vor dem Gericht 
ſeines deutſchen Wohnſitzes verklagt werden kann. Erfährt 
der Deutſche von einem trotzdem gegen ihn ergangenen fran⸗ 
zöſiſchen Urteil, ſo muß er das Urteil durch Rechtsmittel 
angreifen, äußerſtenfalls den Franzoſen, der ja ſchuldhaft 
ſeine Vertragsverpflichtungen verletzt hat, für allen Schaden 
durch beſondere Klage haftbar machen. Im Handelsverkehr 
mit Frankreich iſt demnach äußerſte Vorſicht für den deut⸗ 
ſchen Geſchäftsmann dringend geboten. 


Das Klagerecht des amerikaniſchen Gläubigers 

vor der Mixed Claims Commission in Waſhing⸗ 

ton, D. C., insbeſondere unter Berüdjichtigung 

des über die Valoriſierung der Mark⸗Verpflich⸗ 

tungen zwiſchen den Regierungen geſchloſſenen 
Vergleiches. 


Von Rechtsanwalt Dr. W. Kieſſelbach, Hamburg, 
z. Zt. Reichskommiſſar in Washington, D. C. 


Anläßlich des vor kurzem zwiſchen der deutſchen und 
amerikaniſchen Regierung geſchloſſenen Vergleiches über die 
Valoriſierung der deutſchen Mark⸗Schulden gegenüber ameri- 
kaniſchen Glaͤubigern ift eine Reihe von Fragen an die Kom- 
miſſion herangetreten, die ein kurzes Eingehen auf Natur 
und Umfang des Klagerechts des amerikaniſchen Gläubigers 
und die dadurch für den deutſchen Schuldner gegebene Rechts⸗ 
lage wünſchenswert erſcheinen laſſen. 

In teilweiſer Wiederholung des ſchon (JW. 1924, 604, 
605), jedoch ohne Berückſichtigung der jetzt in Frage kom⸗ 
menden, an ſich rein zivilrechtlichen Anſprüche, Aus⸗ 
geführten, wird es zweckmäßig ſein, noch einmal kurz den 
rechtlichen Zuſammenhang klarzuſtellen, dem die Beantwor⸗ 
tung der Fragen entnommen werden muß. 

Die Konſtruktion eines auf internationaler Rechtsgrund⸗ 
lage verfolgten Rechtsanſpruches geht davon aus, daß es die 
Nation als ſolche iſt, die den Anſpruch ihres Angehörigen 
aufnimmt und gegenüber der anderen Nation geltend macht. 

Die „Aufnahme“ eines ſolchen Anſpruches durch eine 
Regierung iſt ein von den Geſetzen und von der Entſchließung 
der den Anſpruch erhebenden Nation abhängiger, innerſtaat⸗ 
licher Rechtsvorgang, der aber in ſeiner Auswirkung allge⸗ 
meinen, dem zwiſchenſtaatlichen Verkehr entnommenen Grund⸗ 
ſätzen unterliegt. 

Im allgemeinen iſt eine ſolche Aufnahme nur denkbar, 
wenn aus einem öffentlich⸗ rechtlichen Vorgang einem 
einzelnen Angehörigen einer anderen Nation ein „Erſatz“⸗ 
Anſpruch erwachſen iſt. 

Wie weit ein ſolcher „Anſpruch“ vor ſeiner diplomatiſchen 
Aufnahme durch die Regierung privatrechtliche Bedeutung 
hat, iſt zweifelhaft. Denn ein „Anſpruch“, der als ſolcher von 
dem „Berechtigten“ nicht geltend gemacht werden kann, kann 
kaum als ein Recht im privatrechtlichen Sinne bezeichnet 
werden. Andererſeits hat er aber zivilrechtliche Funktionen, 
inſofern er z. B. durch Zeſſion übertragen und im Konkurs⸗ 
falle realiſiert werden kann uſw. Man könnte ihn daher 
eventuell als ein bedingtes Recht bezeichnen, nämlich 
bedingt durch ſeine Inſchutznahme durch den Staat. Aber 
auch dieſe Konſtruktion iſt nicht folgerichtig. Denn auf der 
anderen Seite geht der Anſpruch dadurch, daß die Nation, 
d. h. die Regierung ſich ſeiner annimmt und ihn geltend macht, 
in die Verfügung der Regierung über; er iſt nach ameri⸗ 
kaniſcher Rechtsauffaſſung „untergetaucht“ — merged — in 
den nationalen Anſpruch. 

Es iſt ausſchließlich Sache der Regierung, zu entſcheiden, 
wie ſie den Anſpruch geltend machen will. Sie kann ihn durch 
Vergleich erledigen, und es iſt zweifelhaft, ob und wie weit 
ſie die Verpflichtung hat, das ihr zur Erledigung des „An⸗ 
ſpruchs“ Geleiſtete dem Einzel⸗„Berechtigten“ herauszugeben, 
denn es iſt die „Nation“, die für das ihrem Angehörigen zu⸗ 
gefügte Unrecht entſchädigt wird, und es iſt Sache der ſo ent⸗ 
ſchädigten Nation zu beſtimmen, wie ſie die Entſchädigung ver⸗ 
wenden will. 


y Größere Aufſätze 


1211 


Der entſchädigende Staat aber iſt mit Zahlung der Ent⸗ 
ſchädigungsſumme liberiert. Der gegen ihn beſtehende „An⸗ 
ſpruch“ iſt endgültig getilgt. Er hat daher kein Recht und kein 
Intereſſe an einer Mitwirkung bei der Verwendung der ge⸗ 
zahlten Summe. 

Die Anwendung dieſer allgemeinen, logiſch folgerichtig 
aufgebauten Grundſätze ftößt nun auf erhebliche Schwierig⸗ 
keiten, wenn wirkliche privatrechtliche Anſprüche auf dieſem 
zwiſchenſtaatlichen Wege von Nation zu Nation geltend ge⸗ 
macht und abgewickelt werden. 

In den Verhandlungen über die Errichtung und Bu- 
ſtändigkeit der Mixed Claims Commission in Waſhington war 
deutſcherſeits angeregt, die Zuſtändigkeit der Kommiſſion nicht 
auszudehnen auf die privatrechtlichen amerikaniſchen An⸗ 
ſprüche. Die amerikaniſche Regierung legte aber ihrerſeits 
großes Gewicht auf die Erledigung auch dieſer Anſprüche 
durch die Kommiſſion, und ſo umfaßt gemäß Nr. 3 des Art. I 
der Vereinbarung v. 10. Aug. 1922 die Zuſtändigkeit der 
Kommiſſion auch die 

„Schulden ... deutſcher Staatsangehöriger an ameri⸗ 
kaniſche Bürger“ (debts owing to American citizens 
by German nationals). 

Die Tragweite und Durchführung dieſer Beſtimmung gibt 
zu manchen Zweifeln Anlaß; insbeſondere auch unter Be⸗ 
rücksichtigung der vorſtehend dargelegten, die Geltendmachung 
zwiſchenſtaatlicher Anſprüche beherrſchenden Grundſätze. 

Zunächſt iſt ſchon die Tragweite der Zuſtändigkeit 
der Kommiſſion zweifelhaft. Iſt fie zwingend oder fakultativ? 

Während in Deutſchland das Auguſt⸗ Übereinkommen 
durch Geſetz v. 31. Jan. 1923 (RGBl. II, 113) zum inner⸗ 
ſtaatlichen Geſetz erhoben iſt, iſt es in den Vereinigten Staaten 
lediglich als eine Regierungshandlung zur Ausführung des 
Friedensvertrages von Berlin v. 22. Aug. 1921 behandelt. 
Es iſt weder der Zuſtimmung beider Häuſer des Kongreß — 
von denen z. B. die ſog. Knox⸗Porter⸗Reſolution v. 2. Juli 
1921 genehmigt iſt, auf der im weſentlichen der Vertrag von 
Berlin v. 22. Aug. 1921 beruht — unterbreitet, noch iſt es 
dem Senat vorgelegt, deſſen „advice and consent“ nach 
Art. II der Verfaſſung zum Abſchluß zwiſchenſtaatlicher Ver⸗ 
träge erforderlich iſt. 

Der amerikaniſche Gläubiger iſt daher, jedenfalls inner⸗ 
halb amerikaniſcher Souveränität und zunächſt einmal ab⸗ 
geſehen von dem „Espousal“ ſeines Anſpruchs durch den 
Staat, nicht beſchränkt in den ihm geſetzlich zuſtehenden Mög⸗ 
lichkeiten zur Verfolgung ſeiner privatrechtlichen Anſprüche. 
Er bleibt daher berechtigt, ſeine Anſprüche vor den ameri⸗ 
kaniſchen ordentlichen Gerichten, ſoweit ihre Zuſtändigkeit 
gegeben iſt, geltend zu machen, und er bleibt auch berechtigt, 
don der ihm unter der Trading with the Enemy Act ein- 
geräumten Befugnis, ſeine Befriedigung aus etwaigem, vom 
Cuſtodian beſchlagnahmtem Eigentum ſeines Schuldners zu 
ſuchen, Gebrauch zu machen. 

Dagegen dürfte ihm die Anrufung deutſcher Gerichte ver⸗ 
ſagt fein, weil — wie bereits erwähnt — in Deutſchland die 
Vereinbarung vom Auguſt 1922 Geſetz geworden iſt und damit 
der Art. I innerhalb der Grenzen deutſcher Souveränität 
bindende Kraft erlangt hat, wonach beſtimmt iſt, daß „die 
Kommiſſion über die“ — drei einzeln angeführten — „Arten 
von Anſprüchen befinden“ ſoll, wozu dann unter 3 die Privat⸗ 
verpflichtungen deutſcher Schuldner gehören. 

Fraglich bleibt ferner, wie weit die zur Durchführung der 
amerikaniſchen Gläubigerrechte in den Vereinigten Staaten 
gegebenen Rechtsbehelfe kumulativ angewendet werden können. 

Für die Beantwortung dieſer Frage ſetzen die Geſichts⸗ 
punkte und Rechtsgrundſätze ein, die einleitend erörtert ſind. 

Denn wenn damit, daß die Regierung den Anſpruch auf⸗ 
nimmt, fie denſelben zu dem ihrigen und zu einem natio- 
nalen macht, ſo bleibt kein Raum mehr für ein eigenes, un⸗ 
abhängig davon verfolgbares Klagerecht des „Berechtigten“. 

Dieſe Auffaſſung iſt zweifellos um ſo berechtigter, als 
hier die regierungsſeitige Geltendmachung des privatrecht⸗ 
lichen Anſpruches zugleich inſofern rein völkerrechtliche Natur 
iſt, als gleichzeitig die deutſche Regierung auf Grund 
der von ihr durch die Verträge von Verſailles und Berlin 
übernommenen Haftung als „Garant“ in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird. 

Dieſer „Garantie⸗Anſpruch“ ift ein rein zwiſchenſtaat⸗ 
licher, deſſen Vorteile dem aus einem zivilrechtlichen Ver⸗ 
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hältnis Berechtigten nur dadurch zuteil werden können, daß 
ſein Anſpruch von der Regierung aufgenommen wird. 

Es iſt daher folgerichtig und billig, daß derjenige, der 
ſeinen zivilrechtlichen Anſpruch in dieſe völkerrechtliche Sphäre 
zu heben ſucht, damit die Rechtsfolgen ſolchen „mergers“, 
d. h. ſolchen Aufgehens ſeines Anſpruches in den nationalen 
auf ſich nimmt und des Rechtes auf eine gleichzeitige privat⸗ 
rechtliche und innerſtaatliche Verfolgung verluſtig geht. 

Gleichwohl bleiben erhebliche Bedenken bezüglich der recht⸗ 
lichen Behandlung derartiger Anſprüche beſtehen, die nicht 
ohne praktiſche Auswirkung ſind. 

Wenn es die der Nation als ſolcher in der Perſon (oder 
dem property) ihrer Angehörigen zugefügte Schädigung iſt, 
welche die Nation für den Geſchädigten eintreten läßt, und 
wenn es ſomit der nationale Anſpruch iſt, den die andere 
Nation befriedigt, ſo geht es über dieſen Gedankengang hin⸗ 
aus, wenn die Nation als ſolche in einen wirklichen Privat⸗ 
anſpruch eintritt und ihn, und zwar auch gegen den 
Privatſchuldner zu dem ihrigen macht. Und dieſer Ge⸗ 
dankengang reicht andererſeits nicht aus, wenn gleichzeitig der 
zahlenden Nation das Intereſſe an Verteilung und Weiter 
leitung der geleiſteten Zahlung abgeſprochen wird. 

In erſterer Hinſicht iſt eine Sozialiſierung des An⸗ 
ſpruchs eingetreten, wie ſie prägnanter nicht gedacht werden 
kann, und wie ſie ſchwer vereinbar iſt mit den ſonſt in den 
Vereinigten Staaten herrſchenden, jeder Verſtaatlichung ent⸗ 
gegenſtehenden Grundſätzen. In letzterer Hinſicht aber iſt ein 
berechtigtes Intereſſe der zahlenden Nation außer acht ge⸗ 
laſſen, inſofern dieſe Nation ja lediglich als Garant für eine 
fremde, und zwar eine privatrechtliche Schuld eines 
Einzelnen gegenüber dem Einzelgläubiger bezahlt und ſomit 
auch ein legales Intereſſe daran hat, daß dieſer Einzel⸗ 
gläubiger befriedigt und damit die garantierte Schuld voll 
erledigt wird. 

Eine erhebliche Komplikation hat dieſe an ſich ſchon 
ſchwierige Rechtslage noch dadurch erfahren, daß mehr oder 
weniger alle deutſchen Leiſtungsverpflichtungen durch die 
außerordentlichen Kriegsmaßnahmen der deutſchen Regierung 
beeinflußt find oder jedenfalls bei der ſehr extenſiven Aus⸗ 
legung dieſes Begriffes beeinflußt erſcheinen. 

Daraus ergibt ſich, daß neben dem rein privatrechtlichen 
Anſpruch des amerikaniſchen Gläubigers gegen ſeinen Schuld⸗ 
ner nicht nur der Garantieanſpruch für den vom Schuld- 
ner zu leiſtenden Betrag gegen das Deutſche Reich, ſondern 
darüber hinaus der dieſen Betrag in vielen Fällen über⸗ 
ſchreitende Schadens erſatzanſpruch aus den deutſchen ex- 
ceptional war measures beſteht. 

Auch dieſer Anſpruch iſt ein rein zwiſchenſtaatlicher, nur 
von Nation zu Nation verfolgbarer. 

Die von beiden Regierungen aus einer Reihe von Grün⸗ 
den gewünſchte Beſchleunigung der Abwicklung der Kom⸗ 
miſſionsaufgaben machte es wünſchenswert, die ungeheure 
Fülle der aus dieſer Sachlage ſich ergebenden Schwierigkeiten 
und die große Zahl der namentlich für auf deutſche Währung 
lautende Verpflichtungen und ihre Umrechnung in Dollars 
(Valoriſation) ſich ergebenden Streitfragen durch einen Ver⸗ 
gleich über die grundſätzlichen Fragen zu erledigen. 

Nach langen, beſchwerlichen Verhandlungen iſt dieſer 
Vergleich für auf Mark⸗Schulden lautende Verpflichtungen 
deutſcher Staatsangehöriger dahin zuſtandekommen, daß — 
unabhängig von der internen Auseinanderſetzung des Reiches 
mit den Verpflichteten — das Reich auf Grund der durch den 
Vertrag von Berlin und Verſailles geſchaffenen Rechtslage 
den Vereinigten Staaten und den amerikaniſchen Privat⸗ 
gläubigern gegenüber die Abdeckung derartiger Mark⸗Schulden 
zu dem Kurs von 16 ſtatt des von den Vereinigten Staaten 
geforderten Kurſes von 17,4, d. h. dem Kurs, der am 7. April 
1917, dem Tage des Eintrittes der Vereinigten Staaten in 
den Krieg, maßgebend war, übernimmt, ſoweit nicht für be⸗ 
ſtimmte pflichtungen — cash assets — die Verträge eine 
höhere Valoriſierung vorſehen. 

Einen weiteren Schutz der deutſchen Verpflichteten be⸗ 
deutet es, daß nach dem Vergleich die Entſcheidungen der 
Kommiſſion, die fih auf deutſche Mark⸗Verpflichtungen be⸗ 
ziehen, lediglich gegen das Deutſche Reich ergehen follen, und 
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daß das zugrunde liegende private Rechtsverhältnis nur in 
feinem relevanten Talbeſtande und in dem ſich ergebenden 
Mark- Vetrage feſtzuſtellen it — „the awards in each 
case are to be made by the Mixed Claims Commis - 
sion, United States and Germany, against the Govern- 
ment of Germany, such awards, however, to set out 
in appropriate detail the facts in relation to the debt 
between the nationals involved including the amount 
thereof in Marks and the due date arrived at in the 
manner above outlined.“ 

Als Schuldbetrag kommt bei Forderungen, die bis zum 
6. April 1917 fällig geworden ſind, die am 6. April ein⸗ 
ſchließlich Zinſen geſchuldete Summe in Betracht. In gleicher 
Weiſe iſt dieſer Tag für die Bankſaldi maßgebend. 

Die ſo ſich ergebenden Beträge ſollen dann vom 1. Jan. 
1920 ab verzinſt werden. 

In Konſequenz der eingangs erörterten, das zwiſchen⸗ 
ſtaatliche Verfahren beherrſchenden Rechtsgrundſätze wurde 
dieſes Angebot aber an die Bedingung geknüpft, daß jeder 
amertkaniſche Gläubiger vor Geltendmachung feiner Rechte 
durch die amerikaniſche Regierung einen formellen Verzicht 
auszuſprechen hat auf das Recht, ſeine Forderung — außer 
zum Zwecke der Realiſierung der an ſich in ſeinem Beſitz 
befindlichen Sicherheit —, ſei es vor dem ordentlichen Ge⸗ 
richte, ſei es auf dem durch die Trading with the Enemy 
Act vorgeſehenen Wege geltend zu machen. 

Mit dieſem Verzicht dürfte dem Gläubiger auch aus⸗ 
drücklich das Recht genommen ſein, etwa im Wege des Ar⸗ 
reſtes neues, nicht vom Cuſtodian beſchlagnahmtes Vermögen 
ſeines Schuldners zu beſchlagnahmen und ſich aus ihm zu 
befriedigen. 

Es mag zweifelhaft ſein, wie weit ohne einen ſolchen 
ausdrücklichen Verzicht der Gläubiger ein ſolches Beſchlag⸗ 
nahmerecht auszuüben befugt ſein würde. Unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt, daß fein Anſpruch, ſobald er von der amerikani- 
ſchen Regierung „espoused“ iſt, in den nationalen Anſpruch 
aufgegangen iſt, würde ihm ex-lege die Aktivlegitimation zu 
ſolcher Maßnahme fehlen. 

Ein dahingehender Einwand iſt auch anläßlich einer von 
einem amerikaniſchen Gläubiger durchgeführten Beſchlagnahme 
neuer Waren ſeines deutſchen Schuldners erhoben worden. 
Eine Entſcheidung der Frage, die den Gerichten eines der 
Südſtaaten obgelegen hätte, iſt aber nicht erfolgt, da die Par⸗ 
teien ſich verglichen haben. 

Jedenfalls iſt durch den zwiſchen den beiden Regierungen 
erzielten Vergleich eine größere Sicherheit für die Rechts⸗ 
lage des deutſchen Schuldners und damit eine erhebliche Ver⸗ 
beſſerung zu ſeinen Gunſten erzielt. 

Offen dagegen, oder jedenfalls ungeregelt durch den Ver⸗ 
gleich bleibt die Frage, wie weit ein amerikaniſcher Gläubiger 
ſich etwa im Wege der Aufrechnung aus einer nach dem 
Kriege gegen ihn erwachſenen Gegenforderung Befriedigung 
verſchaffen kann. Der Fall dürfte kaum praktiſch werden, 
da wohl ausnahmslos die Bedingungen des Rechtsgeſchäftes, 
unter denen die Gegenforderung entſtand, eine Aufrechnung 
ſchon aus zivilrechtlichen Gründen ausſchließen werden. 

In konſequenter Anwendung der vorſtehend geſchilderten 
Rechtsgrundſätze wird man ſagen müſſen, daß dem Gläubiger 
infolge des „mergers“ ſeiner eigenen Forderung in den 
zwiſchenſtaatlichen Claim die Aktiblegitimation für feine 
„frühere“ Forderung und damit das Recht und die Möglich⸗ 
keit der Aufrechnung fehlt. 

Selbſt wenn aber etwa gleichwohl von einer Aufrechnung 
die Rede ſein könnte, würde ſie jedenfalls nur denjenigen 
Teil der Forderung erfaſſen können, der auf rein zivilrecht⸗ 
licher Grundlage gegen den deutſchen Schuldner beſteht. Der 
weitergehende Anſpruch, erwachſend aus der öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Grundlage des Vergleiches oder aus der Haftung des 
Reiches für außerordentliche Kriegsmaßnahmen dürfte unter 
keinen Umſtänden der Tilgung durch privatrechtliche Gegen⸗ 
anſprüche gegen den deutſchen Schuldner fähig ſein. 

Wie ſich allerdings die amerikaniſchen Gerichte dieſen 
etwas komplizierten Tatbeſtänden gegenüberſtellen würden, 
bleibt eine andere Frage. 


PPP A 


54. Jahrg. 1925 Heft 11] 


Größere Aufſätze 


1213 


Das Schickſal des in den Vereinigten Staaten beſchlagnahmten 


deutſchen Privatvermögens. 
Von Dr. Herm. Janſſen, New Pork City. 


Die Hoffnung der deutſchen Eigentümer auf Freigabe 
ihres in den Vereinigten Staaten beſchlagnahmten Ver⸗ 
mögens iſt ſeit Jahren immer und immer wieder enttäuſcht 
worden. Beſonders hat man ſich in der Erwartung geirrt, 
der Winslow Bill vom März 1923, welche den Alien Pro⸗ 
perty Cuſtodian zur Freigabe der Vermögen bis zu 10 000 $ 
ermächtigte, würden bald weitere Schritte zur Freigabe des 
Reſtes folgen. Indes, dieſe Hoffnung bekam wieder neue 
Nahrung mit der allmählichen Feſtigung friedlich⸗freund⸗ 
ſchaftlicher Beziehungen zwiſchen den beiden Ländern. 

Endlich ſchien mit der Beteiligung der Staaten an den 
jährlichen Zahlungen Deutſchlands unter dem Dawesplan 
der Zeitpunkt für die Freigabe des deutſchen Privatvermögens 
gekommen zu ſein. Haben ſich doch die Vereinigten Staaten 
im Berliner Friedensvertrag mit Deutſchland die Einbehal⸗ 
tung des deutſchen Privatvermögens nur ſo lange vorbehalten, 
bis das Reich „geeignete Maßnahmen für die Befriedigung 
der amerikaniſchen Schadenserſatzanſprüche getroffen haben 
würde“. Nicht oft und ſcharf genug kann von deutſcher Seite 
betont werden, daß die deutſche Regierung alles in ihren 
Kräften Stehende getan hat, um die amerikaniſchen Mn- 
ſprüche zu befriedigen. 

Die deutſche Regierung hat in einer Weiſe, die in den 
Staaten allgemein Anerkennung und Bewunderung gefunden 
hat, für eine ſchleunige Prüfung der vielen SH ihr unter- 
breiteten Anſprüche amerikaniſcher Bürger gelorgt und das 
Ihrige zu einer raſchen Feſtſtellung der ſtreitigen Anſprüche 
durch die Mixed Claims Commiffion beigetragen. 

Auch für die Sicherſtellung der Bezahlung dieſer An⸗ 
ſprüche hat das Reich nichts unterlaſſen, was ihm bei ſeiner 
finanziellen Lage nach dem Verſailler Vertrag und den 
Ausführungsabkommen dazu noch möglich war. Was anders 
blieb dem Reich zu tun übrig, als die Amerikaner auf eine 
Beteiligung an den Dawesplanzahlungen zu verweiſen, nach⸗ 
dem es durch das Londoner Abkommen, zu deſſen Zuſtande⸗ 
kommen ja gerade die Vereinigten Staaten entſcheidend bei⸗ 
getragen haben, finanziell vollends gebunden war? Die 
Alliierten haben den Vereinigten Staaten im Pariſer Schul⸗ 
denabkommen v. 14. Jan. d. J. außer einer bevorrechtigten 
Jahresrate von 55 Millionen Goldmark zur Abtragung ihrer 
Beſatzungskoſten eine Beteiligung von 244 % bis zum Höchſt⸗ 
betrage von 45 Millionen Goldmark zur Befriedigung ihrer 
Kriegsſchäden⸗Erſatzanſprüche an dem Nettoerlös der deut⸗ 
ſchen Dawesplanzahlungen (d. h. an dem nach Abzug der 
Vorzugszahlungen zur quotenmäßigen Verteilung kommen⸗ 
den Reſt) eingeräumt. 

Wie hätte das Reich neben dieſem Zahlungsplan noch 
die Mittel für eine Sonderbefriedigung der amerikaniſchen 
Anſprüche aufbringen können, wo es doch der ausgeſprochene 
Zweck dieſes Planes iſt, aus dem Reich alles und das Letzte 
herauszupreſſen, was ohne Zerſtörung ſeiner Wirtſchaft mög⸗ 
lich iſt? Beſteht neben den Zwangsmitteln und Sicherungen 
des Dawesplans überhaupt noch ein Bedürfnis für eine be⸗ 
ſondere Pfandſicherung der amerikaniſchen Anſprüche durch 
Einbehaltung des deutſchen Privatvermögens? Die ameri⸗ 
kaniſchen Gläubiger müſſen auch von ihrem Standpunkt ſagen, 
daß mit der Beteiligung der Staaten am Dawesplan in ge: 
eigneter Weiſe für eine zwar langſame aber doch ſichere und 
vollſtändige Befriedigung ihrer Anſprüche geſorgt iſt. 

Es kann nicht wundernehmen, wenn jetzt die deutſche 
Offentlichkeit die Nachricht von dem Scheitern des Antrages 
Borah im Senat am 7. Februar zur ſofortigen Freigabe des 
deutſchen Privatvermögens und von der Stellungnahme des 
Weißen Hauſes zur Freigabefrage, die die Rückgabe in weite 
Ferne ſchiebt, mit dem Gefühl bitterer Enttäuſchung auf⸗ 
genommen haben ſollte. Im Intereſſe der Sache wäre es 
aber bedauerlich, wenn dieſes Gefühl zu lauten und demon⸗ 
ſtrativen Proteſten führen würde, die im Augenblick eher 
ſchaden als nützen könnten. Dagegen ſollte es Anlaß geben 
zu einer ruhigen Betrachtung der Faktoren, von denen das 
ſchließliche Schickſal des in den Staaten als Unterpfand lie⸗ 
genden Vermögens abhängt. 


Die Debatte über den Borahſchen Geſetzenkwurf im 
amerikaniſchen Senat hat gezeigt, daß ſich im Kongreß wohl 
keine Mehrheit für die Freigabe finden wird, bevor die Staa⸗ 
ten nicht ſubſtantielle Sicherheit für die Bezahlung ihrer 
Anſprüche durch Deutſchland beſitzen, und daß man die Be⸗ 
teiligung am Dawesplan vorerſt nicht als hinreichende Sicher⸗ 
heit anſieht. 

Zwar begründete Senator Borah feinen Geſetzentwurf 
nicht damit, daß die Pfandſicherung der amerikaniſchen An⸗ 
ſprüche durch die Beteiligung an den deutſchen Dawesplan⸗ 
zahlungen überflüſſig geworden ſei, ſondern ausdrücklich nur 
mit denſelben Argumenten, mit denen er im Kriege gegen 
die Beſchlagnahme des feindlichen Privatvermögens opponiert 
hatte. Die Beſchlagnahme ſei eine Verletzung internationalen 
Anſtandes, internationaler Moral und des Völkerrechts ge⸗ 
weſen, die wieder gut gemacht werden müſſe. Konſequenter⸗ 
weiſe ſieht denn auch ſein Geſetzentwurf nicht nur die ſo⸗ 
fortige Rückzahlung des vom Alien Property Cuſtodian ver⸗ 
walteten Erlöſes des liquidierten Vermögens an die deut⸗ 
ſchen, öſterreichiſchen und ungariſchen Eigentümer vor, ſon⸗ 
dern verlangt auch, daß den Amerikanern, die deutſche oder 
öſterreichiſch⸗ungariſche Patente, Handelszeichen oder litera- 
riſche Urheberrechte erworben haben, dieſe wieder entzogen 
und den urſprünglichen Eigentümern zurückgegeben werden. 

So erfreulich es vom deutſchen Standpunkt iſt, von dem 
Vorſitzenden des amerikaniſchen Senatsausſchuſſes für aus⸗ 
wärtige Beziehungen eine ſo entſchiedene Vertretung des 
Grundſatzes internationaler Achtung des Privateigentums 
zu hören, ſo wenig nützte ſie hier praktiſch der Sache. Denn 
die Frage, ob die Vereinigten Staaten mit der Beſchlag⸗ 
nahme des feindlichen Eigentums unrecht getan haben, hat 
im weſentlichen nur noch akademiſche Bedeutung, nachdem 
die Rechtsgültigkeit dieſer Kriegsmaßnahmen längſt durch 
die Friedensverträge anerkannt worden iſt. Außerdem gab 
ſie der Gegenſeite hier nur erneut Anlaß, ſie mit allen 
Gründen der alten, noch nicht vergeſſenen Kriegsdialektik 
zu verteidigen. Immerhin mag die entſchloſſene Stellung⸗ 
nahme Borahs in dieſer Frage eine gewiſſe Abſchreckung 
bilden für alle etwaigen Verſuche, unter eh, über 
das Maß der von den Staaten getroffenen Kriegsmaßnahmen 
den Erlös des deutſchen Privatvermögens zur Bezahlung der 
amerikaniſchen Erſatzanſprüche zu verwenden und es der deut⸗ 
ſchen Regierung zu überlaſſen, ihrerſeits die deutſchen Eigen⸗ 
tümer ſchadlos zu halten. 

Das darf aber nicht darüber täuſchen, daß das Bo⸗ 
rahſche Vorgehen die Freigabe des deutſchen Vermögens 
keinen Schritt weitergebracht hat, ja, daß es in dieſem 
Augenblick vielleicht ſogar geſchadet hat. Es brachte die 
opponierenden Senatoren und die Preſſe dazu, ohne ſach⸗ 
liche Prüfung zu behaupten und feſtzuſtellen, daß die Be⸗ 
teiligung der Staaten am Dawesplan keineswegs genügende 
Sicherheit für die Bezahlung der amerikaniſchen Anſprüche 
biete. Senator Swanſon ſah ſich ſogar veranlaßt, eine 
Warnung an das amerikaniſche Voll hinſichtlich der Be⸗ 
deutung der Pariſer Abmachungen für die Anſprüche der 
Staaten gegen das Deutſche Reich auszüſprechen. Er ſagte 
etwa: „Geben wir das deutſche Eigentum frei, ſo muß der 
amerikaniſche Steuerzahler den Schaden tragen, da die Be⸗ 
teiligung am Dawesplan uns nicht genügende Sicherheit 
bietet.“ So iſt denn das praktiſche Ergebnis der Borah⸗ 
ſchen Aktion in der Offentlichkeit allgemeines Mißtrauen hin⸗ 
ſichtlich des ſicheren Funktionierens des Dawesplans und 
Ablehnung der alsbaldigen Freigabe des deutſchen Privat- 
vermögens. Vielleicht trifft der Berichterſtatter der New 
Vork Times das Richtige mit feiner Erklärung für das ſelt⸗ 
ſam unpolitiſch ſcheinende Vorgehen Borahs mit ſeiner 
arg 
„Theoretiſch beſteht keine Ausſicht für die Annahme 
des Borahſchen Geſetzentwurfs in der gegenwärtigen 
Sitzungsperiode des Kongreſſes, und Senator Borah 
weiß das ſelbſt ſehr wohl. Auf der anderen Seite iſt 
der Geſetzentwurf in gewiſſem Sinne ein Gegenzug 
gegen die Befürworter des Dawesplans und das Pariſer 
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Abkommen, welche die Behauptung aufſtellen, daß die 
amerikaniſchen Schadenserſatzberechtigten nunmehr geſichert 
ſeien. Daß dieſes der eigentliche Zweck war, 
zu dem Borah heute dieſe Erörterung anfing, 
wurde ziemlich allgemein angenommen.“ 


Kein Wunder daher, daß der Geſetzentwurf dann in der 
Verſenkung des Ausſchuſſes für auswärtige Beziehungen. 
verſchwand und die zunächſt für den 9. Februar in Aus⸗ 
ſicht genommene weitere Diskuſſion auf unbeſtimmte Zeit 
verſchoben wurde. 


Ob die Zweifel an dem ſicheren Funktionieren des 
Dawesplans nach dem Amtsantritt des Präſidenten und des 
Vizepräſidenten Dawes bis zum nächſten Kongreß, der nicht 
vor Herbſt zuſammentreten wird, zerſtreut werden, bleibt 
abzuwarten. Aber auch dann wird man ſchwerlich Hoffen 
dürfen, daß der neue Kongreß die Bürde dringender innerer 
amerikaniſcher Angelegenheiten zurückſtellt, um zunächſt die 
deutſchen Eigentümer wieder in den Beſitz ihres Vermögens 
zu ſetzen. 

Nicht nur den wunden Punkt der mangelnden Sicher⸗ 
heit hat der Antrag Borah berührt, ſondern auch den 
der peinlichen Lage, in der ſich die amerikaniſche Regierung 
gegenüber den Alliierten, insbeſondere England, befinden 
würde, wenn ſie jetzt das deutſche Eigentum freigäbe, und 
in der ſie ſich nach ihrer eigenen Meinung ſchon jetzt zu 
befinden glaubt, wenn ſie es ablehnt, der Konfiskations⸗ 
politik der Alliierten zu folgen. Vielleicht bereuen ſchon 
jetzt gewiſſe Kreiſe in den alliierten Nationen, daß He einſt 
dieſe Politik in ihren Ländern unterſtützt haben. Denn es 
iſt klar, daß ſich ausländiſches Privateigentum in einem 
Lande ſicherer fühlt, welches ſich konſequent an das Prinzip 
des Schutzes fremden Privateigentums hält. 

Tatſächlich ſcheint von engliſcher Seite ein ziemlicher 
Druck auf die Regierung der Vereinigten Staaten ausgeübt 
worden zu ſein, das in ihrer Hand befindliche deutſche 
Privatvermögen zunächſt zur Bezahlung ihrer Anſprüche 
zu verwenden und nur für den dann etwa noch verbleiben⸗ 
den Reſt an dem Nettoerlöſe der Dawesplanzahlungen teil⸗ 
zunehmen. Wenn der Bericht von Profeſſor Me Elroy 
in der Februarnummer der Current Hiſtory der New Pork 
Times auf zuverläſſigen Quellen beruht, war der ameri- 
kaniſche Vertreter bei der Pariſer Schuldenkonferenz, Colonel 
Logan, in einer Vorverhandlung mit dem britiſchen Schatz⸗ 
kanzler Churchill in der britiſchen Geſandtſchaft am 
10. Januar bereits übereingekommen, daß der Betrag des 
deutſchen in den Vereinigten Staaten verwalteten Privat- 
vermögens von der Beteiligungsquote der Staaten an den 
Dawesplanzahlungen abgezogen werden ſollte. Es heißt in 
dem Bericht: 


„It was understood that the American claims 
would be reduced by the value of whatever 
German property was hold in America and that 
full sharing by the United States would begin 
in two years.“ 


Praktiſch Hätte eine ſolche Abmachung den endgültigen 
Verluſt des in den Staaten beſchlagnahmten deutſchen Ver⸗ 
mögens zur Folge gehabt. Denn das Reich ift nicht in der 
Lage, neben den Dawesplanzahlungen 200 bis 300 Millionen 
Dollar aufzubringen, um das verpfändete deutſche Privat- 
vermögen auszulöſen oder die betroffenen Eigentümer zu 
entſchädigen. 

Dieſe Gefahr iſt abgewendet worden. In dem Abkommen, 
wie es am 14. Januar dann von ſämtlichen beteiligten 
Mächten in Paris unterzeichnet worden iſt, ſind die Ver⸗ 
einigten Staaten für den ganzen Betrag ihrer Forderungen 
gegen das Deutſche Reich ohne Abzug beteiligt, und zwar 
auf Koſten der Alliierten, deren Quoten entſprechend ver⸗ 
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mindert worden ſind. Aber natürlich ruht die Laſt letzten 
Endes auf Deutſchland. 

Es läßt ſich denken, daß der amerikaniſchen Regierung 
der Vorſtoß Borahs im Senat in dieſem Augenblick nicht 
ſehr gelegen kam. Obendrein war die amerikaniſche Regie⸗ 
rung derzeit und iſt noch heute mit dem heiklen Problem 
der Eintreibung der franzöſiſchen und italieniſchen Kriegs⸗ 
kreditſchulden beſchäftigt. Die Amerikaner hätten von den 
ſich ohnehin ſchon verletzt fühlenden Franzoſen ſicher noch 
viel unangenehmere Dinge zu hören bekommen, wenn ſie 
jetzt dem früheren gemeinſamen Feinde und jetzigem gemein⸗ 
ſamen Schuldner ein Pfand zurückgegeben hätten. 

All dieſe Schwierigkeiten waren offenbar der Anlaß zu 
den beiden Communiqués des Weißen Hauſes, die unmittel⸗ 
bar nach der Borahſchen Freigabeaktion in der Preſſe er⸗ 
ſchienen und jede weitere Erörterung der Sache abſchnitten. 

Als Kern läßt ſich aus den ſpaltenlangen Auslaſſungen 
des Weißen Hauſes, die in erſter Linie der außenpolitiſchen 
Seite der Sache Rechnung tragen, mit ziemlicher Beſtimmt⸗ 
heit folgendes herausſchälen. Der Präſident der Vereinigten 
Staaten hält an der traditionellen Politik des Landes feſt, 
beſchlagnahmtes Privatvermögen nicht zu konfiszieren, ſon⸗ 
dern es ſchließlich den Eigentümern zurückzugeben. Das 
deutſche im Kriege beſchlagnahmte Privatvermögen, welches 
als Pfand für die amerikaniſchen Anſprüche gegen Deutſch⸗ 
land haftet, wird aber nach der vom Kongreß darüber zu 
treffenden Entſcheidung nicht früher zurückgegeben werden, 
als bis die Bezahlung der amerikaniſchen Anſprüche ge⸗ 
ſichert iſt, zumal die ſofortige Rückgabe des Eigentums es 
womöglich zum Schaden der deutſchen Eigentümer dem Zu⸗ 
griff der deutſchen Reparationsgläubiger ausſetzen würde. 

Daß dieſe Gefahr ſogar beſtand oder beſteht, läßt ſo⸗ 
wohl der Inhalt des zweiten Communiqués wie auch Preſſe⸗ 
meldungen über die Aufnahme des Borahſchen Vorſtoßes 
und des erſten Communiqués in Paris vermuten. Paris 
ſcheint doch Anſtrengungen zu machen, die Amerikaner ent⸗ 
weder dahin zu bringen, ſelbſt das deutſche Privatvermögen 
zu konfiszieren zur entſprechenden Reduzierung ihres Anteils 
an den Dawesplanzahlungen oder aber dieſes Vermögen 
ſofort freizugeben. In dieſem Falle würde man wohl ſchon 
Wege finden, ſo wird gewiß gerechnet, die deutſche Regie⸗ 
rung dazu zu preſſen, wenigſtens einen ganz erheblichen Teil 
davon zu Reparationszwecken herauszugeben, ſo daß die 
Eigentümer dann ſchließlich nicht anders daſtehen würden 
als diejenigen, die ihr Vermögen durch Artikel 2976 und k 
des Verſailler Vertrages oder ſonſt verloren haben. 

Hält man fih diefe verſchiedenartigen Momente vor 
Augen, die bei der Freigabe des deutſchen in Amerika be- 
ſchlagnahmt liegenden Vermögens mitſprechen, ſo wird man 
mit mir zu dem an ſich bedauerlichen Ergebnis kommen, 
daß die Freigabe ſich noch Jahre hinausziehen kann. 

Zunächſt muß jedenfalls die Frage der interalliierten 
Kriegsſchulden aus dem Stadium der Erörterung in das 
einer einigermaßen abſchließenden Regelung getreten ſein. 
Dann mag es zu einer ſukzeſſiven Freigabe des deutſchen 
Vermögens im Maße der Abzahlung der amerikaniſchen An⸗ 
ſprüche durch die Dawesplanzahlungen kommen. Die gänz⸗ 
liche Freigabe wird man aber nicht eher erwarten dürfen, 
als bis ſich das Vertrauen in das ſichere Funktionieren 
des Dawesplans in den Vereinigten Staaten hinreichend ge⸗ 
feſtigt hat, wozu noch viel Aufklärungsarbeit nötig ſein wird. 

Inzwiſchen iſt noch genug für die Freigabe der Ver⸗ 
mögen bis zu $ 10000 zu tun. Obgleich die amerikanischen 
Behörden beſonders in dringenden Fällen nach Kräften auf 
eine beſchleunigte Befriedigung der Freigabeanſprüche hin⸗ 
wirken, ſind doch nach zuverläſſigen Mitteilungen erſt etwa 
3000 Anſprüche von 11000 angemeldeten erledigt worden. 
Doch darf man wohl annehmen, daß die meiſten der reſt⸗ 
lichen 8000 Anſprüche bereits ſo weit bearbeitet ſind, daß 
ihre Auszahlung in entſprechend kurzer Zeit erfolgen kann. 


54. Jahrg. 1925 Heft 11] 
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Größere Auſſätze 


Gewerblicher Nechtsſchutz. 


Die bevorſtehende Reviſion der Pariſer Ver⸗ 
bandsübereinkunft zum Schutze des gewerblichen 
Eigentums. 


Von Miniſterialrat Klauer, Reichsjuſtizminiſterium, Berlin. 


Der i. J. 1883 abgeſchloſſene und bereits viermal revi⸗ 
dierte Pariſer Unions vertrag (RGBl. 1913, 209) wird 
auf der im Oktober d. J. im Haag ſtattfindenden internatio- 
nalen Konferenz erneut einer Durchſicht unterzogen werden. 
Infolge des Krieges und ſeiner Nachwirkungen iſt ſeit der 
letzten Konferenz, die im Jahre 1911 in Waſhington abge⸗ 
halten wurde, ein ungewöhnlich langer Zwiſchenraum ver⸗ 
gangen; die politiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe inner⸗ 
halb der Union haben ſich ſeitdem weſentlich geändert, die 
Zahl ihrer Mitglieder erheblich vergrößert (32 Staaten ſtatt 
22 im Jahre 1911). Dieſen beſonderen Umſtänden entſpricht 
die Fülle und Bedeutung des Verhandlungsſtoffes, der in den 
Konferenzvorſchlägen der Niederländiſchen Regierung und des 
Berner Büros zum Schutze des gewerblichen Eigentums ent⸗ 
halten iſt und mit deſſen Vorbereitung ſich auch der Völker⸗ 
bund eingehend befaßt hat. Dieſe Vorſchläge, die in einer 
Sonderbeilage der Zeitſchrift „Gewerblicher Rechtsſchutz und 
Urheberrecht“ vom Februar d. J. abgedruckt ſind, beziehen ſich 
nicht nur auf den UV. ſelbſt, ſondern auch auf die im Rah⸗ 
men des UV. abgeſchloſſenen „unions restreintes“, nämlich 
auf das Madrider Abkommen über die internationale Marken⸗ 
regiſtrierung, dem das Deutſche Reich ſeit dem 1. Dez. 1922 
angehört (RG Bl. 669, 779), und auf das Madrider Abkommen 
zur Unterdrückung falſcher Herkunftsangaben auf Waren, zu 
dem der Beitritt des Reichs bereits geſetzlich vorgeſehen 
(RG Bl. 1925 II, 115) und wohl für die allernächſte Zeit zu 
erwarten iſt. Die Vorſchläge enthalten ferner den Entwurf 
eines Abkommens über die internationale Hinterlegung von 
gewerblichen Muſtern und Modellen ſowie Beſtimmungen über 
die Vereinfachung der Formalitäten bei Patentanmeldungen. 
Der Inhalt der Vorſchläge ift im weſentlichen folgender: 


A. Unions vertrag. 


1. Der wertvollſte Gegenſtand des UV., das im Art. 4 
behandelte Prioritätsrecht, ſoll einige Verbeſſerungen 
erfahren. Es beſteht bekanntlich darin, daß jeder Verbands⸗ 
angehörige (Art. 2) oder ein ihm gleichſtehender Gebiets⸗ 
angehöriger (Art. 3), der in einem der Verbandsländer ein 
Schutzrecht (Patent, Gebrauchsmuſter, Warenzeichen, gewerb⸗ 
liches Muſter oder Modell) angemeldet hat, innerhalb be⸗ 
ſtimmter Friſt befugt iſt, die gleiche Anmeldung in den ande⸗ 
ren Verbandsländern unter Inanſpruchnahme der Priorität 
(Art. 4b) der früheren Anmeldung einzureichen. Die Priori⸗ 
tätsfriſt ſoll jetzt für Warenzeichen ſowie für gewerbliche 
Muſter und Modelle von 4 auf 6 Monate erſtreckt werden 
(Art. 4c), eine Anderung, die auch der internationalen Marten- 
regiſtrierung zugute kommen wird (Art. 4 Abſ. 2 des Ma- 
drider Markenabkommens). Der Vorſchlag iſt nur zu be⸗ 
grüßen, da die zur Zeit geltende viermonatige Friſt ſich bei 
der Dauer des patentamtlichen Prüfungsverſahrens häufig als 
zu kurz erwieſen hat, um das Prioritätsrecht noch rechtzeitig 
wahrnehmen zu können. Es wäre ſogar zu wünſchen, daß die 
Konferenz dazu gelangen könnte, die Prioritätsfriſt für alle 
Schutzrechte wie bei Patenten und Gebrauchsmuſtern auf 
12 Monate feſtzuſetzen. 

Zu zwei bisher ſtreitigen Fragen des Prioritätsrechts 
ſehen die Vorſchläge eine Klarſtellung im Abkommen vor. 
Nach dem jetzigen Wortlaut des UV. ift es zweifelhaft, ob das 
Prioritätsrecht nur auf die erſte oder auch auf jede ſpätere 
Anmeldung desſelben Gegenſtandes geſtützt werden kann. Das 
Patentamt, das zunächſt entſprechend der Stellungnahme in 
den meiſten anderen Ländern der erſteren Auffaſſung gefolgt 
war, hat in einer Entſcheidung i. J. 1913 den entgegen⸗ 
geſetzten Standpunkt vertreten (Zeitſchr. f. IndR. S. 183). 
Welche Auffaſſung im praktiſchen Ergebnis vorzuziehen iſt, 
kann zweifelhaft erſcheinen. Gibt die erſtere dem Anmelder 
mehr Bewegungsfreiheit, fo ſchafft doch die Beſchränkung des 
Prioritätsrechts auf die erſte Anmeldung für die Allgemein⸗ 
heit klarere Rechtsverhältniſſe. Es wird deshalb nichts da⸗ 
gegen einzuwenden ſein, wenn jetzt im Art. 4 ausdrücklich ge⸗ 


fagt werden ſoll, daß nur die erſte Anmeldung die Prioritäts⸗ 
friſt in Lauf ſetzt. ! 

Aus dem Vorbehalt der Rechte Dritter, wie er im Art. 4a 
UV. enthalten ift, hat das RG. gefolgert, daß das Prioritäts⸗ 
recht die Entſtehung eines Vorbenutzungsrechts (85 Abſ. 1 
PatG.) in dem Zeitraum zwiſchen den beiden Anmeldungen 
nicht ausſchließe (Entſch. v. 5. Juni 1920 RG. 99, 145). 
Mit Recht weiſt das Berner Büro darauf hin, daß bei dieſer 
Auffaſſung das Prioritätsrecht feines Werts völlig beraubt 
werden könne. Es wird deshalb vorgeſchlagen, daß in der 
neuen Faſſung des Art. 4 nur ſolche Rechte Dritter vorz 
behalten bleiben, die vor dem Zeitpunkt der erſten Anmeldung 
erworben worden ſind, und daß ein Vorbenutzungsrecht wäh⸗ 
rend des Prioritätsintervalls ausdrücklich ausgeſchloſſen wird. 
Der Hauptwert auch dieſes Vorſchlags liegt darin, eine ein⸗ 
heitliche Praxis in allen Verbandländern feſtzulegen. 

2. In der Frage des Ausführungszwanges bei 
Patenten (Art. 5 UV.) fügt der Entwurf zugunſten des 
Patentinhabers neben den beiden ſchon beſtehenden Garantien 
(Schonfriſt von 3 Jahren, Vorbehalt von Entſchuldigungs⸗ 
gründen) eine dritte hinzu: Die Folge der Nichtausführung 
ſoll nicht mehr der Verfall des Patents, ſondern die Zwangs⸗ 
lizenz fein. Dieſer Vorſchlag ftellt einen dankenswerten Ver⸗ 
ſuch dar, die Intereſſen jedes Verbandslandes an der Mus- 
führung einer Erfindung mit der möglichſten Schonung des 
Patentinhabers zu verbinden. Sicher wäre es im Intereſſe 
der internationalen Entwicklung des Patentweſens zu be⸗ 
grüßen, wenn der Patentausführungszwang im Verhältnis 
der Unionsländer ganz aufgehoben oder doch ſo erleichtert 
werden könnte, wie es in den Abmachungen des Reichs mit 
der Schweiz und den Vereinigten Staaten von Amerika ge⸗ 
ſchehen iſt (RGBl. 1892, 511; 1909, 895). Der jetzt vor⸗ 
liegende Vorſchlag iſt aber als weſentlicher Fortſchritt an⸗ 
zuerkennen. Einer Anderung des deutſchen Patentgeſetzes be⸗ 
darf es bei feiner Annahme nicht, da 8 11 Abſ. 2 PatG. eine 
beſondere Regelung durch Staatsvertrag ausdrücklich vorſieht. 

3. Im Anſchluß an den Art. 6 UB., der die Zulaſ⸗ 
ſung einer im Heimatslande ſchon geſchützten 
Marke in den übrigen Verbandsländern betrifft 
(Marke „telle quelle“) und im weſentlichen unverändert 
bleiben ſoll, werden drei neue auf Marken bezügliche Artikel 
vorgeſchlagen: Art. 6 bis, über den Schutz der notoriſch be⸗ 
kannten Marke, Art 6 der über die Aufſtellung von Straf⸗ 
vorſchriften bei betrügeriſcher Verwendung von Marken und 
Art. 6 auster fiber das Verbot der Benutzung ſtaatlicher Wap- 
pen, Hoheitszeichen uſw. als Marken. 

Nach Art. 6 bis follen fih die Unionsländer verpflichten, 
die Eintragung einer Marke zu verſagen oder zu löſchen, die 
bereits als Marke des Angehörigen eines anderen Verbands⸗ 
landes notoriſch bekannt iſt; dabei iſt für die Geltendmachung 
des Löſchungsanſpruchs eine Friſt von drei Jahren ſeit der 
Eintragung vorgeſehen. Es wird davon ausgegangen werden 
können, daß dieſer Vorſchlag das notoriſche Bekanntſein der 
anderen Marke in demjenigen Lande vorausſetzt, in welchem 
die Verſagung oder Löſchung der Eintragung erfolgen ſoll. 
Jede dieſer Maßnahmen ſoll offenbar auch nur dann Platz 
greifen, wenn ſich gleiche oder gleichartige Waren gegenüber⸗ 
ſtehen. Von dieſen Einſchränkungen abgeſehen, wird man fth, 
was die Verſagung der Eintragung betrifft, fragen müſſen, 
ob das Patentamt vein tatſächlich in der Lage ſein würde, 
die Marke des Angehörigen eines anderen Verbandslandes, 
ſofern ſie nicht eingetragen iſt, bei der Prüfung eines an⸗ 
gemeldeten Zeichens zu berückſichtigen. In rechtlicher Hinſicht 
ſcheint der Vorſchlag, da er die notoriſch bekannte Marke un⸗ 
abhängig von ihrer Eintragung gegen jeden, auch gegen einen 
gutgläubigen Dritten, ſchützen will, auf die Anerkennung des 
durch den Gebrauch einer Marke erworbenen Zeichenrechts 
hinauszulaufen, ſomit zu dem Prinzip der konſtitutiv wirken⸗ 
den Eintragung, das dem deutſchen Warenbezeichnungsgeſetze 
zugrunde liegt, im Widerſpruch zu ſtehen. In der Tat wird 
ſich nach deutſchem Recht ein nicht eingetragenes Zeichen 
gegenüber einem eingetragenen regelmäßig nur dann durch⸗ 
letzen können, wenn die Eintragung des letzteren ſich als 
Akt unlauteren Wettbewerbs darſtellt (zu vgl. die Fritz 
Reuter⸗Entſch. NG. 106, 250). Dieſem Bedenken gegenüber 
wird man aber doch feſtſtellen müſſen, daß der in der vor⸗ 
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geſchlagenen Beſtimmung aufgeſtellte Tatbeſtand, die Be⸗ 
nutzung der notoriſch bekannten Marke eines anderen, wohl 
in jedem Falle ein unlauteres Handeln in ſich ſchließt; denn 
der Gewerbetreibende kennt die Markenverhältniſſe auf ſeinem 
gewerblichen Gebiete ſicher mindeſtens ſo gut wie die All⸗ 
gemeinheit und handelt dann gegen die guten Sitten, wenn er 
ſich trotzdem die notoriſch bekannte Marke eines anderen ein⸗ 
tragen läßt. Wenn man ſich alſo mit der Tendenz der Vor⸗ 
ſchläge durchaus einverſtanden erklären kann, fo dürfte es doch 
wohl beſſer ſein, dieſen Punkt in den Beſtimmungen über den 
unlauteren Wettbewerb (Art. 10 bie) zu behandeln. 

Der Vorſchlag des Art. 6ter, die betrügeriſche Benutzung 
von Warenzeichen unter Strafe zu ſtellen, entſpricht durchaus 
dem deutſchen Recht (zu vgl. 88 14—16 WbzG., 84 Unl WG., 
§ 263 StGB. uſw.). 

Nach Art. Hauster ſollen die Vertragsländer fih in bezug 
auf die unbefugte Verwendung von Hoheitszeichen, Staats⸗ 
wappen, ſtaatlichen Kontroll⸗ und Garantiezeichen und ⸗ſtem⸗ 
peln verpflichten: 

a) zur Verſagung der Eintragung, gegebenenfalls zur 
Löſchung in der Warenzeichenrolle; 

b) zur Verhinderung des Gebrauchs ſolcher Gebilde als 
Warenzeichen oder als Teile von Warenzeichen. Dasſelbe ſoll 
hinſichtlich jeder Nachahmung der bezeichneten Gebilde gelten, 
ſofern fie fich auf heraldiſch weſentliche Teile bezieht („toute 
imitation au point de vue héraldique“). 

Eine Regelung dieſer Art würde der Rechtslage in 
Deutſchland im twölenktiipen entſprechen. 84 Abſ. 1 Nr. 2, 
Abſ. 2, 8 8 at 2 WbzG. ſchreibt ſchon jet die Verſagung 
oder Löſchung von Zeichen vor, die unbefugterweiſe Staats⸗ 
wappen oder ſtaatliche Hoheitszeichen enthalten; eine ent⸗ 
ſprechende Beſtimmung für Garantie- und Kontrollzeichen 
wäre noch zu treffen. Gegen die Benutzung von Wappen uſw. 
im Geſchäftsverkehr ſchützen, inſofern fte zu dem Zwecke ge- 
ſchieht, Irrtümer im Verkehr hervorzurufen, die Vorſchriften 
im 8 16 WbzG., 84 UnlWG. Nun zielt der vorgeſchlagene 
Art. 4 auster allerdings weiter; die Wappen, Hoheitszeichen ufro. 
ſollen als ſolche, auch unabhängig von den Intereſſen des red⸗ 
lichen Verkehrs, geſchützt werden, gleichſam als Perſönlich⸗ 
keitsrechte der einzelnen Verbandsländer. In dieſer Hinſicht 
wäre noch auf die bürgerlich⸗rechtlichen Anſprüche aus 8 12 
BGB. hinzuweiſen, während der 8 360 Ziff. 7 StGB. hier 
ohne Bedeutung bleiben muß, da er nur die Wappen des 
Reichs und der deutſchen Länder gegen unbefugte Benutzung 


Ützt. ' 

1555 einzelnen werfen ſich bei Prüfung der Vorſchläge 
mancherlei Fragen auf. Zunächſt kann zweifelhaft ſein, welche 
Gebilde unter dem Begriff der Hoheitszeichen zu verſtehen 
ſind, z. B. außer den Fahnen auch die Abbildungen von 
Orden, die Prägungen auf Münzen uſw. Sodann ſind wohl 
Zweifel begründet, ob wirklich jede Verwendung ſolcher Ge⸗ 
bilde in Warenzeichen unter das Verbot fallen ſoll. Wird 
z. B. künftighin jedes Bild zu beanſtanden ſein, in welchem 
zur Veranſchaulichung eines hiſtoriſchen Vorgangs Fahnen 
oder Wappen als Beiwerk vorkommen oder in welchem ein⸗ 
zelne Figuren, etwa Soldaten oder Reiter, des Lokalkolorits 
wegen, dem ſich die Ware anzupaſſen ſucht, Banner in den 
Farben eines Landes tragen? Soll gar bei der Ausſtattung 
einer Ware die Verwendung von Farbenzuſammenſtellungen 
verboten ſein, bloß weil ſich dieſelben Farben in den Fahnen 
eines Verbandslandes finden? Eine ſehr wichtige Frage iſt 
auch, ob die neuen Beſtimmungen rückwirkende Kraft haben, 
alſo auch beſtehende Eintragungen (z. B. von Zeichen, die mit 
Garantie⸗ und Kontrollzeichen Ahnlichkeit haben) oder vor⸗ 
handene Warenausſtattungen erfaſſen ſollen. Alle dieſe Zweifel 
werden auf der Konferenz geklärt und unter Berückſichtigung 
der wirtſchaftlichen Intereſſen des Reichs einer Löſung ent⸗ 

egengeführt werden müſſen. Dabei ſei nur auf die in der 
dre verbreitete Gepflogenheit hingewieſen, ſich 
bei der Ausſtattung ihrer Erzeugniſſe heraldiſcher Vergie- 
rungen zu bedienen. 

übrigens bieten die Vorſchläge ſelbſt eine Reihe von 
Garantien gegen eine Überſpannung des Schutzes aus Ar⸗ 
tikel 6 auster. Sicher liegt eine weitgehende Einſchränkung in 
den Worten „toute imitation au point de vue héraldique“, 
die man ſinngemäß auf alle Arten der in dem Artikel ge⸗ 
ſchützten Gebilde wird beziehen müſſen. Auf alle Fälle wird 


nur eine ſolche Verwendung derſelben unter das Verbot fallen, 
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die nach Art der Darſtellung dieſen Zeichenteilen den An⸗ 
ſchein eines Hoheitszeichens uſw. verleiht. 

Eine weitere Garantie gibt der Entwurf dadurch, däß die 
einzelnen Verbandsländer verpflichtet ſein ſollen, diejenigen 
Gebilde der genannten Art, die ſie unter Schutz geſtellt wiſſen 
wollen, durch Vermittlung des Berner Büros den übrigen 
Verbandsländern mitzuteilen, und daß letzteren freiſteht, bin⸗ 
nen 6 Monaten Widerſpruch gegen die Mitteilung zu erheben. 
Unklar bleibt dabei allerdings, worauf ſich dieſer Widerſpruch 
gründen darf. 

Bei den Kontroll- und Garantiezeichen und ⸗ſtempeln ift 
eine Einſchränkung ſchließlich dadurch gegeben, daß das Ver⸗ 
bot ihrer Verwendung nur ſo weit Platz greifen ſoll, als ſich 
gleiche oder gleichartige Waren gegenüberſtehen. Gerade bei 
ihnen iſt übrigens zu beſorgen, daß ſie an Zahl unüberſehbar 
ſein und bei der Einfachheit der in Frage ſtehenden Gebilde 
die deutſchen Warenzeichen beeinträchtigen können. Es fragt 
ſich deshalb, ob es nicht beſſer wäre, das Verbot ihrer Be⸗ 
nutzung auf Fälle unlauteren Wettbewerbs zu beſchränken. 

4. Zu Art. 7 bie (Verbandszeichen) ſchlägt der Cunt- 
wurf vor, auch Regional- und Nationalmarken als Ver⸗ 
bandszeichen zuzulaſſen. Dieſer Vorſchlag entſpricht dem 
deutſchen Recht (824 a Abſ. 3 Wbzch.) ſowie der Praxis des 
Reichspatentamts. 

5. Zu Art. 10, der die unrichtigen Herkunfks⸗ 
angaben betrifft, wird vorgeſchlagen, nicht nur wie bisher, 
ben Namen einer beſtimmten Ortſchaft, ſondern auch den eines 
Landes zu ſchützen. Ferner ſollen die beſonderen Voraus⸗ 
ſetzungen, an die dier Schutz z. Z. geknüpft iſt, nämlich die 
Verwendung der Herkunftsangabe in Verbindung mit einem 
erfundenen oder in betrügeriſcher Abſicht entlehnten Handels⸗ 
namen, fortfallen. Damit würde Art. 10 Abſ. 1 UV. im 
weſentlichen dem Art. 1 des Madrider Abkommens über Her⸗ 
kunftsangaben entſprechen, ſogar über ihn in ſeiner Trag⸗ 
weite noch hinausgehen, inſofern, als der UV. alsdann den 
Namen jedes Landes, jedes Ortes ſchützen würde, während 
das Madrider Abkommen nur den Namen der Vertrags⸗ 
ſtaaten oder der darin gelegenen Orte berückſichtigt. 

6. Die Vorſchläge zu Art. 10 bis dienen dem Ausbau 
des Schutzes gegen den unlauteren Wettbewerb. 
Art. 10 bis beſchränkte ſich bisher darauf, die Unionsländer zur 
Gewährung eines wirkſamen Schutzes zu verpflichten. Nun⸗ 
mehr ſoll ausdrücklich ausgeſprochen werden, daß als un⸗ 
erlaubter Wettbewerb jede Handlung zu gelten hat, die den 
guten Sitten auf dem Gebiet von Handel und Induſtrie 
widerſpricht. Ferner ſoll eine Liſte von Tatbeſtänden des un⸗ 
lauteren Wettbewerbs aufgeſtellt werden, in der insbeſonders 
aufgeführt iſt: die unrichtige Reklame, die Herbeiführung von 
Verwechſlungen über geſchäftliche Kennzeichnungen (Namen, 
Firma uſw.) ſowie die ungerechtfertigte Herabſetzung der 
Perſon eines Konkurrenten. Dieſe Vorſchläge, die der deut⸗ 
ſchen Geſetzgebung (zu vgl. insbeſ. 88 1, 3, 4, 13 bis 16 
Unt WG., 88 14 bis 16 pa) entſprechen, find als ein 
weſentlicher Fortſchritt in der Entwicklung des Unionsrechts 
zu begrüßen. Hervorzuheben iſt noch, daß auch hier, ſoweit 
betrügeriſches Verhalten in Frage ſteht, eine ſtrafrechtliche 
Sanktion vorgeſchrieben werden ſoll. 

7. Für Art. 11, der den internationalen Aug- 
ſtellungsſchutz betrifft, liegen Verbeſſerungsvorſchläge vor. 
Der zur Zeit beſtehende Zuſtand iſt in der Tat inſofern un⸗ 
genügend, als der Schutz, der für eine Ausſtellung nach den 
Geſetzen eines Landes erwirkt iſt, keinerlei Wirkung auf die 
anderen Länder ausübt. Ein internationaler Schutz kann jetzt 
nur in der Weiſe erlangt werden, daß der Ausſteller in 
jedem Staate, wo er geſchützt ſein will, den beſonderen An⸗ 
forderungen dieſes Staates über den Ausſtellungsſchutz ge⸗ 
nügt, ſoweit ein ſolcher dort überhaupt vorgeſehen iſt. Zur 
Verbeſſerung dieſes Zuſtandes werden drei Vorſchläge zur 
Wahl geſtellt. Sie gehen ſämtlich davon aus, daß der Schutz 
nur für ſolche internationalen Ausſtellungen — officielles ou 
officiellement reconnues — Platz greifen ſoll, die dem Berner 
Büro rechtzeitig vorher mitgeteilt und von ihm in der Pro- 
priété Industrielle bekanntgegeben worden ſind. Der Be⸗ 
teiligte, der den Ausſtellungsſchutz genießen will, hat binnen 
6 Monaten ſeit dem Beginn der Ausſtellung eine Anmeldung 
unter Beanſpruchung der Ausſtellungspriorität einzureichen, 
nach dem erſten Vorſchlage in irgendeinem der Verbands⸗ 
länder, nach dem zweiten in demjenigen Lande, in dem die 
Ausſtellung ſtattgefunden hat. Vorſchlag 1 und 2 gewähren 
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dem Berechtigten daneben für die Anmeldungen in den anderen 
Verbandsländern das volle Prioritätsrecht aus Art. 4 UB., 
ſo daß den Beteiligten die Ausſtellungspriorität neben der 
gewöhnlichen Unionspriorität (alfo zuſammen 18 Monate) 
zugute kommt. Der dritte Vorſchlag ſieht die Anmeldung, die 
unter Beanſpruchung der Ausſtellungspriorität in irgend⸗ 
einem der Verbandsländer zu erfolgen hat, fo an, als wäre 
ſie ſchon zur Zeit der Einführung der Erfindung uſw. in 
die Ausſtellung erfolgt, derart, daß dieſer Zeitpunkt die 
Prioritätsfriſt des Art. 4 in Lauf ſetzt und die Priorität be⸗ 
ſtimmt, die den Anmeldungen in den anderen Verbands⸗ 
ländern zukommt. Dieſer dritte Vorſchlag dürfte, da er keine 
überſchreitung der gewöhnlichen Prioritätsfriſt erfordert und 
ſomit den Zuſtand der Ungewißheit für Dritte, ob eine Er⸗ 
findung zum Patent angemeldet iſt, nicht über den üblichen 
Zeitraum von 12 Monaten ausdehnt, am meiſten annehm⸗ 
bar erſcheinen. 


B. Madrider Abkommen über internationale 
Markenregiſtrierung. 


1. Als weſentlichſte Neuerung ſehen die Vorſchläge die 
Einführung eines internationalen Warenklaſſenverzeichniſſes 
vor. Dieſes Verzeichnis iſt als Anhang zur Ausführungsord⸗ 
nung des Madrider Abkommens abgedruckt und umfaßt 
80 Warenklaſſen. Jeder, der die internationale Marken⸗ 
regiſtrierung beantragt, ſoll die Klaſſen angeben, die er in 
Anſpruch nimmt (Art. 3 Abſ. 2). Die vorgeſchriebene Re- 
giſtrierungsgebühr berechtigt nur zur Inanſpruchnahme einer 
Klaſſe; für jede weitere iſt eine Klaſſengebühr von 10 Schwei⸗ 
zer Frs. zu zahlen (Art. 8 Abſ. 2 Satz 2). Dieſe Neuerung 
ſoll in erſter Linie die Verbandsländer dazu veranlaſſen, 
auch in ihre innere Warenzeichenverwaltung das internationale 
Verzeichnis einzuführen. In der Tat würde es für alle Be⸗ 
teiligten eine große Erleichterung bedeuten, wenn ihren An⸗ 
meldungen in allen Verbandsländern nur ein und dasſelbe 
amtliche Warenverzeichnis zugrunde gelegt werden könnte. 
Iſt dieſe Anregung alſo grundſätzlich zu begrüßen, ſo wird 
doch geprüft werden müſſen, ob gerade das vorgeſchlagene 
Verzeichnis als maßgebend zugrunde zu legen ſein wird. 
Sollten ſich die Vertragsſtaaten auf ein internationales 
Warenverzeichnis einigen, ſo würde zu ihrer Einführung 
jedenfalls ausreichend Zeit gelaſſen werden müſſen. Für das 
Reichspatentamt würde es eine außerordentlich zeitraubende 
Arbeit bedeuten, ſein Prüfungsmaterial auf ein anderes 
Warenverzeichnis umzuſtellen. Als Zweck der Klaſſengebühr 
wird in der Begründung zu den Vorſchlägen auch angegeben, 
daß die Anmelder dadurch von der Inanſpruchnahme des 
Schutzes für eine übermäßig große Zahl von Waren abge⸗ 
ſchreckt werden ſollen. Dieſer Grund mag als berechtigt an⸗ 
erkannt werden; hinſichtlich der deutſchen Anmelder iſt dem 
bereits durch die Klaſſengebühr Rechnung getragen, die im 
Jahre 1922 im Reiche eingeführt worden iſt. 

2. Die internationale Regiſtrierungsgebühr ſoll weſent⸗ 
lich erhöht werden: auf 200 Schweizer Frs. (früher 100) 
für die erſte Marke und auf 125 Frs. (früher 50) für 
jede weitere. Dafür iſt vorgeſehen, daß die Gebühr mit 
einem geringen Aufſchlag in zwei Raten gezahlt werden 
kann, jedesmal für je 10 Jahre der zwanzigjährigen Schutz⸗ 
dauer (Art. 8 Abſ. 3). Ebenſo folen auch die Umſchreibungs⸗ 
gebühr und ſonſtige Gebühren weſentlich geſteigert werden 
(Art. 9 Abſ. 4 des Abkommens, Art. 8 der Just), Man 
kann die Notwendigkeit dieſer Maßnahmen in Anbetracht der 
erheblichen Überſchuͤſſe, mit denen die Einrichtung der inter- 
nationalen Markenregiſtrierung arbeitet, in Frage ſtellen. 

3. Zu erwähnen wäre noch, daß der Entwurf bezüg⸗ 
lich derjenigen Verbandsländer, die die Nichtbenutzung eines 
Warenzeichens als Löſchungsgrund anſehen, eine Milderung 
dieſes Benutzungszwanges vorſchreiben will. Ahnlich der Rege⸗ 
lung beim Patentausfuͤhrungszwang (Art. 5 UV.) folen auch 
hier zwei Einſchränkungen Platz greifen; einmal ſoll der 
Zeicheninhaber eine Schonfriſt von 3 Jahren für die Be⸗ 
nutzung des Zeichens haben, ſodann ſoll der Verfall der 
Marke als Folge mangelnder Benutzung nur durch gericht⸗ 
liche Entſcheidung ausgeſprochen werden können (Art. 4 Abſ. 3). 

Dieſer Vorſchlag iſt als weſentliche Verbeſſerung zu be⸗ 
grüßen, bei der man ſich nur fragen kann, warum ſie nicht 
in den UV. ſelbſt mit ſeinem größeren Wirkungsbereich auf⸗ 
genommen werden ſoll und warum dem Zeicheninhaber nicht 
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auch hier wie bei den Patenten die Möglichkeit offen gelaſſen 
wird, die Nichtbenutzung des Zeichens zu rechtfertigen. 

4. Ein neuer Art. 5 bis ſchlägt zweckmäßigerweiſe vor, 
daß eine Prüfung über die Berechtigung zur Führung bon 
Wappen, Namen, Auszeichnungen uſw., die im Urſprungs⸗ 
lande ſtattgefunden hat, die gleiche Prüfung in den übrigen 
Ländern überflüſſig machen ſoll. 

5. Für neu beitretende Staaten iſt ſchließlich die Be⸗ 
fugnis vorgeſehen, bei ihrem Beitritt zu erklären, daß ſie 
den Schutz in ihrem Lande nur denjenigen internationalen 
Marken zukommen laſſen wollen, die ſeit dem Tage des Wirk⸗ 
ſamwerdens ihres Beitritts regiſtriert werden (Art. 11 Abs. 4). 
Wieviel leichter hätte ſich der Beitritt Deutſchlands zu dem 
Madrider Markenabkommen vollzogen, wäre dieſe Vorſchrift 
einige Jahre früher in Geltung geweſen. 


C. Madrider Abkommen über falſche Herkunfts- 
s ‚angaben. 

Während Art. 4 des Abkommens, der den Gerichten 
jedes Landes die Entſcheidung überläßt, ob Herkunftsangaben 
zu Gattungsbezeichnungen geworden ſind, und nur hinſicht⸗ 
lich der Erzeugniſſe des Weinbaues beſtimmt, daß die Her⸗ 
kunftsangaben für ſie niemals als Gattungsbezeichnungen. 
angeſehen werden dürfen, wird jetzt vorgeſchlagen, dieſe Aus⸗ 
nahme der Weinbauerzeugniſſe auszudehnen auf alle anderen 
Produkte, die ihre natürlichen Eigenſchaften dem Zoden und 
dem Klima verdanken. Art. 4 fol im Anſchluß hieran fol- 
genden Abſ. 2 erhalten: “ 

„Sobald eines der vertragſchließenden Länder eine 

Herkunftsbezeichnung dieſer Art durch eine Maßnahme 
der Geſetzgebung oder der Verwaltung oder durch Ent⸗ 
ſcheidung einer Gerichts⸗ oder Verwaltungsbehörde feſt⸗ 
geſtellt hat, haben die übrigen vertragſchließenden Länder 
den Schutz dieſer Herkunftsbezeichnung in den ſo feſt⸗ 
geſetzten Grenzen zu gewähren, vorausgeſetzt, daß das 
erſtgenannte Land ihnen dieſe Maßnahmen oder Ent⸗ 
ſcheidungen durch Vermittlung des Berner Büros be⸗ 
kanntgegeben hat.“ 

Hierzu wird im allgemeinen zu bemerken ſein, daß an 
ſich jede Maßnahme, die zur Verſtärkung des Schutzes gegen 
den Mißbrauch von Herkunftsangaben beiträgt, nur begrüßt 
werden kann. Der Ausdruck „Erzeugniſſe, die ihre natür⸗ 
liche Beſchaffenheit dem Boden oder dem Klima verdanken“, 
iſt allerdings reichlich unbeſtimmt und läßt Zweifeln aller 
Art Raum, welche Erzeugniſſe darunter fallen. Sicher be⸗ 
darf es, ſobald einzelne beſtimmte Produkte in Frage kommen, 
einer eingehenden Prüfung, ob und inwieweit ein geſetzlicher 
Zwang in beſtehende Wirtſchaftsverhältniſſe eingreifen würde. 
Wie ſehr im übrigen die Meinungen über den Schutz von 
Herkunftsangaben auseinandergehen, zeigen alle Verhand- 
lungen beteiligter Kreiſe. Es ſei nur an die Entſchließung 
der Internationalen Vereinigung für den Gewerblichen Rechts⸗ 
ſchuß (Deutſche Gruppe) in der Tagung vom Mai v. J. er: 
innert, wonach alle berühmten Ortsbezeichnungen gegen 
Entwertung durch Beſchaffenheitsangaben Schutz verdienten, 
gleichgültig, ob der gute Ruf der betreffenden Ware auf 
natürliche Ortseigenſchaften (Boden, Klima) oder auf die 
beſondere am Orte hergebrachte Kunſtfertigkeit zurückzuführen 
ſei. In anderen Beratungen wiederum, z. B. in denen der 
Sachverſtändigen des Völkerbundes ift in dieſer Frage eine 
vorſichtigere Haltung eingenommen worden, die mehr auf 
Sonderabkommen zwiſchen den einzelnen intereſſierten Staaten 
nach Lage ihrer beſonderen Bedürfniſſe hinweiſt. 


D. Entwurf eines Abkommens über die inter- 
nationale Hinterlegung von gewerblichen 
Muſtern oder Modellen. 

Der Entwurf geht davon aus, daß für die internationale 
Hinterlegung in Bern zuvor die Hinterlegung im Urſprungs⸗ 
lande vorgenommen werden muß (Art. 1). Mit der inter⸗ 
nationalen Hinterlegung entſteht der Schutz in allen übrigen 
Ländern mit der Wirkung, daß der Hinterleger bis zum Be- 
weiſe des Gegenteiles als Berechtigter gilt (Art. 4). Art. 5 
befreit den Hinterleger von der Verpflichtung, das Muſter 
oder Modell als ſolches zu bezeichnen, inſoweit, als nicht im 
Urſprungslande ſelbſt ein Bezeichnungszwang vorgeſchrieben 
iſt, und verbietet den Vertragsländern, den Verfall des Schutz⸗ 
rechtes wegen Nichtausübung oder wegen Einführung der 
geſchützten Gegenſtände auszuſprechen. Für alle Verbands⸗ 
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länder wird die Dauer des Schutzes auf 15 Jahre zwingend 
feſtgelegt; jedoch fof der Schutz in keinem Lande mehr be- 
anſprucht werden dürfen, wenn er im Urſprungslande er⸗ 
loſchen iſt (Art. 7). Die Schutzdauer zerfällt in zwei Perioden 
von 5 und 10 Jahren; während der erſten 5 Jahre kann 
das Muſter oder Modell auch verſchloſſen hinterlegt werden. 

Die im obigen ſkizzierten Grundzüge des Abkommens 
erſcheinen nicht unbedenklich. Berückſichtigt man, daß der 
größte Teil aller Geſchmacksmuſter in Deutſchland ſchon auf 
Grund des Kunſtſchutzcd. v. 9. Jan. 1907 (RGBl. 7) Schutz 
genießen und deren Inhaber deshalb nicht genötigt ſind, 
noch den beſonderen Geſchmacksmuſterſchutz (Geſetz, betreffend 
das Urheberrecht an Muſtern und Modellen v. 6. Jau. 1876 
(RGBl. 11) in Deutſchland in Anſpruch zu nehmen, fo 
wäre es offenbar läſtig, wenn nunmehr ſolcher Zwang zu 
dem Zwecke des internationalen Schutzes eingeführt werden 
würde. Noch bedenklicher iſt die obenerwähnte Beſtimmung 
des Art. 7, wonach ein Muſter oder Modell in keinem der 
Verbandsländer mehr Schutz genießen ſoll, ſobald der Schutz 
im Urſprungslande erloſchen iſt. Eine derartige Beſtimmung 
würde den internationalen Hinterleger in jedem Verbands⸗ 
lande bei Geltendmachung ſeines Muſterrechts dem Ein⸗ 
wande ausſetzen, daß das Recht im Urſprungslande nicht 
ordnungsmäßig begründet oder aus irgendwelchem Anlaß 
dort erloſchen ſei. Dieſe materiell⸗rechtliche Abhängigkeit des 
Schutzes vom Urſprungslande würde den Wert der inter⸗ 
nationalen Hinterlegung erheblich abſchwächen. Vorzuziehen 
wäre wohl eine Regelung, die den internationalen Schutz 
formell⸗ wie materiell⸗rechtlich vom Schutz im Heimatlande 
unabhängig ſtellen würde. Daß überhaupt die Möglichkeit 
einer internationalen Hinterlegung geſchaffen wird, entſpricht 
ſicher den Intereſſen von Handel und Induſtrie. 

Der vorſtehende Überblick zeigt, daß die für die Reviſion 
des UV. und der zugehörigen Abkommen gemachten Vor⸗ 
ſchläge eine erhebliche Beſſerung und Vervollſtändigung der 
zur Zeit geltenden Beſtimmungen anſtreben. Es iſt deshalb 
die Hoffnung auszuſprechen, daß die Verhandlungen in mög⸗ 
lichſt weitem Umfange zu einer Verſtändigung der beteiligten 
Länder führen mögen, vielleicht auch über Punkte, die in 
dem Konferenzprogramm bisher nicht enthalten ſind, an denen 
aber (wie z. B. an den Fragen der Unabhängigkeit des 
Markenſchutzes, der Zulaſſung von Teilprioritäten, des Ver⸗ 
bots der Vordatierung von Patenten uſw.) weite Wirtſchafts⸗ 
kreiſe lebhaft intereſſiert ſind. 


Falſche Herkunftsbezeichnungen. 
Von Rechtsanwalt Prof. Dr. Martin Waſſermann, Hamburg. 


Die Herkunft der Ware iſt häufig von Einfluß auf 
ihre Beſchaffenheit. Die Traube, die von der Sonne Spa⸗ 
niens durchwärmt wurde, hat einen ſüßeren Geſchmack als 
die Rebe, die in Schleſiens ſchattigen Bergen zu herber 
Reife gelangt ift; die Feige aus Smyrna unterſcheidet ſich 
erheblich von ihrer ſpaniſchen Schweſter; der Tabak, der in 
Kuba gewachſen iſt, ergibt einen anderen Rauch als ſein 
Bruder vom Neckarſtrande. Bei allen dieſen Erzeugniſſen 
des Bodens ſpielt das Klima eine entſcheidende Rolle. 

Erzeugniſſe menſchlicher Tätigkeit ſind in ihrer Be⸗ 
ſchaffenheit an ſich unabhängig von der Stätte ihrer Her⸗ 
ſtellung; rein theoretiſch betrachtet, kann ein Gegenſtand 
überall in der Welt in der gleichen Beſchaffenheit hergeſtellt 
werden; jedenfalls ſoweit er aus Rohſtoffen beſteht, die, wie 
Metalle oder Holz auf dem Transport keinerlei erhebliche Ver⸗ 
änderungen erleiden. Gleichwohl weiſen auch die reinen In⸗ 
duſtrieprodukte häufig erhebliche Unterſchiede je nach dem 
Lande oder dem Orte der Erzeugung auf. Das erklärt ſich 
in manchen Fällen dadurch: wenn ein Gewerbe in einer 
Gegend Jahrzehnte oder gar Jahrhunderte hindurch bes 
trieben wird, ſo wachſen die Bewohner von Jugend an in 
ihm auf; es pflanzt ſich eine Überlieferung von Geſchlecht 
zu Geſchlecht fort; die Bevölkerung wird gleichſam zu einer 
Gemeinſchaft von Fachleuten; der genius loci ſchwebt über 
der Arbeit (Solinger und Sheffielder Stahl⸗ und Eiſen⸗ 
waren, Glashütter Uhren, Schweizer Stickereien, Plauener 
Spitzen, Bielefelder Leinen uſw.). Es iſt nicht ausgeſchloſſen, 
daß Waren der gleichen Güte auch außerhalb dieſer Gebiete 
hergeſtellt werden; daß alſo die Überlegenheit in Wirklich⸗ 
keit nicht beſteht; aber der gute Ruf, den eine ſolche Her⸗ 
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kunftsſtätte einmal genießt, iſt für ihre Bewohner ein wert⸗ 
volles Gut, welches nach heutigem Rechtsempfinden geſetz⸗ 
lichen Schutz gegenüber demjenigen verdient, der unberech⸗ 
tigterweiſe die Bezeichnung zu eigenem Vorteil mißbraucht. 
Das deutſche Patentamt hat dies einmal treffend ausgedrückt 
mit den Worten, „die Bekämpfung ſolchen Verhaltens trage 
unſeren in neuerer Zeit geſchärften Anſchauungen über das 
Verwerfliche unwahrer tatſächlicher Angaben, namentlich ört⸗ 
licher Herkunftsbezeichnungen, Rechnung. Das öffentliche Ge⸗ 
wiſſen ſei in dieſem Punkte empfindlich geworden und die 
moderne Rechtſprechung habe fid) dem angepaßt“ (Beſchl. 
d. Patent⸗Beſchw Abtlg. I v. 28. Sept. 1911: Markenſchutz 
und Wettbewerb XI, 271). Die deutſchen Gerichte vertreten 
in ſtändiger Rechtſprechung den gleichen Grundſatz; das 
deutſche Unl Wg. v. 7. Juni 1909 bildet in feinen 88 3 
und 4 die geſetzliche Handhabe zu einem gerichtlichen Vor⸗ 
gehen. 

Auch in den meiſten anderen Kulturſtaaten gelten 
gleiche Grundſätze; nur die Form der Rechtsverfolgung iſt 
verſchieden. In neueſter Zeit macht ſich in einigen Ländern 
überdies das Beſtreben geltend, die heimiſche Induſtrie in 
verſtärktem Maße gegen Mißbräuche dieſer Art zu ſchützen. 
Den Anfang hat England in ſeiner Merchandise Marks 
Act 1887 mit der ſogenannten Made in Germany⸗-Klauſel 
gemacht, die dazu beſtimmt war, den Wettbewerb der deut⸗ 
ſchen Induſtrie zu erſticken, ſich aber als vorzügliches Werbe⸗ 
mittel für dieſe erwies und dem engliſchen Handel ſo unbe⸗ 
quem wurde, daß man fie 1909 wieder aufhob +). 

In gleicher Richtung bewegt ſich das argentiniſche 
Gef. Nr. 11275 v. 10. Nov. 1923, welches für argen- 
tiniſche Erzeugniſſe die Zwangsmarke „Industria Argen- 
tina“ vorſchreibt?). Da dieſes Geſetz ert am 1. Nov. 1924 
in Kraft treten ſollte, liegen Erfahrungen über ſeine Wir⸗ 
kung noch nicht vor. Zu erwähnen iſt noch ein däniſcher 
Geſetzentwurf, der für alle nach Däuemark eingeführten Waren 
die Bezeichnung „ausländiſch“ vorſchreibt. Schon das däni⸗ 
ſche Gef. v. J. 1921 gab dem Handelsminiſter das Recht, 
im Einvernehmen mit den Hauptorganiſationen des Er⸗ 
werbslebens für beſtimmte Auslandswaren den Zwang von 
Urſprungsbezeichnungen einzuführen; von dieſer Befugnis 
iſt jedoch bisher nur ein ſehr beſchränkter Gebrauch gemacht 
worden. 

Das argentiniſche, das däniſche Geſetz und manche ähn⸗ 
liche BD., die in anderen Ländern beſtehen, entſpringen 
dem wirklichen oder vermeintlichen Bedürfniſſe, gewiſſe ein⸗ 
heimiſche Gewerbe gegen die Einfuhr fremder Erzeugniſſe zu 
ſchützen. Sie dienen der Bekämpfung unrichtiger Herkunfts⸗ 
angaben als ſolcher nur mittelbar. Weit höhere Ziele ver⸗ 
folgen diejenigen Staaten, die die Verwendung unrichtiger 
Herkunftsbezeichnungen als Verſtoß gegen die Rechtsordnung 
betrachten, ganz unabhängig davon, ob es ſich um eine 
einheimiſche oder eine fremde Herkunftsſtätte handelt. Unter 
ihnen verdienen diejenigen Laͤnder hervorgehoben zu werden, 
die das 


Madrider Abkommen betr. die Unterdrückung falſcher Her⸗ 
kunftsbezeichnungen v. 14. April 1891 


getroffen haben. Damit hat es folgende Bewandtnis: 


Im Jahre 1883 wurde in Paris die Union internatio- 
nale pour la protection de la propriété industrielle, der 
internationale Verband zum Schutze des gewerblichen Eigen⸗ 
tums, gegründet. Er bezweckte eine Ausgleichung der Unter⸗ 
ſchiede, die zwiſchen den Geſetzen der verſchiedenen Länder 
auf dem Gebiete des Patent⸗, Muſter⸗ und Markenrechtes 
beſtehen. 

Gegründet wurde der Verband von folgenden Staaten: 
Belgien, Braſilien, Spanien, Frankreich mit Algier und 
den Kolonien, Guatemala und Salvador (dieſe beiden Staa⸗ 
ten ſind jedoch ſpäter wieder ausgetreten), Italien, den 
Niederlanden, Portugal mit den Azoren und Madeira, Ser⸗ 
bien und der Schweiz. Im Laufe der folgenden 20 Jahre 
traten England, Tunis, Schweden, Norwegen, die Vereinig⸗ 
ten Staaten von Nordamerika, Niederländiſch-Indien, Guri- 
nam und Curaçao, Japan, die Dominikaniſche Republik, 
Dänemark mit den Farörinſeln, Neuſeeland hinzu. 


1) Näheres in meiner Schrift „Die Behandlung des unlauteren 
Weltbewerbs im FV.“, Verlag Dr. Walther Rothſchild, 1920, S. 14 ff. 
2) Mu W. XXIV, 35/80. 


54. Jahrg. 1925 Heft 11) 


Mit dem 1. Mai 1903 erklärte Deutſchland ſeinen 
Beitritt; ihm folgten die meiſten anderen Länder, ſo daß 
der Verband heute ſämtliche Kulturſtaaten umfaßt, mit Aus⸗ 
nahme der ſüdamerikaniſchen Länder, die einen eigenen pan⸗ 
amerikaniſchen Verband bilden. 

Da es nicht wahrſcheinlich war, im Rahmen eines ſo 
großen Verbandes eine Einigung über alle einſchlägigen 
Fragen zu erzielen, war von Anfang an die Möglichkeit 
vorgeſehen, daß innerhalb des weiteren Verbandes einzelne 
Länder ſich zu engeren Verbänden zuſammenſchließen durften, 
ſoweit dadurch die Beſtimmungen des Geſamtabkommens nicht 
verletzt wurden. Ferner war von vornherein in Ausſicht 
genommen, von Zeit zu Zeit auf Konferenzen das Geſamt⸗ 
abkommen einer Nachprüfung zu unterziehen und Verbeſſe⸗ 
rungen zur Vervollſtändigung des Syſtems einzuführen. 
Solche Konferenzen fanden 1886 in Rom, 1891 in Madrid, 
1900 in Brüſſel und 1911 in Waſhington ſtatt. 

Anläßlich der Madrider Zuſammenkunft wurden am 
14. April 1891 zwei engere Verbände geſchloſſen: 

1. Es vereinigten ſich einige der Verbandsſtaaten zu 
einer Gemeinſchaft betr. die internationale Eintragung von 
Fabrik⸗ und Handelsmarken (Arrangement de Madrid con- 
cernant Penregistrement international des marques de 
fabrique et de commerce). 

Diefer engere Verband beſtand aus Belgien, Spanien, 
Frankreich nebſt Algier und den Kolonien, der Schweiz, 
Tunis; ihm traten ſpäter bei: die Niederlande, Nieder⸗ 
ländiſch⸗Indien, Surinam und Curaçao, Portugal nebſt den 
Azoren und Madeira, Italien, Braſilien, Kuba, Oſterreich 
und Ungarn, Mexiko. Deutſchland iſt ihm im Jahre 
1922 beigetreten. Ihm ſind andere Länder gefolgt. 

2. Eine zweite Gruppe ſchloß einen Verband zur 
Unterdrückung falſcher Herkunfsbezeichnungen 
(Arrangement de Madrid concernant la répression des 
fausses indications de provenance). Zu den Gründern 
dieſes Verbandes gehörten: Spanien, Frankreich mit Algier 
und Kolonien, Großbritannien, Portugal mit den Azoren 
und Madeira, die Schweiz und Tunis. Eine Anderung 
des Abkommens hat auf den ſpäteren Konferenzen nicht 
ſtattgefunden, nur auf der Konferenz von Waſhington im 
Jahre 1911 ſind einige textliche Verbeſſerungen vorgenommen, 
die den Sinn nicht beeinfluſſen. 

Später traten bei Braſilien, Kuba, Tſchechoſlowakei, 
Danzig. Deutſchland gehört dieſem Verbande bis⸗ 
her nicht an, aber es beſteht die Abſicht des baldigen Bei⸗ 
trittes, und es iſt zu erwarten, daß die Regierung dem 
Reichstage in allernächſter Zeit den Entwurf eines ent⸗ 
ſprechenden Geſetzes vorlegen wird, welches nach Mitteilungen 
der Tagespreſſe bereits die Zuſtimmung des Reichsrates ge⸗ 
funden hat. 

Es fragt ſich zunächſt, warum Deutſchland bis⸗ 
her nicht beigetreten iſt: 

Die dem Abkommen angehörenden Staaten hätten den 
Beitritt nicht nur nicht hindern können; denn nach Art. 5 
des Madrider Abk. kann jedes Mitglied der Pariſer Über⸗ 
einkunft ſich auch dem engeren Verbande anſchließen. Die 
Angehörigen des letzteren haben Deutſchlands Beitritt von 
jeher dringend gewünſcht; ſie haben die deutſche Regierung 
eingeladen, an ihren Beratungen teilzunehmen; und auf der 
Waſhingtoner Konferenz haben die Vertreter Deutſchlands 
(und Oſterreichs, welches ebenfalls dem Abkommen nicht 
angehört) ſich auch an den Verhandlungen beteiligt. Dies 
konnte man unbedenklich tun; denn ſowohl der Grundgedanke, 
wie die meiſten Vorſchriften des Madrider Abkommens ſtehen 
durchaus im Einklange mit dem deutſchen Geſetze und der 
in deutſchen Handelskreiſen herrſchenden Auffaſſung. 

Das deutſche Geſetz geht ſogar erheblich weiter als das 
Madrider Abkommen. Dieſes beſchränkt ſich auf die fal⸗ 
ſchen Herkunftsangaben, die ſich auf der Ware ſelbſt be⸗ 
finden; das deutſche Geſetz erſtreckt ſich auch auf die Re⸗ 
klame, auf Ankündigungen in Zeitungen, auf Rundſchreiben, 
Preisliſten und ſonſtige Werbemittel, die nicht in Verbin⸗ 
dung mit der Ware verbreitet werden. 

Das Madrider Abk. beſchränkt ſich auf ein Mittel zur 
Unterdrückung falſcher Urſprungsangaben, nämlich die Be⸗ 
ſchlagnahme; das deutſche Geſetz gibt den Beteiligten 
eine Reihe anderer, z. T. viel wirkſamere Hilfsmittel in 
die Hand; Unterlaſſungsklage, einſtweilige Verfügung, Straf⸗ 
antrag; die Beſchlagnahme ift in 817 WHG. ausdrücklich 
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10 0 fie it auch nach 88 40 bis 42 StGB. zu⸗ 
äſſigs?). 

Die erſten drei Artikel des Madrider Abk. ſtimmen 
vollſtändig mit dem deutſchen Recht überein; ſie haben nie⸗ 
mals Bedenken irgendwelcher Art erregt). 

Auch Art. 4) enthält zunächſt einen nahezu ſelbſtver⸗ 
ſtändlichen Vorderſatz: Er geht von der Tatſache aus, daß 
in allen Ländern gewiſſe Worte, die urſprünglich die Her⸗ 
kunft bezeichneten, im Laufe der Zeit ihre urſprüngliche 
Bedeutung verloren haben und als Warennamen in den 
allgemeinen Sprachſchutz übergegangen ſind (Schweinfurter 
Grün, Kaſſeler Braun, Berliner Blau uſw.). Ferner gibt es 
eine Reihe von Ortsnamen, die nur ſcheinbar die Herkunft 
bezeichnen, in Wahrheit jedoch niemals Herkunftsangaben 
waren (Kaſſeler Rippenſpeer, Frankfurter Würſte, Teltower 
Rübchen, Schweizer Reis, Königsberger Klops, Leipziger 
Allerlei, Berliner Pfannkuchen uſw.). 

In der franzöſiſchen Sprache gibt es vielleicht noch 
mehr derartige Worte als im Deutſchen; zahlreiche Beiſpiele 
hat E. Rondenay, Advokat am Appellhof zu Paris, in 
einem Bericht angeführt, der im „Srb. der Intern. Vereini⸗ 
gung f. gewerbl. Rechtsſch.“ (X, 82 ff.) abgedruckt iſt; unter 
ihnen befinden ſich „Bau de Cologne, Fil d’Ecosse, Gants 
de Suede, Savon de Marseille“. Das letzte Beiſpiel halte 
ich allerdings für falſch; denn Marſeiller Seiſe ſtellt nicht 
eine beſondere Art von Seife dar; es werden vielmehr in 
Marſeille Seifen aller Sorten hergeſtellt, und zwar be⸗ 
ſonders gute. In dem bekannten Wörterbuch „Petit La- 
rousse“ (1910) heißt es: 

Marseille s'est acquis une renommée universelle pour 
la fabrication des savons de toutes sortes. 

‚ Diefer Fall ift ein ſprechender Beleg dafür, daß der 
Gefahr der Verwäſſerung ihres Namens am meiſten die⸗ 
jenigen Orte und Länder ausgeſetzt ſind, deren Erzeugniſſe 
durch ihre guten Eigenſchaften einen beſonders guten Klang 
erlangt haben. 

E ſchlechteſten Früchte find es nicht, an denen Welpen 
nagen! 

„Die Umbildung von Ortsbezeichnungen in Warennamen 
vollzieht ſich in den meiſten Fällen ganz allmählich. In der 
Regel hat ſie ihren Urſprung in einem Mißbrauch; ein 
Mißbrauch, der lange Zeit und von verſchiedenen Menſchen 
begangen wird, verliert mit der Zeit feinen widerrechtliche 
Charakter und wird zu einem Gebrauch; beſonders wenn 
niemand Einſpruch gegen die mißbräuchliche Verwendung 
erhebt. So ſind zahlreiche Bezeichnungen, die urſprünglich 
zweifellos reine Herkunftsangaben waren, durch fortgeſetzten 
unbeanſtandeten Gebrauch zu Gattungsbezeichnungen gewor⸗ 
den. Eine ſolche Entwicklung konnte ſich früher leichter voll⸗ 
ziehen als heute; denn die Geſetzgebung der meiſten Staaten 
gewährte hiergegen keinen oder nur ungenügenden Schutz. 
Außerdem gelangte infolge der wenig ausgebildeten Ver⸗ 
kehrsverhältniſſe und mangelhaften Verkehrsmittel der Miß⸗ 
brauch oft überhaupt nicht zur Kenntnis der Bewohner des 
betreffenden Ortes. Und wenn es ſich gar um ausländiſche 
Ortlichkeiten oder um fremde Länder handelte, ſo verſagten 
die vielfach auf den Schutz der heimiſchen Induſtrie abge⸗ 
ſtellten Geſetze dem Ausländer überhaupt ihren Schutz. 

Ganz langſam hat ſich in den letzten Jahrzehnten in 
den meiſten Staaten das Bewußtſein entwickelt, daß die 
Duldung ſolcher Mißbräuche der heimiſchen Induſtrie nicht 
förderlich ſei, daß vielmehr die Bekämpfung unlauteren Wett⸗ 
bewerbes dem eigenen Lande diene, gleichviel, ob ſich die 
1 gegen einen Inländer oder einen Ausländer 
richte. 


3) Vgl. Waſſermann a. a. O. S. 87/88. 

4) Ich habe dies näher begründet in MuW. XXIV. 23 ff. 

5) Art. 4. Les tribunaux de chaque pays auront à décider 
quelles sont les appellations qui, à raison de leur caractere 
générique, échappent aux dispositions du present Arrangement, 
les appellations regionales de provenance des produits vinicoles 
n’etant cependant pas comprises dans la réserve spécifièe par 
cet article. 

Art. 4. Die Gerichte eines jeden Staates haben zu entſcheiden, welche 
Bezeichnungen auf Grund ihres allgemeinen Charakters den Be⸗ 
ſtimmungen des gegenwärtigen Abkommens nicht unterliegen; die 
örtlichen Herkunftsbezeichnungen für die Erzeugniſſe des Weinbaues 
faßt jedoch von der in dieſem Artikel aufgeſtellten Ausnahme nicht 
umfaßt. 
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Von den Staaten, die die Pariſer Übereinkunft grün⸗ 
deten, beſaßen nur wenige eine wirkſame geſetzliche Hand⸗ 
habe gegen den unlauteren Wettbewerb. In der urſprüng⸗ 
lichen Faſſung v. J. 1883 enthielt die Pariſer Akte keine 
Beſtimmung über den unlauteren Wettbewerb; dieſe Klauſel 
wurde erſt auf der Brüſſeler Konferenz v. J. 1900 als 
Art. 10 b eingefügt, welcher lautet: 

Les ressortissants de la Convention jouirons, dans 
tous les Etats de Union de la protection accordée 
aux nationaux contre la concurrence déloyale. 

Dieſe Faſſung bot einen nur ſehr fragwürdigen Schutz; 
erſt auf der Waſhingtoner Konferenz wurde dem ſchemen⸗ 
haften Gebilde etwas mehr Leben eingehaucht; Art. 10 b 
erhielt folgenden Wortlaut: 

Tous les pays contractants s'engagent à assurer 
aux ressortissant de l’Union une protection effective 
contre la concurrence déloyale. 

Aber auch die hierdurch den einzelnen Verbandsſtaaten 
auferlegte Verpflichtung wurde erheblich beeinträchtigt durch 
den Vorbehalt, den der Vertreter Belgiens machte, und der 
ausdrücklich zu den Akten genommen wurde: 

Que les pays, n'ayant pas de législation spé- 
ciale pour la répression de la concurrence déloyale, 
ne seront pas obliger d'en établir une“. 

Tatſächlich befinden fih heute unter den der Pariſer 
Übereinkunft angehörenden Staaten eine Anzahl, die weder 
ein beſonderes Geſetz haben, noch durch ihre Rechtſprechung 
einen wirkſamen Schutz gegen unlauteren Wettbewerb bieten, 
nicht einmal ihren eigenen Staatsangehörigen, geſchweige 
denn fremden; die infolgedeffen auch den Mißbrauch mit 
falſchen Herkunftsangaben zu unterdrücken nicht imſtande ſind. 

Aber auch in den Ländern, die den guten Willen und 
die geeigneten Geſetze hierzu beſitzen, iſt es nicht immer 
leicht, den Mißbrauch auszurotten. 

Wie manchem Arzt, der erſt im letzten Augenblick zu 
Rate gezogen wird, nur die Aufgabe bleibt, den eingetretenen 
Tod feſtzuſtellen, ſo können die Gerichte, wenn ſie zu ſpät 
angerufen werden, oft auch nur feſtſtellen, daß einmal ein 
Recht beſtanden hat, aber durch ſtändig geduldeten Mißbrauch 
verlorengegangen iſt; daß die Bezeichnung, die urſprünglich 
eine Herkunftsangabe war, fih durch längeren unangefoch⸗ 
tenen Gebrauch in eine freie Gattungsbezeichnung, einen 
Warennamen verwandelt hat. 

Die Prüfung dieſer Frage wollen die dem Madrider 
Abk. angehörenden Staaten den Gerichten des eigenen Landes 
vorbehalten; das iſt durchaus logiſch; denn wie der Arzt 
nur auf Grund eigener Unterſuchung ein richtiges Bild 
von der Krankheit des Patienten gewinnen kann, ſo kann 
nur der inländiſche Richter auf Grund der im Inlande zu 
erhebenden Beweiſe ſich ein abſchließendes Urteil darüber 
bilden, ob ein Wort noch als Herkunftsangabe aufgefaßt 
wird oder ſich ſchon zum freien Warennamen umgebildet hat. 

Wie ſchwer die Feſtſtellung oft iſt, weiß jeder, der 
als Richter, Partei oder Parteiberater an ſolchen Prozeſſen 
mitgewirkt hat. Von den zahlreichen Fällen, die ich ſelbſt 
geführt habe, iſt mir am lebhafteſten der Streit um die 
ägyptiſchen Zigaretten in der Erinnerung geblieben. 
Damals hat das Hanſ. OLG. allein 68 Sachverſtändige aus 
allen Teilen Deutſchlands vernommen und auf Grund ihrer 
Bekundungen entſchieden, daß dieſe Worte bei einem großen 
Teile des Raucherpublikums die urſprüngliche Bedeutung 
einer in Agypten hergeſtellten Zigarette nicht verloren 
haben”). 

Der Satz 1 des Art. 4 des Madrider Abk. ſtimmt alſo 
durchaus mit der deutſchen Anſchauung überein; die deutſchen 
Geſetze enthalten Beſtimmungen, die ſich faſt wörtlich mit 
Art. 4 Satz 1 decken. 

In 816 Op, heißt es: 

„Die Verwendung von Namen, welche nach Han⸗ 
delsgebrauch zur Benennung gewiſſer Waren dienen, ohne 
deren Herkunft bezeichnen zu ſollen, fällt unter dieſe 
Beſtimmung nicht.“ 


e) Actes de la Conférence de Washington, S. 255. 


T) Urteil des 1.35. v. 24. Febr. 1909, Mu W. VIII, 227. 
Weitere Beiſpiele: Havanna⸗Zigarren, Rheinlachs, Baſhenowo⸗Aſbeſt, 
Münchener Bier, Pilſener Bier uſw. finden ſich in Waſſermann, 
a. a. O. S. 48 ff. 
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85 UnlWG. ſagt: 

„Die Verwendung von Namen, die im geſchäftlichen 
Verkehr zur Benennung gewiſſer Waren . dienen, ohne 
deren Herkunft bezeichnen zu ſollen, fällt nicht unter die 
Vorſchrift der 88 3 und 4.“ 

Es wäre für Deutſchland unbedenklich geweſen, einem 
Abkommen beizutreten, welches die Entſcheidung dieſer oft 
ſchwierigen Fälle, ſoweit Deutſchland in Frage kommt, un⸗ 
ſeren eigenen Gerichten übertrug. 

Verhindert hat den Beitritt Deutſchlands 
nur der 2. Satz des Art. 4, der die inländiſchen Gerichte bei 
Herkunftsbezeichnungen von Erzeugniſſen des Wein⸗ 
baues ausſchalten will. Bei ihnen ſoll ſich keine Umbildung 
einer Herkunftsbezeichnung vollziehen können und keine, die 
ſich etwa bereits vollzogen hat, anerkannt werden. Praktiſche 
Bedeutung hatte die Beſtimmung vorzugsweiſe für zwei 
Worte, nämlich Champagner und Cognac. Alle übri⸗ 
gen Ausdrücke, hinſichtlich deren früher etwa Zweifel be⸗ 
ſtanden, waren durch das deutſche Weingeſetz und zwiſchen⸗ 
ſtaatliche Verträge bereits ausgeſchaltet worden; ſo die Be⸗ 
zeichnung Tokahyer durch Zuſatzvertrag zum deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Handelsvertrag v. 25 Jan. 19055); die 
Bezeichnung Portwein und Madeira durch den deutſch⸗ 
portugieſiſchen Handelsvertrag v. 20. Nov. 19085). 

Um die Worte Champagner und Cognac entbrannte 
ein heißer Kampf zwiſchen den franzöſiſchen und deutſchen 
beteiligten Kreiſen, der zu lebhaften Auseinanderſetzungen 
auf den Kongreſſen der Intern. Vereinigung für gewerbl. 
Rechtsſch. in Berlin (1904) und Lüttich (1905) führte 10). 

Von franzöſiſcher Seite wurde geltend gemacht, die Ver⸗ 
wendung dieſer Worte für Erzeugniſſe nichtfranzöſiſchen Ur⸗ 
ſprunges ſei ſtets ein Mißbrauch geweſen und geblieben; 
von deutſcher Seite wurde erwidert, ſie ſeien in den deut⸗ 
ſchen Sprachſchutz übergegangen; insbeſondere habe das Wort 
Cognac, welches überdies neuerdings regelmäßig Kognak 
geſchrieben werde, ſich vollſtändig zu einem Warennamen 
umgewandelt, deſſen urſprüngliche Bedeutung völlig in Ver⸗ 
geſſenheit geraten ſei. Zudem hieße das Getränk in Frank⸗ 
reich nicht Cognac, ſondern Eau de vie de Cognac; und 
was unter dieſem Namen in Frankreich in den Handel 
komme, ſei nur zum weitaus geringſten Teil in der Um⸗ 
gegend der Stadt Cognac oder auch nur in den Charentes 


erzeugt. 

Ich habe ſchon auf dem Berliner Kongreß 1904 den 
Franzoſen bezüglich des Wortes Champagner zugeſtimmt; 
denn ich habe von jeher den Standpunkt vertreten, daß ſeine 
Verwendung für einen deutſchen Schaumwein ein Mißbrauch 
ſei, der von angeſehenen deutſchen Schaumweinfabrikanten 
ſchon lange nicht mehr gebilligt, geſchweige denn geübt werde. 
Die deutſche ndi m du ir habe es durch ihre Reklame 
und durch die Güte ihrer Erzeugniſſe dahin gebracht, daß 
ſie heute einen internationalen Ruf genießt; ſie brauche ſich 
durchaus nicht zu ſchämen, ihr deutſches Erzeugnis unter 
der richtigen Flagge in den Handel gehen zu laſſen. Außer⸗ 
dem müſſe in Deutſchland jede Flaſche Schaumwein mit einer 
Leibbinde verſehen werden, die in deutlichen Buchſtaben die 
Worte „Deutſches Erzeugnis“ uſw. trage. Die deutſche Sekt⸗ 
induſtrie und das deutſche Publikum würden in keiner Weiſe 
leiden, wenn man das Wort Champagner durch den Bei⸗ 
tritt zur Madrider Konvention den Franzoſen wieder zurück⸗ 
erſtatten würde. 

Hinſichtlich des Wortes „Kognak“ war ich damals wie 
heute der Meinung, daß die Umwandlung ſchon lange voll⸗ 
endet iſt, und daß der Gebrauch dieſes Wortes ſeitens der 
deutſchen Brennereien durchaus gutgläubig geſchieht, ins⸗ 
beſondere, wenn er offenkundig als Warenname in der Firma 
erſcheint, und jede Mißdeutung ausſchließt, wie etwa 
„Deutſche Kognakbrennereien“ uſw. Ein deutlicher Beweis 
hierfür iſt gerade der Mißbrauch, der vor dem Kriege in 
Deutſchland vielfach mit franzöſiſch klingenden Kognak⸗ 
etiketten und -firmen getrieben, von franzöſiſchen Firmen 
gefördert und vom ehrlichen deutſchen Handel bekämpft wor⸗ 
den iſt. Dieſer Mißbrauch zeigt deutlich, daß das deutſche 
Publikum zwiſchen franzöſiſchen und deutſchem Kognak unter⸗ 


8) RG. v. 1. Okt. 1907: Mu W. VII, 141. 

9) Waſſermann a. a. O. S. 107. 

10) Jahrb. der Intern. Ver. VIII, I, 251—272; VIII, II, 110 
bis 150; IX, 225— 241. 
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ſcheidet, alſo Kognak für ein Erzeugnis hält, welches ſowohl 
in Frankreich wie in Deutſchland hergeſtellt wird. Ich konnte 
mich niemals des Eindruckes erwehren, daß in dieſer Frage 
die franzöſiſchen Vertreter ſich nicht von nüchternen ge⸗ 
ſchäftsmäßigen Erwägungen leiten ließen, ſondern mehr von 
ihrem Temperament beherrſcht wurden und der Angelegenheit 
eine größere Wichtigkeit beimaßen, als ihr vom wirtſchaft⸗ 
lichen Standpunkte zukam. Die Redeſchlachten, die in Berlin 
und Lüttich ausgefochten wurden, erſcheinen heute, wo wir 
um ſoviel ernſtere Dinge gekämpft und geblutet haben, als 
Kraftvergeudung. Geſiegt hat hier ſchließlich nicht Bered⸗ 
ſamkeit oder Vernunft. Geſiegt hat die Macht, die ſich 
verkörpert in dem Worte „Versailles“. Dort hat man uns 
in dieſer Frage einfach Vorſchriften diktiert; zu den Opfern, 
die die Franzoſen im Friedensvertrage von uns gefordert 
haben, gehört auch das Wort Kognak. Es wiegt wie eine 
Feder im Vergleich zu den erdrückenden Laſten, die dort auf 
unſere Schultern gelegt worden ſind. 

Im Art. 275 des FrV. hat fih nämlich Deutſchland 
verpflichten müſſen — allerdings unter der Bedingung der 
Gegenſeitigkeit auf dieſem Gebiete —, die Geſetze, Verwal⸗ 
tungs⸗ und Gerichtsentſcheidungen der alliierten und aſſo⸗ 
zierten Staaten hinſichtlich der Lagenbezeichnungen (appel- 
lations régionales) der in dem betreffenden Lande erzeugten 
Weine oder geiſtigen Getränke zu beobachten. Frankreich 
kann alſo beſtimmen, welche Weine als Champagner, 
Burgunder, Bordeaux bezeichnet werden dürfen. Es 
ſind hierüber bereits eingehende Beſtimmungen erlaſſen, z. B. 
die Geſetze und VO. v. 14. Aug. 1889; 11. Juli 1891; 
24. Juli 1894; 1. Aug. 1905; 1. Mai 1909; 25. Mai 1909; 
18. Sept. 1909; 21. April 1910; 10. Febr. 1911; 7. Juli 
1911; 18. Febr. 1911; 6. Mai 1919 u). 

Alle dieſe franzöſiſchen Geſetze und BD. muß Deutſch⸗ 
lano beobachten, da Frankreich ſeine Rechte aus Art. 275 gel⸗ 
tend gemacht und uns die Gegenſeitigkeit unter Hinweis 
auf das franzöſiſche Gef. v. 6. Mai 1919 angeboten hat; 
dieſes neue Geſetz faßt alle bisherigen Beſtimmungen über 
die Benennung von Weinbauerzeugniſſen noch einmal in 
ſeinem Art. 10 zuſammen. 

Frankreich hat ferner die VO. über die Herkunftsbezeich⸗ 
nungen Cognac, Eau de vie de Cognac uſw. v. 
1. Mai 1909 und wird wahrſcheinlich auch die über das Wort 
„Cognac“ ergangenen Gerichtsentſcheidungen!?) „durch die 
zuſtändigen Behörden Deutſchland gehörig bekannt geben“; 
daher muß die deutſche Regierung die Verwendung, die 
dieſen VO. und Entſcheidungen zuwiderläuft, unterſagen und 
unterdrücken, und zwar durch Beſchlagnahme und durch alle 
anderen geeigneten Rechtsbehelfe, ſowohl im inländiſchen Ver⸗ 
kehr, wie bei der Ein- und Ausfuhr. 

Auf Grund dieſer Erklärung ift das deutſche Weinch. 
v. 7. April 1909 durch das Geſ. v. 1. Febr. 1923 (RGBl. 
1923 II S. 107) geändert worden. In 88 16 und 17 ift das 
Wort Kognak durch „Weinbrand“ erſetzt. § 6 Abſ. 2 Satz 2 
und 87 finden keine Anwendung auf franzöſiſche und portu- 
gieſiſche geographiſche Bezeichnungen. 8 6 geſtattet nämlich 
die Benußung von Gemarkungsnamen und Weinbaulagen für 
gleichwertige Erzeugniſſe benachbarter oder naheliegender Ge⸗ 
markungen; 87 erlaubt, Verſchnitte aus Erzeugniſſen ver- 
ſchiedener Herkunft nach demjenigen Teil zu benennen, der 
der Menge nach überwiegt und die Art beſtimmt. 

Es war den Franzoſen ſtets ein Dorn im Auge, daß 
der deutſche Weinhandel einen Verſchnitt aus 51 Teilen 
Bordeauxwein und 49 Teilen ſpaniſchen Rotwein als Bor⸗ 
deaux bezeichnen durfte. Das hat jetzt aufgehört. Es iſt 
allerdings fraglich, ob der reine Bordeauxwein dem Ge⸗ 
ſchmacke des deutſchen Weintrinkers ſo entſprechen wird wie 
der bisher vielfach aus franzöſiſchem und ſpaniſchem Wein 
gemiſchte Rotwein, deſſen Bereitung und Pflege in mancher 
deutſchen Stadt beſſer gelungen iſt als in Frankreich. In 
ſachverſtändigen Kreiſen nimmt man an, daß der bisherige 


11) Näheres in Günther, Geſetzgebung des Auslandes über 
den Verkehr mit Wein, S. 68/69, und Waſſermann a. a. O. 
S. 94 ff. und 156. 

12) Nach Entſcheidungen des Appellationshofes von Douai v. 
18. Mai 1900, des Kaſſationshofes v. 26. April 1904, des Zivil⸗ 
gerichts Bordeaux v. 19. Febr. 1906 darf die Bezeichnung „Cognac“ 
in Frankreich ausschließlich angewendet werden für Getränke, die aus 
Gewächſen der Charente ſtammen; vgl. den Bericht von Guſtave 
Fösolde, Jahrb. der Intern. Ver. X, 9. 
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Königsberger, Roſtocker, Lübecker, Bremer, Hamburger, Lüne⸗ 
burger „Bordeaux“ ſich für das norddeutſche Klima beſſer 
eignet; und daß die Kundſchaft, die an dieſe Art gewöhnt 
iſt, dem neuen reinen Bordeauxwein nicht die gleiche Liebe 
entgegenbringen, ſondern von ihrem Weinhändler ein dem 
früheren Bordeaux gleichendes Getränk verlangen wird. Das 
darf der Händler ihm dann allerdings nicht mehr als Bor⸗ 
deauxwein liefern; ſofern es aber ebenſogut wie früher 
ſchmeckt, ſo wird der Kunde es leicht verſchmerzen, wenn 
an Stelle des Wortes „Bordeaux“ etwa eine Phantaſie⸗ 
bezeichnung auf dem Etikett prangt. Für die meiſten 
deutſchen Rotweintrinker bietet ohnehin der Ruf der deut⸗ 
ſchen Firma, die den Wein abgezogen hat, eine größere 
Gewähr als die franzöſiſchen Worte, die ſonſt noch auf dem 
Etikett ſtehen. 

Es bleibt die Frage, ob unter dieſen Umſtänden der 
Beitritt Deutſchland fih für uns empfiehlt. Ich ge- 
lange zur Bejahung; denn meiner Meinung nach iſt durch 
Art 275 des FrV. der einzige Grund fortgefallen, der die 
deutſche Regierung bisher von dem Beitritt abgehalten hat. 
Die deutſchen Brennereien, die geglaubt hatten, den Ausdruck 
Kognak für ihren in Deutſchland hergeſtellten Trinkbrannt⸗ 
wein nicht entbehren zu können, haben ſich mit der vollendeten 
Tatſache abgefunden. Schon bevor die franzöſiſche Regierung 
der deutſchen gegenüber die Gegenſeitigkeit verbürgt und 
die franzöſiſchen VO. in der in Art. 275 vorgeſehenen Form 
mitgeteilt hat, iſt das Wort „Kognak“ bereits aus den 
Firmen der deutſchen Brennereien verſchwunden, und das 
Getränk, welches man bisher deutſchen Kognak nannte, 
hat faſt allgemein den vielleicht ſprachlich nicht ganz zu⸗ 
treffenden, aber für den Verkehr brauchbaren Namen „Wein⸗ 
brand“ erhalten. 

Demgemäß hat auch der Deutſche Verein für ge⸗ 
werblichen Rechtsſchutz ſich auf dem Berliner Kongreß 
vom Oktober 1920 einſtimmig zugunſten des Anſchluſſes aus⸗ 
geſprochen. Es fiel dort allerdings das Wort, er bedeute 
angeſichts des Art. 275 des FrV. jetzt nichts mehr als eine 
„ſchöne Geſte“. 

Dieſer Auffaſſung vermag ich mich nicht anzuſchließen: 
ich erblicke vielmehr darin eine Verbeſſerung unſerer 
Rechtslage; denn durch den Anſchluß an das Madrider 
Abk. erwerben wir für unſere deutſchen Erzeugniſſe einen 
Rechtsſchutz auch in denjenigen Ländern, die uns die Gegen⸗ 
ſeitigkeit gem. Art. 275 des FrV. nicht gewähren. 

Das kann für den deutſchen Weinbau von großer Be⸗ 
deutung ſein. Zu den Ländern des Madrider Abk. gehört 
z. B. England, das viele deutfche Rhein⸗ und Moſelweine 
einführt. Der engliſche Ausdruck für Rheinwein heißt Hock, 
urſprünglich eine Abkürzung von „Hochheimer“. Ich meine 
zwar nicht, daß wir auf Grund Art. 4 des Madrider Abk. 
den Engländern dieſes in ihren Sprachſchutz übergegangene 
Wort wieder ſtreitig machen ſollen; aber ich könnte mir 
denken, daß ſich in England auch andere berühmte deutſche 
Weinnamen, wie „Steinberger Kabinett“ oder „Berncaſtler 
Doktor“ mit der Zeit in Gattungsbezeichnungen umwandeln 
könnten. Auf Grund Art. 275 Fr. können wir dagegen 
nichts unternehmen, ſofern uns nicht England die Gegen⸗ 
ſeitigkeit einräumen wird; und dazu hat es wenig Ver⸗ 
anlaſſung, da es ſelbſt keinen Weinbau betreibt. Dagegen 
würde uns das Madrider Abk. durch ſeinen Art. 4 in ſol⸗ 
chem Falle Schutz gewähren. 

Ich habe hier nur ein rein hypothetiſches Beiſpiel ge⸗ 
wühlt; aber Kenner des engliſchen Weinhandels werden bes 
ſtätigen, daß es nicht ganz weſenloſe Geſpenſter ſind, 
mit denen ſich meine Phantaſie befaßt. In einer angeſehenen 
engliſchen Fachzeitſchrift „The Wine Trade Re- 
view“ fand ich Anzeigen, die zu Befürchtungen nach dieſer 
Richtung berechtigen. Weine franzöſiſchen Urſprunges wurden 
dort als French Rhine Wines und als Moseloro angekün⸗ 
digt; die Flaſchenform und Ausſtattung verrät nicht gerade 
das Beſtreben, eine Verwechſlung mit deutſchen Rhein- und 
Moſelweinen zu verhindern. Die French Rhine Wines ftam- 
men aus dem Elſaß. Elſäſſiſche Weine haben bisher nicht 
als Rheinweine gegolten, ſondern bildeten, ebenſo wie badi⸗ 
ſche Weine, eine beſondere Gruppe. Als Rheinweine galten 
nur Weine aus Rheinheſſen, dem Rheingau, der 
Nahe, der Rheinpfalz und dem Mittelrhein bis 
Koblenz. Dies iſt ausdrücklich von allen beteiligten Fach⸗ 
kreiſen unter Zuſtimmung des Elſäſſiſch⸗Lothringiſchen Wein- 
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händlervereins lange vor dem Kriege feſtgeſtellt, und wird 
damit begründet, daß das elſäſſiſch⸗lothringiſche Weingebiet 
nicht am Rhein, ſondern, abgeſehen von einigen vorgeſcho⸗ 
benen Orten ohne Bedeutung, weit hinter dem Fluſſe liegt. 

Es wird möglich ſein, nach dem Beitritt zum Madrider 
Abk. die dieſem angehörigen Verbandsſtaaten darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß die Benutzung der Bezeichnung Rheinwein für 
elſäſſiſche und lothringiſche Weine einen Verſtoß gegen Art. 4 
bedeutet. Ob dies nützen wird, muß die Zeit lehren. Von 
franzöſiſcher Seite iſt wiederholt lebhaft Klage darüber ge⸗ 
führt worden, daß die Beſtimmungen des Madrider Abk. 
eigentlich von keinem der Verbandsſtaaten beobachtet werden. 
In der Schweiz verkaufe man „Champagne suisse“, in Spa⸗ 
nien „Cognac espagnol“; in England und im Süden von 
Frankreich benenne man die dort erzeugten Weine Ma⸗ 
deira, Porto, Zerez! 


„Comment pouvons nous exiger,“ ſchrieb ein 
franzöſiſcher Anwalt vor einiger Zeit in der Zeitſchrift 
„La Feuille Vinicole“, „des pays étrangers de re- 
spect de nos marques nationales, alors que nous 
ne respectous pas les leurs?“ 


Man ſieht hieraus, daß Frankreich zwar ſehr ſtrenge 
Geſetze hat, daß aber dieſe Geſetze nicht immer befolgt wer⸗ 
den. Vielleicht wird der Eintritt Deutſchlands in das Ma⸗ 
drider Abk. in dieſer Hinſicht eine Beſſerung herbeiführen. 
Das wird auch uns zugute kommen; denn unſer Handel, 
der die Geſetze ſtreng beobachten muß, hat natürlich ein 
Intereſſe daran, daß die Grenzen, die ihm gezogen werden, 
auch nicht von anderen überſchritten werden. = 

Noch eine andere Erwägung hat mich beſtimmt, den 
Anſchluß Deutſchlands an das Madrider Abk. zu empfehlen. 
Art. 274 des FrV. legt Deutſchland die Verpflichtung, auf, 
die Roh- und Fertigerzeugniſſe der alliierten und oſſoziierten 
Mächte gegen jede Art unlauteren Wettbewerbes, insbeſondere 
gegen falſche Herkunftbezeichnungen zu ſchützen. 
Dieſe Verpflichtung des Art. 274 iſt nicht abhängig von 
der Gegenſeitigkeit; ſie erſtreckt ſich alſo auch auf die 
Erzeugniſſe derjenigen Staaten, in denen deutſche Erzeug⸗ 
kni gar keinen Schutz gegen unlauteren Wettbewerb ge- 
nießen. 

Durch den Beitritt zum Madrider Abk. würden die 
deutſchen Erzeugniſſe Anſpruch auf Schutz gegen falſche Her⸗ 
kunftsbezeichnungen in denjenigen Staaten erhalten, die dem 
Madrider Abk. angehören und ihm ſpäter beitreten. Das kann 
unter Umſtänden von großer Bedeutung für die deutſche 
Induſtrie ſein: Deutſchland hat in der Erzeugung mancher 
Gegenſtände einen derartigen Vorſprung vor anderen Län⸗ 
dern, daß man dort ſchlechterdings die deutſchen Waren nicht 
entbehren kann. Trotz der größten Mühe, die man ſich 
während des Krieges und nachher gegeben hat; trotz der 
Beſchlagnahme deutſcher Patente und ee trotz weit⸗ 
gehender Regierungsunterſtützung iſt es der ausländiſchen 
Induſtrie in vielen Fällen nicht gelungen, eben⸗ 
bürtige Erzeugniſſe zu erzielen; und man iſt dort jetzt froh, 
die gute, alte, langentbehrte deutſche Ware wieder zu be⸗ 
kommen. In manchen Ländern herrſcht aber noch der im 
Kriege geſchürte Haß gegen die deutſchen Barbaren und 
wird mit mehr oder minder künſtlichen Mitteln immer wieder 
angefacht. Der Großhandel iſt zwar oft nüchtern genug und 
wird gern die deutſche Ware einführen, wenn er bei ihr 
feine Rechnung findet; er ſucht aber dann bei der Weiter- 
veräußerung der Ware an das aufgehetzte Publikum die 
deutſche Herkunft ängſtlich zu unterdrücken und den Gegen⸗ 
ſtand als Erzeugnis des eigenen oder eines befreundeten 
Landes auszugeben. Das wird durch Art. 3 des Madrider 
Abk. erſchwert, wenn nicht gar unmöglich gemacht. 

Auch bei dieſem Beiſpiel leitet mich nicht allein meine 
Einbildungskraft, ſondern ein Fall, den ich 1912 in Paris 
erlebte. Ich verlangte dort in einem Geſchäft „Lonolin“ 
und fragte, ob ich die „Pfeilring“⸗Marke haben könne; der 
Verkäufer erwiderte, man führe nur engliſches Lanolin, 
und gab mir eine Tube, auf der die bekannte engliſche Firma 
Borroughs Wellcome & Co., London, in deutlicher 
Schrift zu leſen ſtand. Die ganze Inſchrift der Etikette 
war in engliſcher Sprache abgefaßt. Als ich mir die Tube 
genauer anſah, entdeckte ich in ganz kleinen Buchſtaben an 
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ziemlich verſteckter Stelle die Worte: „Sole licensees of the 
Lanolin Works Martinikenfelde“. Man hatte mir alfo in 
Paris das Erzeugnis einer deutſchen Fabrik unter eng⸗ 
liſcher Flagge verkauft, weil das franzöſiſche Publikum eng⸗ 
liſche Waren lieber kauft als deutſche. Und das war zwei 
Jahre vor dem Weltkriege! Soweit mir bekannt iſt, wurde 
damals Lanolin nur in Deutſchland hergeſtellt, jedenfalls die 
erſtklaſſige Ware; und zwar aus engliſcher oder auſtraliſcher 
Wolle, die man nirgends ſo gut zu entfetten verſtand wie in 
Deutſchland. Wie obiger Fall zeigt, hielt man es aber ſo⸗ 
wohl in England wie in Frankreich für gut, dem Publikum 
dieſe Überlegenheit der deutſchen Induſtrie zu verbergen. 
Wer weitere Beiſpiele wünſcht, beſuche die Läden in Oxford⸗ 
ſtreet und Regentſtreet in London. Wieviel wollene Strümpfe, 
die dort unter engliſcher Marke feilgehalten wurden, ſtammten 
aus Chemnitz; wie mancher „suit case“ oder „evening 
dress bag“, deſſen hellgelbes „engliſches Leder“ und „echt 
engliſche“ Form den Neid und die Bewunderung des Fremden 
erregte, erblickte das Licht der Welt in Offenbach am 
Main. 

Der Londoner Laden, der nicht darauf verzichten will, 
ſeinen Namen und Adreſſe auf die Ware zu ſetzen, um ſich 
für ſpätere Fälle den Kunden in Erinnerung zu bringen, 
wird im Falle des Beitrittes Deutſchlands zum Madrider Abk. 
nach Art. 3 genötigt werden, in deutlicher Schrift den 
Fabrikationsort oder das Fabrikationsland hin⸗ 
zuzufügen 15). Und das wird manchem die Augen über die 
Leiſtungsfähigkeit der deutſchen Induſtrie und die Güte der 
deutſchen Erzeugniſſe öffnen. So kann das Madrider Abk. 
ebenſo wie die „Made in Germany“ -Klauſel der engliſchen 
Merchandise Marks Act 1887 ein glänzendes Werbemittel 
für die deutſche Ware werden. Deutſcher Fleiß iſt der Grund⸗ 
pfeiler, auf dem die Erfolge unſerer Induſtrie ſich aufbauten. 
Hat der Krieg uns auch für eine Spanne Zeit gelähmt, zu 
zerſtören hat er ihn nicht vermocht. Auf ihm allein wird 
es möglich ſein, unſer Wirtſchaftsleben wieder aufzurichten. 
Deutſchland iſt ein armes Land geworden; geblieben iſt uns 
aber der Ruf tüchtiger Arbeit. Wir dürfen verlangen, daß 
das Ausland die deutſche Herkunft der Ware nicht durch 
fremde Flagge verdecke. 

Und ganz zum Schluß möchte ich noch einem Gedanken 
Ausdruck geben, der vielleicht heute manchem etwas utopi⸗ 
ſtiſch erſcheint, wo wir noch unter den Plagen des Nach⸗ 
frieges leiden. Aber es muß und wird einmal wieder die 
Zeit kommen, da die Völker in der ruhigen Sprache der Ver⸗ 
nunft miteinander reden werden, wo das Verſtändnis für 
gemeinſame Intereſſen die Leidenſchaften des gegenſeitigen 
Haſſes überwinden wird. Und in ſolcher Zeit, die hoffent⸗ 
lich nicht mehr allzu fern iſt, wird Deutſchland als Mitglied 
des Madrider Verbandes ſegensreich auch für die anderen 
Länder wirken können; es wird die reichen Erfahrungen 
unſerer Rechtſprechung in den Dienſt der gemeinſamen Sache 
ſtellen; durch die ernſte Arbeit ſeiner Gelehrten und die hohe 
Weisheit ſeiner Gerichte auch die Rechtſprechung der anderen 
Länder unterſtützen und dazu beitragen, daß manche noch 
nicht geklärte Frage einer allſeitig befriedigenden Löſung zu⸗ 
geführt wird. Die deutſchen Gerichte haben auch während 
des Krieges ſich als unparteiiſche Hüter des Rechtes erwieſen 
und ſelbſt den Feinden Achtung abgerungen. Der gute Klang 
ihrer Stimme wird noch weiter ſchallen, wenn Deutſchland 
erſt Mitglied des Madrider Verbandes iſt, und wenn dadurch 
feine Rechtſprechung in den übrigen Verbandsſtaaten Ein- 
fluß gewinnt. Und die Zahl der Verbandsſtaaten wird ſich 
vorausſichtlich ſchnell vermehren, wenn erſt Deutſchland das 
Beiſpiel des Beitrittes gibt. 


18) Art. 3 lautet: Les présentes dispositions ne font pas 
obstaole à oe que le vendeur indique son nom ou son adresse 
sur les produits provenant d'un pays différent de celui de la 
vente; mais, dans, ce cas, l’adresse ou le nom doit être 
accompagné de l’indication précise, et en caractères apparente, 
du pays ou du lieu de fabrication ou de production. 

Die gegenwärtigen Beſtimmungen ftehen dem nicht entgegen, 
daß der Verkäufer ſeinen Namen oder ſeine Adreſſe auf den Erzeug⸗ 
niſſen angibt, die aus einem anderen Lande als dem des Verkaufes 
Bommen ` aber in dieſem Falle muß die Adreſſe oder der Name bee 
gleitet ſein von der genauen und in deutlichen Buchſtaben erſchei⸗ 
nenden Angabe des Landes oder des Ortes der Herſtellung oder Er⸗ 
zeugung. 


54. Jahrg. 1925 Heft 11] 
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Das Recht der ehemals deutſchen Gebiete. 


Memelgebiet. 


Von Referendar Scherließ, Charlottenburg. 


A. Allgemeine Grundlagen. 


Am 15 Febr. 1920 wurde das Gebiet Memel, wie es 
in den Artikeln 99 (Teil III, Abſchnitt X) und 28 (Teil II) 
des Verſailler Friedensvertrages abgegrenzt worden iſt, von 
Deutſchland abgetrennt. Die Übergabe erfolgte auf Grund 
einer Vereinbarung v. 9. Jan. 1920 an den franzöſiſchen 
General Odry als Vertreter der Alliierten und Aſſoziierten 
Hauptmächte. Dieſer Gouverneur erließ ſofort eine Bekannt⸗ 
machung, daß 
„ſämtliche Geſetze und Verordnungen in Kraft bleiben, 
ſoweit ſie nicht ausdrücklich abgeſchafft werden oder der 
neuen ſtaatsrechtlichen Lage des Gebietes entſprechen“ !). 


Die Grundlage für das im Memelgebiet geltende Recht iſt 
hiernach das deutſche Recht geblieben in der Form, wie es 
am 15. Febr. 1920 beſtand. 

Das politiſche Schickſal des Memelgebietes hat ſich ſeit⸗ 
dem weiter entwickelt. Im Januar 1923 übernahm die Herr⸗ 
ſchaft der (litauiſche) „Zentralausſchuß zur Verteidigung des 
Memelgebiets“, und im Februar 1923 beſchloß die Bot⸗ 
ſchafterkonferenz zu Paris die Zuſchlagung des Memelgebiets 
an Litauen. In Verfolg dieſer Entſcheidung kam am 8. Mai 
1924 die „Konvention über das Memelgebiet zwiſchen Litauen 
und dem Britiſchen Reich, Frankreich, Italien und Japan“ 
zuſtande, die als Anhang I das „Statut des Memelgebiets“ 
enthält 2). — Trotz der dazwiſchen liegenden Zeit find gegen- 
wärtig dieſe Konvention und das Statut noch nicht in 
Kraft. Die vielfachen Vorausſetzungen hierfür, wie ſie ſich 
aus Art. 18 der Konvention in Verbindung mit der Völker⸗ 
bundsſatzung ergeben!), find noch nicht reſtlos erfüllt, und 
dies verhindert zugleich — trotz der bereits erfolgten Ver⸗ 
kündung der Konvention durch den Präſidenten der litauiſchen 
Republik) — das Wirkſamwerden des Statuts nach feiner 


ſtaatsrechtlichen Seite hin: als Geſetz. So herrſcht auch heute 


noch ein proviſoriſcher Zuſtand. Litauen hat ſich in der be⸗ 
ſonderen Übergangsbeſtimmung zur Konvention v. 8. Mai 
1924 zwar verpflichtet, ſchon „während der Zeit bis zur Rati⸗ 
fizierung desſelben durch die anderen Mächte unverzüglich 
mit der Durchführung aller Beſtimmungen des Abkommens 
und ſeiner Anhänge zu beginnen und fortzufahren“. Dieſe 
Beſtimmung ſetzt aber die Ratifizierung des Abkommens 
durch Litauen voraus, die bisher noch nicht zum Abſchluß 
gekommen ift4). Der geſamte Inhalt des Statuts wird 
jedenfalls erſt geltendes Recht werden, ſobald völkerrechtlich 
der Vertrag in Wirkſamkeit getreten iſt. 

Auf die einzelnen Beſtimmungen des Statuts einzugehen, 
muß ich mir im Rahmen dieſer Ausführungen verſagen. 
Weſentlich zur Kenntnis der Grundlagen, auf denen ſich das 
Rechtsleben im Memelgebiet aufbaut, ſind hier jedoch fol⸗ 
gende Hauptgedanken daraus: Das Statut geht im Art. 1 
davon aus, daß das Memelgebiet „unter der Souveränität 
Litauens eine Einheit bildet, die . . . in Geſetzgebung, 
Rechtſprechung, Verwaltung und Finanzen innerhalb der 
in dem vorliegenden Statut umſchriebenen Grenzen Auto⸗ 
nomie genießt“. Der Inhalt des Statuts geht der litauiſchen 
Verfaſſung vor. In Art. ö des Statuts find die Angelegen⸗ 
heiten aufgezählt, die zur Zuſtändigkeit der Organe der auto⸗ 


1) Bek. v. 15. Febr. 1920, Amtsblatt des Memelgebiets (ABl.) 


Nr. 1. 

2) Verkündet in den „Vyriauſybss Žinios”, dem Staat- 
anzeiger der Republik Litauen, Nr. 169 von 1924; in deutſcher 
Überſetzung des franzöſiſch⸗engliſchen Urtextes bekanntgemacht im 
ABl. Nr. 82 von 1924. 

8) Art. 18 der Konvention beſagt, daß dieſe in Kraft tritt, 
ſobald die Ratifikationsurkunden in Paris niedergelegt worden find. 
Außerdem „ſoll“ das Abkommen nach Ratifikation durch Litauen vom 
Sekretariat des Völkerbundes regiſtriert werden. Vor dieſer Ein⸗ 
tragung iſt aber das Abkommen gemäß Art. 18 der Völkerbunds⸗ 
ſatzung (Teil I des Verſailler Friedensvertrages) nicht rechtsverbind⸗ 
lich, da Litauen Mitglied des Völkerbundes iſt. 

4) Zwar hat der litauiſche Seim (Landtag) die Konvention be- 
reits am 30. Juli 1920 beſtätigt. Damit iſt aber nach dem in 
Anm. 3 Geſagten der Ratifizierungsakt nicht beendet. 


nomen Regierung des Memelgebiets gehören; es fallen dar⸗ 
unter insbeſondere alle die bürgerliche und Strafgeſetzgebung 
ſowie die Gerichtsverfaſſung betreffenden Angelegenheiten. Die 
geſetzgebende Gewalt im Memelgebiet wird von dem Land⸗ 
tag (Seimelis) ausgeübt, dem das Landesdirektorium (höch⸗ 
ſtens 5 Mitglieder einſchließlich des Präſidenten) als Träger 
der vollziehenden Gewalt gegenüberſteht. Litauen ernennt 
einen Gouverneur des Memelgebiets, dem u.a. die Verkün⸗ 
dung der vom Landtag angenommenen Geſetze obliegt. Die 
Richter an den Gerichten des Memelgebiets werden vom 
Landesdirektorium ernannt; fie werden auf Lebenszeit an- 
geſtellt und ſind grundſätzlich unabſetzbar. Die litauiſche und 
die deutſche Sprache werden zu gleichen Rechten als Amts- 
ſprachen im Memelgebiet anerkannt. 

Von dieſen genannten Beſtimmungen des Statuts harrt 
vor allem noch der Landtag ſeines Werdens. Die erſten 
Wahlen zu ihm finden nach Art. 37 erſt innerhalb 6 Wochen 
nach Inkrafttreten des Statuts ſtatt. Bis dahin (und ſchon 
ſeit der Zeit der Abtrennung) ſchaffen neues Recht lediglich 
die Verordnungen der jeweiligen oberſten Vertretung des 
Memelgebiets. Gehen dieſe Verordnungen urſprünglich allein 
von dem General Odry als „Gouverneur des Memelgebiets“ 
aus, ſo treten bereits kurz nach der Abtretung daneben Ver⸗ 
ordnungen des „Landesdirektoriums des Memelgebietes“, wel⸗ 
ches unter dieſer Bezeichnung, damals mit einem Vorſitzen⸗ 
den und ſechs Mitgliedern, durch VO. v. 17. Febr. 19205) 
geſchaffen iſt und nach Einführung der Litauerherrſchaft dann 
die alleinige höchſte Behörde des Memelgebiets darſtellt. Die 
VO. des Landesdirektoriums werden ſeitdem verkündet und 
mitunterzeichnet zunächſt durch den „Oberſten Bevollmäch⸗ 
tigten der Litauiſchen Regierung für das Memelgebiet“, feit 
Ernennung des „Gouverneurs des Memelgebiets“ (27. Okt. 
1924) e) durch dieſen. — Alleiniges Publikationsorgan für die 
VO. iſt das „Amtsblatt des Memelgebietes“, welches in 
Memel hergeſtellt und vom Landesdirektorium herausgegeben 
wird:). 24 Stunden nach Veröffentlichung werden die VO. 
als bekannt angeſehen und ſind ſie tatſächlich vollſtreckbar, 
falls nicht in ihnen ein anderer Zeitpunkt beſtimmt ijt®). 

An den Gerichten des Memelgebiets waren lange Zeit 
in überwiegender Zahl beurlaubte Richter aus deutſchen 
Ländern tätig. Noch Ende Januar dieſes Jahres mögen, 
ſoweit mir bekannt, etwa zur Hälfte ſolche, zur Hälfte bereits 
vom Landesdirektorium feſt angeſtellte Richter dort Recht ge⸗ 
ſprochen haben. Inzwiſchen iſt dieſe Entwicklung beſchleunigt 
worden durch den am 10. Febr. 1925 zwiſchen Deutſchland 
und Litauen geſchloſſenen Vertrag „zur Ausführung der 
Art. 8 bis 10 der Konvention über das Memelgebiet vom 
8. Mai 1924 (Optionsvertrag)“e). Hierin ift für die Bes 
amten, die unter den Vorausſetzungen des Art. 8 Abſ. 1 
der Konvention ohne weiteres die litauiſche Staatsangehörig⸗ 
keit erwerben würden, das Ende der Friſt zur Ausübung 
des Optionsrechts für Deutſchland auf den 31. März 1925 
feſtgelegt worden (I Abſ. 5). 

Die Gleichberechtigung der deutſchen und der litauiſchen 
Sprache als Amtsſprachen bewirkt, daß bei den Gerichten 
nötigenfalls Dolmetſcherbeamte zugezogen werden. 


B. Verfaſſung und Zuſtändigkeit der Gerichte. 


Erſtinſtanzlich find im Memelgebiet für alle bürger ⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten, die vor die ordentlichen 
Gerichte gehören, die Amtsgerichte ausſchließlich zu⸗ 
ſtändig! Für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten in. Handels⸗ 
ſachen ift, ſofern der Wert des Streitgegenſtandes den Betrag 
von 1000 Litas (1 Lit = / U. S. A. Dollar) überſteigt, im 
erſten Rechtsgang das Handelsgericht in Memel aus⸗ 
ſchließlich zuſtändig 10). — Der Amtsrichter entſcheidet alfo vor 
allem auch ſämtliche nicht vermögensrechtlichen Streitigkeiten 


5) ABl. Nr. 1. 

6) „Vyriauſybss Zinios“ Nr. 174; ABl. Nr. 102. 

7) Insbeſondere gelten alſo im Memelgebiet nicht Rechts⸗ 
normen, die lediglich im Staatsanzeiger der Republik Litauen, in 
Kowno, veröffentlicht ſind. 

8) BO. b. 20. April 1920, ABl. Nr. 8. 

9) RGBl. 1925 II, 59. 

10) BO. v. 29. Febr. 1924, ABL Nr. 22. 
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in erſter Inſtanz als Einzelrichter. Das Handelsgericht ent⸗ 
ſcheidet in der Beſetzung mit 1 Amtsgerichtsrat als Vorſitzen⸗ 
dem und 2 Handelsrichtern. 

Berufungsgericht iſt in beiden vorgedachten Fällen das 
Landgericht in Memel 10). Dieſes ift zugleich zuſtändig für 
Beſchwerden gegen Entſcheidungen der Amtsgerichte oder des 
Handelsgerichts. — Die Beſetzung der Zivilkammer des Land⸗ 
gerichts iſt beſtehen geblieben: 3 Berufsrichter einſchließlich 
des Vorſitzenden. Die Kammer für Handelsſachen entſcheidet 
jedoch in der Beſetzung mit 2 richterlichen Mitgliedern des 
Landgerichts und 1 Handelsrichter. 

Oberſtes Gericht für das Memelgebiet iſt das litauiſche 
Obertribunal in Kowno 11). Seine Zuſtändigkeit erſtreckt 
ſich auf dem Gebiet des Ziwvilprozeſſes auf Verhandlung und 
Entſcheidung über die Reviſion gegen Urteile und über die 
Beſchwerde gegen Entſcheidungen des Landgerichts in Memel. 
— Über die Beſetzung des Obertribunals jagt § 5 der unten 
angemerkten VO. v. 13. März 1924; es „müſſen mindeſtens 
3 Richter mitwirken. Die mitwirkenden Richter müſſen der 
Mehrzahl nach die Befähigung zum Richteramt nach dem zur 
Zeit im Memelgebiet geltenden Rechte erworben haben“ 12). 

In Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche An⸗ 
ſprüche iſt die Zuläſſigkeit der Berufung durch einen den Be⸗ 
trag von 80 Litas, die Zuläſſigkeit der Reviſion durch einen 
den Betrag von 1000 Litas überſteigenden Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes bedingt 13). Ohne Rückſicht auf den Wert des 
Streitgegenſtandes findet die Berufung oder Reviſion ſtatt, 
ſoweit es ſich um die Unzuläſſigkeit des Rechtsweges oder 
der Berufung handelt. 

In Strafſachen it maßgebend die „Vo. zur Berein- 
fachung der Rechtspflege in Strafſachen“ v. 8. April 192414), 
die zuſammen mit der gleichbezeichneten VO. v. 16. Aug. 
192416) im weſentlichen der deutſchen „BO. über Gerichts⸗ 
verfaſſung und Strafrechtspflege“ v. 4. Jan. 192418) enta 
ſpricht. Die Schöffengerichte ſind danach zuſtändig für 
ſämtliche Übertretungen und Vergehen ſowie für die auch in 
8 6 Ziff. 3 der genannten deutſchen VO. aufgezählten Ver⸗ 
brechen — mit Ausnahme des militäriſchen Diebſtahls — 
unter Hinzukommen des Meineids in den Fällen des 8154 
Abſ. 2 des Strafgeſetzbuchs. Für alle übrigen Verbrechen ift 
das Schwurgericht bei dem Landgericht in Memel zu⸗ 
ſtändig. — Der Amtsrichter kann allein, ohne Zuziehung 
von Schöffen, ohne Beſchluß über die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens und ohne Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft über 
eine Übertretung oder ein Vergehen entſcheiden, wenn der 
Angeklagte geſtändig Ou), Abweichend vom deutſcher, Recht 
iſt alſo die regelmäßige Zuziehung von Schöffen ſtärker be⸗ 
tont und ber Staatsanwaltſchaft ein Einfluß darauf, ob der 
Amtsrichter allein oder das Schöffengericht entſcheiden ſoll, 
nicht eingeräumt. Die Beſetzung des Schöffengerichts mit 
dem Amksrichter als Vorſitzendem und 2 Schöffen iſt be⸗ 
ſtehen geblieben. Das „Schwurgericht“ wird durch die VO. 
v. 8. April 1924, entſprechend der deutſchen Reform, ſeinem 
Weſen nach ein großes Schöffengericht, in dem 3 Richter mit 
Einſchluß des Vorſitzenden und 6 Geſchworene über die 
Schuld⸗ und Straffrage gemeinſchaftlich entſcheiden. 

Berufungsgericht für die angefochtenen Urteile der 
Schöffengerichte oder des Amtsrichters ſowie Beſchwerde⸗ 
gericht für deren Entſcheidungen oder Verfügungen iſt, wie 
bisher, die Strafkammer des Landgerichts in Memel. — 
Sie entſcheidet ſtets in der Beſetzung mit 3 Richtern ein⸗ 
ſchließlich des Vorſitzenden und 2 Schöffen 18). 

Zuſtändig für die Verhandlung und Entſcheidung über 
die Reviſion gegen Urteile einer Strafkammer oder des 
Schwurgerichts ſowie über die Beſchwerde gegen Beſchlüſſe 


11) VO. v. 13. März 1924, ABl. Nr. 23. 

12) In der Praxis ift bei memelländiſchen Sachen die Verteilung 
derart, daß ein litauiſcher Richter als Vorſitzender und zwei Richter, 
die bisher dem „Obergericht in Memel“ angehörten, entſcheiden. 
Nachdem das Obergericht am 15. März 1924 aufgehört hat zu be⸗ 
ſtehen, ſind dieſe beiden Richter als „litauiſche Oberrichter“ vom 
Obertribunal in Kowno übernommen. 

O. v. 2. Juli 1923, ABl. Nr. 77, und VO. v. 13. März 
1924, ABl. Nr. 23. 

14) ABl. Nr. 33. 

25) ABl. Nr. 79. 

16) RGBl. I, 15. 

17) 83 Abſ. 1 der VO. v. 8. April 1924, 

18) VO. v. 15. März 1920, ABl. S. 11. 
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einer Strafkammer des Memelgebiets iſt das Ober⸗ 
tribunal?) — Über feine Beſetzung auch in Strafſachen 
gilt das oben Geſagte. 

Auf dem Gebiet der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit beſteht jetzt hinſichtlich der Gerichtszuſtändigkeit wieder 
der Zuſtand des bisherigen deutſchen Rechts 20). Für Auf- 
laſſung von Grundſtücken ſind jedoch regelmäßig allein die 
Grundbuchämter zuſtändig; die Notare nur dann, wenn 
die Auflaſſung gleichzeitig mit der Beurkundung des zu⸗ 
grunde liegenden Rechtsgeſchäfts erfolgt 20). 


C. Verfahrensvorſchriften. 


Die umwälzende deutſche „VO. über das Verfahren in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten“ v. 13. Febr. 192421) hat 
im Memelgebiet ihr Gegenſtück in einer „BD. zur Berein- 
fachung der Rechtspflege in bürgerlichen Rechts ⸗ 
ſtreitigkeiten“ v. 22. Aug. 192422), Beide VO. find 
dem Wunſch nach Beſchleunigung des bisherigen Zivilprozeß⸗ 
verfahrens entſprungen und zeigen daher ein ähnliches Ge⸗ 
ſicht. Die beſonderen, begrenzten Verhältniſſe des Memel⸗ 
gebiets, welches überdies in der Lage war, ohne den Ablauf 
eines Ermächtigungsgeſetzes befürchten zu müſſen, das, was 
ſich an der Reform in Deutſchland bewährt hatte, über⸗ 
nehmen und bei ſich einführen zu können, haben jedoch be⸗ 
wirkt, daß gerade beim Vergleich dieſer beiden Verfahrens⸗ 
regelungen intereſſante Abweichungen hervortreten, die bald 
die eine, bald die andere der beiden VO. in ſtärkerem Maße 
umſtürzleriſch erſcheinen laſſen. 

Es fehlen in der VO. des Memelgebiets insbeſondere die 
Neuerungen der unter dem Titel „Verfahren vor dem Einzel⸗ 
richter“ zuſammengefaßten Beſtimmungen und das „Güte⸗ 
verfahren“ unſerer neugefaßten Zivilprozeßordnung. 

Entſprechend der deutſchen Reform ſind in der memel⸗ 
ländiſchen VO. v. 22. Aug. 1924 geregelt die Vorſchriften: 
über öffentliche Beglaubigung einer Prozeßvollmacht (8 80 
3PO.; d 3 Ziff. 1 BO) über prozeſſuale Sicherheits⸗ 
leiſtung (8 108 ZPO.; 8 6 O.); über die Entbehrlichkeit 
eines Armutszeugniſſes bei der Unterhaltsklage eines un⸗ 
ehelichen Kindes ($ 118 ZPO.; 8 8 O.); über einen gës 
richtlichen Vergleich nach Eingehen eines Armenrechtsgeſuches 
(8 118 a BBO.; 8 9 VO.); über die Anordnung perſön⸗ 
lichen Erſcheinens einer Partei (8 141 3PO.; 810 8VƏ.); 
über die Zuziehung eines Protokollführers und den Gebrauch 
einer Kurzſchrift (88163 Abſ. 3, 163 a ZPO.; 88 11, 12 VO.); 
über Zuläſſigkeit einer Klageänderung (8 264 ZPO.; 
§ 33 BD.); über Schadensermittelung (8 287 ZPO.; 8 34 
VO.); über die ſchriftliche Beantwortung von Be- 
weisfragen durch Zeugen (8 377 ZPO.; § 18 O.); über 
die Beeidigung und die Erſtattung eines ſchriftlichen 
Gutachtens von Sachverſtändigen (88 410, 411 8PO.; 
819 BD.); über die Begründung und die Berichtigung 
des Urteils (im weſentlichen eutſprechend: 88 313 Abſ. 2, 
320 Abſ. 2 ZPO.; 88 42, 43 BU.) über Verwerfung der 
Berufung „als unzuläſſig“ (8 519b 8PO.; 8 45 VO.); 
über die Berufungsbegründung ($ 519 3PO.; 88 47, 48 
BD.). Beachtenswert iſt ſchließlich, daß 8 51 Abſ. 2 der VO. 
das Mahnverfahren entſprechend dem Rechtszuſtande in 
Deutſchland 28) als ein notwendiges beſtehen läßt ?). 

Abweichend und zum Teil erheblich weitergehend ſind 
folgende neuen Beſtimmungen der VO. v. 22. Aug. 1924: 
Die Koſten des Rechtsſtreits kann das Gericht in allen Fällen 
auch der obſiegenden Partei auferlegen, ſofern dies dem Ge⸗ 
richt nach ſeinem Ermeſſen bei der Lage des Falles geboten 
erſcheint (8 4). — In allen bei Gericht anhängigen Sachen 
erfolgen die Zuſtellungen von Amts wegen; 
Ladungen durch die Parteien finden nicht mehr 
Datt (8 13). — Für die Art der Bekanntgabe von gericht⸗ 


19) VO. v. 13. März 1924, ABl. Nr. 23. 

20) VO. v. 23. Mai 1924, ABl. Nr. 47. 

21) RGBl. I, 135. 

22) ABl. Nr. 81. 

23) Jetzt: 91 der EntlVO. v. 9. Sept., 1915 in der Faſſung 
v. 13. Mai 1924, RGBI. I, 552. Dazu aber für Urkunden⸗ und 
Wechſelſachen VO. v. 11. Dez. 1924, RGBl. I, 772. 

24) Indem er auf die 88 13—16 der VO. v. 9. Sept. 1915, 
RGBl. 562, verweiſt! Hier ift die Scheidung der Rechtsentwicklung 
beſonders deutlich: Die gleiche EntlVO. gilt im Memelgebiet, jedoch 
ohne die Anderungen, die in Deutſchland nach dem Zeitpunkt der 
Abtrennung eingeführt worden ſind. 
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lichen Entſcheidungen, Ladungen und ſonſtigen Anordnungen 
find praktiſche Erleichterungen geſchaffen (8 14). — Partei- 
vereinbarungen über Verlängerung oder Abkürzung von 
Friſten, Aufhebung, Vertagung oder Verlegung von Ter⸗ 
minen ſind unzuläſſig (8 16). — Die Parteien können 
in jeder Inſtanz einmal das Ruhen des Verfahrens 
vereinbaren; als ſolche Vereinbarung gilt es, wenn in einem 
Verhandlungstermine beide Parteien nicht erſcheinen. Ruht 
der Prozeß zwei Jahre lang, ſo gelten Klage 
und Widerklage als unter Verzicht auf die An⸗ 
prüche zurückgenommen ($ 17. Alſo nicht Ent⸗ 
ſcheidung nach Lage der Akten möglich!). — Die Gerichts⸗ 
ferien fallen weg (8 20). — Die Klage wird dem 
Gerichtsſekretär eingereicht und gilt mit 
der Einreichung als rechtshängig (§ 21)! — 
über die Erforderniſſe der Klageſchrift werden einige 
weitere Sollvorſchriften aufgeſtellt (Parteienbezeichnung wie 
beim Urteil, Abſchriften, Gerichtskoſtenvorſchuß; 88 22 ff.). 
— Hat der Beklagte den Anſpruch vor dem Termin ganz 
oder teilweiſe anerkannt, ſo ergeht ſofort nach Ein⸗ 
gang der Anerkenntniserklärung über den an⸗ 
erkannten Betrag ein ſchriftliches Anerkenntnisurteil 
durch den Richter oder auf ſeine Anweiſung durch den Ge⸗ 
richtsſekretär (8 32). — Ein Termin zur Verkündung 
einer Entſcheidung darf nicht über vier Wochen hinaus 
angeſetzt werden (8 36). — Das Ergebnis einer nicht vor 
dem Prozeßgericht ſtattfindenden Beweisaufnahme iſt den 
Parteien unverzüglich bekanntzugeben ($ 37). — Sind bei 
Erledigung der Hauptſache nur die Koſten ſtreitig, oder wird 
bei Rücknahme der Klage und Widerklage eine Koſtenentſchei⸗ 
dung beantragt, ſo kann dieſe durch Beſchluß auch außerhalb 
der mündlichen Verhandlung erlaſſen werden (88 39, 41). — 
Die Berufung kann bei dem Gericht erſter oder 
zweiter Inſtanz eingelegt werden (§ 44). — Die Be- 
ſchwerde iſt in allen Fällen an eine Friſt von zwei 
Wochen ſeit Bekanntgabe der Entſcheidung gebunden. Das 
Gericht ift zur Abänderung feiner angefochtenen Entſcheidung 
befugt, wenn es die Beſchwerde für zuläſſig erachtet. Ent⸗ 
ſcheidung oder Weitergabe der Akten muß innerhalb einer 
Woche, bei Arreſten und einſtweiligen Verfügungen innerhalb 
drei Tagen erfolgen (8 49) Das Mahnverfahren 
findet wegen aller vermögens rechtlichen An⸗ 
ſprüche auf Leiſtungen ſtatt ($ 51) 25). — In vermögens ⸗ 
rechtlichen Streitigkeiten ſind ohne Antrag für vorläufig 
vollſtreckbar zu erklären: die Urteile des Landgerichts mit 
Ausnahme der Verſäumnisurteile und die Urteile 
des Amtsgerichts bei einem Gegenſtand der Verurteilung nicht 
über 600 Litas; § 709 Ziff. 4 Gi ift aufgehoben (8 54). 
— Für Anordnungen des Vollſtreckungsgerichts wird in be⸗ 
ſtimmten Fällen der Gerichtsſekretär zuſtändig (8 55). 
Neben dieſer wichtigen BD., die auch im Memelgebiet die 
Zivilprozeßordnung grundlegend beeinflußt hat, feien hier nur 
folgende Beſtimmungen von allgemeinerem Intereſſe genannt: 
Das Verfahren vor dem Obertribunal ſteht unter 
dem im Memelgebiet geltenden Recht?). Sämtliche Rechts⸗ 
anwälte des Memelgebiets gelten als auch bei dem Ober⸗ 
tribunal zugelaſſen 26)! — Für den Rechtshilfeverkehr 
zwiſchen Gerichten des Memelgebiets und deutſchen Gerichten 
beſteht eine VO. v. 12. Okt. 192027), die die Gewährung 
der Rechtshilfe mit dem Grundſatz der Gegenſeitigkeit zuläßt. 
Das Strafprozeßverfahren hat ſeine Umgeſtaltung 
erfahren durch die bereits erwähnte „VO. zur Vereinfachung 
der Rechtspflege in Strafſachen“ v. 16. Aug. 192428). Dieſe 
nähert das jetzt geltende Verfahren im Memelgebiet der Rege⸗ 
lung unſerer neuen Strafprozeßordnung?“) in den Haupt⸗ 
zügen an. Als Beiſpiel der parallelen Entwicklung mag der 
Hinweis genügen, daß auch im Memelgebiet eine Durch⸗ 
brechung des Legalitätsprinzips dahin ſtattfindet, daß Ver⸗ 
gehen und Übertretungen nicht verfolgt zu werden brauchen, 
wenn die Schuld des Täters gering iſt, die Folgen der Tat 


25) Zuſtändig für den Erlaß eines — dort fo bezeichneten — 
„Gerichtsbefehls“ ift in beſtimmten Fallen der Gerichtsſekretär (8 52). 
Val. dazu in Deutſchland Art. VI 5 1 1 2 des Gef. zur Entlaſtung 
der Gerichte v. 11. März 1921 (RGBl. 229). 

26) WO. v. 13. März 1924, ABl. Nr. 23. 

27) ABl. Nr. 51. 

28) ABl. Nr. 79. 

29) RGBl. 1924 I, 322. 
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unbedeutend find, oder die Strafe, zu der die Verfolgung 
führen kann, neben einer rechtskräftig erkannten oder zu er⸗ 
wartenden anderen Strafe nicht ins Gewicht fallen würde ). 

Unterſchiede zeigen fih beſonders bei folgenden Ze 
ſtimmungen: Die Führung der Vorunterſuchung iſt 
für den Unterſuchungsrichter kein Ausſchließungs⸗ 
grund für Teilnahme am Hauptverfahren (8 12) f In 
der Berufungsinſtanz kann ein Beweisantrag nur abgelehnt 
werden, wenn das Gericht einſtimmig feſtſtellt, daß das Sach⸗ 
verhältnis genügend aufgeklärt iſt (8 11). — Die Be⸗ 
ſchwerde gegen Entſcheidungen des Gerichts iſt nur als 
ſofortige Beſchwerde zuläſſig und kann ſtets auch beim Be⸗ 
ſchwerdegericht eingelegt werden (8 18). — Dem Privat- 
klageverfahren muß in allen Fällen ein Sühne⸗ 
verſuch vorangehen (8 19). — Im Privatklageverfahren 
finden die 88 51 und 57 der alten Strafprozeßordnung 
(Zeugnisverweigerungsrecht und Beeidigungsmöglichkeit) auf 
die Angehörigen des Privatklägers ſinngemäß Anwen⸗ 
dung (§ 22)! — Eine Nebenklage iſt nur noch in den 
Fallen zuläffig, in denen eine Buße verlangt werden kann. 
Über die beantragte Zuerkennung einer Buße iſt durch be⸗ 
ſonderen, mit Gründen zu verſehenden Beſchluß zu ent⸗ 
ſcheiden, der mit der Beſchwerde anfechtbar iſt. Dem Neben⸗ 
Häger ſteht ein Rechtsmittel gegen das in der Sache ergehende 
Urteil nicht zu (88 23—25)! — Die Beſtimmung des 8 452 
der alten Strafprozeßordnung (Verwerfung des Einſpruchs 
bei Ausbleiben des Angeklagten) iſt auf die Fälle gerichtlicher 
Entſcheidung über eine polizeiliche Strafverfügung und einen 
Strafbeſcheid der Verwaltungsbehörde ausgedehnt (8 27). — 
Für eine verhängte Geldſtrafe ift ſtets bereits im Urteil eine 
Erſatz⸗ oder die an ſich verwirkte Freiheitsſtrafe anzugeben. 
Nach Rechtskraft des Urteils erfolgt Aufforderung zur Zah⸗ 
lung innerhalb einer beſtimmten Friſt und nach deren frucht⸗ 
loſem Ablauf nicht mehr die Zwangsbeitreibung, ſondern als⸗ 
bald die Ladung zum Strafantritt (8 28). — Die Staats⸗ 
anwaltſchaft iſt befugt, ſelbſtändig Strafbefehle 
zu erlaſſen; jedoch dürſen durch einen ſolchen Strafbefehl 
nur Geldſtrafen ſowie Haft⸗ oder Gefängnisſtrafen bis zu 
ſechs Wochen feſtgeſetzt werden (8 29)! 


D. Rechtsgang in Koſtenſachen und „Feſtſetzungs⸗ 
verfahren“. 

Die Entſcheidung in Koſtenſachen ſteht nach einer VO. 
v. 23. Mai 1924 51) den Gerichtsſekretären in allen 
Fällen zu, die betreffen: Feſtſetzung des Streitwerts, Feſt⸗ 
ſetzung von Gebühren⸗ und Auslagenvorſchüſſen, von Ge⸗ 
richtskoſten, von Zeugen⸗ und Sachverſtändigengebühren, von 
Transportkoſten, von Auslagen des Armenanwalts, von not⸗ 
wendigen Auslagen, die dem freigeſprochenen Angeklagten 
aus der Staatskaſſe zu erſtatten ſind, ſowie Feſtſetzung der 
einem Gegner zu erſtattenden Koſten und Auslagen. — Gegen 
die Entſcheidungen des Gerichtsſekretärs iſt im Falle der 
Streitwertfeſtſetzung die Erinnerung an das Gericht, im 
übrigen die Beſchwerde an die Koſtenkammer des Land⸗ 
gerichts gegeben. Beide find an eine Notfriſt von zwei Wochen 
Handelt Die Koſtenkammer beſteht aus einem Richter des 
gandgerichts als Vorſitzendem und einem Gerichtsſekretär als 
Beiſitzer. — Gegen die Entſcheidung der Koſtenkammer alt 
ſchließlich die Rechtsbeſchwerde zuläſſig, die vom Ober⸗ 
tribunal entſchieden wird. 

Einer anderen „VO. über die Abänderung der Soften- 
geſetze“ fei in dieſem Zuſammenhang Erwähnung getan, die 
ein neues Feſtſetzungsverfahren einführt, und deren Inhalt 
bei den Notaren des Memelgebiets mit Recht einiges Be⸗ 
fremden hervorrief. Sie datiert ebenfalls v. 23. Mai 192428), 
Die Gebühren der Notare werden durch dieſe VO. in einer 
Reihe von Fällen herabgeſetzt. Der Klageweg für ihre Geltend⸗ 
machung wird ausgeſchloſſen. Auf Antrag des Zahlungs⸗ 
pflichtigen oder des Notars erfolgt vielmehr die Feſt⸗ 
ſetzung der Gebühren und Auslagen des Notars durch das 
Amtsgericht, welches nach Anhörung der Beteiligten durch 
Beſchluß entſcheidet. Gegen den Beſchluß iſt binnen zwei⸗ 
wöchentlicher Notfriſt Beſchwerde an das Landgericht 
(Zivilkammer) zuläſſig. Gegen die Entſcheidung des Land⸗ 


gerichts gibt es die Rechtsbeſchwerde an das Ober⸗ 


80) 85 der BD. 
51) ABl. Nr. 47. 
82) ABl. Nr. 47. 
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tribunal. Aus dem nach Rechtskraft mit der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel zu verſehenden Feſtſetzungsbeſchluß findet dann die 
Zwangsvollſtreckung wie aus einem Urteil ſtatt. — Dieſer 
neue Weg hat zwar das eine für ſich, daß vielfach nur zur 
Verſchleppung vorgebrachte und unbegründete Dienſtbeſchwer⸗ 
den böswilliger Schuldner praktiſch in Fortfall kommen, da 
alle derartigen Zuſchriften nunmehr an die für das Feſt⸗ 
ſetzungsverfahren zuſtändige Gerichtsſtelle abgegeben zu wer⸗ 
den pflegen. Auf der anderen Seite wird aber dadurch, daß 
erſt nach drei Inſtanzen eine rechtskräftige Feſtſetzung der 
Gebühren erfolgt, den Notaren die Möglichkeit genommen, 
für diefe Zeit Zinſen zu beanſpruchen 29). Bringt diefe prat 
tiſche Auswirkung der VO. alfo bereits eine ſchwer zu recht⸗ 
fertigende Benachteiligung der Notare mit ſich, ſo liegt eine 
ſolche Schädigung noch bei weitem ſtärker und augenfälliger 
in folgender Schlußbeſtimmung (Ziff. VIII): 

„Dieſe VO. tritt mit dem Tage der Verkündung (d. i. 
der 28. Mai 1924) in Kraft und findet Anwendung auf 
alle zu dieſem Zeitpunkt noch nicht fällig gewordenen 
Koſten. Notariatskoſten, die nach dem 1. März 
1924 fällig geworden, bisher aber nicht be- 
zahlt ſind, ſind, auch wenn ein ſchriftliches 
Anerkenntnis vorliegt oder eine Extra⸗ 
vergütung vereinbart ift, ausſchließlich nach 
den Vorſchriften dieſer VO. neu zu berechnen.“ 

Man wird ſchwerlich umhin können, hier von einer teil⸗ 
weiſen Entrechtung der Notare zu ſprechen. Selbſt rechts⸗ 
kräftig ausgeklagte Anſprüche werden ihnen gekürzt, und ge⸗ 
rade ſäumige Schuldner, denen für längere Zeit Stundung 
gewährt worden iſt, werden gegenüber denen, die ſofort ge⸗ 
zahlt haben, ohne erſichtlichen Grund bevorzugt. 


E. Materielle Rechtsbeſtimmungen. 


Daß für das im Memelgebiet geltende Recht die Grund⸗ 
lage das zur Zeit der Abtrennung beſtehende deutſche Recht 
bildet, iſt im Beginn dieſer Ausführungen feſtgeſtellt worden. 
Von Anderungen und Fortbildungen des materiellen Rechts⸗ 
zuſtandes ſeit dieſer Zeit ſei hier auf diejenigen Beſtimmungen 
eingegangen, die kennzeichnend ſind für die beſonderen Ver⸗ 
hältniſſe des Memelgebiets oder aus dem Geſichtspunkt der 
Rechtsvergleichung auch in Deutſchland vielbeſprochener Map- 
nahmen allgemeinem Intereſſe begegnen dürften. 

Die Überleitung von Geldforderungen, die auf 
deutſche Währung lauten, in die Litaswährung erfolgt auf 
Grund einer VO. v. 14. Juni 192330 in der Weiſe, daß 
alle ſolche Forderungen, die vor dem 10. Juni 1923 be⸗ 
gründet worden ſind und über den 30. Juni 1923 hinaus 
beſtehen, nach dem für den letztgenannten Tag feſtgeſtellten 
amtlichen Berliner Börſenkurs in die litauiſche Währung um⸗ 
gerechnet werden. Abweichende Vereinbarungen der Be⸗ 
teiligten ſind zuläſſig. Für Forderungen nicht⸗memelländi⸗ 
ſcher nicht im Memelgebiet anſäſſiger Gläubiger, auch wenn 
ſie nach dem 10. Juni 1923 auf einen Memelländer über⸗ 
gegangen find, gelten dieſe Beſtimmungen nicht. — Die VO., 
die auf den erſten Blick für die davon betroffenen Gläubiger 
unter Umſtänden kataſtrophal zu wirken ſcheint, ſteht für die 
Praxis faſt nur auf dem Papier. Denn es iſt naheliegend, 
daß nunmehr der Verluſt durch die vorgeſchriebene Umrech⸗ 
nung auf dem Umwege der Geltendmachung von Verzugs⸗ 
ſchaden wettgemacht wird. Lediglich die Notwendigkeit der 
Begründung dieſes Schadens wird alſo durch die VO. unter⸗ 
ſtrichen, wobei naturgemäß die Gerichte die ſich aus der 
raſchen Anderung des Markkurſes ergebenden Rückſchlüſſe 
weitgehend beachten. — Auf Geldforderungen, die im Grund⸗ 
buch geſichert ſind, finden die genannten Vorſchriften der VO. 
entſprechende Anwendung. Abweichende Vereinbarungen der 
Beteiligten ſind hier jedoch in Anſehung des dinglichen Rechts 
unzuläſſig. 

In der Frage der Hypothekenaufwertung hat 
das Memelgebiet eine VO. aufzuweiſen, die die Unſicherheit 
des Rechtszuſtandes, wie er in Deutſchland vor dem Erlaß 


35) Bei einer Wirtſchaftslage, in der Verzinſungen von 5 bis 
7% monatlich im Memelgebiet nichts Ungewöhnliches waren, fiel 
dies naturgemäß erheblich ins Gewicht und wurde von der Mehrzahl 
der Schuldner ausgenutzt, weil ſie bei Angehung ſämtlicher Inſtanzen 
im Enderfolg immer noch weniger zu zahlen hatten, als wenn ſie 
ihr nutzbringendes Geld ſofort weggaben. 

34) ABl. Nr. 67. 
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der 3. Steuernotverordnung herrſchte, wenn auch zunächſt 
in negativer Richtung, zu vermeiden wußte. Die dortige VO. 
v. 7. Nov. 192335) verbietet nämlich vor der in Ausſicht 
geſtellten geſetzlichen Regelung der Hypothekenfrage Klagen 
auf Löſchungsbewilligungen oder Auszahlung 
des Kapitals; bereits anhängige Prozeſſe dieſer Art gelten 
mit Inkrafttreten der VO. als unterbrochen. 

Zinſen, nicht nur bei Hypotheken und dinglichen Rech⸗ 
ten, ſondern von allen vor Einführung der Litaswährung 
(10. Juni 1923) begründeten Forderungen in deutſcher Mark 
werden im Memelgebiet auf Grund einer VO. v. 13. Juni 
192436), die mit Wirkung v. 1. Jan. 1924 in Kraft trat, 
aufgewertet. Zur Berechnung der Zinſen iſt hiernach 
regelmäßig ein Kapital von 20% des in der Litaswährung 
ausgedrückten Kurswerts der Forderung zur Zeit ihrer Ent⸗ 
ſtehung zugrunde zu legen (8 2). Hat der Gläubiger die 
Forderung durch Sonderrechtsnachfolge erworben, ſo darf 
jedoch der maßgebende Kapitalbetrag den Kurswert der For⸗ 
derung zur Zeit ihres Erwerbs nicht überſteigen; und hat 
der Schuldner die Schuld übernommen, ſo wird der Berech⸗ 
nung des Zinsanſpruchs der Kurswert der Forderung zur 
Zeit der Übernahme zugrunde gelegt, ſofern er den nach 82 
berechneten Betrag nicht überſteigt. Der Zinsſatz bleibt der⸗ 
ſelbe wie bisher, ermäßigt ſich indeſſen auf 6%, ſoweit er 
bisher höher war. Für die Zeit vor dem 1. Jan. 1924 können 
Zinſen nicht mehr gefordert werden. Nicht⸗Memelländer, die 
auch nicht im Memelgebiet anſäſſig ſind, können bis zur end⸗ 
gültigen Regelung der Hypothekenfrage dort einen Anſpruch 
auf Verzinsung nicht erheben. 

Dem unter der Bevölkerung des Memelgebiets ſeit jeher 
lebhaften Grundſtückshandel, der unter dem Einfluß 
der Inflation in Deutſchland oft zu völlig verworrenen Rechts⸗ 
verhältniſſen geführt hatte, wurde ein wirkſamer Riegel vor⸗ 
geſchoben durch eine VO. v. 2. Mai 1924587). Dieſe beſtimmt, 
daß Veräußerungsverträge, Belaſtungen oder Auflaſſungen 
von Grundſtücken nur von demjenigen getätigt werden können, 
der als Eigentümer im Grundbuch eingetragen oder Erbe 
des eingetragenen Eigentümers iſt. Rechtsgeſchäfte, die 
gegen dieſe Vorſchrift verſtoßen, ſind nichtig. 
Dem Notar, der ein ſolches Rechtsgeſchäft beurkundet, ſtehen 
keinerlei Anſprüche auf Gebühren oder Auslagen zu. § 3 
der VO. ſchreibt ſodann vor, daß der Notar fih vor der He- 
urkundung eines in Frage kommenden Rechtsgeſchäfts durch 
perſönliche Einſicht !) des Grundbuchs, der Grundakten, 
eines beglaubigten Grundbuchauszuges oder einer Beſcheini⸗ 
gung des Grundbuchführers die Gewißheit zu verſchaffen hat, 
daß die erforderliche Eintragung vorliegt. — Macht dieſe VO. 
auch Fälle, die eine Kette unheilvoller Prozeſſe nach ſich zu 
ziehen pflegen, für die Zukunft ſeltener, ſo iſt doch eine nach⸗ 
teilige Folge der getroffenen Regelung nicht zu verkennen: 
Wenn die Eintragung desjenigen, der ein Grundſtück recht⸗ 
mäßig erworben hat, wegen irgendwelcher Beanſtandungen, 
etwa der Beibringung von Steuerbeſcheinigungen, verzögert 
wird, dann iſt während dieſer ganzen Zeit dem rechtmäßigen 
Eigentümer praktiſch die Möglichkeit genommen, ſein Grund⸗ 
ſtück zu veräußern, ja ſogar zu belaſten! 

Eine ältere VO. aus der „Franzoſenzeit“ ſcheint mir 
noch des Berichtens wert. Es iſt die ſogenannte Trink⸗ 
ſchulden VO. v. 18. Sept. 192239), deren Beſtimmungen 
noch gegenwärtig in Kraft find. Alkoholhaltige Getränke 
dürfen danach nur gegen Barzahlung verabfolgt werden. An⸗ 
ſprüche auf Bezahlung ſolcher Getränke können nicht im 
Wege der Klage geltend gemacht werden! Der 


35) ABl. Nr. 121. 

ze) ABl. Nr. 53. 
sa) ABl. Nr. 43. 
38) Dieſe Beſtimmung führt praktiſch zu Schwierigkeiten, wenn 
zu einem nicht am Orte des zuſtändigen Gerichts eingerichteten „Nota⸗ 
riatstag“ die Parteien von weither gekommen ſind, und der ſofortige 
Abſchluß des Vertrages daher wüuſchenswert oder erforderlich ijt. 
Es dürfte in einem ſolchen Fall genügen, daß der Notar entweder 
vom Grundbuchamt ſelbſt oder durch Vermittlung eines Büroangeſtell⸗ 
ten telephoniſch oder telegraphiſch die Auskunft über die Grundbuch⸗ 
eintragung einholt. Dieſe Auslegung entſpricht zwar nicht dem 
Buchſtaben, wohl aber dem Sinn und Zweck der Verordnung. Tat⸗ 
ſächlich kann der Notar ja die Beurkundung wirkſam nur vornehmen, 
wenn er dann erfährt, daß wegen der Grundbucheintragung Be⸗ 
denken nicht beſtehen. 

39) ABl. Nr. 111. 
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Verkauf von Spirituoſen it am Freitag!) von 3 Uhr nach⸗ 
mittags ab im Kleinhandel verboten. Bei Zuwiderhandlungen 
gegen die VO. ift dem Gaſtwirt oder Kleinhändler die Kon⸗ 
zeſſion gemäß § 53 Abſ. 2 der Gewerbeordnung zu ent» 
ziehen. — Für die Eigenart von Land und Leuten des 
Memelgebiets iſt dieſe wie auch die vorher beſprochene VO. 
über den Grundſtückshandel ein beſonderes Merkmal. Aus 
beiden VO. ſpricht eine Art ſozialer Fürſorge, die dem Ge⸗ 
ſetzgeber gegenüber der Bevölkerung am Herzen liegt. 

Abſchließend möchte ich aus dem im Memelgebiet gelten⸗ 
den Recht eine VO. v. 30. Juni 1923 4) nennen, welche die 
Zulaſſung von Referendaren zur Stellvertretung 
von Rechtsanwälten und Notaren betrifft. Die Ver⸗ 
tretung eines Rechtsanwalts kann hiernach einem Referendar, 
der mindeſtens ein Jahr und drei Monate im Vorbereitungs⸗ 
dienſt beſchäftigt worden ift, übertragen werden!“). In Ab- 
änderung des Art. 99 Abſ. 2 Satz 1 des Preußiſchen Aus⸗ 
führungsgeſetzes zum Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
können jedoch im Memelgebiet nach der gleichen Vorbereitungs⸗ 
zeit Referendare auch einem Notar zum Vertreter be⸗ 
ſtellt werden. 


Danzig. 


Das Danziger Aufwertungsgeſetz. 
a) Von Landgerichtsdirektor Dr. S. Bumke, Danzig, M. d. V. 


Für das Gebiet der Freien Stadt Danzig ift am 11. April 
d. J. ein Geſetz über den Ausgleich der Geldentwertung in 
Kraft getreten, das in mancher Beziehung von den Beſtim⸗ 
mungen der 3. Steuer Rot. und des Entwurfes eines deut⸗ 
ſchen Aufwertungsgeſetzes abweicht. 

Im folgenden ſollen die wichtigſten Beſtimmungen des 
Danziger Geſetzes, ſoweit dieſe bei den nahen Beziehungen 
zwiſchen Danzig und dem Reich auch in Deutſchland Inter⸗ 
eſſe erregen, kurz mitgeteilt werden: 

Das Geſetz beſchränkt ſeine Anwendung auf die im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig zu erfüllenden Anſprüche 
aus Rechtsverhältniſſen des Privatrechts, welche die Zahlung 
einer beſtimmten in der Währung des Deutſchen Reichs aus⸗ 
gedrückten Geldſumme zum Gegenſtand haben oder gehabt 
haben, ſoweit ſie durch den Verfall der Währung des Deut⸗ 
ſchen Reichs entwertet ſind. Das Geſetz unterſcheidet ſodann 
vier Arten von Anſprüchen je nach der bei ihnen gegebenen 
Aufwertungs möglichkeit: 

I. Anſprüche, bei denen eine vom Geſetz geregelte be⸗ 
ſchränkte Aufwertung ſtattfindet. 

Hierher gehören die im 81 Abſ. 2 unter Nr. 1—4 der 
3. Steuer RotVO. genannten Anſprüche, alfo Hypotheken, 
Grundſchulden (auch ſoweit ſie dem Eigentümer zuſtehen), 
Rentenſchulden, Reallaſten, ſowie Pfandrechte an Schiffen 
und die durch Hypothek, Schiffspfandrecht oder Bahnpfand⸗ 
recht geſicherten Forderungen. 

Dieſe Anſprüche werden in der Weiſe aufgewertet, daß 
für je 100 Goldmark 30 Danziger Gulden zu zahlen ſind 
(1 Danziger Gulden = 0,80 Goldmark oder Reichsmark). 

Der Goldmarkbetrag wird derart berechnet, daß er bei 
Anſprüchen, die vor dem 1. Jan. 1919 begründet ſind, dem 
Nennbetrag gleich iſt. Bei anderen Anſprüchen kommt es 
auf den Tag der Begründung oder des Erwerbes durch Rechts⸗ 
geſchäft unter Lebenden an. Die Umrechnung erfolgt über 
den Dollar. Zu dem ſo errechneten Betrage treten Zuſchläge, 
die nach dem in Frage kommenden Zeitpunkt verſchieden ſind 
und zwiſchen 30 und 105% liegen. 

Den ſo errechneten Betrag braucht der Schuldner erſt 
nach ſechs Monaten zu zahlen. Er kann auch innerhalb zwölf 
Monaten Stundung bis zum 31. Dez. 1931 verlangen, muß 
dann aber für 100 Goldmark 50 Danziger Gulden zahlen. 
Bei Reallaſten und Rentenſchulden erhöhen ſich ab 1. Jan. 
1932 die Ablöſungsbeträge und die wiederkehrenden Leiſtun⸗ 
gen von ſelbſt auf den Betrag von 50 Danziger Gulden für 
je 100 Goldmark. 


40) Dies iſt im Memelgebiet vielfach der Tag der Lohnzahlungen. 

4) ABl. Nr. 73. 

42) Vgl. ebenſo 8 25 der deutſchen Rechtsanwaltsordnung in 
der Faſſung der VO. v. 1. Juni 1920 (RGGBl. 1108). 
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II. Anſprüche, bei denen unter gewiſſen Vorausſetzun⸗ 
2 eine Aufwertung nach allgemeinen Vorſchriften ſtatt⸗ 
indet. 

Hierher gehören die in 87 unter Nr. 1—3 der erſten 
Verordnung zur Durchführung der Art. 1 der 3. Steuer Not⸗ 
VO. genannten Anſprüche, alſo Forderungen, die auf den 
Beziehungen zwiſchen unterhaltsberechtigten und unterhalts⸗ 
verpflichteten Perſonen beruhen, Auseinanderſetzungsforde⸗ 
rungen, Reſtkaufgeldforderungen, letztere jedoch entſprechend 
dem deutſchen Entwurf mit der wichtigen Abänderung vom 
geltenden deutſchen Recht, daß Stichtag der 31. Dez. 1911 
iſt. Dieſe freie Aufwertung ſoll aber nur dann zuläſſig ſein, 
wenn dies mit Rückſicht auf die wirtſchaftliche Lage des 
Gläubigers oder des Schuldners zur Abwendung einer gro⸗ 
ben Unbilligkeit unabweisbar erſcheint. Auch müſſen die 
Forderungen vor dem 1. Okt. 1925 bei den Grundbuchamt 
angemeldet ſein. 


III. Anſprüche, die unbedingt nach allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften aufzuwerten ſind. 

Hierher gehören: 

1. Die in 81 unter a der preuß. VO. v. 8. Febr. 1883 
(GS. 433) genannten Anſprüche aus einem Altenteilsvertrage. 

2. Alle in dem Danziger Geſetz nicht geregelten An⸗ 
ſprüche. 

IV. Anſprüche, die nicht aufgewertet werden. 

Hierher gehören u. a. 

1. Alle Anſprüche, die nach dem 18. Dez. 1923 (Ein⸗ 
führung der Danziger Währung) begründet ſind. 

2. Anſprüche aus einen Kontokorrent (laufende Rech⸗ 
nung auf den Saldo). 

3. Anſprüche aus einer Hypothek, wenn vorbehaltlos 
Löſchungsbewilligung erteilt iſt. 

4. Andere Anſprüche, wenn vorbehaltlos Zahlung an⸗ 
genommen iſt. 

Für deutſche Gläubiger iſt ſchließlich noch folgende 
Beſtimmung wichtig: 

Danziger Schuldner, gegen welche Anſprüche nach Maß⸗ 
gabe des Geſetzes geltend gemacht werden, können ſich gegen⸗ 
über einem ausländiſchen (alſo auch deutſchen) Gläubiger 
darauf berufen, daß in dem Staat des ausländiſchen Gläu⸗ 
bigers eine für den Schuldner günſtigere Regelung beſteht, 
und verlangen, daß die Geſetze des betreffenden Staates zur 
Anwendung kommen. Als günſtigere Regelung gilt auch eine 
Kapital⸗ oder Zinsſtundung. 


b) Von Rechtsanwalt Baumann, Danzig. 


In der Freien Stadt Danzig iſt ein Geſetz über die 
Aufwertung in Kraft getreten. Es behandelt die Verpflichtung 
zum Ausgleich der Entwertung, die durch den Verfall der 
Währung des Deutſchen Reiches entſtanden iſt. Unter anderen 
Anſprüchen unterliegen dieſem Geſetz: Hypotheken und Forde⸗ 
rungen, für die eine Hypothek beſtellt iſt. Im folgenden 
ſollen die für dieſe Anſprüche vom Geſetz verordneten wich⸗ 
tigſten Vorſchriften wiedergegeben werden. 

Die Regel ift, daß für je 100 „Goldmark“ — für deren 
Errechnung aus dem Nennbetrag nähere Vorſchriften gegeben 
ſind — 30 Danziger Gulden zu zahlen ſind. Dies gilt auch 
für rückſtändige nicht verjährte Zins⸗ und Tilgungsbeträge. 
Eine Abweichung von dem Ausgleichsbetrage iſt, ſofern dies 
mit Rückſicht auf die wirtſchaftliche Lage des Gläubigers 
oder Schuldners zur Abwendung einer groben Unbilligkeit 
unabweisbar erſcheint, insbeſondere zuläſſig, wenn es ſich 
um eine Reſtkaufgeldforderung — ſelbſt wenn fie bei ihrer 
Begründung in eine Darlehensforderung noviert ift — han- 
delt, die nach dem 31. Dez. 1911 begründet worden iſt und 
noch dem erſten Gläubiger oder deſſen Erben zuſteht; eine 
ſolche Abweichung fit aber nur dann zuläſſig, wenn ſie vor 
dem 1. Okt. 1925 bei dem Grundbuchamt beantragt 
iſt und über ſie entſcheidet im Streitfalle das Prozeßgericht; 
ferner iſt auf Antrag ein Widerſpruch einzutragen. Die prak⸗ 
tiſche Tragweite dieſer Ausnahmebeſtimmung darf, nament⸗ 
lich angeſichts der Neigung mancher Richter zu möglichſt 
weitgehender Aufwertung, nicht unterſchätzt werden. 

Dem Ausgleichsſchuldner ift eine geſetzliche Zahlungs⸗ 
friſt gewährt, die für den Kapitalbetrag ſechs Monate be⸗ 
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trägt und mit dem Inkrafttreten des Geſetzes zu laufen be⸗ 
gonnen hat. Auf ſein Verlangen wird ihm aber die Zahlung 
der ausgeglichenen Kapitalbeträge, welche fällig ſind oder bis 
zum 30. Juni 1926 fällig werden, gegen Erhöhung des zu 
zahlenden Betrages von 30 Gulden auf 50 Gulden für 
100 Goldmark, bis zum 31. Dez. 1931 geſtundet, wenn ein 
ſolches Verlangen des Schuldners dem Gläubiger binnen 
12 Monaten nach Inkrafttreten des Geſetzes ſchriftlich zu⸗ 
geht; auf Antrag des Schuldners iſt ein entſprechender Ver⸗ 
merk im Grundbuch einzutragen. 

Hat der Gläubiger, ohne ſich ſeine Rechte vorzubehalten, 
bei einer Hypothek die Löſchung bewilligt oder bei einer For⸗ 
derung, für die eine Hypothek beſtellt iſt, die Zahlung ange⸗ 
nommen, ſo kann unter keinerlei Begründung ein Ausgleich 
verlangt werden. Dies gilt auch für Zins⸗ und Tilgungs⸗ 
Er deren Zahlung ohne Vorbehalt angenommen wor⸗ 
en iſt. 

Beſonders wichtig für deutſche Gläubiger iſt die Be⸗ 
ſtimmung des 8 11 des Geſetzes, welche wie folgt lautet: 
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„Schuldner, gegen welche Anſprüche nach Maßgabe dieſes 
Geſetzes geltend gemacht werden, können ſich einem auslän⸗ 
diſchen Gläubiger gegenüber darauf berufen, daß in dem 
Staate des ausländiſchen Gläubigers eine für den Schuldner 
günſtigere Regelung beſteht und verlangen, daß die Geſetze des 
betreffenden Staates zur Anwendung kommen. Als günſtigere 
Regelung gilt auch eine Kapital- oder Zinsſtundung. 

Die Vorſchrift des Abſ. 1 kommt auch zur Anwendung, 
wenn der Anſpruch nach dem 1. Juni 1924 von einem aus⸗ 
ländiſchen Gläubiger an einen Staatsangehörigen übertragen 
worden iſt.“ 

Bemerkt wird noch, daß das vorliegende Geſetz „für die 
im Gebiete der Freien Stadt Danzig zu erfüllenden An⸗ 
ſprüche“ gilt, und daß auf alle im vorliegenden Geſetz nicht 
geregelten Anſprüche die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften 
Anwendung finden. 

Übrigens wird bereits geltend gemacht, daß das Geſetz 
gegen die Danziger Verfaſſung verſtoße und daher ganz oder 
teilweiſe ungültig ſei. 


(Weitere Artikel werden folgen, zunächſt ein Artikel über die Rechtsentwicklung in Elſaß⸗Lothringen.) 


Ausland. 


Brief aus Oſterreich. 


Von Rechtsanwalt Regierungsrat Dr. Paul Abel, Wien. 


Die Rechtsanwaltskammer in Wien feierte 
im März 1925 ihren 75 jährigen Beftand. Im 
Jahre 1850 wurde die niederöſterreichiſche Advokatenkammer 
errichtet. Die Zulaſſung zur Ausübung der Advokatur 
erfolgte damals durch Ernennung ſeitens der Re⸗ 
gierung. Die Advokatenordnung vom Jahre 1868 brachte 
eine durchgreifende Anderung. Die freie Advokatur wurde 
eingeführt. Jedermann, der die geſetzlichen Vor⸗ 
ausſetzungen (insbeſondere Ablegung des rechts⸗ und 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Studiums, Erlangung des juriſtiſchen 
Doktorgrades, ſiebenjährige Praxis, von der mindeſtens 1 Jahr 
bei Gericht, mindeſtens 3 Jahre bei einem Rechtsanwalte, die 
übrige Zeit bei Gericht oder bei einem Rechtsanwalte zuge⸗ 
bracht ſein müſſen) erfüllt, hat Anſpruch auf Eintragung 
in die Advokaten⸗ oder, wie ſie nunmehr heißt, Rechtsanwalts⸗ 
liſte. Wegen mangelnder Vertrauenswürdigkeit darf die Ein⸗ 
tragung verweigert werden, ein Grundſatz, der zunächſt in der 
Praxis anerkannt, geraume Zeit nachher (1919) auch geſetz⸗ 
lich feſtgelegt wurde. Für die Advokatur in Öfterreich bedeutet 
die Einführung der Advokatenordnung vom Jahre 1868 den 
Beginn einer bis dahin ungeahnten Entwicklung. Die Gla⸗ 
ſerſche Strafprozeßordnung vom Jahre 1873 führte für das 
Strafverfahren den Grundſatz der Unmittelbarkeit und 
Mündlichkeit ein und gewährte dadurch dem Verteidiger eine 
ſeiner Bedeutung entſprechende Stellung, allerdings nur in 
der Hauptverhandlung, nicht in der Vorunterſuchung, die auch 
heute noch einer Reform dringend bedarf. Mit der Klein⸗ 
ſchen Zivilprozeßordnung vom Jahre 1895, deren Vor⸗ 
züge allerwärts, insbeſondere auch im Deutſchen Reiche an⸗ 
erkannt ſind, wurde das Zivilverfahren auf vollſtändig neue 
Grundlagen geſtellt. Die Rechtsanwaltſchaft wetteiferte mit 
dem Richterſtande, ſich den Anforderungen, welche die neue 
Geſetzgebung an beide Berufe ſtellte, gewachſen zu zeigen. Der 
Krieg und noch mehr die Nachkriegsverhältniſſe haben zwar 
manches an dem ſchönen Gebäude unſeres Zivilprozeßrechtes 
zerſtört; die Grundpfeiler unſerer Prozeßgeſetzgebung aber 
blieben erhalten. Gerade jetzt kämpft die öſterreichiſche Rechts⸗ 
anwaltſchaft für die Aufrechterhaltung dieſer Prinzipien. Um 
der kaum mehr zu bewältigenden Arbeitslaſt namentlich bei 
dem Oberlandesgerichte Wien wenigſtens einigermaßen zu 
ſteuern, plant die Regierung ein Notgeſetz, nach dem die münd⸗ 
liche Berufungsverhandlung bei dieſem Gerichtshofe nicht 
obligatoriſch, ſondern nur fakultativ ſtattfinden ſoll, nämlich 
nur dann, wenn das BG. ſelbſt mündliche Verhandlung für 
erforderlich hält (Entwurf des Prozeßbeſchleunigungs⸗ 
geſetzes). Es ift zu hoffen, daß es in letzter Stunde doch noch 
gelingen möge, andere weniger einſchneidende Mittel zu fin⸗ 
den, durch welche die Aufarbeitung der Rückſtände ermöglicht 


wird, ohne daß an den Grundpfeilern der Prozeßordnung ge⸗ 
rüttelt Ce bi B aeh u 


Wiederholt war der Stand im Laufe der Jahre von 
ſchweren materiellen Sorgen bedroht. Die Zahl der Anwälte 
wuchs in erheblichem Maße; um der Überfüllung zu begegnen, 
machten ſich Beſtrebungen nach Einführung der „geſchloſ⸗ 
ſenen Zahl“ geltend, denen jedoch erfreulicherweiſe Erſolg nicht 
beſchieden war. Die Rechtsanwaltſchaft bemühte ſich, ihren 
Tätigkeitsbereich zu erweitern, insbeſondere auch auf dem Ge⸗ 
biete des öffentlichen, namentlich des Steuerrechts. Die heiß⸗ 
erſehnte Reform des Verwaltungsverfahrens, durch die auch 
den Anwälten eine erhöhte Betätigung ermöglicht werden 
dürfte, konnte allerdings noch nicht erreicht werden. Beſondere 
Gefahren drohten der Advokatur in Hſterreich und insbeſon⸗ 
dere in Wien infolge des Zuſammenbruches des alten Oſter⸗ 
reichs. Wien, bis dahin der Mittelpunkt eines großen Reiches, 
in dem alle wirtſchaftlichen Fäden aus den „Kronländern“ zu⸗ 
ſammenliefen, war zur Hauptſtadt eines kleinen, durch den 
unglückſeligen Kriegsausgang geſchwächten Staates geworden. 
Der öſterreichiſchen Rechtsanwaltſchaft gelang es, auch dieſen 
Gefahren, fo gut es ging, zu trotzen. Und fo darf wohl ges 
ſagt werden, daß die Rechtsanwaltskammer in Wien — dies 
iſt nunmehr der Titel der vormaligen niederöſterreichiſchen 
Advokatenkammer — mit Befriedigung auf das zurückgelegte 
Dreivierteljahrhundert ihres Beſtandes zurückblicken kann. 

Gleichzeitig mit der Fünfundfiebzigjahrfeier der Rechts⸗ 
anwaltskammer in Wien begeht die Ständige Vertreter⸗ 
verſammlung der öſterreichiſchen Rechtsanwalts- 
kammern die Feier ihres 25⸗jährigen Beſtandes. Im Jahre 
1900 vereinigten ſich die Vertreter ſämtlicher öſterreichiſchen 
Rechtsanwaltskammern zur gemeinſamen Beratung von Fra⸗ 
gen, die, ſei es für den Stand, ſei es für die Rechtspflege 
im allgemeinen von beſonderer Bedeutung find. Auch dieſe 
Einrichtung hat den Umſturz überdauert. Selbſtredend umfaßt 
die Vertreterverſammlung derzeit nur mehr Vertreter der 
Rechtsanwaltskammern der Republik ſterreich. 


Auf das Zuſammenarbeiten mit der Anwaltſchaft im 
Deutſchen Reiche hat die öſterreichiſche Advokatur ſtets 
beſonderes Gewicht gelegt. Der Gedanke der Rechts⸗ 
annäherung und Rechtsangleichung an das deutſche 
Recht hat in den Kreiſen der öſterreichiſchen Anwaltſchaft ſtets 
die eifrigſten Anhänger gefunden. Von dem Beſtreben geleitet, 
die Beziehungen zu der Juriſtenwelt des Deutſchen Reiches zu 
vertiefen, hat die Wiener Juriſtiſche Geſellſchaft 
ſich ſtets beſtrebt, Vortragende aus dem Deutſchen Reiche zu 
gewinnen. Es iſt ſehr dankenswert, daß ſich gerade im heurigen 
Jahre eine Reihe von Herren aus dem Deutſchen Reiche trotz 
der damit für ſie verbundenen Mühe bereit fanden, der Ein⸗ 
ladung nach Wien Folge zu leiſten. Geheimrat Dr. Hagen 
gab in feinem Vortrage „Shakefpeare der Juriſt“ ! ſehr 
intereſſante Ausblicke in die Shakeſpeareſche Gedankenwelt. 
Rechtsanwalt Dr. Reiche bewies in ſeinem Vortrage über 
das Funkrecht, zu welch intereſſanten Rechtsproblemen die 


1) Siehe JW. 1925, 447. 
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Errungenſchaften der Technik Anlaß geben. Rechtsanwalt 
Dr. Roſendorff erörterte die Beſtimmungen des deutſchen 
Rechts über Goldbilanzen!) und berührte damit Fragen, 
die gerade jetzt die öſterreichiſchen Juriſten in hohem Maße be- 
ſchäftigen; der Geſetzentwurf über die Einführung der Gold⸗ 
bilanzen in Öfterreich, der die im Deutſchen Reiche gemachten 
Erfahrungen vielfach verwertet, wurde kürzlich dem National⸗ 
rate unterbreitet. Rechtsanwalt Dr. Haußmann beſprach 
den rechtlichen Gehalt der modernen Wirtſchaftsentwicklung 
und legte insbeſondere die ſich aus dem Aufbau der 
Konzerne ergebenden Zuſammenhänge bar. Eine Reihe 
von Vorträgen (Rat des Oberſten Gerichtshofes Profeſſor 
Dr. Pollak, Hofrat Dr. Klang, Senatspräſident Bur⸗ 
kart) waren dem Aufwertungsproblem gewidmet. 
Die Geſetzgebung konnte ſich zu einer allgemeinen Regelung 
auf dieſem Gebiete bisher nicht entſchließen; um ſo 
ſchwerere Aufgaben ſind von der Rechtſprechung 
in dieſem Belange zu löſen. Der Oberſte Gerichtshof 
hat erneut (Entſch. v. 5. Nov. 1924) den in der Entſch. 
v. 20. Mai 19242) betonten Grundſatz ausgeſprochen, 
daß zu einer Aufwertung von Hypothekenforderungen 
die geſetzliche Grundlage fehle. Der Oberſte Gerichtshof er⸗ 
klärt auch in dieſer Entſcheidung als maßgebend, daß nach der 
Vollzugsanweiſung v. 25. März 1919 (der fog. Schumpeter⸗ 
Verordnung) alle in Kronenwährung erfüllbaren Verbindlich⸗ 
keiten in deutſch⸗öſterreichiſch geſtempelten Banknoten nach 
dem Nennbetrage zahlbar ſind. Die gegen die Verfaſſungs⸗ 
mäßigkeit dieſer Vollzugsanweiſung geltend gemachten Be⸗ 
denken wurden mittlerweile vom Verfaſſungsgerichtshof (Ent⸗ 
ſcheidung v. 23. Dez. 1924) als unbegründet erklärt. Bei An⸗ 
ſprüchen auf Leiſtung des Unterhaltes, insbeſondere daher 
auch bei Anſprüchen auf Zahlung von Penſionen läßt da⸗ 
gegen der Oberſte Gerichtshof Aufwertung zu (Entſch. vom 
10. Okt. 1923 und 15. Jan. 1924). In der — vielfach an⸗ 
gefochtenen — Entſch. v. 16. Dez. 1924 ging der Oberſte 
Gerichtshof noch weiter und erklärte bei Leibrenten die 
Aufwertung als gerechtfertigt — zwar nicht aus dem Titel 
der geſunkenen Kaufkraft der Krone und der Währungs⸗ 
änderung, wohl aber deshalb, weil ſich der Leibrentenvertrag, 
mag er nun mit einer Verſicherungsanſtalt oder einem Pri⸗ 
vaten geſchloſſen ſein, als Vertrag zur dauernden Sicherung 
eines Beitrages zur Lebensführung, ſohin als Gewährung 
eines Unterhaltsanſpruches darſtelle; zu berückſichtigen 
ſei hierbei allerdings auch die Leiſtungsfähigkeit des Ver⸗ 
pflichteten. 

Auf dem Gebiete der Geſetzgebung der letzten Monate 
verdient insbeſondere die Novelle zur Ausgleichs ⸗ 
ordnung (Geſetz v. 20. Febr. 1925) Erwähnung. Das ge⸗ 
richtliche Ausgleichsverfahren hatte ſchwere Mißbräuche ge- 
zeitigt. Es ereignete ſich nicht ſelten, daß die Quote, mit der 
ſich die Mehrheit der Gläubiger ſchließlich einverſtanden er⸗ 
klärt hatte, von dem Ausgleichsſchuldner nicht entrichtet wurde. 
Die Novelle verpflichtet deshalb den Ausgleichsverwalter zur 
Prüfung der angemeldeten Forderungen, mit der Rechts⸗ 
wirkung, daß weder vom Ausgleichsverwalter noch vom 
Schuldner beſtrittene Forderungen bezüglich der Ausgleichs⸗ 
quote ebenſo wie Forderungen aus einem gerichtlichen Ur⸗ 
teile vollſtreckbar find. Die Novelle verfügt weiter, 
daß während des Zeitraumes von einem Jahre nach Ein⸗ 
ſtellung oder Beendigung eines Ausgleichsverfahrens ein 
neuerliches Ausgleichsverfahren über den Schuldner nicht 
eröffnet werden darf. Die Ausgleichsquote, die im 
Jahre 19245) mit mindeſtens 25%, zahlbar innerhalb 
zweier Jahre, feſtgeſtellt worden war, muß nunmehr min⸗ 
deſtens 35%, zahlbar innerhalb eines Jahres, oder bei 
längerer Zahlungsfriſt, die jedoch zwei Jahre nicht über⸗ 
ſteigen darf, mindeſtens 50 % betragen. Die Auswahl der 
Ausgleichsverwalter hat die Anwaltſchaft in Cer: 
reich in den letzten Monaten viel beſchäftigt. Während zu 
Konkursmaſſeverwaltern grundſätzlich nur Rechtsanwälte (in 
alphabetiſcher Reihenfolge) beſtellt werden, wurden zu Aus⸗ 
gleichsverwaltern — insbeſondere in Wien — in der über⸗ 
wiegenden Mehrzahl der Fälle Laien berufen. Die von der 
Rechtsanwaltskammer in Wien gegen dieſe Praxis unter⸗ 
nommenen Schritte haben in der letzten Zeit zu einem Er⸗ 


1) Siehe JW. 1925, 447. 
3y Siehe IW. 1924, 1312. 
3) Siehe JW. 1924, 1313. 


folge geführt; nunmehr werden beim Handelsgerichte Wien in 
rund einem Viertel der Fälle Rechtsanwälte zu Ausgleichs⸗ 
vermgltern beſtellt. Die Entlohnung erfolgt in einem be⸗ 
ſtimmten Prozentſatze von dem zur Ausſchüttung der Quote 
zur Verfügung ſtehenden Betrage. Die Zahl der gerichtlichen 
Ausgleichsverfahren iſt noch immer eine erſchreckend hohe; die 
Beſſerung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe, die nach manchen 
Anzeichen doch endlich zu erwarten iſt, wird hoffentlich auch 
in dieſer Beziehung Wandel ſchaffen. u 

Eine intereffante Neuerung bringt das Geſetz v. 4. Febr. 
1925 über den Schutz des geſetzlichen Unterhalts⸗ 
anſpruches. Die grobe Verletzung der Pflicht zur 
Leiſtung des geſetzlichen Unterhaltes wird, wenn der 
Unterhaltsberechtigte dadurch der Not oder der Verwahr⸗ 
loſung ausgeſetzt wird, als gerichtlich ſtrafbare Übertretung 
erklärt. Weiter wird für beſtimmte Fälle eine Haftung 
dritter Perſonen für den Unterhaltspflichtigen eingeführt. 
Leiſtet jemand, der geſetzlich zum Unterhalte einer Perſon ver⸗ 
pflichtet und der erwerbsfähig iſt, im Haushalte oder im 
ſelbſtändigen Betriebe feiner Eltern, Kinder oder Geſchwiſter 
oder ſeines Ehegatten regelmäßige Dienſte, ſo gilt dem Unter⸗ 
haltsberechtigten gegenüber, der den Entgelisanfpruch des 
Unterhaltspflichtigen gegen dieſe Angehörigen pfändet, ein 
der ortsüblichen Entlohnung entſprechendes Entgelt verein⸗ 
bart; der Drittſchuldner kann ſich weder auf eine Voraus⸗ 
zahlung des Entgeltes berufen noch gegen den Unterhalts- 
pflichtigen beſtehende Gegenforderungen aufrechnen. 

Im Bereiche des gewerblichen Rechtsſchutzes iſt 
insbeſondere das Geſetz v. 27. Jan. 1925 zu erwähnen, durch 
welches der Prioritätsſchutz für Erfindungen, Muſter und 
Marken auf Ausſtellungen (im weſentlichen in Über⸗ 
einſtimmung mit dem deutſchen Geſetze v. 18. März 1904) 
neu geregelt wird. Durch die VO. v. 8. Nov. 1924 wurde 
auf Grund des Unl WG. verboten, Waren oder Leiſtungen in 
der Form zu vertreiben, daß die Lieferung der Ware oder 
die Verrichtung der Leiſtung oder eine neben der Ware oder 
Leiſtung zu gewährende Zuwendung (Prämie) von dem Er⸗ 
gebnis einer Verloſung oder einem Zufall abhängig 
gemacht wird. Eine Novelle zum Patentgeſeß, durch 
welche u. a. die Patentdauer nach dem Vorbild des Deut⸗ 
ſchen Reiches auf 18 Jahre verlängert und die Behandlung der 
Angeſtelltenerfindungen neu geregelt werden ſoll, ift 
in Vorbereitung. 


Die Aufhebung der Fideikommiſſe in der 
Tſchechoſlowakei. 
Von Juſtizrat Dr. W. Loewenfeld, Berlin. 


Durch das Geſetz vom 3. Juli/14. Aug. 1924, das am 
14. Nov. 1924 in Kraft getreten ift, find die Familien⸗ 
fideikommiſſe in der Tſchechoſlowakei aufgehoben worden. 
Durch dieſe Maßnahme werden auch die Güter reichsdeutſcher 
Familien, der Fürſten Hohenzollern⸗Sigmaringen, Thurn und 
Taxis, Löwenſtein⸗Wertheim⸗Roſenberg, Fürſtenberg, Lichten⸗ 
ſtein, Herzog von Sachſen⸗Koburg⸗Gotha, Graf Magnis u. a. 
betroffen. 

I. Die Aufhebung erfolgt nach folgenden Grundſäßen, 
die in 20 Paragraphen gefaßt ſind: 

1. Die Fideikommiſſe aller Art werden aufgehoben. Ce 
den Fall des Ausſterbens der zur Nachfolge berufenen Fa⸗ 
milien erlöſchen angeordnete Anfallsrechte ohne Entſchädi⸗ 
gung (8 1 A 

2. Die Fideikommißintereſſenten haben das Recht, die 
Verhältniſſe des freigewordenen Fideikommißvermögens durch 
Übereinkunft zu regeln. Zu einer ſolchen Übereinkunft ge- 
nügt die Zuſtimmung der drei nächſten Anwärter, in Er⸗ 
mangelung ſolcher die Zuſtimmung des Fideikommißkurators 
(Poſteritätskurators). Das Übereinkommen darf den Zwecken 
des Aufhebungsgeſetzes nicht zuwiderlaufen. Es iſt innerhalb 
von ſechs Monaten, vom Inkrafttreten des Geſetzes an ge⸗ 
rechnet, dem Fideikommißgericht einzureichen und bedarf der 
Genehmigung des Fideikommißgerichts und des Bodenamts. 
Fideikommißgerichte ſind die ordentlichen Landeszivilgerichte. 

3. Kommt es zu keinem rechtswirkſamen Übereinkom⸗ 
men (8 3), jo gilt folgendes: 

a) Das Fideikommißvermögen wird dem gegenwärtigen 
Fideikommißbeſitzer „als Eigentum übergeben“ derart, daß 
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er die rechtliche Stellung eines Vorerben erhält. Nacherbe 
iſt der „erſte Anwärter“, der nach der Stiftungsurkunde beim 
Weiterbeſtehen des Fideikommiſſes zur Zeit des Anfalles 
zur Nachfolge berufen wäre. Die Nachfolgerechte der anderen 
Anwärter erlöſchen ohne Entſchädigung. 

b) War beim Inkrafttreten des Geſetzes der Fideikommiß⸗ 
beſitzer mit Tod abgegangen und dem Fideikommißfolger 
das Fideikommißvermögen vom Nachlaßgericht noch nicht ein- 
geantwortet, ſo wird der Nachfolger unbeſchränkter Eigentümer 
des Fideikommißvermögens. 

c) Die Anſprüche der beim Inkrafttreten des Geſetzes 
lebenden Anwärter auf Zahlung von Unterhaltsrenten, Ge⸗ 
währung von Ausſtattungen und dergleichen mehr bleiben 
unberührt. Im Streitfalle entſcheidet über die Höhe dieſer 
Auſprüche das zuſtändige Zivilgericht im nichtſtreitigen Ver⸗ 
fahren. Im Falle ſchuldloſer wirtſchaftlicher Gefährdung 
des Fideikommißbeſitzers durch die bezeichneten Leiſtungen 
an die Anwärter können dieſe herabgeſetzt werden. Die An⸗ 
wärter können Sicherſtellung für ihre Anſprüche fordern. 
Beſonders geregelt ſind die Anſprüche der Fideikommiß⸗ 
gläubiger (8 6). 

d) Das Fideikommißgericht ſtellt durch Beſchluß feſt, 
wem das Fideikommißvermögen „ins Eigentum übergeben“ 
wird und veranlaßt eine entſprechende Eintragung ins Grund⸗ 
buch. 

e) Für die Erhaltung von Gegenſtänden von geſchicht⸗ 
lichem oder künſtleriſchem Wert ſind beſondere Beſtimmungen 
getroffen. 

1) Stand die Aufſicht über ein in der Tſchechoſlowakei 
gelegenes Fideikommiß bisher einer ausländiſchen Be⸗ 
hörde zu, fo werden nunmehr für die Auflöſung die inländi⸗ 
ſchen Gerichte für zuſtändig erklärt. $ 

II. Der Text des Fideikommißaufhebungsgeſetzes iſt mit 
Erläuterungen des Advokaten Dr. Willy Magerſtein in 
Prag im Drug erſchienen (36 Seiten. Prag 1924 im Selbſt⸗ 
verlage). Mitgeteilt wird einiges über die Entſtehungs⸗ 
geſchichte aus den Materialien (Motivenbericht) und der von 
Dr. Wien⸗Claudi verfaßten Denkſchrift der Fideikommiß⸗ 
beſitzer. Einſchlägige Beſtimmungen aus anderen Geſetzen, 
Entſcheidungen des Bodenamts, des oberſten Gerichts und 
des oberſten Verwaltungsgerichts werden herangezogen. Die 
Erläuterungen zeigen ein klares und ſcharfes Durchdenken 
der Geſetzesbeſtimmungen und werden ſich demjenigen, der 
beruflich mit der Aufhebung der Fideikommiſſe befaßt wird, 
als nüßlich erweiſen. 

III. Die Erläuterungen des Verfaſſers geben zu einigen 
Bemerkungen Anlaß. 

1. Dr. Magerſtein meint, daß die Haus⸗ und Stamm⸗ 
güter des hohen, vormals reichsunmittelbaren Adels der Muf- 
hebung durch das Geſetz v. 14. Juli 1924 nicht unterliegen 
(S. 11). Dagegen ſpricht m. E.: 

Die feit der franzöſiſchen Revolution auf Beſeitigung 
des gebundenen Beſitzes gerichtete Bewegung hat den Grund⸗ 
ſatz meiſt kurz in die Worte gefaßt: Die Familienfideikom⸗ 
miſſe find aufzuheben (Art. 38 der deutſchen Grundrechte. 
von 1848, Art. 155 der deutſchen Reichsverfaſſung v. 11. Aug. 
1919). Im Sinne dieſer grundſätzlichen Beſtimmungen ſind 
in Preußen nicht nur die Familienfideikomiſſe, ſondern auch 
ſtandesherrliche Hausvermögen, Lehn⸗, Erb⸗ und Stamm⸗ 
güter aufgelöſt worden (8 1 Abſ. 5 der preuß. VO. v. 16. März 
1919, GS. 39) und in Bayern alle Familienfideikommiſſe, 
adliche, Stamm⸗ und Hausgüter und Familiengüter, die im 
Erbverbande ſtehen, ſowie landwirtſchaftliche Erbgüter (Ge⸗ 
ſetz v. 28. März 1919). Dieſen und anderen deutſchen Auf⸗ 
löͤſungsgeſetzen liegt ein Oberbegriff von Fideikommißgütern 
zugrunde, der das gebundene Vermögen als ſolches umfaßt. 

Wenn es im 8 1 des cſ. Geſetzes v. 3. Juli 1924 
heißt: Die Fideikommiſſe (Familienfideikommiſſe) aller Art 
werden aufgehoben, ſo liegt die Annahme nahe, daß alles ge⸗ 
bundene Vermögen alſo auch die Bindung der Vermögen 
durch die Fürſtlich Thurn und Taxisſchen Hausgeſetze und den 
Fürſtlich Lichtenſteinſchen Familienvertrag aufgelöſt werden 
ſollten. Die zuſtändige cſ. Fideikommißbehörde hat das Auf⸗ 
hebungsgeſetz auf den gebundenen Thurn und Taxisſchen Beſitz 
angewendet. Die Entſcheidung ſcheint mir richtig, nicht aber 
die Begründung, daß kein Hausgut vorliege. 

2. Die Fideikomißgerichte ſollen durch Beſchluß aus⸗ 
ſprechen, „wem das Fideikommißvermögen ins Eigentum 
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übergeben wird“ (8 7 Abſ. 1). Dieſe Beſtimmung verkennt 
m. E. die Rechtslage. Durch Aufhebung der Fideikommiſſe fällt 
das bisher gebundene Vermögen nicht ins freie, ſo daß ſich 
die Möglichkeit bieten würde, es dem Fideikommißbeſitzer 
von Staats wegen ins Eigentum zu übergeben, ſondern der 
Fideikommißbeſitzer wird durch die Aufhebung der Fidei⸗ 
kommiſſe von den Beſchränkungen durch die Anwärterrechte 
frei. Er erwirbt nicht, gewiſſermaßen durch eine 
Neuverleihung ſeitens des Staates, das Eigen⸗ 
tum, ſondern er bleibt Eigentümer. 

Die m. E. unrichtige Konſtruktion, die in der Faſſung 
des Geſetzes zum Ausdruck kommt, könnte — ich will dies 
hier nicht weiter ausführen — ſehr erhebliche rechtliche Fol⸗ 
gen haben. Sie beruht wohl auf einem redaktionellen Miß⸗ 
griff, da in dem Motivenbericht darauf hingawieſen wird, 
daß das ſogenannte Obereigentum der Anwärter eher fiktiv 
und feinem Weſen nach nur eine Beſchränkung des Eigen⸗ 
tums des jeweiligen Inhabers des Eigentums iſt. 


3. Von weit größerer Bedeutung iſt die Frage, wer im 
Sinne des Aufhebungsgeſetzes der nächſte Folger des Fidei⸗ 
kommißbeſitzers iſt, in deſſen Hand der Beſitz freies Eigen⸗ 
tum wird. Nach 8 3 Abf. 1 des Geſetzes ift es der nach der 
Errichtungsurkunde zur Zeit des Anfalles zur Nachfolge im 
Fideikommiß berufene erſte Anwärter. Anwärter iſt nach 
82 Abf. 2 des Geſetzes nur, wer beim Inkrafttreten des 
FÖ. geboren oder erzeugt war. Entſprechend haben Anſpruch 
auf Unterhalt, Ausſteuer u. dgl. m. nur beim Inkrafttreten 
des Geſetzes bereits lebende oder erzeugte und nicht in- 
genannte“ Anwärter (36 Abſ. 5 (Gei) Würde das Geſetz 
die Nachfolge eines noch nicht geborenen Anwärters grund⸗ 
ſätzlich ausſchließen — wie in unterer Inſtanz zunächſt an- 
genommen worden iſt — ſo wäre dies ein Verſtoß gegen Ge⸗ 
rechtigkeit und Ethik. Nehmen wir einen ganz einfachen Fall, 
wie er täglich vorkommen kann: Der beim Inkrafttreten des 
Geſetzes lebende Fideikommißbeſitzer iſt noch nicht verheiratet. 
Der nächſte (erfte) Agnat ift fein Vatersbruder oder ein noch 
entſernterer Verwandter. Der Fideikommißbeſitzer heiratet 
nach Inkrafttreten des Geſetzes, erhält einen Sohn und ſtirbt. 
Dann würde der Beſitz nicht auf den Sohn, ſondern auf den 
Vatersbruder oder einen noch entfernteren Verwandten über⸗ 
gehen. Der Sohn würde, da der Vater nur Vorerbe war, 
nicht einmal ein Pflichtteil vom Beſitze zu fordern haben. 

Das Prager Juſtizminiſterium hat in einer Entſtehung 
und Abſicht des Geſetzes darlegenden Interpretation vom 
16. Febr. 1925 Nr. 44 409/24 unter Hinweis auf die Ent- 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes ausgeführt, daß nach der Ab⸗ 
ſicht des Geſetzgebers der zur Zeit des Anfalls nach der 
Stiftungsurkunde zur Nachfolge berufene erſte Anwärter folge⸗ 
berechtigt fei, auch wenn er beim Inkrafttreten 
des Geſetzes weder geboren noch erzeugt war. 
Hoffentlich entſcheiden die Gerichte in dieſem Sinne. Eine 
klarere Faſſung des Geſetzes wäre erwünſcht geweſen. 

Vorſtehendes gilt, wenn eine wirkſame Übereinkunft nicht 
zuſtandekommt. In Preußen pflegt in ſolchen Familienver⸗ 
einbarungen die nachſtehende Anordnung getroffen zu werden: 


Ich ſetze zum Vorerben des bezeichneten Ver⸗ 
mögens meinen älteſten Sohn und wenn dieſer fort⸗ 
gefallen iſt oder die Erbſchaft ausgeſchlagen hat, den 
ein, der, wenn das Fideikommiß noch fortbeſtände, 
gemäß dem in der Anlage wiedergegebenen Para⸗ 
graphen .... der Stiftungsurkunde (bzw. des Fani- 
lienſchluſſes vom ....) nächſter Folger in das Fidei⸗ 
kommiß ſein würde. 


Ahnliche Anordnungen find von den zuſtändigen d. 
Landesgerichten cls dem Zwecke des Aufhebungsgeſetzes au- 
widerlaufend für unzuläſſig erklärt worden. Das Oberlandes⸗ 
gericht in Prag iſt in einem Rekursbeſcheide v. 16. April 
dieſes Jahres (F 56/98/1041, R II 75/25/1) dem grundſätzlich 
entgegentreten mit der zutreffenden Begründung, daß eine dem 
öſterreichiſchen ABGB. entſprechende Subſtituierung nieman⸗ 
dem verboten werden könne. In dem Beſcheide iſt aber eine 
Subſtitution beanſtandet worden, weil darin der Berechtigte 
nicht genannt werde, vielmehr deſſen Beſtimmung zu⸗ 
fälligen Umſtänden nach der Errichtungsurkunde überlaſſen 
bleibe. Mit dieſer Auffaſſung fegt fich das OLG. m. E. mit 
dem Wortlaut und der bisherigen Auslegung der SS 608, 565 
des ABGB. in Widerſpruch. 


54. Jahrg. 1925 Heft 11] 


IV. Verglichen mit den revolutionären, zur Vernichtung 
des Großgrundbeſitzes führenden Bodenreformgeſetzen macht 
das Fideikommißaufhebungsgeſetz einen wohltuenden, man 
möchte fagen ziviliſierten Eindruck. Die leitenden Grundſätze 
entſprechen etwa denen des Bayeriſchen Auflöſungsgeſetzes und 
zum Teil auch der preußiſchen AuflöſungsVO. Es beſteht 
aber ein grundlegender Unterſchied. Während in Deutſch⸗ 
land die Familien in der Lage ſind, auf Grund der allge⸗ 
meinen geſetzlichen Beſtimmungen die Familiengüter für meh⸗ 
rere Menſchenalter ungeteilt in der Familie zu erhalten, ſteht 
in der Tſchechoſlowakei jeder Beſitz über 150 bzw. 250 ha unter 
Beſchlagnahme und unter dem Damollesſchwert der Über⸗ 
nahme durch den Staat, die infolge der ganz unzureichenden 
Entſchädigung unter Wegſteuerung dieſer Entſchädigung auf 
eine Konfiskation hinausläuft. Der vom Bodenreformaus⸗ 
ſchuß des Revolutionsparlaments, welches das Beſchlagnahme⸗ 
geſetz geſchaffen hat, als Sachverſtändiger zugezogene Prof. 
Pekar (vgl. Pekar „Irrtümer und Gefahren der Boden⸗ 
reform“, Calveſche Univerſitätsbuchhandlung Prag, deutſch 
von Czernin; und dazu Worlicek, „Grundlagen, Grund⸗ 
gedanken und Kritik der tſchecho⸗ſlowakiſchen Bodenreform“ 
Reichenberg 1925, S. 104) ſagt: „Auf dieſe Weiſe 
gerät der Großgrundbeſitz auf einmal zwiſchen 
zwei furchtbare Mühlſteine, zwiſchen denen 
er zugrunde gehen muß.“ Rumänien ſpürt ſchon 
die Folgen der Zerſchlagung der ſogenannten Latifundien. 
Während es früher ein Weizenausfuhrland war, muß es jetzt 
Weizen einführen. Auch die Tſchechoſlowakei hat ſchon heute, 
wie zahlenmäßig nachgewieſen iſt, infolge der Bodenreform 
ein Lebensmitteldefizit (ogl. „Die neue Wirtſchaft“ 1925, 
Nr. 16 v. 25 April). In Preußen iſt unter dem ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Minifterpräfidenten Braun den beteiligten Familien 
bei Auflöſung der Familiengüter die geſetzliche Möglichkeit 
gegeben worden, die Waldgüter dauernd, die landwirtſchaft⸗ 
lichen Güter für die Zeit, für die es nach 8 2109 des BGB. 
jedermann geſtattet iſt, d. h. noch für mehrere Menſchenalter 
ungeteilt in der Familie zu erhalten. Die Tſchechoſlowakei ift 
dieſem Beiſpiele leider nicht gefolgt. 


Brief aus der Schweiz. 


Von Rechtsanwalt Dr. H. Meyer⸗Wild, Zürich. 


Zur Eidgenöſſiſchen Kriegsſteuer. Mit dem 
1. Jan. 1925 hat die zweite Steuerperiode dieſer außer⸗ 
ordentlichen eidgenöſſiſchen Abgabe begonnen, die bis zur 
Deckung der Kapitalauslagen für das Truppenaufgebot wäh⸗ 
rend des Weltkrieges in vierjährigen Perioden erhoben wird. 
Dabei wird mit Bezug auf die Steuerpflicht nicht nur auf 
den zivilrechtlichen Wohnſitz in der Schweiz abgeſtellt, ſondern 
auch auf die wirtſchaftliche Zugehörigkeit zur Schweiz. Steuer⸗ 
pflichtig ſind deshalb außer den in der Schweiz wohnenden 
natürlichen Perſonen und den juriſtiſchen Perſonen, ſowie 
Kollektiv⸗ und Kommanditgeſellſchaften, die in der Schweiz 
ihren Sitz haben, auch: 


1. Die natürlichen Perſonen. 


a) Die ſich in der Schweiz zu Erwerbszwecken aufhalten. 

b) Die fid) ohne Ausübung einer Erwerbstätigkeit länger 
als ſechs Monate fortgeſetzt in der Schweiz aufhalten. Bei 
Aufenthalt in eigenem Hauſe wird die Steuerpflicht ſchon 
nach drei Monaten begründet. Bei Beſuch einer Lehranſtalt, 
Unterbringung in einer Erziehungs⸗, Verſorgungs⸗, Heil⸗ 
oder Strafanſtalt und Beſuch eines Sanatorium zu Heil- 
zwecken entſteht keine Steuerpflicht, wenn die betreffende 
Perſon im Ausland einen feſten Wohnſitz hat und dort ihre 
Steuern bezahlt. — Vorübergehende Unterbrechung hat keinen 
Einfluß auf die Steuerpflicht. 

e) Die Inhaber oder Teilhaber oder Kommanditäre von 
in der Schweiz betriebenen Geſchäftsunternehmungen ſind. 

d) Die Eigentümer von in der Schweiz gelegenen Grund⸗ 
ſtücken ſind. 

2. Die juriſtiſchen Perſonen mit Sitz im Ausland unter 
Ze 1 unter 1e und d. Kriegsſteuerbeſchluß 
Art. 6. 
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Ferner werden alle aus ſchweizeriſchen Unternehmungen 
bezogenen Tantiemen beſteuert, bei Beträgen von über 2000 
1 im Einzelfall mit einem Zuſchlag, KStB. Art. 8, 
42, 53. 

Ein in der Schweiz betriebenes Unternehmen liegt vor, 
wenn ſich ein qualitativ oder quantitativ weſentlicher Teil 
des Betriebs in körperlichen Anlagen in der Schweiz voll⸗ 
zieht. Art. 9. 

Mit Bezug auf den Begriff des Teilhabers iſt zu be⸗ 
achten, daß das ſchweizeriſche Recht keine Beſtimmungen über 
den ſogenannten ſtillen Teilhaber oder ſtillen Geſellſchafter 
kennt. In der Praxis wird der ſtille Teilhaber teils als 
Darlehensgeber, teils aber auch als haftbarer Geſellſchafter 
aufgefaßt und in dieſem letzteren Falle iſt er auch kriegs⸗ 
ſteuerpflichtig. Dies wird beſonders dann angenommen, wenn 
ihm im Beteiligungsvertrage weitgehende Rechte mit Bezug 
auf Anteilnahme an der Geſchäftsführung, Bilanzierung, 
Lieferungen an das gemeinſame Geſchäft uſw. eingeräumt 
find. Vgl. Entſch. Bundesgericht Bd. 48 1 S. 408. 

Beſteuert wird das Vermögen von 10000 Fr. an mit 
einem Steuerſatz ſteigend von 1/0 25% bei Vermögen über 
2400000 Fr. (Stichtag 31. Dez. 1924), und der Erwerb 
aus irgendeiner beruflichen Tätigkeit, nicht aber aus Ver⸗ 
mögensertrag, mit einem Steuerſatz von 4% 20% bei 
einem Einkommen von über 150000 Fr. Maßgebend iſt 
das Durchſchnittseinkommen der letzten vier Jahre. 

Die Aktiengeſellſchaften zahlen eine Steuer vom Grund⸗ 
kapital und Reſerven, wobei der Steuerſatz abgeſtuft iſt je 
nach dem Verhältnis des Reingewinns zum Kapital und 
Reſerven von 1—65 Fr. per 1000 Fr. einbezahltes Kapital 
und Reſerven und 4000 Fr. nicht einbezahltes Kapital. 
Art. 64 ff. Holdinggeſellſchaften zahlen nur die halbe Steuer. 
Nach den Grundſätzen für die Aktiengeſellſchaften werden auch 
die Filialen von deutſchen Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung beſteuert. Art. 43. 


Zur Zeit werden den Steuerpflichtigen Formulare zur 
Selbſteinſchägung innerhalb 30 Tagen zugeſtellt und außer⸗ 
dem durch Publikation auf die Einſchätzungspflicht aufmerk⸗ 
ſam gemacht. Bei Unterlaſſung der Selbſteinſchätzung kann 
Ordnungsbuße ausgefällt werden und bei Nichtbeachtung einer 
Nachfriſt von zehn Tagen unter Umſtänden Beſtrafung wegen 
Steuerhinterziehung erfolgen. Dieſe Friſten werden in der 
Praxis auf Geſuch verlängert und wird die Friſtverſäumnis 
auch entſchuldigt durch Landesabweſenheit, Krankheit oder 
andere erhebliche Gründe. Art. 77 ff., Art. 82, Art. 123. 
Die Einſchätzung nicht in der Schweiz wohnender Perſonen 
erfolgt an dem Orte, an dem ſich ihre ſteuerbaren Werte be⸗ 
finden. Art. 74. Erfolgt keine Selbſteinſchätzung, ſo kann 
die Einſchätzungsbehörde mündliche Auskunft und Vorlegung 
der Unterlagen verlangen und ſchließlich die Einſchäzung 
von Amts wegen vornehmen. Art. 84. 

Gegen die Einſchätzung iſt zunächſt Einſprache möglich, 
auf welche die Einſchätzungsbehörde ſelbſt eine nochmalige 
Prüfung vornimmt, gegen den Einſpracheentſcheid iſt Be⸗ 
ſchwerde an die kantonale Rekurskommiſſion und Weiter⸗ 
ziehung an die Eidgenöſſiſche Rekurskommiſſion vorgeſehen. 
Art. 91—109. 


Deutſche Urteile in England. 
Von Dr. E. C. Weiß, London. 
IE 

Seit über 50 Jahren ftehen ſich Deutſchland und Eng⸗ 
land auf dem Weltmarkt als Rivalen gegenüber, ſind ſie aber 
auch einer des anderen beſter Kunde. Intenſiver Handel und 
Verkehr bringt Prozeſſe mit ſich. Gerichtsverfahren und 
objektives Recht beider Länder haben einen hohen Grad der 
Vollkommnung erreicht, der Rechtſuchende eines Landes kann 
auf ſachliche und zweckentſprechende Erledigung ſeiner Klage⸗ 
ſachen im andern rechnen. Unbegreiflich iſt aber, daß die Ur⸗ 
teile der Gerichte des einen Teiles im Gebiete des andern 
keine Geltung haben follen! Das RG. hat in feinen 
beiden Entſcheidungen (Bd. 6 und 7) feſtgeſtellt, daß die 
Gegenſeitigkeit mit England nicht verbürgt iſt und 
daß deshalb Vollſtreckungsurteile in bezug auf engliſche Ur⸗ 
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teile nicht erlaſſen werden können. Ein unerwünſchter und 
unbefriedigender Zuſtand, trotzdem die RGurteile ſicherlich 
methodiſch richtig gewonnen find. Den praktiſchen Bedürf⸗ 
niſſen eines Kulturvolkes tragen ſie aber nicht Rechnung und 
ganz unbedenklich ſcheinen ſie auch nicht zu ſein. Ihre kriti⸗ 
ſche Beleuchtung muß aber einem ſpäteren Aufſatz Über- 
laſſen bleiben. Hier foll zunächſt nur ausgeführt werden,“ wie 
ſich die engliſche Gerichtspraxis und die engliſche Theorie zu 
den deutſchen Gerichtsurteilen ſtellt. 

Aus praktiſchen Gründen erſchien es angebracht, die 
Stellungnahme des engliſchen Rechtes zu ausländiſchen 
Urteilen überhaupt zu erörtern. Was alſo nachſtehend über 
ausländiſche Urteile geſagt ift, das gilt — mutatis mutandis — 
für deutſche Gerichtsurteile ebenfalls. Es erſchien weiterhin 
nötig, die Urteile in Eheſachen geſondert zu behandeln, da 
ſie im engliſchen Recht eine abgeſonderte Stellung einnehmen. 

Die ſehr detaillierten Beſtimmungen des engliſchen Rech⸗ 
tes über die ganze Frage ſind hier in ein neues Syſtem 
gebracht, das von den ſonſt üblichen erheblich abweicht, für 
den deutſchen Juriſten abet methodiſcher iſt. 

Es ſind zunächſt Urteile in personam und in rem zu 
unterſcheiden, während die Eheſcheidungs⸗ und Eheanfech⸗ 
tungsurteile überhaupt eine Gruppe für ſich bilden, die ihren 
beſonderen Grundſätzen unterliegt. Unter Urteilen in rem 
ſind wohl nur ſolche Urteile zu verſtehen, die in Schiffahrts⸗ 
ſachen ergehen und das Recht auf eine im Gebiet des ur⸗ 
teilenden Gerichts liegende Sache betreffen. Was hiernach nicht 
in rem iſt, das iſt in personam und während die erſten alle 
Menſchen, auch die engliſchen Gerichte binden — die eng⸗ 
liſche Theorie operiert noch immer mit dem Begriff des An⸗ 
ſpruchs gegen jedermann —, ſind die letzten nur unter 
gewiſſen Vorausſetzungen anzuerkennen. Zu beachten iſt aber, 
daß nach engliſchem Recht grundſätzlich jedes fremde 
Urteil Geltung hat! 

Das fremde Urteil gilt aber nicht als ſolches, ſon⸗ 
dern es betrifft nur ein Verſprechen, eine Verpflich⸗ 
tung des Unterlegenen, eine im Urteil feſtgelegte Summe zu 
zahlen oder — möglicherweiſe — eine beſtimmte Handlung 
vorzunehmen. Als Urteil hat es überhaupt keine Bedeu⸗ 
tung. Die Folge ift mithin die, daß es in der engliſchen Ge- 
richtspraxis (und, incidenter, in der Rechtstheorie!) kein 
dem deutſchen entſprechendes Vollſtreckungsurteil gibt, 
ſondern ſtets nur ein engliſches Gerichtsurteil, in 
welchem der Bekl. verurteilt worden iſt, ſein in dem fremden 
Urteil enthaltenes Verſprechen zu erfüllen. Die Klage 
hierauf wird erhoben durch Zuſtellung des Writ — jenes 
der alten römiſchen Formula weſensähnliche Gebilde — und 
lautet auf „Zahlung von £... fällig laut einem fremden 
Urteil aus...“ 

Die Einwendungen gegen die ſo erhobene Klage laſſen 
ſich in drei Gruppen zuſammenfaſſen, die die Zuſtändig⸗ 
keit, Rechtskraft und Moralität (diefe Wort nur 
in Ermanglung eines beſſern) des fremden Urteils betreffen. 

Die Zuſtändigkeit zerfällt in zwei Unterabteilungen, 
deren eine die Ordnungsmäßigkeit des fremden Gerichts an⸗ 
geht (von Dicey, Conflict of laws, „Proper Court“ ge⸗ 
nannt), während die andere die Zuſtändigkeit im engeren 
Sinne betrifft. Urteile von Ausnahmegerichten, von Ehren⸗ 
gerichtshöfen u. a. m. haben in England grundſätzlich keinen 
Beſtand, ſondern nur Urteile, die nach der Verfaſſung des 
fremden Staates zur Entſcheidung ziviler Rechtsſachen einge⸗ 
ſetzt und beſtimmt worden ſind. 

Im engeren Sinne zuſtändig iſt das fremde Gericht, 
wenn der Bekl.: 1. Angehöriger des Staates war, deſſen 
Gericht das Urteil ſpricht, 2. bei Klageerhebung in dem be⸗ 
treffenden Staate wohnhaft iſt, 3. ſelber als Kläger aufge⸗ 
treten iſt, 4. ſich freiwillig in den Rechtsſtreit eingelaſſen 
hat, 5. ſich vertraglich dem Gericht unterworfen hat (ver⸗ 
einbarte Zuſtändigkeit). 

Über die einzelnen Punkte herrſcht keine Einſtimmigkeit; 
ſo iſt zweifelhaft, ob vorübergehender Aufenthalt (presence) 
bereits zur Begründung der Zuſtändigkeit genügt, während 
ebenſowenig ſicher iſt, ob Domizil (im anglo⸗amerikaniſchen 
Sinne!) nicht auch den Gerichtsſtand begründet. Die oben 
angegebenen fünf Punkte ſind im weſentlichen das Ergebnis der 
drei berühmten Entſcheidungen: Schibsky v. Weſtenholz, 
Roſſignol w. Roſſignol und Sirdar Gurdyal Singh v. Rab- 
ſchah von Faridkote. 
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Hervorgehoben zu werden verdient hier ein Punkt, der 
für Deutſchland wichtig ſein kann und hier wohl als Grund⸗ 
ſatz angeſehen werden muß. Die bloße Tatſache, daß der Bekl. 
Vermögen im Lande hatte, wo er verklagt wurde, ge⸗ 
nügt, um dem Urteil Anerkennung in England zu verſchaffen, 
nicht! Damit werden alle deutſchen Urteile, die lediglich 
auf dem Gerichtsſtand des Vermögens (§ 23 ZPO.) beruhen, 
für England wertlos. (Wohlgemerkt: nur Urteile, die ledig⸗ 
lich auf dieſem Gerichtsſtand beruhen, wie etwa der Fall 
OLG. 23, 81. Hat ſich der Bekl. etwa auf die Klage einge⸗ 
gelaſſen, dann kommt der Punkt 4 zur Anwendung.) Übri⸗ 
gens gilt dies auch für Schottland, das ebenfalls den Gerichts⸗ 
ſtand des Vermögens kennt. — 


Erſter Leitſatz: Ein Urteil, das von einem nach den 
obigen Ausführungen und nur nach dieſen unzuſtändi⸗ 
gen Gericht geſprochen iſt, hat in England keine Bedeutung, 
fen es auch nach ſeinem eigenen Heimatsrecht einwandfrei 
ein. — 

Die Rechtskraft des Urteils iſt an zweiter Stelle zu 
behandeln, doch iſt dabei im Auge zu behalten, daß der Aus⸗ 
druck „Rechtskraft“ nicht im Sinne der deutſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft gebraucht wird. Gemeint iſt vielmehr nur, daß das Ur⸗ 
teil kein Zwiſchenurteil ſein darf. Keinen Rechtsbeſtand 
dürfte in England ein Urteil haben, das über den Grund 
des Anſpruchs entſcheidet ($ 304 ZPO.), den Betrag ſelber 
aber zunächſt unberückſichtigt läßt. Der Sinn dieſes Grund⸗ 
ſatzes liegt darin, daß nach dem eingangs Bemerkten ausländi⸗ 
ſche Urteile zu einer Art von Zahlungsverſprechen umge⸗ 
ſtaltet werden. Wo aber keine pecuniaria condemnatio 
est, da kann man auch kein Verſprechen, die Urteils ſumme zu 
bezahlen, konſtruieren. Es ſpielt aber in dieſem Zuſammen⸗ 
hang keine Rolle, ob das Urteil mit Berufung angefochten 
werden kann oder ob etwa ſchon eine Berufung ſchwebt! Frei⸗ 
lich könnte in dem Falle, daß bereits Berufung eingelegt iſt, 
hierauf im engliſchen Urteil dadurch Rückſicht genommen, 
daß die Zwangsvollſtreckung aus dem Urteil unterſagt 
wird, bis die Berufung gegen das ausländiſche Urteil ent⸗ 
ſchieden iſt. 

Sehr fraglich wäre es aber, ob ein deutſches Urteil im 
Wechſelprozeß unter Vorbehalt der Rechte in Eng⸗ 
land als „endgültig“ angeſehen werden könnte, da es ja wohl 
nur eine Art von Zwiſchenurteil und davon abhängig iſt, ob 
das Nachverfahren im gleichen Sinne endigen wird. Es mag 
dies als eine Warnung für diejenigen dienen, die ſchnell ſo 
ein Wechſelurteil erlangen und dann damit in England ope⸗ 
rieren wollen. 

Zweiter Leitſatz: Nur Urteile, die in einer In⸗ 
ſtanz endgültig über das Beſtehen oder Nichtbeſtehen einer 
Schuld(ſumme) entſcheiden, haben in England Wirkungen. 

Die dritte Gruppe würde oben als die der Moralität 
bezeichnet. Sie iſt von großer praktiſcher Bedeutung, zumal 
ſie viel Raum in den Entſcheidungen des RG. 6/7 einnimmt 
und wohl hauptſächlich dazu beigetragen hat, daß das RG. 
in bezug auf die ſogenannte „Gegenſeitigkeit“ zu einem unbe⸗ 
friedigenden Ergebnis gelangt iſt, einem Ergebnis, das ver⸗ 
mutlich ſogar falſch iſt. 

Unter der Moralität eines Urteils ſind verſchiedene 
Dinge zu verſtehen. Zunächſt gehört hierher eine Verletzung 
der Ausſchließlichkeit, die dem forum rei sitae im inter⸗ 
nationalen Privatrecht vindiziert wird. Immobilia ejus juris- 
dictionis esse reputantur ubi sita sunt. Und ein Urteil 
eines fremden Gerichts über eine nicht in ſeinem Gebiet lie⸗ 
gende unbewegliche Sache iſt ſogar dann nichtig, wenn die 
lex rei sitae richtig angewendet worden iſt. 

Das im internationalen Privatrecht herumſpukende Ge⸗ 
ſpenſt des „ordre publio“ findet ſich natürlich auch hier. 
Ein Urteil, das gegen „natürliche Gerechtigkeit“ () verſtößt, 
iſt nichtig. So in einem Falle, wo es ſich um die Gültigkeit 
eines Teſtaments handelte und an der Urteilsfällung Per⸗ 
ſonen mitwirkten, die im Teſtament bedacht waren. Ein ſol⸗ 
cher Fall wird bei einem deutſchen Urteil wegen 88 41/42 
ZPO. ja kaum vorkommen. Eher wohl der folgende, der mög⸗ 
licherweiſe als „nicht natürlich gerecht“ angeſehen werden 
würde: einer in England lebenden Perſon wird in Deutſch⸗ 
land öffentlich zugeſtellt, weil ihr Aufenthalt tatſächlich 
damals unbekannt ift. Ein fo verlangtes Urteil würde hier 
kaum Anerkennung finden, entweder weil es gegen die natür⸗ 
liche Gerechtigkeit verſtoßen würde, einen Bekl. zu verur⸗ 
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teilen, der von den Vorgängen keine Ahnung hat, oder weil 
d 1 nicht in dem eingangs ausgeführten Sinne zuſtän⸗ 
ig iſt. 

Fremde Urteile ſind vermutlich auch wirkungslos, wenn 
das erkennende Gericht die Grundſätze des internationalen 
Privatrechts nicht anerkennt und beachtet. In einem berühm⸗ 
ten Fall Simpſon v. Fogs (1863) entſchied das Ge⸗ 
richt in New Orleans, daß ein Mann, der Interventions⸗ 
klage gegen die zwangsweiſe Veräußerung eines Schiffes 
dortſelbſt erhoben hatte, abzuweiſen fei, da fein Titel nach 
engliſchem Rechte, aber nicht nach dem Rechte Louiſianas 
gültig ſei. Ein derartiger Fall wird ſich zwiſchen Deutſchland 
und England heute wohl kaum ereignen. 

Unwirkſam iſt weiterhin jedes fremde Urteil, das gegen 
den Zweck des engliſchen Geſetzes verſtößt. Ein wohl 
ſelbſtverſtändlicher Satz, der keines Kommentars bedarf; nach 
ihm iſt z. B. fraglich, ob ein deutſches Urteil gegen einen 
Verwandten auf Unterhaltsleiſtung hier verwertet werden 
kann, da das engliſche Recht eine derartige Unterhaltsrege⸗ 
lung, wie fie in den 88 1602—1625 BGB. enthalten ift, 
nicht kennt. 

Alle bisher erörterten Beziehungen eines ausländiſchen 
Urteils ſind weder ſehr kompliziert, noch unterſcheiden ſie ſich 
von den etwa im 8328 BPO. geregelten weſentlich oder auch 
nur oberflächlich. Es gibt aber noch einen Punkt, der für die 
Beantwortung der Frage, ob ein ausländiſches Urteil in 
England Wirkungen haben kann, von größter Bedeutung ift. 
Dieſer Punkt bildet gewiſſermaßen den Angelpunkt der vor⸗ 
erwähnten RGGEntſcheidungen und hat das RG. dazu veran- 
laßt, den engliſchen Urteilen in Deutſchland die Vollſtreck⸗ 
barkeit zu nehmen. 

Ausländiſche Urteile ſind nämlich nichtig, wenn ſie durch 
„fraud“ erlangt worden find. Der „fraud“, worunter man 
vielleicht eine vorſätzliche Vorſpiegelung von Tatſachen in der 
Abſicht, einen andern zu irgendeinem Tun oder Unterlaſſen 
zu beſtimmen, zu verſtehen hat, kann auf ſeiten des erkennenden 
Gerichts oder des Kl. vorliegen. 

Der erſte Fall iſt für ein deutſches Urteil nicht denkbar, 
da es fi um eine bewußte Rechtsbeugung handeln müßte. 

Auf ſeiten des Kl. iſt ein Betrug dieſer Art leicht zu 
konſtruieren und praktiſch nicht ſelten. Worin die betrügeriſche 
Handlungsweiſe im einzelnen Falle beſtanden hat, das wird 
ſtets ſchwer feftzuftelfen fein, möglicherweiſe erft, nach- 
dem die Tatumſtände des Falles einer erneuten 
Prüfung unterzogen worden ſind! 

Hier hat man nun zwei verſchiedene Geſichtspunkte aus⸗ 
einanderzuhalten. Zunächſt kann nach der engliſchen Rechts⸗ 
theorie jedes Urteil, alſo auch ein engliſches, trotz einge⸗ 
tretener Rechtskraft wegen Betruges angefochten werden. Alle 
Fälle in denen nach deutſchem Recht Nichtigkeits⸗ und Reſti⸗ 
tutionsklage gegeben find, kommen unfer den Begriff des 
„fraud“. Inſofern alſo in einem derartigen Fall ein deutſches 
Urteil in England angegriffen wurde, läge darin nichts Be⸗ 
ſonderes, wenn der ganze Zatbeitand des deutſchen Urteils 
erneut auf ſeine Geſetzmäßigkeit hin geprüft würde. Es wäre 
nicht einzuſehen, warum ein Kl., der mit einer gefälſchten 
Urkunde in Deutſchland ein obſiegendes Urteil erſtritten hat 
und der jetzt drohenden Wiederaufnahme des Verfahrens, nah- 
dem der Bekl. in die Lage verſetzt worden iſt, die Fälſchung 
zu beweiſen, dadurch entgehen will, daß er das Urteil in Eng⸗ 
land verwendet, deswegen durchdringen ſoll, weil eine Prü⸗ 
fein darf Geſetzmäßigkeit des deutſchen Urteils nicht erlaubt 
ein darf. 

Der zweite Geſichtspunkt iſt der, daß nach feſtſtehen⸗ 
der engliſcher Gerichtspraxis die Geſetzmäßigkeit eines aus⸗ 
ländiſchen Urteils nicht nachgeprüft werden darf. 

Beide Geſichtspunkte ſind in der grundlegenden Ent⸗ 
ſcheidung Abouloff w. Oppenheimer vereinigt worden 
und heute herrſcht der Grundſatz, daß, wenn es nötig iſt 
die Geſetzmäßigkeit des Urteils nachzuprüfen, um den Betrug 
nachzuweiſen, der Tatbeſtand des ausländiſchen Ur⸗ 
teils einer erneuten Prüfung unterzogen wer⸗ 
den darf und muß. 

Es ift aber zu beachten, daß dieſe Lehre nicht bei allen 
Urteilen in gleichem Umfang zur Anwendung gelangt. Bei 
den actiones in personam gilt ſie ohne jede Einſchränkung, 
bei den actiones in rem vermutlich auch, ſoweit die Par- 
teien in Betracht kommen, während gutgläubige Dritte ges 
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ſchützt werden. Das geſchieht mit Hilfe einer Fiktion, die 
das nichtige ausländiſche Urteil als eine Zeſſion wirkſam 
werden läßt. Bei einem Eheſcheidungsurteil unterſcheidet 
man: wurde die Zuſtändigkeit des ausländiſchen Ge⸗ 
richts durch betrügeriſche Manipulationen herbeigeführt, etwa 
indem die Parteien wahrheitswidrig behaupteten, ſie ſeien im 
Gebiete des Staates, welchem das Gericht angehört, domizi⸗ 
liert, dann iſt das Eheſcheidungsurteil nichtig. War aber die 
Zuſtändigkeit wirklich gegeben und es lag nur bezüglich der 
Scheidungsgründe Kolluſion vor (8 1565, 2 BGB.), dann 
gilt das Urteil in England, ſolange es in dem Lande 
gilt, deſſen Gericht es ausgeſprochen hat! 

Dritter Leitſatz: Kein ausländiſches Urteil hat in 
England rechtliche Wirkungen, wenn es gegen die guten Sit⸗ 
ten oder gegen den Zweck eines engliſchen Geſetzes verſtößt 
oder in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe er⸗ 
langt worden iſt. Der Verſtoß gegen die guten Sitten hat in 
dieſem Zuſammenhang einen etwas engeren Sinn, als im 
deutſchen Recht. — 

Ausländiſche Urteile, die gegen einen der Leitſätze 
verſtoßen, haben in England überhaupt keine Wirkung. 
Der Verſtoß muß aber einredeweiſe geltend gemacht 
werden, das Gericht nimmt bis zum Beweis des Ge⸗ 
genteils an, daß das Urteil einwandfrei iſt. 

Ausländiſche Urteile, die in Gemäßheit der Leit⸗ 
ſätze beſtehen, ſind in England voll wirkſam und bilden 
den Gegenſtand eines Leiſtungsurteils. Es kann gegen ein 
ide Urteil nicht eingewandt werden, daß es auf einem 

atſachenirrtum beruht, noch, daß das Recht, ausländiſches 
oder engliſches, falſch angewandt worden ift. 

Der Auslandskl. muß in England auf Zahlung der Ur⸗ 
teilsſchuld in engliſcher Währung klagen. 

Der Auslandsbekl., der Klageabweiſung erreicht hat, kann 
das ausländiſche Urteil gegen eine neue Klage in England 
einwenden. 

Zweifelhaft iſt in der Praxis, ob „res judicata jus 
facit inter partes“, jo daß „bis de eadem res ne sit actio“. 
Die Theorie ſteht auf entgegengeſetztem Standpunkt, läßt 
alſo eine Klage aus dem urſprünglichen Rechtsverhältnis zu, 
auch wenn ein rechtskräftiges Auslandsurteil darüber vor⸗ 
liegt. Neuere Gerichtsentſcheidungen liegen darüber nicht 
vor, ſo daß die Frage als ungeklärt betrachtet werden muß. 


II. 
(Eheſachen.) 

Ausländiſche Eheſcheidungsurteile ſind in England ohne 
weiteres gültig, wenn die Parteien zur Zeit der Erhebung der 
Klage in dem betreffenden Lande domiziliert waren. Es 
iſt aber ſcharf darauf zu achten, daß ein Domizil im eng⸗ 
liſchen Sinne vorliegen muß, der Wohnſitz des deutſchen 
Rechts genügt nicht. Domizil liegt nur vor, wenn jemand an 
einem Platz ſowohl den animus manendi, als auch den ani- 
mus non Tevertendi hat. In dieſem Falle ſpielt es keine 
Rolle, wo die Ehe geſchloſſen worden iſt, oder ob es ſich um 
Angehörige des Staates handelt, deſſen Gerichte die Ehe⸗ 
ſcheidung ausſprechen; auch Fremde und engliſche Staatsan- 
gehörige können im Domizilſtaat geſchieden werden. Es 
ſpielt auch keine Rolle, ob der oder die Eheſcheidungsgründe 
nach engliſchem Recht unzuläſſig ſind. 

Eine Ausnahme vom Domizilprinzip gibt es dann, wenn 
in einem Staate Fremde geſchieden worden ſind, deren 
Heimatsrecht dieſe Eheſcheidung als gültig anerkennt. 
Für engliſche Staatsangehörige kann das nicht in Betracht 
kommen. — 

Eheanfechtungs⸗ und Ehenichtigkeitsurteile, die im Aus⸗ 
lande geſprochen worden ſind, haben in England nur bedingte 
Gültigkeit. Für dieſe Klagen gilt das Domizilprinzip zu⸗ 
nächſt nicht, ſo daß alſo auch engliſche Gerichte über das 
Beſtehen oder Nichtbeſtehen einer Ehe entſcheiden können, 
auch ohne daß die Parteien in England domiziliert find. 

Aber die engliſche Theorie und Praxis räumt keinem 
fremden Staat eine ausſchließliche Zuſtändigkeit in der⸗ 
artigen Klageſachen ein, nicht einmal dann, wenn die 
Ehe in dem Staate, deſſen Gerichte entſcheiden, 
geſchloſſen worden iſt! Die Folgerung hieraus iſt die, 
daß wenn eine in Deutſchland geſchloſſene Ehe in Deutſch⸗ 
land für nichtig erklärt worden it, das Urteil die engliſchen 
Gerichte nicht notwendig bindet. Praktiſch könnte ſich etwa 
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folgender Fall ereignen: eine Ehe von Deutſchen iſt in 
Deutſchland wegen Irrtums über weſentliche Eigenſchaften 
angefochten und für nichtig erklärt worden. Beide Parteien 
verziehen nach England und hier erhebt die frühere Ehefrau 
Klage auf Unterhaltsleiſtung gegen den früheren Mann. Das 
deutſche Urteil kann von ihm nicht eingewandt werden, ſon⸗ 
dern das engliſche Gericht iſt zuſtändig, die Tatfrage noch⸗ 
mals zu prüfen. — Die Frage iſt aber nicht geklärt, da Ur⸗ 
teile aus neuerer Zeit hierüber noch nicht vorliegen. 

Ein deutſches Urteil, das eine im Auslande geſchloſſene 
Ehe wegen Verſtoßes gegen die dort geltenden Formalien für 
nichtig erklärt, hat in England überhaupt keine Wirkung. — 


III. 


Deutſche Urteile haben ſonach in England in weitem 
Maße Wirkſamkeit. Ihre Geſetzmäßigkeit wird — abgegeben 
vom Fall des ordre public — grundſätzlich nicht nachgeprüft. 
Einwendungen gegen das Urteil müſſen, ſoweit ſie nach dem 
Vorſtehenden zuläſſig ſind, gemäß den Vorſchriften des eng⸗ 
lichen Prozeßrechts in genaueſter Weiſe ſubſtanziiert werden. 
Bloßes Leugnen, Beſtreiten oder leere Behauptungen ver⸗ 
fangen hier nicht. Mit anderen Worten: das deutſche Urteil 
iſt in England eine Waffe, mit der man operieren kann. Da⸗ 
gegen: Das engliſche Urteil iſt in Deutſchland ein Nichts! 


Die Anwendung der ausländiſchen Rechtsnormen 
in Lettland. 
Von Rechtsanwalt K. Lubbe, Riga. 


Die Anwendung des ausländiſchen Privatrechtes iſt 
eine Frage des internationalen Rechtes und verdient an 
dieſer Stelle erwähnt zu werden, da dieſelbe von großer Be⸗ 
deutung für die Gerichtspraxis iſt und dem Ausländer 
zwecks Wahrnehmung ſeiner Intereſſen in Lettland einige 
Hinweiſe gibt. 

Der alten Anſchauung nach wurde die Anwendung einer 
fremden Rechtsnorm auf dem Territorium des eigenen Landes 
als ein beſonderes Entgegenkommen und eine Liebenswürdig⸗ 
keit der Völker empfunden comitas gentium). In der Geegen⸗ 
wart wird die Anwendung des ausländiſchen Rechtes als 
Pflicht der völkerrechtlichen Juſtiz angeſehen 

Vom Standpunkte des geltenden Rechtes hat der Richter 
in allen Fällen, wo die lex fori ihm die Anwendung der aus⸗ 
ländiſchen Geſetze vorſchreibt, dieſelben ex officio ohne Hin⸗ 
weis der Parteien nach dem Prinzip jura novit curia an- 
zuwenden (XXVII der Einführung zum 3. Bande des Privat- 
rechtes). Fremde Rechtsnormen können auf dem Territorium 
des eigenen Landes angewandt werden (XXVII-XXXVI des 
Privatrechtes). Eigene Normen können im Auslande An⸗ 
wendung finden (statutum egreditur territorium). 

In der Praxis läßt ſich die Anwendung des ausländiſchen 
Geſetzes aber nur mit den größten Schwierigkeiten durch⸗ 
führen, da man bei den jetzigen Verhältniſſen vom Richter 
kaum die Kenntnis der Geſetze der Welt verlangen kann. 
Obwohl die ausländiſchen Normen in den vom Geſetz an⸗ 
gegebenen Fällen vom Gericht ex officio angewandt werden 
müſſen und dieſelben nicht als res facti, ſondern als res 
juris zu betrachten ſind, ſo gibt der Geſetzgeber dem Richter 
die Möglichkeit ſich die Kenntnis der für den betreffenden 
Rechtsfall erforderlichen Norm des ausländiſchen Geſetzes 
auf dieſe oder jene Weiſe anzueignen. Die ZPO. für das 
Deutſche Reich enthält hierfür den § 293, die öſterreichiſche 
den 8271, die lettländiſche den § 709. 

„Im Falle einer Schwierigkeit in der Anwendung 
der ausländiſchen Geſetze kann das Gericht das Aus⸗ 
wärtige Amt erſuchen, fih mit der betreffenden ausländi- 
ſchen Regierung in Verbindung zu ſetzen mit der Bitte 
um ein Gutachten über die entſtandene Frage.“ 

Aus dem Inhalte dieſes Paragraphen geht hervor, daß das 
Gericht ein Gutachten der betreffenden ausländiſchen Regie⸗ 
rung durch das Auswärtige Amt anfordern kann, d. h. das 
Gericht darf es tun, falls es bei der Anwendung der aus⸗ 
ländiſchen Normen auf Schwierigkeiten ſtößt, es iſt aber nicht 
verpflichtet, ſolche Schritte zu unternehmen, ſofern es in der 
Anwendung und in dem Wortlaut des ausländiſchen Geſeßzes 
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keinen Zweifel hat. Im letzteren Falle wird das ausländiſche 
Geſetz nicht auf Grund und in der Ordnung des 8709 der 
RPO. angewandt, ſondern in der allgemeinen Ordnung des 
89 der ZPO. 

Wodurch werden die Parteien aber überzeugt, daß das 
Gericht den Sinn des betreffenden ausländiſchen Geſetzes 
richtig auslegt? 

Die Parteien haben während des Prozeſſes wohl das 
Recht, um die Anwendung des 8 709 der ZPO. zu bitten, 
das Gericht iſt aber nicht verpflichtet dieſer Bitte Folge zu 
leiſten, ſofern ihm die fragliche ausländiſche Norm verſtändlich 
erſcheint. Wird die Bitte der Partei um Anwendung des 
8 709 abgewieſen, fo ſteht es ihr dann frei, die Auslegung 
der ausländiſchen Rechtsnorm im Wege der Kaſſationsklage 
zu verlangen. Iſt aber dieſer Antrag auf Anwendung des 
§ 709 während des Prozeſſes von der Partei nicht geſtellt 
worden, ſo iſt es fraglich, ob eine Kaſſationsklage möglich 
iſt. Der Senat (der höchſte Gerichtshof des a. hat in 
feiner Entſcheidung Nr.84 vom Jahre 1884 verfügt, daß 
die Kaſſationsklage abzuweiſen ift, ſofern eine der Parteien 
nicht um Anwendung des 8 709 der ZPO. gebeten hatte. 
Allerdings hat der Senat in ſeiner Entſcheidung Nr. 35 vom 
Jahre 1896 erkannt, daß eine falſche Auslegung des aus⸗ 
ländiſchen Geſetzes wohl Grund zur Kaſſationsklage bietet 
(d. h. auch in dem Falle, wenn die Parteien in unterer In⸗ 
ſtanz nicht um Anwendung des 8709 der BPO. erſucht 
haben). Gemäß der Senatsentſcheidung Nr. 85 vom Jahre 
1908 und Nr. 99 vom Jahre 1910 iſt ſtets der letzteren Ent⸗ 
ſcheidung in einer analogen Frage der Vorzug zu geben. 
Wenn auch die Entſcheidungen des Senats bis zu einem 
gewiſſen Grade die Kraft eines Geſetzes (vicem legis) ermer- 
ben, fo find dieſelben doch kein neues Geſetz und können durch 
ſpätere Entſcheidungen ſtets umgeſtoßen werden. 

Rein praktiſch wird es ratſam ſein in den Fällen, wo die 
Auslegung des ausländiſchen Geſetzes ſtrittig erſcheint, ſchon 
in erſter Inſtanz um Anwendung des 8 709 der ZPO. zu 
bitten, um ſich den Weg der eventuellen Kaſſationsklage 
von Anfang an eutſchieden zu ſichern bzw. zu erſparen. 

Von Intereſſe ift auch die Anwendung des 8 709 in 
bezug der Beweiskraft ausländiſcher Urkunden. 

Nach 8 465 der BPO. können Urkunden, welche in 
einem fremden Staate errichtet ſind, nicht anders zu den 
Akten vorgeſtellt werden, als mit einer Beglaubigung der 
lettländiſchen Botſchaft, Geſandtſchaft oder des lettländiſchen 
Konſulats, darüber, daß ſie wirklich nach den Geſetzen jenes 
Staates errichtet ſind. 

Aus dem Wortlaut dieſes Paragraphen geht hervor, 
daß die geſetzmäßige Errichtung der ausländischen Urkunde 
durch die Legaliſierung derſelben von ſeiten der lettländiſchen 
Botſchaft, Geſandtſchaft oder des Konſulats feſtgelegt wird. 
Die Legaliſierung bietet die Gewißheit, daß die Urkunde tat⸗ 
ſächlich von den Behörden oder Perſonen ſtammt, von welchen 
ſie errichtet iſt und verleiht der Urkunde die Beweiskraft einer 
öffentlichen Urkunde. Aus dem Inhalte dieſes Paragraphen 
iſt jedoch nicht erſichtlich, daß die Parteien die Geſetzmäßig⸗ 
keit der legal'ſierten Urkunde nicht anfechten dürfen. Dieſes 
Recht ſteht den Parteien wohl zu, gleich wie die Geſetzmäßig⸗ 
keit einer inländiſchen notariellen Urkunde angefochten mers 
den kann. 

In Gemäßheit mit der Senatsentſcheidung vom Jahre 
1870 Nr. 1780 und vom Jahre 1909 Nr. 75 hat die Partei, 
welche die Geſetzmäßigkeit einer ausländiſchen legaliſierten 
Urkunde anficht, die Normen des ausländiſchen Rechtes an⸗ 
zugeben, auf Grund welcher ſie die Geſetzmäßigleit in Abrede 
ſtellt, und das Gericht iſt daraufhin verpflichtet den Parteien 
diesbezügliche Erklärungen abzugeben oder nach der Regel des 
8709 ber ZPO. zu verfahren. 

Wird nach dem Recht, wo die Urkunde errichtet iſt, kein 
Unterſchied in der Beweiskraft einer Privaturkunde und einer 
in gehöriger Form errichteten oder beglaubigten Urkunde ge⸗ 
macht, ſo ſteht es dem hierigen Gericht nach dem Prinzip 
„locus regit actum“ auch nicht zu, dieſen Unterſchied zu 
machen. Dieſe Schlußfolgerung ergibt ſich aus dem Inhalte 
des 8464 der BPO., wonach als geſetzmäßige Urkunden. 
ſolche Urkunden gelten, welche in einem fremden Staate nach 
den daſelbſt geltenden Geſetzen errichtet ſind, wenn auch die 
lettländiſchen Geſetze zur Errichtung ſolcher Urkunden eine 
andere Form vorſchreiben. Die Beurteilung einer im Aus⸗ 
lande errichteten Urkunde vom Standpunkt der im eigenen 
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Lande geltenden Rechtsnormen erſcheint daher als unzuläſſig. 
Eine im Auslande errichtete Privaturkunde hat im Inlande volle 
Beweiskraft ſelbſt in dem Falle, wenn dieſe Urkunde nach inländi⸗ 
ſchem Recht der öffentlichen Form bedarf. Genügt nach ausländi⸗ 
ſchem Recht zur Beweisführung eines Umſtandes eine Privat⸗ 
urkunde, ſo hat dieſe Urkunde hier gleichfalls die volle Be⸗ 
weiskraft und kann dem Gericht unlegaliſiert vorgeſtellt mwera 
den. Dieſes wird aus dem Inhalte der 88 465 und 458 der 
BPI. gefolgert, wonach nicht legaliſierte ausländiſche Ur- 
kunden die Beweiskraft der Privaturkunden behalten (Senats⸗ 
entſcheidung vom Jahre 1881 Nr. 183, vom Jahre 1874 
Nr. 837). Genügt nach ausländiſchem Recht eine Privat⸗ 
urkunde, ſo darf die Legaliſierung der Urkunde nicht verlangt 
werden, es ſei denn, daß die Echtheit der Urkunde angezweifelt, 
bzw. widerlegt wird. 


Das Sowjetrecht und die ſtaatenloſen Ruſſen 
(Art. 29 EG BGB.). 


Vom ruſſiſchen Rechtsanwalt J. Ra binowitſch, Berlin. 


Sollen die vermögens⸗ und erbrechtlichen Verhältniſſe 
der ruſſiſchen Emigranten in Deutſchland nach dem ſowjet⸗ 
ruſſiſchen ZGB. beurteilt werden? Vom Standpunkt des 
Art. 27 EGBGB. muß dieſe Frage auf dem Gebiet des 
Erbrechts in negativem Sinne beantwortet werden (f. meinen 
Aufſatz in JW. 1924, 633). Aber auch vom Standpunkte des 
Art. 30 muß dieſe Frage aus beſonderen unten angeführten 
Gründen in demſelben Sinne entſchieden werden, und zwar 
auf dem Gebiete nicht nur des Erbrechts, ſondern auch des 
Sachen⸗ und Obligationenrechts. 

1. Von der Anwendung eines fremden Rechts im In⸗ 
lande kann überhaupt nur dann die Rede ſein, wenn das 
fremde Recht gewiſſe Grundrechte in anderer Weiſe regelt, 
als das deutſche Recht, nicht aber dann, wenn das fremde 
Recht gewiſſe Perſonen als vollſtändig rechtlos erklärt. 

2. Nach dem Sinne des ſowjetruſſiſchen ZGB. beſitzen die 
Staatenloſen überhaupt keine Vermögensrechte und kein Erb⸗ 
recht. Das iſt aus folgendem zu erſehen: 

Der grundſätzliche Unterſchied zwiſchen dem ſowjetruſſi⸗ 
ſchen Zivilkodex und den Zivilgeſetzbüchern aller „bürger⸗ 
lichen“ Länder beſteht darin, daß, während in den letzteren 
die Staatsangehörigkeit in der Regel keine Bedeutung hat (auf 
dem Gebiete des Privatrechts ſind alle Menſchen gleich — 
ſ. z. B. 8 1 des deutſchen BGB.: „Die Rechtsfähigkeit des 
Menſchen beginnt mit der Vollendung der Geburt“), wird in 
Sowjetrußland das Vermögens- und Erbrecht nur als An- 
hängſel des öffentlichen Rechts betrachtet; Rechte werden den 
Privatperſonen nur zu gewiſſen Staatszwecken erteilt. In 
dem Dekret der 3. Seſſion des Allruſſiſchen Zentral⸗Exe⸗ 
kutivkomitees v. 22. Mai 1922 „über die privatrechtlichen 
Grundrechte in vermögensrechtlicher Beziehung, die von der 
RS SR. anerkannt, durch die Geſetze geſchützt und durch die 
Gerichte der RS SR. verteidigt werden“, wird als Folge 
der ſogenannten neuen ökonomiſchen Politik („NO P.“) von 
der kommuniſtiſchen geſetzgebenden Gewalt zuerſt proklamiert, 
daß „zur Felt ra der genauen gegenſeitigen Beziehungen 
der ſtaatlichen Organe zu den Vereinigungen und Privat- 
perſonen, die an der Entwicklung der Produktionskräfte des 
Landes teilnehmen, ſowie der gegenſeitigen Beziehungen von 
Privatperſonen und ihrer Vereinigungen untereinander und 
zum Zwecke der Schaffung der hieraus folgenden Rechtsgaran⸗ 
tien, die für die Verwirklichung der Vermögensrechte der 
Bürger der NSFSR. und der Ausländer notwendig find”, 
allen Bürgern gewiſſe Sachen und Obligationenrechte wie 
auch das Erbrecht in gewiſſen Schranken gewährt wird. Auf 
Grund dieſes Dekrets wurde dem Rate der Volkskommiſſare 
die Aufgabe übertragen der nächſten Seſſion des Komitees 
einen Entwurf eines BGB. vorzulegen. 

Vermögensrechte werden alſo nur den „Privatperſonen, 
die an der Entwicklung der Produktionskräfte des Landes 
teilnehmen“, zuerkannt. Zu dieſer Kategorie können auch 
Ausländer gehören. Infolgedeſſen wird im Einf. zum 
Zivilkodex beſtimmt, daß die Rechte „der Bürger ausländiſcher 
Staaten“, mit denen die RSF SR. ein Abkommen getroffen 
hat, durch dieſe Abkommen geregelt werden. Gibt es kein Ab⸗ 
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kommen und kein beſonderes Geſetz, durch welches die Rechte 
der Ausländer geregelt werden, ſo können dieſelben durch VO, 
der zuſtändigen Zentralorgane eingeſchränkt werden. 

Beſitzen nun auch ſtaatenloſe Perſonen Vermögensrechte? 
Von dieſen Perſonen wird im Kodex nichts erwähnt. Vom 
Standpunkte jedes „bürgerlichen“ Geſetzbuchs könnte ſelbſt⸗ 
verſtändlich kein Zweifel darüber entſtehen, daß dieſe Per⸗ 
ſonen den Ausländern gleichgeſtellt werden müſſen und daß 
von der Rechtsloſigkeit irgendeines Menſchen nur aus dem 
Grunde, daß er zu einer Kategorie gehört, welche im Geſetze 
nicht beſonders erwähnt wird, keine Rede ſein kann. Im kom⸗ 
muniſtiſchen Rechtsſyſtem aber werden private Vermögens⸗ 
rechte nicht als allgemeine Menſchenrechte anerkannt. Private 
Vermögensrechte, wie auch das Erbrecht, werden als Mus- 
nahmen von den kommuniſtiſchen Grundprinzipien nur in 
gewiſſen Schranken geduldet. Im Art. 4 des „Kodex“ wird 
zwar beſtimmt, daß „das Geſchlecht, die Raſſe, die Nationali⸗ 
tät, das Glaubensbekenntnis und die Herkunft“ keinerlei Ein⸗ 
fluß auf den Umfang der bürgerlichen Rechtsfähigkeit haben. 
In demſelben Artikel wird aber wiederholt, daß die bürger⸗ 
liche Rechtsfähigkeit von der RS SR. allen Bürgern nur 
als Mittel „zur Entwicklung der ſchaffenden Kräfte des Lan⸗ 
des“ gewährt wird. Hätte der Art. 4 des Geſetzbuchs den 
Sinn, daß Privatvermögensrechte als allgemeine Menſchen⸗ 
rechte anerkannt werden, dann wäre es nicht nötig, im Art. 8 
des Einf®. beſonders zu erwähnen, daß auch Ausländer 
Privatvermögensrechte in gewiſſen Schranken beſitzen. 

Kein Wunder alfo, daß in der Sowjetjurisprudenz die 
Frage, ob diejenigen Perſonen, die die ruſſiſche Staatsange⸗ 
hörigkeit verloren und keine andere erworben haben, überhaupt 
Vermögensrechte und das Erbrecht beſitzen, nicht nur als eine 
zweifelhafte Frage behandelt, ſondern in direkt negativem 
Sinne beantwortet wird (fo z. B. den Aufſatz von Pere- 
terſki: „Die Privatrechtsfähigkeit der Ausländer“ in der 
offiziellen „Wochenſchrift für die Sowjetjuſtiz“ 1924, Nr. 18). 
Das ift eine Auslegung, die vom Art. 5 des EinfG. zum 
Sowjetkodex diktiert wird, wonach „die ausdehnende Aus- 
legung des BGB. der RS SR.“ nur dann zugelaſſen wird, 
„wenn dies der Schutz der Intereſſen des Arbeiter⸗ und 
Bauernſtaates und der arbeitenden Maſſen erfordert“. 

3. Das Heimatgeſetz bedeutet alſo für die ruſſiſchen Emi⸗ 
granten auf dem Gebiete des Vermögensrechts und des Erb⸗ 
rechts vollſtändige Rechtsloſigkeit. Unter dieſen Umſtänden 
muß ſicher Art. 30 des deutſchen EGBGB. zur Anwen⸗ 
dung kommen. Die Meinung Prof. Nußbaums, daß ſeit 
dem Abſchluſſe des Rapallovertrags die Grundſätze der Sow⸗ 
jetgeſetzgebung von der deutſchen Praxis beachtet werden 
müffen und unter Art. 30 nicht mehr fallen können (JW. 
1924, 667/69) wird von Prof. Klein (JW. 1924, 1503) mit 
Recht beſtritten. 


Welches Recht iſt für die ruſſiſchen Emigranten 
in Deutſchland als Perſonalſtatut anzuwenden? 
Vom ruſſiſchen Rechtsanwalt Eugen v. Falkovsky, Berlin. 


Der klare Wortlaut des Art. 29 EGBGB. ſcheint die 
einfache Antwort zu geben: Das ruſſiſche, d. h. zur Zeit das 
Somjetredht. 

Eine tiefergehende Prüfung der Frage führt jedoch zu 
ganz anderen Ergebniſſen. 

Die ruſſiſchen Emigranten find aus ihrer Heimat mei⸗ 
ſtens aus politiſchen oder ſozialen Gründen geflüchtet. Sie 
haben fat alle nicht den „animus revertendi“ 1) und haſſen 
meiſtens das neue ruſſiſche Rechtsſyſtem. Andererſeits hat 
die Sowjetregierung ihnen durch das bekannte Dekret vom 
15. Dez. 1921 die ruſſiſche Staatsangehörigkeit entzogen, 
deren Wiederaufnahme ihnen nicht erleichtert, wie z. B. 
in der deutſchen Geſetzgebung bei dem zufälligen Verluſt 
der Staatsangehörigkeit, ſondern im Gegenteil erheblich er⸗ 


1) Dieſe Tatſache ift in Deutſchland indirekt durch das et, 
v. 4. Juni 1924 (RGBl. 616) anerkannt, durch das ein beſonderes 
Rechtsinſtitut (der „Perſonalausweis für ruſſiſche Flüchtlinge“) für 
die Perſonen geſchaffen iſt, welche von Rußland „wegen der poli⸗ 
tiſchen oder wirtſchaftlichen Lage geflüchtet ſind oder aus den gleichen 
Gründen in ihre Heimat nicht haben zurückkehren können oder wollen“. 
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ſchwert iſt. Die Vertretungen Rußlands im Auslande ver⸗ 
ſagen den Emigranten nicht nur jeglichen Beiſtand, ſondern 
verweigern ſogar jeden amtlichen Verkehr mit ihnen. 

Es beſteht ſomit weder ein äußeres noch ein inneres 
Band mehr zwiſchen dieſen Staatenloſen und ihrem ehe⸗ 
maligen Heimatſtaat. Objektiv und ſubjektiv ſtehen die Par⸗ 
teien einander fremd und feindlich gegenüber. 

Die Vorgeſchichte des Art. 29 a. a. O. beweiſt, daß bei 
Schaffung dieſer ganz eigenartigen!) Vorſchrift der Geſetz⸗ 
geber nicht ſolche Fälle, wie den vorliegenden, ſondern ge⸗ 
rade entgegengeſetzte Fälle im Auge gehabt hat. 

Dieſe Vorſchrift hat das EGBGB. nämlich den Doktrinen 
von Mommſen (1879) ), v. Bar (1889), Niemeyer 
(1895) ) entnommen [bie auch im deutſchen Schrifttum von 
Kahn (1891), Neumann (1896) und ſpäter von Zitel⸗ 
mann u. a. beſtritten wurden], als ein Privilegium gu- 
gunſten der deutſchen Auswanderer, mit der Abſicht, deren 
objektiv und ſubjektiv dauernden Zuſammenhang mit dem 
ihnen immer noch innerlich verwandten deutſchen Rechte 
zu begünſtigen. 

Die Verteidiger dieſer Anſicht waren der — damals 
ganz logiſchen — Meinung, die Anknüpfung an das frühere 
Recht liege im wohlverſtandenen Intereſſe der Staatenloſen. 
Bei den heutigen ruſſiſchen Emigranten iſt gerade das Gegen⸗ 
teil der Fall! 

Auch die — endlich im Jahre 1915 bekannt gewordenen 
— Motive zum urſprünglichen („Gebhardtſchen“) Ent- 
Hun = EGBGB. ſtehen grundſätzlich auf demſelben Stand- 
punft5). 

Die Entſtehungsgründe des Art. 29 find alfo ganz klar. 
Sie berückſichtigen hauptſächlich die deutſchen Emigranten 
und ſtützen ſich auf die Vorausſetzung, daß der Staatenloſe 
immer zu dem verlorenen Staate ſtrebt und beanſprucht, ihn 
mit keinem neuen, ſondern mit ſeinem früheren Recht 
zu verbinden. 

Die ruſſiſchen Emigranten befinden ſich aber, wie ge⸗ 
ſagt, in einer grundſätzlich verſchiedenen Lage zu den deut⸗ 
ſchen Amerika-⸗Emigranten. Sie dem Sopjetrechte zu unter- 
werfen, entſpricht zwar in einigen Fällen — wie weiter 
dargetan werden wird — dem Wortlaut des Art. 29, ver⸗ 
gewaltigt aber ſeinen Sinn, und macht die Begünſti⸗ 
gungs vorſchrift zu einem Privilegium odiosum. Eine ber- 
artige Anwendung verſtößt aber gegen den „Zweck eines 
deutſchen Geſetzes“, namentlich den Zweck des Art. 29 ſelbſt, 
und ift ſchon deshalb durch den Art. 30 EGBGB. verboten ©). 


2) Die Vorſchrift des Art. 29 über das Nationalſtatut der 
Staatenloſen ſteht in der Welt ganz vereinzelt da. Sie widerſpricht 
fämtlichen Geſetzgebungen des Erdballs, ſowie ſämtlichen Rechts⸗ 
doktrinen (Despagnet, Weiß, Pillet in Frankreich; Lorand 
in Belgien; Fiore in Italien; Meili in der Schweiz), welche ſtets 
für den Staatenloſen als Anknüpfungsmerkmal das Domizil 
(Lorand — die lex fori) hervorheben. Nur das BGY. von Montes 
negro, welches in den achtziger Jahren von einem Hörer der Wiener 
und Münchener Univerſitäten, Prof. Bogiſchitſch, verfaßt wurde, 
ſteht offenſichtlich unter dem Einfluſſe der Vorarbeiten zum deutſchen 
EGBGB. und ahmt deffen Art. 29 in feinem 8 800 nach. Die meiſten 
deutſchen Landrechte ſowie das gemeine Recht boten auch keinen An⸗ 
haltspunkt, da ſie überhaupt nicht das Nationalſtatut, ſondern nur 
das Domizilſtatut anerkannten. Auch die kollektive europäiſche Wiſſen⸗ 
ſchaft hat ſich auf den Oxforder Kongreß des „Institut du droit 
international“ im Jahre 1880 für das Domizilſtatut für Staaten⸗ 
loſe ausgeſprochen. 

„. . derartige Perſonen ihrem bisherigen Heimatſtaat näher- 
ſtehen ...“ (ArchZivpr. 1879, 161). 

4) „Die Nationalität bildet auch dann noch ein ſtarkes Band, 
wenn die ſtaatsrechtliche Beziehung zur Heimat gelöſt ift... Der 
Fall, welcher bei deutſchen Gerichten am häufigſten vorkommen wird, 
iſt der, daß deutſche Untertanen ihre Staatsangehörigkeit durch Ver⸗ 
jährung verloren haben ...“ (Vorſchl. u. Materialien S. 125). 

5) „Den Verlust der Staatsangehörigkeit ungeachtet, beſteht ein 
gewiſſer Konnex der Perſon mit dem Staate, dem ſie angehört hat, 
fort... Erreicht wird durch die Anerkennung dieſes Rechts, daß die 
für die Beurteilung der perſönlichen Stellung unentbehrliche 
2 0 N * pariis tunlichſt gewahrt bleibt“ (Gebhardtſche Materialien 
6) überhaupt entſpricht die Anwendung des Sowjetrechtes, 
welches ſchroff⸗territorialiſtiſch geſtaltet ift, nicht der Grundidee des 
Völkerrechts über die Gleichberechtigung der Kulturſtaaten und die 
Gegenſeitigkeit. Dieſe Tatſache muß im Hinblick auf Art. 4 MVerf. 
hervorgehoben werden. 


Wenn aber die angeführten allgemeinen Erwägungen 
noch nicht ausreichen ſollten, um den Wortlaut des Art. 29 
zu bekämpfen, ſo ergibt doch zumindeſtens die oben geſchil⸗ 
derte Entwicklungsgeſchichte dieſer Vorſchrift die Notwendig⸗ 
keit einer möglichſt einſchränkenden Auslegung und Anwen⸗ 
dung derſelben. 

1. Seinem Wortlaut nach beſtimmt der Art. 29 die An⸗ 
wendung des Heimatrechtes auch für Staatenloſe nur in den 
Fällen, in denen „die Geſetze des Staates, dem eine Perſon 
angehört, für maßgebend erklärt find”. Im EGBGB. 
fehlt es an einer allgemeinen Vorſchrift, daß Perſonens, 
Familien» und Erbrecht fich nach dem Nationalſtatut richten“, 
im Gegenteil, nur wenige Artikel beſtimmen dieſes zwei⸗ 
ſeitig, d. h. für Deutſche ſowie Ausländer, demgegenüber 
ſind die meiſten Artikel einſeitig nur mit Bezug auf die 
Deutſchen gefaßt. 

Bei einſchränkender Auslegung des Art. 29 fallen alſo 
unter ſeine Vorſchrift bloß die Normen, wo das Heimat⸗ 
geſetz ausdrücklich als allgemein maßgebend erklärt iſt, na⸗ 
menklich die vollkommenen zweiſeitigen Normen der Art. 7, 
11, 17, 21. Alle anderen Artikel alſo, die unvollkommen 
zweiſeitige oder gar einſeitige Normen enthalten, ſind daher 
im Rahmen des Art. 29 für den vorliegenden Fall nicht 
anwendbar. 

2. Gewöhnlich werden zwar die einſeitigen Normen im 
Wege der Analogie zu vollkommenen zweiſeitigen erweitert!). 
Man darf aber nicht überſehen, daß jede Analogie keine 
Rechtsquelle für die Aufſtellung allgemeiner Erſatzvorſchriften, 
ſondern nur Hilfsmittel bei der Anwendung des Geſetzes im 
konkreten Falle bildet. Daher kann das einmal ermittelte 
Ergebnis der Analogie nie zu einem ſtändigen Rechtsſatz 
werden, der das Geſetz für alle Fälle vervollſtändigt; die 
Analogie muß vielmehr ſeitens des Richters immer aufs neue 
für den ihm vorliegenden Tatbeſtand geprüft und ange⸗ 
nommen oder abgewieſen werden. Dabei iſt es die Aufgabe 
des Richters, die Rechtsfolgen analog nur auf ſolche nicht 
unmittefbar geregelten Tatbeſtände anzuwenden, welche, wie 
Th. Niemeyer zutreffend formuliert („Das IR.“, S. 34), 
„die für die ratio legis entſcheidenden gleichen Merkmale 
aufweiſen“. Und weiter betont derſelbe Schriftſteller, daß 
bei ſolcher Feſtſtellung der ratio legis „nicht nur die Worte, 
auch nicht nur der aus dem Ganzen des Geſetzes ſelbſt fih 
ergebende Sinn, ſondern der geſamte geiſtige Zuſammen⸗ 
hang, aus welchem das Geſetz hervorgegangen iſt, als ob⸗ 
jektive Momente in Betracht kommen“ (a. a. O. S. 35). 

Wenn ein deutſcher Richter mit Rückſicht auf den ein⸗ 
gangs geſchilderten „geſamten geiſtigen Zuſammenhang“ des 
Art. 29 einen ruſſiſchen Emigranten in ſeinen Familien⸗ 
oder Eheverhältniſſen beurteilen muß, welche in der Sowjet- 
geſetzgebung eine ſo gewaltige Umgeſtaltung erlitten haben, 
ſo wird ihm der erſte Verſuch einer Analogie ſelbſt zeigen, 
daß es ſich hier in conereto nicht um „ein ſtarkes Band“, 
ſondern um eine gewaltige Entfremdung, nicht um „Konti⸗ 
nuität der perſönlichen Rechtsſtellung“, ſondern um ſchreckliche 
Vergewaltigung der perſönlichen Rechte handelt. Alſo wird 
dem Richter der Anlaß zur Analogie — die Ahnlichkeit des 
Tatbeſtandes — gänzlich fehlen. 

3. Dazu muß betont werden, daß der bekannte Streit 
um die Zuläſſigkeit der Analogie fih beſonders ſcharf auf 
dem Gebiete des ſo mangelhaft geregelten deutſchen Inter⸗ 
nationalen Privatrechts abgeſpielt hat. Abgeſehen von den 
älteren Ausführungen von Habicht?) und Edelmann‘) 
ſind darüber die zutreffenden Außerungen von Otto Fi- 


7) Wie bekannt, it überhaupt das EGBGB. nach der Um⸗ 
geſtaltung im Bundesrate ein ziemlich ſyſtemloſes Rechtsſtück geworden. 
Neben den Artikeln, die das Nationalitätsprinzip aussprechen, finden 
wir auch das Wohnſitzprinzip (Art. 8, 9 Abſ. 3, 16, 25 Satz 2); 
die lex fori (Art. 21 Halbſatz 2), das Territorialitätsprinzip (Art. 15, 
7 Abf. 3), und beſonders viel Exkluſivitätsnormen zur Begünſtigung 
der Reichsangehörigen: Art. 19 Saß 2, 14 Ubi. 2, 20 Satz 2, 25 
Satz 2, 12. — Siehe Edelmann, Niemehers Ztſchr. 1898, 295, 
der allgemein behauptet, daß die Kolliſionsnormen des EGBGB. 
eigentlich nur im Intereſſe der Deutſchen geſchaffen ſeien und alle 
anderen Kolliſionsfragen abſichtlich offengelaſſen find. Deshalb ſei „der 
Richter in der Entſcheidung der nicht geregelten Fälle vollſtändig frei“. 

8) So vor allem Niemeyer und Kahn, in neuerer Zeit 
Neumeyer. 

2) IPR. S. 32—36. 

10) Oben in Anm. 7 angeführt. 


54. Jahrg. 1925 Heft 11] 


ſchern) zu erwähnen, welcher betont, daß „nur eine ein- 
dringliche Prüfung der einzelnen Lebensverhältniſſe und der 
verſchiedenen ſich daraus ergebenden rechtlichen Beziehungen 
zu einer gerechten und wohltätigen Regelung des Inter⸗ 
nationalen Privatrechts führen kann“. 

4. Beſonders entſchieden muß die freie Rechtsfindung 
in denjenigen Fragen des Perſonalſtatutes der Emigranten 
auftreten, wo das EH BGB. gar keine Regelung der Rechts⸗ 
fragen bietet. Dieſe Lücken — ſeien es „vollſtändige“, oder 
„unvollſtändige“ — werden zuweilen auch durch unbegrenzte 
Anwendung des Nationalitätsprinzips, „analog“ ausgefüllt, 
was aber ganz unzuläſſig iſt. Als Beiſpiel für ſolche Lücken 
(abgeſehen vom ganzen Sachen⸗ und Obligationenrecht, deren 
Besprechung die Grenzen dieſes Aufſatzes überſchreiten würde) 
im Perſonalſtatut ſeien genannt: faſt alle Beziehungen des 
unehelichen Kindes zu ſeinem Erzeuger (Art. 21), und zu den 
Verwandten ſeiner Mutter (Art. 20), im Ausland geſchloſſene 
Ehen (Art. 13), Rechte auf Namen, Titel und Firmen (Art. 7) 
und viele andere. 

Bei der Erörterung einer Rechtsfrage des Sowjetrechtes 
ſchließt fih Prof. Peter Klein!) an das erfolgreiche Prin- 
zip des Schweizer. BGB. 1907 an, indem er behauptet: „Bei 
der Lückenausfüllung des Internationalen Privatrechts hat 
der Richter nach der Regel zu entſcheiden, die er als Geſetz⸗ 
geber aufſtellen würde.“ 

5. Bei einſchränkender Auslegung des Art. 29 würde 
dann weiter die Anwendung der Vorſchriften des Art. 198 
bis 215 EGBGB. in allen Fällen der „erworbenen Rechte“ 
in Frage kommen, insbeſondere bei der Beurteilung aller 
Rechtsverhältniſſe, die vor der Sowjetrevolution entſtanden 


11) Sher. Jahrb. 1915, 140. 
12) JW. 1924, 1503. 
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ſind. Die genannten Artikel handeln an ſich zwar nur von 
dem Verhältnis zwiſchen dem BGB. und dem früheren deut- 
ſchen Rechte. Aber in ihren Beſtimmungen (die das alte Recht 
für früher entſtandenen Tatbeſtände 19) beibehalten) erkennen 
wir das allgemeine Prinzip aller kulturellen Geſetzgebungen: 
neue Geſetze haben keine rückwirkende Kraft. Beſonders ge⸗ 
rechtfertigt erſcheint es, dieſe Regel — im Wege des freien 
richterlichen Ermeſſens — bei den Perſonen anzuwenden, die 
ſich den neuen Geſetzen zu fügen weigerten und Obdach und 
Schutz bei anderen Rechtsſyſtemen ſuchen mußten. 

Aus dieſen Ausführungen geht klar hervor, daß bei den 
ruſſiſchen Emigranten in den meiſten Fällen das Sowjet⸗ 
recht nicht anwendbar ift. 
ind 1 Geſetz aber hat ſtatt deſſen Anwendung zu 
inden 

Der Richter wird es nach der alten und doch nicht ver⸗ 
alteten Regel Savignys — „nach der Natur der Sache“ — 
unter Berückſichtigung der ratio legis des Art. 29 CG- 
BGB. und der Ergebniſſe der Wiſſenſchaft des Internatio⸗ 
nalen Privatrechts zu ermitteln haben. Zuweilen wird es das 
vorrevolutionäre ruſſiſche Recht ſein, unter dem das betref⸗ 
fende Rechtsverhältnis entſtanden und geſtaltet worden ift. 
Meit wird es allgemein das Recht des (niht ruſſiſchen) 
Wohnſitzes des Emigranten und, falls letzterer nicht zu er⸗ 
mitteln ift, das Recht des Aufenthaltsortes t) fein. Bei 
dieſer Löſung wird der ruſſiſche Emigrant in Deutſchland 
ſowie in allen Staaten, ob ſie Nationalitäts⸗ oder Domizil⸗ 
ſyſtem anwenden, eine gleiche Kolliſionsnorm zur Ermittlung 
ſeines Perſonalſtatuts erhalten, die auch den faſt allgemeinen 
Rechtsanſchauungen der Gegenwart entſpricht. 


15) Z. B. Art. 198, 200, 202, 204, 206—209, 213, 214. 
14) Vgl. Art. 29 Saß 2. 


ssi 


völlerrecht und internationales Recht. 


Grup Iſay: Völkerrecht. Jedermanns Bücherei. Abteilung 
Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft. Herausgegeben von Fried⸗ 
rich Glum. Ferdinand Hirt. Breslau 1924. 96 Seiten. 
Gebunden 2,50 . 


Die Aufgabe, die dem Verf. geſtellt war, auf wenigen Seiten 
einen für das größere Publikum verſtändlichen Überblick über einen 
umfangreichen Teil der Rechtsordnung zu geben, hat er mit großem 
Geſchicke und unleugbarem Erfolge gelöſt. Er hat es verſtanden, ſehr 
ſchwierige Fragen in klarer Darſtellung zu behandeln und, was 
ebenſoviel wert iſt, dieſer Darſtellung eine Wärme zu verleihen, die 
den Leſer gefangen nehmen muß. Und wenn er in ſeinem Geleitworte 
ſagt, er habe ſich als oberſten Zweck ſeiner Arbeit geſetzt, zwar 
weniges, aber vielen etwas zu bringen, ſo wird man ihm nicht nur 
beſtätigen müſſen, daß er dieſen Zweck erreicht hat, ſondern man 
wird hinzufügen dürfen, daß das, was er bringt, auch in einem an⸗ 
mutenden Gewande auftritt. 

Freilich iſt mit der Abfaſſung ſolcher Bücher, die nicht nur 
leicht faßlich, ſondern auch kurz fein follen, eine Gefahr verbunden. 
Zwar nicht die, daß die erforderliche Behandlung auch von Haupt⸗ 
problemen einer Wiſſenſchaft immer breite Angriffsflächen für die 
Kritik bietet und daher, wie der Verf. meint, ſogar die Reputation 
des Bearbeiters ins Schwanken bringen kann — darum hat es in 
dieſem Falle keine Not —, ſondern die, daß der Verf., da er einen 
großen Stoff bloß in Untriſſen zu behandeln gezwungen wird, bei 
der knappen Zuſammenfaſſung wichtiger Dinge gelegentlich nur zur 
Aufſtellung von Stichwörtern gelangt, die dann den vielen, an die 
er ſich wendet, noch weniger als „etwas“ ſagen. Und es beſteht 
weiterhin die Gefahr, daß die ſkizzenhafte Darſtellung in Einzelheiten 
Ungenauigkeiten enthält, die bei einer gründlicheren Durcharbeitung 
ohne Zweifel vermieden worden wären Beiden Klippen iſt der Verf. 
des vorliegenden Buches nicht ganz entgangen. Man kann es ihm 
nicht verdenken, daß er ſich bei den Grundproblemen — Be riff, 
Weſen, Quellen, Geſchichte des Völkerrechts — lange aufhält (S. 1 
bis 40). Aber neben dieſem kommt ſchon die Lehre von den Sub⸗ 
jekten und Objekten des Völkerrechts, die u. a. auch die großen Ma⸗ 
terien des Staatsangehörigkeits⸗, des Gebiets, des Stromſchiffahrts⸗, 
des Seerechts, des Geſandtſchafts⸗ und Kouſularrechts, umfaßt (S. 41 
bis 64), recht kurz weg. Noch kürzer dann die Lehre von den völker⸗ 
rechtlichen Rechtsgeſchäften und Delikten (S. 65—73); für das Recht 
der Staatenſtreitigkeiten (S. 73—90) bleiben ſchließlich nur 17, für 
das Kriegsrecht nur ganze 6 Seiten übrig. Auf ſolchem Raum läßt 
ſich in der Tat nicht viel ſagen. Und die Haſt, mit der das wenige 
abgehandelt werden muß, führt dann eben auch manche Verſehen 


herbei. Wenn ich auf einige aufmerkſam mache, ſo tue ich es nicht, 
um dem Verf. damit etwas am Zeuge zu flicken, was ein billiges 
Vergnügen wäre, ſondern in dem Wunſche, durch Kritik für die 
ſicher zu erwartende Neuauflage mein Scherflein beizutragen. Die 
Behauptung, daß ein dem Reichsrechte widerſprechendes Landesgeſetz 
und eine dem Geſetze widerſprechende Verordnung nicht ſchlechthin 
ungültig feien (S. 26 f.), läßt ſich doch wohl nicht im Ernſt auf⸗ 
ſtellen. Eine Auslieferung wegen politiſcher Delikte iſt nach Völker⸗ 
recht nicht „unzuläſſig“, ſie kann nur nicht verlangt werden, und 
man darf andererſeits nicht ſagen, ein Fremder, der im Auslande 
ein Verbrechen begangen, „dürfe“ (nach Völkerrecht) dem Staate des 
Begehungsortes ausgeliefert werden; er muß ausgeliefert werden, 
wenn zwiſchen den beteiligten Staaten ein Auslieferungsvertrag bes 
fteht (S. 50 f.). Ebenſo ſtimmt es nicht, daß der Haager Schiedshof 
(der übrigens nicht erſt 1907, ſondern ſchon 1899 errichtet worden 
iſt) beſtimmungsgemäß nur Schlichtungsorgan ſei und nicht Recht 
anwenden, ſondern nach Billigkeit urteilen ſolle (S. 64, 82); der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen der Cour permanente d’arbitrage und der Cour 
de justice internationale des Völkerbundes beruht auf ganz anderen 
Gründen. Ein Allianzvertrag, in dem vereinbart iſt, daß „bei An⸗ 
griff eines dritten Staates“ der Bündnisfall gegeben ſein ſolle, iſt 
meiner Anſicht nach kein bedingter Vertrag. Denn der Eintritt des 
genannten Ereigniſſes iſt nicht ein außerhalb des rechtsgeſchäftlichen 
Inhalts liegender, ſondern ein Tatbeſtand, deſſen Bezeichnung not⸗ 
wendig zur Beſtimmung des Geſchäftswillens gehört; man kann nie⸗ 
mandem Hilfe verſprechen, ohne zu jagen, gegen wen oder gegen was. 
Indeſſen darüber läßt ſich ſtreiten. Aber ſicher iſt, daß ein Ultimatum 
gerade ein bedingtes Rechtsgeſchäft iſt, nicht ein befriſtetes, wie der 
Verf. ſagt (S. 60 

Eine Auseinanderſetzung mit der grundſätzlichen Einſtellung des 
Verf. zum Problem des Völkerrechts läßt ſich an dieſer Stelle natür⸗ 
lich nicht vornehmen Ich lam dem Verf. in vielem, aber gerade 
in der Hauptſache nicht folgen. Er verteidigt mit großer Energie 
den „Primat“ des Völkerrechts gegenüber dem ſtaatlichen Rechte. 
Freilich wendet er ſich mit guten Gründen gegen die von der jung⸗ 
öſterreichiſchen Schule verſuchte logiſche Ableitung des völkerrecht 
lichen Primats. Aber er kommt doch zu dem gleichen Ergebniſſe wie 
jene, nur daß er den Primat „aus den Bedrängniſſen unſeres Beite 
alters“ hervorgehen läßt und ihn als ein „Poſtulat der praktiſchen 
Vernunft“ bezeichnet (S. 17 f.). Aus der „Überordnung“ des Völker⸗ 
rechts über das Landesrecht hat er dann ſehr bedenkliche Schlüſſe 
gezogen, wie z. B. den, daß für Entſtehung, Eigenſchaften, Wirkſam⸗ 
keit, Untergang des Staates „als eines Rechtsgebildes“ das Völker⸗ 
recht maßgebend ſei (S. 41), und daß der Staat, wenn er Rechts⸗ 
ſätze über Staatsangehörigkeit, Gebiet und Verfaſſung erlaſſe, als 
„Organ“ des Völkerrechts handle (S. 48). Ich halte die Konſtruktion 
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des Verf, für ebenſo ungeſchichtlich und daher verfehlt, wie die Lehre 
der öſterreichiſchen Schule, und muß geſtehen, daß ich die Berufung 
auf das Poſtulat der praktiſchen Vernunft nur für eine Behauptung, 
nicht für eine Beweisführung anſehe. Die Lehre vom Primat bes 
Völkerrechts ſteht und fällt mit dem Satze, daß ſtaatliche Behörden, 
insbeſondere Gerichte, nicht gehalten ſind, eine Regel des Landes⸗ 
rechts anzuwenden, die mit einer Regel des Völkerrechts in Wider⸗ 
ſpruch ſteht. Ein ſolcher Satz „gilt“ heute als Rechtsſatz nirgends, 
was der Verf. ſelber, freilich gewunden und mit unzureichender Be⸗ 
gründung, zugeben muß (S. 26 f.). Sollte der Satz aber in Zukunft 
irgendwo in Geltung treten, ſo würde er entweder ein landesrecht⸗ 
licher Grundſatz ſein, alſo gerade nicht auf dem Primate des Völker⸗ 
rechts beruhen, oder er würde anzeigen, daß ſich das Völkerrecht in 
eine weltſtaatliche Rechtsordnung verwandelt, damit aber aufgehört 
babe, Völkerrecht zu fein. 
Geh. IR. Prof. Dr. Heinrich Triepel, Berlin. 


Dr. W. Stauffer, Obergerichtsſchreiber in Bern: Das inter⸗ 
nationale Privatrecht der Schweiz auf Grund des BG. 
betr. die zivilrechtlichen Verhältniſſe der Niedergelaſſenen 
und Aufenthalter vom 25. Juni 1891; 10. Dez. 1907. 

H. R. Sauerländer & Co. Aarau 1925. 172 S. 

Das in dem vorliegenden Buche kommentierte Geſetz hat für 
das ſchweizeriſche internationale Privatrecht etwa die Bedeutung, die 
dem EGBGB. im Rahmen unſerer Kolliſionsnormen zukommt. Der 
erſte Titel handelt von „den zivilrechtlichen Verhältniſſen der 
ſchweizeriſchen Niedergelaſſenen und Aufenkhalter in der Schweiz“. Da 
das Geſetz in einem Zeitpunkt geſchaffen und in Kraft geſetzt wurde, 
in dem das Privatrecht der Schweiz nur zu einem geringen Teile 
einheitlich war, lag die Hauptbedeutung des erſten Titels urſprüng⸗ 
lich in den Konfliktsnormen für die privatrechtlichen Verhältniſſe der 
in einem anderen als ihrem Heimatkanton wohnenden Schweizer⸗ 
bürger. Die im Art. 32 vorgeſehene entſprechende Anwendung dieſer 
Artikel auf die in der Schweiz domizilierten Ausländer trat zunächſt 
in den Hintergrund. Seitdem jedoch das ſchweizeriſche Zivilrecht in 
der Hauptſache gemeinrechtlich geregelt iſt, werden vorwiegend aus⸗ 
landsverknüpfte Tatbeſtände von dem Geſetz ergriffen. Freilich, nach 
der ausdrücklichen Beſtimmung der Art. 1, 28, 32, nur ſolche, die 
perſonen⸗, familien» oder erbrechtlichen Charakters find. Auf die 
übrigen Gebiete des bürgerlichen Rechts bezieht ſich das Geſetz nicht. 
Der zweite Titel behandelt „die zivilrechtlichen Verhältuiſſe der 
Schweizer im Ausland“, der dritte „die zivilrechtlichen Verhältniſſe 
der Ausländer in der Schweiz“, wozu ein vierter Titel „Übergangs 
und Schlußbeſtimmungen“ fügt. 

Für einen deutſchen Juriſten iſt bei der Kritik von Be⸗ 
arbeitungen ausländiſchen Rechts durch Ausländer vorſichtige Burid- 
haltung geboten. So mag hier nur hervorgehoben ſein, daß der Verf. 
zu jedem Artikel des erwähnten Geſetzes ausführliche und klar go 
ſchriebene Bemerkungen liefert. Literatur und Judikatur zu allen be⸗ 
deutſameren Fragen werden zitiert. Auch an rechtsvergleichenden 
Überſichten fehlt es nicht. Als Anhang find die wichtigſten geſetz⸗ 
lichen Kolliſionsnormen Deutſchlands, Frankreichs, Italiens und 
Oſterreichs in deutſcher Sprache abgedruckt. Wegen aller dieſer Vor- 
züge wird das Buch jedem, ber fih mit internationalem Privat- 
recht beſchäftigt, eine wertvolle Hilfe ſein. 

Prof. Dr. Hans Dölle, Bonn. 


Erich Hans Kaden: Privatrecht des Friedensvertrags⸗ 
Sammlung „Jedermanns Bücherei“. Herausgegeben von 
Friedrich Glum, Breslau bei Ferdinand Hirt. 1925. 

Die beachtenswerte Veröffentlichung zielt darauf ab, einen ge⸗ 
meinverſtändlichen Überblick über das Privatrecht des FV. zu geben 
und zugleich Selbſtſtudium und raſche Orientierung über Einzelfragen 
zu ermöglichen. Man kann ſagen, daß der Verf. dieſes Ziel erreicht 
hat. Bei aller Kürze ift das Buch vollſtändig und auch für Nichte 
juriſten verſtändlich. Darüber hinaus bringt es manche, auch für 

Kenner des Gegenſtandes wertvolle Anregungen. Es hält ſich frei 

von allen Subjektivitäten, deren ſich leider ausländiſche Veröffent⸗ 

lichungen über das Recht des JV. oft ſchuldig gemacht haben. Man 
mag über manche Einzelheiten anderer Anſichk ſein als der Verf. (ſo 

z. B., wenn er — S. 10 —, der herrſchenden Auffaſſung folgend, 

die Gewährung ſubjektiver völkerrechtlicher Rechte an Einzelperſonen 

als etwas völlig Neues und in der Geſchichte des europäiſchen Völker⸗ 
rechts nie Dageweſenes bezeichnet, oder wenn er ebendort die private 
rechtlichen Beſtimmungen des JV. als „internationales Privatrecht“ 
ausgibt). Im ganzen wird man das Buch als eine wertvolle Be⸗ 
reicherung der Literatur über das Recht des FV. und des inter⸗ 
nationalen Rechts überhaupt anſehen dürfen. 

OLGR. Priv Doz. Dr. Ernſt Iſay, Bonn. 


Geh. Regierungsrat Dr. Nobert Jungmann: Das unter: 
nationale Patentrecht nebſt einer kurz gefaßten Dar⸗ 
ſtellung der Patentgeſetze fämtliher Staaten. Berlin 
1924. Carl Heymanns Verlag. 

Verf. ift für die Behandlung des Stoffes beſonders geeignet. 


War er doch längere Zeit Berichterſtatter des deutſchen Patentamts 
für zwiſchenvölkiſches Patentrecht. Er leitet ſein Buch damit ein, 
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daß er (am 31. Juli 1924) feſtſtellt, der Wirtſchaftskrieg, der fih feit 
1914 auf die gewerblichen Schutzrechte, zumal die deutſchen Patente, 
ausgedehnt habe, dauere noch fort. Immerhin ſeien die Beziehungen 
auf dem Patentgebiet wieder angeknüpft. Der deutſche Erfinder 
ſtrebe nach neuen Rechten in den bisher feindlichen Ländern. Deshalb 
fei das Werk angebracht, zumal Art. 4 der RVerf. die Völkerrechts⸗ 
regeln als Beſtandteile des Reichsrechts erkläre und der Verſailler 
Frieden manche Veranderungen hierin gebracht habe. Das Werk gibt 
die neuzeitlichen Patentnormen der ſämtlichen Staaten wieder. Weiter 
gibt es eine methodiſche Darſtellung der geltenden Beſtimmungen. 
Zugrunde gelegt iſt im geſchickten Extrakt das offizielle Blatt des 
Patentamts für Patent-, Muſter⸗ und Zeichenweſen, dies alles abe 
schließend mit dem 31. Juli 1924. Behandelt werden völkerrechtliche 
Grundſätze, zwiſchenſtaatliche Vereinbarungen, internationale Recht⸗ 
ſätze über die Stellung des Ausländers, Regeln der Anwendbarkeit 
fremdſtaatlicher Normen, Rechtsfolgen des Kriegszuſtandes und In⸗ 
halt der Friedensverträge, all dies vom Geſichtswinkel des Schutzes 
von Erfindungen. Nun wird das Territorialprinzip erörtert unter 
Bekämpfung einer Auslegung des Art. 311 des FV. durch Kiſch. 
Letzterer ſteht auf dem Staud punkt, daß unſere Patente, die bei der 
Abtretung beſtanden haben, in dem abgetrennten Gebiet ihre Wir⸗ 
kung behalten. Jungmann deduziert einleuchtend, daß die annek⸗ 
tierten Staaten nicht die Verpflichtung übernahmen, das deutſche 
Patentgeſetz weiterbeſtehen zu laſſen. Soweit es fortbeſtehe, gelte 
es kraft des Willens des neuen Staates. Intereſſante Betrach⸗ 
tungen aus der Praxis knüpft Verf. an den Begriff Inland, als 
da ſind die im Eigentum oder in der Benutzung eines fremden 
Staates befindlichen Grundſtücke (Geſandtſchaften; nach Art. 363 des 
FV. an die Tſchechoſlowakei verpachteten Landſtücke in den Häfen 
Hamburg und Stettin uſw.). Nicht zum Inland gehören nach 
Jungmann die Zollanſchlußgebiete, die Schiffe auf offener See 
oder in fremden Gewäſſern. Dieſer Meinung kann ich — mit Kiſch 
und Allfeld — nicht beipflichten. Ich erblicke, wie für den Straf⸗ 
und Staatsrechtskomplex — in den ſo gearteten Schiffen eine Gegend 
ſchwimmenden Inlands. Auch mit Schücking ſetzt ſich Jung⸗ 
mann auseinander, ſoweit das Küſtenmeer zwiſchenvölkiſch in Be⸗ 
tracht kommt. Jungmann bejaht die Hoheit des Uferftants über 
dieſes. Hierbei behandelt er den Bodenſee und die Flußläufe des 
Rheins vim. ſowie des Nordoſtſeckanals. Dann wird die völkerrecht⸗ 
liche Begrenzung des Luftraumes erörtert, etwa wenn die mit einem 
fremden Luftfahrzeug im Luftraum des Inlands die an dieſem an- 
Aar in dem betreffenden Staate patentierten Erfindungen be⸗ 
nutzt oder wenn von fremder Senderſtation die elektriſchen Wellen 
eines weiten Luftraumes mittels einer Erfindung beeinflußt werden. 
Die Eigenſchaft des Inlandes (etwa Belgiens) geht durch die Okku⸗ 
pation nicht verloren. Das bezieht ſich auch auf das Saargebiet 
(Art. 49 und 150 des FV.). Das frühere Reichsland und die frü⸗ 
heren Kolonien ſcheiden nach Art. 76 und 114 des FV. Ausland vom 
Standpunkt der Patentverletzung aus. An dieſer Stelle hatte man 
das Ausſtellen von Gegenſtänden bei internationalen bzw. auslän⸗ 
diſchen Ausſtellungen (Par. Überk., Art. 11; Allfeld, V, S. 726; 
Oſterrieth, Auſchluß, S. 149 ff.) und die Belanntmachungen des 
Reichskanzlers (1904—1906), nun Reichsjuſtizminiſteriums, für die 
verſchiedenen Ausstellungen (Seligſohn, S. 69; Fehlert, Get, 
u. Urh. 12, 149; Damme, DIB. 1904, 385; Tolksdorf, Rechts. 
ſchutz, 1904, S. 148; Ephraim, DPR. f. Chem., S. 545 Nr. 909) 
erwähnen können. Was die Exterritorialität anbetrifft, ſo meint 
m. E. Jungmann mit Fug, die republikaniſchen Präſidenten ſeien 
als völkerrechtliche Vertreter exterritorial und immun (anders Zorn, 
Löning, Ullmann). Dagegen pflichte ich Jungmann nicht 
bei, wenn er dem inkognito reiſenden Staatsoberhaupt die Exterri⸗ 
torialität zubilligt. Sorgfältigſt nuanciert find die Vorrechte der 
Geſandten, Konfuln und internationalen Kommiſſionen (im 1. Nad- 
trag bis 1. Okt. 1924 auch der mit den Dawesgeſetzen und dem Lon⸗ 
boner Schlußprotokoll im Zuſammenhang ſtehenden — RGBl. 1924, 
Teil II, S. 235 ff. bzw. 309), dann der fremden Ger» und Luftfahr⸗ 
zeuge, auch fremden Behörden (Zoll⸗ uſw.) im Gebiet eines anderen 
Staates. Der umgekehrten Seite, Einwirkung des Terri⸗ 
torialitätsprinzips auf ausländiſche Patente (Iſay 
zu 84 Pat.; Kohler, Ztſchr. f. intern. Privatr. 6, 245; Hdb. 
S. 63; Schanze, Ztſchr. f. intern. Privatr. 3, 234; Seligſohn 
zu 9 6 Note 12), aljo z. B. der Frage der Möglichkeit der Pfändung 
eines deutſchen Patents durch ein ausländiſches Gericht, hat Verf. 
keine weitere Aufmerkſamkeit geſchenkt. 


Lehrreich iſt das 4. Kapitel über Staatsverträge, insbeſondere 
den Unionsvertrag. Hier behandelt Jungmann, der zu dieſem 
Kapitel in. E. gut daran getan hätte, den Begriffen Rechtshilfe, Pari⸗ 
tät, Domizil, Niederlaſſung, Stammanmeldung, Einfuhr, Ausübungs⸗ 
zwang, ähnlich wie Seligſohn, Komm., 6. Aufl., S. 514 ff., be 
ſondere Abſchnitte zu widmen, gründlichſt die Richtlinien der Rechts⸗ 
lehrer und Rechtspraktiker, zumal im Hinblick auf Art. 2 und 4 des 
Unionsvertrags. Jusbeſondere polemifirt Jungmann gegen die 
Kundgebungs⸗ oder Oſſenbarungstheorie von Dunkhaſe, Vogt 
und — zum Teil — Damme. Dieſe Theorien ſtehen mit Art. 4 
des Unionsvertrags, dem Prioritätsrecht infolge der erſten Hinter⸗ 
legung in einem Unionsland, im Zuſammenhang. Auch die fog. Kon⸗ 
ſumtion des Prioritätsrechts (Verbrauch des zweiten Prioritätsrechts 
durch den Ablauf der für die Ausnutzung des erſten Prioritätsrechts 
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geſetzten Friſt uſw.) wird — mit Stort — bekämpft. Das Patente niſſe vom Ausland nach dem Ausland zu vertreiben, ſind erlaubt, 
amt hat, unter Abweichung von früherer Rechtſprechung, die Aba ebenſo Abmachungen und Maßnahmen, die auf die Anwendung eines 
leitung einer Priorität auch aus einer ſpäteren Patentanmeldung nur im Inlande patentierten Verfahrens im Ausland abzielen. Nicht 
desselben Gegenſtandes im Unionsgebiet zugelaſſen (JM Bl. 1914, 10. entgegenſtehen RG. 30, 52 und 40 Nr. 23. Bei letzterer Entſch. han⸗ 
So auch Ephraim DEN. f. Chem, S. 539 Nr 896; derſelbe, delt es ſich um etwas anderes: um die Herſtellung der Einzelteile 
Jahrb. 1904, S. 43; Schanze, Annalen, 1894, S. 247; Kohler, eines patentierten Apparates im Inland, deren Zuſammenfügung im 
Handb., S. 296; Rich. Alex. Katz, Anſchluß, S. 67; derſelbe, Ausland erfolgen ſoll. Zur Vervollſtändigung Hätte der Verf. letztere 
RuW., VII, 235; Allfeld, Par. Überk, V, S. 706; Lutter, zwei nd, würdigen follen. S. hierüber ferner Kent, II, S. 362, 
Komm., S. 53; Seligſohn, S. 499 Nr. 4; gegen Ganz, Jahrb., 71; JW. 1892, 485; Kohler, Aus dem Patent⸗ und Induſtrie⸗ 
1904, S. 43, und Oſterrieth⸗Axſter, S. 73; Heilborn, recht, 1, 14; bb. S. 545; Iſay, Komm zu § 4; Lutter, Komm., 
Rull, 11, 157). Das deutſche Patentamt hat ferner nur die Ein⸗ S. 67. Zur vorſtehenden Materie vermiſſe ich weiter den Sukzeſſiv⸗ 
reichung einer provisional specification, nicht aber auch die einer tatbeſtand des Inverkehrbringens, etwa bei der Verſendung der 
complete specification, nach britiſchem Recht als prioritätsbegrün⸗ patentierten Ware aus dem Ausland an den inländiſchen Erwerber, 
dend früher erachtet (Bl. 1907, 172), bis das neue engliſche Gef. wenn letzterer das Eigentum ſchon durch Übergabe an den Fracht⸗ 
v. 1. Jan. 1908 hier Wandel fuf. Hier wäre (außer dem von führer im Ausland erwirbt (RGPbl. 1887, 235; 1890, 366; JW. 
Jungmann behandelten amerilaniſchen reissue) auch noch das 1890, 280%; "ien, Komm. zu 8 4), ferner die Zollverſchluß⸗ 
amerikaniſche caveat zu würdigen, d. i bie Rechtsverwahrung zwecks (JW. 1884, 135; ROGOL. 1891, 163; RG. 51, 139), Tranfit-(Dam- 
Prioritätsſicherung, die keine Patentanmeldung bedeutet, der pro- bach, Komm., S. 23; Robolski, Theorie und Praxis, S. 214) 
visional specification daher nicht ebenbürtig ift (Kent, II, S. 156 und Wiederausfuhr⸗ (JW. 1900, 7818) Fragen. Im 7. Kapitel geht 
Note 181 a; Oſterrieth⸗Axſter, S. 72; Alexander Katz, Verf. auf die Rechtsvergleichung, zunächſt die vier Grundſyſteme der 
Anſchluß, S. 68; GUN. 234; Seligſohn, S. 305, 314; PA. im Vorbedingungen für den Rechtsſchutz (einfaches Anmelder, Prüfungs⸗, 
Bl. 1901, 10; Ephraim, Dud. PatRecht für Chemiker, 1907, Aufgebots⸗, vereinigtes Prüfungs⸗ und Aufgebotsverfahren; letzteres 
S. 540 Nr. 898), dann der allgemeine Vorbehalt in den engliſchen das deutſche Syſtem) ein. Verf. vergleicht an Hand der patentrecht⸗ 
Patentvorſchriften (J wish to remark that I do not limit myself lichen Schlagworte (Erfinder, Erſtanmeldung, Erfindung, Entdeckung, 
to the details given), erörtert von Seligſohn, 314, 17. Detail⸗ techniſche und wirtſchaftliche Bedeutung von Neuerung und Neus 
liert beſpricht dann Jungmann die Friſten gemäß Art. 4 des heit, Patentfähigkeit und Ausnahmen derſelben, Bezeichnungszwang, 
Unionsvertrags, die ſich nach der Rechtsordnung des Staats, in Ausführungszwang, Gebühren, Strafbeſtimmungen, Prozeßarten, Ge⸗ 
welchem das Unionsprioritätsrecht geltend gemacht wird, berechnen. ſetzesanwendung und »auslegung) die Eigenarten der Unions⸗ und 
Für Deutſchland iſt mangels einer Sonderbeſtimmung 88 186 ff. Kulturpatentländer. Ein heute bedeutſames Kapitel it das achte: 
BB. maßgebend (Bl. 1907, 29). Aber der Tag, an welchem die Rechtsfolgen des Kriegszuſtandes, mit den Unterabteilungen: Bee 
Voranmeldung ſtatthatte, iſt nach dem Recht des Staats, in dem Bore ſetztes und unbeſetztes Gebiet. Die Vernichtung der wirtſchaftlichen 
UM erfolgte, feſtzuſtellen. Nach deutſcher Auffaſſung (ROL. ` Macht Deutſchlands entſprach den engliſchen Geſetzen (ſchon v. 7. Aug. 
1920, 108) kann zwiſchen dem Tag der Voranmeldung und dem der 1914, 28 Aug. 1914 und 30. Okt. 1918), welche in die beutichen 
Geltendmachung der Priorität ein Vorbenutzungsrecht entſtehen. Patentrechte rigoros eingriffen. Es folgten das franzöſiſche Geſetz 
Andere Staaten verneinen dies. Der Verf. geht hierauf zu den v. 27. Mai 1915 (Kay, Die priv. Rechte im J V., S. 100, 8 44; 
Rechtsſätzen der einzelnen Länder bezüglich der Stellung des Aus- Ming, S. 144 ff.) und 12. April 1916, dann die Pariser Wirte 
länders über. Hier fegt fih Jungmann mit Kohler auseinander, ſchaftskonferenz v. 14.—17. Juni 1916 und das amerikaniſche Gej. 
welcher erklärte, daß Patentgeſetze aus Gerechtigkeit gegenüber dem b. 6. Okt. 1917 8 13 (Stay, a. a. O. 98 § 43; PMZBI. 1918, 26 ff.) 
Erfinder erlaſſen werden. Jungmann findet den Anlaß viele und 4. Nov. 1918 (Jiayn, S. 99), die italieniſchen Gef. v. 28. Jan. 
mehr in volkswirtſchaftlichen Gründen, im ſozialen, Ideal (nach 1915 (Jſay, S. 95 und 100; Ming, Kriegsgeſeze, S. 156; Pule 
Stammler). Ich möchte kumuliert die ſozial⸗techniſch⸗öfonomiſche ling, Manual, S. 12), v. 26 Mai 1915 und 22. März 1917 
ſowie rechtsphiloſophiſch-ethiſche Grundurſache bejahen. Feſſeind muten (Noch, Handelskrieg, S. 112), das ruſſiſche Gef. v. 21. Febr. (6. März) 
den Ziviliſten die Betrachtungen über die Rechtsſähigkeit vim, der 1915, das portugieſiſche Geſ. v. 20 April 1916, die japaniſchen Ge⸗ 
vhnſiſchen Perſonen, vom Standpunkt der Rechtſtellung der Muge fege v. 20. Juli 1917 und 23 Juni 1919. Deutſchland erließ Ver⸗ 
länder, an, etwa über die Fahigkeit von Beltelmönchen, Kindern, geltungsgeſetze. Die Berner Konvention v. 30. Juni 1920 bezweckte 
Geiſteskranken, Verſchwendern, als Erfindern und Patentanmeldern, die Erhaltung und Wiederherſtellung der gewerblichen Eigentums⸗ 
je nach den partikulären Statuten. Verſchollenheit, Erbrecht, aus- rechte, unbeſchadet der Friedensverträge von Verſailles und St. Ger⸗ 
ländiſche juriſtiſche Perſonen werden hinſichtlich der Patentanmel⸗ main. Zur Sicherung von gewerblichen, Schutzrechten Deutſcher im 
dungsfähigkeit beſprochen. Nur die Sowjetrepublil (BGB. 31. Okt. Ausland ermöglichte Deutſchland durch Gej. v. 6. Juli 1921 die Ge⸗ 
1922) verlangt beſondere Genehmigung der Regierung bezüglich der währung weitergehender Vergünſtigungen. Wie die Geſchichte vom 
Rechte einer juriſtiſchen Perſon in der R. S. F. S. R. Der Aus⸗ Elefant im Porzellanladen mutet in dieſem 8. Kapitel die Mit⸗ 
länder als Einſprechender, das Patentſtreitverfahren nach dem Haager teilung an, daß deutſche Generale im Krieg verboten hatten, Aus⸗ 
Abkommen v. 17. Juli 1905, die Reziprozität der Vertragsſtaaten landspatente nach oder in dem Auslande zu veräußern oder zu ver⸗ 
bezüglich der Befreiung von der Koſtenſicherheitsleiſtung, der Ein: werten, was vielfach dazu führte, daß die deutſchen Patentinhaber 
fluß des Konkurſes bilden die letzten Betrachtungen der Recht- ihre Auslandspatente verfallen laſſen mußten, jo daß unſere Patente 
ſtellung der Ausländer nach dem internationalen Privat-, Prozeß- unentgeltlich im Ausland der Allgemeinheit anheimfielen. Das 
und Konkursrecht. Nicht minder gründlich werden die Regeln für 9. Kapitel reproduziert die weſentlichſten patentrechtlichen Beſtim⸗ 
die Anwendbarleit fremdſtaatlicher Nechtsſätze gewürdigt. Der Grunde mungen der Friedensverträge. An der Spitze findet ſich das be⸗ 
ſatz der Gebietshoheit hat im allgemeinen die Wirkungsloſigteit aus⸗ achtliche Kulturbild, daß der Japaniſche Oberste Gerichtshof (PNZ.- 
ländiſcher amtlicher Alte zur Folge. Davon verſchieden iñ die Frage, Bl. 1915, 234) die zwiſchenvölkiſchen Handelsverträge betr. gemerb- 
ob nicht zivilrechtlich eingeſchränkt bis zu einem gewiſſen Grade lichen Rechtsschutz als aufgehoben erklärt, unfer RG. (RG. 85, 374 
gegen den Verletzer eines ausländiſchen Patentrechks vorgegangen — JW 1915, 14510, PMZBL. 1915, 342; f. aud) Oſterr. Kaſſations⸗ 
werden kann. Jungmann gibt — mit Zitelmann — eine hof, Bl. 1917, 46) den gegenteiligen Standpunkt vertreten hat. 
bejahende Antwort, geſtützt auf 8823 BGB., Art. 12 EGBGB, (Näheres: R. Alexander Katz, Anſchluß, 1902, S. 39; H. Iſay, 
Kohler eine verneinende Antwort. Lizenzen haben in Deutſchland Die privaten Rechte im Friedensvertrag, S. 25 811; Lutter, 
und Amerika verſchiedene Bedeutungen. Das amerikaniſche Patent- MuW. 1918, 128; Oſterrieth⸗-Axſter, Komm. z. Pariſer Kon⸗ 
amt iſt in bezug auf die Ablegung des Erfindereibes (. d. auch bei vention, 1903; derſelbe, Washingtoner Konf., Gew. 12, l; derſelbe, 
der Rechtsvergleichung S. 52 oben) weit ſtrenger wie das deutſche. (ent, 14, 291; Rathenau, RuW. 1914, 242; Abel, Allg. 
Dieſe Formen mülſſen, wenn es ſich um Verträge handelt, den Ane ` Diere, Gerd. 1914, 377; Seligſohn, DIJ. 1916, 61; derſelbe, 
forderungen der inländiſchen Rechtsordnungen genügen, um als Komm., S. 512 ff.; OLG. Dresden 1916, 100; Paul Alexander 
Grundlage einer Eintragung zu dienen. Wertvoll find die Betrach⸗ Katz, Ztſchr. f. Induſtrie, 1916, S. 1.) Nach Art. 286 des JV. 
tungen über Verletzungshandlungen. Nicht nur der Ausländer, ſon⸗ erlangte vom Inkrafttreten des letzteren (10. Jan. 1920) an der 
dern auch der Inländer, darf im Ausland jede nur im Inland Unionsvertrag erneute Wirkſamkeit. Maßgebend ſind weiter Art. 306 
patentierte Erfindung ausführen (Konſeguenz der oben erörterten bis 311 (Gewerbliches Eigentum [J fay, S. 101 8 45 und 8 540): 
territorialen Beichränfung der inländiſchen Gerichtsbarkeit; Kohler, de facto keine Parität der Deulſchen (vgl. auch Seligjohn, 
Reiche. f. intern. Privatr. 6, 242; Handb. S. 851; Konſequenz ferner Komm., Unionsvertr., S. 514). Jungmann ſchließt das 9. Kapitel 
des Satzes von Iſay, Komm. zu 8 4, daß das Recht aus dem mit dem Satz, es habe der deutſche Patentinhaber ſein gutes Recht 
Patent nicht auf einem Rechtsſaß, ſondern auf einem ein Einzelrecht eingebüßt. Was lag angeſichts dieſer Reſignation näher, als de lege 
im Einzelfall ſchaffenden Verwaltungsakt, beruht). Auch in dem An- ferenda im 10. und letzten Kapitel des 1. Teils des Jungmann ⸗ 
gebot, bei der Ausführung eines zwar im Auslande, aber nicht im ſchen Buches die Weiterbildung des Internationalen Patentrechts 
Inlande, patentierten Verfahrens im Auslande behilflich zu ſein, zu behandeln? Keine Ausgeſtaltung ohne wirkliche Gleichberechtigung 
liegt keine Patentverletzung, ſelbſt wenn dieſes Angebot vom In⸗ der Verbandsſtaaten. Freiwillig verzichteten England, Belgien und 
land aus erfolgt. Hier ſchlägt die Entſch. v. 28 Dez. 1910 (JW. 1911, Italien auf das Recht der Beſchlagnahme deutſchen Eigentums nach 
227) ein. Die Bekl. hatten ſich in Deutſchland erboten, bei der 8 18 der Anl. II zu Art. 244 des FV. Die engliſche Note v. 16. Okt. 
Ausführung eines Verfahrens in Rußland behilflich zu ſein. Wurde 1920 wies den wichtigen Weg. Die deutſche Gruppe der Inter⸗ 
die Unterſtützung auch von Deutſchland aus ins Werk geſetzt, ſo nationalen Vereinigung für gewerblichen Rechtsſchutz hat am 15. Mai 
lag doch das Ziel der Maßnahmen in einem patentfreien Gebiet und 1923 in Berlin bedeutſame Anregungen für die Weiterbildung des 
beſchränkte ſich deren Wirkung auf das Ausland. Innerhalb des Unionsvertrags, an Hand der Vorſchläge von Ephraim, gegeben. 
Deutſchen Reiches abgeſchloſſene Verträge, welche bezwecken, Erzeug- In dieſem Jahr ſoll eine Konferenz im Haag die Fortſetzung bilden. 
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So klingt der I. Teil mit dem hoffnungsreichen Wunſch diesbezüg⸗ 
licher gegenſeitiger gütlicher Verſtändigung der Unionsſtaaten aus. 
Den Vorarbeiten zu dieſem Haager Kongreß iſt Jungmanns 
Arbeit eine treffliche Grundlage. — 

Der II. Teil ſtellt die maßgebenden Patentgeſetze, Verord⸗ 
nungen, Entſcheidungen aller Staaten zuſammen, und zwar unter 
Ausmerzung des Antiquierten und Überholten. Beiſpielsweiſe ift die 
Geſetzgebung von Großbritannien mit Dominien (S. 124—181) vor» 
bildlich nach der engliſchen und deutſchen Literatur methodiſch und 
chronologiſch geſchichtet. Im I. Nachtrag v. 1. Okt. 1924 ift auch des 
neueſten Bundesgeſetzes von Oſterreich v. 29. Juli 1924 und des 
neueſten PatG. von Rußland v. 10. Juni 1924 gedacht. Im II. Nach⸗ 
trag v. 31. Jan. 1925 iſt die ruſſiſche VO. über Patente v. 12. Sept. 
1924 berückſichtigt. Da die jeweiligen Beſtimmungen über zu er⸗ 
langende Patente (Prioritätsnachweiſe — Vollmachten u. dgl.) here 
vorgekehrt find, ift die — für den I. und II. Nachtrag (v. 1. Okt. 
1924 und 31. Jan. 1925) bereits verwirklichte — Ankündigung des 
Verf., ab und zu Deckblätter hinſichtlich der Modifikationen er- 
ſcheinen zu laſſen, dankenswert. — 

Der Nachtrag bringt den Wortlaut des Unionsvertrages, einen 
Auszug aus dem FVB., die Anſchriften der hauptſächlichſten Patente 
behörden, die Bezeichnung des Patents in den verſchiedenen Spra⸗ 
chen, die Liſte der beim Reichspatentamt eingetragenen Patente 
anwälte und ein recht brauchbares Stichwörterverzeichnis. — 

Das Werk von Jungmann erſcheint nach alledem als wohl 
geeignet, die vor dem Krieg ſo regen und handelstechniſch ſo be⸗ 
deutungsvollen Beziehungen zwiſchen den führenden Staaten feſter 
zu knüpfen. Beleuchtet es 925 ſachlich und konkret einerſeits die Un⸗ 
tiefen des wirtſchaftlichen Kriegs und der Rechtloſigkeit, die Un⸗ 
gerechtigkeit unebenbürtiger Behandlung der Friedensverträge, anderer⸗ 
ſeits die Vorzüge jeglicher Intereſſengemeinſchaft auf dem Boden 
des internationalen Patentrechtes. 

RA. IR. Prof. Dr. Hugo Cahn I, Nürnperg. 


v. Tilly: Internationales Arbeitsrecht. Sammlung Göſchen. 
Walter de Gruyter. Berlin 1924. 

Der Verf. des kleinen Buches war einer der erſten Deutſchen, 
die beim Internationalen Arbeitsamt angeſtellt wurden. Seiner 
Tätigkeit ſezte jedoch eine ſchwere, zum Tode führende Krankheit 
bald ein Ende. Das Erſcheinen des Buches iſt zu begrüßen, da es 
bisher an einer kurz gefaßten Darſtellung des Gegenſtandes in deut⸗ 
ſcher Sprache fehlte. Wiſſenſchaftlichen Anſpruch kann und will das 
Büchlein offenbar nicht erheben. Als eine knappe Zuſammenfaſſung 
des weſentlichen Tatſachenmaterials iſt es aber wertvoll und für alle, 
die ſich über das im allgemeinen in Deutſchland zu wenig beachtete 
internationale Arbeitsrecht und die Internationale Arbeitsorgani⸗ 
ſation ſchnell unterrichten wollen, ſehr geeignet. Da das Buch an- 
ſcheinend jhon 1923 abgeſchloſſen ift, find ſpäter liegende Ereigniſſe 
nicht mehr berückſichtigt, insbeſondere ſind die Tabellen über den 
Stand der Ratifikationen der internationalen Übereinkommen überholt. 

Oberregdiat Kuttig, Berlin. 


Büchler: Rechtswirkungen einſchränkender Vertragsklauseln 
bei der Übertragung des Urheberrechts nach deutſchem 
und ſchweizeriſchem Recht. Leipziger Diſſertation. Büch⸗ 
ler & Co. Bern 1924. 

Die etwas breite, aber tiefgründige und wohldurchdachte Mb- 
handlung geht über die Bedeutung einer normalen Diſſertation er⸗ 
heblich hinaus; ſie kaun als eine wertvolle Bereicherung der Literatur 
unſeres Urheberrechts gewertet werden. Den typiſchen Fehlern frei⸗ 
lich, die dieſer Literaturzweig nur zu häufig aufzeigt, ift auch die 
vorliegende Arbeit nicht völlig entgangen. Auch ſie iſt zu ſehr ge⸗ 
neigt, im Urheber nur den Schöpfer eines hochſtehenden Sprach⸗ 
kunſtwerkes zu ſehen, während doch die große Maſſe der Urheber- 
rechte nur marktgängige Ware ſchützt, bei welcher vor allem die 
Intereſſen des wirtſchaftlichen Verkehrs die rechtliche Regelung ge⸗ 
ſtalten ſollten. Auch in einer anderen Richtung iſt den Intereſſen 
des Verkehrs nicht voll Genüge geſchehen. Urheberrecht iſt abſolutes 
Recht, auch in der Hand des Erwerbers von Teilrechten. Den Inhalt 
eines ſolchen Rechtes, deſſen Imperative ſich an alle richten, ſollten 
alle, ſollte alſo der Verkehr ſelbſt klar überſehen können. Das führt 
im Sachenrecht zu den bekannten feſten Typen, zum numerus clausus 
der Sachenrechte. Soweit ſind wir im Urheberrecht noch nicht. 
Aber wir follten beſtrebt fein, moͤglichſt ſchnell dahin zu gelangen; 
der Verkehr ſelber weiſt uns den Weg, indem er durch Normale 
verträge uſw. nach Typiſierung ſtrebt. 

Der Verf. hat ſein Thema ſehr glücklich gewählt. Sein Zentral⸗ 
problem iſt die Frage, wie weit bei der Übertragung urheberrecht⸗ 
licher Befugniffe der rechtsgeſchäftliche Wille aus dem Geſamtinhalt 
des Urheberrechts beſanders geſtaltete und beſchränkte Teilrechte zu⸗ 
ſchnitzen kann, in welchen Fällen andererſeits eine ſolche urheberrecht⸗ 
liche Einſchränkung des Rechtsinhalts nicht möglich, der übertragende 
Urheber alſo darauf angewieſen iſt, den Gegner obligatoriſch zu 
binden. Ein Zentralproblem zin der Tat Es führt einerſeits un- 
mittelbar in die theoretiſchen Fragen nach dem Weſen des Ur⸗ 
heberrechts hinein, ift aber andererſeits von höchſter Bedeutung für 
die Praxis. Hat doch z. B. die Frage, ob der Urheber dem Teil- 
erwerber eine Preisfeſtſetzung des Buches mit urheberrechtlicher Wir⸗ 
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kung auferlegen, Verſtöße alſo mit den Anſprüchen aus abſolutem 
Recht oder gar durch Strafantrag ahnden könne, in Deutſchland 
verſchiedentlich zu höchſtrichterlicher Entf. geführt. Dieſe praktiſche 
Seite hat durch die vorliegende Schrift, in deren ſpeziellem Teil mit 
reicher Kaſuiſtik ausgeführt, eine wichtige Förderung erfahren. 
Weniger günſtig ſteht es m. E. mit der Behandlung der theoretiſchen 
Begriffe, trog entſchiedenen Strebens nach klaren Formulierungen 
und erheblicher theoretiſcher Begabung des Verf., und zwar deshalb, 
weil — z. T. im Zuſammenhang mit dem Verſuche, ſowohl für 
deutſches als für Schweizer Recht Gültiges zu geben — die all⸗ 
gemeinen Grundbegriffe des Zivilrechts nicht immer eindeutig be⸗ 
handelt ſind. 

Das Problem des Verf. hätte ſich in einen allgemeineren Rah⸗ 
men ſtellen laſſen. Es handelt ſich letzten Endes um den Gegenſatz 
zwiſchen abſolutem und relativen Recht, von Verfügung und Ver⸗ 
pflichtung. Die Meinung iſt im Vordringen, daß dieſe Gegenſätze 
im reichsdeutſchen Recht überſcharf zugeſpitzt find, daß eine Milderung 
höchſt nötig wäre. Es wäre wünſchenswert geweſen, aus dem jungen 
Rechtsgebiet, in dem ſich die Lehre naturgemäß freier bewegt, für 
dieſe Frage Material zu gewinnen. So weit hat Verf. ſeine Auf⸗ 
gabe nicht faſſen wollen. Doch finden ſich wertvolle Anſätze, z. B. 
auf S. 72, 73, wo Verf. die kauſale Natur der urheberrechtlichen 
Verfügungen darzutun ſucht (zunächſt wohl nur für Schweizer 
Recht 7). Ahnliche Gründe wie die von ihm angeführten, haben 
ſeinerzeit Kohler zu ſeinem Vergleich des Verlagsrechts mit dem 
Benefizialrecht und mich dazu geführt, das Verlagsrecht als akzeſſori⸗ 
ſches Recht der Forderung des Verlegers anzugliedern. 

Der Verf. geht aus von einer Beſtimmung des Weſens des 
Urheberrechts (S. 11—25); dieſe Frage zu fördern, iſt ihm m. E. 
nicht gelungen. Seine Behauptung, die „moniſtiſche“ Theorie von 
dem aus Perſonen⸗ und Vermögensrecht gemiſchten Charakter des 
Urheberrechts ſei „allgemein anerkannt“, iſt angeſichts der Nach⸗ 
wirkungen der Kohler ſchen Immaterialgüterrechtstheorie nicht rich⸗ 
tig. Bor allem aber: wenn man ein Recht als Vermögens- oder 
Perſonenrecht beſtimmen will, muß man ſagen, was man mit dieſen, 
ja keineswegs eindeutigen Begriffen meint. Wenn man vollends neben 
den indivibualrechtlichen Elementen noch „Befugniſſe vorwiegend 
idealrechtlicher Natur“ annimmt, die auf die „objektiv⸗ideale Be⸗ 
herrſchung des Werkes“ gerichtet ſind (S. 27), ſo führt das nur dazu, 
die ohnedies ſchwierige Frage vollends zu verwirren. 

Der Verf. ſucht dann die möglichen Teilurheberrechte zu be⸗ 
ſtimmen. Auch hier iſt die theoretiſche Grundlage bedenklich. Das 
Urheberrecht kann, im Gegenſatz zum Eigentum, auch inhaltlich geteilt 
übertragen werden. Andererfeits it aber zweifellos, daß es belaſtet 
werden kann (z. B. durch Nießbrauch und Pfandrecht). Die Frage iſt, 
wie die an zwiſchen Übertragung und Belaſtung zu ziehen iſt. Dieſe 
Frage hat Verf. nicht richtig geſtellt, geſchweige denn gelöſt. Er 
ſchränkt die Belaſtung zugunſten der Übertragung ungebührlich ein. 
Zum mindeſten die den Erwerber zur Rechtsausübung verpflichtenden 
Verfügungen über das Urheberrecht, z. B. die Beſtellung des Ver⸗ 
lagsrechts, ſind unter die Belaſtungen zu ſtellen. 

Ferner gibt m. E. der Verf. dem Urheber in der Ausgeſtaltung 
des Inhalts der Teilrechte (den von ihm ſogenannten rechtsqualifi⸗ 
zierenden Befugniſſen) zu freie Hand. Die drei Beiſpiele, die er 
bringt, überzeugen m. E. nicht. 

1. Es muß dem anonymen Urheber die Möglichkeit gegeben 
fein, auch feine individualrechtlichen Befugniſſe durch Dritte, ind» 
beſondere durch den Verleger geltend zu machen. Dieſe „Befugnis 
individualrechtlicher Vertretung“ hat aber mit der Übertragung des 
Rechts m. E, nicht unmittelbar zu tun, gehört vielmehr in die Stet 
vertretungslehre. Übrigens würde ſich fragen laffen, ob man nicht 
mit der Kategorie der Geltendmachung fremden Rechts im eigenen 
Namen weiter käme. 

2. Verf. vindiziert dem Urheber das Recht, die Weiterveräuße⸗ 
rung der Teilrechte mit abſoluter Wirkung auszuſchließen. Sein 
Hinweis auf 8399 BGB. geht fehl. Das Schuldverhältnis nimmt 
ſeinen Inhalt aus dem Vertrage zwiſchen Gläubiger und Schuldner, 
durch den mithin auch unübertragbare Forderungsrechte geſchaffen 
werden können. Der Gläubiger kann aber nicht durch Vertrag mit 
dem Zeſſionar ein übertragbares Recht unübertragbar machen. Daß 
dem Urheber trotz grundſätzlicher Übertragbarkeit ſeines Rechtes eine 
ſolche 3 zuſtehe, hätte angeſichts des 8137 BB. des 
Beweiſes ft. 


3. Daß der Urheber, ſtatt feine Ausſchließungsbefugnis zu 
übertragen, den Gegner rein ſchuldrechtlich binden kann, iſt richtig, 
hat aber mit Übertragung und alfo mit den rechtsqualifizierenden 
Vefugniſſen des Urhebers nichts zu tun. 

Soviel über die theoretiſche Grundlegung. Verf. wendet ſich 
ſodann der Beſchreibung der einſchränkenden Vertragsklauſeln zu. 
Auch hier erweckt ſeine Syſtematik Bedenken. Er ſcheidet nämlich 
Bedingung, Befriſtung und Auflage einerſeits, ſelbſtändige Neben⸗ 
abreden, durch deren Ungültigkeit das Hauptgeſchäft nicht berührt 
wird, andererſeits. Das dürfte nicht vollſtändig ſein. Sollten nicht 
auch „ſelbſtändige“ Nebenabreden denkbar ſein, deren Wegfall das 
ganze Geſchäft nach 8 139 BGB. zuſammenfallen läßt? 

Recht erfreulich iſt dagegen die Darlegung der einzelnen Ver⸗ 
tragsklauſeln in ihren obligatoriſchen und urheberrechllichen Wir- 
kungen S. 69—106. Beſonders hervorgehoben fei die Erörterung 
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über das Verbreitungsrecht des Urhebers S. 86 f. ſowie die fehe 
beachtliche Unterſuchung über die Möglichkeit, eine Einſchränkung 
des Erwerbers mittels der echten Bedingung zu erreichen (S. 100 ff.). 

Die Kaſuiſtik zu dieſen Unterſuchungen bringt der ſpezielle 
Teil, der die einzelnen Arten der einſchränkenden Vertragsklauſeln 
nach Vorausſetzungen und Wirkung näher beſtimmt. Hier ins einzelne 
zu gehen, iſt im Rahmen einer Anzeige unmöglich. Doch darf geſagt 
werden, daß gerade auch dieſer Teil viel Nützliches enthält. 

Prof. Dr. de Boor, Frankfurt a. M. 


Öffentliches Recht, Staatsrecht und Politil. 


Jahrbuch des öffentlichen Rechts der Gegenwart. Heraus⸗ 
gegeben von Geh. Rat Prof. Dr. N. Piloty, Würzburg, und 
Prof. Dr. D. Koellreutter, Jena. Band XII, 1923/24. 
Tübingen 1924. Verlag von J. C. B. Mohr (P. Siebed). 
VII und 403 S. 


Vom groß angelegten Vorkriegsunternehmen: „Das öffent⸗ 
liche Recht der Gegenwart“, das einerſeits die einzelnen 
Staatsrechte des Ju- und Auslandes darſtellen, anderſeits in einem 
Jahrbuch fortlaufende Ergänzungen nachtragen ſollte, iſt ſeit dem 
Weltkriege wenigſtens das Jahrbuch wieder aufgenommen worden. 
Es erſcheint mit dem vorliegenden 12. Bande ſogar ſeit Kriegsende 
ſchon zum vierten Male wieder. Zweck und Bedeutung dieſes Jahr- 
buchs ſind zu bekannt, als daß ſie den Leſern dieſer Zeitſchrift noch 
erſt beſonders dargelegt werden müßten. 

Der 12. Band, der ſich ſeinen Vorgängern würdig anreiht und 
nur noch in der Qualität des verwendeten Druckpapiers ein wenig 
an bie überftandenen ſchlimmen Jahre gemahnt, enthält Berichte über 
deutſche und außerdeutſche Staaten, ſogar über einen 
außereurvpäiſchen Staat, ſowie eine Überſicht über die neuere Ent⸗ 
wicklung des Rechtes des Verſailler Friedensvertrages. 

über deren Verfaſſungs⸗ und 


Die deutſchen Staaten, 
Verwaltungsrecht der letztvergangenen Jahre referiert wird, ſind 
die Mittelſtaaten Sachſen, Baden, Thüringen und Heſſen. 

Am wertvollſten iſt wohl die Arbeit über das thüringiſche Staats⸗ 
und Verwaltungsrecht aus der Feder des beſten Sachkenners, des 
ausgezeichneten Staatsrechtsforſchers Geheimrat Prof. Dr. Eduard 
Roſenthal⸗ Jena, bekanntlich des Vaters der neuen thüringiſchen 
Verfaſſung. Er ſchildert in geſchloſſener Darſtellung den geſamten 
„staatlichen Aufbau des Landes Thüringen“ (S. 75— 112). Er 
gibt nach ſeinen eigenen Worten „einen kurzen Überblick über die 
umfaſſende Geſetzgebung, die feit der Schaffung des Landes (1. Mat 
1920) und ſeit dem Inkrafttreten der vorläufigen Verfaſſung des 
Landes Thüringen v. 12. Mai 1920 den neuen Staat in ſeinen ein⸗ 
zelnen Zweigen einzurichten und aus der Vielheit der verſchiedenen 
Verwaltungszweige der einzelnen früher ſelbſtändigen Gebiete ein ein⸗ 
heitliches Staatsgebäude aufzurichten hatte. Es kann dabei nicht Voll⸗ 
ſtändigkeit angeſtrebt, ſondern es ſoll nur auf den Inhalt der wich⸗ 
tigſten Geſetze hingewieſen werden“. In dieſem Sinne behandelt der 
Verſaſſer Übergangsgeſetz und Vermögensauseinanderſetzung, die Ver⸗ 
faſſung, Landtag, Volksbegehren und Volksentſcheid, Staatsminiſte⸗ 
rium, Behörden⸗ und Beamtenweſen, Beamtenrecht, Beamtenbeſol⸗ 
dung, Landespolizei, Kreis- und Gemeindeverfaſſung, Wohlfahrts⸗ 
geſetz, Enteignungsgeſetz, Bodenſperrgeſetz, Familiengüter, Gebäude⸗ 
brandverſicherung, Staatsbank, Handels- und Handwerkskammern, 
Finanz-, Juſtiz⸗, Schulweſen. Dieſe Überſchriften veranſchaulichen 
am beſten die Reichhaltigkeit des Inhalts der Abhandlung. 

Das öffentliche Recht in Sachſen unter der neuen Verfaſſung 
bis Ende 1922 ſtellt W. S Helger- Dresden dar (S. 1—31); er 
verzeichnet die wichtigſten Fortſchritte und Neuerungen ſeit Erlaß 
der Verfaſſung v. 7. Nov. 1920 mit Ausſchluß der Finanz⸗ und 
Steuergeſetzgebung. 

Die Entwicklung des öffentlichen Rechts in Baden für den 
gleichen Zeitraum ſchildert W. Merk- Karlsruhe (S. 32— 74); er 
zeigt, wie eine Fortbildung auf faſt allen Gebieten, beſonders aber im 
Gemeinde- und im Finanzrecht erfolgt ift. 

Über die (öffentlich-rechtliche) Geſetzgebung in Heffen 1921 bis 
1922 berichtet 9. Gmelin - Gießen (S. 113—125), namentlich über 
di zur Wusführung der heſſiſchen Landesverfaſſung ergangenen 


epe. 

Eingehende Berückſichtigung hat das Werfaffungs- und das 
Verwaltungsrecht Oſterreichs gefunden. H. Kelſen⸗Wien ſetzt 
ſein im vorigen Bande begonnenes Referat über die öſterreichiſche 
Verfaſſung fort (S. 126—161) und behandelt insbeſondere den 
Genfer Staatsvertrag und ſeine Auswirkungen ſowie die Wahlord⸗ 
nung für den Nationalrat. Der Verwaltungsgeſetzgebung der öſter⸗ 
reichiſchen Republik ift der gründliche und überſichtliche Bericht von 
A. Merkl⸗ Wien (S. 162—190) gewidmet. 

Wertvoll und intereſſant ſind auch die ausländiſchen Be⸗ 
richte, in erſter Linie wohl diejenigen über die neuen Oſtſtaaten, 
nämlich von E. Berendts⸗Dorpat über die Verfaſſungsentwicke⸗ 
lung Eſtlands (S. 191— 206), von R. Erich⸗Helſingfors über die 
Verfaſſung Finnlands v. 17. Juli 1919 (S. 207—216, nur Text 
der Verfaſſung), von M. Laſerſon über das Verfaſſungsrecht Lett⸗ 
lands (S. 258—269), ſowie von W. Schätzel⸗Berlin über Ent⸗ 
ſtehung und Verfaſſung der polniſchen Republik (S. 289—3810). 
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Weiter zurück greifen die Aufſätze über die Geſtaltung des 
öffentlichen Rechts in Italien und in Holland. Hier war die ganze 
Entwickelung während der Zeit des Weltkrieges nachzuholen. Über 
das Verfaſſungsrechtsleben in Italien in den Jahren 1913—1923 
feet M. Siotto⸗Pintor⸗ Pavia feine im vorigen Bande be⸗ 
gonnenen Ausführungen fort (S. 216—257); er berichtet über die 
Wahlkammer, die Gerichts⸗ und Prozeßordnung, die Kolonien, er⸗ 
gänzt ſodann ſeine frühere Darſtellung über ordentliche und außer⸗ 
ordentliche Geſetzgebung, Staatshaupt und Regierung. Mit dem 
öffentlichen Recht in den Niederlanden ſeit dem Jahre 1914 
macht uns N. van Haſſelt⸗ Haag (S. 270—288) vertraut. 

Eine nur ganz kurze Skizze des Verfaſſungsrechts in Japan 
(1912—1922) entſtammt der Feder des japaniſchen Profeſſors 
S. Uyeſugi in Tokio (S. 314—312). 

Den Abſchluß macht die umfangreiche und beſonders wertvolle 
Abhandlung von H. Held⸗Kiel über den Friedensvertrag 
von Verſailles in den Jahren 1919—1923 (S. 313—403). Sie 
verarbeitet ſämtliche in dem angegebenen Zeitraum im Deutſchen 
Reichsgeſetzblatt verkündeten Maßnahmen, das übrige Material in 
kritiſcher Auswahl, namentlich aus den überaus reichhaltigen Be⸗ 
ſtänden des Inſtituts für Weltwirtſchaft und Seeverkehr in Kiel; 
ſie bildet eine Fortſetzung des Berichts von Kraus über den 
Inhalt des Friedensvertrags im 9. Bande des Jahrbuchs. 

Praktiſch wertvoll iſt wiederum der wörtliche Abdruck der wich⸗ 
tigſten Geſetze, beſonders der Verfaſſungen. Hocherfreulich ift die 
ſteigende Anzahl der wieder mitwirkenden ausländiſchen Autoren. So 
bildet das Jahrbuch nicht nur eine Bereicherung der Wiſſenſchaft des 
öffentlichen Rechts und eine willkommene Fundſtelle für ſonſt nur 
ſchwer zugängliche Quellen, ſondern zugleich auch eine Brücke für 
die Erneuerung der rechtswiſſenſchaftlichen Beziehungen Deutſch⸗ 
lands zum Auslande. 

Prof. Dr. Friedrich Gieſe, Frankfurt a. M. 


Haus Helfritz. Geh. Regierungsrat und ordentlicher Prof. des 
öffentlichen Rechts an der Univerſität Breslau: Allgemeines 
Staatsrecht als Einführung in das öffentliche Recht 
mit einem Abriß der Staatstheorien. Karl Heymanns 
Verlag. Berlin 1924. 156 S. 


Ein Mittelding zwiſchen dem in alle Einzelheiten dringenden 
Lehrbuch und dem oberflächlicher gehaltenen, meiſt nur der gedacht⸗ 
nismäßigen Prüfungs vorbereitung gewidmeten oder als Unterlage für 
den Vorleſungsgebrauch dienenden ſog. „Grundriß“: Das Buch gibt 
in wiſſenſchaftlicher Tarſtellung die wichtigſten Begriffe und 
Sätze des allgemeinen Staats rechts fo anſchaulich wieder, daß an 
ſeiner Hand der Rechtsjünger den gewiß nicht leichten Eintritt in 
das Verſtändnis der Eigenart des öffentlichen Rechts finden muß; 
es wird ihm alſo eine ſonſt nirgend gebotene, wirklich als „Ein⸗ 
führung“ im beſten Sinne zu bezeichnende Bildungsmöglichkeit er⸗ 
öffnet, wie ſie zweckmäßiger kaum gedacht werden kann. Immerhin 
bedingt die von dem Verf. gewählte Methode nicht unerhebliche ge⸗ 
ſchichtliche und rechtsphiloſophiſche ſowie einige juriſtiſche Vortennt⸗ 
niije, fo daß das Buch dem ſchon über die erſten Anfangsgründe des 
juriſtiſchen Studiums hinaus vorgeſchrittenen Rechtsbefliſſenen mehr 
von Nutzen fein wird als dem völligen Neuling. Von größter Ze: 
deutung iſt es aber für die Referendare und Rechtspraltikanten, die 
ja in ihrer praktiſchen Ausbildung faft ausſchließlich auf den Ge⸗ 
ſchäftsbereich der Juſtizbehörden angewieſen find, trozdem aber in 
der großen Staatsprüfung ihre Vertrautheit auch mit dem öffent⸗ 
lichen Rechte nachweiſen müſſen. Darüber hinaus wird es jedem 
wiſſenſchaftlicher Betrachtungsweiſe Zugänglichen, namentlich Volks⸗ 
wirtſchaftern und Politikern ein außerordentlich wertvoller, unbedingt 
zuverläſſiger Wegweiſer ſein für die in Deutſchland leider vielfach 
noch vernachläſſigten Gebiete: Staat (S. 18), Organbegriff (S. 21) 
im Gegenſaße zur Stellvertretung — eine für den an bürgerlich⸗ 
rechtliche Denkungsart Gewöhnten ſchwierige, von Helfritz aber 
vorbildlich herausgearbeitete Unterſcheidung —, Einzelelemente des 
Staatsbegriffs (S. 27), die verſchiedenen Staatsformen (S. 48) und 
endlich die zahlreichen Staatstheorien (©. 97—143), bei denen der 
Verf. mit der Überſchrift „Abriß“ eine allzu beſcheidene Umrahmung 
gibt; denn in Wahrheit handelt es ſich um eine nicht etwa auf Stich⸗ 
und Schlagworte beſchränkte, ſondern bei aller Knappheit nahezu ere 
ſchöpfende, tiefgehende, lebendig klare Darſtellung, die auch über den 
Begriff einer bloßen Aberſicht erheblich hinausgeht und ſchon für ſich 
allein dem Buche bleibenden Wert verleihen muß. 

* Mingtat und Juſtitiar im Reichswehrminiſterium 
Geheimrat Dr. M. Wagner, Berlin. 


Die ſtaatsrechtliche Stellung der Reichsregierung ſowie 
des Reichskanzlers und des Reichsſinauzminiſters in 
der Neichsregierung. Von Dr. sc. pol. et jur. Fried- 
rich Glum, Privatdozent an der Univerſität Berlin. Vers 
lag Julius Springer. Berlin 1925. 61 S. 

Der Verf. behandelt zunächſt (Kapitel 1) eingehend das Re- 
gierungsſyſtem der Weimarer Verfaſſung mit dem Ergebnis, daß die 
Reichsregierung (als Kollegium) nicht nur ein Sammelname 
für die Vielheit der einzelnen Reichs miniſter, ſondern eine Einheit 
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im Rechtsſinne iſt, eine Einheit, die einerſeits nicht fo locker iſt, 
daß der in feinem Geſchäftszweige an Do ſelbſtändige Reichsminiſter 
nur in gewiſſen Beziehungen mit der Reichsregierung übereinſtimmen 
muß, andererſeits auch nicht ſo feſt, daß der einzelne Reichsminiſter 
verfaſſungsrechtlich jeder Selbſtändigkeit entbehrt, ſo daß die in ihrem 
Geſchäftszweig ſelbſtändigen Reichsminiſter zugleich der Reichsregie⸗ 
rung als einem Kollegium, mit dem fie in ſolidariſcher Einheit ver» 
bunden ſind, in allen Handlungen, in denen die Solidarität von 
Bedeutung iſt, unterworfen ſind (S. 10). Alsdann wird die Sonder⸗ 
ſtellung des Reichskanzlers im Verhältnis zu der Reichs⸗ 
regierung und den einzelnen Reichsminiſtern eingehend erörtert 
(S. 11 ff) mit dem Ergebnis, daß der Reichskanzler — abgeſehen 
von ſeiner Stellung bei der Kabinettsbildung und den ſich aus ſeinem 
Vorſitz in der Reichsregierung ergebenden Ehrenrechten — der Reichs⸗ 
regierung in gleicher Weiſe unterworfen iſt wie jeder andere Reichs⸗ 
miniſter und daß auch ſein Recht, die Richtlinien der Politik zu be⸗ 
ſtimmen, an den Kompetenzen der Reichsregierung als Geſamtheit 
ſeine Grenze findet (S. 16). Durchaus zutreffend weiſt der Verf. 
hierbei darauf hin, daß in der Staatspraxis in allen nicht ganz 
eindeutigen Fällen, in denen der Reichskanzler von den Miniſtern 
die Übereinſtimmung mit den Richtlinien der Politik verlangt, ein 
Beſchluß des Reichskabinetts herbeigeführt wird. Folgt doch aus dem 
bei der deutſchen Parteizerklüftung unvermeidlichen Zwange zur Koa⸗ 
litionsbildung, daß letzten Endes nicht der Reichskanzler die Richt⸗ 
linien der Politik beſtimmt, ſondern die zu einer Koalition vereinten 
Fraktionen nicht nur die Zuſammenſetzung der Regierung beſtimmen, 
ſondern auch für das Regierungsprogramm ausſchlaggebend find (vgl. 
S. 29, 35) und in der Tat nicht nur bei der Bildung der Regierung, 
ſondern auch während ihres Beſtandes dauernd durch ihre Vertraueus⸗ 
männer im Kabinett den Einfluß auf die Beſtimmung der Richt⸗ 
linien der Politik haben. Im zweiten Kapitel (S. 39 ff.) wird die 
Sonderſtellung des Reichsfinanzminiſters und des 
Reichskanzlers in ihrem Verhältnis zu den einzelnen Reichs⸗ 
miniſterien und der Reichsregierung auf Grund der mit verfaſſungs⸗ 
ändernder Mehrheit angenommenen Reichshaushaltsordnung behandelt, 
nach der der Reichsfinanzminiſter und der Reichskanzler in Angelegen⸗ 
heiten des Reichshaushalts das ganze Kabinett überſtimmen können. 
Mit Recht erblickt der Verf. hierin einen Widerſpruch zu dem in 
der Weimarer Verfaſſung ſeſtgelegten Regierungsſyſtem, namentlich 
zu ſeinen kollegialen und ſolidariſchen Elementen. Im dritten (kri⸗ 
tiſchen) Kapitel (S. 48 ff.) lehnt der Verf. die durch die Reichshaus⸗ 
haltsordnung vollzogene Anderung der Reichs verfaſſung als nicht be⸗ 
friedigend ab, weil ſie dem parlamentariſchen Syſtem widerſpricht, 
und meint, daß die Staatspraxis dieſer Anderung zugunſten des bis⸗ 
herigen Zuſtandes die Geltung verſagt habe (S. 59). Letztere Bes 
hauptung erſcheint mir etwas weitgehend. Ich glaube, daß ber 
Verf. die in der Staatspraxis ſtarke Stellung des mit dem Reichs⸗ 
kanzler einigen Reichsfinanzminiſters unterſchätzt und daß die frag⸗ 
lichen Beſtimmungen der Reichs haushaltsordnung, mögen fie auch 
eine Durchbrechung des Prinzips der Weimarer Verfaſſung ſein, ſich 
in der Praxis und in der Not der Zeit durchaus bewährt haben. 
Im übrigen iſt den Ausführungen des Verf., namentlich denen des 
erſten und zweiten Kapitels, faſt durchweg zuzuſtimmen. Auf Einzel⸗ 
heiten kann aus Raummangel hier nicht eingegangen werden. Die 
Abhandlung iſt klar und logiſch aufgebaut, der Wortlaut der Ver⸗ 
faſſung iſt zutreffend und überzeugend ausgelegt, die geſchichtliche 
Entwicklung und die Staatspraxis ſind in reichem Maße mit rich⸗ 
tigem Ergebnis gewürdigt. Das Buch ift eine lehrreiche und inter⸗ 
eſſante wiſſenſchaftliche Forſchung. Der Wiſſenſchaftler wird bei wei⸗ 
teren Forſchungen an ihr nicht vorübergehen können. Dem Praktiker 
wird eine Fülle wertvoller Anregungen geboten, die ſich nutzbringend 
anwenden laſſen. Mingtat Dr. Y.-H. Lammers, Verlin. 


Staatsanwaltſchaftsrat Martin Nitau: Wehrgeſetz vom 
21. März 1921 in der Faſſung des Geſetzes vom 
18 Juni 1921 mit 8 Anlagen, Einleitung und Sachregiſter. 
Kameradſchaft Verlagsgeſellſchaft m. b. D. Berlin W 35 
1924. Größe 8°. 167 S. 


Der vorliegende Handkommentar will, im Gegenſatze zu dem 
auf breiterer wiſſenſchaftlicher Grundlage fußenden Semlerſchen 
Erläuterungswerke (JW. 1922, 77), Gerichten, Mililär⸗ und anderen 
Verwaltungsbehörden, vor allem aber den Beamten, Offizieren, 
Unteroffizieren und Mannſchaften der Reichswehr, als Berater in 
den Aufgaben der täglichen Praxis dienen. Dieſem Ziele wird das 
Büchlein für den eigentlichen Bereich des Wehrgeſetzes ſicher vollauf 
gerecht. Dankenswerterweiſe bringt es nicht nur die Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes, ſondern auch die einſchlägigen Ergänzungsvorſchriften 
über Rang⸗ und Beſoldungsverhältniſſe, die Stellung der Wehr⸗ 
macht zur Polizei, die Prozeßvertretung des Reichswehrfiskus uſw. 
zum Abdruck. Die zahlreichen Erläuterungen zeugen von juriſtiſchem 
wie militäriſchem Verſtändnis, ſind knapp und doch gemeinverſtänd⸗ 
lich gehalten und daher wohlgeeignet, auch rechtsunkundigen Leſern 
das Eindringen in die Fülle ſchwieriger Rechtsfragen zu vermitteln, 
die dem unüberſichtlichen und verwickelten Gebiete des militäriſchen 
Sn auch in feiner neueſten Geſtaltung noch immer zu eigen ift. 
Daß der Verf. ſeine Anſicht auch gegenüber der herrſchenden Lehre 
nachdrücklich verficht, kann ihn nur empfehlen, auch wenn man ihm 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


nicht immer zu folgen vermag, z. B. in der Frage nach der Rechts⸗ 
wirkſamkeit der irrtümlich erfolgten Einſtellung eines Ausländers 
(S. 27), die er verneinen zu muſſen glaubt. Daß nicht alles 
für den Leſerkreis Wiſſenswerte in dem „Handkommentar“ enthalten 
fein kann, verſteht fih, immerhin hätte wohl bei 8 32 die Nicht⸗ 
anwendbarkeit auf Verſorgungsanſprüche hervorgehoben werden ſollen, 
um die aus dem Wortlaute nicht erſichtliche, verhältnismäßig enge 
Begrenzung des ordentlichen Rechtswegs zu kennzeichnen. Anderer⸗ 
ſeits wäre die gleichfalls im Geſetze nicht zum Ausdrucke gelangte, 
aber ſinngemäß gewollte weite Geltung des Abſ. 6 (Bindung an die 
militärbehördliche Entſcheidung über Dienſtunfähigkeit oder mangelnde 
Befähigung) auch für die Verſorgungs gerichte wohl zu erwähnen 
geweſen. Überhaupt erſcheint es im Intereſſe der militäriſchen Leſer 
bedauerlich, daß der Verf., obſchon ihm anders wie Semler 
(1921) die Fürſorgegeſetzgebung für die Wehrmachtsangehörigen ab⸗ 
geſchloſſen vorlag (vgl. Ritaus Anm. zu § 28), dennoch von einem 
Abdruck oder mindeſtens einer kurzen Darſtellung dieſer für das 
Söldnerheer außerordentlich wertvollen Vorſchriften abgeſehen hat. 
Die Unterrichtung über die durch Entlaſſung wegen Ablaufs der 
Dienſtzeit oder Dienſtunfähigkeit oder mangelnder Befähigung be⸗ 
dingten Anſprüche, feien es auch zum Teil nur fog. „Kann“-Anrechte, 
insbeſondere auf Unterbringung im Staats⸗ und Gemeinde⸗ oder 
ſonſtigen öffentlichen Dienſte, vor allem über die Sicherſtellung der 
Witwen und Waiſen, iſt gerade für die Offiziere, mehr noch aber 
für die Unteroffiziere und Mannſchaften der neuen Wehrmacht, von 
höchſter Bedeutung, wie ihnen ſelbſt bewußt iſt. Die Beiſeitelaſſung 
dieſes — freilich verwickelten, deshalb aber erſt recht wiſſenswerten — 
Gebiets bedeutet daher eine gewiſſe Enttäuſchung, zumal das Buch 
auch im Unterrichte der Soldaten mit Nutzen verwendet wird. Der 
Wunſch, daß bei der Neuauflage das Verſorgungsweſen, auch wenn 
es der Geſetzgeber aus rein äußerlichen Gründen vom Wehrgeſetz 
getrennt halten mußte, wenigſtens in ſeinen Grundzügen mitgeteilt 
werden möge, wird danach nicht unberechtigt ſein. Schließlich darf 
auch noch zur Mitaufnahme bei 8 39 ein Hinweis auf die grund» 
legende Entſch. des preuß. OVG. in der Kirchenſteuerfrage (HUBBIL. 
24, 46) empfohlen werden, um den jetzt ſchon vorhandenen, aber noch 
ſteigerungsfähigen praktiſchen Wert des Werks nach allen Richtungen 
hin zu erhöhen. 

Geh. Kriegsrat, Miniſterialrat und Zuftitiar im Reichswehrminiſterium 

Dr. M. Wagner, Berlin. 


Fritz van Galfer: Bismarcks Verfaſſungspolitik. Beckſche 
Verlagsbuchhandlung. 1924. 49 S. 

In dieſer an der techniſchen Hochſchule in München gehaltenen 
Reichsgründungsrede ſucht van Calker die Grundgedanken der 
Bismarckſchen Verfaſſungspolitik aufzuzeigen. Er ſtellt dabei zu- 
nächſt die Frage, ob die Wiſſenſchaft derartige Grundgedanken über⸗ 
haupt allgemeingültig aufſtellen könne, wie es möglich ſei, eine 
wiſſenſchaftliche Einſtellung zur Politik zu finden. 

Als für alle politiſchen Wertungen allgemein gültiges 
Beurteilungsprinzip in formaler Beziehung ſtellt van Calker 
„das Prinzip der Vervollkommnung im Sinne einer Entfaltung und 
Entwicklung aller Eigenart und damit einer Erhöhung der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit“ auf. Dieſes Prinzip wendet er nun an auf den Staat als 
Gegenſtand der Politik, der ſich keineswegs mit dem Staat als 
Gegenſtand juriſtiſcher Erkenntnis, als Rechtsſubjekt deckt. Im An 
ſchluß an Kjellen und an den Vitalismus von Becher und 
Drieſch iſt ihm der Staat ein Organismus im ſoziologiſchen Sinn, 
die Lebensform des Volkes, die erhalten und entfaltet werden muß. 
„Das formale Vervollkommnungsprinzip, inhaltlich beſtimmt durch 
die Idee des Lebens“ iſt ihm der Maßſtab für die objektiv wiſſen⸗ 
ſchaftliche Bewertung politiſcher Zielſetzungen und Handlungen. 

An dieſem Maßſtabe wertet er nun die Realpolitik Bismarcks, 
vor allem deſſen Einſtellung zu dem großen Problem des Unitaris⸗ 
mus und des Föderalismus in Deutſchland. Er weiſt daraufhin, 
daß Verfaſſungen nicht aus dem Nichts geſchaffen werden können, 
ſondern daß ſie ſich aufbauen müſſen auf den verfaſſungspolitiſchen 
Traditionen eines Volkes, die gerade auch Bismarck berückſichtigt habe. 
Den Kernpunkt der Bismarckſchen Anſchauung über die Rechts⸗ 
grundlage des Deutſchen Reiches ſieht van Calker in der Idee 
des ewigen Bundes, wie fie die Eingangsformel der alten Reichs⸗ 
verfaſſung zum Ausdruck bringe. Er ſieht in dieſer Idee „letztlich 
wieder ein Zurückgreifen auf das germaniſche Staatsempfinden“, 
„nach der ein gegenſeitiges Treueverhältnis die einzelnen Glieder 
des Bundes zu gemeinſamer Arbeit zuſammenſchließt“. In dieſem 
Sinne habe auch Bismarck in ſeiner Politik den Gedanken des 
Föderalismus gepflegt und dadurch das Vertrauen der Fürſten 
und des ganzen deutſchen Volkes gewonnen. 

Auch für die heutige Verfaſſungspolitik ſcheinen van Calker 
die Bismarckſchen Gedanken von Wert zu ER Für die Außen⸗ 
politik ift ihm Zuſammenfaſſung die Vorausſetzung der Selbſterhal⸗ 
tung, Aufgabe der Innenpolitik iſt die Entfaltung des Weſens eines 
Staates. Bayern, das für die hiſtoriſch⸗ſoziologiſche Betrachtung 
eine ſelbſtändige ſtaatliche Perſönlichkeit iſt, hat deshalb auch ein 
Recht auf die Entfaltung ſeines Eigenlebens. Eigenleben und Zu⸗ 
ſammenſchluß dienen der Lebenserhaltung und Lebensentfaltung 
des deutſchen Staates. „Der Sinn des Föderalismus iſt es, Deutſch⸗ 
land einig und ſtark zu machen, nicht aber in Zerſplitterung und 
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Ohnmacht zu führen. In dubiis libertas, in necessariis unitas, in 
omnibus caritas, in dieſem Spruche ſieht van Calker einen Lett 
gedanken für die deutſche Verfaſſungspolitik. 

Die Schrift van Calkers, der als Anhang eine Anzahl wert⸗ 
voller Anmerkungen mit literariſchen Nachweiſen beigefügt if, if 
beſonders geeignet, auch den den Problemen der Staatslehre und 
Politik ferner Stehenden in dieſelben einzuführen. 

Prof. Dr. Koellreuter, Jena. 


Georg von Below: die deutſche Geſchichtsſchreibung von 
den Befreiungskriegen bis zu unſeren Tagen. Ge⸗ 
ſchichtsſchreibung und Geſchichtsauffaſſung. Mit einer 
Beigabe: Die deutſche wirtſchaftliche Literatur 
und der Urſprung des Marxismus. Zweite weſent⸗ 
lich erweiterte Auflage. Verlag R. Oldenburg. München und 
Berlin 1924. (Handbuch der mittelalterlichen und neueren 
Geſchichte. Herausgegeben von G. von Below und F. Mei⸗ 
necke, Abt. I: Allgemeines.) XVI und 207 S. 

Die erſte Auflage dieſes Buches, von 1916, iſt leider an dieſer 
Stelle unbeſprochen geblieben, da die JW. die Rubrik „Schrifttum“ 
erſt in den letzten Jahren weiter ausgebaut hat. Die vorliegende 
zweite Ausgabe iſt ſtark vermehrt, ſo daß ſie faſt um die Hälfte ge⸗ 
wachſen iſt. Trug das Buch damals den Nebentitel „Geſchichte und 
Kulturgeſchichte“, um anzudeuten, daß es ſich hauptſächlich um 
Auseinanderſetzungen zwiſchen politiſcher und Kultur⸗Geſchichte und 
um einen Beitrag zur Löſung dieſes Problems handelte, ſo iſt aus 
der Anderung des Nebentitels keineswegs zu entnehmen — jo ber 
merkt treffend das neue Vorwort —, daß derſelbe Fragen⸗Komplex 
nicht auch jetzt wieder, und zwar noch eingehender, erörtert wäre, 
ſondern nur, daß dieſe Erörterung durch fortlaufende Einarbeitung 
von Ausblicken auf die großen Gegenſätze unſerer Zeit, „die ſich 
in der Geſchichtsauffaſſung ſpiegeln“, weſentlich vervollſtändigt und 
vertieft iſt. Wie es bei einer ſo feſtgeſchloſſenen Perſönlichkeit wie 
der des Verf. gar nicht anders zu erwarten war, iſt dabei die ſach⸗ 
liche Stellungnahme durchaus dieſelbe geblieben; ja, es kommt ihm 
jetzt weſentlich darauf an, durch die eingehendere Darſtellung der 
Geſchichtsauffaſſungen bei den verſchiedenen Hiſtorikern ſeine „hiſtori⸗ 
ſche Methodologie“ in konkreten Bildern vorzuführen, gewiß ein von 
vornherein höchſt anſprechendes, bei dem heutigen Stande der Dinge 
vielleicht ſogar das einzig mögliche Verfahren. Man ſehe doch nur, 
was alles bei der ſtrengen Syſtematik eines Neohegellaners wie 
Benedetto Croce („Zur Theorie und Geſchichte der Hiſtorio⸗ 
EEN aus dem Italieniſchen überſezt von Enrico Pizzo, 

übingen 1915) der „Pſeudo⸗Hiſtorie“ zugewieſen wird — oder 

umgekehrt, welche Verſchwommenheit bei der gewaltigen congeries 
aller Theorien und Zuſammenhänge von Ernſt Troeltſch („Der 
Hiſtorismus und ſeine Probleme“ erſtes Buch: Das logiſche Problem 
der Geſchichtsphiloſophie, 777 Seiten, Tübingen 1922) herauskommt! 
vaft ift es, als wüßten wir weniger als vorher, was Geſchichte 
und geſchichtliche Auffaſſung zu bedeuten hat, nachdem ein Jahr- 
hundert ausgeprägten Hiſtorizismus hinter uns liegt. Da iſt es 
jedenfalls eine Wohltat, einer fo feften, klaren und an der Wiſſen⸗ 
ſchaftsgeſchichte dieſes Jahrhunderts ſo deutlich wie allgemein ver⸗ 
wertbar entwickelten Auffaſſung zu begegnen, wie ſie von Below 
immer wieder uns bietet, getragen von der Fülle der Gelehrſam⸗ 
keit und Beleſenheit, die ihn auszeichnet. Daß dieſe gerade auch die 
rechtsgeſchichtliche Forſchung fortwährend heranzieht und deren wirt⸗ 
ſchaftsgeſchichtliche Bedeutung, faſt möchte ich ſagen mit Vorliebe, 
würdigt, iſt die eine Seite des Belowſchen Werkes, die den Juriſten 
beſonders anſpricht. 

Die andere Seite finde ich in der hohen, ja einzigartigen Be⸗ 
deutung, die von Below der juriſtiſchen „hiſtoriſchen Schule“ 
und namentlich von Savigny beimißt, indem er da den Ausgangs- 
punkt der geſamten Geſchichksauffaſſung und Geſchichtsſchreibung des 
hiſtoriſchen Jahrhunderts erblickt. Dies iſt um ſo wichtiger, als darin 
gerade der Kern der Belowſchen Konſtruktion liegt, für die der 
alte Kämpe immer wieder in die Schranken reitet. „Die Einheit, 
von der die Entwicklung der deutſchen Hiſtoriographie im letzten 
Jahrhundert umfaßt wird,“ ſo faßt er ſelbſt S IX zuſammen, „liegt 
weſentlich darin, daß ſie in der romantiſchen Bewegung ihren Mug- 
gangspunkt hat und daß trotz mannigfacher und heftiger Kämpfe die 
Grundlage doch immer feſtgehalten worden iſt und alle wertvollen 
Berichtigungen, Vervollſtändigungen, der geſamte reiche Ausbau, 
den die neueren Jahrzehnte gebracht haben, den alten Grund nicht 
verändern.“ Das gilt nach von Below namentlich auch wieder für 
die jüngſte Zeit, allerdings nach einem anti-romantifchen Zwiſchen⸗ 
ſpiel in der ſogenannten „politiſchen Geſchichtsſchreibung“. Dadurch 
rückt (vgl. S. 10 f) die hiſtoriſche Rechtsſchule ihm geradezu an die 
Spitze der Bewegung, als Ausgangspunkt der Anwendung roman- 
tiſcher Ideen auf die Wiſſenſchaft überhaupt. „Savigny, Puchta, 
Niebuhr, Eichhorn ſind ſämtlich ſtarke perſönliche und ſach⸗ 
liche Beziehungen zur Romantik eigen.“ Und wie zu Beginn, ſo bis 
heute. So akzeptiert von Below es gerne (S. X), wenn jüngſt 
Alfred Schultze (in Iherings dogm. Jahrb. Bd. 73) uns Otto 
von Gierke als den letzten Romatiker auf dem Thron der Juris⸗ 
prudenz dargeſtellt hat, deſſen Kampf um den germaniſtiſchen VBeſitz⸗ 
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ſtand im deutſchen bürgerlichen Recht weſentlich auf der Vorſtellung 
beruhe, „wie ſie in den dem Rationalismus, Individualismus, 
Kosmopolitismus 1) abgeneigten Kreiſen, in der Gedankenwelt der 
Romantik, dem Nährboden der ganzen hiſtoriſchen Rechtsſchule auf⸗ 
gekommen war“. Eine für die Jurisprudenz ehrenvollere Stellung iſt 
kaum denkbar; ſollen und dürfen wir ſie unſererſeits wieder ein⸗ 
fach dankend, ſo wie ſie uns hier angeboten wird, annehmen ? 

In meiner Geſchichte der ben Den Rechtswiſſenſchaft habe ich 
mich nur teilweiſe auf denſelben Standpunkt geſtellt. Die roman⸗ 
tiſchen Elemente in Sapignys Programm ſeiner hiſtoriſchen 
Schule habe ich zwar ſelbſtverſtändlich entſchieden hervorgehoben — 
und es gereicht mir zu beſonderer Genugtuung, feſtſtellen zu konnen, 
daß nun auch von Below (S. 29 f.) demgegenüber den Gegen- 
jag zu Hegel und den verſchwindend geringen Einfluß von 
Hegel auf dieſe ganze Richtung anerkennt, wie denn meine dies⸗ 
bezügliche Anſicht, auch betreffs des ubergewichts von Schelling, 
heute wohl als allgemein herrſchend bezeichnet werden darf (gl. 
entſcheidend Troeltſch, „Die deutſche hiſtoriſche Schule“ i. d. 
Dioskuren, Jahrbuch für Geiſteswiſſenſchaft 1 (1922, 178 ff., 186, 
aber auch ſchon Bene d. Croce, „Lebendiges und Totes in 
Hegels Philoſophie“, überſetzt von Büchner, Heidelberg 1909, 
S. 109 f.). Aber daß von Savigny Romantiker ſchlechthin ge⸗ 
weſen wäre, vermag ich heute ebenſowenig wie damals einzuräumen. 
Vielmehr muß ich immer wieder darauf beſtehen, daß er ſeiner ganzen 
Geiſtesanlage und Lebensführung nach kein Romantiker iſt, ſondern 
ein Klaſſiker von größter Klarheit und Formenſtrenge, ein Schrift⸗ 
ſteller, der ſeine perſönlichen Regungen in fogar ganz außergewöhn⸗ 
lichem Maße von jeder Verlautbarung in ſeinen Werken fernzuhalten 
gewußt hat, eine ſchon in früher Jugend als derartig geſeſligt und 
zielbewußt ſeinen ſämtlichen Bekannten auffallende Perſönlichkeit, 
kurz ein Geiſtesverwandter weit eher eines Goethe als ſeiner ver⸗ 
ſchwägerten Sippe Brentano. Wie weſensfremd ihm die Betonung 
der Perſönlichkeit ift, beweiſt ſchon ſeine bekannte Lobpreiſung der 
klaſſiſchen römiſchen Juriſten als „fungibler“ Perſonen und vollends 
die genau entſprechende Behandlung aller Gloſſatoren und Poſt⸗ 
gloſſatoren in der Geſchichte des römiſchen Rechts im Mittelalter. So 
hat er die Zeitſtrömung der Romantik benutzt, ohne ihr zu verfallen. 
Erſt recht beſtreite ich alles Romantiſche im Weſen von Niebuhr 
und Eichhorn — noch ganz Männern des 18. Jahrhunderts — 
und bei Puchta, dieſem ſtarren Dogmatiker. Eher bin ich bereit, 
es für Grimm zuzugeben, ja ſogar zu beanſpruchen. Ob man 
wirklich auch den großen Klaſſiker Ranke unter die Romantiker ein⸗ 
ſtellen darf, bin ich fachmäßig zu beurteilen nicht berufen, muß aber 
eſtehen, daß es mir gegen die Aa geht, ſo zutreffend mir 
ſonſt auch die für ihn von v. Below (S. 21) aufgeſtellte Formu⸗ 
lierung erſcheint ?). 

Wir kommen damit unvermeidlich auf die letzte Frage, die alte 
crux und Rätſelaufgabe: Was ift Romantik? Car! Schmitt (an 
dem in der Note a. O., namentlich Vorrede zur 2. Aufl.) löſt ſie 
neuerdings dahin, Romantik liege nicht in der Sache, ſondern darin, 
daß eine beliebige Sache von dem ſie behandelnden Menſchen nur 
zur Betätigung ſeiner Subjektivität benutzt werde; er definiert daher 
Romantik als „ſubjektiven Okkaſionalismus“. — Für v. Belo w 
(S. 177) beſaßen „vor allem die Hiſtoriker und Juriſten der Ro⸗ 
nanti! größeren Realismus, mehr Sinn für die Wirklichkeiten des 
Lebens, als man ſich das meiſt vorſtellt“; nach ihm (S. 22) prägt 
ſich „die romantiſche Art aus“ in einer Hingabe an die Sache. 
v. Below geht eben da, wo er ſich ſeine Auffaſſung von der Ro- 
mantik zurechtlegt, ausſchließlich vom Gegenſatze zu der Geſchicht⸗ 
ſchreibung des 18. Jahrhunderts (Voltaire) aus; ausdrücklich (S. 7, 
8) ausgeſchaltet wird das Zwiſchenglied zwiſchen Aufklärung und 
Romantik, die Höhe deutſcher Klaſſiziſtik?) und damit aus der Frage⸗ 
ſtellung der ſonſt wohl jedermann nächſtliegende Gegenſatz zwiſchen 
Klaſſik und Romantik. Das hängt doch wohl wieder damit zuſammen, 
daß v. Below ganz vorwiegend wiſſenſchaftsgeſchichtlich denkt, wäh- 
rend man meiſt bei „Romantik“ ſtil⸗ und kunſt ſchichtliche Probleme 
vor Augen hat, Kritiker und Dichter wie die Schlegel, Tieck, Novalis, 
Möricke (v. Below [S. 14] verlangt, daß man auch Kleiſt [I] unter 


1) Sollte von Belows Vorliebe für die Romantik nicht 
weſentlich auf ſeine Abneigung gegen dieſe drei —ismen beruhen? 
Wenigſtens ſcheint mir, daß er die Romantik viel mehr durch 
ſolche negative Entgegenſetzungen, als durch poſitive Weſenseigentüm⸗ 
lichkeiten zu kennzeichnen pflegt. 

2) Als Einwand läge nahe, daß v. Below ja nirgendwo be⸗ 
hauptet habe, alle jene Männer feien perſönlich Romantiker, ſondern 
nur, ihr Lebenswerk ſtehe ſachlich unter der Herrſchaft der roman⸗ 
tiſchen Gedankenwelt. Ich repliziere vorweg, daß erſtens im all» 
gemeinen eine ſolche Scheidung unmöglich iſt, ebenſo unmöglich wie 
die Annahme, ein Apfelbaum könne Birnen tragen: und daß zweitens 
gerade für die Romantik Carl Schmitt doch wohl unwiderlegbar 
in feiner „Politiſchen Romantik“ wenigſtens jo viel dargetan hat, 
daß ſie ganz überwiegend in der Auffaſſung des Subjekts, nicht in 
der Natur der behandelten Sache gefunden werden muß. 

3) Daher denn auch wohl die oben hervorgehobene Zuſammen⸗ 
gehörigkeit von Goethe, W. v. Humboldt, Savigny und Ranke nicht 
berückſichtigt. Sollte wirklich die deutſche Geſchichtſchreibung gar 
keinen Klaſſiker hervorgebracht haben? 
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ſie rechne) oder Maler wie Schwind, Spitzweg. Anderen wieder ift 
die Romantik eine politiſche Richtung, gemiſcht aus Phantaſtik und 
Quietismus (Friedrich Wilhelm IV., f. v. Below S. 39). — Dabei 
wird den einen die Romantik zum Urbe iff allen Übels, des Ab- 
falles von Ordnung und Gedankenzucht und Objektivität, den anderen 
zum Urſprung alles Guten, ſtrenger Wiſſenſchaftlichkeit, des echt 
hiſtoriſchen Sinnes für menſchliches Verſtändnis der Vergangenheit 
und für die Dynamik des Völkerlebens. Objektiv referiert, mit er⸗ 
ſtaunlicher Ausbreitung über die mannigfachſten Verzweigungen und 
Verwicklungen, Rothacker in ſeiner, auch v. Below ſtark heran⸗ 
gezogenen „Einleitung in die Geiſteswiſſenſchaft“ (ſ. beſ. auch ſeinen 
Aufſatz in der Hiftor. Ztſchr. 128, 415f.) — einen Anſatz zur weſent⸗ 
lichen Klärung der ſachlichen Verwirrung kann ich aber auch bei ihm 
nicht finden. 


Solange das nun alles ſo hilflos durcheinanderquirlt, muß ich 
dabei bleiben, daß wenigſtens für die Geſchichte der deutſchen Rechts⸗ 
wiſſenſchaft es ratſam fein dürfte, ſich an das konkrete Programm 
unſerer „hiſtoriſchen Schule“ im engeren Sinne des Wortes zu halten, 
dieſe und ihre Leiſtungen möglichſt individuell zu behandeln und den 
terminus ad quem für ihre Herrſchaft nicht Über die Jahrhundert⸗ 
mitte Aug denen Geht man weiter, ſo ſtößt man auf gar zu 
ſchwere Widerſprüche, wie ſie denn auch v. Below unvermeiblich 
begegnen. So weiß er den zwiſchen moderner Perſönlichkeitsauffaſ⸗ 
fung und Grimms Sammel- oder Teilliederlehre für die Ent⸗ 
ſtehung des Nibelungenliedes, den er ſelbſt (S. 139) hervorhebt, doch 
nur ganz äußerlich hinwegzuretuſchieren; und ganz ungelöſt bleibt 
der zwiſchen jüngeren typologiſchen Beſtrebungen innerhalb der Ge⸗ 
ſchichtswiſſenſchaft ſelbſt, die v. Below S. 148 f. zuſammenſtellt, und 
dem zweifellos richtigen Grundſatz, daß die Geſchichte vor allem 
(S. 152) „die Einzigartigkeit der hiſtoriſchen Erſcheinungen“ lehrt. 
Der Gegenſaß zwiſchen politiſcher und Kulturgeſchichte wird S. 123f. 
doch ſehr bedenklich ſchließlich nur durch weitgehende Unterordnung 
der letzteren unter die leitenden Geſichtspunkte der erſteren beſeitigt. 
Wenn trog aller ſolcher ſachlich weſentlichen Schwierigkeiten v. Be⸗ 
low fein überwältigendes literargeſchichtliches und bibliographiſches 
Wiſſen dazu benutzt, jedem perſönlichen, ſchulmäßigen oder auch 
vereinzelt ſachlichen Berührungspunkte nachzuſpüren, um zahl⸗ 
reiche ſpätere Forſcher mit den Hauptvertretern deſſen, was ihm 
romantiſche Geſchichtsauffaſſung heißt, zuſammenzubringen und des⸗ 
halb auch jene der romantiſchen Schule zuzurechnen, jo halte ich es 
für vorſichtiger, bei den einzelnen Juriſten romantiſche Einflüſſe von 
andersartigen (poſitiviſtiſchen, philologiſchen, ſyſtematiſchen, philo⸗ 
ſophiſchen, utilitariſtiſchen) möglichſt ſauber zu ſondern. Auch ſo 
dürfte für die Anerkennung der Verdienſte der Romantik um unſere 
Wiſſenſchaft und für die Anerkennung der Verdienſte unſerer Wiſſen⸗ 
ſchaft um die Geſamtheit der Geiſteswiſſenſchaften im 19. Jahrhundert 
Raum und Stoff genug übrig bleiben; beſonders treffend äußert ſich 
darüber v. Below S. 102 und 108 für einige weitere Einzelheiten. 


Vor allem aber, was wir aus der „Beigabe“ zu v. Belows 
Buch über die Zuſammenhänge zwiſchen der deutſchen wirtſchafts⸗ 
geſchichtlichen Literatur und dem Urſprunge des Marxismus neu er- 
fahren und was nach v. Below bis zu einer weitgehenden Über⸗ 
einſtimmung zwiſchen dem Marxſchen „Manifeſt“ und den An⸗ 
ſchauungen der Romantiker reicht, dürfte wiederum für jeden deutſchen 
Juriſten von höchſtem Intereſſe ſein: Denn jene wirtſchafts⸗ und 
kulturgeſchichtlichen Forſchungen find vielfach gerade wieder in den 
rechtsgeſchichtlichen, beſonders verwaltungsrechtsgeſchichtlichen For⸗ 
ſchungen enthalten oder unmittelbar aus ihnen erwachſen. Das ge⸗ 
hört nicht nur, wie oben e bemerkt, zu den beſtgeſicherten Er⸗ 
gebniſſen dieſer literargeſchichtlichen Unterſuchung, ſondern iſt be⸗ 
kanntlich auch gerade von v. Below immer wieder durch eine Fülle 
ſachlicher Unterſuchungen, hauptſächlich über ſtändiſche Verhältniſſe, 
ſelbſt rühmlichſt beſtätigt worden. Wüßte man nicht, daß man es 
mit einem Vollhiſtoriker ſtrenger Obſervanz zu tun hat, faſt wäre 
man verſucht, den Verf. der Rezeptionsgeſchichte als Zuriiten zu be⸗ 
grüßen. Jedenfalls beweiſt er auch hier wieder feinſtes juriſtiſches Ver⸗ 
ſtändnis in der Art, wie die 2. Auflage den ſpezifiſch juriſtiſchen 
Ausſtellungen und Wünſchen, die Geng Heymann in bezug auf 
die 1. Auflage vorgebracht hatte, Rechnung trägt. Auf die betreffende 
Anzeige von Heymann (in der Zeitſchrift der Savigny Stiftung, 
Germ. Abt. 38 [1917] S. 137 ff.) fei übrigens zur Vervollſtändigung 
deſſen, was hier nur kurz herausgegriffen werden konnte, nachdrück⸗ 
lich hingewieſen. Gh. IR. Prof. Dr. Ernſt Landsberg, Bonn. 


Politiſche Geſchichte der Franzöſiſchen Revolution, Ent- 
Rebuug und Entwicklung der Demokratie und der 
Republik, 1789—1804. Von A. Aulard. Deutſch von 
F. von Oppeln⸗Bronikowski. 2 Bände. Duncker & Hum⸗ 
blot. München und Leipzig 1924. 

Das obige Werk iſt nicht nur für den Geſchichtsforſcher, ſon⸗ 
dern auch für den Juriſten, namentlich den Staatsrechtler, wichtig. 
Wir haben uns gewöhnt, Worte wie Demokratie und Republik 
zu gebrauchen, ohne uns immer über ihre ganze begriffliche Trag⸗ 
weite klar zu werden. Näher liegt uns der Gedanke an ihre großen 

Vorbilder in Griechenland und Rom, als an die geſchichtlichen Vor⸗ 

gänge, in denen die Grundlagen für die Entwicklung zu ihrer heu⸗ 
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tigen Geſtalt, der für das 19. und 20. Jahrhundert eigentümlichen 
Form liegen: der franzöſiſchen Revolution. Neben dieſer Entwicklung 
iſt z. B. die Bedeutung des parlamentariſchen Syſtems oder der eng- 
liſchen Formen ſtaatlichen Lebens eine mehr äußerliche. Was aber 
aus der franzöſiſchen Revolution herüberragt, berührt unmittelbar 
das geſamte geſellſchaftliche Leben der Nation und beruht auf einer 
umfaſſenden Umwälzung des europäiſchen Geiſtes. 


Aulard zeigt, in erſter Linie auf Grund der Geſetze, der be⸗ 
hördlichen Akte, von Aufrufen und anderen Außerungen ber öffent 
lichen Meinung, die Entwicklung der Demokratie über das Zenſuswahl 
recht zum allgemeinen Wahlrecht des Konvents (10. Aug. 1792) und 
die der Republik über die konſtitutionelle Monarchie zur Abſchaffung 
der Monarchie durch den Konvent (22. Sept. 1792). Folgt man weiter 
über den Abſolutismus des Konvents zur Herrſchaft des Wohlfahrts- 
ausſchuſſes, ſo hat man in klarer Entwicklung die ſämtlichen Gr, 
ſchetnungen, die in wirrem Durcheinander die Entwicklung unſeres 
Staates in den letzten Jahren dargeſtellt haben. In ähnlicher Kiar- 
heit haben ſich die Dinge nur noch in Rußland vom abſoluten Zaren 
über die Dumazeit zu Kerenſki, von da zur Herrſchaft des allruſſiſchen 
Rätekongreſſes bis zur zwar nicht rechtlichen, aber tatſächlichen All⸗ 
gewalt der We⸗Tſche⸗Ka wiederholt. 


Von größter Bedeutung für die Würdigung der ſtaats rechtlichen 
Verhältniſſe bei uns (hier ſcheint mir allerdings noch eine gründ⸗ 
liche Einzelvorarbeit zu fehlen) iſt die Erkenntnis von der Tätigkeit 
der Sektionen als Einrichtungen des unmittelbar aus der Maffe 
hervorbrechenden revolutionären Willens. Denn bie Sektionen haben 
zwar die Republik vorübergehend befeſtigt, aber die Demokratie tat⸗ 
ſächlich beſeitigt. 

Diͤeſe politiſche Geſchichte ber franzöſiſchen Revolution darf auf 
die ge Darſtellungen des beutſchen Staatsrechts nicht ohne 
Einfluß ſein. In der Aufdeckung der bisher unter der Wucht der 
mehr äußerlichen Vorgänge vernachläſſigten rechtlichen und politiſchen 
Entwicklungen und Zuſammenhänge liegt die Bedeutung dieſes Buches. 
Sehr ausführliche Anmerkungen erhöhen ſeinen wiſſenſchaftlichen Wert. 

Die gute Überſetzung von Oppeln⸗Bronikowſſki erleichtert 
das Studium. „Die in ber Einleitung verſuchte Entſchuldigung ſchein⸗ 
bar chauviniſtiſcher e Aulards während der Kriegs⸗ 
zeit iſt unnötig. Die deutſche Wiſſenſchaft weiß die durch den Krieg 
berurfachte perſönliche Ein tellung eines Verfaffers der Bedeutung 
feines Wertes hintanzufepen. 

Gerüſſ. Dr. Roland Ehrhardt, Weimar. 


Kurt Singer; Staat und Wirtſchaft ſeit dem Waffen⸗ 
Hien, Guſtav Fiſcher. Jena 1924. IV und 231 S. 


Das vorliegende Buch des bekannten Volkswirtſchaftlers und 
Staatswiſſenſchaftlers der Hamburger Hochſchule enthält fünfzig 
Aufſätze, die er in feiner Eigenſchaft als Leiter der von dem 
Hamburgiſchen Weltwirtſchafts⸗Archiv herausgegebenen Zeitſchrift 
„Wirtſchaftsdienſt“ in dieſer Zeitſchrift in der Zeit v. 1. Nov. 1918 
bis Ende März 1924 veröffentlicht hat. Hält man dieſe Aufſätze 
heute in Buchform in der Hand, fo gewahrt man, daß hier mehr 
als eine Reihe willkürlich zuſammengeſtellter Aufſätze, daß hier etwas 
wie eine weltwirtſchaftsgerichtliche Chronik der aufgewühlten Zeit, 
die wir hinter uns haben, vorliegt. Die Aufſätze ſtellen fortlaufende 
Gloſſen zu den im Verfolg des Krieges und der Revolution ein⸗ 
getretenen, ſich überſtürzenden wirtſchaftlichen Umwälzungen dar. 
Man findet hier vor allem nach einer fortlaufenden Betrachtung 
der Reparationsverhandlungen den ganzen Verlauf der Geldentwer⸗ 
tung und der dagegen gerichteten Maßnahmen in einer die Ereigniſſe 
begleitenden und durchleuchtenden Darſtellung. Viele Zuſammen⸗ 
hänge, die heute ſchon unſerem Gedächtnis entrückt ſind, kreten hier 
in einer lebendigen Veranſchaulichung vor Augen. Eine erſtaun⸗ 
liche Vielſeitigkeit allgemeinen, die Zunftgrenzen weit überfliegenden 
Wiſſens, ein klares, durchdringendes Urteil und eine glänzende An⸗ 
ordnungs- und Darſtellungsgabe find die nächſten Vorzüge des 
Werkes. Dazu kommt aber noch etwas Beſonderes, das dieſem Buch 
feinen einzigartigen Charakter gibt. Die ſtaats⸗ und wirtſchafts⸗ 
geſchichtlichen Vorgänge werden hier nicht nach einſeitigen ökonomi⸗ 
ſchen Prinzipien begriffen und beurteilt, ſondern einem höheren, 
ungewöhnlichen Geſichtspunkt unterſtellt. Staat und Wirtſchaft bilden 
für den Verf. nicht nur den Ausdruck einer lebendigen Idee, ſondern 
den eines ſchöpferiſchen, gestaltenden, überzeitlichen Geiſtes, der, 
fortwaltend die Geſchicke der Menſchheit und damit von Staat und 
Wirtſchaft beſtimmt. Hier ſpricht kein Nationalökönom mehr, ſondern 
ein Geſchichtsforſcher, ja mehr als das, ein Wiſſer um die Be⸗ 
dingungen menſchheitsgeſchichtlicher Entwicklung aus ungewöhnlicher, 
die geſamtgeiſtigen Grundlagen durchdringender Intution. Kapitel 
wie das über Ballin, Spengler, Rathenau erhalten da⸗ 
durch ihre beſondere, ſich über die bisherige Betrachtungsweiſe weit 
erhebende Bedeutung. 

Für den Juriſten wird von ganz beſonderem Inkereſſe die Art 
ſein, wie hier die mannigfachen Probleme der Geldentwertung und 
ihrer wirtſchaftlichen Grundlagen unter einem höheren Geſichtspunkt 
dargeſtellt, in den Zufammtenhang ſtaats⸗ und weltwirtſchaftlichen 
Geſchehens gerückt werden. 

RA. Dr. Berthold Vallentin, Berlin. 
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Kartellrecht. 

Sartellverordnung. (Verordnung gegen Mißbrauch wirt- 
ſchaftlicher Machtſtellungen.) Erläutert von Dr. Rudolf 
Say, Rechtsanwalt beim Kammergericht Berlin. Cin- 
geleitet von Dr. S. Tſchierſchky, Reichswirtſchaftsgerichts⸗ 
rat. J. Bensheimer. Mannheim, Berlin, Leipzig 1925. 

Die Verf. des vorſtehenden Buches haben ihre Aufgabe geteilt 
und dadurch beſonders glücklich gelöſt. 

Tſchierſchky, einer der beſten Kenner der wirtſchaftlichen 
Struktur der deutſchen Kartelle und der Begründer und langjährige 
Herausgeber der Kartellrundſchau, hat die volkswirtſchaftliche Ein⸗ 
führung übernommen, und Rudolf Iſay, deſſen Forſchungen auf 
dem Gebiete des Kartellrechts bereits aus ſeinen Kommentaren zum 
allgemeinen Berggeſetz, zum Kohlenwirtſchaftsgeſetz, aus feiner Schrift 
„Studien im privaten und öffentlichen Kartellrecht“ und zahlreichen 
anderen Aufſätzen bekannt find, hat die Gart) kommentiert. Dieſe 
Teilung ermöglicht es beiden Verf., ſich unbefangener und mehr der 
Eigenart ihrer Betrachtungsweiſe gemäß zu geben. Der Volkswirt 
kann auf Grund der Fülle des ihm bekannten Tatſachenmaterials 
und des von ihm beobachteten Wirkens der Verbandskräfte induktiv 
feine allgemeinen Begriffe aufbauen; der Juriſt kann aus den mot- 
wendig allgemeinen Süßen der VO. ihre Grenzen und Bedeutung 
entwickeln und ihre Anwendbarkeit auf den einzelnen Fall unter⸗ 
ſuchen. Dabei fei, um keine Mißverſtändniſſe aufkommen zu laſſen, 
bereits hier hervorgehoben, daß auch die Arbeit Iſays von vol- 
ſtändiger Durchdringung der volkswirtſchaftlichen Fragen des Kartell⸗ 
weſens zeugt. 

Der Tſchierſchkyſche Teil, der die Seiten 13—87, alfo etwa 
den fünften Teil des ganzen Buches, umfaßt, bringt in ſeinem erſten 
Abſchnitt eine geſchichtliche Betrachtung der Stellung der deutſchen 
Staatsgewalt, der Wirtſchaftswiſſenſchaft und der Rechtswiſſenſchaft 
zum Kartellproblem. Er hebt dabei die ungewollte Förderung der Kar⸗ 
telle durch die Zwangswirtſchaft der Kriegs⸗ und Nachkriegszeit her⸗ 
vor, unterſucht die im Zuſammenhang mit den Kartellen hervor⸗ 
getretenen Mißſtande, die verdienten und unverdienten Vorwürfe 
gegen die Kartelle und ſchildert ſchließlich die Verſuche der wirtſchaft⸗ 
lichen Spitzenverbände, von ſich aus im Wege von Schiedsgerichten 
und Einigungsſtellen Abhilfe zu ſchaffen, um hierdurch ein Eingreifen 
der Staatsgewalt zu vermeiden. Schließlich geht er mit einigen 
Worten auf die Entſtehungsgeſchichte der KartVO. ſelbſt ein. In 
unmittelbarem Zuſammenhang mit dieſen Ausführungen ſteht der 
vierte Abſchnitt der Tſchierſchkyſchen Arbeit, der einen kurzen 
Überblick über die ausländiſche Geſetzgebung gegen monopoliſtiſche 
Wirtſchaftsgebilde enthält. Es ergibt ſich aus ihm die dem Kenner 
der Dinge längſt vertraute, in der Öffentlichkeit aber noch nicht genug 
betonte Tatſache, daß eine drakoniſche Geſetzgebung auf dieſem Ge⸗ 
biete nicht immer die wirkſamſte iſt und daß eine nicht mit dem 
nötigen Feingefühl arbeitende Geſetzgebung und Verwaltung leicht an 
Stelle der bekämpften Mißſtände andere, noch ärgere, herbeiführen 
kann. — Die beiden mittleren Abſchnitte der Tſchierſchkyſchen 
Arbeit befaſſen fih mit Problemen, die durch die Kafgeworfen find. Sie unterſuchen einmal die verſchiedenen, der VO. 
unterlen, der VO. 
unterliegenden Arten von Kartellen und kartellartigen Gebilden nach 
ihrem Aufbau, ihren Zwecken, ihrer Arbeitsweiſe und ihren Macht⸗ 
mitteln und nehmen alsdann bei der Betrachtung ihrer Wirkungen 
die beiden den ſtaatlichen Maßnahmen der Kart VO. zugrunde liegen- 
den Maßſtäbe der Gefährdung der Geſamtwirtſchaft und der Gefähr⸗ 
dung des Gemeinwohls unter die Lupe Die Lektüre gerade dieſer 
beiden Abſchnitte gibt dem mit der wirtſchaftlichen Seite der Kartell⸗ 
betätigung nicht vertrauten Leſer die nötige Vorbereitung, um die 
ſpäteren ins einzelne gehenden Ausführungen Jſays in fih auf- 
nehmen zu können. 

Der Iſayſche Kommentar ift wohl feit der grundlegenden 
Arbeit Flechtheims !), die überhaupt erft das Kartellrecht als 
Gegenſtand juriſtiſch⸗wiſſenſchaftlicher e in Deutſchland auf⸗ 
gezeigt hat, und der vorzüglichen und ſelbſtändigen Behandlung der 
Frage durch Geiler) das bedeutendſte Buch, das über diefe Frage 
von einem deutſchen Juriſten geſchrieben worden ift. Troß aller 
Vollſtändigkeit und allen oft recht liebevollen Eingehens auf Einzel⸗ 
heiten beſitzt es die für einen Kommentar ſeltene Eigenſchaft, daß 
man es ohne Ermüdung hintereinander leſen kann. Es verwertet in 
vollem Umfange das zur Kart Vo. erſchienene Schrifttum und bie 
Rechtſprechung des Kartellgerichts bis zum Februar 1925. Daneben 
bringt es wertvolle Hinweiſe auf die allgemeine kartellrechtliche und 
handelsrechtliche Literatur, insbeſondere auch auf die ſchwer zugäng⸗ 
liche amerikaniſche Rechtſprechung und auf die jonftige ausländiſche, 
insbeſondere öſterreichiſche Entwicklung. Was die Betrachtungsweiſe 
von derjenigen ſonſtiger Bearbeiter der Bart"). und überhaupt des 
Kartellrechts unterſcheidet, iſt die gründliche wiſſenſchaftliche Analyſe 
der einzelnen Rechtsnormen auf ihren Gehalt an privatrechtlichen und 
öffentlich⸗rechtlichen Beſtandteilen. Die verwaltungsrechtliche Schulung, 
die der Verf. der Richtung von Otto Mayer, Fleiner und 


1) Die rechtliche Organiſation der Kartelle, 1. Aufl., Mann- 
heim 1912, 2. Aufl. 1923. 
2) Düringer⸗ Hachenburg, 4. Aufl. 
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Kormann verdankt, läßt ihn die polizeirechtliche Natur der Be⸗ 
fugniſſe der Reichsregierung und beſtimmter Befugniſſe des Kartell 
gerichts beſonders ſtark unterſtreichen. Durch Anwendung von den 
in der Rechtſprechung des preuß. OVG. für die Ausübung der Polizei⸗ 
gewalt geprägten Grundſätzen gelangt er zu außerordentlich inter⸗ 
eſſanten Ergebniſſen (vgl. insbeſondere Einleitung S. 99 ff. und zu 
8 4). Die Übertragung dieſer Grundſätze auf das Gebiet der Kart BO. 
kommt der Neigung des Verf. entgegen, das Gebiet ſtaatlicher Be⸗ 
tätigung der Wirtſchaft gegenüber tunlichſt einzuſchränken. An der 
Hand der Unterſcheidung von Rechtsſtaat und Polizeiſtaat und den 
dem Tätigkeitsſelde beider entſprechenden Begriffen von Sicherheits⸗ 
polizei und Wohlfahrtspolizei legt er dar, daß ſich die Maßnahmen 
der zuſtändigen Miniſterien und des Kartellgerichts darauf zu be⸗ 
ſchränken haben, durch die Kartelle drohende Gefahren von dem 
Volksganzen abzuwenden, daß es aber nicht Aufgabe dieſer Stellen 
ſei, auf Grund der VO. poſitiv im Sinne einer Wirtſchaftsförderung 
tätig zu werden. Man darf hier den Verf. daran erinnern, daß auch 
im Rechtsſtaat polizeiliche Befugniſſe beſtehen, die über das Gebiet 
der reinen Sicherheitspolizei hinausgehen. Nur bedarf es zu ihrer 
Ausübung einer beſonderen geſetzlichen Ermächtigung (Fleiner, 
Inſtitution des Verwaltungsrechtes $ 23), und die Frage iſt eben, 
ob nicht eine ſolche beſondere Ermächtigung in einzelnen Stellen der 
Kart VO. enthalten ift. Aber auch wenn man dem Verf. in der ſicher⸗ 
heitspolizeilichen Auffaſſung der Kart VO. folgt, Io darf man den 
Begriff der Abwendung von Gefahren doch nicht ſo eng auffaſſen, 
wie et es an der Hand einiger Beiſpiele der Vergangenheit und 
Gegenwart zu tun geneigt ſcheint (S. 103 f., 161); wenn er z. B. 
die BO. der Kriegszeit über die Zuſammenlegung der Betriebe als 
einen Ausfluß rein fürſorglicher, alſo außerhalb des Rahmens der 
Sicherheitspolizei liegender Staatstätigkeit anſieht, ſo muß dem ent⸗ 
gegengehalten werden, daß die damalige Not an Kohlen und Betriebs⸗ 
materialien derartige Maßnahmen verlangte, wenn nicht in wichtigen, 
insbeſondere der Landesverteidigung dienenden Betrieben verhängnis⸗ 
voller Mangel eintreten ſollte. Wenn man auch heute bei einer 
ſolchen Zuſammenlegung nicht mehr von Gefahrenabwendung ſprechen 
kann, ſo war bei dieſer und anderen Verordnungen der Kriegszeit 
eine ſolche doch im Zeitpunkte des Erlaſſes durchaus vorliegend. Auch 
der Begriff der Gefahrenabwendung muß ſich nach den jeweiligen 
Verhältniſſen richten. Ebenſo iſt es durchaus möglich, eine Verbands⸗ 
beſtimmung, die Mindeſtpreiſe oder Mindeſtzinsſätze für ihre Wit- 
glieder anordnet, ohne nach oben eine Begrenzung feſtzuſetzen, wenn 
es ſich um Fragen von ſo allgemeiner Bedeutung handelt, wie es 
die Bankzinſen der Nachinflationszeit waren, als gefahrbringend für 
die Allgemeinheit zu betrachten. Die Gefährdung liegt dann nicht 
im fehlenden Höchſtſatz, ſondern in der einſeitigen Feſtlegung, die 
ohne Berückſichtigung des Einzelfalles nur zu einer Erhöhung der 
Produktionskoſten führen kann. Auch der weiter vom Verf. als Beleg 
für die Neigung des Kartellgerichts zum Übergriff in die Wohlfahrts⸗ 
polizei angeführte Fall des Treurabattgutachtens (S. 104, 165) recht⸗ 
fertigt — wie man ſich auch im übrigen überhaupt zum Inhalt dieſes 
Gutachtens ſtellen mag — die aufgeſtellte Behauptung nicht. Der 
Verf. überſieht vor allem, daß es ſich hier überhaupt nicht um eine 
Polizeimaßnahme, ſondern um ein vom Reichswirtſchaftsminiſter er⸗ 
fordertes Gutachten, das — um dieſem die Entſcheidung über ſeine 
künftigen Maßnahmen zu ermöglichen — ſich naturgemäß über 
günſtige und ungünſtige Seiten des Treurabatts erſchöpfend aus⸗ 
laſſen mußte, ohne daß damit geſagt werden ſollte, daß in jeder 
ungünſtigen Wirkung das Kartellgericht bereits einen Anlaß zu 
polizeilichem Einſchreiten ſähe. 


Im Zuſammenhang mit der Anwendung polizeiwiſſenſchaftlicher 
Ergebniſſe ftellt der Verf. einige allgemeine Sätze auf, auf deren 
Zweifelhaftigkeit hingewieſen werden muß. Einmal hält er ein kartell⸗ 
polizeiliches Eingreifen zum Schutze eines einzelnen nur dort für 
angebracht, wo dieſer ſich nicht ſelbſt helfen kann (S. 106). Das iſt 
inſoweit, aber auch nur inſoweit richtig, als nicht der Angriff auf 
den einzelnen, wenn er von einem Verbande ausgeht, bei der ſtarken 
Neigung vieler Verbände, böſem Beiſpiel zu folgen, auch eine Ge⸗ 
fahr für die Allgemeinheit darſtellt. Das wird aber ſehr häufig der 
Fall ſein. Das gleiche gilt für die Forderung des Verf., daß mit 
den Mitteln der KartVO. nur vorzugehen ift, wenn andere Rechts⸗ 
behelfe, insbeſondere die Preis TrV'O. (S. 106, 164), verjagen. Unſerer 
Meinung nach ift die Kart VO. gerade geſchaffen, um im Falle einer 
Überfpannung der Verbandsgewalt nicht mit den urſprünglich nicht 
hierfür gedachten, teilweiſe zu groben und daher unwirkſamen ſtraf⸗ 
rechtlichen Maßnahmen der Preis TrBO. vorgehen zu müſſen, ſon⸗ 
dern an deren Stelle die ſpezifiſchen Einwirkungen auf die Verbände 
treten zu laſſen. Man wird es der verantwortlichen Stelle über⸗ 
laſſen müſſen, diejenigen Mittel zu wählen, die ihr zur Erreichung 
des Zieles am zweckmäßigſten erſcheinen. Es muß übrigens hervor⸗ 
gehoben werden, daß auch der Verf. nicht der Meinung iſt, daß An⸗ 
ordnungen des Miniſters oder des Kartellgerichts, die über die von 
ihm aus dem allgemeinen Verwaltungsrecht hergeleiteten Grenzen 
hinausgehen, dadurch in ihrer Gültigkeit beeinträchtigt werden. 
(Inſofern unterſcheiden ſich dieſe Tatbeſtände alſo von den vom 
OBG. behandelten Fällen, in denen in der Regel aus der Über- 
ſchreitung der Polizeibefugnis die Unwirkſamkeit der Maßnahme her⸗ 
geleitet wird.) Auch er ſieht in ihnen nur Einſchränkungen, welche 
die Staatsgewalt ſich felbft bei ihrem Vorgehen klarzumachen hat, 
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ſchließt aber eine Nachprüfung biefer auf Grund adminiſtrativen Er⸗ 
meſſens zu beurteilenden Vorausſetzungen durch die Gerichte grund⸗ 
ſätzlich aus (S. 181). 

Ein etwas kühner Satz des Verf, findet fih auf S. 108, wo 
er ausſpricht, daß die ſeiner Auffaſſung nach bis zum Erlaß der 
BO. vorhanden geweſene Rechtspflicht der Kartelle zur Rückſicht⸗ 
nahme auf das öffentliche Wohl dadurch, daß in der BD. das Ver⸗ 
halten der Kartelle einer polizeilichen Aufſicht unterworfen wird, er⸗ 
loſchen ſei. Seit wann erlöſchen Rechtspflichten dadurch, daß ihre 
Innehaltung polizeilich ſichergeſtellt wird? 

Weitere Folgerungen aus der rechtlichen Natur der einzelnen in 
der KartVO. vorgeſehenen Maßnahmen und Rechtsbehelfe zieht der 
Verf. für das Gebiet der ausländiſchen und internationalen Kartelle. 
Die Grundſätze, die hier zum erſtenmal im deutſchen Schrifttum ent⸗ 
wickelt werden und die der Verf. in Nr. 23 der Berichte der Kartell⸗ 
ſtelle des Reichsverbandes der Deutſchen Induſtrie und in Heft 4 der 
Kartellrundſchau von 1925 nochmals ausführlicher und zuſammen⸗ 
faſſend behandelt hat, ſind von außerordentlicher Wichtigkeit nicht 
nur für die Rechtſprechung des Kartellgerichts, der ordentlichen Ge⸗ 
richte und die Verwaltungsmaßnahmen der zuſtändigen Miniſter, 
ſondern vor allem auch für die Überlegung zukünftiger Geſetzgeber 
auf dieſem Gebiete. Man muß ſich darüber klar ſein, daß es hier 
zwei Gefahren zu vermeiden gilt, einmal durch zu rigoroſe Geſetz⸗ 
gebung oder kleinliche Handhabung beſtehender Vorſchriften inter⸗ 
nationale Kartelle, an denen auch die deutſche Wirtſchaft beteiligt 
iſt, ins Ausland zu drängen, und ferner, die Vertragsfähigkeit der 
in Deutſchland anſäſſigen Kartelle dadurch, daß man ſie geſetzlich 
ſchlechter fteilt als gleichartige Gebilde der anderen Staaten, für inter- 
nationale Kartellabſchlüſſe zu beeinträchtigen. Wenn auch nicht ent- 
fernt alles wahr iſt, was gelegentlich zur Bekämpfung der Hartel- 
geſetzgebung von Intereſſenten über eine durch die gegenwärtige 
Geſetzgebung bereits eingetretene Schädigung geſagt wird, fo muß 
man doch beachten, daß weitere Schritte Gefahren der geſchilderten 
Art hervorrufen können. Die Ausführungen Iſays über die Be- 
handlung ausländiſcher Kartelle ſtellen Neuland dar und verdienen 
eine ins einzelne gehende Betrachtung. Hierbei wird noch über manche 
der von ihm aufgeworfenen Fragen geſprochen werden müſſen, vor 
allem auch über die Grundfrage, ob wirklich für die Eigenſchaft als 
ausländiſches oder inländiſches Kartell der Sitz des Kartells den 
Ausſchlag geben ſoll. 

Beſondere Hervorhebung verdienen die Ausführungen des Verf. 
zum Kündigungsrecht aus wichtigem Grunde (8 8 der KartVO.) einer 
der beiden Beſtimmungen (die andere iſt das Sperrverbot in 8 9), 
mit denen ſich das Kartellgericht bisher in größerem Umfange zu 
beſchäftigen hatte. Der Gedanke, der dieſe Vorſchrift zeitigte, war 
der bereits vor Erlaß der VO. von Flechtheim und Iſay aus⸗ 
geſprochene, daß die Möglichkeit einer Kündigung aus wichtigem 
Grunde bei allen Kartellen ohne Rückſicht auf ihre juriſtiſche Form 
gegeben ſein müſſe. Tatſächlich wurde vor Beſtehen der VO. dieſe 
Möglichkeit ſelbſt dort, wo ſie ohne Zweifel vorhanden war, d. h. bei 
Kartellen in Form von Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts, prat- 
tiſch ziemlich illuſoriſch, weil über das Vorliegen eines wichtigen 
Grundes entweder vor den nicht immer objektiven Karkellſchieds⸗ 
erichten oder vor den ordentlichen Gerichten geſtritten werden mußte. 
E letzteren Falle war bei der verhältnismäßigen Seltenheit von 
Kartellprozeſſen eine ſtark auseinandergehende Betrachtungsweiſe der 
unteren Inſtanzen vorhanden und daher bei Angelegenheiten von 
einiger Bedeutung ein Angehen des RG. meiſt unerläßlich. Das 
führte aber dazu, daß die Entſcheidung auf einen Zeitpunkt hinaus⸗ 
geſchoben wurde, in dem ſich die Wirtſchaftsverhältniſſe ſchon völlig 
geändert hatten und die Entſcheidung in der Regel für die Beteiligten 
einen Zukunftswert nicht mehr beſaß, ſondern nur noch rückblickend 
für die Frage von Bedeutung war, ob aus dem Verhalten des Kün⸗ 
digenden oder des Kartells während der Unklarheit über die Zu⸗ 
gehörigkeit zum Kartell Schadenserſatzanſprüche hergeleitet werden 
konnten. Gerade dieſe zeitliche Hinausſchiebung der Entſcheidung ver⸗ 
hinderte auch, daß ſich eine Kartellſitte in ausreichendem Maße bilden 
könnte und führte dazu, daß die reichsgerichtlichen Entſcheidungen, 
die bei veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſen ergingen, über die 
allgemeinſten Sätze nicht hinauskamen. Wenn man jetzt die Aus⸗ 
führungen Iſays zum 8 8 und an ihrer Hand die bisherigen Ent» 
ſcheidungen des Kartellgerichts zur Frage des wichtigen Kündigungs⸗ 
grundes überblickt, ſo kommt man zu dem Ergebnis, daß wir in den 
letzten 1½ Jahren auf dieſem Gebiet ein erhebliches Stück vorwärts 
gekommen ſind. Die beim Kartellgericht zuſammengefaßte Sachkunde, 
das gleichzeitige Vorliegen verſchiedenſter Fälle aus derſelben Wirt» 
ſchaftslage, die meiſtens im Zeitpunkt der Entſcheidung noch beſteht 
oder erſt kurz vergangen iſt, hat dazu geführt, daß ſich hier eine 
Reihe von Grundſätzen herausgebildet, die ſicher auf die künftige 
Handhabung der Verbandsgewalt, aber auch auf die Haltung des ein⸗ 
elnen Mitgliedes zum Verbande nicht ohne Einfluß ſein werden. 

3 it auch erfreulich, feſtzuſtellen, daß Iſay, der vor Erlaß der 
Kart VO. in Wort und Schrift zu den Skeptikern gegenüber der Ent» 
wicklung einer kartellrechtlichen Praxis gehörte, mit der Mehrzahl 
der Entſcheidungen zum 8 8 ſachlich übereinſtimmt und ſich ihre Sätze 
zu eigen macht. 

Die Ausführungen Iſays zum 88, die — wie er ſelbſt in 
der Einleitung hervorhebt — zu einer kleinen Monographie auz- 
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gewachſen ſind, gehen in ihrer rechtlichen Tragweite erheblich über 
das Gebiet des Kartellrechts hinaus und laſſen entſprechende An⸗ 
wendung auch auf eine Reihe anderer wirtſchaftlicher Rechtsgebilde 
zu, bei denen eine Auflöſung aus wichtigem Grunde in Frage kommt. 
Daneben geben ſie aber in der Anführung der Fälle und der Bildung 
der Beiſpiele eine fehe kennzeichnende Rückſchau auf die wirtſchaft⸗ 
liche Entwicklung der letzten Jahre, die auch für den weniger rechtlich 
als wirtſchaftlich intereſſierten Leſer von Bedeutung iſt. 

Hinſichtlich der Frage der Wirkung einer auf Grund des 8 8 
ausgeſprochenen Kündigung aus wichtigem Grunde vertritt Sfay 
im Gegenſatz zu den anderen Kommentatoren der VO. und wohl 
auch zum Kartellgericht die Auffaſſung, daß hier erſt das Urteil des 
Kartellgerichts oder der ohne Widerſpruch des Kartells erfolgte Ab⸗ 
lauf der zweiwöchigen Friſt die Folgen der Kündigung auslöſt 
(S. 260 f. und vorher an einigen Stellen). Dieſe mit dem Wortlaut 
der VO. nicht unvereinbare Auslegung bietet für die Löſung einer 
Reihe von praktiſchen Fragen mancherlei Vorzüge. Sie vermeidet vor 
allem das in jeder Hinſicht unerwünſchte Beſtehen eines Zeitraumes, 
innerhalb deſſen nicht erſichtlich iſt, ob der Kündigende dem Kartell 
noch angehört oder nicht. Die möglichſt raſche Klärung dieſer Frage 
war ja — wie erwähnt — einer der Hauptgründe für den Erlaß 
der BO., und dieſe Auslegung liegt daher in der Richtung ihres 
Zieles. Ganz folgerichtig läßt auch Iſay den Kündigenden durch 
Verſtöße gegen die Kartellpflicht in der Zeit bis zum Urteil ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig werden (S. 276); nicht einzuſehen ift freilich, warum er 
für die Verſtöße, die ſich während des gleichen Zeitraumes das Kartell 
gegenüber dem Kündigenden zuſchulden kommen läßt, mildernde Ume 
ſtände bewilligen (S. 232) will. 

Beſonderes Intereſſe beanſpruchen die Ausführungen JIſays 
zu den Fragen der Zuſtändigkeit des Kartellgerichts, feinem Ver- 
hältnis zu den ordentlichen Gerichten und zur Rechtskraft der Ent⸗ 
ſcheidungen. Hier iſt zwiſchen der kommentierenden und der kritiſchen 
Tätigkeit des Verf zu unterſcheiden. Der Verf. iſt gerade hier mit 
der Regelung der VO. von Herzen unzufrieden (S. 368 ff.), wie er 
ſich denn auch für die diet reer des Kartellgerichts und für 
die Mitwirkung ſachkundiger Beiſitzer im Hinblick auf deren wirk⸗ 
liche oder vermeintliche Intereſſiertheit nicht zu erwärmen vermag 
(S. 363 ff.). Doch gilt dieſe Polemik des Verf. mehr dem geſetzlichen 
Inhalt der BO., als der Tätigkeit des Kartellgerichts, deſſen Ent- 
ſcheidungen in ihren Ergebniſſen — wie erwähnt — faſt überall mit 
den Auffaſſungen des Verf. übereinſtimmen. Sollte nicht auch zur 
Rechtfertigung des Aufbaues des Kartellgerichts der Satz gelten, daß 
man es an ſeinen Früchten erkennen möge? 


Miniſterial⸗Direktor Dr. Hans Schäffer, Berlin. 


Die Kartellverordnung. Erläutert von Direktor Dr. Fritz 
Haußmann, Rechtsanwalt beim Kammergericht und Dr 
Adolf Hollaender, Rechtsanwalt bei den Landgerichten in 
Berlin. J. Schweitzer Verlag (Artur Sellier). 


Die gert. bereitet der Auslegung und Anwendung un- 
gewöhnliche Schwierigkeiten. Ihre Faſſung iſt nicht immer glücklich, 
das Ziel, das der Gefchgeber verfolgt, nicht überall deutlich er- 
kennbar, und die Wege, die er eingeſchlagen hat, ſind vielfach nicht 
leicht zu überſehen. Ob nicht die Malerie ſelbſt Schwierigkeiten in 
ſich birgt, denen mit den Mitteln der ſtaatlichen Geſetzgebung über⸗ 
haupt nicht abgeholfen werden kann, mag dahingeſtellt bleiben. Jeden⸗ 
falls find die Streitfragen, zu denen die KartVO. Anlaß gegeben 
hat, zahlreich, und die Meinungen über das, was der Geſetzgeber 
gewollt, und das, was er tatſächlich zum Ausdruck gebracht hat, gehen 
auch in grundlegenden Fragen weit auseinander. Friedländer, 
Goldbaum, Lehnich⸗Fiſcher, Tſchierſchky u. a. haben es 
unternommen, in ſyſtematiſcher Darſtellung oder in erläuternden An⸗ 
merkungen zu den Vorſchriften der VO. Klarheit zu ſchaffen. 


Den Kommentaren der VO. hat ſich nun ein neuer zugeſellt. 
Die Verf. Dr. Haußmann und Dr. Hollaender wollen, wie 
ſie im Vorwort erklären, in erſter Linie den Bedürfniſſen der Praxis 
dienen. Dieſe wird ihnen für ihre Arbeit dankbar ſein. Die Sprache 
iſt knapp und klar, der Inhalt erſchöpfend. Kaum eine der durch 
die KartVO. angeregten Fragen ift nicht wenigſtens angedeutet. 
Die Rechtſprechung des Kartellgerichts ift eingehend berückſichtigt und 
nicht nur in ihren Grundzügen wiedergegeben, ſondern auch, bald 
zuſtimmend, bald mit ſorgfältiger Begründung ablehnend, gewürdigt. 
Bei der Benutzung der von den Verf. angeführten Entſch. wird man 
freilich eins nicht überſehen dürfen. Nicht in der theoretiſchen Er⸗ 
örterung gewiſſer Rechtsfragen, ſondern in der Findung des im 
Einzelfall richtigen Rechts ſieht das in einziger Inſtanz entſcheidende 
Kartellgericht ſeine vornehmſte Aufgabe. Es betrachtet zudem ſelbſt 
feine Stellungnahme zu den Vorſchriften der Kart VO. noch nicht 
überall als abgeſchloſſen. Es hat bisher da, wo es die von anderer 
Seite gegen ſeine Auffaſſung geltend gemachten Bedenken für durch⸗ 
ſchlagend erachtet hat, nie Bedenken getragen, ſeine Anſicht einer 
Nachprüfung zu unterziehen und gegebenenfalls die von ihm ver⸗ 
tretene Auffaſſung beſſerer Erkenntnis zu opfern. Auch die gegen 
das Kartellgericht wegen ſeines „Schwankens“ erhobenen ſchweren 
Vorwürfe können ihm keine Veranlaſſung geben, ſich von dieſem 
Standpunkt abdrängen zu laſſen. Auf Einzelheiten einzugehen, in 
denen man hier und da anderer Anſicht ſein kaun, muß ich mir ver⸗ 
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ſagen. Nur eins möchte ich herausgreifen: Wenn in der Erläute⸗ 
rung zu 88 dem Kartellgericht nicht nur die Pflicht, ſondern auch 
das Recht abgeſprochen wird, bevor es über die Zuläſſigkeit einer 
Kündigung aus 8 8 entſcheidet, von Amts wegen die formelle und 
materielle Rechtswirkſamkeit des gekündigten Vertrages zu priifen, 
weil es jiġ bei dieſer Prüfung um einen Zivilprozeß, nicht um ein 
Verwaltungsverfahren handle, fo ift dem zunäähſt entgegenzuhalten, 
daß das Verfahren vor dem Kartellgericht auf allen Gebieten ſeiner 
Zuſtändigkeit, alfo auch in den Fällen des § 8 von der Offizial maxime 
beherrſcht wird. Die Verpflichtung des Nartellgerichts, von Amts 
wegen den der Entscheidung unterliegenden Streitſtoff zu Mären, er 
ſtreckt ſich aber ſelbſtverſtändlich auch auf die Prüfung der Vorfrage, 
ob der gekündigte Kartellvertra rechtswirkſam iſt. 

Auch dieſe und andere Einwendungen, die ſich gegen die in 
dem Kommentar vertretene Auffaſſung geltend machen laſſen, können 
indeſſen den Wert des nach Faſſung und Inhalt gleich ausgezeich⸗ 
neten Buches nicht in Frage ſtellen. 

Präſ. d. Reichswirtſchaftsgerichts Geh. OberregNat Dr. Lucas, Berlin. 


Dr. Arno Blum, Berlin: Die Grundzüge des neuen dentſchen 
Kartellrechts. Heft 4 der Abhandlungen zum Kartellrecht 
und zur Kartellpolitik. Herausgegeben von Dr. Rudolf 
Kan. J. Bensheimer. 1925. 144 S. Preis 3 A. 

adie Arbeit fegt fih zum Ziel, das durch die Marily. v. 
2. Nov. 1923 geſchaffene neue Kartellrecht in ſyſtematiſcher Dar⸗ 
ſtellung zu erforſchen und hierbei in erſter Linie ſolche Probleme 
zu behandeln, welche mit dem durch die BD. neu geregelten Rechts 
verhältnis zuſammenhängen. Entſprechend dieſem Programm werden 
in fünf Kapiteln behandelt die allgemeinen Grundlagen des Kartell⸗ 
rechts (Kartellbegriſſ, Kartellarten, Kartellbehörden), die Erforder⸗ 
niſſe für den Abſchluß des Kartellvertrages, insbeſondere die Form 
vorſchriften, ferner die Wirkungen des Kartellvertrages (Kartell⸗ 
beſchlüſſe, Kartellzwang. Befugniſſe der Staatsaufſicht); in einem 
weiteren Kapitel iie Aufhebung der Kartellbindungen (Kündigung von 
Kar tellverträgen und Beſchlüſſen, Ausſchluß aus dem Sattel), endlich 
die Stellung des Kartells nach auhen (regelmäßiger Geſchäftsverkehr 
des Kartells und Verhältnis zu Außenſeitern und Konkurrenten) In 
dem ſo geſteckten Rahmen werden die Ergebniſſe der Kartellrechtä⸗ 
lehre und ⸗praxis in ſorgfältiger, umſichtiger Weiſe verwertet. Stets 
ift zu erkennen, daß der Verf zu den Problemen ſelbſtändig Stel⸗ 
lung nimmt und auch ſolche Ergebniſſe, die bisher als feſtſtehend 
galten, von neuem durchdenkt. Im allgemeinen ſchließt er ſich aller⸗ 
dings der herrſchenden, insbeſondere unter dem Einfluß von Flecht⸗ 
heim ſtehenden Lehre an. Bedauerlich iſt, daß die Rechtſprechung 
des Kart®. nur in ihren erten Anfängen und ebenſo das zur Kart.⸗ 
BD. erſchienene Schrifttum nur in dem unmittelbar nach ihrem In⸗ 
krafttreten erſchienenen einführenden Artikeln berücksichtigt werden 
konnte. Die natürliche Sie ift, daß eine Reihe wichtiger Probleme, 
ſo z. B. der Begriff des Kartellvertrages im Sinne ber KartBO., 
die Abgrenzung des Kartellbegriffs der KartBO. gegenüber anderen 
Organiſationsformen, die an Bedeutung ſtändig gewinnende Stellung 
des 89 Kart VO. (Präventivkontrolle gegenüber Sperren) nicht in 
ihrer ganzen Bedeutung in Erſcheinung treten. 

Bei der Erörterung der Formvorſchrift (nach § 1 KartVO. ber 
dürfen Kartellverträge und Beſchlüſſe der Schriftform) behandelt 
Blum ausführlich (S. 41 ff.) die in der Übergangsbeſtimmung des 
821 vorgeſehene Be ätigung von Kartellverträgen und Beſchlüſſen, 
die bisher der Schriftform entbehrten. Dieſe Frage iſt heute wenig 
praktiſch. Viel beteutfamer iſt es, ob der von Blum als ſelbſtver⸗ 
ſtändlich aufzeſtellte Satz zutrifft: „Was Schriftform bedeutet ergibt 
fidh aus g 126 Boh.“ Wohl als zweifellos wird allſeitig anerkannt 
(ogi. Goldmann, JW. 1924, 115; Iſay, Kart. Rundſch. 1924, 
d daß bei Rartellbeichlüffen die übliche Form der Protokol⸗ 
lierung, alfo die Herſtellung einer Niederſchrift, die von dem Vor⸗ 
ſitzenden evtl. von weiteren Mitgliedern des betreffenden Organs 
des Kartells unterſchrieben wird, genügt. Für Kartellverträge iſt 
darauf hinzuweisen, daß bei Kartellen in Form eines eingetragenen 
Vereins das BGB. (vgl. 8 55) nur verlangt, daß die Satzung in 
Urſchrift oder Abſchrift zum Vereinsregiſter eingereicht wird dagegen 
bedarf es nicht der Unterzeichnung der Sagung durch ſämtliche Bers 
eins⸗ (Kartell⸗) Mitglieder. M. E. muß man weitergehen und ſagen, 
daß entſprechend dem offenſichtlichen Zweck des 81 — den Kartell ⸗ 
behörden die Prüfung der Kartellverträge und Beſchlüſſe in authen- 
tiſcher Form zu ermöglichen — es genügen muß, wenn Kartellverträge 
und Beſchlüſſe ſchriftlich, aber ohne Unterzeichnung durch ſämtliche 
Mitglieder niedergelegt ſind. 

Will man an der Anwendung des 8126 BGB. für Rartell- 
verträge feſthalten, ſo empfiehlt es ſich, daß die einzelnen Firmen, 
welche dem Kartell beitreten wollen, einem anderen Mitglied, welches 
dem Kartell bereits angehört oder einem Mitglied der Kartelleitung 
Vollmacht zum Abſchluß des Kartellvertrages unter Befreiung von 
der Vorſchrift des 8 181 BGB. erteilen. 

Hinſichtlich Sperren und ähnlicher Nachteile i. S. des 89 der 
Kart O, vertritt Blum (S. 137) den wohl richtigen, inzwiſchen auch 
durch Beſchluß des OLG. Dresden (Juriſtiſche Rundſchau 1925, 65) 
v. 9. Dez. 1924 beſtätigten Standpunkt, daß 8 9 in Verb. mit 8 17 
ein Schußzgeſetz i. S. des § 823 Abſ. 2 BGB. darſtellt, und daß daher 
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allein auf Grund der Tatſache, daß eine Sperre verhängt iſt, Unter⸗ 
laſſung wie Schadenserſatz verlangt werden kann. Juſoweit muß 
ich die in meinem Kommentar zur Karl BDO. S. 161 vertretene Auf⸗ 
ſaſſung modifizieren. 

Alles in allem ift in ihrer ſyſtematiſchen Behandlung die Arbeit 
als ein ſchätzenswerter Beitrag des Schrifttums zu begrüßen. 
RA. Dr. Heinrich Friedländer, Berlin. 


Sonſtige Rechtsmaterien. 


Liquidations ſchädengeſrtz und die Novelle zu den Gewalt⸗ 
ſchadengeſetzen. Erläutert von Dr. Schalfejew, Ober 
regierungsrat, vormals im Reichsminiſterium für Wiedere 
aufbau (jest im preußiſchen Handelsminiſterium). Mit 
Steuervorſchriften, erläutert von A. Kennerknecht, 


Oberregierungsrat im Reichsfinanzminiſtertum, ſowie Na ds 
trag hierzu. Herausgegeben von Dr. Schalfejew, Ober 
regierungsrat und Dr Lazarus, Regierungsrat. Berlin W. 8. 
Carl Heymanns Verlag. 338 bzw. Nachtrag — 58 Seiten. 

Die kürzlich veröffentlichten Richtlinien über die Gewährung 
von Nachentſchädigungen für Liquidations⸗ und Gewaliſchäden (Nach⸗ 
entſchädigungsrichtlinien) v. 25. März 1925, wie ſie bei den nur 
allzu berechtigten Klagen der Geſchädigten über die Geringfügigkeit 
der zugebilligten Entſchädigung dringend notwendig waren, lenken die 
Aufmerkſamkeit auf das vorliegende Hauptwerk nebſt Nachtrag der 
Verf., die bei den Vorarbeiten wie bei den Beratungen hervorragend 
beteiligt geweſen find. Zumal in der Praxis des Reichsentſchädigungs⸗ 
amtes für Kriegsſchäden hat ſich der Kommentar in vorderſter Reihe 
bewährt, wie der Referent aus feiner längeren Tätigkeit beim Reichs⸗ 
entſchaͤdigungsamt beſtätigen kann. 

In der Einleitung wird in ſcharſer Gliederung 
blid über die Aufgaben der Kriegsſchädengeſetzgebung gegeben, über 
die Kriegsſchäden im engeren Sinn (Vermögens-, Perſonen⸗ und 
Rückmarſchſchaden), wie über die Friedens-, Vertrags- und Beſaßungs⸗ 
ſchaden. Das Anwendungsgebiet des Liquidatlonsſchädengeſeßes kreuzt 
ſich vielfach mit dem Gebiet der Gewaltſchädengeſetze und des Reichs⸗ 
i Deshalb ſind auch die Beſtimmungen dieſer Geſetze 
beigefügt. 

Zur Erläuterung der Handhabung des Liquidationsſchädengeſetzes 
iſt eine kurze Überſicht über die Lage des deutſchen Eigentums im 
Ausland beigegeben. Somit wird für den einzelnen Fall, wie Refer 
rent vielfach hat erproben können, die Orientierung über die in Frage 
kommenden Rechtsgebiete erleichtert. 

Der Kommentar nimmt zu den vielfach auftauchenden Streit- und 
Zweifelsfragen eingehend Stellung; jo — um hier nur wenige mar⸗ 
kante Beiſpiele hervorzuheben — bei den grundlegenden Fragen des Ub- 
zugs von Verbindlichkeiten bei Berechnung des Friedenswertes, ferner 
bei der Vorausſetzung der Reichsangehörigkeit, bei der Entſchädigung 
von Geſellſchaſten, bei der Beſchlagnahme ohne nachfolgende Liquidation 
oder Einbehaltung, fo auch bei der Behandlung des gewerblichen 
Cigentums, wie der literariſchen und künſtleriſchen Urheberrechte und 
der Lizenzverträge, wie ſchließlich bei der Entſchädigung der gewerb⸗ 
lichen Eigentumsrechte. Beſonders von Wert iſt die Aberfich über 
die Behandlung der Wertpapierſchäden nach den in der Entſchädi⸗ 
gungspraxis unterſchiedenen Gruppen. — Hervorgehoben ſeien noch 
die eingehenden Ausführungen über die Vorausſetzung des Begriffs 
der Entwurzelung, wie hinſichtlich der Vorkriegs⸗ und Wiederaufbau⸗ 
tätigkeit. Die Entwurzelung iſt in der Neufaſſung des LiquSchG. 
(84) v. 20. Nov. 1923 als vorliegend angeſehen, wenn der Ger 
ſchädigte infolge einer Entziehung eine wirtſchaftliche Lebensgrund⸗ 
lage nicht mehr beſitzt. — 

Beigegeben ſind u. a. (abgeſehen von dem inhaltsreichen Anhang) 
das Verdrängungs⸗, Kolonial- und Auslandsſchädengeſetz in be Neu⸗ 
faſſung v. 10. Juli 1923. Auch dieſe Geſetze ſind durch Anmerkungen 
erläutert. — 

Der Nachtrag bringt — nach Abänderung und Neufaſſung 
des Reichsentlaſtungs⸗, des Liquidationsſchäden⸗, der Gewaltſchäden⸗ 
geſetze und des Reichsausgleichsgeſetzes — die vollſtändige Neufaſſung. 
Die Anderungen ſind dabei durch fetten Druck kenntlich gemacht und 
erläutert. 

Wer amtlich oder außeramtlich berufen ift, den oft verſchlun⸗ 
genen Wegen des Verſailler Vertrages, wie der ganzen Kriegsſchäden⸗ 
eſetzgebung auf den verſchiedenſten Rechtsgebieten nachzugehen und 
in den Zweck und Sinn der geſetzlichen Beſtimmungen einzudringen, 
dem iſt der vorliegende Kommentar ein kaum verſagender aufſchſuß⸗ 
reicher Führer. — JR. Dr. Henry Silberſtein, Berlin. 


Dr. Paul Dreift, Senatspräſident beim Reichswirtſchaftsgericht! 
Reichsgeſetz über den Erſatz der durch die Beſetzung 
deutſchen Reichsgebiets verurſachten Perſonenſchaden 
vom 17. Juli 1922 unter Berückſichtigung der Abanderungs⸗ 
verordnung v. 12. Febr. 1924. Franz Vahlen Berlin 1924. 
134 Seiten. 


Der Verſailler Frieden hat uns den Aufenthalt von Beſatzungs⸗ 
truppen, Ententekommiſſionen u. dgl. im beſetzten wie im unbeſetzten 
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Gebiet gebracht, ein Umſtand, der wiederum politiſche Wirren in 
Oberſchleſien und die Separatiſtenbewegung im Rheinland zur Folge 
hatte. Beſonders im beſetzten Gebiet haben alle damit verbundenen 
Vorgänge ſämtliche Bevölkerungskreiſe auf das ſchwerſte getroffen. 

Die Heilung beier Folgen folen insbeſondere zwei Geſetze er⸗ 
möglichen, nämlich das Okkupationsleiſtungsgeſetz (Reichs⸗ 
geſetz über die Vergütung von Leiſtungen für die feindlichen Heere 
im beſetzten Reichsgebiet uſw. in der Faſſung v. 27. März 1920), 
das die Requiſitionsſchäden behandelt, und das hier be⸗ 
ſprochene Beſatzungsperſonenſchädengeſetz v. 17. Juli 
1922, das in Ergänzung des Kriegs pPerſSchch. v. 15. Juli 1922 
erlaſſen wurde. 

Das Verfahren für die Anſprüche aus dem Perſonenſchäden⸗ 
geſetz regelt die Verfahrensanordnung zum CO. v. 22. April 1919, 
die unter Ausſchluß des ordentlichen Rechtsweges nur zwei Inſtanzen 
kennt: die Feſtſtellungsbehörden, die den Regierungen angegliedert 
ſind, und als Beſchwerdeinſtanz das RWG. 

Der einfache Aufbau der Spruchbehörden hat es ermöglicht, daß 
ſchon heute, wenige Jahre nach Erlaß des Geſetzes, eine ausgedehnte, 
bedeutſame Spruchpraxis des oberſten Gerichtshofes vorliegt. Es iſt 
daher beſonders erfreulich, daß der Verf., der als Senatspräſident 
des RWG. mehr wie jeder andere dazu berufen und ſicherlich der 
beſte Kenner dieſer zum großen Teil noch gar nicht veröffentlichten 
Spruchpraxis ift, beide Geſetze ) eingehend kommentiert hat. 

Die Bearbeitung des nur 14 Paragraphen umfaſſenden Geſetzes 
iſt hervorragend und reiht ſich würdig unſeren beſten Kommentaren 
an. Durch ſyſtematiſch aufgeſtellte Inhaltsüberſichten zu den Gre 
läuterungen der meiſten Paragraphen, durch Numerierung der An⸗ 
merkungen nach den einzelnen Geſetzesworten, zu denen ſie gehören, 
durch überſichtliche Anordnung des Druckes, Kennzeichnung des 
weſentlichen Inhalts durch überſchriften in den Kopfleiſten und 
ſchließlich durch ein eingehendes Inhaltsverzeichnis wird jedem, der 
auch zum erſten Male das Geſetz in die Hand nimmt, das Zurecht⸗ 
finden außerordentlich erleichtert. 

Der muſtergültigen äußeren Anordnung und Syſtematik des 
Heinen Kommentars entſpricht die klare und überſichtige Darſtellung, 
die um ſo weſentlicher iſt, als es ſich um ein in wenigen Tagen 
70 Geſetz handelt, das alle Spuren einer überhaſteten Arbeit 
aufweiſt. 

Mit großer Gründlichkeit und Umſicht werden die Begriffe 
herausgeſchält und erläutert, teils in ſelbſtändigen Ausführungen, 
teils in Anlehnung an die zahlreich wiedergegebenen Entſcheidungen 
des RWO., deſſen Rechtſprechung bis Auguft 1924 berückſichtigt ift. 

Die Auslegung des Geſetzes iſt durchweg von einem ſozialen 
Empfinden für die ſchweren Laſten des beſetzten Gebietes getragen 
und zeugt von einer weitherzigen Auffaſſung. Nicht ganz kann aller⸗ 
dings die Stellungnahme zur Aufwertungsfrage gebilligt werden. Es 
handelt ſich um die Aufwertung ſolcher Beträge, die in der In⸗ 
flationszeit aufgewendet wurden oder aufzuwenden geweſen wären. 
Hier will Dreift (S. 53 f.) in Anlehnung an die 3. Steuer NRotVO. 
regelmäßig nur 150% bewilligen gemäß einer Übung der Recht⸗ 
ſprechung des RWG. Da es ſich nicht um Kapitalanlagen, von 
denen die 3. Steuer Not VO. handelt, ſondern um Schadensgutmachung 
handelt, dürfte eine individuellere Behandlung jedes Falles nach den 
vom NG. aufgeſtellten Grundſätzen eine gerechtere Löſung bedeuten. 
Da das Geſetz ſelbſt das fiskaliſche Intereſſe ſchon durch die Feſt⸗ 
ſetzung von Höchſtleiſtungen hinreichend wahrt, erſcheint es bedenklich, 
die Anſprüche von Geſchädigten durch Rückſichten auf die Finanze 
lage des Reiches noch weiter begrenzen zu wollen, ein Geſichtspunkt, 
der im 83 Anm. 62 Schlußſatz und 85 Anm. La hervortritt. 

Beſonders wertvoll und auch intereſſant ſind die auf amtlichen 
Quellen beruhenden zuſammenhängenden Darſtellungen der politiſchen 
Wirren in Oberſchleſien (S. 33 f.), der ſeparatiſtiſchen Umtriebe 
(S. 42 ff.) und die Aufzählung der Überwachungsausſchüſſe und Rom- 
miſſionen (S. 22 ff.). Der Kommentar dürfte nicht nur für jeden 
Anwalt des beſetzten Gebietes in der Praxis eine wertvolle Hilfe 
ſein, ſondern auch im unbeſetzten Gebiet, für das das Geſetz ja, 
wenn auch nur in beſchränktem Maße, Anwendung findet, mit Inter⸗ 
eſſe geleſen werden. RA. Karl Löwenſtein, Aachen. 


Johannes Krauſe, Regierungsrat im Reichsinnenminiſterium: 
Das deutſche Paßrecht nach dem Stande vom 1. Jan. 
1925. Verlag Georg Stilke. Berlin 1925. 8%. 438 S. 


Die bitteren Nachwirkungen des Weltkrieges oder richtiger ſeines 
verkehrsfeindlichen Abſchluſſes im FV. ſchufen die Notwendigkeit zur 
vorliegenden Zuſammenſtellung der rechtlichen Schranken, die beim 
Überſchreiten unſerer Grenzen zu beachten, für Deutſche übrigens auch 
innerhalb des Reiches von den Beſatzungsbehörden aufgerichtet 
find (S. 119). Bei der Unüberſichtlichkeit der Vorſchriſten hat fih 
das deutſche Paßrecht zu einem wiſſenſchaftlicher Durchdringung 
bedürftigen Sondergebiet entwickelt, das der Verf. als Erſter einer 
grundlegenden Bearbeitung unterworfen hat. Unter Heranziehung 
amtlicher Quellen bringt er einen Handkommentar, der alle ein⸗ 


1) Der Kommentar des Verf. zum Okkupationsleiſtungsgeſetz iſt 
JW. 1921, 155, die 2. Aufl. JW. 1925, 36 beſprochen. Vgl. auch 
die eingehende Darſtellung des Verf. IW. 1922, 676. 
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ſchlägigen Beſtimmungen des Inlandes (S. 1— 206) nebſt den gu- 
gehörigen Verzeichniſſen, Muſtern und Vordrucken ſowie die wich⸗ 
kigſten zwiſchenſtaatlichen und internationalen Abmachungen (S. 298 
bis 392) wiedergibt, auch mit einem handlichen Sachregiſter verſehen 
iſt. Den Schwerpunkt des Werkes bilden die juriſtiſch klaren, un⸗ 
geachtet ihrer Knappheit gemeinverſtändlichen Erläuterungen zu den 
drei Örundpfeilern, dem Paßgeſetz von 1867, der Paß verord⸗ 
nung von 1919 und vor allem (S. 25—158) zur Paßbekannt⸗ 
machung von 1924. Daß daneben noch die Paßgebühren 
(S. 159) und die Paß ſt raf verordnung (S. 172) ſowie die preuß. 
Ergänzungsbeſtimmungen mit eingehenden Anmerkungen ausgeſtattet 
ſind, entſpricht der das Buch kennzeichnenden Gründlichkeit. Es wird 
allen mit dem Paßrecht befaßten Behörden wie Privatperſonen ein 
nach jeder Richtung hin verläßlicher Führer und Berater ſein, der 
in keiner praktiſchen Frage verſagt. 
Min Rat und Juſtitiar im Reichswehrminiſterium 
Geheimrat Dr. M. Wagner, Berlin. 


Die neue Deviſengeſetzgebung nach dem Stand vom 27. Nov. 
1924. Bearbeitet und erläutert von Dr. Riderer und 
Dr. Singer 1925. (Deutſche Wirtſchafts⸗Geſetze Band 1.) 
Verlag von Reimar Hobbing, Berlin SW 61. 

Deviſenordnung. Wechſelſtubenverordnung. Deviſenmakler⸗ 
verordnung. Textausgabe und Kommentar von Dr. Wenzel 
Goldbaum. Stilkes Rechtsbibliothek Nr. 35. Verlag von 
Georg Stilke. Berlin 1925. 

1. Jedes der beiden Werke hat ſeine beſonderen Vorzüge. Die 
Herren Riderer und Singer, die die zuſtändigen Bearbeiter im 
Deutſchen. Induſtrie- und Handelstag und im Reichsverband der 
Deutſchen Induſtrie ſind, behandeln mehr die wirtſchaftliche Seite 
der Frage. Eine ſehr eingehende geſchichtliche Entwicklung der De⸗ 
viſenwirtſchaft und der Deviſen⸗Geſetzgebung bildet den 1. Teil des 
Buches. Ihm ſchließt ſich eine ſyſtematiſche Bearbeitung des De⸗ 
viſenrechts an, die das Deviſenrecht in der Faſſung erläutert, die es 
durch die VO. v. 8. Nov. 1924 erhalten hat. Das geſamte vor⸗ 
handene Material aus Geſetzgebung und Verwaltung iſt erſchöpfend 
wiedergegeben. Die Gold baumſche Bearbeitung beſchäftigt ſich 
eingehender mit den rechtlichen Fragen, die der Stoff bietet und 
deckt die Zuſammenhänge mit den übrigen Rechtsgebieten auf. In 
beiden Büchern ſind die allgemeinen Rechtsgrundlagen bedauerlicher⸗ 
weiſe zu kurz gekommen, eine Tatſache, die damit zu erklären iſt, daß 
bei der Kürze der Zeit, die zwiſchen dem Erlaß der neuen VO. 
und ihrem Inkrafttreten verſtrich, die Praxis mit größter Be⸗ 
ſchleunigung eines Führers für die wichtigen, durch die neue De⸗ 
viſengeſetzgebung behandelten Fragen bedurfte. 

2. Die grundlegenden Fragen hatten ſehr wohl eine eingehendere 
Behandlung verdient. Goldbaum (S. 30 u. 68) vertritt zunächſt die 
unzutreffende Auffaſſung, daß die VO. über die Deviſenerfaſſung v. 
7. Sept. 1923, die den Deviſenkommiſſar ſchuf, aufrechterhalten ſei. 
Indes iſt die Aufhebung dieſer VO. durch die von ihm ſelbſt abgedr. 
BD. v. 31. Okt. 1924 erfolgt. Sehr erwünſcht würde ein Eingehen 
auf die Frage nach der weiteren Geltung der Deviſenmakler VO. 
v. 17. Sept. 1923 geweſen fein. Sie it auf Grund des 8 2 der 
oben erwähnten VO. über die Deviſenerfaſſung erlaſſen worden, 
der die Reichsregierung dazu ermächtigt, die zur Erfüllung der 
Aufgaben des Deviſenkommiſſars erforderlichen Beſtimmungen zu er⸗ 
laſſen. Mit dem Wegfall des Deviſenkommiſſars mußte man daher 
annehmen, daß auch die Beſtimmungen ſich erledigt haben, die zur 
Erfüllung ſeiner Aufgaben erforderlich ſind. Allerdings wird in der 
neuen DeviſenVO. v. 8. Nov. 1924 im Art. III die Deviſenmakler⸗ 
BD. geändert und damit als fortgeltend vorausgeſetzt, aber es era 
ſcheint doch fraglich, ob die Vollmacht der Reichsregierung dazu 
ausreichte, die Deviſenmakler O., ſofern fie erledigt war, wieder 
neu zu erlaſſen, insbeſondere ob dazu die in der Einleitung der 
BD. v. 8. Nov. 1924 erwähnten geſetzlichen Beſtimmungen aus⸗ 
reichten, weiter, ob nicht die Angabe etwaiger ſonſtiger geſetzlicher Be⸗ 
ſtimmungen, aus denen die Regierung eine ſolche Befugnis ableiten 
könnte, nötig war und endlich, ob die beiläufige Erwähnung einer 
an ſich erledigten VO. genügt, um ſie als Ganzes wieder ins Leben 
zu rufen. Die einzige in der Einleitung der VO. erwähnte Beſtim⸗ 
mung, aus der ſich eine Vollmacht der Regierung ergeben könnte, 
wäre die VO. über die Anderung der Deviſengeſetzgebung v. 13. Febr. 
1924 RGBl. I, 70, die auf Grund des ErmächtigungsG. ergangen ift. 
Damit taucht die bei der 3. Steuer Not BD. erörterte Frage auf, 
ob die Regierung in der Lage war, ſich ſelbſt über die im Er⸗ 
mächtigungsc. hinaus vorgeſehene Zeit zu weiteren geſetzlichen 
Maßnahmen zu ermächtigen. Der NFH. und das NG., letzteres in 
der Entſch. RG. 109, 216 = JW. 1924, 1992 verneinen dies. Die 
Frage iſt von um ſo größerer Bedeutung, als auf Grund dieſer 
Ermächtigung die neue Deviſenordnung in mancher Beziehung 
Verſchärfungen des geltenden Rechts bringt, insbeſondere auf dem 
Gebiet der Auskunftspflicht (8 9 der BD.) und auf ſtrafrechtlichem 
Gebiet. Auch inſoweit erſcheint die Rechtsgültigkeit der VO. nicht 
ganz ohne Bedenken. 

3. Eine weitere grundſätzliche Frage, die von Riderer⸗ 
Singer auf S. 74 angeſchnitten wird, iſt die nach der Natur 
der Deviſenverordnung, aus der ihr Geltungsgebiet abgeleitet wird. 


54. Jahrg. 1925 Heft 11] 


Von den genannten Verf. wird die Deviſenverordnung als Strafgeſetz 
bezeichnet. Der Begriff des Strafgeſetzes iſt zwar vom RG. in der 
Irrtumslehre verwandt. Indes unterliegt dieſer Begriff ſehr er⸗ 
heblichen Bedenken. Jedes Strafgeſetz ſetzt zu ſeiner Ergänzung 
einen Satz des privaten oder öffentlichen Rechts, die Norm i. S. der 
Binding ſchen Auffaſſung, voraus. Mit demſelben Recht, mit dem 
man aus den Strafbeſtimmungen der DeviſenVO. gegen Zuwider⸗ 
handlungen folgern kann, daß es ſich um ein Strafgeſetz handelt, 
kann man aus der Vorſchrift des § 6, der die Nichtigkeit von Ge⸗ 
ſchäften ausſpricht, die einzelnen Beſtimmungen widerſprechen, fol⸗ 
gern, daß es ſich um ein Zivilgeſetz handelt. Für die Kennzeichnung 
des Geſetzes muß ſowohl das eine wie das andere ausſcheiden. Viel⸗ 
mehr muß unterſucht werden, welchen Inhalt die einzelnen Vor⸗ 
ſchriften haben, wenn man das Geltungsgebiet des Geſetzes beſtimmen 
will. Man wird z. B. bei der Frage des Bankzwanges für Geſchäfte 
über ausländiſche Zahlungsmittel zunächſt feſtzuſtellen haben, ob ſich 
der Bankzwang auf den Abſchluß des Geſchäfts über ausländiſche 
Zahlungsmittel oder auf die Erfüllung bezieht. Auch hierauf geben 
die Erläuterungen keine klare Antwort. Nur für das verbotene 
Termingeſchäft und für die Vorſchrift über den Einheitskurs wird 
mit Recht angenommen, daß der Abſchluß ſelbſt den Gegenſtand der 
Regelung bilde. Hier wird dann der Geltungsbereich nach dem Er⸗ 
füllungsort der Geſchäfte ſich beſtimmen. Demnach würden auch 
Inländertermingeſchäfte, in denen ausländiſche gegen inländiſche 
Währung erworben oder verkauft werden, zuläſſig fein, ſofern die 
Geſchäfte an ausländiſchen Börjen abgewickelt werden. Beim Banti- 
zwang wird man anzunehmen haben, daß er ſich auf die Erfüllung 
der Geſchäfte bezieht. Allerdings iſt der Wortlaut der Vorſchriften 
widerſpruchsvoll. In der eigentlichen Norm des 8 2 wird nur für 
den „Erwerb“ der Bankzwang vorgeſehen. In der Strafbeſtimmung 
des § 10 wird ſowohl die Abgabe wie die Vermittlung als der Er⸗ 
werb, der nicht durch Vermittlung einer Deviſenbank erfolgt, unter 
Strafe geſtellt. Jedenfalls läßt aber das Nebeneinanderbeſtehen 
zweier Strafbeſtimmungen, einerſeits für den Erwerb, andererſeits 
für die Abgabe, erkennen, daß nicht das Geſchäft, ſondern die Er⸗ 
füllung dem Bankzwang unterworfen iſt. Dieſer Auffaſſung entſpricht 
es auch, daß im 8 6 die Nichtigkeit der Geſchafte nur für die Über⸗ 
tretung des Terminhandelsverbots und die Verletzung der Vor⸗ 
ſchriften über den Einheitskurs ausgeſprochen iſt, während ſie für 
die Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen über den Bankzwang 
nicht angedroht wird. 

Allerdings vertritt Goldbaum (S. 35), im Gegenſatz zu 
Riderer und Singer (S. 104), die Meinung, daß auch Ge⸗ 
ſchäfte, die gegen die Vorſchriften über den Bankzwang verſtoßen, 
nichtig ſeien. Offenbar iſt dieſe irrige Meinung bei Goldbaum 
darauf zurückzuführen, daß er keine grundſätzliche Stellung zu der 
Frage genommen hat, ob das Geſchäft oder die Erfüllung vom 
Bankzwang betroffen wird. Er verweiſt auf den 8 134 BGB., der 
jedoch Nichtigkeit eines verbotenen Geſchäftes nur dann beſtimmt, 
wenn ſich aus dem Geſetz nichts anderes ergibt. Auch wenn man 
das Geſchäft ſelbſt als vom Bankzwang betroffen anſehen würde, 
müßte man hier aus der beſonderen Beſtimmung des 8 6 entnehmen, 
daß die Nichtigkeitsgründe in der Deviſen VO. erſchöpfend geregelt 
find, Man würde fonft zu dem Ergebnis gelangen, daß die Mbe 
ſchwächung der Nichtigleit, die die VO. gegenüber Gutgläubigen 
im 8 6 Abf. 2 enthält, nur gegenüber dem Terminhandelsverbot 
und den Vorſchriften des Einheitskurſes, nicht aber gegenüber der Ver⸗ 
letzung des Bankzwanges Platz greifen würde. Damit würde die 
Verletzung des Vankzwanges zivilrechtlich ſchärfer bedroht werden 
als die Verletzung der übrigen Vorſchriften. Für eine ſolche Rege⸗ 
bung hätte man ganz gewiß eine beſondere Beſtimmung erwarten 
ürfen. 

Goldbaum geht auf S. 37 noch weiter inſofern, als er die 
Zahlungsmittel, von denen der Erwerber weiß oder annehmen muß, 
daß fie durch einen Verſtoß gegen die DeviſenVO. erworben find, 
gewiſſermaßen als Res extra commercium behandelt. Die Gründe, 
die er dafür angibt, find der Himveis auf 8 134 BGB., auf die 
Vorſchriften über die Hehlerei und auf die Vorſchriften über die 
Einziehung der Zahlungsmittel. Keiner von dieſen Geſichtspunkten 
iſt durchgreifend. Die Einziehung iſt, ſoweit ſie gegenüber dritten 
Unbeteiligten Platz greift, keine Strafe, ſondern eine vom Ermeſſen 
des Gerichts abhängige Verwaltungsanordnung. Die Erſchwerung 
einer Verwaltungsanordnung it durch 8 134 BGB. nicht getroffen. 
Die Hehlerei ſetzt die Aufrechterhaltung eines rechtswidrigen Zu⸗ 
ſtandes voraus, kommt alfo nur bei verbotenem Befik und nicht 
bei verbotenem Erwerb in Frage. Die Straftat des Dritten muß 
durch die hehleriſche Handlung gefördert werden. Letzten Endes 
handelt es ſich bei den Zahlungsmitteln um Gegenſtände, die durch 
eine Zuwiderhandlung gegen polizeiliche Beſtimmungen erlangt ſind, 
die nach feſtſtehender Rechtſprechung niemals Gegenſtand einer Heh- 
lerei ſein können. 

Da ſich der Bankzwang mit den Erfüllungsgeſchäften beſchäf⸗ 
tigt, kommen naturgemäß nur diejenigen Zahlungsmittel in Be⸗ 
tracht, die ſich i. S. der VD. im Inland befinden. Dazu gehören 
allerdings, in Abweichung von dem ſonſt zeltenden Recht, auch die 
ausländiſchen Zahlungsmittel, die den Einwohnern des deutſchen 
Reichsgebietes zuſtehen, während es nicht entſcheidend iſt, ob die 
auslandifhen Zahlungsmittel von den Bewohnern des deutſchen 
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Reichsgebietes geſchuldet werden. Auf den Ort der Verfügung komnit 
es dabei nicht an, ſoweit nicht internationales Recht der Anwendung 
entgegenſteht (vgl. meine Beſprechung in der JW. 1924, 1560). Es 
ſei noch darauf hingewieſen, daß die Vorſchriften der alten Deviſen⸗ 
BO., daß auch Geſchäfte, die vom Inland aus geſchloſſen werden, 
der finanzamtlichen Genehmigung bedürfen, oder daß Geſchäfte zu 
anderen als den Einheitskurſen auch im Ausland verboten ſeien, in 
die neue VO. nicht wieder aufgenommen ſind. 

4. Von Einzelheiten ſeien insbeſondere folgende hervorgehoben: 
Goldbaum vertritt auf S. 26 die Auffaſſung, daß die Straf- 
beſtimmung der neuen BO., ſoweit fie günſtiger find, auch auf Zu⸗ 
widerhandlungen Anwendung finden, die vor dem Inkrafttreten be⸗ 
gangen wurden. Dieſe Auffaſſung, die auch von anderer Seite geteilt 
wird, ſteht jedenfalls mit der reichsgerichtlichen Rechtſprechung im 
Widerſpruch, wonach Anderungen der Strafgeſetze, die nicht auf einer 
Anderung der Auffaſſungen beruhen, grundſätzlich keine rückwirlende 
Kraft haben. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die neuen 
Deviſen BO. auf das Zustandekommen der im Verfolg des Tames- 
Gutachtens getroffenen Vereinbarungen, insbeſondere auch auf das 
Zuſtandekommen der Auslandsanleihen und die dadurch eingetretene 
Sicherung der deutſchen Währung, zurückzuführen ſind. 

5. Die Darlegung in dem Riderer⸗Singer ſchen Buche über 
das Verwaltungsverfahren auf S. 93 hätte eine etwas eingehendere 
Darſtellung verdient. Die verſchiedenen Verfahren, die dabei in 
Betracht kommen, müſſen auseinandergehalten werden. Die Ver⸗ 
hinderung der Fortſetzung eines nicht genehmigten Betriebes, die 
lediglich als die polizeiliche Beſeitigung eines geſetzwidrigen Zu⸗ 
ſtandes aufzufaſſen ift; die vorläufige Schließung durch die Orts⸗ 
polizeibehörde, die etwa der einſtweiligen Verfügung im Zivilprozeß 
entſpricht; die vorläufige Schließung durch den Regierungspräſi⸗ 
denten, die den Charakter der einſtweiligen Anordnung des Zivil⸗ 
prozeßrechts hat, und das Verbot, einen beſtimmten Betrieb in be⸗ 
ſtimmten Räumlichkeiten zu unterhalten, das eine ſelbſtändige Ver⸗ 
waltungsverfügung darſtellt. Nach Vorausſetzungen, Zuſtändigkeit, 
Dauer und Wirkung unterſcheiden ſich die Maßnahmen. In dieſem 
Zuſammenhang ſei noch erwähnt, daß Goldmann auf S. 74 als 
zuſtändige Behörde für die vorläufige Schließung des Betriebes eines 
Deviſenmaklers die Ortspolizeibehörde bezeichnet. Dies iſt un⸗ 
zutreffend; zuſtändig iſt vielmehr hier der Regierungspräſident. 

6. Bei der Behandlung des Terminhandelsverbots in Deviſen 
fällt es auf, daß beide Verf., Riderer⸗Singer auf S. 106, 
Goldmann auf S. 33, das Verbot auf jedes Termingeſchäft, auch 
das nicht börſenmäßige, beziehen. Indes gibt es nur einen Liefe⸗ 
rungshandel oder einen börſenmäßigen Terminhandel. Das weſent⸗ 
liche Kennzeichen des letzteren beſteht darin, daß er eine Maſſen⸗ 
erſcheinung von beſonderer kursbildender Kraft iſt, während dem 
Lieferungsgeſchäft die Fähigkeit, kursbildend zu wirken, keineswegs 
notwendig zukommt. Da es ſich beim Verbot des Terminhandels 
um den Schutz des Einheitskurſes handelt, ſo beſteht auch kein An⸗ 
laß, das Lieferungsgeſchäft dem Verbot zu unterwerfen, zumal da 
die Geſchäfte auf Zeit kaum zu entbehren ſein werden. 

7. Auf S. 30 behandelt Goldbaum die Frage, ob Goldanleihe 
oder Dollarſchätze den Vorſchriften der VO. unterliegen und wie 
Deviſen zu behandeln ſeien. Er verneint ſie und begründet dies da⸗ 
mit, daß Wertpapiere keine Forderungen ſeien. Singer⸗Riderer 
nehmen auf S. 74 an, daß verbriefte Forderungen in ausländiſcher 
Währung keine ausländiſchen Zahlungsmittel wären. Beide Darlegun⸗ 
gen ſind für die vorliegende VO. unzutreffend. Verbriefte Forderun⸗ 
gen in ausländiſcher Währung ſtehen nach 81 der VD. dann aus⸗ 
ländiſchen Zahlungsmitteln gleich, wenn es ſich um inländiſche 
Wertpapiere handelt. Gleichwohl ift im Ergebnis die Auffaſſung 
Goldbaums richtig, weil weder Dollarſchätze noch Goldanleihe 
einen Anſpruch auf effektive ausländiſche Währung geben. 

8. Zum Schluß muß noch der Auffaſſung Goldbaums auf 
S. 58 entgegengetreten werden, daß das öffentliche Auslegen und 
Zurſchauſtellen von Geldſorten, Papiergeld, Banknoten nicht nur 
den Wechſelſtuben, ſondern allgemein verboten ſei. Die Auffaſſung 
Goldbaums iſt an ſich erklärlich; die Vorſchrift war für Wechſel⸗ 
fuben deshalb geſchaffen worden, weil fie nicht berechtigt waren, 
Geldſorten abzugeben, ſondern ſie abzuliefern hatten. Nachdem 
ihnen nunmehr das Recht, Sorten abzugeben, eingeräumt worden 
ift, hätte das Verbot an fih wegfallen müſſen. Man kann aber doch 
wohl einen Fehler der Geſetzgebung für den einzelnen Fall nicht 
dadurch beſeitigen, daß man ihn verallgemeinert. In rechtlicher Be⸗ 
ziehung muß zudem geſagt werden, daß nach 8 1 Abſ. 3 der Wechſel⸗ 
ſtubenvO. für die Wechſelſtuben die nachſtehenden Beſtim⸗ 
mungen, zu denen auch der einſchlagende § 11 gehört, treten. Damit 
iſt genügend deutlich zum Ausdruck gebracht, daß für Deviſenbanken 
das Verbot nicht gilt. 

Wenn es nach den vorſtehenden kritiſchen Ausführungen den An⸗ 
ſchein haben könnte, als ob es ſich dabei um weſentliche Mängel der 
beiden Bücher handelte, ſo würde dies keineswegs zutreffen. Eine 
gründlichere Behandlung war bei dem dringenden Bedürfnis der Ge⸗ 
werbetreibenden nach einer praktiſch brauchbaren Erläuterung der 
neuen Beſtimmung kaum möglich, wie denn auch die Anderungen, die 
inzwiſchen noch eingetreten find, nicht mehr berückſichtigt werden 
konnten. Der Wert der Bücher für die Praxis iſt unbeſtreitbar. 

Syndikus der Induſtrie⸗ u. Handelskammer. Dr. Weis bart, Berlin. 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Hoeniger⸗Cahn⸗Griſebach: Schiffahrtsrechtliche Geſetze. 
Textausgabe mit Verweiſungen und Sachregiſter. Verlag 
Bensheimer 1925. 


Eine zweckmäßige und gut angeordnete Sammlung von Geſetzen 
aus einem einſchlägigen Rechtsgebiete iſt für den Praktiker von großer 
Bedeutung. Für das Gebiet des Schiffahrtsrechts fehlt es bisher an 
einer ſolchen Sammlung. Denn bisher war lediglich für das Gebiet 
des Seerechts die mit kurzem Kommentar verſehene Sammlung von 
Knitſchky⸗Rudorff (Sammlung Guttentag) vorhanden, und 
auch dieſe verſagte, ſoweit es ſich um Geſetze aus neuerer Zeit und 
insbeſondere die während des Krieges erlaſſenen Geſetze und Verord⸗ 
nungen handelte. Die vorliegende Geſetzeszuſammenſtellung, welche 
mehr als 700 Seiten umfaßt, zeichnet ſich durch eine überſichtliche 
Anordnung aus. Das geſamte Material iſt in 3 Teilen mit 2 An⸗ 
hängen geordnet. Der erſte Teil bringt die Hauptgeſetze (Handels⸗ 
geſeßbuch nebſt Einführungsgeſetz im Auszuge, Binnenſchiffahrtsgeſetz, 
Flößereigeſetz und einen Auszug aus der Reichsverfaſſung). Der 
zweite Teil enthält die das Handelsgeſetzbuch ergänzenden Einzelgeſetze 
und allgemeinen Vertragsbeſtimmungen (z. B. Flaggengeſetz, Vor⸗ 
ſchriften über Verkauf von Schiffen und Geſchäftsanteilen deutſcher 
Schiffahrtsgeſellſchaften ins Ausland, die in den verſchiedenen Ge⸗ 
ſetzen enthaltenen Vorſchriften über das Pfandrecht an Schiffen und 
Zwangsverſteigerung, über Schiffsvermeſſung und Schiffsdampfkeſſel, 
Auszüge aus dem Vertrage von Verſailles, Vorſchriften über Schiffs⸗ 
mannſchaft, Schiffer und Schiffsoffiziere. darunter die Seemann⸗ 
ordnung, ferner das Geſetz über die Küſtenfrachtfahrt, die Regelung 
des Auswanderungsweſens, York⸗Antwerp⸗Regeln, das formelle Diz- 
pacheverfahren, die Übereinkommen über die internationale Regelung 
des Zuſammenſtoßes von Schiffen und der Bergung und Hilfsleiſtung 
und die Seeſtraßenordnung mit ihren Ergänzungsverordnungen, die 
Strandungsordnung und endlich die allgemeinen deutſchen Seeverſiche⸗ 
rungsbedingungen nebſt einem Auszug aus dem Geſetz des Verſiche⸗ 
rungsvertrages). 

Der dritte Teil behandelt die Vorſchriften über das Verhalten 
in fremden Häfen (Konſulatsweſen), Waſſerſtraßen, Häfen, Brücken, 
Lotſenweſen, Betriebsordnung für den Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal, Shiff- 
fahrtsabgaben, Seefiſchereirecht, Geſundheitsweſen, Funkentelegraphie 
und Telegraphenkabelſchutzvertrag. 

Aus dem Anhang iſt bemerkenswert der Abdruck der Haager 
Regeln 1922, welche zwar noch nicht ratifiziert ſind, aber doch in 
abſehbarer Zeit Geſetz werden dürften. 

Der reiche Inhalt dieſer SA macht das Werk zu einem 
willkommenen Hilfsmittel für den Praktiker, und zwar nicht nur 
für Juriſten, ſondern auch für Kaufleute und Verſicherer. Es wäre 
vielleicht erwünſcht geweſen, wenn die Herausgeber die örtlichen Shiff- 
fahrtsverordnungen, insbeſondere die Hafenordnungen und Kanal- 
vorſchriften in einem kurzen Anhang aufgeführt hätten mit einem 
leichzeitigen Hinweis auf die Stelle, an welcher dieſe den Praktikern 
ne zugänglichen Rechts⸗ und Verwaltungsnormen publiziert find. 
Indeſſen kann dieſer Mangel dem Wert des Buches keinen Abbruch 
tun. Die eingeſtreuten gelegentlichen Anmerkungen und Verweiſungen 
erleichtern die Benutzung der Sammlung, ebenſo das mit Sorgfalt 
zuſammengeſtellte Sachregiſter. Zweckmäßig war auch die Beifligung 
eines Inhaltsverzeichniſſes, welches die einzelnen Geſetze chronologiſch 
zuſammenſtellt. Das Werk kann allen denjenigen, welche fih pral- 
tif) mit Fragen des Seeweſens und des Seerechts befaſſen, beſtens 
empfohlen werden. RA. Dr. Sebba, Königsberg. 


Dr. jur. Hermann Janſſen: Die Zeitcharter. Der normale 
Zeitchartervertrag und die Rechtsſtellung des Zeitcharterers 
gegenüber Dritten nach deutſchem Recht. Leipziger rechts- 
wiſſenſchaftliche Studien, Heft 6. 1923. VIII u. 152 S 

Dieſe Erſtlingsſchrift, anſcheinend eine Leipziger Doktordiſſer⸗ 
tation, greift mit keckem Mut nach Früchten, die hoch hängen. 

Es iſt eines der ſchwierigſten Probleme des heutigen Seerechts, an 

das Verf. ſich heranwagt: die Zeitcharter in der Form der locatio 

navis et operarum magistri, jene vielumkämpfte Mittelbildung zwi⸗ 
ien dem Ausrüſtungsverhaltnis des 8 510 HGB. und der Untera 
verfrachtung des 8662, worauf das ſeerechtliche Schrifttum, ab⸗ 
weichend vom NRG., neuerdings mit zunehmender Entſchiedenheit 
den 8 510 analog zur Anwendung bringen will. Der Verf. übt 
ſtrenge Kritik an dieſer Entwicklungsrichtung. Er ſpricht von „ge⸗ 
waltſamer Dehnung des Ausrüſterbegriffs“, von „ſkrupellos weit⸗ 
herziger Auslegung“ des Wortes „anvertrauen“ (S. 3). Mit Ver⸗ 
laub: Skrupellos? Wovor folte man denn, nach des Verf. Meinung, 

Skrupel haben? Etwa vor der Buchſtabenſchranke, auch im Fall 

bloßer Geſetzesanalogie? Richtiger doch wohl vor einem lebensfeind⸗ 

lichen und unbilligen Rechtsfindungsergebnis! Der Verf. glaubt auf 

„ſeltſame Widerſprüche“ bei mir und anderen Schriftſtellern hin⸗ 

meijen zu müſſen (S. 77 Anm. 2, 122 Anm. 10, 83). In Wahrheit 

hat er flüchtig geleſen oder aus zweiter Hand ungenau übernommen 
und nicht genügend nachgeprüft. Das Handbuch des Seeſchiffahrts⸗ 
rechts (Ehrenberg, VII 2) iſt ihm bekannt; im erſten Teil der 

Arbeit hat er es in den Anmerkungen dann und wann berückſichtigt, 

in den ſpäteren Abſchnitten dagegen nicht mehr, obwohl wichtige 

Fragen, wie das Konnoſſement des Charterers, die Auslegung 


des 8 754 Ziff. 8, dazu Anlaß gegeben hätten. Hinſichtlich 
der Analogie des 8 510 glaubt er, ich hätte mich an Pap- 
penheim (Handbuch III, 1918) „angeſchloſſen“ (S. 77 Mrne 
merkung 2, 80). Dieſer Anſchluß iſt dann jedenfalls ein merkwürdig 
vorzeitiger geweſen; kraſt eines anſcheinend übernatürlichen Ahnungs⸗ 
vermögens trat er ſchon zehn Jahre zu früh ein (Hanſch Z. 1908, 
Beilage, Sp. 8 f.), und abermals fünf Jahre zu früh (Arch ZivPr. 
110, 271 und 290 (1913), was dem Verf. entgangen ift, obwohl 
er dieſe Stellen wiederholt anführt (z. B. S. 80 Anm. 10). Man 
gewinnt den Eindruck, daß der Verf. bei der Benutzung des vor⸗ 
liegenden Schrifttums reichlich flüchtig zu Werke gegangen iſt. 

Die Theorie, die er ſeinerſeits aufbaut, krankt an einem 
weſentlichen Gebrechen: Es fehlt ihr an einer feſten und durch⸗ 
dachten Auslegungsmethode gegenüber dem Geſetz. Ihr Er⸗ 
gebuis ift daher ein wenig lebensfremd. Janſſen iſt ſich weder klar 
über den Unterſchied zwiſchen ausdehnender Auslegung und analoger 
Anwendung eines Geſetzes, noch darüber, daß für eine analoge An⸗ 
wendung einzig weſentliche Gleichheit der Intereſſenlage und Deckung 
durch den Normzweck entſcheidend ſind. So bekämpft er Pappen⸗ 
heim (S. 77f.), der begriffsſcharf beides ſcheidet und nur einer 
(teilweiſen) analogen Anwendung des 8510 das Wort redet, mit 
Gründen, die ſich inhaltlich gegen eine ausdehnende Auslegung der 
Vorſchrift richten. Und während er auf die Überlaſſung der Kapitäns⸗ 
dienſte die Regeln der Sachmiete „weitgehendſt“ — ohne nähere 
Begründung — analog zur Anwendung bringt (S. 33 ff.) — eine 
ſehr kühne Analogie! —, lehnt er die naheliegende analoge Erſtreckung 
der Ausrüſtereigenſchaft auf den zur Unterſuchung ſtehenden Zeit⸗ 
charterfall ab, auch de lege ferenda (S. 80 ff.). Die „Unmöglich⸗ 
keit analoger Anwendung des 8 510“, der er ein ganzes Kapitel 
widmet, begründet Verf. ſo: Der Grundgedanke des 8 510 ſei es, 
dem Ausrüſter die Haftungsbeſchränkung des Reeders zuteil werden 
zu laſſen. Dieſe Haftungsbeſchränkung ſei nur angemeſſen für einen 
Schifſsverwender, welcher, gleich dem Reeder, die volle Schul» 
denlaſt aus dem Seefahrtsbetriebe zu tragen habe. Dies treffe zu 
auf den Wusrüfter, nicht auf den Zeitcharterer, der dem Reeder 
nur einen Teil der Schuldenlaſt abnehme. Der Verf. hat ſich hier an⸗ 
ſcheinend verwirren laſſen durch Pappenheims Anſicht, daß 
8510 auf die Stellung des „Heuerers“ nur teilweiſe analog anzu⸗ 
wenden fei, daneben im übrigen der Schiffseigentiimer Reeder bleibe. 
Gegen dieſe Lehre iſt allerdings manches einzuwenden, worüber 
Verf. in Ehrenbergs Handbuch VII, 2, 311 f. Anm. 38 hätte 
nachleſen ſollen. Was er aber ſelber dagegen vorbringt, das läuft 
hinaus auf einen circulus vitiosus: Denn weun 5510 HGB. auf 
den ee Fall analog angewandt wird, dann rückt ja kraft 
dieſer Analogie der Zeitcharterer als Quaſiausrüſter in die volle 
Schuldenlaſt des Seefahrtsbetriebes ein, abgeſehen etwa von den 
Anſprüchen der Schiffsbeſatung aus den Heuerverträgen; er ift 
dann hinſichtlich des Seefahrtsbetriebes im übrigen Dritten gegen⸗ 
über „der Reeder“, namentlich auch, was die Verantwortlichkeit für 
Verſchulden der Schiffsbeſatzung betrifft (8 485 HGB.). Alſo recht⸗ 
fertigt ſich dann die Beſchränkung feiner Haftung! Und ob 8510 
analog anzuwenden iſt, das hängt ab von der Vorfrage: Gleicht 
bie typiſche Intereſſenlage in unſerem Falle weſentlich der Jnter- 
eſſenlage im Fall des Ausrüſters? Dieſe Vorfrage iſt zu bejahen. 
Auch das Vermögensriſiko des Seefahrtunternehmers ohne Schiffs⸗ 
eigentum verdient befchränft zu werden auf die der See anver⸗ 
trauten Werte oder auf deren Geldwert; denn gerade weil der 
Charterer ohne eigenes Schiff, alſo mit ſehr viel geringerem Be⸗ 
triebskapital arbeitet, wird ſeine wirtſchaftliche Lage um ſo eher ge⸗ 
fährdet durch die eingegangenen Verbindlichkeiten (Rezeptumshaf⸗ 
tung !), und billigerweiſe kann er als bloßer Unternehmer feinen 
Gläubigern, insbeſondere den Befrachtern, nicht ſtrenger haften, 
als ihnen ein Unternehmer⸗Kapitaliſt (Schiffseigentümer) gehaftet 
haben würde. 

Zur bekannten Frage des Verfrachterkonnoſſements 
ſtellt Janſſen ſich auf den Standpunkt der herrſchenden Lehre, 
wonach Konnoſſemente, aus denen kein Reeder verpflichtet wird, 
nicht Konnoſſemente ſind im Sinne des Geſetzes: Zeichne der Kapitän 
unter Bezugnahme auf eine vom Charterer erhaltene Vollmacht 
Konnoſſemente, ſo ſei das nicht dahin auszulegen, daß er die 
Konnoſſementserklärung nur im Namen des Charterers habe ab⸗ 
geben wollen. Er gebe fie auch im Namen des Reeders ab. Auza 
ſchließlich gegen den Charterer ſei dagegen wirkſam ein Konnoſſement, 
das für den Charterer von einem anderen Vertreter gezeichnet ſei, 
aber es wirke nur als kaufmänniſcher Verpflichtungsſchein. Beide 
Behauptungen find unhaltbar! Gegen die erſte hat bereits Pappen⸗ 
heim, Handbuch III 95 Anm. 2 mit Recht geltend gemacht, der 
Schiffer vertrete zwar den Reeder, auch wenn er ohne Bezugnahme auf 
ihn handle, nicht aber, wenn er erkläre, ihn nicht vertreten zu wollen. 
Und auf die zweite Behauptung iſt zu erwidern, daß das Konnoſſe⸗ 
ment die Auslieferung eines individuellen Ladungsgutes, nicht 
„vertretbare Sachen“ verſpricht, und auch dies in der Regel nur 
gegen Zahlung der Fracht als Gegenleiſtung des Empfängers. Die 
Begriffsmerkmale eines kaufmänniſchen Verpflichtungsſcheins liegen 
alfo keineswegs vor (ogl. HGB. 8363 Abſ. 1). Vergeblich bemüht 
Verf. ſich, für den Fall der Zeitcharter es als angemeſſen hinzu⸗ 
ſtellen, daß zwar der Charterer Schuldner aus den von ihm ein⸗ 
gegangenen Stückgutfrachtverträgen werde, der Schiffseigentümer aber 
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der Konnoſſementsſchuldner fei; die Bedeutung des Reederkonnoſſe⸗ 
ments liege darin, daß es dem Inhaber „eine relative Sicherheit für 
die Durchsetzbarkeit ſeiner Anſprüche“ gewähre (S. 106). Das iſt 
zwiefach irrig! Die Sicherheit liegt für den Gläubiger einmal in der 
Erleichterung des Zugriffs auf das Schiff vermöge Arreſt und 
Schiffsgläubigerrecht. Nun führt aber Verf. ſelber an anderer Stelle 
(S. 91, 129 ff.) zutreffend aus, für die Bejahung eines Schiffs⸗ 
gläubigerrechts ſei die Perſon des Schuldners belanglos; auch für 
Forderungen gegen den Zeitcharterer ſei ein Schiffsgläubigerrecht 
zum Schutz des Dritten zu gewähren. Alſo wäre jene „relative 
Sicherheit“ auch bei Anerkennung des Charterers als Konnoſſements⸗ 
ſchuldners möglich! Und zum zweiten iſt es gerade vom Auslegungs⸗ 
ſtandpunkt des Verf. aus um dieſe relative Sicherheit in einer 
anderen Hinſicht ſchlecht beſtellt: Der Gläubiger weiß nicht, wer für 
ſeine Schiffsgläubigerklage der rechte Bekl. iſt; an der leidigen 
Frage der unklaren Paſſivlegitimation droht fein beſtbegründeter 
Anſpruch zu ſcheitern! Denn dieſe Paſſivlegitimation hängt ganz 
ab von den für Außenſtehende nicht erkennbaren Klauſeln des Zeit⸗ 
chartervertrags. Laufen dieſe hinaus auf die Schaffung eines Aus⸗ 
rüſtungsverhältniſſes, dann iſt die Klage hinſichtlich Schiff und 
Fracht gegen den Ausrüſter zu richten. Macht der Chartervertrag 
dagegen den Zeitcharterer zum bloßen Schiffsmieter ohne Auz- 
rüſtungsverhältnis, dann iſt nach dem Verf. die Schiffsgläubiger⸗ 
klage hinſichtlich des Schiffes gegen den Schiffseigentümer zu 
richten, weil er der „Reeder“ geblieben iſt, hinſichtlich der Fracht 
dagegen gegen den Zeitcharterer (S. 134). Das iſt begriffliche 
Deduktion, nicht verſtändige Intereſſemwägung. Es iſt der weſent⸗ 
liche Vorzug analoger Anwendung des 8 510, daß der Konnoſſe⸗ 
mentsinhaber ſeine Klage hinſichtlich Schiff und Fracht in aller 
Regel gleichmäßig gegen den Konnoſſementsausſteller richten kann, 
d. h. gegen den Zeitcharterer als den Ausrüſter (8 510) oder als 
den Quaſiausrüſter (analog 8 510), womit die Paſſivlegitimation 
für zweifelhafte Grenzfälle geklärt iſt. Verf. hätte, was er hier wie 
leider auch ſonſt gänzlich unterläßt, einen rechtsvergleichenden Blick 
auf das engliſche Recht werfen ſollen. Nur der Vergleich ſchafft Wert⸗ 
urteile! Nur er zeigt den wahren Stand des deutſchen Rechts im 
Strom der internationalen Rechtsentwicklung auf. Der Verf. hätte 
dann erfahren, daß im engliſchen Recht der Kapitän in der Regel 
als „agent of the Charterer“ Konnoſſemente zeichnet. Er hätte auch 
einen Blick werfen ſollen auf die ihm anſcheinend unbekannten Haager 
Regeln von 1922. Art. Ia; dort hätte er das Konnoſſement des 
„Carrier“, will ſagen: Des Charterers, als Zukunftsrecht — ſeit 
dem 1. Jan. 1925 als geltendes engliſches Geſetz — verkündet ge⸗ 
funden. In einer Sitzung des Dentſchen Seerechtsvereins, die kürzlich 
unter Zuziehung namhafter Vertreter der Großreederei und eines 
Vertreters des Reichsjuſtizminiſteriums in Hamburg ſtattfand, 
herrſchte völlige Übereinſtimmung darüber, daß bei der bevor⸗ 
ſtehenden Einarbeitung der Haager Regeln in unſer deutſches See⸗ 
handelsrecht das Reederkonnoſſement als veraltet zu er⸗ 
ſetzen ſei durch das Verfrachterkonnoſſement. So ſehen 
die Dinge im Lichte der Wirklichkeit aus. 

Auch ſonſt ſtößt der Leſer gelegentlich auf Irrtümer des Verf. 
So it von ihm (S. 55) die ſogenannte „Negligence⸗Klauſel“ der 
Baltime-Charter unrichtig verſtanden. Er meint, ſie beziehe ſich 
„offenbar nur“ auf einzelne unterlaufende Nachläſſigkeiten und 
Irrtumsfälle, nicht auf „ſchadenverurſachende Eigenſchaften der 
Mannſchaft“. Für dieſe möchte er vielmehr in analoger Anwendung 
des Mietrechts (BGB. 8 538), trotz jener Klauſel, den Vercharterer 
dem Charterer gegenüber ſchadenserſatzpflichtig machen. Das ſcheint 
mir eine willkürlich enge Auslegung der Klauſel! Danach bliebe 
der Vercharterer, entgegen der Parteiabſicht, gerade in bezug auf 
Fälle des ſchwereren Riſikos ungeſchützt. Auch ſtehen die Tatbeſtände 
nautiſcher Verſchuldung und von „barratry“ — und nur auf 
ſolche bezieht ſich ja die Klauſel — in der Regel im Zuſammenhang 
mit gewiſſen Eigenſchaften des betreffenden Beſatzungsmitgliedes: 
Mangel an nautiſchen Fähigkeiten, Mangel an Charakter. Hier 
trotz der Klauſel die Haftung des Vercharterers bejahen, das hieße 
der Klauſel die gewollte Hauptbedeutung rauben, fie inhaltlich ge- 
radezu aushöhlen. Auf S. 105 führt Janſſen ferner aus, die 
Konnoſſementsverpflichtung ſei „nur in der Idee kauſal“. Denn 
der Gegenſtand der Auslieferungsverpflichtung, wie ſie im Konnoſſe⸗ 
ment enthalten iſt, ſei unabhängig von der tatſächlich zur Beförderung 
übernommenen Menge und Art der Güter. Das ſtimmt nicht. Steht 
auch im Widerſpruch zu dem, was der Verf. ſelber auf S. 127 
zu Anm. 12 richtig ausführt: Lautet das Konnoſſement auf 800 Sack 
Mais, während 900 darauf tatſächlich verladen und noch im Schiffs⸗ 
raum vorhanden ſind, dann kann der Konnoſſementsinhaber als 
ſolcher die Auslieferung der 900 Sack verlangen als der für ihn 
auf Grund des Konnoſſements verladenen individuellen Partei. Die 
Konnoſſementsverbindlichkeit als Skripturverpflichtung bedeutet 
unter Umſtänden ein Plus gegenüber der Rezeptumshaftung, aber 
niemals ein Minus! Der Verf verwechſelt hier Abſtraktheit und 
Skripturverpflichtung, obwohl er ſich über dieſen Unterſchied aus⸗ 
reichend hätte unterrichten können in meinem „Seefrachtvertrag“ 
S. 401 ff., 423 ff. — 

Nach alledem bedeutet des Verf. Schrift, ungeachtet ihres an⸗ 
erkennenswerten Scharfſinns, keine Förderung der Lehre vom Beit 
chartervertrag. Sie bietet graue Theorie. Sie entbehrt der Fühlung 
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mit der Praxis. Nur durch unmittelbare Berührung mit dem 
Schiffahrtsleben an der Waſſerkante, nicht durch theoretiſche Be- 
trachtung der Dinge vom fernen Strand der Pleiße aus, wird 
der Verf. allmählich zu voller Beherrſchung der ſchwierigen Materie 
ſich emporarbeiten. Prof. Dr. Hans Wüſtendörfer, Hamburg. 


Profeſſor Manes: Verſicherungslexikon. Zweite völlig neu 
bearbeitete Auflage. E. S. Mittler & Sohn. Berlin 1924. 


Je mehr das Verſicherungsweſen ſich ausbildet, je mehr es 
verändert und verwickelt wird, um ſo ſtärker iſt der Wunſch, ſchnell 
einen Überblick über eine Frage zu gewinnen, die wirtſchaftlich oder 
juriſtiſch, mediziniſch oder mathematiſch im einzelnen Fall inter⸗ 
eſſiert. Gerade bei der Eigenart der Verſicherung, die in jedes der 
obengenannten Gebiete menſchlicher Arbeit eingreift und bei welcher 
das Schrifttum infolge dieſer Mannigfaltigkeit natürlich wenig ein⸗ 
heitlich ſein kann, iſt ein Werk von großer Wichtigkeit und beſonders 
hoch einzuſchätzen, welches gegenüber dieſer unvermeidlichen Zer⸗ 
ſplitterung wenigſtens im gewiſſen Umfange eine Zuſammenfaſſung 
in ſich ſchließt. Ein ſolches Werk finden wir erfreulicherweiſe in dem 
hier zu beſprechenden, oben genannten Buch, deſſen zweite Auflage 
jetzt vorliegt. In der erſten 1908 erſchienenen Auflage hat Profeſſor 
Manes, nachdem Verſuche von anderer Seite mißlungen waren, 
zum erſtenmal (m. W. nicht bloß in Deutſchland, ſondern über⸗ 
haupt) die Herausgabe eines Verſicherungslexikons herbeigeführt. 
Das Buch iſt nach verhältnismäßig kurzer Zeit vergriffen geweſen; 
ein Beweis, wie er nicht ſtärker verlangt werden kann, daß das 
Bedürfnis nach dem Werk vorhanden und daß dieſes Bedürfnis durch 
die Leiſtung von Manes, die ſich in der Herausgabe des Werkes 
zeigt, nicht hoch genug anerkannt werden kann. 

ie Entwickelung der Verhältniſſe im Kriege, die Schwierig⸗ 
keiten der Nachkriegszeit, die allgemeine wirtſchaftliche Geſtaltung 
brachten im Verſicherungsweſen ſo viele neue bedeutſame und wich⸗ 
tige Erſcheinungen und ſo viele Anderungen früherer Einrichtungen 
und Verträge, ſo viele Verwickelungen hervor, daß dringender als 
je ein Wegweiſer für dieſes Labyrinth notwendig wurde. Profeſſor 
Manes, dem bei ſeiner Energie und Eifer das Schrifttum des 
Verſicherungsweſens ſowohl in der Sozial- wie in Privatverſiche⸗ 
rung ſehr viel zu verdanken hat, wußte die Schwierigkeit zu über⸗ 
winden, die infolge der finanziellen Lage, welche ſich nicht zum 
wenigſten in den wiſſenſchaftlichen Verlagen beſonders fühlbar macht, 
der Herausgabe neuer Bücher oder der neuen Auflage früherer 
Bücher noch jetzt entgegenſteht. Kurz vor dem 25 jährigen Jubiläum 
des Deutſchen Vereins für Verſicherungswiſſenſchaft konnte Profeſſor 
Manes das hier intereſſierende Buch der Offentlichkeit vorlegen. 

1476 Spalten oder 738 Seiten großen Formats ah das 
Regiſter am Schluß) zeigen uns bei engem Druck, welche Fülle 
Wiſſens dem Leſer geboten wird und welche große, nicht hoch 
genug einzuſchätzende Arbeit in dem Buch geleiſtet iſt. Der Heraus⸗ 
geber berichtet im Vorwort von 45 Mitarbeitern, die er gewonnen 
hatte. Er erwähnt in der Anleitung zur Benutzung des Werkes, 
welches dem Vorwort folgt, daß die nicht gezeichneten Artikel ihn 
ſelbſt zum Verf. haben. Aber zartfühlend verſchweigt er, daß gerade 
dieſe nicht gezeichneten, alſo von ihm ſelbſt verfaßten Artikel in ſehr 
großer Anzahl vorhanden ſind, ſo daß nicht bloß Gedanke und Aus⸗ 
führung der Herausgabe, ſondern die eigene Arbeit des Heraus⸗ 
gebers als beſonders rühmenswert hervorzuheben iſt, wie überhaupt 
die Leiſtung von Profeſſor Manez, die ſich in der Herausgabe 
des Werkes zeigt, nicht hoch genug anerkannt werden kann. 

Als Lexikon iſt das Werk natürlich alphabetiſch geordnet. 
Seine Überſicht wird ſehr weſentlich gefördert durch ein am Schluß 
befindliches, ſehr ausführliches Perſonen⸗ und Sachregiſter, welches 
48 Seiten umfaßt. Außerdem erleichtert eine am Anfang des Buches 
befindliche Darlegung des Syſtems, nach welchem das Werk ver⸗ 
faßt iſt, und ein darauf folgendes ſyſtematiſches Regiſter die Benutzung 
des Buches im hohen Maße, denn man ſieht daraus welche Artikel 
vorhanden ſind und welchem Gebiet ſie angehören. Nach dieſem 
Regiſter iſt das Werk aufgebaut in der Art, daß 12 Gebiete oder 
Gruppen zugrunde gelegt werden, die folgendermaßen bezeichnet 
bzw. eingeteilt ſind: 1. Allgemeines, 2. Vertragsrecht (Allgemeines), 
3. Aufſichtsrecht einſchließlich Beſteuerung und Buchführung, 4. Lebens⸗ 
verſicherung einſchließlich Privat⸗, Invaliden⸗ und Krankenverſiche⸗ 
rung, 5. Unfall⸗ und Haftverſicherung, 6. Hagel⸗ und Viehverſiche⸗ 
rung, 7. Transportverſicherung, 8. Feuerverſicherung, 9. Kleinere 
Zweige, 10. Rückverſicherung, 11. Medizin, 12. Sozialverſicherung. 
Die Mathematik iſt als beſondere Gruppe nicht erwähnt. Die Artikel, 
welche ſie betreffen, ſind unter Allgemeines verzeichnet. Die Sozial⸗ 
verſicherung gliedert ſich wieder in Allgemeines, in Krankenverſiche⸗ 
rung, Unfallverſicherung, Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung 
und Angeſtelltenverſicherung. Ziff. 1 der Einteilung enthält nicht bloß 
Allgemeines, ſondern daneben auch die im Buch vorkommenden 
Biographien. Entſprechend dem Plan, den der Herausgeber bei der 
erſten Auflage verfolgt hat, ſind nur Biographien von Perſönlich⸗ 
keiten vorhanden, die nicht mehr dem Leben angehören, natürlich 
nur von ſolchen, welche von Bedeutung für die Verſicherung waren. 
Rühmend iſt hervorzuheben, daß auf der einen Seite der Verf. der 
Perſönlichkeiten in weitem Maße gedacht hat, welche ſich auf dem 
Fachgebiete ausgezeichnet haben. Aber andererſeits finden wir auch 
Biographien von Perſonen, deren Tatigkeit auch außerhalb der 
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Verſicherung für die Menſchheit von großer Bedeutung war. So find 
erwähnt Gauß, Huygens, Witt und was beſonders zu be⸗ 
merken iſt, auch Bismarck. In intereſſanter Weiſe iſt in den 
biographiſchen Bemerkungen über Bismarck hervorgehoben, wie 
ſehr ihm die Schöpfung der Sozialverſicherung zu verdanken iſt. 

So findet derjenige, der dieſes Werk benutzen will, in dieſen 
Biographien und auch in vielen anderen Artikeln Material, welches 
zur Förderung und Erhöhung allgemeiner Bildung und allgemeinen 
Wiſſens von Wichtigkeit iſt. Aber natürlich iſt außerdem alles, was 
in rein fachlicher Hinſicht geboten wird, in großem Umfange vor» 
handen und dazu ſehr überſichtlich und zugleich gründlich und allen 
Anforderungen, die geſtellt werden können, entſprechend vorgebracht. 
Bürgen doch auch die Namen der Mitarbeiter dafür, daß von äußerſt 
ſachverſtändiger Seite die einzelnen Artikel verfaßt wurden. 

Im Rahmen der Beſprechung iſt es nicht gut angängig, auf 
die Einzelheiten einzugehen und die Art des Buches als Lexikon 
würde auch eine ausführliche Erörterung erſchweren. So ſei nur 
hervorgehoben, daß jedem, der mit dem Verſicherungsweſen viel 
zu tun hat und der zugleich eine extenſive Tätigkeit hierbei aus⸗ 
zuüben hat, ſich alſo über viele Fragen unterrichten muß, dieſes 
Werk ganz beſonders empfohlen werden kann, wie es ferner in keiner 
Bibliothek, keinem Inſtitut, keiner Sammlung, geſchweige denn 
in einer öffentlichen Bibliothek fehlen dürfte. Das Buch reiht ſich 
würdig an alle ſonſtigen Fachlexika an. Bei den Kenntniſſen, 
den Beziehungen und dem weiten Blick des Herausgebers konnte 
man erwarten, daß alle Erſcheinungen der letzten Jahre, die irgend⸗ 
wie für die Verſicherungen von Bedeutung ſind, in dem Buch Be⸗ 
achtung finden werden, und dieſe Erwartung iſt im vollen Maße 
erfüllt. Die Entwickelung der letzten Zeit iſt in allgemeinen Fragen, 
z. B. Artikeln über Verſailler Vertrag und Völkerbund, nicht minder 
berückſichtigt wie auf dem Fachgebiet. Als Beiſpiel in letzterer Hin⸗ 
ſicht ſei angeführt, daß das merkwürdige Projekt einer Eheſchei⸗ 
dungsverſicherung erörtert iſt und auf der anderen Seite der 
Verſuch, der gemacht worden iſt auf dem Gebiete der Krankenverſiche⸗ 
rung, eine beſondere Krankenhauskoſtenverſicherung ins Leben zu 
rufen. Wie weit die Einzelheiten der verſchiedenen Kombinationen 
auf dem Gebiete der Verſicherung verfolgt iſt, geht daraus hervor, 
daß in die Gruppe 9 — kleinere Zweige — allein 87 Verſicherungs⸗ 
preiſe angegeben ſind. 

Ich kann alſo die Beſprechung ſchließen mit dem Bemerken, 
daß dem Verfaſſer in hohem Maße Anerkennung für die Heraus⸗ 
gabe des Werkes zu zollen iſt und daß man nur wünſchen kann, 
daß, wenn das Buch, wie zu erwarten, in kürzerer Zeit vergriffen 
iſt, eine weitere Auflage ſchnell herauskommen möge, auf gleicher 
Höhe ſtehend, wie die jetzt vorliegende zweite. 

IR. Gerhard, Berlin. 


Leonard Nelſon: Syſtem der philoſophiſchen Rechtslehre 
und Politik. Verlag Der Neue Geiſt (Dr. Peter Reinhold). 
Leipzig 1924. 680 S. 

Nelſon, welcher die Rechtsphiloſophie ſchon durch eine an⸗ 
regende, ja aufregende Kampfſchrift „Rechtswiſſenſchaft ohne Recht“ 
in Bewegung geſetzt hat, legt nunmehr ſein rechtsphiloſophiſches 
Syſtem in voller Entfaltung vor. Ein Werk von bewundernswertem 
Scharfſinn, bewundernswerter Folgerichtigkeit, großem Mute des 
Denkens, der nicht bei den allgemeinen Fragen ſtehen bleibt, ſon⸗ 
dern auch die rechtsphiloſophiſchen Einzelprobleme philoſophiſch zu 
durchdringen ſich bemüht, nicht zuletzt von einer ſeltenen, faſt volks⸗ 
tümlichen Einfachheit der Darſtellung, kurz ein Werk, ausgeſtattet 
mit allen Vorzügen, die ein ſcharfer Verſtand zu geben vermag. 
Freilich auch mit allen Nachteilen einſeitiger Verſtandesmäßigkeit, 
welche an die Stelle der Fülle und des Reichtums, der Wildheit und 
Buntheit des Lebens wohleinexerzierte Regimenter und Diviſionen. 
diſziplinierter Begriffe fegt. Ich verkenne gewiß nicht, daß eine Philo- 
ſophie, die das Syſtem des Sollens entwirft, die Mannigfaltigkeit 
des Seins nur in ihren großen Linien abſpiegeln kann. Aber iſt 
die Welt des Sollens ſelbſt ſo harmoniſch, ſo unproblematiſch, ſo 
unlebendig und widerspruchslos, wie fie fih in dem wohlgeſchniegelten 
Syſtem des Verf. darſtellt? Man darf auch in das Reich der Werte, 
nicht mit der vorgefaßten Meinung ſeiner Widerſpruchsloſigkeit ein⸗ 
treten. Ich habe ſchon an einer anderen Stelle geſagt, daß ein philo⸗ 
ſophiſches Syſtem einem gotiſchen Gewölbe gleichen ſoll, in dem die 
Maſſen einander tragen, indem ſie einander widerſtreben. Wie über⸗ 
flüſſig wäre das Daſein, wenn nicht die Welt Widerſpruch und das 
Leben Entſcheidung wäre! 

Die Frage, mit welcher der Juriſt an die Rechtsphiloſophie 
herantritt und nach deren mehr oder weniger tiefer Erfaſſung er 
jedes rechtsphiloſophiſche Syſtem bewertet, lautet ſo: Weshalb bin 
ich durch Beruf und Eid verpflichtet, poſitives Recht anzuwenden, 
ohne Rückſicht darauf, ob es gerecht oder ob es ungerecht fein mag? 
Gewiß wird die Rechtsphiloſophie diefe Frage nie zu voller Gewiſſens⸗ 
beruhigung des Juriſten beantworten können. Sein und Sollen ſind 
getrennte Welten, die Philoſophie wird niemals in der Lage ſein, 
einem Seinsgebilde unbeſehen und reſtlos Sollenscharakter zuzuſprechen. 
und ſo auch nicht dem poſitiven Recht. Aber ſie wird angeſichts 
ungerechten poſitiven Rechts nicht nur die Wertwidrigkeit ſeines 
Inhalts beachten dürfen, ſondern auch dem Wertgehalt Augenmerk 
ſchenken müſſen, der ſchon mit feiner poſitiven Geltung gegeben if 
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der durch ſie gewährten Rechtsſicherheit, und er wird eine vielleicht 
gar nicht allgemein gültig lösbare, nur im Einzelfalle durch das Ge⸗ 
wiſſen zu entſcheidende Kolliſion zweier Werte feſtzuſtellen haben. 
Eine allzu einfache Löſung dieſes tragiſchen Widerſpruchs aber iſt 
es, auf jene Frage zu antworten, Recht ſei Gerechtigkeit, ungerechtes 
Recht ein Widerſpruch in ſich und der Begriff poſitives Recht nach 
dem philoſophiſchen Sinne des Wortes Recht überhaupt unmöglich. 
Eben dieſe höchſt einfache, aber dem juriſtiſchen Beruf den Rechts⸗ 
boden entziehende Antwort gibt aber Nelſon. 

Recht iſt Gerechtigkeit, Gerechtigkeit Gleichheit (S. 85). Die An⸗ 
wendbarkeit des Rechts ſetzt alſo eine gewiſſe Gleichförmigkeit des 
geſellſchaftlichen Geſchehens voraus, ſagt Nelſon (S. 108). Aber die 
Dinge dieſer Welt ſind ſo ungleich, „wie ein Ei dem andern“, Gleich⸗ 
heit iſt immer eine Abſtraktion von gegebener Ungleichheit unter 
einem beſtimmten Geſichtspunkt — Nelſon ſelbſt deutet das an, 
wenn er an derſelben Stelle von einer gewiſſen Gleichartigkeit der 
Tatbeſtände redet, „hinſichtlich deſſen nämlich, was an ihnen rechtlich 
bedeutſam iſt“. Damit wird von Nelſon die Notwendigkeit eines 
zweiten Rechtsprinzips neben der Gerechtigkeit zugegeben, das eine 
doppelte Funktion haben muß. Aus der Gerechtigkeit ergibt ſich nur, 
daß Gleiche in gleicher Lage gleich zu behandeln ſeien; aus jenem 
anderen Prinzip wäre abzuleiten 1. wer als gleich zu betrachten 
und 2., wie denn nun die Gleichen zu behandeln feien. 

In Nelſons Syſtem ſcheint dieſe Aufgabe dem Ideal der 
vernünftigen Selbſtbeſtimmung zuzufallen (S. 116). Damit wird aber 
ohne weitere Begründung dem Rechte ein rein individualiſtiſches Ziel 
geſetzt. Daß es überindividualiſtiſche, daß es transperſonale Wert⸗ 
träger gibt (Geſamtperſönlichkeiten, Kulturwerke) und daß das Recht 
im Dienſte ſolcher überindividualiſtiſcher oder transperſonaler Ziele 
ſtehen könnte, iſt überhaupt nicht in den Gedankenkreis des Verf. 
getreten. Überall wird eine rein individualiſtiſche Weltanſchauung 
dogmatiſch zugrunde gelegt. 

So weit die Rechtsphiloſophie — jetzt die Staatsphiloſophie 
des Verf., die den größten Teil des Werkes einnimmt! Sie iſt eine 
Philoſophie des Rechtsſtaates, freilich nicht in feiner engen hiſtoriſchen 
Bedeutung als „Nachtwächterſtaat“ — der Verf. weiß den Rechts⸗ 
und Gerechtigkeitsgedanken vieles folgerichtig abzugewinnen, was man 
hiſtoriſch dem Wohlfahrts- und Kulturſtaat zuzurechnen gewohnt ift. 
Verwirklichung des Rechtsideals it nach Nelſon der einzige not⸗ 
wendige Zweck des Staates (S. 142), der Staat iſt die Gewalt, welche 
die Gerechtigkeit aus der Welt des Sollens in die Welt des Seins 
überführen ſoll. Das einzige Kriterium einer berechtigten Staats⸗ 
gewalt iſt alſo, daß ſie das Rechtsideal verwirklicht, wie immer ihre 
Organiſation beſchaffen ſein mag, ein rechtliches Prinzip der Staats⸗ 
h gibt es nicht. Aus dem Rechtsideal als dem Ziele des 
Staates ergibt ſich nur das Poſtulat der Herrſchaft der Weiſen, die 
das Rechtsideal erkannt und in ihren Willen aufgenommen haben 
(S. 270). Die obenerwähnte Grundfrage der Rechtsphiloſophie: wie 
es um eine Regierung ſtehe, die dieſem platoniſchen Ideal noch nicht 
entſpricht, und um die Verbindlichkeit ihrer Geſetze, macht dem Verf. 
kein Kopfzerbrechen. Das Herrſcherrecht der jeweiligen Inhaber der 
Staatsgewalt und die Geltung der poſitiven Geſetze könnte nur durch 
die Heranziehung eines dritten Rechtsprinzips begründet werden, 
dem der Verf. keinen Platz einräumt: bes Gedankens der Rechtsſicher⸗ 
heit, der bei der Unmöglichkeit, das Rechtsideal feſtzuſtellen, for⸗ 
dert, daß jemand es feſtſetze, und zwar jemand, der auch über die 
Macht verfügt, es durch zuſetzen. 

Freilich, der Verf. teilt dieſe Auffaſſung von der Unmöglich⸗ 
keit beweisbarer Feſtſtellung des Rechtsideals nicht. Er hält es für 
erkennbar und glaubt, es erkannt zu haben — und vor dem einmal 
erkannten Rechtsideal muß freilich jede entgegengeſetzte Rechtſetzung 
erlöſchen wie der erkannte Irrtum vor der enthüllten Wahrheit. Nur 
der Relativismus, der eine Mehrheit möglicher Rechtsauffaſſungen 
annimmt, aber keine Möglichkeit, zwiſchen ihnen mit wiſſenſchaftlicher 
Eindeutigkeit zu wählen, iſt in der Lage, eine ganze Reihe recht⸗ 
licher Erſcheinungen zu deuten, ſo das poſitive Recht, die politiſche 
Meinungsfreiheit und vor allem den Kampf der politiſchen Parteien. 
Das Bild vom Parteikampf, das ſich aus der Anſicht des Verf. von 
der Erkennbarkeit des Rechtsideals ergibt, iſt ein unerträgliches Bild 
von Bildungshochmut und Unduldſamkeit. Eine Partei des Rechts 
und der Vernunft (S. 557) inmitten anderer Parteien, deren Daſein 
nur auf die „urſprüngliche Dunkelheit der Vernunft“ zurückgeführt 
werden kann! 

Es fehlt dieſer Philoſophie eben an Lebensnähe — als weiteres 
Beiſpiel diene nur noch die Gelaſſenheit, mit welcher der Verf. das 
Beſtehen einer Mehrheit von Staaten für etwas „rechtlich Zufälliges“, 
für eine „Frage der Zweckmäßigkeit“ erklärt (S. 512)! Ich weiß 
wohl, daß der Verf. den Maßſtab der Lebensnähe nicht anerkennt, 
daß er „ſtrengſtes ſyſtematiſches Denken unter völliger Abſtraktion 
von allen Tatſachen der Erfahrung“ proklamiert (S. IX), und ich 
habe meiner philoſophiſchen Herkunft nach für dieſe Methode volles 
Verſtändnis. Aber je länger ich nach der Methode ſchroffer Trennung 
des Sollens vom Sein arbeite, um ſo mehr drängt ſich mir die 
doch nicht völlige Unberührtheit des Wertes durch die Wirklichkeit 
auf, die „Stoffbeſtimmtheit der Idee“, die für einen beſtimmten Stoff 
gilt, auf dieſen Stoff hingeordnet iſt und alſo von ihm irgendwie 
beeinflußt ſein muß; um ſo mehr erweicht ſich mir das ſchroff 
methodendualiſtiſche Dogma und erweiſt ſich mir für die Erkennt⸗ 
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nis von Wertideen eine unabläſſige Hin⸗ und Herbewegung des Ge⸗ 
dankens zwiſchen Idee und Erfahrung als notwendig. Auf Nelſons 
Methode aber muß ich ein Wort anwenden, das der unvergeßliche 
Emil Lask, ein Denker, der Scharfſinn mit Tiefſinn zu ver⸗ 
binden wußte, einmal, ich weiß nicht mehr über wen, ſagte: „Wo 
der hindenkt, da wächſt kein Gras mehr.“ 

Nicht als ob ich die achtungfordernde, ja faſt ehrfurchtgebietende 
Denkleiſtung Nelſons ſchmähen wollte: gerade große Leiſtungen 
fordern ſo ſchroffe Stellungnahme. Jeder Juriſt aber, dem die rechts⸗ 
philoſophiſchen Grundfragen am Herzen liegen, wird guttun, ſich mit 
und an dieſem in ſeiner Einſeitigkeit bedeutenden Werke zu meſſen. 

Prof. Dr. Radbruch, Kiel. 


Ausland. 


Loewenfeld⸗Magnus⸗Wolff: Die Beſchlaguahme, Liqui- 
dation und Freigabe deutſchen Vermögens im Auslande. 
Erſter und zweiter Nachtrag. Bearbeitet von Hans Krüger, 
Oberregierungsrat im Reichsfinanzminiſterium. (10 S. und 
26 S.) Heymann. Berlin 1924—1925. 


Zu dem in JW. 1924, 1315 f., 1332 bereits gewürdigten erſten 
Bande ſind in den letzten Monaten zwei Nachträge erſchienen, die 
den inzwiſchen eingetretenen Anderungen der ausländiſchen und deut⸗ 
iden Geſetzgebung Rechnung tragen. Wie im Hauptbuche ift auch 
hier der Grundſatz befolgt worden, nicht nur eine Darſtellung des 
Rechtszuſtandes zu geben, ſondern auch die Erlaſſe der ausländiſchen 
Regierungen und die einſchlägigen Bekanntmachungen des Auswärtigen 
Amts im Wortlaut vollſtändig zu bringen, ſo daß der Inhaber des 
Buches gleichzeitig über eine Quellenſammlung verfügt, die er bei 
Zweifelsfragen zu Rate ziehen kann. 

Der erſte Nachtrag gibt Erläuterungen zu der im engliſchen 
Text mitgeteilten Proklamation der Südafrikaniſchen Union vom 
16. Mai 1924 betreffend Liquidation und Freigabe, welche die bis⸗ 
herigen Veſtimmungen über die Behandlung des privaten deutſchen 
Eigentums zuſammenfaßt und ergänzt. 

Über eine weitere Verbeſſerung der ſüdafrikaniſchen Entſchädi⸗ 
gungsbeſtimmungen berichtet der zweite Nachtrag S. 13. Im übrigen 
behandelt dieſer (S. 12 f.) die Ausdehnung der engliſchen Freigabe- 
richtlinien auf die britiſchen Kolonien und Protektorate, Freigabe⸗ 
möglichkeiten für Neuſeeland, die unter der Verwaltung Englands 
ſtehenden ehemals deutſchen Schutzgebiete, Jugoflawien, ſowie die 
Erweiterung der Freigabebeſtimmungen in Japan. S. 11 wird ein 
Überblick über die bisherige Tätigkeit des Komitee des Lord Blanes⸗ 
burgh und die Ausſichten für Freigabeanträge in England gegeben. 
Mehrere Rundſchreiben des Auswärtigen Amts (S. 14ff.) befaſſen 
ſich mit Fragen, die anläßlich der Durchführung der Winslow⸗Bill 
in den Vereinigten Staaten praktiſch geworden ſind, ſo mit der Zins⸗ 
zahlung auf beſchlagnahmte Barbeträge und der Freigabe des Eigen⸗ 
tums an Zinserträgniſſen, die bis zur erfolgten Freigabe aufgekom⸗ 
men ſind, ſchließlich auch mit der Auszahlung von Zinſen auf deut⸗ 
ſches Kundeneigentum, das im Depot einer deutſchen Bank in 
den Vereinigten Staaten als Eigentum dieſer Bank beſchlagnahmt 
worden iſt. 

Eingehend berückſichtigt iſt das inzwiſchen in Kraft getretene 
deutſch⸗polniſche Abkommen über die Staatsangehörigkeit, das für 
das Liquidationsrecht inſofern von Bedeutung ift, als es klarſtellt, 
welche deutſchen Staatsangehörigen auf Grund des FV. ipso facto 
die polniſche Staatsangehörigkeit erworben haben; Vermögen ſolcher 
Perſonen unterliegt gemäß Art. 297 b FB. nicht der Liquidation. 

Ein beſonderer Abſchnitt (S. 7 ff.) ift den ſogenannten „Nach⸗ 
entſchädigungsrichtlinien“ gewidmet, welche die Entſchädigung für das 
im Auslande liquidierte deutſche Vermögen erhöhen. 

GerAſſ. Dr. Anders, Berlin, 


Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb nebſt den ein⸗ 
ſchlägigen älteren Vorſchriften. Mit ausführlichen Er⸗ 
läuterungen aus den Materialien in der Rechtſprechung. 
Herausgegeben von Dr. Leo Geller. Wien 1924. Verlag 
von Moritz Perles. 

Der Verf. benutzt ausführlich die Materialien zur Erläuterung, 
die im übrigen knapp gehalten ſind, aber vorläufig für das erſte Ein⸗ 
arbeiten in das Geſetz ausreichen mögen. Die ſtändigen Hinweiſe auf 
die entſprechenden Geſetzesſtellen des deutſchen Geſetzes ſind zweck⸗ 
mäßig. Die bisherige Rechtſprechung iſt benutzt, ſoweit ſie Materien 
betrifft, die ſchon einer geſetzlichen Regelung unterworfen waren. Die 
deutſche Rechtſprechung iſt dagegen wenig oder gar nicht herangezogen. 

SenPräſ. a. RG. Dr. Lobe, Leipzig. 

Handausgabe öſterreichiſcher Geſetze und Verordunngen. 
Heft 214. Das Schauſpielergeſetz. Kommentiert von 
Dr. Paul Klemperer, Rechtsanwalt in Wien. Wien 1924. 
Druck und Verlag der öſterreichiſchen Staatsdruckerei. VI 
und 54 S. 

Nach den Bemühungen rund eines Vierteljahrhunderts — der 
erſte Entwurf eines Theatergeſetzes erſchien 1897 — iſt es bekannt⸗ 
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lich gelungen, wenigſtens den Bühnendienſtvertrag als Schau⸗ 
ipielergejeg in Oſterreich zu kodifizieren. Nun hat dieſes Geſetz, über 
deſſen Inhalt Abel JW. 1922, 1712 berichtet hat, auch feine erſte 
wiſſenſchaftliche Erläuterung gefunden, die freilich etwas mager aus⸗ 
gefallen iſt. Klemperer kommentiert das Geſetz nämlich in einer 
Weiſe, als ob das Rechtsgebilde des Bühnendienſtvertrages erſt 
durch dies Geſetz geſchaffen fei. Das reiche wiſſenſchaftliche Schrift⸗ 
tum, das ſich ſchon bisher mit dem Bühnendienſtvertrag beſchäftigt 
hatte, iſt in dem Kommentar — bis auf gelegentliche Benutzung 
von Ausführungen, die von Klemperer ſelbſt in ſeinem Gut⸗ 
achten zum 32. Deutſchen Juriſtentag gemacht waren — nicht ver⸗ 
wertet, und völlig unberückſichtigt geblieben ſind nicht nur die bei 
Feliſch und Leander, Die Rechtſprechung des deutſchen Bühnen- 
ſchiedsgerichts, mitgeteilten Entſcheidungen, ſondern, was bei einem 
öſterreichiſchen Verf. noch auffallender iſt, auch die zahlreichen ein⸗ 
ſchlägigen Urteile, die ſich bei Grabſcheid⸗Beißer⸗ Fuchs, 
Die Rechtſprechung des k. k. Oberſten Gerichtshofs in Theater⸗, Kunſt⸗ 
und Urheberrechtsſachen, finden. Die Verwendung dieſes Stoffs 
wäre nicht überflüſſig geweſen, da das neue Geſetz ſich nicht ſelten 
an das früher gebräuchliche Engagementsformular anlehnt, Aus⸗ 
legung mb Anwendung dieſes Formulars alſo auch für den jetzigen 
Rechtszuſtand Bedeutung hat. So hätten z. B., um nur ganz Weniges, 
beliebig Herausgegriffenes hervorzuheben, für die Rechtsſtellung der 
in dem Kommentar nicht erwähnten Souffleuſe Nr. 51, für die Be⸗ 
deutung der Verpflichtung „als Schauſpieler und Sänger“ Nr. 53, 
für den Nachweis der künſtleriſchen Unfähigkeit Nr. 52 der öſter⸗ 
reichiſchen, für die Befugnis der Nollenverweigerung Nr. 75, 79, 
81, 83, 85 der Feliſch⸗Leanderſchen Sammlung herangezogen 
werden können. 

Die Aufgabe des Kommentators war keine leichte, da er ſich 
einem häufig flüchtig gefaßten, mitunter faſt unverſtändlichen Text 
gegenüber ſah. Seine Erläuterungen ſuchen dieſe Dunkelheiten auf⸗ 
zuhellen: Daß dabei manche Zweifel bleiben, die auch (rop cin- 
gehender Berückſichtigung etwa eingreifender Beſtimmungen des 
ABGB. nicht behoben werden, kann dem Verf. nicht zur Laſt gelegt 
werden. Einzelne Ausführungen find freilich offenbar unzutreffend. 
Die Verletzung des Reklamerechts des Mitgliedes (8 16) fällt nicht, 
wie Klemperer S. 17 behauptet, unter den § 39, der ganz 
andere Tatbeſtände enthält; der Wille des Ehemanns kann nicht, wie 
S. 35 angegeben iſt, vorher abgeſchloſſene Theaterverpflichtungen der 
Frau aufheben: Nur die Frau ſelbſt hat nach $31 ein Kündigungs⸗ 
recht. Aus § 22 Ziff. 1, der zur Rollenverweigerung berechtigt, wenn 
die Darſtellung der Rolle geeignet ift, die Geſundheit zu gefährden, 
will Klemperer, der S. 25 dieſe Stelle zutreffend nur auf die 
phyſiſche Geſundheit bezieht, an anderer Stelle, S. 3, ein Recht zur 
Rollenverweigerung auch dann herleiten, wenn ſich der Darſteller 
durch Zwang, die konkrete Rolle zu übernehmen, unglücklich fühlen 
würde: „Auch das pfychiſche Gleichgewicht eines Künſtlers dürfe nicht 
durch Zwang beeinträchtigt werden.“ Dieſe Rückſichtnahme geht ent» 
ſchieden zu weit, ſie würde der willkürlichen Rollenverweigerung 
Tür und Tor öffnen: Das KG. ift laut Voſſiſcher Zeitung 
Nr. 236 v. 18. Mai 1924 im Fall Pallenberg ſolcher Mög⸗ 
lichkeit ſcharf entgegengetreten. Andererſeits hat die Vermutung 
Klemperers S. 5, ein Verſuch, die Beſtimmung des Kollektiv⸗ 
vertrages, daß an Bühnen der Mitglieder des deutſchen Bühnen⸗ 
vereins nur Mitglieder der Genoſſenſchaft deutſcher Bühnen⸗ 
angehörigen beſchäftigt werden dürfen, als unzuläſſig darzutun, werde 
von Erfolg begleitet fein, durch das Urteil des NG. v. 8. April 1922 
(JW. 1924, 1044) im Fall Abel vollſte Beſtätigung gefunden. 

Eine Neuauflage wird hoffentlich den Zuſammenhang mit der 
bisherigen Entwicklung des Bühnenrechtsvertrags herſtellen und 
damit dem Kommentar erhöhte praktiſche und wiſſenſchaftliche Bes 
deutung verſchaffen. Prof. Dr. Otto Opet, Kiel. 


Dr. Haus Stähle: Die deutſchen Embargoſchiſſe in Italien. 
Ein Beitrag zur Geſchichte des italieniſchen Seekriegsrechts 
im Weltkriege. Heft 3 der Tübinger Abhandlungen zum 
Offentlichen Recht. Stuttgart 1925. 79 S. Preis 4 . 

Die Arbeit ſchildert das italieniſche Vorgehen gegen die 37 
durch den Kriegsausbruch ſeit Auguſt 1914 in italieniſchen Häfen 
feſtgehaltenen großen deutſchen Überſeeſchiffe. Die „Verſtändigung“ 

v. 21. Mai 1915 zwiſchen beiden Regierungen hatte u. a. bezweckt, 

die Anwendung des VI. Haager Abkommens über die Behandlung der 

Handelsſchiffe beim Ausbruch von Feindſeligkeiten beiderſeits zu 

gewährleiſten (S. 29), allein Italien ſagte ſich, wie das deutſche 

Weißbuch mitteilt, von dieſem Abkommen bereits nach kurzer Zeit 

wieder los, ohne daß deutſcherſeits eine Verwahrung dagegen eina 

gelegt worden wäre (37). So ward Italien los und ledig ſeiner 

Pflicht und brauchte nur mehr feinem sacro egoismo zu folgen. 

Die deutſchen Schiffe wurden danach zuerſt ordnungsgemäß kraft 

Angarienrechts zwiſchen November 1915 und Januar 1916 beſchlag⸗ 

nahmt, und mit der Kriegserklärung v. 28. Aug. 1916 wurden ſie 

automatiſch Embargoſchiffe. Die Miete für ihren Gebrauch war ſchon 
gemäß Dekret v. 17. Juni 1915 an den Hinterlegungsfonds in 

Genua abzuführen; dieſe Beträge ſollten nach dem für die Folge⸗ 

erſcheinungen maßgeblichen Dekret v. 24. Juni 1915 in erſter Linie 

dazu dienen, italieniſche Staatsangehörige wegen ihrer Kriegs⸗ 
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ſchäden ſchadlos zu halten. Weiter fand ſich darin die ganz un⸗ 
gewöhnliche und deutſcherſeits ebenfalls nicht gerügte Beſtimmung, 
daß beſchlagnahmte Schiffe als gute Priſe erklärt und eingezogen 
werden dürfen, wenn dieſer Hinterlegungsfonds nicht hinreicht (47 f.). 
Von dieſer Ermächtigung des Jahres 1915 wurde jedoch nicht wäh⸗ 
rend des Krieges, ſondern beachtlicherweiſe erſt lange nach Ab⸗ 
ſchluß des Waffenſtillſtandes Gebrauch gemacht. Der Präſident der 
Priſenkommiſſion teilte nämlich in der Gazzetta Ufficiale v. 4. April 
1919 mit, daß beſagte Genueſer Fonds zur Begleichung der Kriegs⸗ 
ſchäden nicht hinreichten, und deshalb die bisher im Verhandlungs⸗ 
wege beſchlagnahmten 37 deutſchen und 22 öĩſterreichiſch⸗ungariſchen 
Schiffe für gute Priſe zu erklären ſeien. Zweckdienlicherweiſe wurde 
gleichzeitig die Einſpruchsfriſt der ausländiſchen Intereſſenten von 
zehn Tagen auf drei Tage herabgeſetzt (1), und alle Proteſte dagegen 
blieben erfolglos (57). Am 15. April 1919 ergingen dann die be⸗ 
nötigten Entſch. Der Einfachheit halber waren ſie gleichlautend 
abgefaßt; ſie erklärten jene Schiffe gemäß dem Dekret v. 24. Juni 
1915 für rechtmäßig eingezogen. Die damals amtierende Priſen⸗ 
kommiſſion wurde ſpäter durch Dekret v. 22. Febr. 1920 aufgelöſt 
und durch die Kommiſſion zur Feſtſtellung der Kriegsſchäden 
auf See gemäß dem Dekret v. 24. Juni 1915 erſetzt, bei der aber 
im ganzen nur 59 Anträge auf Schadenerſatz eingegangen zu ſein 
ſcheinen (63 f.). Die gefällten Entſch. waren an ſich inappellabel; nur 
mit dem Einwand der incompetenza oder des eccesso di potere (69) 
konnte gegen ſie angegangen werden. Der Verſuch war leider erfolg⸗ 
los; das Urteil iſt v. 29. April 1920, wurde aber erſt am 12. Juni 
bekannt gegeben. Es ſtützt ſich auf die Fortgeltung des Dekrets v. 
24. Juni 1915 neben der neueren Priſenordnung v. 25. März 1917, 
ferner auf die generelle Zuſtändigkeit der italieniſchen Priſen⸗ 
kommiſſion und endlich auf die Wegnahme der Embargoſchiffe als 
Repreſſalie (72); deshalb hätten die Schiffe auch noch nach Cin- 
ſtellung der Feindſeligkeiten und damit der ordentlichen, nur zu 
Kriegszeiten funktionierenden Priſengerichtsbarkeit eingezogen werden 
können. Inzwiſchen war auch durch Art. 440 des Verſailler Diktats 
die Unanfechtbarkeit aller ausländiſchen Priſenentſcheidungen gegen 
deutſche Schiffe feſtgeſetzt worden (74). — Lasciate ogni speranza. 
So unerfreulich der Gegenſtand, ſo erfreulich ſeine Behand⸗ 
lung durch den Verf. Sie iſt überſichtlich disponiert, von allen 
Seiten (z. B. 62 Anm. 1) verſtändig beleuchtet und im allgemeinen 
gut zu leſen. Abgelehnt ſei nur die Terminologie: „Italieniſches“ 
Völkerrecht (20 II) und „ihr“, d. h. der Italiener Völkerrecht (23 
Mitte, ebenſo 30 Mitte nebſt Anm. 3), denn das Völkerrecht iſt 
univerſal; es wird nur innerhalb der einzelnen Staaten verſchieden 
aufgefaßt und angewendet. Ferner zu S. 53 Anm. 1 vgl. nochmals 
S. 2 der dort zitierten Schrift: Danach ift Art. 207 der CMM. rid- 
tig als Mantelgeſetz für die folgenden Artikel 208 ff. bezeichnet. 
Endlich wären mehrere Druckfehler und terminologiſche Unſicher⸗ 
heiten auszumerzen, z. B.: S. 11 Zeile 20 proprietary; 3. 22 
belonging (Hall, 6. Aufl. 1909 S. 64); Anm. 5 3.6 They; 
S. 21 8.21 Kriegführung (richtig S. 56 Z. 12); S. 22 Z. 10, 
ebenſo 44 3.5 und 50 3. 2 secondo le circostanze wäre ein» 
heitlich zu überſetzen; S. 23 3. 4 Kriegsſchiffskommandant (richtig 
39 Mitte); S. 34 Anm. 1 delle; S. A 8.28 unklar; zu S. 55 
3. 15 beffer auch hinzuſetzen a titole di rappresaglia; 3. 27 
unklar; S. 64 8. 21 richtig 1917; Anm. 1 8.6 Schadenerſatz 
(richtig 65 Z. 10). 
Fr. W. von Rauchhaupt, Heidelberg. 


Edwin M. Borchard: Diplomatie Protection of Citizens 
Abroad. The Banks Law Publishing Co. New 
York 1922. 988 8. 


Dieſes groß angelegte Werk behandelt die Stellung der Aus⸗ 
länder in europäiſchen und außereuropäiſchen Staaten unter Heran⸗ 
ziehung der amerikaniſchen und außeramerikaniſchen Rechtſprechung 
und Literatur. Ausführliche Literaturangaben zeigen die Benutzung 
des Schrifttums ſämtlicher Kulturländer einſchließlich der Zeitſchriften 
in einer ſonſt nirgends zu findenden Vollſtändigkeit. 

Der erſte Teil handelt von den Rechtsbeziehungen zwiſchen dem 
Staat und ſeinen im Auslande lebenden Angehörigen, zwiſchen dieſen 
und dem Aufenthaltsſtaat und zwiſchen den beteiligten beiden Staaten. 
Die Bedeutung der Staatsangehörigkeit und die Mindeſtrechte des 
Fremden im Aufenthaltsſtaate, die Verpflichtung, dieſe Mindeſtrechte 
zu achten, ſelbſt wenn er ſie eigenen Staatsangehörigen entzieht, 
ſo daß der Fremde beſſergeſtellt ſein kann als der eigene Staats⸗ 
angehörige (S. 39, 104 ff.), werden eingehend erörtert. Dann wird 
von der Ausweiſung (S. 48 f.) und von den politiſchen und bürger⸗ 
lichen Rechten des Fremden im Aufenthaltsſtaate (S. 63 ff.) gehandelt. 

Ein weiterer Abſchnitt befaßt ſich mit der Rechtsſtellung des 
Fremden im Kriege (S. 109). Der Verf. vertritt den Standpunkt, 
daß das Privateigentum des feindlichen Staatsangehörigen unver⸗ 
letzlich ift und daß deshalb die franzöſiſche VO. v. 27. Sept. 1914, 
welche die Beſchlagnahme und Liquidation des deutſchen und öſter⸗ 
reichiſchen Privatvermögens anordnet, eine „ungerechtfertigte Aus⸗ 
dehnung des Rechts des kriegführenden Staates“ darſtellt (unwarran- 
ted extension of belligerent rights S. 113 Anm. 1). 


; Der Berf. legt dar, wie bie Verantwortlichkeit des Staates nach 
innerſtaatlichem Recht in den einzelnen Ländern und die Rechts⸗ 
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behelfe, die dem einzelnen gegen ſtaatliche Akte zuſtehen (S. 116 ff.), 
verſchieden geordnet ſind. Er erörtert, ob ein Staat bei Streitig⸗ 
keiten mit einem Ausländer vor ausländiſchen Gerichten Recht zu 
nehmen verpflichtet iſt. In dem berühmt gewordenen Falle Hellfeld 
(S. 176) hat das RG. die Frage verneint. Belgiſche und italieniſche 
Gerichte unterſcheiden dagegen, ob der Staat jure imperii ober 
jure gestionis gehandelt hat, und unterwerfen im letzteren Falle 
den ausländiſchen Staat der inländiſchen Gerichtsbarkeit. 


Im Vordergrunde der Erörterungen ſteht die völkerrechtliche 
Verantwortlichkeit des Staates, die verſchieden iſt, je nachdem es 
ſich um vertragliche oder außervertragliche Verpflichtungen handelt. 
Eine außervertragliche Haftung kann in Friedenszeiten durch Maß⸗ 
nahmen von Behörden, durch Handlungen von Einzelperſonen, durch 
Aufruhr oder Bürgerkrieg zur Eutſtehung gelangen. Sie gewinnt 
eine beſondere Bedeutung in Zeiten des Krieges (S. 246 ff.), in 
denen unter gewiſſen Umſtänden zu einer Enteignung privaten 
Eigentums, allerdings nur gegen Entſchädigung, geſchritten werden 
darf (S. 262). 

Der zweite Teil beſchäftigt ſich mit dem diplomatiſchen Schutz, 
dem Anſpruch auf ſeine Gewährung, ſeinem Umfang und den Formen 
ſeiner Durchführung. Dieſer Abſchnitt zeigt, wie wenig die Rechte 
des Staatsbürgers durch den diplomatiſchen Schutz geſichert ſind. Ob 
der Staat ihn gewähren will, hängt von politiſchen Erwägungen ab, 
die es möglicherweiſe wünſchenswert erſcheinen laſſen, die Beziehungen 
zu dem betreffenden fremden Staate nicht durch Streitigkeiten über 
Anſprüche einer Einzelperſon zu ſtören. Das Recht auf diplomatiſchen 
Schutz iſt alſo ein unvollkommenes Recht, auf das der Staatsbürger 
ſich nicht verlaſſen kaun. Es iſt daher begreiflich, wenn der Verf. 
im Schlußwort auf die Notwendigkeit einer anderweitigen Regelung 
hinweiſt. Sie iſt nicht nur erforderlich zur beſſeren Sicherung der 
Rechte des einzelnen gegenüber dem fremden Staat, ſondern auch 
zum beſſeren Schutz kleiner Staaten, die oft dem diplomatiſchen Druck 
des mächtigeren Staates nachgegeben haben, ohne daß ein rechtlich 
begründeter Anſpruch desſelben vorlag. Ob ein begründeter Anſpruch 
beſteht, kann der als Beſchützer auftretende Staat in der Regel gar 
nicht objektiv entſcheiden, da ihm die Möglichkeit fehlt, durch Beweis⸗ 
aufnahme die Richtigkeit der ihm gemachten Angaben nachzuprüfen. 
Zur Entſcheidung derartiger Fragen wäre deshalb die Schaffung inter⸗ 
nationaler Schiedsgerichte erwünſcht, wie fie auf Grund der Friedens⸗ 
verträge zur Entſcheidung der ſich daraus ergebenden Zweifelsfragen 
eingeſetzt worden ſind und wie ſie auch ſonſt ſchon von Fall zu 
Fall gebildet wurden. 

Gegenſtand des diplomatiſchen Schutzes iſt die Perſon und das 
Vermögen des Staatsbürgers (Abſchnitt III). Vorausſetzung für Ge- 
währung des Schutzes iſt grundſätzlich Zugehörigkeit zu dem Staate, 
deſſen Hilfe erbeten wird. Der Form des Nachweiſes der Staats⸗ 
angehörigkeit iſt deshalb ein beſonderes Kapitel gewidmet (S. 486 ff.). 
Die ſich aus einer doppelten Staatsangehörigkeit ergebenden Schwie⸗ 
rigkeiten werden dadurch vermieden, daß der diplomatiſche Schutz 
dann verſagt wird, wenn der angegriffene Staat den Beſchwerde⸗ 
führer als feinen eigenen Staatsangehörigen in Anſpruch nimmt. 


Dem Problem der Staatsangehörigkeit von Ehefrau und Kin⸗ 
dern ſowie von Geſellſchaften und juriſtiſchen Perſonen ſind ein⸗ 
gehende Ausführungen gewidmet (S. 593 ff.). 

Der vierte Abſchnitt zeichnet die Grenzen des diplomatiſchen 
Schutzes. Sie ergeben ſich in erſter Linie aus Beſtimmungen des 
inländiſchen Rechts. Aber auch ſoweit ein diplomatiſcher Schutz an 
ſich gewährt wird, beſteht kein Anſpruch auf ihn, wenn der Be⸗ 
ſchwerdeführer ihn verwirkt hat. Gründe einer ſolchen Verwirkung 
ſind Verluſt der Staatsangehörigkeit, ehrloſes Verhalten, Verletzung 
ſtaatsbürgerlicher Pflichten, Verzicht (vgl. die fog. Calvo⸗Klauſel 
S. 792). Grundſätzlich iſt aber Vorausſetzung des diplomatiſchen 
Schutzes, daß der Verletzte zunächſt vergeblich ſich bemüht hat, durch 
Aus nützung der ihm im ausländiſchen Staat zur Verfügung ſtehen⸗ 
den Rechtsbehelfe zu ſeinem Recht zu kommen. Die Unabhängigkeit 
des ausländiſchen Staates erfordert es, daß ihm zunächſt Gelegen⸗ 
heit gegeben wird, ſelbſt Abhilfe zu ſchaffen. 

Schon dieſer Überblick zeigt, welche Fülle des Stoffes der Verf. 
verarbeitet hat, um nicht nur den gegenwärtigen Rechtszuſtand zu 
ſchildern, ſondern auch aufzuzeigen, welche Mängel ihm anhaften 
und welche Verbeſſerungen erwünſcht ſind. Sein Buch füllt eine 
Lücke aus und iſt der größten Beachtung wert. 


Prof. Borchard iſt Rechtsberater des Senators 
Borah und hat den von dieſem eingebrachten Geſetzentwurf über 
die Freigabe deutſchen Vermögens im Auslande verfaßt (vgl. S. 21 
des zweiten Nachtrages zu Bd. J von Loewenfeld⸗Magnus⸗ 
Wolff, „Die Beſchlagnahme, Liquidation und Freigabe deutſchen 
Vermögens im Auslande). Seine in dem Werke nieder- 
gelegte Auffaſſung über die Rechte der Minderhei⸗ 
ten (au dieſen gehören jetzt 40 Millionen Deutſchel) 
und den Schutz des Privatvermögens im Auslande 
haben daher neben der wiſſenſchaftlichen die beſon⸗ 
dere Bedeutung, die Auffaſſung einflußreicher ame⸗ 
rikaniſcher reife wiederzugeben. Nach Zeitungsmitteilun⸗ 
gen wird Prof. Borchard in dieſem Jahre in Berlin Vorleſungen 
über internationales Recht halten. IR. Dr. W. Loewenfeld, Berlin. 
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A. Pillet, Prof. de Droit Int. à la Faculté de Droit 
de Paris, J. P. Niboyet, Prof. de Droit Int. Privé 
à la Faculté de Droit de Strasbourg; Manuel de 
Droit International Privé. Librairie de la Société 
du Recueil Sirey, Léon Tenin, Dir. 22, Rue Soufflot, 
Paris 5°. 1924. 


Der den im Rechtsfache bewanderten Kreiſen hinlänglich be⸗ 
kannte Pariſer Verlag Sirey ließ vor kurzem ein neues Werk auf 
dem Gebiete des internationalen Privatrechts erſcheinen, und zwar 
das „Manuel du Droit International Privé“, deſſen Verf. die Prof. 
A. Pillet und J. P. Niboyet, welche beide in dieſem Fache als 
erſte Größen gelten, ſind. 

Dieſes Buch beanſprucht nicht als eine erſchöpfende Darſtellung 
des behandelten Gegenſtandes zu gelten, ſondern bloß als kurze, 
aber nichtsdeſtoweniger vollſtändige Abfaſſung über das internativ⸗ 
nale Privatrecht. In dieſer Hinſicht kann auch anſtandslos geſagt 
werden, daß es den verfolgten Zweck erreicht. Die Verſ. haben es 
verſtanden, mit vollendeter Klarheit den geſamten Stoff in kurzen 
Zügen darzulegen, und es ſei hierbei hervorgehoben, daß die letzte 
Rechtſprechung ſowie die neuen durch den FV. aufgeworfenen und 
insbeſondere die Elſäſſer und Lothringer betreffenden Fragen der 
Staatsangehörigkeit ſehr eingehend beſprochen worden ſind. Ein ganz 
ausgezeichnetes Sachregiſter am Ende des Bandes erleichtert das 
Nachſchlagen und bedeutet daher eine namhafte Zeiterſparnis. Es 
liegt alſo auf der Hand, daß dieſes Werk berufen iſt, ſowohl den 
Hörern der Hochſchulen als auch den Rechtskundigen und Rechts⸗ 
freunden die denkbar beſten Dienſte zu leiſten und kann es ihnen 
insbeſondere gegenwärtig, wo das internationale Privatrecht aus 
leicht begreiſlichen Gründen eine ſtets wachſende Bedeutung erlangt, 
nur wärmſtens anempfohlen werden. 


RA. u. Priv Doz. Dr. Edgard See, Paris. 


Erni Meyer: Der polniſche Staat, feine Verwaltung und 
fein Recht. Verlag der Hiſtoriſchen Geſellſchaft für Poſen. 
(Poznan: Ul. Zwierzyniecka 1.) Preis 3 Zloty. 

Langſam wird in die unſichtbare chineſiſche Mauer, mit der 
ſich das wiedererſtandene Polen umgeben hatte, Breſche geſchlagen. 
Häufiger als früher kommen daher jetzt Bücher über die Grenze, die 
vom Weſen und Wirken unſerer östlichen, nicht immer beliebten 
Nachbarn Kunde bringen. — Ernſt Meyer war beim Deutſch⸗ 
tumsbund in Poſen tätig und bekennt ſich als Verfaſſer der hier 
(J W. 1922, 1105) angezeigten „Polniſchen Geſetze und Verordnungen 
in deutſcher Überſetzung“. Er hat aljo aus den Quellen ſelbſt ge 
ſchöpft, und ſeine Schrift iſt ein Beweis dafür, wie gut er den Strom 
der Geſetze aufgefangen hat. Es iſt geradezu erſtaunlich, wieviet tat⸗ 
ſächliches Material er auf 55 Seiten bringen kann, weil er keine 
Redensarten macht, keine Steckenpferde reitet und ſich nicht bei Einzel⸗ 
heiten in Kritik verliert. — Nach einer kurzen geſchichtlichen Ein⸗ 
leitung ſpricht er auf drei Seiten über Staatsform, Staatsvolk und 
Staatsgebiet, ſodann über die geſetzgebende und die vollziehende Ge⸗ 
walt. Als Organe letzterer werden der Präſident der Republik, der 
Miniſterrat, der Miniſterpräſident und die 12 einzelnen Miniſterien 
dargeſtellt. Dabei ſtreift der Verf. die wichtigſten Geſetze, die zu 
den ſpeziellen Tätigkeitskreiſen der einzelnen Miniſterien gehören. 
Vom Juſtizminiſterium kommt dann die Darſtellung zur „Richter⸗ 
lichen Gewalt, Recht und Rechtsgang“, wobei nicht nur materielles 
und formelles Recht geſondert behandelt werden, ſondern auch bei 
jeder Materie ein Blick auf die Lage in den drei „Teilgebieten“, 
den preußiſchen, ruſſiſchen und öſterreichiſchen, geworfen wird. 

Es könnte an Ausſtellungen an der Schrift nicht fehlen: der 
hiſtoriſch intereſſierte Lefer wird z. B. irgendeine Erinnerung an 
die Zeit vermiſſen, als es ein Südpreußen und Neuſchleſien gab 
und ein Ernſt Theodor Amadeus Hoffmann Gerichtsrat in Prod 
und Warſchau war. Der politiſch eingeſtellte wird etwas ſpöttiſch 
fragen, wie oft das sad marynarski und sad admiralski (Mariner 
gericht und Admiralsgericht) ſchon zuſammengetreten ſind und be⸗ 
merken, daß die Towarzystwo Obrony Kresów Zachodnich (, Ver- 
band zum Schutze der Weſtmarken“) doch der maßgebende Interpret 
für Auslegung der Minderheitsſragen ift. Der juriſtiſch etwas ber 
ſchlagene Leser wird bedauern, daß Meyer mit keinem Wort das 
Geſetz erwähnt, das — in Abweichung von unſerem Recht — Kauf⸗ 
verträgen trotz Angabe falſcher Kaufpreiſe Rechtswirkſamkeit belegt, 
(Es iſt übrigens durch Geſetz v. 26. Sept. 1922 auch in Oſtoberſchleſien 
eingeführt worden.) Vielleicht wären auch einige Sätze über das Ver⸗ 
hältnis Polens zu Danzig angebracht geweſen. A propos Freiſtaat 
Danzig. So etwas ähnliches hat es doch ſchon einmal gegeben. In 
Erdmann Haniſchs „Geſchichte Polens“ (Schroeder, Bonn⸗Leipzig 
1923) leſe ich nach, was er über den Freiſtaat Krakau ſchreibt. Eine 
Zwergrepublik als Verlegenheitsſchöpfung mit einem Präſidenten, 
einem Senat und einem Abgeordnetenhaus! Die lieben „Schutz“⸗ 
mächte fehlten nicht, und was heute Völkerbund heißt, hieß damals 
„Garantie Europas“. Ich will die Parallele nicht weiter aus⸗ 
dehnen, um zu Meyers Schrift zurückzukehren. Was ſicher am 
meiſten bei ihr vermißt werden wird, iſt ein Literaturverzeichnis, ſo 
ſchwer gewiß die Frage fein mag, was man demjenigen empfehlen 
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8 weitere Belehrung über das Gebiet ſucht, das Meyer be⸗ 
andelt. 

Ich möchte dieſe Anzeige nicht beenden, ohne Meyers ab- 
ſchließende Kritik an Polens Staat und Recht wiederzugeben. Ihm 
it Polen „ein Staat der Gegenſätze“, die er in nationaler, religiöſer, 
wirtſchaftlicher und kultureller Beziehung andeutet. In der Regie⸗ 
rungsweiſe dieſes Staatsweſens ringen das herrſchaftliche Prinzip 
(Rußland!) mit dem genoſſenſchaftlichen (Schweiz!) miteinander. Der 
Abklatſch einer demokratiſchen Dutzendverfaſſung kann die Probleme 
nicht meiſtern. „Juriſtiſch Volksherrſchaft, Freiheit und Gleich⸗ 
heit, politiſch rückſichtsloſe Machtanwendung der in der knappen 
Majorität befindlichen Nationalität. Wegen ihrer inneren Unwahr⸗ 
haftigkeit, ihrer Inkongruenz gegenüber der Wirklichkeit iſt die Dauer 
der gegenwärtigen Form des polniſchen ſtaatlichen Lebens 
ſchwer denkbar.“ Ich bin nicht ſachverſtändig genug, um mich in eine 
Kritik dieſer Kritik einzulaſſen, für die dieſes Blatt auch keinen 
Platz hätte, aber ich ſehe in das NHL 1922 II, 677 und fude dort 
zwiſchen den Zeilen, ob nicht anderswo, als Meyer denkt, 
das Problem des polniſchen Staates liegt. 

AGR. Dr. Otto Aufrecht, Hindenburg. 


Schretter: Syſtem des Induftrierechts der S. S. S. R. 
Moskau⸗Leningrad 1924. Verlag: Ekonomitſcheskaja Schizu. 
88 S. 

Rußland macht ein gewaltiges politiſches und organiſatoriſches 
Experiment durch. Die Grundformen der bolſchewiſtiſchen Induſtrie⸗ 
verfaſſung ſtehen ſeit einigen Jahren feſt. In jenen neuen Rechts⸗ 
formen verſuchte man den tiefſten ſittlichen, pſychologiſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Problemen der modernen Staatsgeſellſchaft eine vor⸗ 
läufige Löſung zu geben. Eine Erklärung des bolſchewiſtiſchen In⸗ 
duſtrierechts iſt von eminenter Bedeutung. 

An journaliſtiſchen Schilderungen ſind wir reich. Schretter 
gibt aber zum erſtenmal eine wiſſenſchaftliche juriſtiſche Darſtellung 
des ſowjetruſſiſchen Induſtrierechts. Der erſte Teil erklärt den Aufbau 
der staatlichen Induſtrieverfaſſung und ihre Bedeutung im allgemeinen 
Staatsrecht der Räterepublik, der zweite Teil das öffentliche Induſtrie⸗ 
verwaltungsrecht und die Stellung der ſtaatlichen Induſtrieunter⸗ 
nehmungen im Rechtsverkehr. Die Probleme des ſtaatlichen In⸗ 
duſtriemonopols, das Verhältnis von privatem Nutzungs- und öffent⸗ 
lichem Eigentumsrecht, ſeine Einwirkung auf die Kreditformen, die 
öffentlichen Konzeſſions⸗ und Pachtrechte werden unter Heranziehung 
der deutſchen, franzöſiſchen und engliſchen Verwaltungsrechtsliteratur 
eingehend erörtert. 

Schretter gibt nicht nur in klaren, allgemein anerkannten 
Begriffen wiſſenſchaftliche Erklärungen, er zeigt auch die rechts⸗ 
ſoziologiſchen latenten politiſchen Grundlagen des neuen Rechts und 
berührt eine Fülle aktueller, intereſſanter Probleme. Es wäre zu 
wünſchen, daß dieſes Buch bald in deutſcher Überfegung erſcheint. 

Dr. Paul Wohl, Charlottenburg. 


José Ramón de Orte y Arregui: ¿Bancarrota o crisis 
del Derecho Internacional? Sección universitaria de 
Canarias, Discurso, La Laguna de Tenerife 1923. 
48 pag. 

Der Verf. ift jüngſter o. Prof. für Völkerrecht in Spanien und 
amtiert an der Univerſität zu La Laguna auf Tenerife, die zu 
neuem Leben erblüht und berufen ſein könnte, den intellektuellen Aus⸗ 
gleich zwiſchen dem alten Mutterland und Hiſpano⸗Amerika zu 
fördern. Als geſchäftsführender Dekan hatte er das Akademiſche Jahr 
1923—24 zu eröffnen und wählte zum Gegenſtand feiner Rede die 
gewichtige Frage: Bankrott oder Kriſis des Völkerrechts? Er zieht 
darin die Bilanz der Kriegs- und Nachkriegsereigniſſe in ihrer Ze 
deutung für das Völkerrecht und geißelt ihre Völkerrechtswidrig⸗ 
keiten ohne Anſehen des Schuldigen. 

Im erſten Abſchnitt berührt er die zahlreichen Verletzungen 
der in den Haager Abkommen und der Londoner Seerechtserklärung 
niedergelegten Richtlinien während des Weltkrieges, ſo die Ver⸗ 
wendung unziviliſierter, völkerrechtlich ungeſchulter farbiger Truppen 
in Europa, die Benutzung von Dumdum⸗Geſchoſſen, den mangel» 
haften Schutz des Roten Kreuzes, die willkürliche Behandlung von 
Privatperſonen und ihres Eigentums, die Verſchärfung des Handels⸗ 
krieges zu Lande und zu Waſſer, regelloſe Übertreibungen des 
Unterſeeboot⸗, Luft⸗ und Gaskrieges, die Vergiftung der öffentlichen 
Meinung, die verheerende Hungerblockade, die Ausdehnung kriegeri⸗ 
ſcher Maßnahmen auf Neutrale, die Nichtachtung der Freiheit der 
Meere uſw. Er ſtellt einen allgemeinen Rückſchritt in der Auffaſſung 
und Anwendung des Kriegsrechts feſt. (S. 24.) — Im zweiten Ab⸗ 
ſchnitt kritiſiert er das Verſailler Diktat. Unter deſſen territorialen 
Neuſchöpfungen erſcheint ihm Polen mit dem Korridor und dem 
umklammerten Danzig als die ungeſundeſte. Das daneben noch 
gepredigte Selbſtbeſtimmungsrecht iſt gut und erwünſcht; aber wurde 
es etwa in Eupen und Malmedy berückſichtigt? Blieb nicht in 
Oberſchleſien eine große deutſchfreundliche Mehrheit ohne Beachtung? 
Bietet nicht das Saargebiet ein ähnliches Bild? Feindliche Privat⸗ 
intereſſen wurden rückſichts⸗ und ſinnlos ſequeſtriert und ver⸗ 
schleudert. Die Auslieferung des Kaiſers wurde von Holland ge- 
fordert, trotzdem in keinem Geſe oder Vertrag von den, dem Flücht⸗ 
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ling vorgeworfenen Verbrechen auch nur je etwas verlautbart worden 
wäre. Neue Organiſationen treiben von den unterlegenen Zentral⸗ 
mächten, ohne Rückſicht auf deren eigene Bedürfniſſe, unbegrenzte Re⸗ 
parationen ein und bedrohen damit das Gleichgewicht der geſamten 
Weltwirtſchaft. Er beruft ſich dabei mehrfach auf Pillet, Le traité 
de paix de Versailles, Paris 1920, der unter anderem (S. 76) dar⸗ 
auf hinweiſt, daß ein Vertrag, deffen Reviſion für 30 Jahre aug- 
geſchloſſen ſei, notwendigerweiſe ein Herd von Klagen werden muß 
(31). — Im dritten Abſchnitt ſetzt er ſich mit dem Verſailler Völker⸗ 
bund auseinander. Er it ihm unter Bezugnahme auf Larnaude, 
La société des nations, Paris 1920, mehr eine mur den Siegern 
nützliche politiſche, als eine der Geſamtheit förderliche rechtliche Ein⸗ 
richtung. Jedenfalls hat er mehr unmögliche Lagen und Zuſtände pe- 
ſchaffen, als Gutes gewirkt. Auch fehlen ihm noch immer wichtige, 
hochkultivierte Staaten. Die Unklarheit der Texte, die gegenſätzliche 
Auslegungen zuläßt, geſtattet ſogar, den Völkerbund als einen rich⸗ 
tigen Verderber des Friedensvertrages zu bezeichnen (37). — Gleich⸗ 
wohl hat der Krieg auch einige Lichtpunkte vorzuweiſen, ſo die 
humanitären Maßnahmen der wahrhaft neutralen Staaten, wie der 
Schweiz (genannt ſeien auch Spanien ſelbſt und Schweden) und des 
Papſtes Benedict XV., ſerner die Berückſichtigung nationaler Minder⸗ 
heiten in den Friedensverträgen und die Internationaliſierung von 
Verkehrsmitteln. Zweckdienlich iſt auch, daß die ehemals deutſchen 
Kolonien von den Siegern nicht annektiert, ſondern gemäß Smuts’ 
Antrag an Mandatare verteilt wurden. Er begrüßt weiter die be⸗ 
abſichtigten Rüſtungsbeſchränkungen und lobt die wiſſenſchaftliche 
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Tätigkeit der Völkerbunds⸗Forſchungs⸗ und Arbeitsinſtitute (41). — 
Im letzten Abſchnitt wird darauf hingewieſen, daß dem Verſailler 
Geiſt auch einige ſchätzenswerte völlige Neuerungen entſprungen 
ſeien, die auf eine weitreichende und gerechte Zuſammenarbeit (etwa 
wie ſchon in Amerika vermittels des Pan⸗Amerikanismus) abzielen. 
Dazu rechnet er die Abſchaffung der Geheimdiplomatie, insbeſondere 
die Regiſtrierung aller völkerrechtlichen Verträge, die Einſetzung 
internationaler Organiſationen zum Schutz der Arbeiter und ſchließ⸗ 
lich den Ständigen Internationalen Schiedshof (45). — So kommt der 
Verf. zu dem verſöhnenden Reſultat, daß das Völkerrecht keineswegs 
erledigt iſt, ſondern ſich in einem Zuſtand erregter Umformungen be⸗ 
findet, aus dem vielleicht eine praktiſche und aufbauende kulturelle 
Gemeinſamkeit ſich herauszubilden im Begriff iſt. Das würde vor 
allem eine Milderung der eigenwilligen, machtpolitiſchen Souveränität 
alten Stils zur verſtändnisvollen Duldung aller bedingen. Aber 
nach ſolcher Bereinigung der allgemeinen Geiſtesrichtung würde 
herrſchen Friede auf Erden, den Menſchen ein Wohlgefallen (48). 
Die Arbeit ift eine feurige Bekenntnisſchrift. Sie ift auch umſichtig 
vorbereitet, überſichtlich gegliedert und mit überzeugender Klarheit von 
Argument und Stil durchgeführt. Reichliche Literaturhinweiſe aus 
allen intereſſierten Ländern bezeugen den Fleiß des Verf. Die Arbeit 
hat für uns Deutſche um ſo höheren Wert, als der ſachlich ſtreng 
neutral eingeſtellte Verf. auch mit den deutſchen Beſchwerden ver⸗ 
traut iſt, ſie im Zuſammenhang vorbringt und verſtändnisvoll 


würdigt. 
Fr. W. von Rauchhaupt, Heidelberg. 


Reichstag. 


Reichgtagsberatung über Juſtizreform. 


Der Rechtsausſchuß des Reichstages beſchäftigte ſich in zwei 
Sitzungen, am 13. u. 20. Mai 1925, mit den ſozialdemokratiſchen Ans 
trägen, welche die Aufhebung der VO. über die Gerichtsverfaſſung 
und Strafrechtspflege v. 4. Jan. 1924, evtl. die Abänderung dieſer 
VO. zum Ziele haben. In dieſen Anträgen wird mindeſtens die Be⸗ 
ſeitigung der den Einzelrichtern jetzt übertragenen Befugniſſe, die Vera 
größerung der Zahl der Laien in den Strafkammern, die Wiederher⸗ 
ſtellung der früheren Schwurgerichte, die Beſeitigung der Ausnahmen 
vom Legalitätsprinzip, die volle Berufung auch bei Geldſtrafen und 
der Zwang zur Vernehmung der geladenen und erſchienenen Zeugen 
auch für Schöffengerichte gefordert. Zur Begründung dieſer Wünſche be⸗ 
riefen ſich die Antragſteller (Abg. Dr, Landsberg und Dr. Roſen⸗ 
feld) in erſter Linie auf den faſt einſtimmig gefaßten Beſchluß des 
Deutſchen Anwaltstages, die völlige Aufhebung der VO. 
v. 4. Jan. 1924 zu fordern. Die Antragſteller führten aus, daß der 
Einzelrichter mit ſeiner Befugnis, auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
zu erkennen, zu weit gehende Kompetenzen habe, daß die Laien in 
der Strafkammer zu geringen Einfluß hätten, und daß die Beſeiti⸗ 
gung der alten Schwurgerichte zur Erhebung nicht ausreichend be⸗ 
gründeter Anklagen, insbeſondere in den Fällen des Meineids, ge: 
führt habe. 

Die Vertreter der Deutſchen Volkspartei (Abg. Wunderlich 
und Kahl) und der Demokratiſchen Partei (Abg. Haas) waren der 
Anſicht, daß man in der verhältnismäßig kurzen Zeit der Geltung 
der VO. noch nicht genügend praktiſche Erfahrungen geſammelt habe, 
um ſchon jetzt Anderungen eintreten zu laſſen, daß die heutigen 
Schwurgerichte allerdings nicht völlig befriedigt hätten, daß man aber 
auch nicht einfach zu den früheren Schwurgerichten zurückkehren könne, 
da insbeſondere deren Fragenformulierung viel Bedenken hervor⸗ 
gerufen habe. Eine tiefgreifende Reform ſei nötig; für eine ſolche 
ſei aber die Zeit noch nicht gekommen. 

Staatsſekretär Joël hob namens der Reichsjuſtizverwaltung 
hervor, daß der Beſchluß des Deutſchen Anwaltstages gewiß Be⸗ 
deutung habe, daß man aber auch die Anſichten der deutſchen 
Richter beachten müſſe, die von der VO. befriedigt feien. Nicht 
durch eine unfer Rechtsleben erſchütternde Aufhebung der VBD., fone 
dern nur im Wege eines alle Fragen erſchöpfend regelnden Geſetz⸗ 
gebungswerkes könnten Veſſerungen durchgeführt werden. Die Reichs⸗ 
juſtizverwaltung werde alsbald ein Einführungsgeſetz zum StGB. 
vorlegen, das die notwendig gewordenen Anderungen der SPD. 
und des GVG. bringen werde. Der Einzelrichter habe ſich im aN- 
gemeinen bewährt, wenn auch zuzugeben ſei, daß die Richter ſich noch 
erziehen müßten. Die Berufungen gegen die Urteile der Einzelrichter 
gingen ſtändig zurück, ein Beweis dafür, daß die Erweiterung ihrer 
Zuſtändigkeit ſich bewährt habe. 

Min dir. Hartung erklärte für die preuß. Regierung, daß 
dieſe mit der Auffaſſung der Reichsjuſtizverwaltung übereinſtimme. 
Er gebe aber zu, daß die Einſchränkung des Legalitätsprinzips bei 
Vergehen und die Beſchränkung der Beweisaufnahme ſich nicht werde 
aufrechterhalten laſſen. Überhaupt ſei in einigen Punkten die Kritik 
an der VO. berechtigt, das Geſamtbild der Praxis ſei aber günſtig. 

In der zweiten Sitzung des Rechtsausſchuſſes am 20. Mai 
ſtellte ſich der Vertreter der Deutſchnationalen Volkspartei (Abg. 
Hanemann) auf den Standpunkt der VO. v. 4. Jan. 1924. Die 
früheren Schwurgerichte ſeien zu formaliſtiſch geweſen, man dürfe 


nicht immer die Richter angreifen und gegenüber den Laien herunter⸗ 
ſetzen. Er ſei für eine Ausſetzung der Beratung bis zur allgemeinen 
Strafprozeßreform. 

Der Vertreter der bayer. Regierung (Staatsſekretär Dr. v. N üp- 
lein) erklärte, daß die bayer. Regierung mit der Auffaſſung der 
Reichs- und preuß. Regierung übereinſtimme. Auch er bäte um Abs 
lehnung der ſozialdemokratiſchen Anträge. 

Der Vertreter der Deutſchen Volkspartei (Abg. Dr. Wunder⸗ 
lich) gab zu, daß man manche Bedenken gegen die jetzige Zuſtändig⸗ 
keit des Einzelrichters haben könne, beſonders in den Fällen, wo er 
ſchwerere Urteile verhängen müſſe und der Angell. dann fagen könne, 
dieſer eine Richter habe das Urteil gefällt. Der Spruch des Schöffen⸗ 
gerichts ſei mehr unperſönlich und deshalb vorzuziehen. Beſonders 
bedauerlich ſei der Wegfall der Laien in Privatklageſachen. Zu den 
früheren Schwurgerichten könne man unmöglich wieder zurückkehren. 
Gerade die Zuſammenſetzung von drei Richtern und ſechs Laien habe 
ſich bewährt, auch beim Staatsgerichtshof. Man ſolle ein paar Jahre 
warten und dann eine große Juſtizreform durchführen. 

Der Vertreter der Wirtſchaftspartei (Abg. Hampe) äußerte 
Bedenken über die Durchführung der Juſtizreform vom Januar 1924 
im Wege von Verordnungen. Die Zuſtändigkeit des Einzelrichters 
gehe zu weit, aber an eine Abänderung der VO dürfe man erft 
herangehen, wenn man weitere Erfahrungen geſammelt habe. 

Die Vertreter des Zentrums (Abg. Wegmann und Bokius) 
äußerten Bedenken gegen die VO. v. 4. Jan. 1924. Sie wünſchten 
die Rückkehr des alten Schöffengerichts, die Beſeitigung der Be⸗ 
ſchränkung der Berufung und der Einfchränfung der Beweisaufnahme 
ſowie die Wiederherſtellung der Schwurgerichte. Insbeſondere mel⸗ 
deten ſie Wünſche auf Abänderung der Beſtimmungen über Ver⸗ 
haftungen an. 

Ein Vertreter der Sozialdemokratie (Abg. Dr. Levi) wünſchte 
ſofortige Aufhebung der VO. Der Einzelrichter ſei infolge ſeines 
Bildungsgangs, bei welchem zu viel Wert auf die juriſtiſche Aus⸗ 
bildung und weniger Gewicht auf die menſchliche Heranreifung ge⸗ 
legt werde, nicht geeignet, eine ſo große Machtbefugnis auszuüben, 
zumal dieſe zum großen Teile in dis Hände jüngerer Richter gelegt 
ſei. In den Privatklageſachen reiche der heutige Rechtsſchutz nicht 
aus. Den durch die VO. geſchaffenen Mißſtänden müſſe ſofort ein 
Ende gemacht werden. 

Der Vertreter der Reichsjuſtizverwaltung (Min Dir. Bumke) 
wies darauf hin, daß die Öffentlichkeit nicht verſtehen würde, wenn 
mit einem Schlage die ganze Reform vom Januar 1924 annulliert 
werden ſollte. Die Reichsjuſtizverwaltung habe immer nur allgemein 
anerkannte Wünſche durchzuführen verſucht, wobei allerdings für 
Fortſchritte Opfer hätten gebracht werden müſſen, z. B. durch Er⸗ 
weiterung der Zuſtändigkeit des Einzelrichters, um für die Straf⸗ 
kammern Laien freizumachen. Es bleibe nichts anderes übrig, als 
dem Einzelrichter große Aufgaben zu geben auf die Gefahr hin, daß 
der eine oder der andere dieſen Aufgaben nicht gewachſen iſt. Die 
Schwierigkeiten einer Reform feien heute noch größer als früher, wo 
man ſchon viele Jahre beraten habe, ohne ein Geſetz zuſtande zu 
bringen. Denn heute fei es ausgeſchloſſen, eine Reform der StPO. 
zu machen, ohne das neue Strafrecht zu keunen. 

Der Vertreter der preuß. Juſtizverwaltung (Min Dir. Har⸗ 
tung) machte geltend, daß durch die VO. v. 4. Jan. 1924 eine be⸗ 
trächtliche Erſparnis erzielt worden ſei, da ein großer Teil der 
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Beruſsrichter ‚und Staatsanwälte hätte abgebaut werden können und 
jetzt ſogar die ſtändigen Hilfsrichter zum großen Teil entbehrlich 
geworden ſeien. 


Der Vertreter der Kommuniſten (Abg. Korſch) trat für den 
auch von ihm geſtellten Antrag auf Aufhebung der BD. ein. Ins⸗ 
beſondere forderte er die Wiederherſtellung der alten Schwurgerichte, 
die zwar auch Klaſſengerichte, aber bei der heutigen Organiſation 
noch ſchlechtere Klaſſengerichte ſeien als früher. 


Ein Vertreter der ſozialdemokratiſchen Partei (Abg. Dr. Roſen⸗ 
feld) wies darauf hin, daß, wenn jetzt nicht gemäß dem Beſchluſſe 
des Deutſchen Anwaltstages und dem entſprechenden ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Antrag die ganze VO. v. 4. Jan. 1924 aufgehoben oder 
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wenn nicht mindeſtens gewiſſe Beſtimmungen dieſer VO. abgeändert 
würden, wenn man warten wolle bis zur allgemeinen Reform, min⸗ 
deſtens zwei, wahrſcheinlich aber noch mehr Jahre vergehen würden. 
Für alle Mißſtände, die inzwiſchen auftauchten, wurde die Mehrheit 
des Reichstages verantwortlich gemacht werden müſſen, die etwa die 
ſozialdemokratiſchen Anträge ablehne. 

Der Rechtsausſchuß beſchloß dann mit allen Stimmen gegen 
die ſozialdemokratiſchen und kommuniſtiſchen bei Stimmenthaltung 
des Abg. Bokius (Zentrum), gegenwärtig in weitere Beratungen 
über eine Aufhebung oder Reform der BD. v. 4. Jan. 1924 nicht 
einzutreten. Zu dieſem Beſchluß wird alsbald das Plenum des 
Reichstages Stellung nehmen muſſen. 

RA. Dr. Kurt Roſenfeld, Berlin. 


vereine. 


Das Deutſche Auslundaluſtitut und fein „Haus 

des Neutſchtums“. 

Aus dem „Württ. Verein für Handelsgeographie und Förde⸗ 
rung deutſcher Intereſſen im Ausland e. V.“ ging das am 10. Jan. 
1917 in Stuttgart gegründete Deutſche Auslandsinſtitut hervor. Im 
Monat Mai 1925 konnte es die Eröffnung ſeines eigenen Heims 
feiern, das „Haus des Deutſchtums“ genannt wurde. Das 
Heim entſtand durch Umbau des alten Waiſenhauſes; es ſteht in⸗ 
mitten der Stadt Stuttgart gegenüber dem alten Schloß und der 
durch Schillers Jugendjahre berühmt gewordenen Akademie. 

Die Aufgaben des Deutſchen Auslandsinſtituts ſind Errichtung 
eines Muſeums, einer Bücherei, eines Archivs, einer Auskunft und 
Vermittlungsſtelle für praktiſche und wiſſenſchaftliche Fragen, endlich 
Veröffentlichungen und Vorträge, alles zu dem Zwecke, die Kunde des 
Auslandsdeutſchtums und die Förderung deutſcher Intereſſen im 
Ausland durch eine zuſammenfaſſende Stelle zu erreichen. 

Wiſſenſchaft und Praxis — da kann und wird die Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft nicht unbeteiligt ſein. Tauſende von Auslandsdeutſchen be⸗ 
dürfen eines Rechtsrats und insbeſondere der Dienſte von Rechts⸗ 
anwälten. Daher iſt auch die deutſche Rechtsanwaltſchaft an dieſer 
Feier, zu der zwar nicht ſie, wohl aber ſonſt zahlreiche Vertreter 
der Reichs⸗ und Landesregierungen, der Volksvertretungen, der 
Wiſſenſchaft, der Auslandsdeutſchen eingeladen waren, mit vollem 
Herzen beteiligt. Auch die Rechtsanwaltſchaft wünſcht dem Inſtitut 
alles Glück zum eigenen Heim. Die Leitung des Inſtituts weiſen 
wir auf den Auslandsausſchuß und die Auslandsgruppe des Deut⸗ 
ſchen Anwaltvereins (JW. 1922, 373) hin. Wurden doch bei der Feier 
unter den für die deutſche Art am Werke befindlichen Berufen mit 
Recht auch die Rechtsanwälte erwähnt. 

RA. Dr. Heß, Stuttgart. 


Deutſche Landesgruppe der International Law Association, 
Ordentliche Verſammlung vom 18. April 1925. 


Vorſitz: RGPräſ. Dr. Si mon. 

Aus dem Bericht des Schriftführers ergab ſich, daß ſowohl 
Mitgliederzahl als auch Tätigkeitsbereich der Landesgruppe feit dem 
vorigen Jahre erheblich zugenommen haben. Auf der Tagesordnung 
ſtand u. a. die Berichterſtattung über die laufenden Arbeiten der 
Gruppe und die Vorbereitung der im September 1996 in Marſeille 
ſtattfindenden nächſten Konferenz der Geſamtvereinigung. Aus den 
augenblicklich laufend von der Gruppe bearbeiteten Materien ſeien 
hervorgehoben: Minderheitenſchuß, internationale Handelsſchieds⸗ 
gerichte, Kodifikation des Völkerrechts, Gefahrtragung bei Überſee⸗ 
kaufen, Territorialgewäſſer. a) Minderheitenſchutz: Im Aus- 
ſchuß bei der Zentrale London wird die Landesgruppe durch zwei 
oder drei Mitglieder vertreten, darunter durch Prof. Dr Erich 
Kaufmann, Bonn. b) Internationale Handelsſchieds⸗ 
gerichte: Dieſe Frage wird von der Landesgruppe ſehr zuruck⸗ 
haltend beurteilt, da die Gefahr beſteht, daß durch die Einſetzung 
derartiger Schiedsgerichte die Rechtspflege vor den ordentlichen Ge⸗ 
richten noch mehr zerſetzt wird als bisher. In dieſem Sinne ſprachen 
fi) ſowohl RGPräſ. Dr. Simons, vom Standpunkt des Richters, 
als auch Geh. IR. Dr. Edwin Katz vom Standpunkt des Anwalts aus. 
c) Reform und Kodifikation des Völkerrechts: Es wurde 
ein aus vier Univerſitätslehrern (Kaufmann, Bonn, Kraus, 
Königsberg, v. Rauchhaupt, Heidelberg, Strupp, Frankfurt) 
beſtehender Ausſchuß eingeſetzt. d) Gefahrtragung bei Aber» 
ſeekäufen: Es beſteht ein Ausſchuß unter Vorſitz von Geh. IR. 
Dr Edwin Katz. Die Arbeiten des Ausſchuſſes, an dem ſich auch 
die maßgebenden Induſtrie⸗ und Handelskreiſe beteiligen, ſind noch 
nicht abgeſchloſſen. e) Territorialgewäſſer: Dieſe Frage hat 
augenblicklich durch die veränderte politiihe Lage und das Alkohol⸗ 
verbot in den Vereinigten Staaten von Amerika erneut an Bedeutung 
gewonnen. In dem betreffenden Ausſchuß werden vor allem die deut⸗ 
ſchen Fiſchereiintereſſenten vertreten ſein. Dieſer Ausſchuß ſoll die 
deutſche Stellungnahme für Marſeille vorbereiten. D Seerecht: Die 


Arbeiten der Landesgruppe werden im Einvernehmen mit dieſer durch 
den Deutſchen Verein für internationales Seerecht 
in Hamburg, mit dem ein Aus tauſch von Vorſtandsmitgliedern ſtatt⸗ 
gefunden hat, bearbeitet. 

Ferner ſollen ſeitens der deutſchen Landesgruppe für Marſeille 
noch vorbereitet werden ein Thema aus dem Gebiet der Sozial⸗ 
verſicherung, für das Prof. Dr. Manes die Bearbeitung über⸗ 
nommen hat, ſowie das internationale Konkursrecht. 

Bei dem zunehmenden Einfluß, den die International Law 
Association feit dem Kriege gewonnen hat, und bei der Bedeutung 
der von ihr bearbeiteten Fragen iſt es übrigens wünſchenswert, daß 
ihr zahlreiche deutſche Juriſten — auch aus der Anwaltſchaft — 
beitreten. Anmeldungen ſind an den unterzeichneten Schriftführer zu 
richten. RA. Dr. Georg Wunderlich, Berlin. 


Zuriſtiſche Geſellſchaft Berlin. 
(Sitzung vom 18. April 1925.) 


KGPräſ. i. R. Wirkl. Geh. Ober JR. Dr. v. Staff, Berlin: 
„Der Schiedsgerichtsgedanke im öffentlichen und 
bürgerlichen Recht“. 

Der Vorſitzende gab in anregender Form einen überblick über 
die Geſchichte des Schieds⸗ und Sühnegedankens im Recht und zog 
im weiteren Verlauf der Ausführungen eine geiſtvolle Parallele 
zwiſchen den internationalen und den deutſchen Schiedsgerichten (gl. 
die genauere Wiedergabe DFZ. 1925, 723, 775—779). Er befür⸗ 
wortete gegenüber den für den Einzelfall beſtellten Schiebsgerichten 
den weiteren Ausbau der ftändigen, an die großen Organkſationen 
der Wirtſchaft und des öffentlichen Rechts angeſchloſſenen ſtändigen 
Schiedsgerichte. 

Dieſe Tendenz fand bei aller Anerkennung des ſonſtigen hervor⸗ 
ragenden Inhalts des Vortrags in der Verſammlung lebhaften 
Widerſpruch. Die beiden Redner der ſich daran ſchließenden Aus⸗ 
ſprache, Geh. IR. Dr. Edwin Katz und JR. Albert Pinner, 
bekämpften die daraus ſprechende Neigung, die ſtaatliche Gerichtsbar⸗ 
keit zugunſten der ſtandigen Schiedsgerichte, insbeſondere der Drga- 
niſationsſchiedsgerichte, weiter zurückzudrängen. 

Der lebhafte Beifall, den dieſe Ausführungen in der zahlreich 
beſuchten Verſammlung fanden, zeigte, daß die überwiegende Mehr⸗ 
zahl der Anweſenden, namentlich die Richter und Anwalte, den 
Standpunkt der Diskuſſionsredner teilten. 


Der 12. Deutſche Seeſchiffahrtstag. 


Am 30./31. März d. J. haben ſich im Sitzungsſaale des preuß. 
Staatsrates zu Berlin zu gemeinſamem Raten und Taten zu⸗ 
ſammengefunden der Deutſche Nautiſche Verein und der 
Verband Deutſcher Seeſchiffervereine unter Führung 
ihrer verdienten Vorſitzenden Reeder Holm, Flensburg, und Kapi⸗ 
tân Simonſen, Hamburg. Beide Verbände tagen feit langem 
alljährlich gemeinſchaftlich unter dem Namen Deutſcher See⸗ 
ſchiffahrtstag, der als das nautiſche Parlament bekannt it. 
Die diesjährige Tagung war beſonders ausgezeichnet durch die "Zeite 
nahme des ſtellverkretenden Reichspräſidenten Dr. Simons, der 
allen ſeerechtlichen und nautiſchen Dingen ganz beſonderes Inlereſſe 
entgegenbringt. Das Reichswirtſchaftsminiſterium und die Marine⸗ 
leitung waren durch ihre Spitzen vertreten. Man ſah zahlreiche 
Vertreter der beteiligten Reichsminiſterien, der Landesregierungen 
und der Behörden, der Reedereien und der anderen an der Seeſchiffahrt 
intereſſierten Kreiſe. Eingeleitet wurden die Beratungen über die 
reichhaltige, glatt erledigte Tagesordnung durch einen vorzüglichen, 
klaren Vortrag des Direktors der Hamburg⸗Amerika⸗Linie Dr. Sien 
über die Lage der deutſchen Seeſchiffahrt, der leider kein erfreuliches 
Bild entrollen konnte, aber doch die Wege zeigte, durch deren Be⸗ 
ſchreitung in Zukunſt Beſſerung erhofft werden kann. Es wurden 
ſodann deſprochen Fragen betr. Stabilität der Geet At 
und Verbeſſerung der Nebelſignalmittel. Ein Referat 
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beſchäſtigte ſich mit dem wilden Schulſchiffweſen, deſſen 
Auswüchſe durch die Preſſe ſattſam bekannt geworden und zu deſſen 
Beſeitigung bereits energiſche Schritte unternommen ſind. Inter⸗ 
eſſante, anſchauliche Vorträge berufenſter Vertreter über techniſche 
Navigation (Funkpeiler, Sextanten, Waſſerſchallſender, Luftſchall⸗ 
ſender, Echolot), moderne Auswandererſchiffe, Entwicklung des 
Funkennachrichtendienſtes in der deutſchen Handelsſchiffahrt und über 
die Seemannsheime feſſelten die Hörer. Zum Punkte Konſulats⸗ 
weſen wurde beſchloſſen, dem Auswärtigen Amte ans Herz zu 
legen, möglichſt beſchleunigten Abſchluß von neuen Konſulats⸗ 
verträgen an Stelle aufgehobener, Vermehrung der Berufskonſulate 
in für die deutſche Schiffahrt wichtigen Hafenplätzen und Beſtellung 
von Schiffahrtsſachverſtändigen bei den Berufskonſuln der größeren 
Hafenplätze. Zur Seeſtraßenordnung wurde gewünſcht, deren 
Abänderung vorzubereiten. Es ſoll ein zwölfgliedriger Ausſchuß die 
Wünſche und Anregungen betr. Anderung der Seeſtraßenordnung 
ſammeln und durchberaten, damit das ſo vorbereitete Material als 
Unterlage bei internationalen Verhandlungen über Anderung der 
Seeſtraßenordnung, die gegebenenfalls anzuregen die Reichsregierung 
gebeten werden ſoll, dienen kann. 

Das Seeunfallgeſetz von 1877 iſt ein Gegenſtand, mit 
dem die intereſſierten Kreiſe ſich ſchon ſeit längerem eingehend be⸗ 
ſchäftigen. Allſeitig wird das Geſetz als reformbedürftig bezeichnet, 
insbeſondere in folgenden Beziehungen. Es muß klargeſtellt werden, 
unter welchen Bedingungen auch Perſonenunfälle unter den Begriff 
der Seeunfälle gehören, deren Unterſuchung in öffenklich⸗rechtlichem 
Intereſſe zu veranlaſſen der Hauptzweck des Geſetzes iſt. Außerſt 
wichtig ift die Frage, ob das Seeamt einem Pakentinhaber, alfo 
einem Kapitän, Schiffsoffizier oder Maſchiniſten, das Patent nur 
entziehen kann, wenn ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen Un⸗ 
fall und Verſchulden das Patentinhabers beſteht, wie es das jetzt in 
Geltung befindliche Geſetz beſtimmt, oder ob, wie angeſtrebt wird, 
auch dann eine Patententziehung möglich iſt, wenn der Patent⸗ 
inhaber nur bei Gelegenheit des Seeunfalles durch ſein Verhalten 
den Mangel einer Eigenſchaft bewieſen hat, die zur Ausübung des 
Gewerbes als Kapitän uſw. erforderlich ift. Gewünſcht wird noch, 
den Seeämtern die Befugnis der Patententziehung auch ohne An- 
trag des Reichskommiſſars zu geben. Ferner wird gewünſcht eine 
Erweiterung der Berufungsmöglichkeit angeſichts eines Seeamts⸗ 
ſpruches ſowie Einführung von Beſtimmungen, die die Wiederauf⸗ 
nahme eines durch Spruch geſchloſſenen ſeeamtlichen Verfahrens er⸗ 
möglichen. Alle Wünſche zum Seeunfallgeſetz, die die intereſſierten 
Kreiſe haben, ſind der Reichsregierung längſt bekannt, doch dieſe 
zögert noch immer mit Vorlage eines neuen a iA und war 
auch auf dem Seeſchiffahrtstage, auf dem dieſer Gegenſtand an- 
geſprochen wurde, nicht zu bewegen, bündig zu erklären, ob bzw. 
wann ein ſolcher neuer Entwurf zur Diskuſſion geſtellt werden wird. 

Einen weiteren Gegenſtand der Tagesordnung bildete das 
ſehr überhandnehmende Überſchmugglerunweſen, dem un 
bedingt entgegengetreten werden muß. Der Seeſchiffahrtstag hat in 
Vorſchlag gebracht eine Strafbeſtimmung folgenden Inhalts: „Wer 
ſich in der Abſicht unerlaubter Auswanderung oder unerlaubter Ein⸗ 
wanderung oder, um ſich freie Fahrt zu verſchaffen, an Bord eines 
deutſchen Seeſchiffes ohne Wiſſen oder gegen den Willen des Be⸗ 
rechtigten begeben hat, wird mit Gefängnis bis zu 2 Jahren be⸗ 
ſtraft.“ Es wurde gewünſcht, daß vor endgültiger Redaktion einer 
ſolchen Strafbeſtimmung die berufenen ſachverſtändigen Korpora⸗ 
tionen gehört werden mögen und daß bis zum Inkrafttreten neuer 
Strafbeſtimmungen die Strafverfolgungsbehörden angewieſen werden 
möchten, die beſtehenden materiellen und prozeſſualen Vorſchriften 
ſo anzuwenden, wie es das große öffentliche Intereſſe erfordert. 

Schließlich ſei berichtet, daß auch über vorläufige Richtlinien 
für die Anwendung der Seeſtraßenordnung auf Rotorſchiffe, in Bor- 
bereitung einer geſetzlichen Regelung dieſer Frage, beraten wurde. 
Unter Ablehnung des Gedankens, daß das Rotorſchiff mit Rückſicht 
auf feine größere Manöorierfähigkeit bei Tage jedem anderen Segel⸗ 
ſchiff aus dem Wege gehen müſſe, wurde im Einvernehmen mit 
dem Reichsverkehrsminiſterium beſchloſſen, daran feſtzuhalten, daß 
die Rotorſchiffe den Motorſegelſchiffen gleichzuachten und denſelben 
Beſtimmungen zu unterwerfen ſind. Danach ſoll alſo ein Rotor⸗ 
ſchiff, welches lediglich unter Ausnutzung der Windkraft unter Ze 
nutzung der Drehtürme (Rotoren) fährt, als Segelſchiff i. S. der 
Seeſtraßenordnung gelten, während die Vorſchriften über Dampf⸗ 
ſchiffe zur Anwendung zu bringen find, wenn das Rotorſchiff Motor 
und Schraube im Betrieb hat. Als beſonderes Kennzeichen für ein 
in Fahrt befindliches, feinen Schiſfsmotor (Schraubenantrieb) ge- 
brauchendes Rotorfahrzeug wurde ein an ſichtbarer Stelle zu füh⸗ 
render ſchwarzer Kegel in Ausſicht genommen. Die Frage der Be- 
handlung der Rotorſchiffe im Rahmen der Seeſtraßenordnung, für 
die übrigens zwecks Vermeidung einer Verwechſlung mit den Motor⸗ 
ſchiffen die auf ihren Erfinder hinweiſende Bezeichnung „Flettner⸗ 
ſchiffe“ vorgeſchlagen wurde, ift noch nicht völlig geklärt. Das Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſterium hat noch Bedenken gegen eine Gleichſtellung 
der Rotorſchiffe mit den Motorſeglern. 

Die Tagungen des Deutſchen Seeſchiffahrtstages ſind in hohem 
Maße förderlich für die Belange der deutſchen Seeſchiffahrt. 

RA. Dr. Schulze⸗Smidt, Bremen. 


Vereine 


(Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Erſter internationaler Funkrecht-Kongreß Paris. 
Vom 14.—18. April 1925. 


Faſt unbemerkt von Deutſchland vollzog ſich in Frankreich i. J. 
1923 die Gründung des Comité International de la I. S. F. 
(Tel&graphie sans fil). Dieſe Geſellſchaft hat fih zur Aufgabe ge- 
ſtellt, die wiſſenſchaftlichen Vorarbeiten für eine zwiſchenſtaatliche 
Vereinbarung über das Funkrecht zu leiſten. Aus privater Initiative 
entſtanden, hat dieſes internationale Komitee es in den zwei Jahren 
ſeines Beſtehens fertiggebracht, in faſt durchweg allen Kulturſtaaten 
Arbeitsausſchüſſe zwecks Studiums der Fragen des Funkrechtes zu 
begründen, die ihrerſeits einen Vertreter als Mitglied in dieſes 
Komitee delegiert haben, das dann das Verbindungsglied zwiſchen 
dem Komitee und dem betr. Arbeitsausſchuß und damit der Juſtiz⸗ 
verwaltung des betr. Landes darſtellt. Dieſer Vertreter hat die Auf⸗ 
gabe, die Ergebniſſe der wiſſenſchaftlichen Arbeiten ſeines heimiſchen 
Arbeitsausſchuſſes dem Komitee zu übermitteln, und insbeſondere 
dieſem die ſpeziellen Wünſche ſeines Staates hinſichtlich der zwiſchen⸗ 
ſtaatlichen Regelung des Funkrechtes mitzuteilen. Als Organ hat 
das Internationale Komitee die Revue Juridique inter- 
nationale de la radioélectrieité unter der Leitung des 
RA. Homburg, Paris, gegründet, von der zur Zeit 5 Hefte vor⸗ 
liegen, die die in den Arbeitsſitzungen des Komitees gehaltenen Re⸗ 
ferate enthalten. 

In Öfterreich ift die Bildung eines ſolchen Arbeitsausſchuſſes 
im Gange. In Deutſchland ift dies noch nicht gelungen, fo daß die 
deutſchen Juriſten alle Urſache haben, dieſes Säumnis möglichſt 
bald auszugleichen. Ich habe es als Vertreter des Deutſchen Funt- 
kartells bei jenem Kongreſſe peinlich empfunden, daß über dieſe 
intereſſauten und ſchwierigen Rechtsfragen in Deutſchland noch nicht 
gearbeitet worden iſt. 

Die Verhandlungen jenes Kongreſſes, die ſelbſtverſtändlich auf 
ſtreng wiſſenſchaftlicher Grundlage erfolgten, waren außerordentlich 
intereſſant: Die Referate über die einzelnen Fragen des Funk⸗ 
verkehrs (Freiheit des Athers, Urheberrecht, Unlauterer Wettbewerb) 
waren vorzüglich, insbeſondere das von Taillefer, Paris. Nach 
lebhafter Erörterung wurden die Ergebniſſe der Kongreßverhand⸗ 
lungen in folgenden Nefolutionen niedergelegt: 


L 
Im Ather befteht kein Eigentum. Unbeſchadet des Rechts jedes 
Staaates, dieſe Materie zu regeln, darf die freie Benutzung des 
Athers nicht zu einer Störung der öffentlichen Ordnung, zu einer 
Einwirkung auf die Sicherheit des Staates führen, die Anwendung 
von Vorkehrungen zur Sicherung des menſchlichen Lebens nicht ver⸗ 
hindern oder die Freiheit des Verkehrs im Staate oder zwiſchen den 

Staaten nicht erſchweren. d 

II. 


Das Urheberrecht — anerkannt durch die revidierte Berner 
Übereinkunft vom Jahre 1908 zum Schutze von Werken der Literatur 
und Kunſt — bezieht ſich auf die Verbreitung urheberrechtlich ge⸗ 
ſchützter Werke, gleichviel in welcher Weiſe die Wiedergabe oder der 
Vortrag oder die Aufführung dieſes Werkes geſchieht. Das Ur⸗ 
heberrecht bezieht ſich ſomit auch auf die Wiedergabe durch den 
Sender. f 

II. 


Zur funkmäßigen Wiedergabe eines Vortrags oder einer Auf- 
führung bedarf es der Zuſtimmung des Vortragenden bzw. Auf⸗ 
führenden, 

IV. 


Eine gewerbsmäßige Benutzung der Sendung ſeitens des Emp⸗ 
fängers ift nur mit Zuſtimmung des Senders geſtattet. 


V. 

Die geſetzlichen Beſtimmungen gegen den unlauteren Wett- 
bewerb — Pariſer Übereinkunft von 1883, revidiert in Brüffel 
und Waſhington — finden Anwendung auf alle Arten von Ber- 
wendung funkmäßig wiedergegebener Nachrichten. 


RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 


Verein der ruſſiſchen vereidigten Rechtsanwaltſchaft in 
Deutſchland E. Y. 


Der Verein der out, vereid. RA. in Deutſchland wurde im Jahre 
1920 gegründet. Er hat den Zweck, den zur Zeit in Deutſchland ver⸗ 
weilenden Mitgliedern der ruff. vereid. RA. die Möglichkeit gegen- 
ſeitiger Unterftügung und ſonſtigen Schutzes ihrer Intereſſen zu ver⸗ 
ſchaffen wie auch die Möglichkeit, ihre Fachkenntniſſe als Sachverſtän⸗ 
dige in Fragen des ruſſiſchen Rechts anzuwenden (8 1 der Satzung). 
Die Gründung des Vereins entſprach auch einem ſtark ausgedrückten 
Bedürfniſſe vieler ruſſiſcher Rechtsanwälte, die aus politiſchen und 
wirtſchaftlichen Gründen ihre Heimat verlaſſen mußten, das rege 
Standesleben, an welches ſie in Rußland gewöhnt waren, fortzuſetzen. 
Der Vorſtand der Anwaltskammer in Rußland, insbeſ. in Peters⸗ 
burg, Moskau, Odeſſa, Charkoff und die Generalverſammlungen der 
Rechtsanwälte regulierten das geſamte Standesleben der Advokaten 
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und leiſteten eine erfolgreiche Arbeit, die hier in Deutſchland von 
den Anwaltskammern und den Anwaltsvereinen geleiſtet wird. Dieſes 
korporative Leben fettete die Rechtsanwälte zu einer ſtrammen lebens» 
fähigen und tätigen Organiſation zuſammen und bildete bei den ruſſi⸗ 
ſchen Rechtsanwälten im Laufe der 60jährigen Geſchichte des Standes 
ein Gefühl der Zuſammengehörigkeit, die ihren Ausdruck auch im 
Exil — in der Gründung eines Vereins fand. Die Zahl der Mite 
glieder betrug bei der Gründung nur 30, ſtieg jedoch im zweiten 
Jahre auf 45, im Jahre 1922 auf 139 und im Jahre 1923 auf 
186 Mitglieder; im Jahre 1924 waren es nur 129 Mitglieder, was 
durch den Zug der Emigrauten nach Frankreich zu erklären ift. 


Das erſte, woran der Verein herantrat, war die Gründung einer 
Beratungaſtelle für ruſſiſche Flüchtlinge, die ſchon im Jahre 1922 
geſchaffen wurde und bis jetzt tatig iſt (Uhlandſtraße 156, in den 
Räumen des alten Ruſſiſchen Roten Kreuzes). Der Kreis der Kunden 
der Beratungsſtelle beſteht aus armen ruſſiſchen Flüchtlingen, die 
meiſtenteils auch der deutſchen Sprache nicht mächtig find. Die Nat 
ſchläge werden von ruſſiſchen Rechtsanwälten und für Arme voll⸗ 
ſtändig unentgeltlich gegeben. Die Beratungsſtelle erteilt Gutachten 
über ruſſiſches Recht — öſters auch auf Anfragen deutſcher Gerichte. 

Schon vom erſten Jahre der Gründung des Vereins an erfolgten 
ein- bis zweimal monatlich Vorträge über Rechtsfragen, an denen 
die Mitglieder des Vereins ſehr regen Anteil nehmen. 


Die große Not, in der die aus Rußland geflüchteten Rechts⸗ 
anwälte ſich befinden, gab Veranlaſſung zur Gründung einer Unter⸗ 
ſtützungskaſſe, die leider nur über kleine Mittel verfügt, aber doch 
in den kraſſeſten Fällen der Not den notleidenden ruſſiſchen Kollegen 
zur Hilfe kam. 

Der Verein fand bei der Berliner Anwaltskammer und bei dem 
Berliner Anwaltsverein ein freundliches und kollegiales Entgegen⸗ 
kommen. Solange die Anwaltskammer über ihre eigenen Räume am 
Schöneberger Uſer verfügte, fanden die Verſammlungen des Vereins 
in dem Saal der Anwaltskammer ſtatt. Der Berliner Anwaltsverein 
ftellt zu jedem Vortrag, der im Vereine ſtattfindet, eine genugende 
19 von Eintrittseinladungen zur Verfügung der Mitglieder des 
ruſſiſchen Vereins, die auch eifrig dieſe Vortrage beſuchen. Anderer⸗ 
ſeits bemüht ſich der Verein, die profeſſionelle Tätigkeit feiner Mit⸗ 
glieder, von denen ein Teil die ruſſiſche Anwaltspraxis (Gutachten 
über ruſſiſches Recht, Vorarbeiten für deutſche Anwälte uſw.) ausübt, 
ſo zu regeln, daß dieſe Tätigkeit in keinen Konflikt mit den deutſchen 
Standesregeln kommt. So wurde, im Einvernehmen mit der Berliner 
Anwaltskammer, den Mitgliedern des Vereins zur Pflicht gemacht, 
in ihren Zeitungsanzeigen i) fih nur mit Angabe ihrer Adreſſe und 
Empfangsſtunden zu begnügen und jeden Anſchein zu vermeiden, als 
beſtehe zwiſchen dieſen ruſſiſchen Anwälten und gewiſſen deutſchen An⸗ 
wälten, mit denen ſie Bürogemeinſchaft haben, ein Sozietätsnerhält- 
nis. Der Verein hat feinen Mitgliedern die Forderung geſtellt, daß 
ſie ſich zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen nicht lediglich Rechts⸗ 
anwälte, ſondern „ruſſiſche Rechtsanwälte“ nennen. Dieſe Vorſchriſten 
des ruſſiſchen Vereins werden von den ruſſiſchen Rechtsanwalten 
ſtrikt befolgt. 

Im Oktober 1922 fand in Berlin ein vom Verein einberufener 
Kongreß der ruſſiſchen Juriſten ſtatt, an dem ruſſiſche emigrierte 
Juriſten aus Deutſchland, Frankreich, England und anderen Ländern 
der ruſſiſchen Emigration teilnahmen. Der Kongreß, der unter dem 
Vorſitz des Prof. ron Nolde (Paris) und des ruſſiſchen Rechts- 
anwalts B. Gerſchun (Berlin) tagte, widmete ſeine Arbeit haupt⸗ 
ſächlich den Fragen des Perſonalſtatuts der ruſſiſchen Flüchtlinge, 
der rechtlichen Lage der Flüchtlinge in verſchiedenen Staaten Europas 
und der kritiſchen Beurteilung des Sowjetrechts. Die Arbeiten des 
Hongreſſes, an dem etwa 100 Juriſten teilnahmen, ſind abgedruckt 
und im Verkauf vorhanden. Der Kongreß bildete in Paris und Berlin 
beſtändige Ausſchüſſe der Kongreſſe der ruſſiſchen Juriſten, die ſich 
der weiteren Ausarbeitungen der Rechtsfragen der ruſſiſchen Emi⸗ 
gration widmen ſollen. 


Vereine ruſſiſcher Rechtsanwälte beſtehen in Berlin, 
London, Brüſſel und Neuyork. 
ut, RA. Boris Gerſchun, Berlin. 
Vorſitzender des Vereins der of. vereidigten Rechts⸗ 
anwaltſchaft in Deutschland E. V., vorm. Mitglied 
des Vorſtandes der Petersburger Anwaltskammer. 


Paris, 


1) Die ruſſiſchen Anwaltsſitten waren in 
noch ſtrenger als die deutſchen. Nicht nur Zeitungsanzeigen, ſondern 
auch Anbringung von Namensſchildern an den äußeren Haustüren, 
wie ſie in Deutſchland allgemein üblich ſind, galten nicht für ſtandes⸗ 
gemäß. Der Verein hielt es aber für richtig, den ruſſiſchen Anwälten 
in Deutſchland Zeitungsanzeigen zwar nur mit Adreſſenangabe zu 
geſtatten, da dies die einzige Möglichkeit iſt, ihren Bekannten und 
Freunden die Ankunft in Deutſchland bekanntzugeben. Dieſe An⸗ 
zeigen finden nur in ruſſiſchen Zeitungen ſtatt und werden nur von 
ſehr wenigen ruſſiſchen Rechtsanwälten benutzt. 


Anſehung von Reklame 


Vereine 
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Deutſche Geſellſchaft für Völkerrecht. 
VI. Tagung vom 3.—6. Juni 1925 zu Stuttgart. 


Die am 6. Jan. 1917 in Berlin gegründete Geſellſchaft hat ſich 
zwei Aufgaben geſetzt: 1. Die Förderung des Völkerrechts und ſeiner 
Wiſſenſchaft, durch Verſammlung von Vertretern des Völkerrechts, 
Theoretikern wie Praktikern, ſowie Vertretern der als Hilfswiſſen⸗ 
ſchaften erheblichen Wiſſensgebiete zu gemeinſamer wiſſenſchaftlicher 
Arbeit. 2. Die Anregung und Förderung des heranwachſenden Ge⸗ 
ſchlechtes zur Arbeit am Völkerrecht. 

Die Entwicklung der Geſellſchaft wird durch die Gegen⸗ 
ſtände dargelegt. 

Auf der erſten Jahresverſammlung vom 5.—7. Okt. 
1917 in Heidelberg waren die Gegenſtände „Deutſchlands Anteil 
an der Entwicklung des Völkerrechts“ (Ref. Dr. Niemeyer, Kiel), 
„Deutſche und engliſche Kriegsrechtsauffaſſung“ (Ref. Dr. Mendels- 
ſohn⸗Bartholdy, Würzburg). Es wurden zwei programmatiſche 
Erklärungen über die Ziele der Geſellſchaft kundgegeben. Hervor- 
zuheben find folgende Terte: 

„Die Erfahrungen des Weltkrieges haben die Überzeugung in 
uns gereift, daß die Bildung einer Deutſchen Geſellſchaft für Völker⸗ 
recht, die ſchon ſeit Jahren angeſtrebt war, nicht mehr länger aufe 
geſchoben werden durfte. Trotz der Erſchütterungen, die das Völker⸗ 
recht in dem Kriege erlitten hat, ſind wir gewiß, daß dem Völker⸗ 
recht und ſeiner Wiſſenſchaft, wie ſich auch die Verhältniſſe geſtalten 
mögen, große Aufgaben erwachſen werden.“ 

1. „Die Geſellſchaft ſetzt ſich zwei Zwecke: Sie will die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Erkenntnis des Völkerrechts fördern. Einmal bedarf es 
der gemeinſamen Überlegung und ausführlichen Ausſprache der Sach⸗ 
kenner, um die Fragestellungen und Forſchungsrichtungen heraus- 
zufinden, für welche die wiſſenſchaftliche Bearbeitung beſonders dring⸗ 
lich iſt. Es ſoll dann auf die Bearbeitung einzelner ſo gefundener 
Aufgaben durch Preisausſchreiben oder durch beſondere Auftrage und 
durch Bereitſtellung von Geldmitteln hingewirkt werden. Sodann gibt 
es eine Reihe von wiſſenſchaftlichen Aufgaben. deren Bewältigung 
die Kräfte eines einzelnen überſteigt. Hier ift die Arbeit einer Geſell⸗ 
ſchaft unentbehrlich, welche ſolche Unternehmungen organiſtert. 

2. Die zweite große Aufgabe iſt die Mitarbeit am Wiederaufbau 
und Ausbau des Völkerrechts. Wir wollen Vorarbeit leiſten für 
die künftigen internationalen Abmachungen, um das, was Deutſch⸗ 
land dabei fordern muß, zum Ausdruck zu bringen. Der Weg hierzu 
ift, nach Art des Deutſchen Juriſtentages, begründete Gutachten und 
Vorſchläge hervorragender Praktiker und Theoretiker des Völkerrechts 
einzuholen. Hierüber ſoll dann in den Verſammlungen der Geet: 
ſchaft mündlich verhandelt und Beſchluß gefaßt werden. Die Gejel- 
ſchaft wird die beſchloſſenen formulierten Vorſchläge den leitenden 
Stellen des Reichs zur Kenntnisnahme übermitteln und in jeder ge⸗ 
senden Weiſe für ihre Anerkennung und Verwirklichung tätig 
werden.“ 

Die zweite Jahresverſammlung in Kiel vom 18. 
bis 21. Sept. 1918 brachte Vorträge über „Völkerrechtliche Siche⸗ 
rungen der internationalen Verkehrsfreiheit in Friedenszeiten“ (Ref 
Prof. Dr. Harms, Kiel; Prof. Dr. van Caller, Kiel), „Staats⸗ 
angehörigkeit der juriſtiſchen Perſonen“ (Ref. Neumeyer, Munchen, 
und NER. Dr. Neukamp, Leipzig). 

Am 19. Sept. 1918 wurde einſtimmig beſchloſſen, eine Studien ⸗ 
kommiſſion für den Völkerbund einzuſetzen. Der von dieſer Rome 
miſſion ausgearbeitete Text wurde unter dem Titel „Der Völker⸗ 
bundsentwurf der Deutſchen Geſellſchaft für Völkerrecht. Vorſchläge 
für die Organiſation der Welt“ am 11. Jan. 1919 der Deutſchen 
Reichsregierung mit dem Antrag überſandt, die Reichsleitung wolle 
dieſen Entwurf den Verhandlungen über den Völkerbund zugrunde 
legen. (Die Reichsregierung verwendete den Entwurf als Unterlage 
für den den alliierten und aſſoziierten Regierungen in Verſailles vore 
gelegten Völkerbundsentwurf.) 

Die dritte Jahresverſammlung vom 21. bis 24. April 
1922 in Hamburg war der wiſſenſchaftlichen Behandlung wich⸗ 
tigſter Fragen des Verſailler Vertrages gewidmet: „Grundlagen des 
Ausgleichsverfahrens unter Berückſichtigung der wichtigſten Streit- 
fragen nach dem Verſailler Vertrag“ (Prof. Dr. Nußbaum, Berlin, 
und OberReggtat Dr. Fuchs, Berlin), „Ausgleichs⸗ und Liquida⸗ 
tionsverfahren in ihrer völkerrechtlichen Bedeutung und in ihrer 
Wirkung“ (Landrichter Dr. Weidlich, Stuttgart, und Geh. Hofrat 
Prof. Dr Mendelsſohn Bartholdy, Hamburg), „Anſprüche 
von Ausländern gegen das Deutſche Reich nach Teil X des Verſailler 
Vertrages“ (Prof. Dr. Partſch, Berlin, und Os Rat Dr. Keel ⸗ 
mann, Berlin), „Vorkriegsverträge gemäß dem Verſailler Vertrag“ 
(RA. Dr Ernſt Wolff, Berlin), „Internationale Gerichtsbarkeit 
und die Gemiſchten Schiedsgerichtshöfe des Verſailler Vertrages“ 
(Dr. Zitelmann, Bonn), „Angemeſſene Entſchädigung im Sinne 
des Art. 299 b des Friedensvertrages“ (RA. Dr. Grimm). Die Ver⸗ 
handlungen über die Rechtſprechung der Internationalen Gemiſchten 
Schiedsgerichte führten zu folgender Schlußreſolution: 

„Auf übereinſtimmenden Antrag der Herren Niemeyer und 
Zitelmann wird das Bedürfnis ſeſtgeſtellt, daß die Rechtſprechung 
der durch den Verſailler Vertrag geſchaffenen Gemiſchten Schieds⸗ 
gerichtshöfe jo geſtaltet wird, daß wenigſtens die Auslegung des Ver⸗ 
trages den anerkannten Grundſätzen der Jurisprudenz entſpricht.“ 
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Die vierte Jahresgeneralverſammlung ber Geſell⸗ 
ſchaft fand am 13. bis 16. April 1923 in Leipzig ſtatt. Staats⸗ 
angehörigkeit und Volkszugehörigkeit waren der Hauptgegenſtand der 
Tagesordnung, die folgende Vorträge brachte: „Hiſtoriſche Entwick⸗ 
lung des Optionsrechts“ (Prof. Dr. Schoenborn, Kiel), „Options⸗ 
recht und Minderheitenſchutz“ (Prof. Dr. E. Kaufmann, Bonn), 
„Die Volkszugehörigkeit und die völkerrechtliche Vertretung der natio⸗ 
nalen Minderheiten“ (Prof. Dr. Laun, Hamburg), „Der Rechts⸗ 
gang bei Minderheitenbeſchwerden“ (RegRat Dr. Szagunn, Berlin), 
„Staatsangehörigkeit als Anknüpfungsbegriff im internationalen Ver⸗ 
waltungsrecht“ (Priv Doz. OLGR. Dr. Ernſt Iſay, Bonn). In 
einer durch Hinzuziehung völkerrechtlicher Fachvertreter erweiterten 
Verſammlung des Rates der Geſellſchaft wurde folgende Reſolution 
angenommen: 


„Die Deutſche Geſellſchaft für Völkerrecht hat auf ihrer vierten 
Jahresverſammlung zu Leipzig vom 13. bis zum 16. März 1923 
die rechtlichen Grundlagen des franzöſiſch⸗belgiſchen Vorgehens im 
SCH im Rheinland und in Baden nach allen Seiten eingehend 
geprüft. 

Die deutſchen Vertreter der Völkerrechtswiſſenſchaft haben ſich 
darüber Rechenſchaft gegeben, daß es ihre Aufgabe iſt, hierbei nur 
dem Rechtsgedanken im Geiſte der Wiſſenſchaft zu dienen. Sie haben 
ſich zu einhelliger Rechtsüberzeugung im folgenden zuſammengefunden: 

1. Wenn die Reparationskommiſſion nach 88 17 und 18 der 
Anl. II hinter Art. 244 des Verſailler Vertrages eine vorſätzliche 
Nichterfüllung von Reparationsverpflichtungen feſtgeſtellt hat, ſo 
könnten Zwangsmaßnahmen ergriffen werden, — jedoch immer nur 
kraft einſtimmigen Beſchluſſes aller derjenigen alliierten und aſſo⸗ 
ziierten Regierungen, die das Recht haben, in der Reparationskom⸗ 
miſſion vertreten zu fein. An dieſem einſtimmigen Beſchluſſe fehlt es. 

2. Nach dem bezeichneten § 18 ſteht es den alliierten und affos 
ziterten Mächten zu, finanzielle und wirtſchaftliche Sperr- und 
Zwangsmaßnahmen anzuwenden oder andere Maßnahmen ähnlicher 
Art zu ergreifen, ſoweit ſolche von den Regierungen der betroffenen 
Mächte („gouvernements respectifs“) für erforderlich erachtet wer⸗ 
den („pourront estimer nécessitées“). Aber die Entſcheidung hier⸗ 
über ſteht lediglich der Geſamtheit der Mächte zu. 

3. Der 8 18 ſpricht zunachſt von finanziellen und wirtſchaftlichen 
Sperr⸗ und Zwangsmaßnahmen. Die dann folgende Generalklauſel 
kann ſich nur auf Maßnahmen verwandter Art beziehen. Frankreich 
und Belgien ſind jedoch mit militäriſcher Macht in deutſches unbe⸗ 
ſetztes Gebiet einmarſchiert. Zugleich zwiszen fie dem Lande links 
des Rheines eigenmächlig eine neue Ordnung auf. 

4. Als „Garantie“ der vollſtändigen Ausführung des Verſailler 
Vertrages hat Teil XIV die Beſetzung des linken Rheinufers vor⸗ 
geſehen und damit die Möglichkeiten eines erlaubten Eingriffes in 
die deutſche Gebietshoheit erſchöpfend geregelt. An keiner anderen 
Stelle des Verſailler Vertrages, insbeſondere nicht in Art. 248, iſt 
eine rechtliche Handhabe für eine andere Antaſtung deutſchen Gebietes 
gegeben. 

5. Jede Berufung auf geſchichtlich bekannte Nepreffalienfälle wird 
durch die erſchöpfenden Beſtimmungen des Verſailler Vertrages unter 
allen Umſtänden ausgeſchloſſen. Überdies würde der franzöſiſch⸗ 
belgiſche Einſpruch auch unter dem Geſichtspunkt der Repreſſalie nicht 
gerechtfertigt werden können, weil der angewandte Zwang nach Art 
und Maß in keinem Verhältnis zu den behaupteten geringfügigen 
Verfehlungen Deutſchlands ſteht. 

Das franzöſiſch-belgiſche Vorgehen ſtellt fih nach alledem als 
eine ſchwere Verletzung des Verſailler Vertrages und des Völkerrechts 
dar. Das Recht wird hier zur Verhüllung machtpolitiſcher Beſtrebun⸗ 
gen mißbraucht.“ 

Die fünfte Jahresver ſammlung vom 11. bis 14. Juli 
1924 in Würzburg konzentrierte ſich auf „Das Völkerrecht der 
Staatsangehörigkeit“ (Ref. Dr. Piloty, Würzburg) und die „Staats⸗ 
angehörigkeit auf dem Gebiete des gewerblichen und geiſtigen Ur⸗ 
heberrechts“ (Geh. und ObergRegRat Neuberg, Berlin). Die Ber- 
ſammlung nahm folgende Erklärung an: 

Eine „Staatsangehörigkeitskommiſſion“ hat die Aufgabe über⸗ 
nommen, einen „Entwurf zur Staatsangehörigkeitskonvention“ aus⸗ 
zuarbeiten. 

Den Vorſitz der Geſellſchaft führt ihr Begründer, Geh. IR. 
Prof. Dr. Th. Niemeyer, deſſen Anſehen in der Deutſchen Ge- 
lehrtenwelt, deſſen Ruf als Lehrer und Forſcher des Völkerrechts im 
Ausland, deſſen Wirkſamkeit als Membre de Institut de droit 
international und Vizepräſident der International Law Aſſociation 
die Gewähr bietet, daß die Deutſche Geſellſchaft für Völkerrecht in 
ihrer Beſonderheit den internationalen Geſellſchaften gegenüber — 
in der Betonung der deutſchen wiſſenſchaftlichen Einſtellung zum 
Völkerrecht, der ſpezifiſch deutſchen Betrachtungsweiſe gegenüber der 
anglo⸗amerikaniſchen oder der romaniſchen wiſſenſchaftlichen Cin- 
ſtellung — ebensowenig den großen Zuſammenhang der internatio- 
nalen Wiſſenſchaft des Völkerrechts wie den Blick auf die praktiſchen 
Notwendigkeiten im Staats⸗ und Völkerleben verliert. Vertreter 
des Völkerrechts, Theoretiker und Praktiker ſowie Vertreter der als 
Hilfswiſſenſchaften erheblichen Wiſſensgebiete, Diplomaten, Politiker, 
Wirtſchaftswiſſenſchafter, Hiſtoriker, Geographen und Vertreter des 
Wirtſchaftslebens ſind zu gemeinſamer wiſſenſchaftlicher Arbeit in der 
Geſellſchaft verſammelt. Die Leitung der Geſellſchaft iſt in die Hände 
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eines aus hervorragenden Kennern des Völkerrechts gebildeten Vor⸗ 
ſtands gelegt, dem zur Zeit außer dem Vorſitzenden Geh. IR. Prof. 
Dr. Niemeyer, GHN. Prof. Dr. Meurer, GHR. Prof. Dr. Beer, 
Geh. Hofrat Prof. Dr. Mendelsſohn Bartholdy, Prof. Schoen⸗ 
born, Prof. Schücking und RGPräſ. Dr. Simons angehören. 
Dem Vorſtand zur Seite ſteht der Rat, der aus 12—32 Mitgliedern 
ſatzungsgemäß beſtehen kann, und dem Vertreter der Wiſſenſchaft 
und Praxis des Völkerrechtes, auch ein Vertreter der Anwaltſchaft, an⸗ 
gehören. Die Zahl der Mitglieder, die anfangs auf einen Kreis von 
etwa 100 Perſönlichkeiten beſchränkt bleiben ſollte, hat entſprechend 
der ſteigenden Bedeutung und Verbreitung des Völkerrechts in den 
letzten Jahren einen jo großen Aufſchwung genommen, daß fie heute 
ſich verdreifacht hat. 

Die bevorſtehende vom 3. bis 6. Juni 1925 in Stuttgart 
ſtattfindende Tagung ift die ſechſte ordentliche Jahres ver⸗ 
ſammlung der Geſellſchaft. Außer zahlreichen Mitgliedern und 
einer Reihe von Vertretern der Wiſſenſchaft und Praxis haben die 
Behörden des Reichs, insbeſondere der Reichskanzler und das Aub- 
wärtige Amt, ſowie höchſte Behörden der Länder ihre Beteiligung 
in Ausſicht geſtellt und dadurch entſprechend der Wichtigkeit der 
Tagung ihr beſonderes Intereſſe bekundet. Die hohe Bedeutung der 
Stuttgarter Tagung liegt ebenſo in den zur Verhandlung ſtehenden 
Gegenſtänden, wie in der Perſon der hierfür gewonnenen Referenten. 
Das Referat über „Internationale Gerichtsbarkeit“ hat RGPräſ. 
Dr. W. Simons übernommen, der nach der Stellvertretung des 
Reichspraſidenten auf den Poſten des oberſten Richters des Reichs 
zurückgekehrt iſt. Das Referat über „Kolonialmandate“ wird Prof. 
Fleiſchmann, Herausgeber der „Zeitſchrift für Völkerrecht“, hal⸗ 
ten, das Korreferat Geh. Hofrat Prof. Dr. Mendelsſohn Bar⸗ 
tholdy, Leiter des Hamburgiſchen Inſtituts für Auswärtige Politik 
und des Seminars für Auslandsrecht, internationales Private und 
Prozeßrecht, der als Erforſcher der diplomatiſchen Archive ſowie als 
Kenner der hohen Politik für unübertroffen gilt. 

Außer den Sitzungen des Rates und den internen Mitglieder⸗ 
verſammlungen ſtehen die Berichte der einzelnen wiſſenſchaftlichen 
Kommiſſionen über Völkerbund, Völkerrechtlicher Nachwuchs, Staats⸗ 
angehörigkeit, Nationalitätenrecht, Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker, 
Internationales Urheberrecht, Weltmarkenrecht, Teil bes FV. 


auf der Tagesordnung. Dr. G. Ruhland, Mia 
. C. rd, 8 


Zweiter Deutſcher Auriflentag in der Cſchechoflowakei. 
Brünn, vom 26.—29. Juni. 


Verſchiedene unerwartete Umſtände perſönlicher und ſachlicher 
Natur haben eine teilweiſe Abänderung der urſprünglichen, JW. 
1925, 448 mitgeteilten Tagesordnung für den Zweiten Deutſchen 
Juriſtentag erforderlich gemacht. 


Verhandlungsordnung: 
1. Empfiehlt ſich die Einführung neuer Formen der Sachhaftung 
(Grundſchuld, Regiſterhypothel)? 
Gutachter: Hofrat Prof. Dr. E. Schwind, Wien. 
Referenten: Geh. Regierungsrat Prof. Dr. Schlegelberger, 
Berlin 
Abg. Prof. Dr. Bruno Kafka, Prag. 
2. Empfiehlt ſich eine einheitliche Kodifikation des Arbeitsrechtes? 
Gutachter: Rechtsanwalt Dozent Dr. Johann Jarolim, 
Brünn. 
Referenten: Prof. Dr. Rudolf Schranil, Prag, 
au Dr. Viktor Haas, Mähriſch⸗Oſtrau, 
Sekretär Dr. Hans Grohmann, Teplitz⸗Schönau. 
3. Welche weſentliche Lücke weiſt der Entwurf zum AG BG. auf dem 
Gebiete des Erbrechtes auf? 
Gutachter: Rechtsanwalt Dr. Otto Reißmann, Brünn. 
Referent: Prof. Dr. Egon Weiß, Prag. 
4. Welche Reformen empfehlen fig auf dem Gebiete des ſtrafrecht⸗ 
lichen Ehrenſchutzes ? 
Gutachter: Prof. Dr. Friedrich Kitzinger, München. 
Referenten: Prof. Dr. Wenzel Gleiſpach, Wien, 
Prof. Dr. Auguſt Köhler, Prag. 
5. Welche Bedeutung haben zwiſchenſtaatliche Verträge für die inner⸗ 
ſtaatliche Geſetzgebung? 
Gutachter: Prof. Dr. Franz Jeruſalem, Jena. 
Referent: Prof. Dr. Alfred Verdroß, Wien. 
6. Empfiehlt ſich die weitere Ausgeſtaltung des vollſtreckbaren Nota⸗ 
riatsaktes und ſeiner Freizügigkeit? 
Gutachter: Notar Dr. Eduard Reichel, Wien. 
Referent: Notar Arnold Wychodil, Mähriſch⸗Trübau. 
7. Empfiehlt ſich die Einführung der vollen Berufung im zivil⸗ 
rechtlichen Verfahren? 
Gutachter: Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Wilhelm Kiſch, 
München. 
Referenten: Oberlandesgerichtsrat Dr. Heller, Böhmiſch⸗Leipa, 
Rechtsanwalt Dr. Felix Stein, Tepliß⸗Schönau. 
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8. Nach welchen Grundſätzen ſoll das Verfahren für die Ber 
anlagungsſteuern eingerichtet werden? 
Gutachter: Prof. Dr. Rudolf Schranil, Prag, 
Referenten: Handelskammerkonzipiſt Dr. Armin Spitaler, 
Reichenberg, 
Direktor Dr. Fritz Schönberger, 


Tagungsprogramm: 
Freitag, den 26. Juni, 8 Uhr abends: Begrüßungsabend 
ſchen Haus. 
Samstag, den 27. Juni, 9 Uhr vormittags: 1. Plenarverſammlung. 

Im Anſchluß daran Beginn der meritoriſchen Beratungen in 

drei Sektionen. 

3 Uhr nachmittags: Fortſetzung der 

tionen. 

8 Uhr abends: Feſtabend mit einem reichhaltigen künſtleriſchen 

Programm. 
Sonntag, den 28. Juni, 9 Uhr vormittags: Fortſetzung der Sel 
tionsberatungen. 

Nachmittags: Gemeinſamer Autoausflug in die Macocha und 

Beſichtigung derſelben. 

Abends: Feſtkonzert im Deutſchen Haus. 

Montag, den 29. Juni: Allfällige Fortſetzung und Beendigung der 
Veratungen der Sektionen. 

11 Uhr: Zweite Plenarverſammlung (Schlußverſammlung). 

Nachmittags: Gruppenausflüge in die Umgebung Brünns. 

9 Uhr vormittags: Generalverſammlung der Ständigen Ber- 

tretung des Deutſchen Juriſtentages. 

Sämtliche Beratungen finden in den Sälen des Deutſchen 
Hauſes ſtatt. Die Verhandlungen werden in drei Sektionen 
durchgeführt werden. Sektion I: die Sachhaftung, Kodifizierung des 
Arbeitsrechtes, Erbrecht; Sektion II: Strafrecht, Notariatsrecht, Be⸗ 
rufung im zivilrechtlichen Verfahren; Sektion III: zwiſchenſtaatliche 
Verträge und Steuerrecht. 

Das Sekretariat bemerkt, daß ſich der Brünner Deutſche Ju- 
riſtentag zu einer bedeutſamen Kundgebung für die kulturelle Ge 
meinſchaft aller deutſchen Juriſten geſtalten werde und lädt jeden 
deutſchen Juriſten Deulſchlands und Oſterreichs ein; er könne eines 
. — Empfangs ſicher fein. Nähere Auskünfte erteilt das 
Sekretariat der Ständigen Vertretung des Deutſchen Juriſtentages 
in der Tſchechoſlowakei (Miniſterialvizeſekretär Dr. Wohriſek, 
Prag, Abgeordnetenhaus (Rudolfinum]), wohin auch Anmeldungen 
zu richten find- Den rechtzeitig ſich anmeldenden Teilnehmern wird 
noch vor der Tagung der gedruckte Gutachtenband zugeſtellt werden. 

Die Teilnehmergebühr beträgt 50 Kč; fie berechtigt u. a. zum 
Bezug des Gutachtenbandes und der Verhandlungsſchrift. 


Prag. 


im Deut- 


Verhandlungen der Sek⸗ 


eneralverſammlung der Internationalen Vereinigung 
für gewerblichen Aechtsſchutz in Zürich 
am 18. und 19. Juni 1925. 


Die Internationale Vereinigung für gewerblichen Rechtsſchutz 

hat zum Zwecke: 
1. auf Anerkennung eines internationalen gewerblichen Rechts⸗ 
ſchutzes (Erfindungen, 
Firmenbezeichnungen uſw.) 


Schutzmarken, Muſter und Modelle, 
hinzuwirken; 


Kleinere Aufſätze N 
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2, auf Grund techtävergleihender Studien an dem weiteren ein⸗ 
heitlichen Ausbau der Geſetze über gewerblichen Rechtsſchutz 
zu arbeiten; 

3. die Fortbildung der internationalen Verträge über gewerb⸗ 
lichen Rechtsſchutz und insbeſondere die Erweiterung der Union 
anzuſtreben; 

4. durch Verbreitung von Druckſchriften, durch r elmäßig ſtatt⸗ 
findende Kongreſſe und auf andere Weiſe die rörterung und 
Klärung der auf dieſem Gebiete noch ſchwebenden Fragen 
herbeizuführen. ` 

Gegenſtand der Tagesordnung ſind: 

1. Die Vorſchläge für die Haager Konferenz zur Reviſton der 
Pariſer Konvention. 

2. Die Anderung der Satzungen der Internationalen Vereinigung. 


Vereinigung für Aktienrecht. 


Im deutſchen Aktienweſen haben ſich ſeit den Inflationsjahren 
jchwere Mißſtände herausgebildet. Die dadurch hervorgerufene Der 
unruhigung droht den Kredit und die finanzielle Entwicklung der 
ſoliden deutſchen Geſellſchaften in Mitleidenschaft zu ziehen und die 
geſamte deutſche Volkswirtſchaft zu ſchädigen. Daher ift es dringend 
an der Zeit, Abhilfe zu ſchaffen. Aus dieſer Überzeugung heraus 
haben die Unterzeichneten die Gründung einer „Vereinigung für 
Aktienrecht“ beſchloſſen, die auf dem Boden ſachlicher Arbeit 
die Probleme klären und auf die Beſſerung der beſtehenden Zuſtände 
hinarbeiten ſoll. Sie wird insbeſondere geeignete Anträge bei den 
Organen der Geſetzgebung und Verwaltung zu ſtellen und auf eine 
Beſeitigung mancher in der aktienrechtlichen Praxis verbreiteten un⸗ 
geſunden Gewohnheiten hinzuwirken haben. Dieſem Ziele fol nament- 
lich eine ſachtundige öffentliche Erörterung der ſchwebenden Fragen 
dienen. Nur bei tatkräftiger Mitwirkung weiter Kreiſe kann die 
ſchwere Aufgabe, die ſich die Vereinigung ſtellt, ihrer Verwirklichung 
nähergebracht werden. Die Unterzeichneten rufen deshalb alle die⸗ 
jenigen, die die Ziele der Vereinigung billigen, zum Beitritt auf. 
Die Leiſtungsfähigkeit der Vereinigung wird naturgemäß von den 
Mitteln abhängen, die ihr zur Verfügung geſtellt werden. Den Mit- 
gliedern wird daher anheimgegeben, nach Maßgabe ihres Intereſſes 
und ihrer Vermögenslage den Beitrag ſelbſt zu beſtimmen (mindeſtens 
6. jährlich). Beitrittserklärungen und andere Zuſchriften wolle man 
an die Adreſſe des Herrn Rechtsanwalt Dr. Hoffnung, Berlin, 
Wilmersdorfer Straße 79, richten und Zahlungen auf das Poſt⸗ 
ſcheckkonto Berlin 58 465 (Dr. Hoffnung, Vereinigung für Aktien- 
recht) leiſten. 

Dr. Beuſch, Miniſterialdirektor z. D.; Bruno Buchwald, 
Finanzſchriftſteller; Dr. Dernburg, Reichsmintſter a. D; Domis 
nicus, Staatsminiſter a. D.; Dr. KC Staatsſekretär z. D.; 
Geh. Rat Dr. Herkner, Univerſitätsprofeſſor; Geh. Rat Dr. Hey⸗ 
mann, Univerſitätsprofeſſor; Dr. J. Jaſtrow, Univerſitats⸗ 
profeſſor: Dr. Laſſar, Univerſitätsprofeſſor; Dr. Liefmann, 
Univerſitätsprofeſſor; Liepmann, Geh. IR.; Staatsſekretar a D. 
Auguſt Müller, Univerſitätsprofeſſor; Dr. Arthur Nuß 
baum, Univerſitätsprofeſſor; Dr. Feliz Pinner, Chefredakteur; 
Geh Oberjuſtizrat Ring, Vizepräſident des Kammergerichts a. D.; 
e Reichsminiſter a. D.; Dr. Sontag Kammergerichts⸗ 
raf; J. Stern, Fabrikdirektor a. D.; Suſat, Direktor im Sta- 
tiſtiſchen Reichsamt. 


Kleinere 


der interalliierten Rheinland- 
kommiſſton. 


Das Jus evocandi 


Rechtsgebiete auch durch das Zone 
doner Abkommen noch nicht bejeitigten Mißſtänden des Beſatzungs⸗ 
rechtes gehört auch das trotz ſeiner großen prinzipiellen Bedeutung 
nicht genügend beachtete „jus evocandi“, das der Irko im beſetzten 
Gebiete in Zivilſachen gemäß Art. 15 ff. Ordonnanz 2 zuſteht. Da- 
nach bleiben zunächſt zwar die deutſchen Zivilgerichte auch für inter» 
alliierte Militärperſonen und die ihm gleichgeſtellten privilegierten 
Perſonen zuſtändig. Es können aber „Gerichte der Hohen Kommiſ⸗ 
ſion“ gebildet werden und alle interalliierten Militärperſonen und der 
dieſen gleichgeſtellte Perſonenkreis kann an dieſe „Gerichte der Hohen 
Kommiſſion appellieren“, wenn er ſich „durch eine mißbräuchliche 
Entſcheidung“ der deutſchen Gerichte „ungerecht behandelt“ glaubt. 
Das Gericht der Hohen Kommiſſion kann entweder das Urteil be⸗ 
ſtätigen oder eine Ergänzung der Unterſuchung anordnen, oder das 
Urteil durch einen endgültigen Beſchluß abändern, und zwar dies 
in jedem Stadium des Verfahrens. 


Zu den mancherlei auf dem 


Die Rechtsgültigkeit dieſer VO. wird von Art. 3 des NHAD 
hergeleitet, welcher folgendermaßen lautet: 

Die Streitkräfte der alliierten und aſſoziterten Mächte 
und die ihnen zugeteilten Perſonen unterſtehen ausſchließlich 
den Militärgeſetzen und der Militärgerichtsbarkeit dieſer 
Truppen. 

Es iſt von deutſcher Seite aus niemals anerkannt worden, daß 
Art. 3 des RhlAbk. die oben angezogene Ordonnanz 2 rechtfertigen 
könnte, denn es gibt feine „jurisdiction militaire” in Bloitjaden 
und konnte ſich obige Beſtimmung dem ganzen Inhalt nach nur 
auf die Strafgerichtsbarkeit beziehen. 

Troß aller Gegenvorſtellung ift die Gegenſeite aber immer auf 
ihrem entgegengeſetzten Standpunkt ſtehengeblieben. Gemäß Art. 18 
J. e. ſollten diefe „Gerichte der Hohen Kommiſſion“ mit einem alli⸗ 
ierten Rechtsgelehrten als Vorſitzenden und mit zwei weiteren Rechts⸗ 
gelehrten, einem alliierten und einem deutſchen als Beiſitzer belegt 
werden. Dieſe offenbare Abweichung von dem Wortlaut des Art. 3 
des RhlAbk., der nur eine „Militärgerichtsbarkeit der Truppen“ 
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kennt, wurde damit begründet, daß es ſich um ein „Entgegenkommen“ 
handele. 

Die vorgeſehenen Gemiſchten Gerichtshöfe für Zivilſtreitigkeiten 
find in dieſer im Geſetz vorgeſehenen Form nie eingeführt worden, 
weil die deutſche Regierung ihre Mitwirkung, beſonders auch die Be⸗ 
ſtimmung von deutſchen Mitgliedern aus grundſätzlicher Erwägung 
heraus abgelehnt hat. Es beſteht zur Zeit daher nur eine aus alli⸗ 
ierten Rechtsperſonen zuſammengeſetzte „Commission Judiciaire“, 
die die Funktionen des „Gerichts der Hohen Kommiſſion“ ausübt. 
Die Gründe für den deutſchen Widerſtand gegen dieſe ganze Inſtitu⸗ 
tion und deren Berechtigung liegen zu ſehr auf der Hand, als daß 
man fie lange auszuführen braucht, es iſt eine für einen Rechts⸗ 
Haat, wie Deutſchland (il y a encore des juges à Berlin) unerträg⸗ 
licher Zuſtand, daß man feine Rechtſprechung in Zivilſachen mit der 
Begründung nachprüfen will, daß deutſche Richter ſich einer be⸗ 
wußten Rechtsbeugung zum Nachteil von Ausländern ſchuldig machen 
tonnten. Das Fortbeſtehen dieſer Beſtimmung wird immer als Stachel 
in unſerem Rechtsleben empfunden werden, und darf der Verſuch 
der Bejeitigung niemals erlahmen. 

Gegenüber dieſen ſchwerwiegenden prinzipiellen Bedenken iſt es 
erfreulich, feſtſtellen zu können, daß wenigſtens zur Zeit die prak⸗ 
tiſche Anwendung der oben erwähnten Beſtimmung in einem Sinne 
erfolgt, die, wie wir zugeſtehen müͤſſen, den praktiſchen Wert dieſer 
Rechtsausnahme faſt völlig wieder aufhebt, was für die Gegenſeite 
ein Grund mehr ſein ſollte, auf die ganze Einrichtung zu verzichten. 
In dem Urt. v. 3. April 1924 N. 7430 ift ſeitens der Beſatzung 
feſtgeſtellt worden, daß es nicht genügt, wie die meiſten der aus⸗ 
ländiſchen Beſchwerdeführer glaubten annehmen zu dürfen, zu be⸗ 
weiſen, daß ſie durch das erlaſſene deutſche Urteil benachteiligt ſeien, 
daß dieſes Urteil in tatſächlicher oder rechtlicher Beziehung unrichtig 
jet, es iſt vielmehr in durchaus richtiger und logiſcher Auslegung des 
819 Ordonnanz 2 feſtgelegt worden, daß der Beſchwerdeführer eine 
abſichtliche Rechtsbeugung (faute intentionelle) des Vorderrichters 
nachweiſen muß. 

Die Gründe lauten: 

„Es ift unbeſtritten, daß der Berl. im Laufe des Jahres 
1922 dem Ber Vekl. eine goldene Taſchenuhr (Chronometer Lip) zum 
Zwecke der Reparatur anvertraut hatte; dieſe Uhr wurde gelegentlich 
eines Einbruches in der Nacht vom 23. auf den 24. Juni aus dem 
Geſchäftslokal des BerBekl. entwendet. 

Das deutſche Gericht kam auf Grund eines GE e, 
achtens und der getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen zu dem 
Schluſſe, daß der BerBell. gemäß § 282 BGB. den erforderlichen 
Extulpationsbeweis geführt habe, infolgedeſſen von ſeiner Rück⸗ 
erſtattungspflicht befreit fei. 

Es ift zu prüfen, ob das LG. Bonn, indem es ſo entſchied, den 
Wersi. durch eine mißbräuchliche Entſcheidung ungerechtfertigterweiſe 
benachteiligt hat“ (injustement lésé par une décision abusive), da 
in der Tak im Hinblick auf die Ordonnanz 2 nur der gegen das LG. 
Bonn erhobene Vorwurf der „mißbräuchlichen Entſcheidung“ (décision 
abusive) eine Aufhebung des angefochtenen Urteils begründen könnte. 

Es ergibt ſich aber aus der Verhandlung und der Prüfung der 
übergebenen Urteile, daß das LG. Bonn auch andere Perſonen mit 
ihrer unter ganz gleichen Vorausſetzungen eingereichten Klagen gegen 
den Ber Bekl. Sch. auf Rückerſtattung von in Reparatur gegebenen 
ſpäter aber bei dem erwähnten Einbruch abhanden gekommener 
Gegenſtände abgewieſen hat, daß aljo der Berl. von dem Erſt⸗ 
richter dieſelbe Behandlung erfahren hat, wie andere Kläger, die ſich 
in derſelben Lage befanden, wie er. Es iſt auch kein anderer Punkt 
angeführt worden, aus welchem ſich der Beweis ergäbe, daß das 
Vordergericht mißbräuchlich entſchieden habe. 

Es ift zwar richtig, daß der Berl. in dieſem Zuſammenhang 
Bezug genommen hat auf das vorgelegte Urteil des DLG. Köln v. 
27. Mat 1924 in Sachen E. w. Sch., durch welches in einem gleich⸗ 
gelagerten Falle das Urteil des Bonner OG. aufgehoben und im ent⸗ 
gegengeſetzten Sinne entſchieden wurde. Wenn aber auch dieſes 
Urteil jih auf den Standpunkt ſtellt, das LG. Bonn habe das tat⸗ 
ſächliche Vorbringen des Sch. bezüglich der Anwendung des 8 282 
BOB. unrichtig gewürdigt, fo enthält es doch keinerlei Anhaltspunkte 
dafür, daß das genannte Gericht ſich abſichtlich eines Falſch⸗ 
urteils ſchuldig gemacht habe (ſo: soit rendu coupable d'une 
Zaute intentionelle), was doch bie notwendige Vorausſetzung wäre, 
um GER einer „mißbräuchlichen Entſcheidung“ (décision abusive) zu 
ſprechen. 

Es ſind alſo die im Art. 19 der Ordonnanz 2 verlangten Vor⸗ 
ausſetzungen im vorliegenden Falle nicht gegeben.“ 

RA. Wiltberger, Bonn. 


Das Verfahren vor der Gemiſchten gerichtlichen Rom- 
miſtonen für Schadenerſatzanſprüche gegen die frang- 
belg. Eiſenbahnregie. 


Die Eiſenbahnen des gefamten beſetzten rheiniſchen Gebiets, 
mit alleiniger Ausnahme der engliſchen Zone (Köln und Umgegend), 
befanden ſich von Anfang März 1923 bis zum 15. Nov. 1924 in 
der Verwaltung der ſranzöſiſch⸗belgiſchen Eiſenbahnregie. Über alle 
Schadenserſatzanſprüche gegen dieſe aus Perſonen⸗ und Sachſchäden 


Kleinere Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 
entſcheidet unter Ausſchluß jedes weiteren Rechtswegs die „gemiſchte 
gerichtliche Kommiſſion der rheiniſchen Eiſenbahnen“ mit dem Sitz 
in Aachen, Düſſeldorf und Mainz (vgl. Kaufmann, JW. 1924, 
1345 und Goltermann, JW. 1925, 23). Die Kommiſſion be⸗ 
ſteht aus je einem franzöſiſchen, belgiſchen und deutſchen Juriſten 
mit der Qualifikation zum Richteramt. Die Sitzungen dieſer Kom⸗ 
miſſion haben erſt jetzt begonnen. Die erſte Sitzung in Mainz fand 
Ende März 1925 ſtatt. Mehrfache Anfragen nach dem Verfahren 
vor dieſer Kommiſſion veranlaſſen mich, nachſtehend eine kurze 
Überſicht über die — beſonders für den Anwalt — wichtigen Be⸗ 
ſtimmungen der von dieſer Kommiſſion erlaſſenen Prozeßordnung 
zu geben: 

1. Die Frit zur Einreichung der Klagen it am 16. Febr. 
1925 abgelaufen. Lediglich wenn die Schadenserſatzanſprüche in der 
Zeit v. 13. Nov. 1924 bis zum 16. Febr. 1925 bei der Regie an⸗ 
gemeldet wurden und wenn außerdem das Datum dieſer Anmeldung 
ſowie die Art und die Höhe der angemeldeten Anſprüche bis zum 
10. April 1925 der gemiſchten gerichtlichen Kommiſſion mitgeteilt 
worden find, kann die Klage noch nachträglich bis zum 16. Mai 
1925 bei der Kommiſſion erhoben werden. Klage und Schriftſätze 
ſind in vierfacher Ausfertigung einzureichen. Sie können in deulſcher 
oder in franzöſtſcher Sprache abgefaßt fein. 

2. Für das Verfahren vor der Kommiſſion beſteht an ſich kein 
Anwaltszwang. In der mündlichen Verhandlung können jedoch nur 
Rechtsanwälte auftreten. Zugelaſſen find alle bei einem deutſchen, 
franzöftſchen oder belgiſchen Gericht zugelaſſenen Anwälte. 

3. Wird mündliche Verhandlung gewünſcht, ſo kann dies nur 
durch einen von einem Rechtsanwalt unterzeichneten Schriftſatz 
beantragt werden. Dieſer Antrag braucht mit der Klage ſelbſt nicht 
verbunden zu fein und kann auch nachträglich geſtellt werden. Auf 
einen ſolchen Antrag hin muß eine mündliche Verhandlung er⸗ 
folgen. Die Verhandlungsſprache iſt deutſch oder franzöſiſch. Wird 
Ankrag auf mündliche Verhandlung nicht geſtellt, ſo wird im Be⸗ 
ſchlußverfahren entſchieden. 

4. Die Beſtimmungen der Prozeßordnung über die Beweisauf⸗ 
nahme, die Streitverkündung, die Nebenintervention, den Abſchluß 
und die Beurkundung von Vergleichen entſprechen im weſentlichen 
den Vorſchriften der deutſchen ZPO. 

5. Die Urteile werden in franzöſiſcher Sprache abgefaßt. Auf 
Antrag wird jedoch eine Ausfertigung in deutſcher Überfegung erteilt. 

6. Darüber, ob und in welchem Umfang Anwaltskoſten zu er⸗ 
fatten find, entſcheidet die Kommiſſion nach freiem Ermeſſen. Für 
die Gerichtskloſten (nicht für Anwaltskoſten) kann das Armenrecht 
bewilligt werden. 

7. Berufung iſt nur zuläſſig, wenn der Streitwert 5000 Reichs⸗ 
mark überſteigt. Über Berufungen entſcheidet die Rheinlandkommiſ⸗ 
ſion oder eine von ihr gebildete Sonderkommiſſion. Die Berufungs⸗ 
friſt beträgt 30 Tage. 

Gegen Verſäumnisurteile ift innerhalb voller 8 Tage Ein⸗ 
ſpruch zuläſſig; jedoch nur dann, wenn glaubhaft gemacht wird, daß 
das Ausbleiben oder die nicht rechtzeitige Beantwortung der gegne⸗ 
riſchen Schriftſätbze (Erklärungsfriſt volle 15 Tage) anf unabwend⸗ 
baren Zufällen beruht. 

8. Für die Zwangsvollſtreckung gegen die Kläger gelten die 
deutſchen Vorſchriften. Die Zwangsvollſtreckung gegen die Regie 
erfolgt auf Erſuchen der gemiſchten gerichtlichen Kommiſſion durch 
die Rheinlandkommiſſion. 

9. Materiell wird, ſoweit nicht ein Fall des internationalen 
ubereinkommens über ben Eiſenbahnfrachtverkehr vorliegt, nach den 
entſprechenden deutſchen Geſetzen (Eiſenbahnverkehrsordnung, Haft⸗ 
pflichtgeſetz) entſchieden, die auch für die Verjährungsfriſten und ſon⸗ 
ſtigen Friſten maßgebend ſind. Bemerkt ſei noch, daß die Regie für 
Verluſte von Gütern in der Zeit bis zum 16. März 1924 jede Haft⸗ 
pflicht für nicht verſicherte Güter mit Rücksicht darauf ablehnt, daß 
ſie durch Anſchläge auf den Bahnhöfen u. dgl. eine Gewähr für die 
in dieſer Zeit aufgelieferten Güter nur dann übernahm, wenn dieſe 
bei ihr verſichert waren. Die Frage der Rechtsgültigkeit dieſer Be⸗ 
ſtimmung unterliegt zur Zeit der Prüfung der Berufungskommiſſion. 

RA. Hans Horch, Mainz, 
richterliches Mitglied der Gemiſchten gerichtlichen Kommiſſion. 


Deutſch-polniſcher Rechtsverkehr. 
vom 19. März 1925 


(NOBI. II 1925, 189.) 


Der leitende Geſichtspunkt des Deutſch⸗Polniſchen Vertrages iſt 
in ſeiner Eingangsformel niedergelegt, wonach die beiden Staaten, 
von dem Wunfch geleitet, den gegenſeitigen Rechtsverkehr zu ſördern, 
den Staatsvertrag geſchloſſen haben. 

Die durch die nunmehr durch NGef. v. 19. März 1925 ſanktio⸗ 
nierte Erleichterung des Rechtsverkehrs zwiſchen Polen und Deutſch⸗ 
land war ſchon lange mit Rückſicht auf die vielen ſich auf die früher 
u Deutſchland gehörigen polniſchen Grenzgebiete beziehenden Rechts⸗ 
ſreitigleiten, welche auswärtige Beweisaufnahmen, Zuſtellungen uſw. 
in Fülle mit ſich brachten, dringend geboten. 


1) Siehe auch Volkmar oben S. 1186. 


Ce dem Geſetz 
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Kleinere Auffäbe- 


Im erſten Abſchnitt des vorliegenden Reichsgeſetzes, betr. den 
deutſch⸗polniſchen Rechtsverkehr, iſt zunächſt der ſchwerwiegende Grund⸗ 
fag feſtgelegt, daß die Angehörigen eines der beiden vertragſchließen⸗ 
den Staates im Gebiete des anderen Staates in bürgerlichen An⸗ 
erg hinſichtlich des gerichtlichen Schutzes ihrer Perſon und 
hres Eigentums die gleiche Behandlung genießen, wie die eigenen 
Landesangehörigen. Dieſer gerichtliche Schutz ſoll insbeſondere darin 
beſtehen, daß ſie freien und ungehinderten Zutritt zu den Gerichten 
haben und dort unter denſelben Bedingungen auftreten können wie 
die Landesangehörigen. Hierin liegt ohne weiteres die Befreiung der 
Angehörigen beider Staaten von jeglicher Verpflichtung, den Aus⸗ 
ländervorſchuß zu zahlen (8 110 BPD.) oder ſonſt irgendwelche Sicher⸗ 
heit zu leiſten. 

Weitere Beſtimmungen werden hinſichtlich der Vollſtreckbarkeit 
von Koſtenurteilen, die in dem einen Lande ergangen find und in 
dem anderen vollſtreckt werden ſollen, getroffen. Allerdings weiſt 
hier das Geſetz offenbar eine erhebliche Lücke auf. Es iſt nämlich 
darin beſtimmt, daß, ſoſern in dem Gebiete des einen Staates 
gegen den Kläger eine Verurteilung in die Prozeßkoſten erfolgt 
iſt, dieſe Verurteilung ohne weiteres auch im Gebiet des anderen 
Staates durch die zuſtändige Behörde ohne weiteres für vollſtreckbar 
erklärt werden kann, und zwar kann der diesbezügliche Antrag nicht 
mehr auf dem üblichen und langwierigen diplomatiſchen Wege, ſon⸗ 
dern auch durch die beteiligte Partei ſelbſt unmittelbar bei der zu⸗ 
ſtändigen ausländiſchen Behörde geſtellt werden. Damit iſt natur⸗ 
gemäß für ſolche Koſtenurteile, die gegen den Kläger ergangen ſind, 
hinſichtlich der Vollſtreckbarkeit eine große Erleichterung geſchaffen, 
wobei zu berückſichtigen ift, daß nach der authentiſchen Interpretation 
des Geſetzes unter ſolchen gerichtlichen Koſtenentſcheidungen auch 
Totten VE der Gerichtsſchreiber zu verſtehen find; alſo 
hat auch hier der deutſche Anwalt vermöge dieſer durch den Staats⸗ 
vertrag geſchaffenen Regelung (unmittelbar durch Anrufen des in 
Polen zuſtändigen Kreisgerichts) die Möglichkeit, kraft des Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluſſes, in dem auch feine Koſten feſtgeſetzt ſind, die 
Vollſtreckung zu betreiben. Immer handelt es ſich aber bei dieſen 
Koſtenentſcheidungen um ſolche, die gegen den Kläger ergangen 
ſind, während die Fälle der Koſtenentſcheidung gegen den Betlagten — 
es ſei hier nur an den Fall gedacht, daß der Rechtsſtreit in der 
Hauptſache erledigt iſt und der Beklagte die Koſten zu tragen hat — 
vom Geſetz leider nicht berückſichtigt werden. Die oben erwähnten 
Koſtenentſcheidungen werden ohne Anhörung der Parteien gemäß der 
Geſetzgebung des Staates, in deſſen Gebiet die Vollſtreckung betrieben 
wird, ohne weiteres für vollſtreckbar erklärt. Hiergegen hat bie ber 
troffene Partei lediglich die Möglichkeit „des ſpäteren Rekurſes“, wie 
das Geſetz ſagt, was, ſoweit Deutſchland in Frage kommt, nur die 
Erhebung der Vollſtreckungsgegenklage oder der ſonſtigen Maßnahmen, 
die nach begonnener Vollſtrecung nach der HPI. zuläſſig find, be⸗ 
deuten dürfte. 

Weiter wird im Mrt. 5 des Vertrages geregelt, daß die An- 
gehörigen des einen Staates in dem anderen Staate zum Armen⸗ 
recht unter den gleichen Bedingungen wie die eigenen Landes⸗ 
angehörigen zugelaſſen werden. Dieſe Vorſchrift iſt hoch bedeutſam 
und bricht vor allem mit der bisherigen Praxis vieler Gerichte. Es 
ſcheint faſt, als ob das Geſetz bezüglich der Bewilligung des Armen⸗ 
rechts im vorliegenden Falle faſt zu weitherzig vorgegangen iſt. Es 
ſoll nämlich zur Beſcheinigung des Unvermögens lediglich eine ſolche 
von den Vehörden des Aufenthaltsortes des Antragſtellers oder in 
Ermangelung eines ſolchen von den Behörden ſeines „derzeitigen“ — 
heißt wohl früheren — Aufenthaltsortes genügen. Hierbei iſt nun 
die Möglichkeit nicht von der Hand zu weiſen, daß eine ſolche Be⸗ 
ſcheinigung gegeben wird ohne weitere Nachprüfung, ob nicht der 
Antragſteller in ſeinem Heimatſtaat noch hinreichend Vermögen hat, 
über das er möglicherweiſe keinerlei Auskunft gibt. Der hiergegen 
vorgeſchobene Riegel des Art. 7, wonach die zur Ausſtellung der Be⸗ 
ſcheinigung über das Unvermögen zuſtändige Behörde bei den Be⸗ 
hörden des anderen Staates Auskünfte über die Vermögenslage des 
Antragſtellers einzuziehen berechtigt ift, dürfte nicht erheblicher Natur 
ſein, da ein ſolches Angehen der ausländiſchen Behörden ſeitens der 
inländiſchen oder umgekehrt wohl doch zu den Seltenheiten gehören 
dürfte, zumal es lediglich in das Ermeſſen der angegangenen Armen⸗ 
behörde geſtellt iſt. 

In einem zweiten Abſchnitt wird die Rechtshilfe in bürgerlichen 
Angelegenheiten, insbeſondere das Zuſtellungsweſen, geregelt, und 
zwar ſoll die Zuſtellung von Schriftſtücken und die Erledigung von 
Rechtshilfeerſuchen im unmittelbaren Geſchäftsverkehr der Behörden 
der beiden Staaten erfolgen. Zuſtellungsanträge und Erſuchungs⸗ 
ſchreiben ſind in der offiziellen Sprache des erſuchenden Staates aba 
zufaſſen. Die Zuſtellung ſelbſt hat dann die zuſtändige Behörde des 
erſuchten Staates zu beſorgen, welch letztere dieſe Zuſtellung durch 
Übergabe des Schriftſtückes an den Empfänger zu bewirken hat, was 
für die Wirkſamkeit der Zuſtellung hinreichend ift, da die letztere in 
dieſem Falle durch ein mit Datum verſehenes und beglaubigtes Emp⸗ 
fangsbekenntnis des Empfängers oder durch ein darüber ausgeſtelltes 
Zeugnis der erſuchten Behörde nachgewieſen wird. Es würde hier 
zu weit führen, die Formalien der Zuſtellungserſuchen uſw. im ein⸗ 
zelnen hervorzuheben. Nur ſei hier mit beſonderem Nachdruck der 
im Art. 14 niedergelegte und eigentlich zu Anfang dieſes Abſchnittes 
des Geſetzes gehörige Grundſatz betont, wonach die Gerichtsbehörde 
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des einen Landes, an die das Rechtshilfeerſuchen gerichtet wird, ver⸗ 
pflichtet ift, ihm zu entsprechen und dabei dieſelben Zwangs mittel 
anzuwenden wie bei Erſuchen der einheimiſchen Behörden. 

Es ſoll ſonach als ein obligatoriſcher Rechtshilfeverkehr zwiſchen 
den beiden Ländern beſtehen. 

Welche Beſchwerdemöglichkeit es freilich im Falle der Ver⸗ 
weigerung dieſes Rechtshilfeverkehrs durch ein widerſpenſtiges Gericht 
gibt — es fei hier an die 88 160 ff. GVG. erinnert —, darüber ſagt 
der Vertrag nichts, ſondern es findet ſich in dem Art. 16 lediglich 
die etwas dehnbare Beſtimmung, wonach Zuſtellungsanträge und 
Rechtshilfeerſuchen nur abgelehnt werden dürfen, wenn der Staat, 
der ſie zu erledigen hat, ſie für geeignet halt, ſeine Hoheitsrechte 
oder ſeine Sicherheit zu gefährden. Hoffentlich wird von dieſer Vor 
ſtimmung des Art. 16 nur in beſchränktem Maße Gebrauch gemacht. 

Damit dürften die weſentlichen Grundſätze des nunmehr reichs⸗ 
geſetzlich feſtgelegten und erleichterten Rechtshilfeverkehrs zwischen 
Deutſchland und Polen dargelegt ſein. RA. R. Hoch, Berlin. 


Aberſicht über die bisherige Rechtſprechung dee Reiches 
verſorgungsgerichts auf Grund des „Bumnit- und 
Kriegsperſoneuſchädengeſetzes“. 


I. Einleitende überſicht über die Geſetzgebung. 


Bis zum 31. Okt. 1918 wurden die — damals noch ſelten vor⸗ 
kommenden — Tumultſchädenfälle im ordentlichen Gerichtsverfahren 
entſchieden. Die Entſchädigungsanſprüche waren landesrechtlich ge⸗ 
regelt, z. B. in Preußen durch Geſ. v. 11. März 1850 (GS. 190), 
in Bayern durch Gef. v. 12. März 1850 (GBl. 1849—50, S. 75). 

Für die Schäden, die ſeit dem 1. Nov. 1918 an beweglichem 
und unbeweglichem Eigentum, ſowie an Leib und Leben im Zu⸗ 
ſammenhange mit innern Unruhen durch offene Gewalt oder durch 
ihre Abwehr unmittelbar verurſacht werden, gewährt das NGei. über 
die durch innere Unruhen verurſachten Schäden (in der Folge Tumult⸗ 
ſchadengeſetz genannt — TSHG.) v. 12. Mai 1920 (RG Bl. 941) 
Erſatzanſprüche gegen das Reich. Das Verfahren regelte die VO. 
v. 15. Sept. 1920 (RGBL. 1647). Die Anmeldung der Schaden 
vor Errichtung der Ausſchüſſe war in der VO. v. 19. Mai 1920 
(pop 987) vorgeſehen. Die Rentenhöhe richtete fid nach den bis 
zum 31. März 1920 geltenden Militärverſorgungsgeſetzen, alſo in 
der Hauptſache nach dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetz und dem Offi⸗ 
zierpenſionsgeſetz. 

Mit Wirkung vom 1. April 1920 erhalten Reichsangehörige, 
die durch den letzten Krieg innerhalb oder außerhalb des Reichs⸗ 
gebietes Schädigungen an Leib und Leben erlitten haben und nicht 
zu den nach dem Reichsverſorgungsgeſetze verſorgungsberechtigten 
Perſonen gehören, für ſich und ihre Hinterbliebenen Verſorgung (8 1 
des Kriegsperſonenſchädengeſetzes — KpSchG. v. 15. Juli 1922, 
neu veröffentlicht in RGBl. 1923 1, 545 ff). Die Anſprüche für 
Schäden an Leib und Leben der im 81 des TSHG. bezeichneten Art 
beſtimmen ſich für die Zeit vom 1. April 1920 ab nach den Vor⸗ 
ſchriften des APSHG. Damit ift das Tumultſchadengeſetz in das 
KPSch Gs. hineingearbeitet worden. 8 4 Abſ. 4 und 8 5 des TSchG. 
über Berückſichtigung weſentlicher Anderungen der Verhältniſſe nach 
Entſcheidung über die Rente und Anrechnung des Mitverſchuldens 
des Betroffenen bleiben auch für das RPSHG. maßgebend (8 18 
Sie) Das Verfahren richtet Hä fetzt nach dem Geſeße über 
das Verfahren in Verſorgungsſachen v. 10. Jan. 1922 (RG Bl. 59), 
ſo daß an Stelle des früher zuſtändigen Reichswirtſchaftsgerichts in 
letzter Inſtanz das Reichsverſorgungsgericht (bzw. das bayeriſche 
Landesverſorgungsgericht) über die Entſchädigungsanſprüche wegen 
Perſonenſchäden entſcheidet. Leider können Sachſchäden (3. B. Erſatz 
zerriſſener Kleidung, geraubten Geldes) nicht von dem Reichsver⸗ 
ſorgungsgericht in demſelben Verfahren miterledigt werden, ſondern 
iſt hierfür weiter das Neichswirtſchaftsgericht zuſtändig geblieben. 
Somit können abweichende Beurteilungen desſelben Tatbeſtandes 
(3. B. Mitverſchulden bei Entſtehung des Schadens) durch zwei höchſte 
Gerichte vorkommen. Hierbei ſei bemerkt, daß über die Entſchädi⸗ 
gungen für Perſonenſchäden, die durch die Beſetzung deutſchen Reichs⸗ 
gebietes verurſacht find (RGeſ. v. 17. Juli 1922, ROBLI, 624), 
ebenfalls das Reichs wirtſchaftsgericht entſcheidet, und zwar auch dann, 
wenn das ſchädigende Ereignis vor Inkrafttreten des Beſatzungsper⸗ 
ſonenſchädengeſetzes v. 17. Juli 1922 eingetreten ift (Entſch. des RVG. 
v. 18. Nov. 1924 in PS 587/23, 12). Wenn ſich nun das Reichs⸗ 
wirtſchaftsgericht auch für unzuſtändig erklären ſollte, würde es an 
einem Gericht zur Entſcheidung folder Anſprüche fehlen. Im Intereſſe 
einheitlicher Entſcheidungen in grundsätzlichen Fragen und bei deren 
Bedeutung für die künftige Geſetzgebung wäre es wünschenswert, daß 
all dieſe in den Vorausſetzungen des Klaganſpruchs ähnlichen Falle 
in letzter Inſtanz von demſelben Gerichtshof entſchieden würden. Hier⸗ 
für ſcheint das Reichsverſorgungsgericht beſonders geeignet, da es durch 
ſeine Rechtſprechung in Militärdienſtbeſchädigungs⸗, Tumult⸗ und 
Perſonenſchädenſachen ſeſte Richtlinien gegeben hat. 


II. Prozeßrechtliche Grundſätze. 


Für die bis zum 31. März 1924 entſtandenen Schaden haftet 
das Reich. Entſchädigungsanſprüche wegen Schäden, die vom 1. April 
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1924 ab entſtanden ſind und Leiſtungen aus früheren Schäden, die nach 
dem 31. März 1924 fällig werden, müſſen gegen das Land, vertreten 
durch die höhere Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk das ſchädigende 
Ereignis eingetreten ift, erhoben werden. Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbänden, jofern fie nicht durch Landesgeſetz erſatzpflichtig find, 
gelten, wenn ſie dem Verfahren beitreten, nur als Dritte i. S. des 
850 des Verfahrensgeſetzes (vgl. RVerſorgungs Bl. 1924 Blatt 16 
Nr. 216). Die Entſcheidung des Reichsverſorgungsgerichts in Bd. 4 
der Eutſch. S. 4 Nr. 2 ſpricht aus, daß die Gemeinden feit Inkraft⸗ 
treten des Perſonenſchädengeſetzes, d. i. feit dem 8. Aug. 1922, das 
Recht zur ſelbſtändigen Einlegung eines Rechtsmittels verloren haben. 
Eine ſpätere Entſcheidung (Bd. IV S. 65 Nr. 24) ſagt, daß die Ge⸗ 
meinden auch nicht mehr zur Unterſtützung einer Partei als Neben- 
intervenienten i. S. des § 66 BPI. Rechtsmittel einlegen können. 
Daher iſt den Gemeinden dringend zu empfehlen, ihre noch an⸗ 
hängigen Prozeſſe in dieſer Richtung nachzuprülfen, damit fie nicht 
wegen verloren gegangener Parteiſtellung ohne ſachliche Prüfung von 
dem Reichsverſorgungsgericht abgewieſen werden (ſofern fie nicht nach 
1 1 5 verpflichtet ſind, den betreffenden Perſonenſchaden zu 
erſetzen). 

Nach 8 6 Abſ. 2 Satz 1 TSHG. mußte der Schaden binnen 
einer Ausſchlußfriſt von drei Monaten ſeit dem Eintritt des Scha⸗ 
dens angemeldet werden. Dieſe Ausſchlußfriſt iſt für alle zurückliegen⸗ 
den Schäden durch die im 8 11 Gë. in der Faſſung der Bek. v. 
30. Juni 1923 (RG Bl. I, 545) bis zum 30. Sept. 1923 ausgedehnt 
(RVG. III, 252 Nr. 83). 

Die Beſtimmung der Perſonalabbauverordnung v. 27. Okt. 1923 
(RGBl. I, 999), die den Rekurs ausſchließt, ſoweit der Grad der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit ſtreitig iſt, gilt nicht für die auf 
Grund des D'BE, als Rekurſe zu behandelnden Beſchwerden aus 
88 Sch., da hier — im Gegenſatz zu den eigentlichen Relurſen 
des Verfahrensgeſeßes — eine gerichtliche Spruchbehörde den anges 
fochtenen Beſcheid noch nicht nachgeprüft hat (RBG. IV, 46 Nr. 16). 
Bei dieſen als Rekurſe zu behandelnden Beſchwerden iſt auch bei 
Streit um Heilbehandlung der Rekurs nicht ausgeſchloſſen (RVG. IV, 
64 Nr. 23). 


III. Materiell⸗ rechtliche Grundſätze. 


„Innere Unruhen i. S. des 81 des TSEHH. find von 
innen heraus ſich entwickelnde Bewegungen, welche über eine engere 
räumliche Abgrenzung oder einen begrenzten Perſonenkreis hinaus 
die Ruhe weiterer Volksſchichten ſtören, ohne Unterſchied der Beweg⸗ 
gründe. Es kommt auf den Umfang, der Auswirkung der Unruhen 
auf das normale öffentliche Leben an. Es ſind alſo nicht nur poli⸗ 
tiſche Bewegungen, ſondern auch andere, z. B. wirtſchaftliche, zu 
den inneren Unruhen zu rechnen, ſofern dadurch weitere Bevölkerungs⸗ 
ſchichten mit dem Gefühl der Sorge um die öffentliche Sicherheit, 
Ruhe und Ordnung erfüllt werden. Die Auswirkung der Unruhen 
auf die Allgemeinheit iſt von ihren Beweggründen unabhängig. Wann 
ein ſolcher Unruhezuſtand vorliegt, iſt Tatfrage. Es genügt einer⸗ 
ſeits nicht, daß die örtlich und in ihrer Wirkung begrenzt bleibenden 
Bewegungen in erhebliche Gewalttaten ausarten. Andererſeits iſt es 
auch nicht erforderlich, daß die Autorität der öffentlichen Sicherheits⸗ 
organe ausgeſchaltet iſt; auch wenn dieſe der Bewegung Herr werden, 
kann fehe wohl die Ruhe der Allgemeinheit geftört fein” (RVG. v. 
16. Dez. 1924 in PS 421/23, 12). 

Offene Gewalt im Sinne des "SO. liegt bei ſtandrecht⸗ 
licher Erſchießung durch Regierungstruppen nicht vor (RVG. IV, 52 
Nr. 18), weil die Vorausſetzung für Anwendung des TSchcz., näm- 
lich ein Gewaltakt, nicht zutrifft, ſondern die Vollſtreckung eines nach 
Kriegsrecht gefällten Urteils der Organe der rechtmäßigen Staats- 
regierung, ein Akt der Ausübung der Staatsgewalt iſt. 

Der unmittelbare Zuſammenhang des Schadens mit 
inneren Unruhen (TSchcz.), bzw. mit dem letzten Krieg (KPSch Gs.), 
it von dem RVG. verneint worden, weil der Kläger dadurch zu 
Schaden gekommen iſt, daß er eine Patronenhülſe auf der Straße 
gefunden, in die Taſche geſteckt und durch Spielen zur Exploſion ge⸗ 
bracht hat (Bd. III, 226 Nr. 75). 

Erſtattung von Lohnausfall it von dem RVG. verſagt 
worden, weil nur für unmittelbare Perſonenſchäden Erſatzanſprüche 
gewährt werden; „unmittelbar iſt der Perſonenſchaden jedoch nur 
in ſeiner Auswirkung auf die Unverſehrtheit des Klägers. Der be⸗ 
ſondere Verdienſtausfall im einzelnen Arbeitsverhältnis, in welchem 
der Beſchädigte vor ſeiner Verletzung geſtanden hat, iſt ein den 
Schaden vergrößernder Umſtand, der ſich erſt aus der Notwendigkeit 
ergibt, infolge der Beſchädigung das beſtehende Dienſtverhältnis zu 
löſen. Er iſt alſo ein mittelbarer Schaden und bleibt daher nach dem 
TSchG. unberückſichtigt“ (RVG. III, 228 Nr. 76). 

Nach 82 Ziff. 3 des KP Sch. gelten als durch den letzten 
Krieg verurſacht Schädigungen an Leib und Leben, die unmittelbar 
hervorgerufen ſind durch von deutſchen Behörden amtlich für un⸗ 
mittelbare Zwecke der Kriegführung verwendete Zivilperſonen wäh⸗ 
rend der Ausübung ihrer Dienſte, gleichviel ob fie ſelbſt oder Dritte 
den Schaden erlitten haben. Eine Schädigung an Leib und Leben 
liegt hiernach nicht allein dann vor, wenn die bezeichneten Zivil⸗ 
perſonen ſich ſelbſt oder Dritten einen Schaden zufügen (3. B. durch 
unvorſichtiges Umgehen mit einem Gewehr), ſondern auch, wenn ſie 
ſelbſt während der Ausführung ihrer Dienſte einen anderen Schaden 
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erleiden, z. B. durch Tiere, Unfälle, Krankheit, ſofern nur die 
Schädigung mit der Dienſtleiſtung in Zuſammenhang ſteht (vgl. auch 
die Ausf®O. v. 16. März 1923 zu 9 2 Ziff. 3 BS, RVG. IV, 
57 Nr. 21). Dieſen Grundſatz beſtätigt bezüglich der Krankheiten 
als gewiſſermaßen ſich ſelbſt zugefügter Schädigungen die Entſch. v. 
10. Dez. 1924 in PS 162/24, 12. Aus der Begründung verdient 
folgender Satz beſondere Beachtung: 

„Was für die Schädigung der Zivilperſon durch eine einzelne 
Handlung in ihrer Dienſtverrichtung gilt, muß auch gelten, wenn der 
Schaden entſtanden iſt durch die ungünſtige Wirkung der geſamten 
dienſtlichen Tatigkeit.“ 

Der im PPSH. gebrauchte Begriff „unmittelbare Zwecke 
der Kriegführung“ kann dem Begriff der Kriegsdienſtbeſchädi⸗ 
gung, welchen das Reichsverſorgungsgericht der Faſſung des 8 96 
Abſ. 2 RVG., „die beſonderen nur dem Kriege eigentümlichen Bers 
hältniſſe“ beigelegt hat, nicht gleichgeſtellt werden. Die unmiltelbaren 
Zwecke der Kriegführung ſind vielmehr weitergehend und umfaſſen 
alle Maßnahmen, die der Durchführung kriegeriſcher Unternehmungen 
unmittelbar dienen (RVG. IV, 57 Nr. 21). 

Die Angaben des Beſchädigten, die ſich auf Vorgänge bei der 
Gefangennahme und in der Kriegsgefangenſchaft beziehen, ſind der 
Entſcheidung zugrunde zu legen, ſoweik nicht die Umſtände des 
Falles entgegenſtehen (8 2 Abſ. 3 Satz 2 RVG.); dieſe Vorſchrift findet 
bei eee ee (82 Nr. 2 KSchG.) entſprechende An- 
wendung (Entſch. v. 16. Dez. 1924 in PS 674/23, 12). 

Zur Zeit des Kapp⸗Putſches war folgender Aufruf verbreitet 
worden: 

„Berlin, den 13. März 1920. 
Arbeiter, Genoſſen! 


Der Militärputſch iſt da. Die Marinediviſion Ehrhardt mar⸗ 
ſchiert auf Berlin, um eine Ausgeſtaltung der Reichsregierung zu er⸗ 
zwingen. Wir weigern uns, uns dieſem militäriſchen Zwange zu 
beugen. Wir haben die Revolution nicht gemacht, um das blutige 
Laudsknechtsregiment heute wieder anzuerkennen. Wir paktieren nicht 
mit den Baltikumverbrechern. 


Arbeiter, Genoſſen, wir müßten uns vor Euch ſchämen, wenn 
wir anders handeln würden. Wir ſagen nein und nochmals nein! 
Ihr müßt uns beftätigen, daß wir in Euerm Sinne gehandelt haben. 
Jedes Mittel iſt gerecht, um die Wiederkehr der blutigen Reaktion 
zu vernichten. Streikt! Legt die Arbeit nieder und ſchneidet dieſer 
Militärdiktatur die Luft ab. Kämpft mit jedem Mittel, um die 
Erhaltung der Republik. Laßt alle Spaltung beiſeite. Es gibt nur 
ein Mittel gegen die Wiederkehr Wilhelms II.: Lahmlegung des 
Wirtſchaftslebens. Keine Haub darf fih mehr rühren, kein Prole- 
tarier darf der Militärdiktatur helfen; Generalſtreik auf der ganzen 
Linie! Proletarier vereinigt Euch! 


Die ſozialdemokratiſchen Mitglieder der Reichsregierung. 
Ebert. Bauer. Noske. Schlicke. Schmidt. David. Müller. 


Der Parteivorſtand der ſozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands. 
Wels. 


Daraufhin hatten ſich vielfach Zivilperſonen an Kämpfen ber 
teiligt und wegen ihrer Verwundungen Entſchädigungsanſprüche ge⸗ 
ſtellt mit der Begründung, fie hätten jenen Aufruf als eine Willens⸗ 
kundgebung der Reichsregierung angeſehen. Das Reichsverſorgungs⸗ 
gericht hat mit der Feſtſtellung, daß dieſer Aufruf nicht von der 
Reichsregierung ſtammte, auch nicht amtlich veröffentlicht war, Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche verſagt, weil die Zivilperſonen durch Teil⸗ 
nahme am Kampf ihren Schaden mitverſchuldet haben (85 TSchG., 
§ 254 BGB.), denn es war für jedermann ohne Rechtskenntniſſe er- 
kennbar, daß der oben wiedergegebene Aufruf, wie ſchon die Anrede 
und die Unterſchrift ergibt, ſich nur an einen enggezogenen und be⸗ 
ſtimmten Kreis der Bevölkerung wandte und nur von einer einzigen 
politiſchen Partei, aber nicht von der Regierung ausging. Ebenſo⸗ 
wenig iſt ein Verſchulden ausgeſchloſſen, weun jemand ohne den Ver⸗ 
ſuch, ſich von Inhalt und Herkunft des Aufrufes Kenntnis zu ver⸗ 
ſchaffen, ſich am Kampfe beteiligt, lediglich im Vertrauen auf die 
mehr oder weniger verbreitete Anſicht, „die Regierung“ habe zum 
Kampfe aufgerufen. Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
it die Polizei und notfalls das Militär berufen (RVG. v. 7. Jan. 
1925 in PS 54/23, 12). 

Die Teilnahme aus einem Demonſtrationszuge ſchließt ein Ver⸗ 
{hutben i. S. des 85 CSS. nicht aus. Ob ein foldes vorliegt ift 
Tatfrage (RBG. v. 19. März 1925 in PS 698/23, 12). 

RegRat. Dr. Waſchow, Berlin- Zehlendorf. 


Stellung der Dentfchen Reichabahngeſellſchaft. IA Pol- 
ſtreckung gegen Dr möglich? Befonderes für das Gebiet 
des Rheiniſchen Rechts. 


Nach 8 4 des RBahnGG. v. 30. Aug. 1924 (RGBl. II, 272) ift 
das geſamte Vermögen der Reichsbahn, einſchließlich ſämtlicher 
beweglicher Sachen (vgl. demgegenüber die weniger weitgehenden Be⸗ 
ſtimmungen des preuß. Geſ. über die Bahneinheiten v. 11. Juni 
1902, Text Gef. S. 237 ff.), belaſtet mit einer erſtſtelligen 
geſetzlichen Generalhypothek, die ein Recht völlig eigner Art iſt, 
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8 4 (5). Eine Vollſtreckung zugunſten privater Gläubiger in Bahn⸗ 
vermögen irgendwelcher Art erſcheint daher überhaupt nicht zu⸗ 
läſſig, denn ſie wäre ein Eingriff der Organe ſtaatsrechtlich nach⸗ 
geordneter Stellen (der Länder) eines Vertragsſtaates in das Hypo⸗ 
thekenrecht, das zufolge völkerrechtlicher Beſtimmungen zugunſten 
der Reparationsgläubiger geſchaffen ift (5 4 R Bahn. und 8 8 
der Satzung dazu). — Eine Vollſtreckung würde aber auch prat- 
tiſch ſinnlos ſein, kann alſo auch vom Geſetze nicht gewollt ſein. 
Denn jeder einzelne Gegenſtand des Vermögens der Reichsbahn iſt 
erſtſtellig belaſtet mit der Generalhypothek zugunſten der Reparations⸗ 
gläubiger. Das Pfändungspfandrecht eines privaten Gläubigers 
würde alſo nur wie eine Anſchlußpfändung wirken und dem Glau⸗ 
biger nur ein Pfandrecht mit zweitem Rang verſchaffen können. Prak⸗ 
tiſch heißt das, daß — angeſichts des Betrages der Generalhypothek — 
der Pfändungsgläubiger nichts erhielte. 

Was für Pfändung ſonſtiger beweglicher Sachen gilt, muß erſt 
recht gelten für die Pfändung in Geld. Denn hier würde der Gläu⸗ 
biger nach 88 808, 815 ZPO. nicht nur ein (zweitſtelliges, darum 
für die Reparationsgläubiger ebenſo unſchädliches wie für ihn un⸗ 
nützes) Pfandrecht erwerben, ſondern das laſtenfreie Eigentum, min⸗ 
deſtens aber den Beſitz (8815 ZPO.). Das ift ein Unding im Sinne 
des RBahnch., nachdem dieſes einmal im 8 4 bewußt alle beweg⸗ 
lichen Sachen, alſo auch Geld, der Reparationshypothek unter⸗ 
worfen hat. 

Eine Heranziehung des 8 815 Abſ. 2 BPO. zugunſten der Bue 
läſſigkeit der Vollſtreckung lommt ſchon nach dem Vorgeſagten nicht 
in Frage. Davon abgeſehen hat 8815 Abſ. 2 offenbar nur die Fälle 
im Auge, in denen das Beſtehen des Hinderungsrechtes hinterher ſich 
ergibt, nicht aber Fälle wie den hier vorliegenden, in denen das 
Beſtehen des die Veräußerung hindernden Rechtes von vornherein 
offenkundig feſtſteht. 

Im übrigen mag noch verwieſen werden auf Së 5—7 des Geſ. 
über die Bahneinheiten, das auf einem ähnlichen Gedanken der Zu⸗ 
ben ae des Bahnvermögens beruht, wie es bei 84 MBahnch. 

er Fall ift. — 


Für das Gebiet des früheren rheiniſchen Rechts kommt noch ein 
beſonderer Geſichtspunkt in Frage: Nach 5 15 Nr. 3 EG ZPO. bleiben 
beſtehen die landesrechtlichen Beſtimmungen über die „Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung wegen Geldforderungen gegen ... eine ... Anſtalt des 
öffentlichen Rechts, ſoweit nicht dingliche Rechte verfolgt werden“. 
Dieſes Landesrecht enthält für das Gebiet deg rheiniſchen Rechts das 
Rhein. Reſſortreglement v. 20. Juni 1818, 8 25, der beſtimmt: 
Für Vollſtreckung der gegen .. Gemeinden oder unter Aufſicht der 
Regierung ſtehende öffentliche Anſtalten ergangenen Urteile habe 
es bei den bisherigen Formen ſein Bewenden. Dieſe — bei Erlaß 
des Reſſortreglements — beſtehenden Vorſchriften (f. Oppenhoff, 
Reſſortverhältniſſe, 2. Aufl., zu 8 25 Reſſqegl. Anm. 229, 231) 
gehen dahin, daß für Vollſtreckungen gegen Gemeinden und ebenſo 

egen unter Aufjicht der Regierung ſiehende öffentliche Anſtalten die 
wangsvollſtreckung ausgeſchloſſen war. Dieſe franzöſiſch⸗rechtlichen 
Beſtimmungen beſtehen alſo noch. 

Nach dem Reichsbahngeſetze iſt die Reichsbahn nicht etwa eine 
Aktiengeſellſchaft des Handelsrechts, ſondern eine Geſellſchaft ganz 
eigner Art (8 16), eine Anſtalt ($27). Sie ift errichtet von dem 
Deutſchen Reiche (8 1) und verſehen mit einer Satzung von Geſetzes⸗ 
natur (§ 102); ihren Betrieb hat fie unter Wahrung des öffentlichen 
Intereſſes zu führen (88 2, 9, 23) und ihr Betriebsvermögen bleibt 
Eigentum des Reiches (8 6 (1); fie hat ein Bahnbetriebsmonopol in 
weiteftem Umfange (88 ö, 10); fie muß auch den Betrieb führen und 
hat nicht das Recht, einfeitig die Führung weiter zu übertragen 
(88 9, 12). Sie hat Enteignung- und ähuliche Rechte (88 38, 39); 
ihre Beamten behalten die öffentlich-rechtlicheu Befugniſſe, die ſie 
bisher hatten (5 17); fie führt ein „Dienſtſiegel“ mit dem Reichsadler 
(817); die Verhältniſſe des Perſonals find durch beſonderes Geſetz 
geregelt. Ihren Stellen können gewiſſe hoheitsrechtliche Befugniſſe 
übertragen werden (8 40), und aus eignem Rechte hat ſie die hoheits⸗ 
rechtliche Beſugnis der Erhebung einer Steuer ($ 15); Verhandlungen 
mit ausländiſchen Regierungen hat ſie im Benehmen mit der Reichs⸗ 
regierung zu führen (8 36). 

Danach ift klar, daß die Deutſche Reichsbahngeſellſchaſt, auch bei 
engſter Auslegung des Begriffes, eine öffentliche Anſtalt ift. 

Sie ſteht auch unter einer eingehend geregelten Aufſicht „der 
Regierung“, hier der Reichsregierung (88 31, 6 [2], 8, 10 [3] uſw. 
N ahn. 

Alſo iſt im Gebiete des früheren rheiniſchen Rechts die Zwangs⸗ 
vollſtreckung wegen Geldforderungen, außer bei dinglichen Rechten, 
auch aus dieſem Grunde unzulaſſig. — 


Unerörtert ſoll die Frage bleiben, ob etwa nach 86 d'Bett. 
dem Reich bei Vollſtreckung gegen die Reichsbahngeſellſchaft ein Dritt⸗ 
einſpruchsrecht (S771 BRD.) zuzuſprechen ift. 

OLGR. Rennen, Köln. 
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Das Kabelpfandgeſei vom 81. März 1925 
(gl. 5.37). 


Wir haben hier ein Geſetz vor uns, das möglicherweiſe auch 
politiſch von weittragender Bedeutung werden kann, und das auch 
deshalb eine nähere Betrachtung lohnt. 

Der erſte Abſchnitt befaßt ſich mit Entſtehung und Inhalt des 
Kabelpfandrechts, deſſen Beſtellung erſchöpfend im Geſetz geregelt iſt, 
81. Der zweite Abſchnitt betrifft das Kabelbuch, ein neues, dem 
Grundbuch ähnliches, öffentliches Regiſter. Der dritte Abſchnitt ent⸗ 
hält die Beſtimmungen über die Zwangsvollſtreckung. 

Die Pfandſache ift erſtens ein Hochſeekabel, das zweitens dem 
Verkehr mit dem Ausland zu dienen beſtimmt und für deſſen Errich⸗ 
tung und Betrieb drittens die nach dem Telegraphenrecht erforderliche 
Genehmigung der Deutſchen Reichspoſt erteilt ift, SI. Wie ſchon 
die Schaffung des Kabelbuchs, mehr noch die ſich nach dem 3G. 
richtende Zwangsvollſtreckung zeigen, iſt das neue Rechtsinſtitut dem 
Grundpfandrecht weitgehend angeglichen. Bei ſolcher Auz- 
geſtaltung können die zahlreichen Verweiſungen auf das Fahrnis⸗ 
pfandrecht in 8 11 Gef., wie auch nach 86 II, nicht gerade einem 
klaren Auf- und Ausbau förderlich fein. Neben den zur Beſtellung 
einer Hypothek nach 8873 BGB. nötigen Erforderniſſen bedarf es 
hier noch der Einwilligung des Reichspoſtminiſters, §2 J. Daß das 
Kabelpfandrecht zur Sicherung einer Forderung diene, iſt zwar nicht 
ausdrücklich geſagt, ergibt ſich aber einmal aus dem Weſen des 
Pfandrechts, ſodann aus dem Umfang der Haftung des Kabels (5 8), 
der Möglichkeit einer Forderungsübertragung (8 5), und ſchließlich 
aus den nach 8 2 II eintragungspflichtigen Tatſachen (Gläubiger, Geld⸗ 
betrag der Forderung, Binzjah). Die Verweiſung auf 8 1204 BGB. 
im 811 Gef. war daneben zum mindeſten überflüſſig. Der Gelb- 
betrag der Forderung kann außer in Reichswährung auch in aus⸗ 
ländiſcher Währung oder nach einem der für wertbeſtändige Hypo⸗ 
theken zugelaſſenen Maßſtäbe angegeben werden. Die Beſtellung 
eines Höchſtbetragpfandrechts ift zuläſſig, 813. Für das Rangver⸗ 
hältnis der Kabelpfandrechte gilt das Prioritätsprinzip des Grund⸗ 
buchrechts, § 4. Die Bedeutung der Kabelpfandrechte für das öffent⸗ 
liche Wohl (man denke beſonders an Kriegszeiten), kommt in der 
wie bei ihrer Beſtellung ſo auch zu Anderungen des Pfandrechts⸗ 
inhalts und zur Übertragung der Forderung notwendigen Einwilli⸗ 
gung des Reichspoſtminiſters (8 5) zum Ausdruck. 

Die Haftung des Kabels erſtreckt ſich einmal auf Forderung, 
Zinſen und Koſten (8 8), zweitens auch auf das im Kabelbuch ein⸗ 
getragene Zubehör (89). Ihr Umfang ift aljo inſoweit im weſent⸗ 
lichen aus dem Kabelbuch erſichtlich. Nicht aber iſt er das auch bei 
dem dritten Fall der Haftung, nämlich für eine dem Eigentümer 
zuſtehende Forderung aus einer Überlaſſung des Kabelbetriebs an 
andere, 810. Dieſer wichtige Fall der Kabelhaftung iſt nicht ein⸗ 
tragungspflichtig, nach 8 18 nicht einmal eintragungsfähig! Damit 
dürfte der Wert des Kabelbuchs ſtark beeinträchtigt ſein. Folgerichtig 
vermeidet das Geſetz für das Kabelbuch einen dem 8 892 BGB. nach⸗ 
gebildeten Rechtsſatz. Vielmehr beſtimmt es, daß ein eingetragenes 
Kabelpfandrecht ſeine Kraft behält ohne Rückſicht auf den guten 
Glauben deffen, der das Eigentum am Kabel oder (andere) dingliche 
Rechte an ihm erwirbt, 86. Eine Berichtigung des Kabelbuchs iſt 
vorgeſehen, 8 7. 

Vom Grundbuch unterſcheidet ſich das Kabelbuch vor allem 
durch die für ein öffentliches Regiſter (das es doch ift, vgl. 88 1, 6, 17) 
ganz einzigartige Beſtimmung, daß es nicht obligatoriſch, ſondern 
nur auf Antrag des Verpfänders angelegt wird, der allerdings 
zur rechtswirkſamen Begründung eines Kabelpfandrechts einen ſolchen 
Antrag ſtellen muß, 8 1. Weiter werden nicht etwa, wie im Grunde 
buch alle Grundſtücke, alle Hochſeekabel eingetragen, wenn fie nur 
ſonſt die Vorausſetzungen des 8 1 erfüllen, ſondern nur diejenigen, 
für die ein Kabelpfandrecht beſtellt werden fol. Denn nicht der 
Kabeleigentümer als ſolcher, ſondern nur in ſeiner Eigenſchaft als 
Verpfänder kann ein Kabelbuch aulegen laſſen, und das Kabel iſt auf 
Antrag zu löſchen, wenn kein Kabelpfandrecht mehr daran beſteht, 
821. Das Kabelbuch ähnelt alfo inſoweit dem alten, in manchen Ber 
zirken noch heute geltenden weimariſchen Hypothekenbuch, in dem 
auch nur die belaſteten Grundſtücke erſcheinen. Der dritte be⸗ 
deutſame Unterſchied zum Grundbuch liegt in der Begrenzung des 
öffentlichen Glaubens, wie er fih dort aus § 392 BGB., hier aus 
8 6 ergibt. Kabelbuchamt it allein das AG. Berlin-Mitte, 

Die Zwangs vollſtreckung vollzieht ſich, wie [hon erwähnt, 
ausſchließlich nach dem G., 88 14, 24. Einziges Vollſtreckungs⸗ 
gericht ift das AG. Berlin-Mitte, 5 25. Zum Zwangs verwalter muß, 
abweichend von § 150 BVO., jederzeit der einen ſolchen Antrag ſtel⸗ 
lende Gläubiger oder die ſonſt von ihm bezeichnete Perſon beſtellt wer⸗ 
den, 827. Wie ſich gerade dieſe Beſtimmung (man denke an aus⸗ 
ländiſche Gläubiger) mit dem ſonſt vom Geſetz behüteten öffentlichen 
Wohl (88 1, 5, 18, 20, 21, 26) verträgt, ift nicht recht einleuchtend, 
zumal der Zwangsverwalter grundſätzlich nicht einmal wie der Kabel⸗ 
cigentümer der Genehmigung der Deutſchen Reichspoſt bedarf. 


RA. Dr. Conrad, Jena. 
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Einführung der „Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung“ 
in Frankreich. 


(Geſetz vom 7. März 1925.) 


Nach wiederholter Umarbeitung des ſchon ſeit fünf Jahren 
dem Parlament vorgelegten Projektes haben die Abgeordneten⸗ 
kammer und der Senat nach erneuter Umarbeitung das Geſetz betr. 
die GmbH. (Société à responsabilité limitée) angenommen. 

Die Einführung dieſer Geſellſchaftsform war in Handels-, 
Induſtrie⸗ und Landwirtſchaftskreiſen ſeit langem angeſtrebt; infolge 
der Aufrechterhaltung des deutſchen Geſ. v. 20. April 1892/20. Mai 
1898 in Elſaß⸗Lothringen, wo augenblicklich annähernd 900 Gmbh. 
weiterbeſtehen, wurde eine Erweiterung der franzöſiſchen Geſetz⸗ 
gebung in dieſer Richtung eine unbedingte Notwendigkeit. 

Das Gef. v. 7. März 1925 lehnt fih eng an das deutſche Gef. 
betr. die GmbH. an, it aber, weniger ausführlich als letzteres, in 
43 Artikeln zuſammengefaßt und läßt infolgedeſſen der gerichtlichen 
Auslegung größeren Spielraum. 

Die hauptſächlichen Verſchiedenheiten der beiden Geſetze be⸗ 
ſtehen, abgeſehen von abweichenden formalen Vorſchriften bezüglich 
der Veröffentlichung des Geſellſchaftsvertrages u. a., in folgenden 
Beſtimmungen: 

Der Geſellſchaftsvertrag der franzöſiſchen GmbH. braucht nicht 
notwendigerweiſe in gerichtlicher oder notarieller Form abgeſchloſſen 
zu werden; ein gewöhnlicher ſchriftlicher Vertrag in ebenſovielen 
Exemplaren als Geſellſchaſter vorhanden ſind genügt; dasſelbe gilt 
für Abtretung von Anteilen, jedoch iſt andererſeits die Abtretung 
nur bei Einſtimmung der Majorität der Geſellſchafter möglich; 
letztere Vorſchrift iſt imperativ, und abweichende Beſtimmungen der 
Statuten ſind ungültig. 

Die Abtretung von Teilen eines Geſchäftsanteils iſt nach der 
franzöſiſchen Geſetzesform nicht vorgeſehen. Das Minimum der 
Stammeinlage der einzelnen Geſellſchafter iſt auf 100 Franken 
heruntergeſetzt. 

Der franzöſiſche Geſetzgeber hat auf die Sicherheit gegenüber 
Dritten beſonderen Wert gelegt. Nach Art. 8 des Geſ. ſind die Ge⸗ 
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ſellſchafter Dritten gegenüber ſolidariſch haftbar für den Wert der 
Einlagen, welche nicht in Geld zu zahlen ſind (Wert zur Zeit der 
Gründung). Vor allem iſt hervorzuheben, daß im Gegenſatz zur 
deutſchen GmbH. die Anmeldung der Geſellſchaft nur nach voll⸗ 
kommener Einzahlung des Kapitals erfolgen kann. Die Geſell⸗ 
ſchafter find andererſeits individuell oder ſolidariſch nicht nur der 
Geſellſchaft, ſondern auch Dritten gegenüber haftbar für alle Zu⸗ 
widerhandlungen gegen die Vorſchriften des Geſetzes, für Nicht⸗ 
einhaltung der Statuten und für Fahrläſſigkeit in der Geſchäfts⸗ 
führung. 

Weitere öffentliche Sicherheiten find durch die Strafvorſchriften 
der Art. 37—39 ergeben. Bei falſchen Angaben bezüglich der 
Verteilung der Anteile unter die Geſellſchafter oder bezüglich der 
tatſächlichen Einzahlungen von Stammeinlagen, bei öffentlichen Sub⸗ 
ſkriptionen für Rechnung der Geſellſchaft ſind gegen die Gründer 
und Geſchäftsführer Geldſtrafen bis zu 10000 Franken und Ge- 
fängnisſtrafen bis zu ſechs Monaten vorgeſehen. Art. 405 des fear- 
zöſiſchen StGB. findet bei Überwertung der nicht mit Geld ein- 
zuzahlenden Einſchüſſe und bei Verteilung von fiktiven Dividenden 
entſprechende Anwendung. 

Die Beſtellung eines Aufſichtsrats wird obligatoriſch, ſowie die 
Geſellſchaft ſich aus mehr als 20 Geſellſchaften zuſammenſetzt. 

Art. 33 beſtimmt eine jährliche Einzahlung von 50% des 
Reingewinnes in einen geſetzlichen Reſervefonds; dieſe Einzahlung 
wird fakultativ, ſowie der Reſervefonds 1/10 des Geſellſchaftskapitals 
erreicht hat. Bei Geſellſchaftsverſammlungen verfügen die einzelnen 
Geſellſchafter über ebenſo viele Stimmen als ſie Anteile beſitzen. 

Endlich ſieht das Geſ. v. 7. März 1925 die Umwandlung der 
beſtehenden Handelsgeſellſchaften in GmbH. und die Umwandlung 
einer GmbH. in eine Aktiengeſellſchaft (Société Anonyme) vor. 

Im übrigen ſind die Vorſchriften des deutſchen Geſetzes, wenn 
auch nicht textlich, ſo doch dem Sinne nach zum größten Teil bei⸗ 
behalten, doch iſt, wie ſchon geſagt, durch kürzere Faſſung des fran⸗ 
zöſiſchen Geſetzes der juriſtiſchen Auslegung größere Freiheit gelaſſen. 

Advokat Dr. Gregoire, Paris. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 


Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum' und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 


Ip Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — f Anmerkung.] 


I. Bürgerliches Recht. 


1. 8242 BGB. Plenarbeſchluß über die 
Grenzen der Aufwertung. 7) 

1. Die Frage findet bei Großhandelsgeſchäften, die 
beiderſeits noch unerfüllt ſind, die Aufwertung des ver⸗ 
einbarten Kaufpreiſes in dem für die Zeit des Vertrags⸗ 
abſchluſſes amtlich feſtgeſtellten Berliner Mittelkurſe einer 
wertbeſtändig gebliebenen ausländiſchen Währungseinheit 
(Dollar, engliſches Pfund, holländiſcher Gulden) ihre Höchſt⸗ 
grenze? ift zu verneinen. 2. Die Frage darf ein heutiger 
höherer Marktpreis neben anderen Umſtänden als Anhalts⸗ 


Zu 1. In der Rechtſprechung herrſcht im allgemeinen Ein⸗ 
verſtändnis darüber, daß die Rechtsgrundlage für die Aufwertung in 
der Vorſchrift des § 242 BGB. zu ſuchen ift, dagegen gingen die 
Meinungen darüber, wie das Maß der Auſwertung auf dieſer Grund⸗ 
lage zu beſtimmen ſei, weit auseinander. Auf der einen Seite wurde 
der Dollarkurs als der alleinige Maßſtab der Geldentwertung an- 
geſehen und nur gefragt, welcher Prozentſatz des über dieſen Kurs 
berechneten Goldmarkwertes zu gewähren ſei, wobei eine über dieſen 
Goldmarkwert hinausgehende Aufwertung als eine mehr als 100 ige 
Aufwertung bezeichnet und als unzuläſſig betrachtet wurde. Auf der 
anderen Seite wurde einer der verſchiedenen Indizes (Großhandels⸗ 
index, Lebenshaltungskoſten) als maßgebend betrachtet, oder es wurde 
von dem gegenwärtigen Marktpreiſe ausgegangen. Der 6. ZS. ver⸗ 
trat den erſteren Standpunkt, während der 1. und 2. 3S. der zweiten 
Auffaſſung huldigten (ogl. zu der Streitfrage meine Anmerkung 
JW. 1925, 460). Die nunmehr vorliegende Entſch. der Vereinigten 


punkt für die Höhe der Aufwertung berückſichtigt werden? 
it zu bejahen. Der 1. und der 2. 3 S. haben in den Entſch. 
RG. 108, 379; 109, 97, 241 übereinſtimmend die Anſicht 
vertreten, daß bei beiderſeits noch nicht erfüllten Großhandels⸗ 
geſchäften für die Aufwertung des Kaufpreiſes weder der 
Lebenshaltungsindex, noch auch der Dollarkurs eine geeignete 
Grundlage bildet, ſondern daß grundſätzlich vom heutigen 
Marktpreiſe der zu liefernden Ware auszugehen ſei. Den heu⸗ 
tigen Marktpreis wollen die beiden Senate nicht unter allen 
Umſtänden in ganzer Höhe an Stelle des vereinbarten Kauf⸗ 
preiſes ſetzen, ſondern es ſoll, wenn die beſonderen Umſtände 
des Falles es rechtfertigen, der aufzuwertende Kaufpreis auf 
einen geringeren Betrag als den heutigen Marktpreis feſt⸗ 
geſetzt werden; es ſei je nach Umſtänden eine gewiſſe Kürzung 
des Marktpreiſes geboten; wenn der heutige Marktpreis nicht 
allein auf Geldentwertung, ſondern auch auf Warenkonjunktur 
beruhe, ſolle der Vorteil der Warenkonjunktur dem Käufer 
zugute kommen. Der 6. ZS. ift hiergegen der Auffaſſung, 
die er in feiner Entſch. NG. 109, 146 niedergelegt hat, daß 
bei Lieferungsgeſchäften des Großhandels die Aufwertung des 
vereinbarten Kaufpreiſes keinesfalls höher bemeſſen werden 
darf, als bis zum vollen Ausgleich der eigentlichen Geld⸗ 
entwertung, d. h. des Verluſtes des Geldes an ſeinem inneren 


Zivilſenate bedeutet einen weſentlichen Schritt vorwärts, allerdings 
noch keinen Abſchluß der Frage. 

Um die Tragweite des Beſchluſſes feſtzuſtellen, darf man nicht 
nur auf ſeine Formel ſehen, deren Faſſung durch die Ark der Frage⸗ 
ſtellung bedingt ift, ſondern muß neben der Formel des Beſchluſſes 
ſeine Begründung heranziehen. Dann ergibt ſich als der weſentliche 
Inhalt des Beſchluſſes, daß Aufwertung nicht der Ausgleich der Ver⸗ 
änderung des Wertverhältniſſes der Mark gegenüber dem Dollar 
oder einer anderen ausländiſchen Währung iſt, ſondern daß bei der 
Aufwertung ſämtliche berechtigte Intereſſen beider Parteien zu be⸗ 
ruckſichtigen find, wobei der Dollarkurs nur einen der in Betracht 
kommenden Umſtände ausmacht. Der Standpunkt des 6. 8S., der 
als Inhalt der Aufwertung nur den Ausgleich der Geldentwertung, 
und als deren Maßſtab lediglich den Dollarkurs anſieht, wird aljo 
abgelehnt. Dies gilt nicht nur bei Großhandelsgeſchäften und bei 
beiderſeits unerfüllten Geſchäften, ſondern infolge der Herleitung des 
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oder Goldwert. Eine Aufwertung nach dem Lebenshaltungs⸗ 
index verwirft auch der 6. Sen., aber er ſieht als geeigneten 
Maßſtab der eigentlichen Geldentwertung, der Verminderung 
des inneren Geldwertes, den Kurs des Dollars oder einer 
anderen annähernd ebenſo wertbeſtändig gebliebenen aus⸗ 
ländiſchen Währungseinheit an. Dagegen iſt er der Meinung, 
daß der heutige Marktpreis der zu liefernden Ware einen ge⸗ 
eigneten Ausgangspunkt für die Aufwertung des Kaufpreiſes 
nicht abgeben kann, daß jedenfalls über den kursmäßigen Gold⸗ 
betrag des vereinbarten Kaufpreiſes hinaus ein höherer Markt⸗ 
preis nicht für die Aufwertung in Frage kommen darf. Der 
6. Sen. hat demgemäß die Ensheim der Vereinigten Zivil⸗ 
ſenate über folgende Fragen eingeholt: 1. Iſt es rechtlich zu⸗ 
läſſig, bei Großhandelsgeſchäften, wenn die Sachlieferung noch 
ausſteht, den Goldwert des vereinbarten Kaufpreiſes nach 
dem für die Zeit des Vertragsabſchluſſes amtlich feſtgeſtellten 
Berliner Mittelkurſe einer wertbeſtändig gebliebenen auslän⸗ 
diſchen Währungseinheit (Dollar, engliſches Pfund, hollän⸗ 
diſcher Gulden) zu berechnen? 2. Findet die Aufwertung in 
dem ſo berechneten Goldwert ihre Höchſtgrenze? oder 3. Darf 
darüber hinaus auch noch ein heutiger höherer Marktpreis 
berückſichtigt werden? Die Vereinigten Zivilſenate haben die 
ihnen geſtellten Fragen in folgender Weiſe neu gefaßt: 
1. Findet bei Großhandelsgeſchaften, die beiderſeits noch 
unerfüllt ſind, die Aufwertung des vereinbarten Kaufpreiſes 
in dem für die Zeit des Vertragsabſchluſſes amtlich feſt⸗ 
geſtellten Berliner Mittelkurſe einer wertbeſtändi gebliebenen 
ausländiſchen Währungseinheit (Dollar, englisches Pfund, 
holländiſcher Gulden) ihre Höchſtgrenze? 2. Darf ein heutiger 
höherer Marktpreis neben anderen Umſtänden als Anhalts⸗ 
punkt für die Höhe der Aufwertung berückſichtigt werden? 
Die erſte Frage iſt verneint, die zweite bejaht worden. Dafür 
waren folgende Erwägungen maßgebend: Der 6. ZS. geht 
davon aus, daß der innere Tauſchwert der deutſchen Währung 
ſich ſeit Jahren vermindert habe, und daß es Aufgabe der 
Aufwertung ſei, dieſe Verminderung wett zu machen. Er hat 
darauf hingewieſen, daß der Begriff des inneren Tauſch⸗ 
wertes des Geldes ein in den heutigen Geldtheorien allgemein 
anerkannter Begriff ſei. Dafür iſt u. a. Bezug genommen 
auf Ausführungen von Menger im vierten Bande des 
Handwörterbuchs der Staatswiſſenſchaften, 3. Aufl., unter 
dem Artikel „Geld“ auf S. 592, wo ſelbſt die Kaufkraft des 
Geldes als „äußerer Tauſchwert“ bezeichnet und zu dem 
inneren Wert als „innerem Tauſchwert“ in Gegenſatz geſtellt 
ſei. Die Vereinigten Zivilſenate haben ſich der Meinung des 
6. S., daß der Ausgangspunkt für die Beantwortung der 
geſtellten Fragen von dem inneren Tauſchwert des Geldes zu 
nehmen ſei, nicht anzuſchließen vermocht. Zwei Gründe waren 
dafür maßgebend. Einmal hat der Begriff des inneren 
Tauſchwertes mannigfachen Widerſpruch in der neueren Geld⸗ 
theorie gefunden. Es iſt dafür Bezug zu nehmen auf die auch 
bereits vom 6. ZS. angeführten Außerungen von Helffe- 


Satzes aus dem Grundgedanken des § 242 allgemein. Dagegen be- 
zieht ſich, wie die Begründung beſtätigt, der zweite Ausſpruch des 
Beſchluſſes, daß ein heutiger höherer Marktpreis neben anderen Um⸗ 
ſtänden als Anhaltspunkt für die Höhe der Aufwertung berückſichtigt 
werden darf, nur auf den Fall beiderſeits unerfüllter Großhandels⸗ 
geſchäfte. Die Bedeutung dieſes zweiten Ausſpruchs ift trotz feiner 
poſitiven Faſſung nur eine negative. Das RG. verwirft die Auf- 
faſſung, daß der Marktpreis bei Geſchäften der in Frage ſtehenden 
Art nicht herangezogen werden dürfe, es beſtimmt aber nicht poſitiv, 
daß er heranzuziehen ſei, ſondern bezeichnet es nur als rechtlich zu⸗ 
läſſig, den heutigen Marktpreis bei der billigen Abwägung der Inter⸗ 
eſſenlage in Betracht zu ziehen, wie es auch eine Berückſichtigung der 
Reichsteuerungszahlen für rechtlich zuläſſig hält. Das RG. lehnt es 
ausdrücklich ab, Richtlinien für diefe Abwägung aufzuſtellen, weil die 
Aufſtellung poſitiver Richtlinien in den angedeuteten Einzelheiten 
nicht mehr Frage des Rechts, ſondern der einzelnen tatſächlichen Be- 
urteilung ſei. Immerhin enthält der Satz der Begründung „die Be⸗ 
rücksichtigung jener damals herrſchenden abnormen und vorübergehen- 
den Verhältniſſe fällt nach der Auffaſſung der Vereinigten Zivilſenate 
in den Bereich des 8 242“ inſofern eine Richtlinie, als er erkennen 
läßt, daß die Abänderung des Vertragsinhalts nach 8 242 das Bor- 
liegen außergewöhnlicher Umſtände vorausſetzt; hierdurch wird der 
Anwendung des 8 242 eine weſentliche Schranke geſetzt und dem vor⸗ 
gebeugt, daß mit Hilfe des 8242 an die Stelle des Vertragswillens 
der Parteien in zu weitem Umfange das richterliche Ermeſſen tritt. 

Die Entf. der Vereinigten Zivilſenate gehört zu den Mari- 
ſteinen in der Entwicklung der Aufwertungslehre, indem ſie der engen 
Auffaſſung der Aufwertung, als fei fie gleichbedeutend mit dem Aus⸗ 
gleich der Verminderung der Kaufkraft der Mark gegenüber dem 
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rich, Das Geld, 6. Aufl. 1923, S. 563 ff., der ausführt, 
daß die Erfahrungen der Kriegszeit und der Nachkriegszeit 
ihn dazu geführt hätten, den Begriff des inneren Tauſch⸗ 
wertes fallen zu laſſen, weil ſich nicht mit irgendwelcher 
Sicherheit unterſcheiden laſſe, ob die Veränderung der Preiſe 
von Veränderungen auf der Seite des Geldes oder auf der 
Seite der Waren abhängig geweſen ſei. Aus gleichen Grün⸗ 
den haben auch andere Geldtheoretiker, und zwar nicht nur 
Anhänger der nominaliſtiſchen Theorie (Knapp, Ben⸗ 
dizen uſw.), ſondern auch Anhänger der metalliſtiſchen 
Theorie und vermittelnder Theorien den Begriff des inneren 
Tauſchwertes des Geldes mehr oder weniger fallen laſſen. 
Die Vereinigten Zivilſenate haben deshalb Bedenken getragen, 
ihre Entſcheidung auf einer immerhin ſo beſtrittenen Theorie 
aufzubauen. Sie ſind aber darüber hinaus der Meinung, daß 
der Beantwortung der geſtellten Fragen überhaupt keine Geld⸗ 
theorie zugrunde gelegt werden ſollte, daß die Beantwortung 
vielmehr auf dem durch § 242 BGB. gewieſenen Wege aus 
den tatſächlichen Verhältniſſen, wie ſie ſich in der Kriegs⸗ 
zeit und in der Nachkriegszeit geſtaltet haben, zu entnehmen 
ſei. Hiervon ausgehend ſind ſie zu dem Ergebnis gelangt, 
daß die Veränderungen der amtlichen Berliner Notierungen 
des Dollars oder die Veränderungen der Neuyorker Wechſel⸗ 
kurſe auf Deutſchland oder der Neuyorker Kurſe für Aus⸗ 
zahlung Berlin für Aufwertungsfragen nicht maßgebend ſein 
können, und zwar weder in der Weiſe, daß die Höhe deu 
Aufwertung nach den genannten Kurſen zu bemeſſen ſei, 
noch auch in der Weiſe, daß die Kurſe wenigſtens das Höchſt⸗ 
maß für die Höhe der Aufwertung abzugeben hätten. Dies 
Ergebnis rechtfertigt ſich durch drei Erwägungen. 1. Die 
genannten Kurſe haben ſich nicht parallel weder zu der Ver⸗ 
änderung der Warenpreiſe in Deutſchland, noch zu der Ver⸗ 
minderung des Wertes der deutſchen Währung bewegt. Das 
ergibt ſich aus einer Betrachtung der Kursänderungen des 
Dollars feit Beginn des Krieges. Die Parität in Neuyork 
ift AM = 95,28 Cent. In der erſten Hälfte des September 
1914 ftand die Mark etwas über pari, 96 Ti Ende Eep- 
tember fing ſie an zu ſinken bis etwa 87,80 im Dezember 
und erholte ſich zum Jahresſchluß etwas. 1915 ſank ſie 
langſam weiter, ſtieg wieder im Oktober und ſetzte dann ihre 
Abwärtsbewegung fort bis zum April 1916. Dann fing fie 
plötzlich an zu ſteigen, behielt ihren günſtigen Stand monate⸗ 
lang bei und fiel auf den Stand vom April 1916 erſt wie⸗ 
der im September 1916. Sie ſenkte ſich langſam weiter, 
ſtieg Ende Dezember nach der deutſchen Erklärung der Frie⸗ 
densbereitſchaft auf kurze Zeit erheblich an und ſenkte ſich 
langſam weiter bis Ende Oktober 1917. Dann ſtieg ſie 
wieder erheblich und behielt ihren verhältnismäßig günſtigen 
Stand bis September Oktober 1918 bei. Dies wird teils 
auf die Friedensverhandlungen mit Rußland und auf die 
erfolgreichen Kämpfe in Italien und in Frankreich zurück⸗ 
geführt, von anderer Seite dagegen darauf, daß die Reichs⸗ 


Dollar ein Ende bereitet. Sie dient der Rechtſprechung des KG. hin⸗ 
ſichtlich der Aufwertung des Kaufpreiſes von Grundſtücken zur Stütze, 
indem ſie den Einwand beſeitigt, daß eine Aufwertung über 100% 
des nach dem Dollarkurs berechneten Goldmarkwertes des Kaufpreiſes 
unzuläſſig ſei. Wie das RG. auf den niedrigen Stand der Markt⸗ 
preiſe in der Zeit der Geldentwertung Gewicht legt, wird die Tat⸗ 
ſache, daß der Kaufpreis von Grundſtücken ein auffallend niedriger 
war, zu berückſichtigen ſein. Ich erblicke in der gegenwärtigen Auf⸗ 
ſaſſung des RG. einen Fortſchritt, vorausgeſetzt, daß daran feſt⸗ 
gehalten wird, daß eine Vertragsänderung auf Grund des 8242 nur 
in außergewöhnlichen Fällen ſtattfindet. Die weitere Rechtſprechung 
wird auf dieſer Grundlage fortzubauen haben. Denn einen Abſchluß 
bedeutet die Entſch. des RG. deshalb nicht, weil ſie es ablehnt, 
Richtlinien für die Durchführung des aufgeſtellten Grundſatzes an⸗ 
zugeben. Dieſe Ablehnung rechtfertigt ſich dadurch, daß ſonſt der 
Rahmen der an die Vereinigten Zivilſenate verwieſenen Fragen über⸗ 
ſchritten worden wäre. Es mag auch zweckmäßig geweſen ſein, daß 
von dem Verſuche, alsbald beſtimmte Richtlinien aufzuſtellen, ab⸗ 
geſehen worden iſt und abgewartet wird, ob und in welcher Weiſe 
ſich aus der Eutſcheidung konkreter Fälle Grundſätze für den Maß⸗ 
ſtab der Aufwertung ergeben. Auf die Dauer wird ſich aber das RG. 
der Feſtſetzung ſolcher Grundſätze nicht entziehen können. Denn daß 
es ſich dabei nicht mehr um eine Frage des Rechtes, ſondern der 
einzelnen tatſächlichen Beurteilung handelt, ſcheint mir nicht zu⸗ 
treffend zu fein. Wie das RNG. jetzt geprüft hat, ob bei der Ent- 
ſcheidung über die Aufwertung die Berückſichtigung des Marktpreiſes 
rechtlich zuläſſig iſt, wird es auch bezüglich anderer Geſichtspunkte, 
auf die der Tatrichter für die Entſcheidung über die Aufwertung 
Gewicht gelegt hat, prüfen müfjen, ob die Berückſichtigung dieſes Ge- 
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bank Ende 1917 eine große auswärtige Anleihe erhalten 
habe, die die Möglichkeit von Interventionen gab. Wie 
Pohle, Vorträge der Gehe⸗Stiftung, Bd. 9, Heft 5, S. 6 
bemerkt, verminderte ſich an der Züricher Börſe von Oktober 
1917 bis Januar 1918 der Kursverluſt des deutſchen Geldes 
von 50 % auf weniger als 29 . Es ift daraus zu erſehen, 
welche zum Teil ſehr erheblichen Schwankungen während des 
Krieges ſtattgefunden haben, die ſämtlich mit der Verände⸗ 
rung des inneren Wertes des deutſchen Geldes außer Zu⸗ 
ſammenhang ſtanden. Ein Gleiches ergibt ſich für die Nach⸗ 
kriegszeit aus den Statiſtiken und den graphiſchen Dar⸗ 
ſtellungen, die in den Veröffentlichungen des Statiſtiſchen 
Reichsamtes, Wirtſchaft und Statiſtik, ſich je auf den erſten 
Seiten der Jahresbände finden. Anfang Februar 1920 ſtand 
der Dollar in Berlin Mark 91, ſtieg bald bis auf 100, fing 
dann im März an zu fallen, erreichte feinen tiefſten Stand 
von 34,75 am 25. Mai, ſtieg wieder etwas, pendelte dann 
monatelang zwiſchen 50 und 80 und erreichte den Stand von 
100 erſt wieder im September 1921. Kein Zweifel iſt, daß 
das deutſche Geld ohne Golddeckung ſich in den anderthalb 
Jahren beträchtlich vermehrt hatte, der innere Geldwert alſo 
andauernd geſunken war. Aus 1922 ift bemerkenswert, daß 
im Auguſt und Oktober plötzliche ſtarke Stürze der Mark 
auftraten, die durch keine beſondere innere Geldbewegung ver⸗ 
anlaßt waren. Im Februar 1923 erfolgte dann die bekannte 
Stützungsaktion der Regierung, die den Dollar von 49000 
Ende Januar bis auf 20000 zurückdrängte, bis ſie Mitte 
April ihr Ende fand. Auch zu dieſer Zeit hatte die Papier⸗ 
geldvermehrung entgegen der Dollarbewegung erhebliche Fort⸗ 
ſchritte gemacht. Vorſtehende Überficht zeigt, daß die Kurs⸗ 
geſtaltung in weſentlichem Ausmaße durch äußere Urſachen 
beeinflußt ift, hauptſächlich wohl durch verſtärktes und dring- 
liches Angebot deutſchen Geldes, außerdem durch Kriegs⸗ 
ausſichten, Friedensverhandlungen, Stützungsaktionen, Spe⸗ 
kulationen uſw. Letztes iſt auch im Schrifttum ſo gut wie 
ausnahmslos anerkannt. Es ergibt ſich daraus, daß die Be⸗ 
wegung der Neuhorker Kurſe, wie des Berliner Dollarkurſes 
und die Bewegung des inneren Wertes des deutſchen Geldes 
nür das gemein haben, daß ſie beide ſchließlich auf einem ſehr 
tiefen Standpunkt angekommen ſind. Die Bewegung iſt aber 
nicht irgendwie parallel gegangen. Es läßt ſich deshalb nicht 
ſagen, daß der Neuyorker oder der Berliner Kurs zu irgend⸗ 
einem Zeitpunkte oder während einer längeren Periode den 
Grad der Entwertung des deutſchen Geldes annähernd richtig 
angibt. Es läßt ſich auch nicht etwa in der Weiſe helfen, daß 
man einen durchſchnittlichen Kurs, der von einzelnen Schwan⸗ 
kungen abſieht, der Aufwertung zugrunde legt. Dazu ſind die 
Schwankungen ihrem Grade nach viel zu erheblich geweſen 
und haben fih der Zeit nach über viel zu große Perioden 
erſtreckt. Dies iſt der erſte Grund, weshalb die Vereinigten 
Zivilſenate Bedenken getragen haben, der Aufwertung die 
Umrechnung nach dem Dollarkurſe zugrunde zu legen. 2. Der 


ſichtspunktes rechtlich zuläſſig war, und ſo werden ſich allmählich 
Richtlinien für die Entſcheidung herausbilden. Einſtweilen erwächſt 
den Gerichten die ſchwierige Aufgabe, in jedem einzelnen Falle nach 
ſeinen beſonderen Umſtänden einen billigen Ausgleich der Intereſſen 
beider Teile zu ſuchen. Einen Anhaltspunkt für dieje Entſch. ger 
währt es, daß das RG. die Tatſache, daß ein beiderſeits unerfüllter 
Vertrag vorliegt, betont. In der Tat macht es einen weſentlichen 
Unterſchied, ob der Preis für eine Leiſtung, die erſt jetzt gemacht 
werden ſoll, beſtimmt werden ſoll oder ob eine Geldforderung, die 
von vornherein eine einſeitige war, oder durch Bewirkung der 
Gegenleiſtung geworden iſt, aufzuwerten iſt. Im erſteren Falle mag 
es nicht richtig ſein, einfach zu ſagen, daß der Preis zu zahlen iſt, 
der zur Zeit der Leiſtung der angemeſſene iſt, vielmehr iſt zu prüfen, 
ob nach den Umſtänden, z. B. wegen des Verzugs des einen Teiles, 
eine Abweichung hiervon zuläſſig iſt, aber in erſter Linie kommt es 
doch darauf an, ein angemeſſenes Verhältnis zwiſchen Leiſtung und 
Gegenleiſtung herzuſtellen. Im zweiten Falle ſteht die Frage im 
Vordergrunde, wie ſich die Vermögenslage des Gläubigers geſtaltet 
haben würde, wenn die Schuld bereits zur Zeit ihrer Begründung 
erfüllt worden wäre. In dieſer Frage gehen die Meinungen der 
Gerichte ſehr auseinander. Zeiler hat verſucht, durch die von ihm 
berechneten Umwertungszahlen einen Anhaltspunkt für Durchſchnitts⸗ 
fälle zu geben. Ich habe aber nicht den Eindruck, als ob die Praxis 
der Gerichte geneigt wäre, dieſe Zahlen als maßgebend anzuſehen, 
fo daß es nicht unerwünſcht wäre, wenn derartige Umwertungs zahlen 
geſetzlich feſtgeſtellt würden, während es mir im übrigen zweckmäßiger 
erſcheint, die weitere Entwicklung der Auſwertungslehre den Gerichten 
zu überlafſen. 

Noch ein Wort über die Frage, ob der Entſch. des RG. ein 
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zweite Punkt, der in gleicher Richtung weiſt, iſt der Umſtand, 
daß die Aufwertung nach dem Dollarkurſe zu geringe Er⸗ 
gebniſſe gegenüber den heutigen Warenpreiſen gibt, und zwar 
ſo geringe Ergebniſſe, daß ſie mit der heutigen wirtſchaftlichen 
Lage unverträglich erſcheinen. Das ift vom 6. 3©. in keiner 
Weiſe beſtritten worden; es iſt allgemein anerkannt und er⸗ 
gibt ſich zu voller Deutlichkeit aus den von Zeiler an⸗ 
gefertigten Überſichten und Anſchauungen, die er im Schrift⸗ 
tum vielfach vertreten hat. Angeſichts dieſer Sachlage er⸗ 
übrigt ſich ein weiteres Eingehen auf Einzelheiten. Nur auf 
folgenden Punkt ift hinzuweiſen: Der 6. BS. vermeint in der 
Weiſe helfen zu können, daß, wenn ſich Reſultate ergeben, 
die für den einzelnen nicht tragbar ſind und ſich volkswirt⸗ 
ſchaftlich als ungeſund darſtellen, auf Grund der clausula 
rebus sic stantibus dem Verkäufer die Möglichkeit eines 
Rücktrittes vom Vertrage zu gewähren ſei. Die Vereinigten 
Zivilſenate haben dies jedoch nicht als eine ſachgemäße Ab⸗ 
hilfe anſehen können. Es mag ſein, daß in einzelnen Fällen 
volkswirtſchaftlich bedeutſame Intereſſen nicht verletzt werden, 
wenn dem Verkäufer der Rücktritt von einem Vertrage nach⸗ 
gelaſſen wird, der vor längeren Jahren abgeſchloſſen und bis 
heute beiderſeits unerfüllt geblieben iſt. Aber es läßt ſich 
nicht anerkennen, daß eine in weitem Umfange zugelaſſene 
Möglichkeit des Rücktritts vom Vertrage als allgemeine 
Regel ein volkswirtſchaftlich billigenswertes Ergebnis herbei⸗ 
führt. Verträge müffen nach Möglichkeit aufrecht erhalten 
werden, und die Intereſſen des Käufers, der ohne ſein Ver⸗ 
ſchulden bis heute die Lieferung der gekauften Ware entbehren 
mußte und heute noch ein erhebliches Intereſſe an der Liefe⸗ 
rung, wenn auch zu aufgewertetem Preiſe, haben wird, dürfen 
nicht außer Betracht gelaſſen werden. — 3. Ein dritter Grund, 
der die Aufwertung nach dem Dollarſtande nicht für angezeigt 
erſcheinen läßt, bewegt ſich auf rechtlichem Boden. Die Auf⸗ 
wertung ſchöpft ihre innere, geſetzliche Berechtigung aus dem 
8 242 BGB. Das iſt heutzutage allgemein anerkannt und 
auch der 6.86. ſtützt feine Auffaſſung auf den genannten 
Paragraphen. Nun hat ſich die Rechtſprechung des RG. da⸗ 
hin ausgebildet, daß bei der Anwendung des 8 242 auf Auf⸗ 
wertungsfragen die Geſamtlage der auf beiden Seiten 
vorhandenen berechtigten Intereſſen zu berückſichtigen iſt. 
Das hat z. B. ſeinen Ausdruck gefunden in den Entſcheidungen 
RG. 107, 87 (billige Rückſichtnahme auf die Intereſſen beider 
Teile uſw.), und RG. 108, 85 (Berückſichtigung aller 
feſtzuſtellenden Tatſachen), ſowie S. 176 (Berückſichtigung 
aller Umſtände des Falles). Danach läßt ſich jedenfalls aus 
8 242 nichts dafür entnehmen, daß bei der Aufwertung beider⸗ 
ſeits unerfüllter Großhandelsgeſchäfte die genannte Beſtim⸗ 
mung, wie der 6. 8S. will, nur im Sinne eines geringeren 
Maßes der Aufwertung, als der Umrechnung nach dem 
Dollarſtande entſprechen würde, nicht aber im Sinne einer 
darüber hinausgehenden Aufwertung in Betracht zu kommen 
habe. Vielmehr ergibt die in der geſchilderten Rechtſprechung 


Einfluß auf die Behandlung des Entwurfes eines Aufwertungsgeſetzes 
einzuräumen iſt. Der Entwurf dieſes Geſetzes geht ebenſo, wie die 
3. Steuer NotBO., davon aus, daß die Aufwertung das Gegenſtück zu 
der Entwertung einer Vermögensanlage durch den Währungsverfall 
iſt, ſteht alſo auf einem von der Auffaſſung des RG. abweichenden 
Standpunkte. Er bemißt auch den Umfang der Geldentwertung 
grundſatzlich nach dem Dollarkurſe, macht aber hiervon eine Aus⸗ 
nahme für den Fall, daß ein in die Zeit der Geldentwertung fallen⸗ 
der Zeitpunkt für die Berechnung des Goldmarkwertes maßgebend iſt, 
indem hier der Goldmarkwert nach der Mitte zwiſchen Dollarkurs 
und Großhandelsindex berechnet wird. Die Entſch. des RG. gibt 
m. E. Anlaß, nachzuprüfen, ob in dieſer Hinſicht eine erheblichere 
Abweichung von dem Dollarkurſe geboten iſt. Im übrigen beſteht 
kaum ein Anlaß um der Entſch. des RG. willen, den Entwurf zu 
ändern. Was namentlich die Hypotheken anlangt, ſo iſt es allerdings 
richtig, daß 25% des über Dollarkurs berechneten Goldmarkwertes 
dem Gläubiger nicht 25% des Vermögenswertes verſchafft, den ihm 
ſeinerzeit der Nennbetrag gewahrt haben würde; aber auf der anderen 
Seite hat auch der Eigentümer, wenn ſein Grundſtück denſelben Wert 
dem Nennbetrage nach hat, den es im Frieden hatte, nicht denſelben 
Vermögenswert, den das Grundſtück im Frieden darſtellte, und das 
Verhältnis des jetzigen Grundſtückswertes zu dem Friedenswerte iſt 
maßgebend für die Beſtimmung des Prozentſatzes der Aufwertung. 
Immerhin iſt bei der Würdigung dieſes Prozentſatzes zu beachten, 
daß der Glaubiger nicht nur durch die Herabſetzung von 100% auf 
25% Schaden erleidet, ſondern auch dadurch, daß die Kaufkraft der 
Summe, von der der Prozentſatz berechnet wird, ſich verringert hat. 
Wirkl. Geb. Rat Staatsſekretär a. D. Dr. Mitgel, Berlin⸗Nikolasſee. 
(Weitere Aufſätze zu dieſer Eutih. werden folgen.) 
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gebilligte Auslegung des 8 242 im Gegenteil, daß ſämt⸗ 
liche berechtigte Intereſſen beider Parteien in Rückſicht zu 
ziehen ſind. Ergibt alſo eine billige Abwägung der Inter⸗ 
eſſenlage beider Parteien im Rahmen des 8 242, daß über die 
Aufwertung nach dem Dollarſtande hinauszugehen iſt, ſo 
ſtehen dem rechtliche Bedenken nicht entgegen. Insbeſondere 
ſind Bedenken aus dem Begriffe der Aufwertung nicht zu 
entnehmen, da die Aufwertung ein rechtlich definierter Be⸗ 
griff überhaupt nicht iſt. Als Momente, die zugunſten der 
Intereſſenlage des Käufers zu berückſichtigen ſind, mag auch 
auf diejenigen Punkte hingewieſen werden, die in der Ent⸗ 
ſcheidung des 1.36. RG. 108, 379 ff. Erwähnung gefunden 
haben. Aus dieſen Gründen iſt die erſte Frage verneint 
worden. Die ſoeben angeſtellten Erörterungen führen ohne 
weiteres auch zu einer Bejahung der zweiten Frage. Die Be⸗ 
rückſichtigung der heutigen Warenpreiſe bei der Aufwertung 
des Kaufpreiſes aus beiderſeits unerfüllten Großhandels⸗ 
geſchäften iſt rechtlich zuläſſig. Da das in Zweifel gezogen iſt, 
erſchien ein poſitiver Ausſpruch in der angegebenen Richtung 
notwendig. Dabei iſt jedoch zu betonen, daß der Ausſpruch 
ſich nur auf den Fall beiderſeits unerfüllter Großhandels⸗ 
geſchäfte bezieht. Die rechtliche Möglichkeit der Berückſich⸗ 
tigung der heutigen Tagespreiſe ergibt ſich aus folgender 
überlegung. Es iſt allſeitig anerkannt, daß in den Jahren 
1920—1923 die Warenpreiſe in Deutſchland verglichen mit 
den Warenpreiſen des Auslandes extrem niedrig waren, auch 
wenn man den derzeitigen Stand der deutſchen Währung be⸗ 
rückſichtigt. In den amtlichen Veröffentlichungen, Wirtſchaft 
und Statiſtik Bd. 1 S. 431 1. Spalte findet ſich eine Ver⸗ 
gleichung der deutſchen Großhandelsindexziffern mit denen 
der übrigen Länder für 1920 und 1921 unter Berück⸗ 
ſichtigung der Markentwertung. Die Verhältnis⸗ 
zahlen z. B. für Januar 1921 lauten Deutſchland 1436, Ame⸗ 
rika 2071, England 2480, Schweden 3275. Ebenda Bd. II 
S. 235 1. Spalte findet ſich ein internationales 
i ANT auf Gold reduziert für 1920 
bis 1922. Die Verhältniszahlen z. B. für Januar 1922 
lauten: Amerika 148, England 135, Frankreich 132, Deutſch⸗ 
land 80,6. Dieſe derzeit in Deutſchland beſtehenden niedrigen 
Preiſe ſind die Quelle der heute zu löſenden Zweifel. Aus 
ihnen leitet ſich der Streit über die Höhe der Aufwertung her. 
Wenn die deutſchen Warenpreiſe, wie es heute mehr oder 
minder der Fall iſt, ſchon damals, in Gold umgerechnet, den 
Weltpreiſen gleich oder wenigſtens annähernd gleich geweſen 
wären, dann könnten überhaupt keine Zweifel entſtehen; dann 
würden die damaligen Papiermarkpreiſe, wenn nach dem 
Dollar aufgewertet, im Normalfalle die heutigen Marktpreiſe 
ergeben. Nun waren die Urſachen des niedrigen Preisſtandes 
verſchiedene. Im allgemeinen wurde die Preisſpannung zwi⸗ 
ſchen den deutſchen und den ausländiſchen Preiſen nicht klar 
erkannt. Dieſe Erkenntnis hat ſich vielmehr nur langſam 
durchgeſetzt. Die Fabrikanten erhöhten ihre Preiſe, aber nur 
ögernd und häufig kaum mehr, als dem fortſchreitenden 
Fallen der Mark entſprach, fo daß die bisherige Spannung 
beſtehen blieb. Die Preiſe zeigten ein ausgeſprochenes Be⸗ 
harrungsvermögen. Außerdem kamen in erheblichem Umfange 
die Regierungsmaßnahmen in Betracht. Die Regierung ſuchte 
erklärlicherweiſe darauf hinzuwirken, daß die Preiſe niedrig 
gehalten wurden. Das wurde durch das Verbot der Preis- 
treiberei, durch Feſtſetzung von Höchſtpreiſen u. dgl. zu er⸗ 
reichen verſucht. Von einem gleichen Beſtreben wurde die 
Rechtſprechung in jenen Zeiten geleitet. Alle dieſe Mağ- 
nahmen haben auf den Preisſtand einen erheblichen Einfluß 
ausgeübt. Der geſchilderte niedrige Preisſtand bewirkt nun, 
daß, wenn heute nach dem Do arkurſe aufgewertet wird, 
die aufgewerteten Preiſe in der Mehrzahl der Fälle nicht 
entfernt den heutigen Marktpreiſen gleich kommen, viel 
mehr nur einen Bruchteil derſelben erreichen, — ein Er 
gebnis, das der Regel nach den berechtigten Intereſſen der 
Verkäufer im Großhandel nicht gerecht wird. Die Berücckſich⸗ 
tigung jener damals herrſchenden abnormen und vorüber- 
gehenden Verhältniſſe fällt nach der Auffaſſung der Ver⸗ 
einigten Zivilſenate in den Bereich des 8 242. Daraus er⸗ 
gibt ſich, daß es rechtlich zuläſſig ift, die heutigen Markt⸗ 
preiſe bei der Feſtſetzung der e erden Kaufpreiſe in 
Betracht zu ziehen. Das iſt durch die Bejahung der zweiten 
Frage ausgeſprochen worden. Zu einem weitergehenden Aus⸗ 
ſpruche lag dagegen weder Veranlaſſung, noch die rechtliche 
Möglichkeit vor. Der 1. und der 2. ZS. haben ihren an⸗ 
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gegebenen Urteilen die Auffaſſung zugrunde gelegt, daß bei 
der Aufwertung von den heutigen Marktpreiſen aus zu⸗ 
gehen ſei, vorbehaltlich insbeſondere des Vorteils der Waren⸗ 
konjunktur, der dem Käufer zugute kommen ſoll. Es mag ſein, 
daß man in manchen Fällen auf dieſe Weiſe zu einem ge⸗ 
ſunden, den Intereſſen beider Parteien Rechnung tragenden 
Ergebnis gelangt. Es mag auch ſein, daß die Aufwertung 
nach dem Lebenshaltungsindex (den Reichsteuerungszahlen) 
zu ähnlichen, vielleicht ſogar noch beſſer den beiderſeitigen 
Intereſſen gerecht werdenden Reſultaten kommt. Die Ver⸗ 
einigten Zivilſenate haben ſich jedoch nicht in der Lage ge⸗ 
ſehen, hierüber Richtlinien aufzuſtellen. Denn einmal würde 
ein ſolcher Ausſpruch ſich weit aus dem Bereich derjenigen 
Fragen, die vom 6. 88. geſtellt ſind, entfernen. Und ſo⸗ 
dann liegt zu einem ſolchen Ausſpruch auch nicht einmal die 
rechtliche Möglichkeit vor. Die zu 2 zu entſcheidende Rechts⸗ 
frage iſt nur die, ob die Berückſichtigung der heutigem 
Marktpreiſe innerhalb des Rahmens des 8 242 rechtlich zu⸗ 
läſſig iſt. Die Aufſtellung von poſitiven Richtlinien in den 
angedeuteten Einzelheiten iſt nicht mehr Frage des Rechtes, 
ſondern der einzelnen tatſächlichen Beurteilung. Mithin 
konnte die Antwort der Vereinigten Zivilſenate auf die gè 
ſtellte Frage Dë nur dahin erſtrecken, daß die Berückſich⸗ 
tigung der heutigen Marktpreiſe bei der Aufwertung, die nach 
der angeführten Rechtſprechung die ſämtlichen Umſtände 
des Einzelfalles zu berückſichtigen hat, im Rahmen des 8 242 
rechtlich zuläſſig iſt. 
(Beſchl. v. 31. März 1925; 258 199/24 VI.) [Ku.] 

2. 8242 BGB.; 8 788 3 PO. Aufwertung zwi⸗ 
ſchen Deutſchem und Ausländer. Aufwertung für 
eine in Mark hinterlegte Sicherheit kann nicht 
gefordert werden, wenn Hinterlegung in Gulden 
geſtattet war.] f) 

Das BG. hat ausgeführt, der — deutſche — Bekl. könne 
die in Mark von ihm bezahlten Auslagen für Fracht und 
Zoll nur in Mark erſetzt verlangen; einen Anſpruch auf 
Umrechnung der Mark in Gulden zu einem beſtimmten Kurſe 
habe er gegen den holländiſchen Kl. nicht. Dieſe Beurteilung 
entſpricht nicht der heute herrſchenden Rechtsauffaſſung; erhält 
der Bekl. heute den verauslagten Betrag von 14 106,90 % in 
Papiermark zurück — oder wird dieſer Betrag zu dem heu⸗ 
tigen Kurſe in die von der Kl. in Gulden geführte Rechnung 
eingeſetzt —, ſo erhält er ein Nichts. Das erſcheint nicht an⸗ 
gängig, da die Papiermark im Jahre 1919 einen vollkommen 
anderen inneren Wert hatte, als heute. Es muß alſo eine 

Zu 2. 1. Es handelt ſich zunächſt nicht 
Aufwertung des für Fracht und Zoll verauslagten ] 
dem Kurswert des holländiſchen Guldens, ſondern darum, ob der Bekl. 
ſeine Auslagen nicht in Gulden erſetzt verlangen kann. Das RG. 
nimmt am daß dies der kaufmänniſchen Übung entſpricht, voraus- 
geſetzt, daß die laufende Rechnung in Gulden und nicht etwa in 
doppelter Währung, Mark und Gulden, geführt wurde und nicht 
etwa beſondere Vereinbarungen vorliegen. Das iſt erſt feſtzuſtellen. 

Für die Aufwertung einer etwaigen Markforderung enthält die 
Entſch. mehr oder minder klar ausgedrückt folgende Richtpunkte: Ein 
Papiermarkbetrag von 14 100,90 Papiermark, der im Jahre 1919 
noch einen erheblichen Wert ſowohl im Inland wie im Ausland hatte, 
ift heute wertlos. Es muß deshalb eine Aufwertung unter Zugrunde⸗ 
legung des Wertes von 1919 ſtattfinden. Von Bedeutung ift dabei, 
ob der Käufer dem Verkäufer die Verauslagung rechtzeitig oder erſt 
verſpätet angezeigt hat. Zu berücksichtigen ift, daß eine Aufwertung 
in der Regel nicht voll erfolgen fol, ein Grundſatz, der nicht dazu 
führen darf, daß der ausländiſche Verkäufer dadurch einen unberech⸗ 
tigten Gewinn macht. 

Zu dieſen Aufwertungsgrundſätzen ift folgendes zu bemerken: 
Die Auslagen ſind dem Käufer aus der Abnahme der Ware eines 
ausländiſchen Verkäufers entſtanden. Die Ware iſt in Auslands⸗ 
währung gezahlt worden. Der Verkäufer erhält den vollen Gegen⸗ 
wert in ſeiner Währung oder hat ihn ſchon erhalten. Er wäre be- 
reichert, wenn er die Auslagen nur in entwerteter Papiermark zu 
erfeßen hätte. Dieſe Bereicherung it durch die Aufwertung aus⸗ 
zugleichen. Unerheblich iſt dabei, daß der onfrvertungsverpilichtete 
ein Ausländer it. Es fragt fih, ob es, wie das ROG. in der Entſch. 
annimmt, darauf anzukommen hat, ob der ausländiſche Verkäufer 
von den Auslagen, zu deren Erſatz er vereinbarungsgemäß ver⸗ 
pflichtet iſt, unverzüglich oder erſt ſpäter glaubhafte Kenntnis erhielt. 
Er hatte ſich nicht mit holländiſchen Gulden einzudecken, ſondern ver⸗ 
fügte als Kaufmann, der ſeine gewerbliche Niederlaſſung in Holland 
hatte, über holländiſches Geld. Es war für ihn vom Standpunkt 
der Entwertung der deutſchen Währung aus alſo bedeutungslos, ob 
er die Mitteilung über die Höhe der Auslagen ſofort oder erft ſpater 
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Aufwertung ſtattfinden. Dazu iſt noch folgendes zu bemerken. 
Der kaufmänniſchen Üblichfeit entſpricht es, Auslagen, die in 
einer beſtimmten Währung gezahlt ſind, in die in einer ande⸗ 
ren Währung geführte laufende Rechnung zum Kurſe des⸗ 
jenigen Tages umgerechnet einzuſetzen, an welchem die Muz- 
lagen gemacht ſind, wobei vorausgeſetzt wird, daß nur eine 
einzige Rechnung und dieſe eben in anderer Währung geführt 
wird, alfo nicht etwa ein Gulden- und ein Markkonto. Es 
iſt aber möglich, daß die Rechtslage vorliegendenfalls auf 
Grund erft noch feſtzuſtellender tatſächlicher Verhältniſſe anders 
liegt. Einmal kann es von Bedeutung ſein, wenn der Bekl. 
erſt verſpätet von der Verauslagung des Geldes glaubhafte 
Anzeige gemacht haben ſollte. Zweitens iſt zur Erwägung zu 
verſtellen, ob der vom Bekl. nach den Verfalltagen vorge⸗ 
nommenen Umrechnung (9) per September, November, De- 
zember 1919 entgegengehalten werden kann, daß die Aufwer⸗ 
tung zwiſchen Deutſchen der Regel nach nicht zum vollen Be⸗ 
trage erfolgt — wobei aber andererſeits zu berückſichtigen 
ſein wird, daß der ausländiſche Kl. durch den Sturz der 
deutſchen Währung keinen ungerechtfertigten Gewinn zum 
Schaden des Bekl. machen darf. Die Anſchlußreviſion des 
Kl. iſt nicht begründet. Der Kl. verlangt Schadenserſatz für 
Entwertung des Markbetrages, den er zur Vollſtreckung des 
erſtinſtanzlichen Urteils in Höhe von 1320000 % hinterlegt 
hat. Mit Recht hat das BG. dieſen Anſpruch abgelehnt. Die 
Reviſion des Kl. hat u. a. Verletzung des § 788 BPI. ge⸗ 
rügt. Aus § 788 laßt fiğ jedoch für die ftreitige Frage nichts 
entnehmen. Die genannte Geſetzesbeſtimmung handelt von 
den Koſten der Zwangsvollſtreckung. Nach der überwiegend 
— wenn auch nicht ausſchließlich — herrſchenden Meinung ge- 
hört zwar zu dieſen Koſten die Hinterlegung der für die vor⸗ 
läufige Vollſtreckung vom Gerichte erforderten Sicherheit, 
Gaupp⸗Stein 8 788, Note 11, dagegen gehören ſchon die 
Aufwendungen für die Beſchaffung der Sicherheit nicht dazu, 
ebenda Note 18. Noch viel weniger kann man dann die Ent- 
wertung der hinterlegten Sicherheit zu jenen Koſten rechnen. 
Es fragt ſich alſo, ob der Kl. Erſatz der Entwertung etwa 
auf Grund des Zahlungsverzuges des Bekl. fordern kann. Auch 
das hat das BG. mit Recht verneint. Das RG. läßt dahin⸗ 
geſtellt, ob und unter welchen Umſtänden bei Hinterlegung 
zur vorläufigen Vollſtreckung eines Urteils Erſatz für die 
Entwertung der Hinterlegungsſumme grundſätzlich gefordert 
werden kann. Hier iſt die Sachlage ſo, daß dem Kl. ſowohl 
nach dem zu vollſtreckenden Urteile des erſten Rechtszuges, 
als auch nach dem dasſelbe ergänzenden Beſchluſſe v. 4. Mai 


erhielt. Die Summe der von ihm nach dem Kurswerk des Tages, 
an dem die Auslagen geleiſtet waren, zu zahlenden holländiſchen 
Gulden blieb dieſelbe. Die Erzielung eines Entwertun sgewinnes 
durch eine verſpätete Mitteilung der Auslagen durch den Käufer ent⸗ 
ſpricht nicht dem Aufwertungsgrundſatz, der eine Bereicherung des 
einen oder anderen Vertragsteils durch die Geldentwertung vermeiden 
will. Wäre dem Verkäufer durch eine verſpätete Mitteilung über die 
Höhe der Auslagen ein Schaden entſtanden, ſo könnte er ihn geltend 
machen. Aber aus der ſeit der Vorauslagung bis zu einer etwa ver⸗ 
ſpäteten Anzeige eingetretenen Geldentwertung darf ihm kein Gewinn 
entſtehen. 

Bedenklich ift die Auffaſſung, daß auch hier zu prüfen ift, ob 
die volle Aufwertung entſprechend dem Umrechnungskurs nicht nach 
dem Grundſatz ausgeſchloſſen ift, daß die Aufwertung zwiſchen Deut⸗ 
ſchen der Regel nach nicht zum vollen Betrag erfolgt. 

Ich verweiſe hier auf die Ausführungen von Wehgandt, 
JW. 1925, 234, der mit Necht betont, daß ſelten ein für ein be⸗ 
grenztes Gebiet (nämlich Sparkapitalien) richtiger Gedanke, wie der 
der Berückſichtigung der allgemeinen Verarmung ſo unbeſehen ver⸗ 
allgemeinert worden iſt. Mag er unter ſpeziellen Verhältniſſen da und 
dort auch für das Wirtſchaftskapital ſeine Berechtigung haben, ſo muß 
man ihm dieſe doch abſprechen, wenn der mit der Aufwertung in 
Anſpruch Genommene eine Großhandelsfirma eines Auslandsſtaates 
mit ſtabiler Währung iſt. Das NG. bekennt ſich hier zu der Auf⸗ 
faſſung, daß auch im Verhältnis zwiſchen dem Aufwertung begehren⸗ 
den Inlandskaufmann und ſeinem ausländiſchen, in ſeiner Geſchäfts⸗ 
führung auf eine feſte Währung geſtützten Lieferanten dieſem eine 
gewiſſermaßen erfahrungsmäßige Verarmungsquote zugeſtanden wer⸗ 
den müſſe. Dieſe Auffaſſung muß als unrichtig bezeichnet werden. 
Die allgemeine Verarmung muß doch als Folge des Währungsverfalls 
eingetreten ſein, wenn ſie im Aufwertungsmaßſtab berückſichtigt werden 
fol. Als gerichtsbekannt kann aber vorausgeſetzt werden, daß die 
holländiſche Währung, mag ſie auch Schwankungen unterworfen ge⸗ 
weſen fein, keinem Verfall unterlag. Im übrigen führt die Aus⸗ 
dehnung bes Grundſatzes der Berückſichtigung eines Verarmungs⸗ 
koeffizienten auch ausländiſchen Firmeninhabern gegenüber für die 
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1922 nachgelaſſen war, holländiſche Währung als Sicherheit 
zu hinterlegen. Hätte ſie das getan, ſo wäre jede Entwertung 
vermieden. Anſtatt deſſen hat er auf Rat eines Kölner An⸗ 
walts Mark hinterlegt. Für die Folgen dieſes aus eigenem 
freien Entſchluſſe hervorgegangenen Verhaltens den Bekl. 
haften zu laſſen, erſcheint nicht angängig, und zwar auch nicht 
etwa um deswillen, weil der Anwalt des Bekl. in einem 
Schriftſatze es als billig und den Intereſſen des Bekl. ent⸗ 
ſprechend hingeſtellt hat, daß die Hinterlegung von Mark 
dem Kl. geſtattet werde. 

(U. v. 26. Nov. 1924; 648/23 I, — Köln.) [Ku.] 


. Bedeutung der Markeindeckung des auga 
ländiſchen Käufers für das Aufwertungsver⸗ 
langen des deutſchen Verkäufers.) 

Mit Recht bemängelt die Reviſion die Zurückwerſung 
des Aufwertungsverlangens der Bekl. — der deutſchen Ver⸗ 
käuferin — durch die Vorinſtanz. Der von ihr für ent⸗ 
ſcheidend gehaltene Umſtand, daß die Bekl. durch alsbaldige 
Lieferung der ſpäteren, für ſie ungünſtigen Veränderung 
der Verhältniſſe habe entgehen können und daß ſie des⸗ 
halb keine Aufwertung des Kaufpreiſes fordern könne, ſchließt 
nach der jetzigen Rechtſprechung des RE. (vgl. RG. 107, 
19, 124, 149, 159) den Aufwertungsaufwand nicht aus. 
Sogar der Verzug macht den Verkäufer des Rechts auf 
Aufwertung nicht verluſtig. Auch der Umſtand ſteht dem 
Aufwertungsbegehren der Bekl. nicht entgegen, daß ſich die 
in Kopenhagen anſäſſige Kl., wie das BG. feſtſtellt, be⸗ 
reits im April 1922 in Höhe des vereinbarten Kaufpreiſes 
mit Mark eingedeckt hat. Unter normalen Verhältniſſen wäre 
ein ſolcher Schritt der Kl., welche ſich damit gegen ein et⸗ 
waiges Steigen der Mark ſchützen wollte, allerdings durch⸗ 
aus gerechtfertigt geweſen. Würde man ihm aber die Wirkung 
beilegen, daß ſich die Bekl. unter allen Umſtänden mit dem 
von der Kl. erworbenen Markbetrag begnügen müſſe, fo 
würde daraus im vorliegenden Fall die Verpflichtung der 
Bekl. folgen, der Kl. — wirtſchaftlich betrachtet — ohne 
jede Gegenleiſtung zu liefern. Es erſcheint ſchon an ſich be⸗ 
denklich, einſeitigen Handlungen des einen Vertragsteils eine 
ſolche Tragweite beizulegen. Dies gilt um ſo mehr, als die 
Bekl., eine in Deutſchland anſäſſige Firma, nach den hier 
geltenden Vorſchriften nicht in der Lage war, ſich durch ein 
entſprechendes Gegengeſchäft gegen das Sinken der deutſchen 
Währung zu ſchützen. Wollte man mit dem BG. das ent- 
ſcheidende Gewicht darauf legen, daß die Kl. an dem von dër 


Aufwertungsfrage geradezu ins Uferloſe, weil fie Kenntniſſe des Ge⸗ 
richts vorausſetzt oder Feſtſtellungen verlangt, die praktiſch nicht 
möglich ſind. 

2. Die Aufwertung der vor der Vollſtreckung zu 
hinterlegenden Sicherheit läßt die Entſch. aus dem Geſichts⸗ 
punkt des Zahlungsverzuges zu, lehnt aber mit Rückſicht darauf, daß 
der zu Sicherheitsleiſtung Verpflichtete dieje in holländiſcher Währung 
leiſten konnte, ab. Das RG. ſteht deshalb auf dem Standpunkt, daß 
der zur Sicherheitsleiſtung Verpflichtete die Geldentwertung ſelbſt zu 
vertreten hat, da er bie Wahl hatte, in deutſcher oder in aus⸗ 
ländiſcher Währung zu hinterlegen. Auch dieſe Auffaſſung iſt in 
hohem Maße bedenklich. Dem Kl. blieb nichts anderes übrig, als 
zu hinterlegen, wenn er feinen Anſpruch realifieren und ſich weiteren 
Verzugsgefahren nicht ausſetzen wollte. Wenn er fid) bei der Hinter⸗ 
legung für eine Währung entſchied, die in Verfall geriet, ſo war 
dies nicht ſchuldhaft, weil ein Währungsverfall in dieſem Ausmaß 
nicht vorherſehbar war. Der Billigkeitsſtandpunkt ſpricht vielmehr 
dafür, dem Gläubiger die Aufwertung der Hinterlegungsſumme zu⸗ 
zubilligen. 

Wenn man übrigens unterſtellt, daß zu den nach 8 788 BBI. 
zu erſtattenden Koſten die Hinterlegungsſumme gehört — die Entſch. 
legt dies zutreffend zugrunde —, ſo ergibt ſich damit im Gegenſatz 
zu ben Ausführungen des RG. die Aufwertungs verpflichtung von 
ſelbſt. Es iſt doch kein Erſatz der Koſten, wenn der Gläubiger einen 
ganz anderen Goldmarkbetrag als den für die Hinterlegung auf⸗ 
gewendeten erſtattet bekommt. 

RA. Dr. Siegfried Wille, München. 


Zu 3. Der däniſche Käufer hatte im März 1922 von einem 
deutſchen Verkäufer Waren auf künftige Lieferung gegen Mark gekauft. 
Um ſich gegen die Schwankungen des Markkurſes zu ſichern, hat er in 
Höhe des vereinbarten Kaufpreiſes ſich im April 1922 mit Mark ein⸗ 

edeckt, alſo nach damaligem Kopenhagener Kurſe Mark gegen däniſche 
ronen gekauft. Infolge des Rückgangs der Mark erlitt er dann au 
dieſem Geſchäft einen empfindlichen Verluſt, der aber — beſtimmungs⸗ 
gemäß — dadurch ausgeglichen wurde, daß er dem deutſchen Ber- 
käufer nur Mark zu zahlen hatte. Das RG. verurteilt den Dänen zur 
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gekauften Markbetrage Einbuße erleiden würde, falls ihn 
die Bekl. nicht als Entgelt für ihre Ware hinnehmen müßte, 
fo würde die deutſche Verkäuferin dem Verfall der Mart- 
währung wehrlos preisgegeben geweſen ſein, während die aus⸗ 
ländiſche Käuferin auf einfache Weiſe jede Gefährdung von 
ſich hätte abwälzen können. Eine ſolche völlig ungleiche Ver⸗ 
teilung des Riſilos zwiſchen den Parteien würde eine un⸗ 
billige Bevorzugung des Ausländers bedeuten. Hinzu kommt, 
daß bei objektiver Würdigung der Verhältniſſe, wie ſie einem 
mit Deutſchland in Geſchäftsverbindung ſtehenden Ausländer 
durchaus möglich war, ſchon im April 1922 die Ausſicht 
auf ein Steigen der Mark als verſchwindend gering zu er⸗ 
kennen war, während ihr weiteres Sinken mehr als wahr⸗ 
ſcheinlich war. Das Riſiko, das die Kl. in jenem Zeitpunkte 
durch den Erwerb von Mark von ſich fernhalten wollte, war 
ganz unbedeutend gegenüber der dadurch für die Bekl. her⸗ 
vorgerufene Gefahr, daß ſie für ihre Ware einen völlig un⸗ 
zureichenden Gegenwert erhalten werde. Dieſe nahe liegende 
Schädigung der Bekl. mußte die Kl. nach Treu und Glauben 
mit in Rechnung ſtellen und durfte nicht, unbekümmert um 
ſie, nur daran denken, ſich gegen die entfernte Möglichkeit 
eines äußerſtenfalls nur geringfügigen Schadens zu decken. 
Sie hatte um ſo mehr Veranlaſſung, ſich auf ein weiteres 
Sinken der Mark einzuſtellen, als die Bekl. ihr ſchon am 
25. April 1922, alſo wenige Wochen nach Vertragsſchluß, 
geſchrieben hatte, ſie ſei nicht mehr in der Lage, den Auf⸗ 
trag zu dem vereinbarten Preiſe auszuführen, und müſſe 
deshalb einen Preisaufſchlag fordern. Dieſen hat die Kl. 
zwar bewilligt. Die Möglichkeit der Berückſichtigung wei⸗ 
terer Veränderungen in der deutſchen Wirtſchaftslage durfte 
ſie aber nicht dadurch abſchneiden, daß ſie nunmehr den 
Markbetrag der damaligen Rechnung erwarb. Die von der 
Kl. vorgenommene Eindeckung war demnach durch die zur 
fraglichen Zeit herrſchenden Verhältniſſe nicht geboten. Dieſe 
nicht notwendige Maßnahme hat die Kl. auf eigene Gefahr 
getroffen. Unter Berufung auf dieſen Schritt kann ſie der 
Bekl. die Aufwertung der Kaufpreisforderung nicht verſagen. 
Der 1. BS. des RG. hat allerdings in der Entſcheidung 


Aufwertung, ohne auf den Verluſt an dem Kursſicherungsgeſchäft 
Rückſicht zu nehmen. Sehr zu Unrecht. In der Entſch. v. 29. Sept. 
1924, auf die das obige Urteil Bezug nimmt, hatte der 1. 3S. noch 
zutreffend ausgeſprochen, daß die Vornahme eines Kursſicherungs⸗ 
geſchäfts — was in der Tat nicht bezweifelt werden kann — „der 
gebotenen Sorgfalt und der allgemeinen Üblichkeit“ entſprach. Aber 
bereits in dieſem Urteil hatte das RG. dem ausländiſchen Käufer, 
der zwecks Kursſicherung Mark auf Zeit gekauft hatte, angeſonnen, 
die dadurch eingegangene Mark⸗Hauſſepoſilion angeſichts des „un⸗ 
aufhaltſamen ſtarken Fallens der Mark“ zu löſen. An anderer 
Stelle („Das Geld in Theorie und Praxis des deutſchen und aus⸗ 
ländiſchen Rechts“ S. 201) habe ich demgegenüber bereits bemerkt, 
daß aus dem Fallen der Währung unmöglich auf ein weiteres Fallen 
geſchloſſen werden könne; der Schluß, daß der Kursſturz jo nicht 
weitergehen könne, fei pſychologiſch genau fo gut begründet; alles 
andere ſei „nachträgliche Prognoſe“. All das iſt erſt recht dem obigen 
Urteil entgegenzuhalten. In dieſem geht das RG. ſo weit, dem 
Dänen einen Vorwurf daraus zu machen, daß er die Schädigung, 
die dem deutſchen Verkäufer aus einer Entwertung der Mark drohte, 
„nicht mit in Rechnung geſtellt“ und „unbekümmert um ſie“ nur 
daran gedacht habe, ſich gegen die „entfernte Möglichkeit eines 
äußerſtenfalls geringfügigen Schadens“ zu ſchützen. Aber der Däne, 
der einen gültigen Kaufvertrag auf Mark abgeſchloſſen hatte, konnte 
doch nichts anderes tun, als ſich gegenüber der Möglichkeit einer 
Steigerung des Marklurſes durch ein entſprechendes Gegen⸗ 
geſchäft zu ſchützen. Dieſe Möglichkeit war weder entfernt, noch war 
der aus ihr drohende Schaden geringfügig. In dieſer Hinſicht mag 
nur erwähnt werden, daß der Dollar in Berlin am 4. April 1922 
325,84 notierte, am 25. April aber 252,18. Anſcheinend hat der 
Verf. des Urteils die Kurſe nicht verglichen, bevor er den Satz 
niederſchrieb, daß im April 1922 die Ausſichten auf ein Steigen 
der Mark als verſchwindend gering zu erkennen waren. In Wirklich⸗ 
keit reichte die Beſſerung der Mark in dem genannten Monat voll⸗ 
kommen aus, um ein Gewinngeſchäft in ein gefährliches Verluſt⸗ 
geſchäft zu verwandeln. Die Vorſtellung, daß der Verfall der Mark 
ein „unaufhaltſamer“ war, daß die Parteien ſich „auf ein weiteres 
Sinken der Mark hätten einſtellen müſſen“, iſt alſo einfach unrichtig. 
Dabei iſt noch folgendes zu bedenken: Hätte an einem gegebenen 
Tage feſtgeſtanden, daß der Kurs der Mark unaufhaltſam fallen 
würde, ſo hätte ſich niemand bereit gefunden, zum Kurſe dieſes Tages 
Geld anderer Währung abzugeben. Die bloße Tatſache, daß Ab⸗ 
ſchlüſſe zu dieſem Kurſe ſtattgefunden haben, beweiſt ſchon für ſich, 
daß eine Hauſſepartei vorhanden war, die zur Hereinnahme der 
Mark bereit war. (Inwieweit dieſer Satz bei einer Zwangsrationie⸗ 
rung der ausländiſchen Zahlungsmittel Geltung Hat, kann hier auf 
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v. 29. Sept. 1924 (I 10/24) dem ausländiſchen Käufer noch 
zugeſtanden, daß er ſich in Mark habe eindecken dürfen, hat 
aber dann weiter dargelegt, daß er ſie im Intereſſe des 
deutſchen Verkäufers wieder habe abſtoßen müſſen, als die 
deutſche Mark erheblich fiel. Es enthält keinen Widerſpruch 
zu dieſer Entſcheidung, ſondern bedeutet nur eine Weiter⸗ 
führung ihres Gedankenganges, wenn man für den Fall, 
daß bereits bei Vertragsſchluß die Gefahr eines erheblichen 
Sinkens der Mark beſtand, ſchon die alsbaldige, nicht etwa 
durch beſondere Gründe veranlaßte Anſchaffung von Mark 
als für den Käufer nicht notwendig erklärt. Die billige 
Rückſichtnahme auf die Intereſſen der Gegenſeite hätte den 
Käufer bei ſolcher Sachlage veranlaſſen ſollen, nicht erſt 
die ſchon erworbene Mark wieder zu veräußern, ſondern von 
ihrem Erwerbe überhaupt abzuſehen. Eine andere Beur⸗ 
teilung würde nur mit Rückſicht auf die Schadenserſatz⸗ 
pflicht des ſäumigen Schuldners von dem Zeitpunkt an ge⸗ 
boten ſein, zu dem die Bekl. in Verzug geraten iſt. 

(U. v. 16. Dez. 1924; III 793ũ3. — Frankfurt a. 1 

Sch. 

4. 88 275, 285 BGB. Willkürakte der Beſatzung 
als Befreiungsgrund für den deutſchen Ver⸗ 
käufer. f) 

Die Bekl. hatte der Kl. Kohlenſäure⸗Reduzierventile nach 
Muſter zum Preiſe von je 70 , frachtfrei bis zur Grenze, 
zu liefern. Die Lieferung von wenigſtens 100 Stück ſollte 
binnen 2 Wochen, des Reſtes einige Wochen ſpäter erfolgen. 
Die Kl. hatte gewünſcht, daß ihre Firma „Molinet Tirle⸗ 
mont“ in den Guß der Ventilkörper aufgenommen würde. 
Dies erklärte die Bekl. für die erſte Sendung als nicht aus⸗ 
führbar; für die ſpäteren Lieferungen ſagte ſie es zu. Ge⸗ 
liefert wurden im ganzen nur 102 Stück. Auf Lieferung der 
übrigen 198 Stück zum Preiſe von je 70 A hat die Kl. nach 
zahlreichen vergeblichen Mahnungen gegen die Bekl. Klage 
erhoben. Die Entſcheidung hängt weſentlich davon ab, ob die 
Bekl. ſich am 15. Sept. 1922, als die Kl. ihr die Nachfriſt 
ſetzte, im Leiſtungsverzug befunden hat. Die Bekl. hat für 
die Unterlaſſung der Lieferung zwei Gründe angegeben: 


E 1 bleiben da eine ſolche im April 1922 noch nicht 
eſtand. 

Es war alſo kaufmänniſch eine durchaus gebotene Maßnahme, 
daß der Däne ſich gegen eine Beſſerung des Markkurſes zu 
ſchützen ſuchte. Wie ſollte er da gleichzeitig im Intereſſe des deut⸗ 
ſchen Verkäufers eine Sicherung gegen die Verſchlechterung 
des Markkurſes ſuchen? Gegen dieſe Gefahr hatte ſich der Deutſche 
bei einem Auslandsgeſchäft ſelbſt zu ſichern. Das RG. ſagt, die be- 
klagte Firma ſei nach den deutſchen Vorſchriften nicht in der Lage 
geweſen, fih durch ein entſprechendes Gegengeſchäft gegen das 
Sinken der deutſchen Währung zu ſchützen. Das ift nicht recht 
verſtändlich. Denn das im März und April 1922 geltende Deviſen⸗ 
verkehrsgeſez v. 2. Febr. 1922 RGB 195 gab zwar gewiſſen 
Banken ein Monopol für den Deviſenhandel und führte eine Anzeige⸗ 
pflicht über Deviſenkäufe des Publikums ein, ließ aber im übrigen 
die rechtliche Möglichkeit, Deviſen anzuſchaffen, für jedermann frei. 
Vor allem aber überſieht das RNG., daß der Deutſche feine Ware 
ja in däniſchen Kronen ſtatt in Mark hätte verkaufen können. Wenn 
er dies nicht tat, ſo rechnete er eben — von dieſer naheliegenden 
Annahme ift beim Fehlen aller ſonſtigen Erklärungsmomente aus⸗ 
zugehen — mit einer Beſſerung oder mindeſtens mit einer Beſtändig⸗ 
keit der Mark. Er hat alſo nicht erkannt, was nach Meinung des RG. 
bei „objektiver Würdigung der Verhältniſſe“ hätte erkannt werden 
müſſen, und es ift deshalb auch aus dieſem Grunde vom Standpunkt 
des RG. aus ganz unbillig, ihm den Schaden völlig abzunehmen, 
nachdem feine Erwartung fohlgeſchlagen war. Zu der Aufwertungs⸗ 
rechtſprechung des RG. ſoll mit alledem nicht Stellung genommen 
fein. (Darüber Näheres in meinem oben erwähnten Buch S. 122 ff.) 
Feſtzuſtellen iſt nur, daß auch vom Boden dieſer Rechtſprechung 
aus dem Kursſicherungsgeſchäft des Dänen die Beachtung keines⸗ 
ſalls verſagt werden durfte, wenn anders der Grundſaß von Treu 
und Glauben beſtehen ſoll, auf welchen das RG. jeine Wuere 


tungslehre gründet. Prof. Dr. Arthur Nußbaum, Berlin. 


Zu 4. Der Tatbeſtand läßt unklar, weiche Stellung die Bekl. 
im Prozeß eingenommen hat. Kl. klagt auf Lieferung und behauptet 
Verzug der Bekl. Bekl. ſtützt ſich anſcheinend auf Unmöglichkeit der 
Leiſtung. Wenn letztere Behauptung durchgreift, was das RG. im 
Gegenſatz zum Berufungsrichter annimmt, dann iſt nicht einzuſehen, 
inwiefern fih das RG. noch mit den Vorausſetzungen des § 285 zu 
beſchäftigen hatte. Zum Nachweis der Unmöglichkeit der Leiſtung iſt 
der Nachweis fehlenden Verzuges durchaus nicht erforderlich. — Kern⸗ 
frage bleibt es, ob Befreiung des deutſchen Verkäufers durch Un- 
möglichkeit der Leiſtung dann eingetreten iſt, wenn die Einfuhr von 
deutſchen Waren in Belgien mit belgiſchem Firmenaufdruck in Belgien 
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Einmal, ihr ſei die erforderliche Ausfuhrgenehmigung verſagt 
worden, zum anderen, die Einfuhr von deutſchen Waren mit 
einem Aufdruck, der den Anſchein belgiſcher Erzeugniſſe er⸗ 
wecke, ſei in Belgien geſetzlich verboten und die Beſatzungs⸗ 
behörden im beſetzten Gebiet Deutſchlands beſtraften nach 
dem belgiſchen Verbotsgeſetz auch die im beſetzten Gebiet 
wohnenden deutſchen Verkäufer. Das BG. hat beide Gründe 
für ungeeignet erachtet, den Verzug der häufig an Lieferung 
gemahnten Bekl. zu beſeitigen. Hinſichtlich der Einwirkung 
des belgiſchen Verbotsgeſetzes hat es ausgeführt, daß ein 
ſolches Verbot, wenn es beſtehe, die Bekl. nichts angehe, 
ſondern nur die Kl. Zur Beſtrafung der Bekl. wegen Ver⸗ 
ſtoßes gegen ein belgiſches Geſetz würde es den Beſatzungs⸗ 
behörden an jedem Recht fehlen. Vor allem aber habe die 
Bekl. ſelbſt ſich früher niemals auf das Beſtehen eines bel⸗ 
giſchen Verbots und die Gefahr ihrer Beſtrafung berufen. 
Hätte ſie das getan, ſo würde die Klägerin ſich ſchon damals, 
wie ſie es ſpäter getan habe, mit Lieferung von Ventilen ohne 
ihren Firmenaufdruck einverſtanden erklärt haben. Dieſe 
Ausführungen ſind nicht bedenkenfrei. Die Behauptung, daß 
die Beſatzungsbehörden deutſchen Lieferanten, die an Belgier 
Waren deutſcher Herſtellung mit aufgedruckten belgiſchen 
Firmen lieferten, wegen Verſtoßes gegen ein belgiſches Geſetz 
zur Verantwortung zögen, iſt an ſich erheblich. Denn wenn 
ein derartiges Verhalten der Beſatzungsbehörden auch jedes 
Rechtsgrundes entbehren und auf reiner Willkür beruhen 
würde, ſo muß doch auf die tatſächlichen Verhältniſſe, wie 
ſie ſich infolge des von den Beſatzungsbehörden ausgeübten 
militäriſchen Zwanges im beſetzten Gebiet geſtaltet haben, 
Rückſicht genommen werden (RG. 104, 109 f.; RG. Urt. v. 
13. Dez. 1922, 1 625/21) ). Einem Deutſchen im beſetzten 
Gebiet kann es nicht zugemutet werden, daß er ſich einer Be⸗ 
ſtrafung durch die Beſatzungsbehörden ausſetzen ſoll, um 
ſeine Vertragspflichten gegenüber einem belgiſchen Käufer 
zu erfüllen. Hat es ſich tatſächlich, wie die Bekl. geltend 
macht, nach Abſchluß des Kaufvertrages herausgeſtellt, daß 
die Bekl. durch Lieferung von Ventilen mit eingegoſſener 
Firma der Kl. ſich der Beſtrafungsgefahr ausſetzen würde, 
ſo iſt ſie dadurch in eine Zwangslage verſetzt worden, die 
der Unmöglichkeit der Vertragserfüllung i. S. des § 275 
BGB gleich zu achten ift und die Befreiung der Bekl. von 
ihrer Leiſtungspflicht zur Folge gehabt haben könnte. Daran 
würde auch nichts der Umſtand ändern, daß die Bekl. ſelbſt 
ſich vor Beginn des Rechtsſtreites trotz eines umfangreichen, 
über viele Monate ſich erſtreckenden Schriftwechſels der Par⸗ 
teien niemals auf den genannten Hinderungsgrund berufen 
hat. Dieſer Umſtand iſt zwar geeignet, ein gewiſſes Miß⸗ 
trauen gegen die Richtigkeit der Behauptung der Bekl. zu 
begründen; erheblich bleibt aber dennoch der Einwand, da 
die Leiſtungsunmöglichkeit die Befreiung des Schuldners von 
ſeiner Leiſtungspflicht kraft Geſetzes ohne weiteres herbei⸗ 
führt, auch wenn er ſich ſelbſt nicht ſogleich auf die Befreiung 
beruft. Das BG. glaubt nun die Erheblichkeit des Einwandes 
deshalb verneinen zu können, weil die Kl., wie es annimmt, 
auf die Anbringung ihrer Firmenbezeichnung verzichtet haben 


verboten ift und die Veſatzungsbehörden im beſetzten Gebiet Deutſch⸗ 
lands die dort wohnenden deutſchen Verkäufer ſolcher Waren beſtrafen. 
Endſprechend NG. 104, 109 ſtehe ich auf dem Standpunkte, daß es auf 
die rechtliche Begründetheit eines ſolchen Verhaltens der Beſatzungs⸗ 
behörde nicht ankommt. Beſtraft die Behörde die Lieferanten tatz 
ſächlich, übt ſie alſo in dieſer Richtung, wenn auch rechtlich nicht 
begründeten Zwang aus, fo ift eine ſolche Leiſtung dem Schuldner 
nicht zumutbar, und 8 275 in dem heute verſtandenen Sinne greift 
durch. — Indeſſen hat der Berufungsrichter mit Recht darauf Wert 
gelegt, daß die Bekl. ſich bei der früheren Abwickelung ihrer Ver⸗ 
pflichtungen auf dieſen Hinderungsgrund niemals berufen, ihn viel⸗ 
mehr erſt im Prozeß geltend gemacht hat. Inſoweit dieſe Lieferungen 
zunächſt ohne belgiſchen Firmenaufdruck geſchehen waren, lag die ent⸗ 
ſcheidende Vorausſetzung für die Straffälligkeit nicht vor, kann der 
Bekl. alſo ihr Schweigen über dieſen Punkt nicht entgegengehalten 
werden. Der Tatbeſtand deutet aber darauf hin, daß nur „die erſte 
Sendung“ den belgiſchen Firmenaufdruck nicht enthalten habe. Sind 
weitere Sendungen mit Firmenaufdruck ohne beſondere Erklärungen 
der Bekl. erfolgt, ſo wäre dadurch nicht nur das Vertrauen der Kl. 
auf Weiterlieferung i. S. des Vertrages geſtärkt, ſondern insbeſondere 
auch die Möglichkeit der Erfüllung der Vertragspflichten dargetan 
worden. Dies wäre für die Entſcheidung von weſentlicher Bedeutung 
und war daher feſtzuſtellen. 


Geh R. Prof. Dr. Alfred Manigk, Breslau. 
1) JW. 1923, 287. 
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würde, wenn die Bekl. der Kl. einen entſprechenden Wunſch 
unter Darlegung der Verhältniſſe unterbreitet haben würde. 
Dieſe Annahme entbehrt aber für die Zeit bis zum 8. Febr. 
1922 jeder tatſächlichen Unterlage. Denn die Kl. hat ſich 
erſt im Briefe v. 8. Febr. zur Annahme von Ventilen ohne 
Firmenaufdruck bereiterklärt, und die Bekl. hebt in ihrem 
Antwortſchreiben v. 10. Febr. hervor, daß ſie die Lieferung 
von Ventilen ohne Firmenbezeichnung dem Sohne des In⸗ 
habers der Kl. wiederholt vergeblich angeboten habe. Iſt 
dies richtig und entſpricht die Behauptung der Bekl. über 
die Gefahr ihrer Beſtrafung der Wahrheit, ſo könnte bis 
zum 8. Febr. ein Leiſtungsverzug der Bekl. nicht feſtgeſtellt 
werden, da dann die Leiſtung infolge von Umſtänden unter⸗ 
blieben wäre, die von ihr nicht zu vertreten waren (8 285 
BGB.). 
(U. v. 12. Mai 1924; 580/23 I. — Köln.) 


** 5, 88 307, 309 BGB. Bei Nichtigkeit eines Ber- 
trags ſchließt fahrläſſiges Nichtwiſſen der Nich⸗ 
tigkeit (Kennenmüſſen) den Schadenerſatzan⸗ 
ſpruch auch bei Wiſſen des anderen Teiles aus.“) 


Der Bekl. hat die Erfüllung eines Getreidekaufes der 
Kl. gegenüber verweigert, weil der Kaufabſchluß mangels 
Handelserlaubnis beider Parteien nichtig ſei. Die Kl. hat 
darauf das in dem Vertrage vorgeſehene Schiedsgericht ange⸗ 
rufen, das den Bekl. verurteilt. Mit der gegenwärtigen Klage 
hat die Kl. die Vollſtreckbarkeitserklärung des Schiedsſpruchs 
verlangt und für den Fall, daß wegen des Mangels eines 
gültigen Schiedsvertrages die Unzuläſſigkeit des Schiedsver⸗ 
fahrens angenommen werden ſollte, um die Verurteilung des 
Bekl. zur Zahlung der ihr in dem Schiedsſpruche zugeſproche⸗ 
nen Summe nebſt Koſten gebeten. Ihren Hilfsantrag zur 
Hauptſache hat fie auf die 88 307, 309 BGB. geſtützt. Der 
Bekl. hat dem Schadenerſatzanſpruche aus 88 307, 309 BOB. ent- 
gegenhalten, daß er die Nichtigkeit des Kaufvertrages weder 
gekannt habe noch habe kennen müſſen, wohl aber bei der 
Kl. dieſe Kenntnis oder fahrläſſige Unkenntnis vorhanden 
geweſen ſei. Das BG. hat ſowohl den Hauptantrag aus nicht 
intereſſierenden Gründen, als auch den Hilfsantrag abge⸗ 
wieſen. Der hilfsweiſe geltend gemachte Schadenerſatzanſpruch 
aus 88 307, 309 BGB., der übrigens nichts anderes ift, als 
ein Schadenerſatzanſpruch für Verſchulden beim Vertrags⸗ 
ſchluß (RG. 95, 60), ſetzt voraus, daß der Bekl. die Nichtig⸗ 
keit des Kaufvertrages gekannt hat oder hätte kennen müſſen. 
Die Reviſion wirft dem BG. zu Unrecht vor, daß es ſich der 
Feſtſtellung dieſer Vorausſetzungen nicht deshalb hätte über⸗ 
hoben ſehen dürfen, weil auch die Kl. die Nichtigkeit des 
Kaufvertrages hätte erkennen müſſen. Denn daß die fahr⸗ 
läſſige Unkenntnis der Kl. zum Ausſchluß des Schadener⸗ 
ſatzanſpruchs nicht ausgereicht hätte, wenn der Bekl. die wahre 
Kenntnis von der Nichtigkeit des Kaufvertrages gehabt hat, 
kann nicht zugegeben werden. Es findet im Geſetz keine Stütze, 
daß das Kennen des einen Teils durch das bloße Kennen⸗ 
müſſen des anderen Teils nicht aufgewogen wird und ein auf 
die Kenntnis des Gegners geſtützter Schadenerſatzanſpruch 


Zu 5. Der Entſch. it beizutreten. Sie ſchließt fih an 
RG. 105, 410 ff. JW. 1923, 91 an. Das Geſetz gewährt den 
Schadenserſatzanſpruch aus § 307 nur, wenn der Geſchädigte ein 
begründetes Vertrauen auf die Gültigkeit des Vertrages hatte. 
Es ift nach § 307 1 2 nicht begründet, wenn der Geſchüdigte aus 
eigener Schuld die Ungültigkeit des Vertrages verkannte. Der wahre 
Gedanke des Geſetzes ergibt ſich alſo, wie ſo oft, erſt aus der Zu⸗ 
ſammenſaſſung mehrerer Sätze, hier von 830711 und 12, die 
lediglich aus Gründen der Veweislaſtregelung getrennt wurden. 
Eigene Schuld des Geſchädigten ſchließt alſo den Erſatz des Schadens 
schlechthin aus, mag auch das Verſchulden des Gegners erheblich 
größer ſein. Für die Anwendung des 8254 bleibt kein Raum, da 
die Vorausſetzung einer Schadenserſatzpflicht in ſolchem Falle nicht 
gegeben iſt. Das Geſetz verneint die Aufklärungspflicht gegenüber dem, 
der ſich ſelbſt aufklären konnte. 

Fehlte die Beſtimmung des § 307 12, fo würde allerdings § 254 
anwendbar, alſo eine Verteilung des Schadens nach dem Maß des 
beiderſeitigen Verſchuldens möglich ſein. Weshalb der Geſetzgeber von 
dieſer Regelung abwich, ift ſchwer zu fagen; vielleicht tat er es zum 
Vorteil größerer Einfachheit und Sicherheit der Rechtsanwendung. 
Das kann im Einzelfall der Villigkeit zum Nachteil gereichen, iſt aber 
im ganzen doch wohl erträglich. Wer anderer Anſicht iſt, wie z. B. 
Dertmann, ſteht vor der Frage, ob er § 307 aus 8 254 heraus 
verbeſſern foll. Völlig unüberſteigbar ift ja wohl das Hindernis des 
Wortlautes von 830712 nicht. 

Übrigens iſt es ein Mißverſtändnis von Oertmann, wenn 


t 
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durfte die Kl. nicht oh 
vorbehaltloſe und unbedingte 
ſchluß von Verträgen auf de 
ebenſowenig durfte ſich der 
der Frage, ob die Bekl. ſie 
entziehen. 
(U. v. 3. März 1925; III 79/24. — Frankfurt a. M. [Sch.] 
* 10. 88 263 Abſ. 2, 256 ant 2, 271, 274 Abſ. 2 
er Statutenände⸗ 


HGB. Die Ankündigung ein 
rung in der Einladung zur Generalverſammlung 
alt der be⸗ 


einer A.⸗G. muß den weſentlichen Inh 
abſichtigten Anderung enthalten. Die Nichtig ⸗ 
keit des Generalverſammlungsbeſchluſſes ei 
ſchon dann ein, wenn die Möglichkeit eines 
anders lautenden Beſchluſſes nicht ausgeſchloſ⸗ 
jen ift.]7) 

Das Berufungsurteil beruht auf der Erwägung, daß 
bei der Einberufung der Generalverſammlung zwei Verſtöße 
gegen geſetzliche Beſtimmungen vorgekommen ſeien, die ſo⸗ 
wohl einzeln wie namentlich im Verein miteinander auf 
den Beſuch der Verſammlung und damit auf alle in der 
Verſammlung gefaßten Beſchlüſſe von Einfluß geweſen ſein 
können. Die beiden Verſtöße erblickt das BG. einmal darin, 
daß der Kl. vor der Generalverſammlung trotz rechtzeitig 
geſtellten Verlangens die Vorlagen der Verwaltung nicht 
innerhalb der Friſt des § 263 Abſ. 2 HGB., ſondern drei 
Tage zu ſpät zugeſandt erhalten hat, ferner in einer Ver⸗ 
letzung des § 274 Abſ. 2 GUP., die darin liegen ſoll, daß 
die im Punkt 6 der Tagesordnung enthaltene Ankündigung 
hinſichtlich der 88 1 und 18 der Statuten nicht genügt 
habe, um die beabſichtigte Anderung des Geſellſchaftsver⸗ 
trags nach ihrem weſentlichen Inhalt erkennbar zu machen. 
Das BG. iſt der Anſicht, es ſei in den Bereich der Mög⸗ 
lichkeit zu ziehen, daß bei ordnungsmäßiger Vorbereitung 
der Verſammlung alle Aktionäre ſich eingefunden und ſo 
viele fih dem Kl. angeſchloſſen hätten, daß die für die Er 
ledigung des Punktes 6 der Tagesordnung erforderliche Drei⸗ 
viertelsmehrheit nicht erreicht worden wäre. Ferner fei es 
nicht ausgeſchloſſen, daß die Mehrheit, wenn ſie ſich einer 
unter Umſtänden ausſchlaggebenden Minorität gegenüber⸗ 
geſehen hätte, ſich dieſer in den anderen Punkten der Tages- 
ordnung entgegenkommend gezeigt hätte, um ſie für den 
letzten Punkt willfährig zu machen, mit anderen Worten: 
hätte die Minorität ein Viertel der Stimmen erreicht, ſo 
hätte ſie nicht nur den Beſchluß zum Punkte 6 der Tages- 
ordnung durch das Stimmenverhältnis beeinfluſſen können, 
ſondern ſie würde auch taktiſch einen weit erheblicheren 
Einfluß auf den ganzen Verlauf der Verſammlung und auf 
ſämtliche Beſchlüſſe gehabt haben. Wenn die Bell. hier⸗ 
gegen einwende, es ſei nach der Lage der Umſtände ganz 
unwahrſcheinlich, daß ohne die vorgekommenen Formverſtöße 
auch nur ein Aktionär mehr zur Verſammlung gekommen 
wäre, ſo ſei ihr zu erwidern, daß die bloße Unwahrſchein⸗ 
lichkeit ſie von den Folgen der Verſtöße nicht befreien 
könne. Die geſetzlichen und ſtatuariſchen Vorſchriften, deren 
Verletzung hier in Frage ſtehe, ſeien eigens gegeben zum 
Schutze des einzelnen Aktionärs und der Minderheiten, ihre 
peinlichſte Beobachtung ſeitens der Verwaltungen und der 
Mehrheiten müſſe verlangt werden, wenn nicht anders die 
Minoritäten völlig rechtlos geſtellt werden ſollten. Sole 
trotz vorgekommener Geſetzesverletzung ein Beſchluß Geltung 
haben, ſo doch nur dann, wenn die Geſellſchaft zweifel⸗ 
los nachweiſe, daß der Verſtoß ohne jeglichen Einfluß auf 


ne weiteres damit rechnen, daß dem S. 
Vollmacht zum bindenden Mb- 
r Meſſe erteilt worden ſei und 
Berufungsrichter der Prüfung 
dem S. wirklich gegeben habe, 


Zu 10. Die Gerichte geraten 


bei Anfechtungsklagen, die ſich 
auf die Verletzung v 


on Verfahrensvorſchriften ſtützen, in eine ſchwie⸗ 
rige Situation. Auf der einen Seite liegt ein Verſtoß gegen das 
Geſetz vor. Der Aktionär beſchwert ſich mit Recht. Andererſeits 
ſträubt ſich das praktiſche Gefühl gegen einen zweckloſen Formalis⸗ 
mus. Was nützt es dem Kl., daß der von ihm bekämpfte Beſchluß 
für ungültig erklart wird, da er doch wieder gefaßt werden wird? 
Dazu das Bewußtſein, daß die Anfechtungsklage faſt nie Selbſtzwech 
iſt und der Kl. ganz andere Ziele als die Abwehr einer Geſeßzes⸗ 
verletzung im Auge hat. Soweit wie im Prozeßrechte zu gehen und 
zu fordern, daß der angefochtene Beſchluß auf dieſem Verſtoße be⸗ 
ruhen müſſe, hat ſich das RG. nicht gebracht. Es will nur nicht 
dem Kl. die Beweislaſt hierfür auferlegen. Der beklagten Geſellſchaft 
aber iſt der Nachweis der Unerheblichkeit des Verſtoßes vorbehalten. 
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die Beſchlußfaſſung geweſen fei. Solchen einwandfreien Nach⸗ 
weis vermöge die Bekl. nicht zu erbringen, eine Wahrſchein⸗ 
lichkeitsargumentation genüge nicht. Dieſe Beurteilung iſt 
infoweit nicht zu beanſtanden, als das BG. den grundſätz⸗ 
lichen Standpunkt einnimmt, daß die Kl. des 8 271 GB. 
nicht den Nachweis des urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen 
dem gerügten Formverſtoß und dem angefochtenen Beſchluß 
erfordert, daß aber auch anderſeits der Verſtoß dann un- 
ſchädlich iſt, wenn die Geſellſchaft ihrerſeits dartut, daß 
der Beſchluß nicht auf dem Verſtoße beruhen kann. Das 
RG. hat ſich Ion mehrfach in dieſem Sinn ausgeſprochen 
(vgl. RG. 90, 206, 208; 103, 6) und auch die Reviſton 
erhebt nur Einwendungen nach der Richtung, daß das BG. 
in den Anforderungen an die Bedeutungsloſigkeit des Ver⸗ 
ſtoßes zu weit gegangen ſei. Sie macht geltend, die von 
dem BG. ſelbſt für unwahrſcheinlich gehaltene Möglichkeit, 
daß alle Aktionäre ſich zur Generalverſammlung eingefunden 
hätten und daß hierdurch der ganze Verlauf der Verſamm⸗ 
lung geändert worden wäre, könne nicht entſcheidend fein; 
maßgebend ſei allein, wie aller Vorausſicht nach bei ord⸗ 
nungsmäßiger Einhaltung der Formvorſchriften der Gang der 
Verſammlung geweſen wäre; hierbei hätte aber das Urteil 
auf die Tatſache eingehen müfſen, daß die Majorität der 
Aktionäre von den 1600 Aktien 1198 in ihren Händen ge⸗ 
habt habe und daß ihr dadurch ein entſcheidendes Übergewicht 
gegeben geweſen ſei; ſelbſt wenn von den 1600 Aktien 1597 
ſtatt 1523 in der Verſammlung vertreten geweſen wären, 
hätte die Majorität noch immer die Dreiviertelmehrheit be⸗ 
ſeſſen; die Möglichkeit, daß ein Kompromiß zwiſchen Majori⸗ 
tät und Minorität erfolgt wäre, ſei unter dieſen Verhält⸗ 
niſſen als ausgeſchloſſen anzuſehen; vielmehr müſſe der Be⸗ 
weis als erbracht angeſehen werden, daß auch bei Beach⸗ 
tung der Formvorſchriften das Ergebnis der Verſammlung 
nicht anders ausgefallen wäre, als es tatſächlich geweſen 
iſt. Der Angriff iſt nicht begründet. Das BG. geht mit 
Recht davon aus, daß ein bei der Berufung oder Vorbereitung 
der Generalverſammlung unterlaufener, an ſich das Anfech⸗ 
tungsrecht begründender Formverſtoß nicht ſchon deshalb 
als bedeutungslos angeſehen werden kann, weil es unwahr⸗ 
ſcheinlich iſt, daß der angefochtene Beſchluß auf ihm beruht. 
Erſt dann iſt dem Verſtoße die Erheblichkeit abzuſprechen, 
wenn es klar zutage liegt, daß er die Beſchlußfaſſung nicht 
beeinfluſſen konnte; das folgt nicht nur aus dem von dem 
BG. zutreffend gekennzeichneten Zwecke der Formvorſchriften, 
ſondern auch daraus, daß grundſätzlich Kauſalität des Ber- 
ſtoßes nicht erforderlich ift. Selbſtverſtändlich haben bei der 
Prüfung der Frage, ob die Kauſalität des Verſtoßes aus⸗ 
nahmsweiſe zu verneinen iſt, Möglichkeiten der Einwirkung, 
die außerhalb jeder vernünftigen Berechnung liegen, außer 
Betracht zu bleiben. Daß aber das BG. hiergegen gefehlt 
und rechtsirrig den gegebenen Fall noch als einen ſolchen 
angeſehen hätte, bei dem die Möglichkeit eines anderen Er⸗ 
gebniſſes der Beſchlußfaſſung nicht von der Hand zu weiſen 
iſt, kann nicht anerkannt werden. Damit die 1198 Stimmen 
der Majorität nicht mehr die Dreiviertelmehrheit darſtellten, 
wäre allerdings erforderlich geweſen, daß ſtatt 1523 min⸗ 
deſtens 1598 von den überhaupt vorhandenen 1600 Aktien 
in der Verſammlung vertreten waren. Mag nun auch die 
Wahrſcheinlichkeit, daß bei ordnungsmäßiger Vorbereitung 
der Verſammlung dieſes Mehr von Aktien mit dem von 
dem BG. als möglich angenommenen Erfolge vertreten ge⸗ 
wefen wäre, äußerſt gering ſein, ſo läßt ſich mangels jeden 
den Reſt dieſer Wahrſcheinlichleit aufhebenden tatſächlichen 
Anhalts doch nicht ſagen, daß das BG. mit einer Möͤglich⸗ 


Doch begnügt fih das RG. nicht mit der Umkehrung der Beweis · 
laſt. Es verlangt, daß der Beſchluß nicht auf dem gerügten Mangel 
beruhen kann. An dieſer Praxis hält auch das vorliegende Urteil 
feſt. Ich glaube, daß diefe Löſung zu ängſtlich iſt. Sie kommt nahezu 
auf die Ausſchaltung dieſes Gegenbeweiſes hinaus. Ein Fehler bei 
der Einladung kann nur dann nie weſentlich ſein, wenn alle Aktio⸗ 
näre erſchienen ſind. Fehlen nur wenige, ja nur einer, ſo weiß man 
nie, wie deſſen Anweſenheit gewirkt hätte. Alſo bleibt einer der 
Opponenten, die wiſſen, daß die Mehrheit feſtgefügt ift, beffer der 
Generalverſammlung fern. Die Anfechtung erfolgt durch einen andern 
Erſchienenen. Das geht doch wohl zu weit. Hier dürfte man ruhig 
dem Ermeſſen des Gerichts freieren Spielraum laſſen. Man vermeidet 
dann manchen Anfechtungsprozeß, der doch nur um einen Sitz im 
Aufſichtsrate oder ſonſtige PH Intereſſen geführt wird. 
RA. Dr. Max Hachenburg, Mannheim. 
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keit gerechnet hat, die nicht mehr in Betracht kommen konnte. 
Die Reviſion rügt weiter, das BG. hätte zu dem Vorbringen 
der Bekl. Stellung nehmen müſſen, daß fie dem Kl. gegen- 
über ihrer Formpflicht dadurch genügt habe, daß ihm der — 
nachher verſpätet zugefandte — Geſchäftsbericht rechtzeitig 
in ihren Geſchäftsräumen vorgelegt worden ſei. Auf dieſe 
Rüge kommt es nicht an, weil ſie nur Bezug hat auf einen 
der beiden von dem BG. angenommenen Verſtöße und zwar 
auf denjenigen, den das BG. ſelbſt für minder belangreich 
erklärt. Getragen wird die Entſcheidung durch die Feſtſtellung 
des Verſtoßes, der in der ungenügenden Ankündigung der 
beabſichtigten Satzungsänderung lag. Gegen die Annahme 
des BG., daß dieſer Formfehler vorliege, iſt aber ein 
Angriff nicht erhoben und ſie iſt auch jedenfalls inſoweit 
nicht zu beanſtanden, als es ſich um die Anderung des § 1 
der Satzung handelt. Die Ankündigung „Statutenänderung 
des § 1 betreffend Zweck des Unternehmens“ ergab entgegn 
§ 274 Abſ. 2 HGB. nichts über den weſentlichen Inhalt der 
beabſichtigten Anderung. Daß die Verletzung der oben er⸗ 
wähnten Vorſchrift die Anfechtbarkeit des gefaßten Beſchluſſes 
zur Folge hat, wird von dem erkennenden Senat in Über⸗ 
einſtimmung mit der herrſchenden Lehre in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung angenommen (vgl. RZ. 68, 232). Das neuer- 
dings in der Literatur (Hueck, Anfechtbarkeit und Nichtig⸗ 
keit von Generalverſammlungsbeſchlüſſen bei Aktiengeſellſchaf⸗ 
ten) gegen dieſe Auffaſſung geäußerte Bedenken kann der 
Senat nicht teilen. Allerdings enthält der § 274 Abſ. 2 
nur eine ſogenannte Sollvorſchrift, aber wenn § 256 Abſ. 2 
beſtimmt, daß über Gegenſtände, deren Verhandlung nicht 
ordnungsmäßig eine gewiſſe Zeit vor dem Tage der General⸗ 
verſammlung angekündigt iſt, Beſchlüſſe nicht gefaßt werden 
können, ſo iſt hieraus, weil zur ordnungsmäßigen Ankündi⸗ 
gung die Beachtung des § 274 Abſ. 2 gehört, die Erheb⸗ 
lichkeit des Verſtoßes zu folgern. 

(U. v. 13. Febr. 1925; 52/24 II. — Köln.) [Ru] 


* 11. 8 373 H G B.; 8326 BGB. Eine nach Ablauf 
der gemäß 8 326 BGB. geſtellten Friſt in der 
Form des 8373 HGB. vom Verkäufer vorge⸗ 
nommene Verſteigerung der verkauften Ware 
kann gegen den ſäumigen Käufer nicht als Selbſt⸗ 
hilfeverkauf, ſondern nur als Deckungs verkauf 
und ſomit als Element der Schadensberechnung 
verwertet werden. Bei Verſteigerung durch den 
Verkäufer ſelbſt entfällt möglicherweiſe jeder 
Schadenserſatzanſpruch. J) 

Die Auffaſſung des BO., infolge der Nichterfüllung des 
Kaufvertrags von ſeiten der Bekl. ſei der Kl. ein Schaden 
entſtanden, begegnet rechtlichen Bedenken. Nachdem die Kl. 
den Weg des § 326 BGB. beſchritten hatte und, ohne daß 
Klageänderung gerügt worden wäre, von ihrem urſprünglichen 
Anſpruche auf Vertragserfüllung zum Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung übergegangen war, entbehrte die 
auf ihr Betreiben vorgenommene Verſteigerung der Ware des 
rechtlichen Charakters, den die Vorſchriften des § 373 HGB. 
dem Selbſthilfeverkauf beilegen. Insbeſondere entfällt die 
dem am Vertrage feſthaltenden Verkäufer zukommende Be⸗ 
fugnis, zu verlangen, daß der nach 8373 Abſ. 2 vorge⸗ 
nommene Verkauf als für Rechnung des Käufers erfolgt 
gelte. Soll das Ergebnis einer gemäß 8 373 bewirkten Ver⸗ 
ſteigerung der Berechnung des Schadens, deſſen Erſatz der 
Verkäufer begehrt, zugrunde gelegt werden, ſo kommt es 
lediglich als ein Beſtandteil der Schadensrechnung in Be⸗ 
tracht, und als ſolcher iſt der Selbſthilfeverkauf nicht anders 
zu würdigen, als jedes ſonſtige Element der Schadensberech⸗ 


Zu 11. Die Entſch. beruht auf konſequenter Durchführung der 
Differenztheorie. Nach Ablauf der nach § 326 geſetzten Nachfriſt kann 
der Verkäufer weder Erfüllung beanſpruchen, noch ſelbſt ſeine Leiſtung 
erbringen, ſondern nur Schadenserſatz für Nichterfüllung des ganzen 
Vertrages verlangen. Daher iſt der als Surrogat der Erfüllung die⸗ 
nende Selbſthilfeverkauf nicht mehr möglich. Wenn der Verkäufer 
die ihm nicht abgenommene Ware verſteigert, iſt dieſe Verſteigerung 
als Maßregel zur Minderung des Schadens zu betrachten (ſog. 
Deckungsverkauf im Gegenſatz zu dem der Erfüllung gleichſtehenden 
Selbſthilfeverkaufj. Für den Deckungsverkauf gelten die Regeln des 
Selbſthilfeverkaufs nicht, insbeſondere nicht die dem Verkäufer günſtige 
Vorſchrift des 8 373 IV HOB., wonach er ſelbſt mitbieten kann. Hat 
der Verkäufer die Ware in der Verſteigerung erſtanden, ſo iſt bei 
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nung (vgl. NG. 53, 14 f.; 57, 107; Urt. II 356/09 vom 
1. April 1910, teilweiſe abgedruckt 23. 1910 Sp. 460 Nr. 3; 
Staub⸗Koenige, Anm. 30 im Anh. zu 8 374). In den 
angeführten Entſcheidungen wird ein Selbſthilfeverkauf bei 
derartiger Rechtslage zur begrifflichen Abgrenzung als „Dek⸗ 
kungsverkauf“ bezeichnet; er entſpricht in der Tat dem Dek⸗ 
kungskaufe des Käufers und hat wie dieſer nur Bedeutung 
für die Aufmachung einer konkreten Schadensberechnung, 
wie ſie hier allein in Rede ſteht. Das BG. verkennt dieſen 
rechtlichen Unterſchied. Er ( ji) zwar darüber klar, daß 
es ſich bei der Verſteigerung vom 28. Aug. 1920 nicht um 
einen Selbſthilfeverkauf nach § 373 HGB. handelt, meint 
aber unter Berufung auf die Grundſätze von Treu und 
Glauben, da die Kl. vor dem Ablauf der Friſt aus § 326 
BGB. befugt geweſen fei, den Selbſthilfeverkauf nach § 373 
HGB. vorzunehmen und auf Grund ſeines Ergebniſſes mit 
der Bekl. abzurechnen, dürfe fie durch die Setzung der Nach⸗ 
friſt und deren fruchtloſen Ablauf gegenüber dem ſäumigen 
Käufer nicht ſchlechter geſtellt ſein, als ſie es vorher geweſen 
fei; die nach § 326 BGB. begründete Schadenserſaßpflicht 
der Bekl. begreife die Verpflichtung in ſich, einen unter Be⸗ 
obachtung der Vorſchriften des § 373 HGB. vorgenommenen 
Selbſthilfeverkauf als Grundlage für die Feſtſtellung des ent⸗ 
ſtandenen Schadens gegen ſich gelten zu laſſen. Dieſe Dar⸗ 
legungen ſtehen im Gegenſatz zu den eingangs entwickelten 
Grundſätzen und erweiſen ſich ſomit als rechtsirrig. Die 
Auffaſſung des BG. läuft darauf hinaus, die Vorſchrift im 
Abſ. 3 des 8 373 HGB. auch für ſolche Fälle als anwendbar 
zu erklären, wo ein Selbſthilfeverkauf im Sinne des § 373 
nicht vorgenommen wurde, ſondern nur ein Deckungsverkauf 
in Frage ſteht. Gegenſätzlich wird aber in RG. 53, 15 hervor⸗ 
gehoben, daß der Deckungsverkauf auf Rechnung des Ver⸗ 
käufers geht. Das BG. verkennt die Verſchiedenheit der 
Rechtslage des Verkäufers, der am Vertrage feſthält, und 
desjenigen, der nach Ablehnung der Annahme der Leiſtung 
des Käufers Schadenserſatz verlangt. Die Heranziehung der 
Grundſätze von Treu und Glauben im Verkehr vermag die 
Anſicht des Vorderrichters nicht zu ſtützen. Die Anderung 
der Rechtsbeziehungen zur Bekl., die durch ein Vorgehen nach 
8326 BGB. im Falle ergebnisloſen Friſtablaufs herbei⸗ 
geführt werden würde, mußte der Kl. bewußt ſein; wenn 
ſie dennoch aus freien Stücken den Entſchluß faßte, den Weg 
der Friſtſetzung zu beſchreiten und dann Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung zu verlangen, mußte ſie die etwaige Schwierig⸗ 
keit, ihren Schaden nachzuweiſen, in den Kauf nehmen; 
demnach kommt es nicht in Frage, daß etwa Treu und Glau⸗ 
ben erforderten, bei ſolchen Umſtänden die rechtliche Lage 
des Verkäufers zu beſſern. Im weiteren Fortgang ſeiner Er⸗ 
örterung erklärt das BG. die Tatſache, daß bei der Ver⸗ 
ſteigerung die Kl. ſelbſt die Ware angeſteigert und ſomit be⸗ 
halten hat, für unerheblich und meint, es komme nur darauf 
an, welche Preiſe bei der Verſteigerung erzielt worden ſeien. 
Auch hier iſt er offenbar von der Vorſtellung beherrſcht, daß 
trotz des Nichtvorhandenſeins der im 8 373 HGB. voraus- 
geſetzten Lage die den Verkäufer begünſtigenden Beſtimmungen 
des Paragraphen, auch die Sondervorſchrift des Abſ. 4 bin- 
dende Kraft behielten. Hätte ſich der Vorderrichter klar ge⸗ 
macht, daß es ſich lediglich um die Ermittelung des der Kl. 
etwa entſtandenen Schadens handelte, ſo würde er wohl nicht 
haben annehmen können, daß ein Deckungsverkauf an einen 
Dritten und ein Verbleiben der Ware in der Hand des Ver⸗ 
käufers gleichwertige Vorgänge darſtellten. In wirtſchaft⸗ 
licher Beziehung, die doch bei der Feſtſtellung des Schadens 
ausſchlaggebend iſt, war die Verſteigerung v. 28. Aug. 1920 
angeſichts des Ergebniſſes, das ſie hatte, offenbar ohne jede 


der Berechnung des ihm aus der Nichterfüllung des Vertrages er⸗ 
wachſenden Schadens nicht der Preis zugrunde zu legen, zu welchem 
ihm die Ware zugeſchlagen wurde, ſondern der Wert der bei ihm 
verbliebenen Ware. Iſt dieſer Wert nicht geringer, als der ihm vom 
Käufer geſchuldete Kaufpreis, ſo hat er durch die Nichterfüllung des 
Vertrages keinen Schaden erlitten. Daher kann es für den Ver⸗ 
käufer, wenn der Käufer die Ware nicht abnimmt und nicht zahlt, 
vorteilhafter fein, ſtatt die Nachfriſt des 326 zu ſetzen, den Selbſt⸗ 
hilfeverkauf nach 8373 HGB. anzudrohen und durchzuführen. Zweifel⸗ 
haft kann ſein, was gemeint iſt, wenn ein rechtsunkundiger Verkäufer 
den Käufer auffordert, binnen beſtimmter Friſt die Ware abzunehmen, 
widrigeufalls er fie verſteigern werde; hat der Verkäufer hiermit eine 
Nachfriſt i. S. des 8326 geiht oder den Selbſthilſeverkauf angedroht? 
Geh. IR. Prof. B. v. Tuhr, Hürich. 
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Bedeutung. Des weiteren lehnt das BG. die Anführung 
der Bekl. ab, die Kl. habe deswegen gar keinen Schaden 
gehabt, weil ſie die Ware behalten und dieſe ihren Wert 
behalten habe. Es erwägt, die Anſteigerung der Ware bei 
der Verſteigerung durch die Kl. ſei nicht anders zu beurteilen, 
als wenn ſie bei irgendeiner Gelegenheit im Betriebe ihres 
Handelsgewerbes ein gutes Geſchäft gemacht habe; dieſen 
in erlaubter Weiſe errungenen Vorteil könne die Bekl. nicht 
zu ihren Gunſten buchen, da er mit dem Schadenserſatz⸗ 
anſpruche nur in einem äußerlichen und tatſächlichen, aber 
in keinem innerlichen und rechtlichen Zuſammenhange ſtehe. 
Auch dieſe Ausführung iſt zu beanſtanden. Sie erſcheint 
ebenfalls von der Vorſtellung beeinflußt, daß dem angeblichen 
Verkaufe die rechtlichen Wirkungen eines Selbſthilfeverkaufs 
gemäß § 373 HGB. zufämen. Eine Unterſuchung, die ſich 
allein mit der Schadensermittelung befaßt, muß zu einem 
anderen Ergebnis führen. In den Urteilen RG. 89, 282 ff. 
und bei Warn. 1918, 271 f. Nr. 184 (III 117/18 v. 5. Juli 
1918; abgedruckt auch bei Gruch. 63, 220) wird grundſätzlich 
ausgeſprochen, daß bei konkreter Schadensberechnung der Ver⸗ 
käufer ſich den Einwand gefallen laſſen muß, er ſei im Be⸗ 
ſitze der Ware verblieben und deshalb in der Lage, ſie an 
einen Dritten, und zwar mindeſtens ebenſo vorteilhaft wie 
an den Käufer, zu veräußern. Es iſt nicht einzuſehen, aus 
welchem Grunde dieſer Satz hier unanwendbar ſein ſollte. 
Die Vornahme der Verſteigerung begründet keine derartige 
Beſonderheit des vorliegenden Falles, daß andere Grundſätze 
Platz greifen müßten. Sie kann den urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen der Nichtabnahme der Ware durch die Bekl. 
und der Erhaltung des Beſitzes an ihr bei der Kl. nicht unter⸗ 
brechen, vielmehr nur als fehlgeſchlagener Verſuch eines 
Deckungsverkaufs bewertet werden, durch den nichts daran ge⸗ 
ändert wurde, daß der Kl. das Eigentum an den 4000 Rollen 
Dachpappe und die Verfügungsgewalt darüber verblieb. Die 
Möglichkeit für ſie, dieſe Ware ohne Verluſt an einen Dritten 
abzusetzen, erhellt aus der vom BG. getroffenen Feſtſtellung, 
daß die maßgebenden Konventionspreiſe am Tage der Ver⸗ 
ſteigerung dieſelben waren wie zur Zeit des Vertragsſchluſſes 
zwiſchen den Parteien. Zudem hatte die Bekl., offenbar ohne 
Widerſpruch, vorgetragen, dieſe Preiſe ſeien auch tatſächlich 
bei Verkäufen um jene Zeit erzielt worden. Der erörterte 
Einwand der Bekl. greift ſomit nach Lage der Dinge in 
vollem Umfange durch. Demnach iſt die Aufhebung des Be⸗ 
rufungsurteils geboten, ohne daß auf ſeinen weiteren In⸗ 
halt und die ſonſtigen Angriffe der Reviſion noch einzugehen 
wäre. Da die Kl. eine andere als die von ihr gewählte 
konkrete Schadensberechnung nicht aufgemacht hat, eine ab⸗ 
ſtrakte Berechnung auch offenſichtlich an der vom BG. feft- 
geſtellten Stetigkeit der vereinbarten Konventionspreiſe ſchei⸗ 
tern müßte, ift die Sache zur Endentſcheidung reif (8 565 
ant, 3 Nr. 1 ZPO.). Die Klage ift unter Abänderung des 
landgerichtlichen Urteils abzuweiſen, weil der Kl. kein Schaden 
entſtanden iſt. Dem ſteht die Rechtskraft der Vorabentſchei⸗ 
dung über den Grund des Klageanſpruchs, die in Anſehung 
der zunächſt geforderten 25000 Papiermark ergangen war, 
nicht entgegen (gl. JW. 1898, 141°; 1899, 351920; Gruch. 
39, 442; 45, 108). Jedoch ift bei der gemäß § 91 ZPO. zu 
treffenden Koſtenentſcheidung zu berückſichtigen, daß über die 
Koſten der erſten Berufungsinſtanz bereits rechtskräftig ent⸗ 
ſchieden iſt. 

(U. v. 3. Febr. 1925; 274/24 VI. — Naumburg. [Ku] 


12. 88 408, 642, 647 HGB.; 8278 BGB. findet 
nicht nur auf die dort namentlich aufgeführten 
Perſonenkreiſe Anwendung, ſondern betrifft 
alle Fälle ſelbſtändiger Geſchäftsbeſorgung. f) 

Der Kl. gab am 18. Juni 1921 der Mannheimer Nieder⸗ 
laſſung der Bekl. Auftrag zum Verſand einer doppelarmigen 


Zu 12. Den Ausführungen iſt in allen Punkten zuzuſtimmen. 
Die Tätigkeit des Spediteurs beſchränkt ſich auf die Veranlaſſung 
der Beförderung, im Gegenſatz zu der des Frachtführers, welcher die 
Beförderung ausführt, insbeſondere zu Ende führt, alſo das Gut an 
den Empfänger abzuliefern hat. Daraus ergibt ſich ohne weiteres 
die an ſich gar nicht nötige Vorſchrift des § 408 HGV., daß der 
Spediteur den Frachtführer mit der Sorgfalt eines ordentlichen Rauf- 
manns auszuwählen, aber nicht für die Tätigkeit desſelben einzuſtehen 
habe. Bei größeren Beförderungen, z. B. ins Ausland und über See, 
bei zuſammengeſetzten Qaud- und Waſſertransporten uſw., genügt 
nicht die Wahl eines einzigen Frachtführers oder Verfrachters; es 


1279 


Crevo E 


Spindelpreſſe und einer Handwalze im Rohgewicht von zu⸗ 
ſammen 1900 kg an die Firma La C. B. in Habana auf Cuba, 
die die Sachen vom Kl. gekauft hatte. Die Fracht bis nach 
Hamburg an Bord hatte der Kl., die weitere der Empfänger 
zu tragen. Der Kl. beauftragte die Bekl., die weiteren 
Koſten und den Kaufpreis, dieſen mit 2070 Schweizer Franken, 
durch Nachnahme vom Empfänger zu erheben. Die Bekl. über⸗ 
nahm vereinbarungsgemäß die Ware in Mannheim, ſchickte 
ſie nach Hamburg und beauftragte ihr dortiges Haus mit 
der Weiterbeförderung. Die Hamburger Niederlaſſung führte 
dieſen Auftrag aus. Sie überſandte am 22. Juli 1921 der 
Deutſch⸗Südamerikaniſchen Bank A.⸗G. in Hamburg die Order⸗ 
konnoſſemente mit dem Auftrage, gegen dieſe Urkunden ihre 
Frachtauslagen und Speſen und außerdem den Kaufpreis zu 
erheben. Die Hamburger Deutſch⸗Südamerikaniſche Bank be⸗ 
auftragte die Firma H. U. & Co. in Habana mit der Ein⸗ 
ziehung der Nachnahme. U. aber gab die Urkunden dem Emp⸗ 
fänger gegen Zahlung der Frachten und Speſen der Bell. 
heraus, ohne den Kaufpreis einzuziehen; die näheren Einzel⸗ 
heiten des Vorgangs ſind nicht aufgeklärt. Auf Grund der 
ihr behändigten Urkunden ließ ſich La C. B. die Ware heraus⸗ 
geben. Sie hat den Kaufpreis nicht bezahlt; ihr Inhaber hat 
feinen Wohnſitz nach Spanien verlegt. Die Firma U. iſt in 
Konkurs geraten. Mit der im November 1922 erhobenen 
Klage verlangte der Kl. Verurteilung der Bekl. zur Zahlung 
von 2070 Schweizer Franken. Die Bekl. beantragte Ab⸗ 
weiſung, weil fie nur nach 8 408 HGB. hafte und bei der 
Auswahl der beauftragten Bank die Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Kaufmanns beobachtet habe. Übereinſtimmend mit dem 
LG. führt das OLG. aus: Grundſätzlich hafte auch der 
Spediteur nach $ 278 BGB. für Verſchulden ſeiner Er⸗ 
füllungsgehilfen in gleichem Umfange wie für eigenes. Die 
hiervon im 8408 HGB. verordnete Ausnahme, daß der 
Spediteur von Haftung befreit ſei, wenn er die Wahl gewiſſer 
Perſonen mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
ausgeführt habe, gelte nur ſür die im Geſetze Bezeichneten: 
Frachtführer, Verfrachter, Zwiſchenſpediteure. Denn ſie alle 
ſeien Unternehmer, denen der Spediteur die weitere Aus⸗ 
führung des Transportes zur ſelbſtändigen Erledigung über⸗ 
trage und übertragen müſſe, ſo daß ihm — wie namentlich 
bei Verſendung über See — jede weitere Einwirkung auf die 
Beförderung entzogen ſei. Anders, wenn es ſich nur um eine 
einzelne Verrichtung wie die Ausfertigung der Urkunde oder, 
wie hier, die Erhebung einer Nachnahme handle. Alſo hafte 
die Bekl. dem Kl. für Verſchulden der von ihr beauftragten 
Bank und deren weiterer Erfüllungsgehilfen, — ſofern ſie 
nicht aus anderen Gründen ganz oder zum Teil von der 
Haftung befreit ſei. Dieſe Auffaſſung wird Fällen von der 
Beſchaffenheit des vorliegenden nicht gerecht; ſie enthält eine 
irrige Auslegung des 8 408 HGB. Die Hamburger Nieder⸗ 
laſſung der Bekl., die von der Mannheimer den Verſand⸗ 
auftrag des Kl. empfangen hatte, ſchrieb unterm 22. Juli 1921 
an die Deutſch⸗Südamerikaniſche Bank A-G. in Hamburg 
(DS AB.): „In der Einlage behändigen wir Ihnen 3 girierte 
Order⸗Konnoſſemente, 1 Konſulats⸗Faktura und 1 Verſiche⸗ 
rungs⸗Police über per Dampfer ‚Arfeld‘ nach Habana ver⸗ 
ladene C. W. 95/6 — 2 Kolli Maſchinenteile — 
1900 Kilo und erſuchen Sie, gegen dieſe Dokumente uns 
unſere Frachtauslagen und Speſen in Höhe von 30087 U. 
1315 % zu vergüten und dieſen Betrag alsdann laut bei⸗ 
liegender Sichttratte von der Firma La Caſa Buſta⸗ 
mente, Habana, Neptuno 101, einzuziehen. Bank⸗ 
zinſen und Inkaſſoſpeſen gehen zu unſeren Laſten. Außerdem 
ruht auf diefer Sendung noch eine Nachnahme von 30087 U. 
2177,20 Schweizer Franken, die Sie gleichzeitig mit einziehen 
und uns nach Eingang in einem Scheck auf Schweiz gut⸗ 
bringen wollen.“ Die DS AB. wiederum ließ der Firma 
H. U. & Co. in Habana unterm 26. Juli 1921 jene in dem 


ſind auch häufig Mittelsperſonen nötig, die den Umſchlag von der 
Landbeförderung auf den Waſſerweg ausführen oder. kontrollieren. 
Bei Auslandsſendungen werden Verzollungen nötig. Ja, ſelbſt zu 
manchen Nebenleiſtungen iſt ein Speditionsgeſchäft oft nicht imſtande, 
3. B. zur Herſtellung von Verpackungen, zur Muſterziehung, zur 
Mengefeſtſtellung. Der Spediteur muß mit dieſen Handlungen oft 
einen beſonderen Sachverſtändigen beauftragen. 

Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß der Spediteur alle dieſe Ver⸗ 
trauensleute, die oft, doch keineswegs immer, auch Spediteure ſind, 
ſondern bisweilen auch Banken und andere Kaufleute, zwar mit der 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns auszuwählen hat, aber nicht 
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Schreiben vom 22. Juli bezeichneten Urkunden mit einer — 
nach üblichem Vordrucke gefertigten — „Aufſtellung über 
2 Inkaſſi zur Einziehung und Anſchaffung des Gegenwerts 
in einem Scheck: mit der Bitte um Empfangsanzeige“ zu- 
gehen. Der Aufſtellung war in der Spalte „Beſondere In⸗ 
ſtruktionen“ die Weiſung eingefügt: „Dokumente gegen Zah⸗ 
lung von 1315 % und 2183,05 Schweizer Franken ſowie aller 
Speſen auf Ihrer Seite. Den Erlös der Mark⸗Tratte er- 
bitten wir uns in einem Scheck auf Hamburg, während Sie 
uns 2183,05 Schweizer Franken in einem Scheck auf die 
Schweiz remittieren wollen.“ Die Bekl. in Mannheim (und 
von ihr dann die Hamburger Niederlaſſung der Bekl.) hatte 
vom Kl. eine zu ſeinem Vorteil vorzunehmende ſelbſtändige 
Tätigkeit wirtſchaftlicher Art — für die urſprünglich er ſelber 
zu ſorgen gehabt hätte, die aber dadurch ihm abgenommen 
wurde —, alfo eine Geſchäftsbeſorgung (88 675, 677, 
662 BGB.), aufgetragen erhalten (RG. 97, 65; RGRKomm. 
Bem. 2 vor 8 662 BGB.). Es liegt in der Natur der Sache, 
daß Geſchäftsbeſorger aller Art, ſobald ſie die Geſchäfts⸗ 
führung in ihrer Geſamtheit mit Erlaubnis des Vertrags⸗ 
gegners auf einen Dritten übertragen haben und hierbei mit 
der gebotenen Sorgfalt vorgegangen ſind, für die Fehler des 
neuen Geſchäftsführers nicht mehr einſtehen. Ihre Geſchäfts⸗ 
führungspflicht iſt durch Erfüllung erloſchen. Daran ändert 
ſich nichts, wenn Verpflichtungen anderen Inhalts, wie die 
Pflicht zur Abtretung von Anſprüchen und die Kontrollpflicht, 
neu begründet wurden (RG. 78, 310 [313]) ). Dieſer all- 
gemeine Grundſatz findet z. B. bei der entgeltlichen Kom⸗ 
miſſion Anwendung, wenn ein Verkaufskommiſſionär mit Er⸗ 
laubnis des Kommittenten die ganze Kommiſſion auf einen 
Dritten überträgt (RG. 63, 301 [304]). Ihm entſpricht auch 
die im § 408 HGB. beſtimmte Beſchränkung der Haftung eines 
Spediteurs für Frachtführer, Verfrachter und zumal für 
Zwiſchenſpediteure auf Verſchulden bei deren Wahl (RG. 78, 
313) 2). Zwiſchenſpediteur ift ein Spediteur der vom erſten, dem 
Hauptſpediteur, in eignem Namen für Rechnung des Ver⸗ 
ſenders die Weiterverſendung des Gutes innerhalb eines Teils 
der Beförderungsſtrecke oder die Ablieferung vertraglich über⸗ 
nimmt; er tritt innerhalb ſeines Bereichs als ſelbſtändiger 
Spediteur an die Stelle des Hauptſpediteurs, während ein 
Erfüllungsgehilfe (8 278 BGB.) nur eine die Verſendung des 
Gutes fördernde Tätigkeit nach Weiſung des Spediteurs aus⸗ 
zuüben hätte (ROHO. 12, 380; RG. Warn. 1918 Nr. 98). 
Der wirtſchaftlichen Aufgabe und rechtlichen Stellung eines 
Zwiſchenſpediteurs, der die Ablieferung des Gutes vertrag⸗ 
lich übernommen hat, entſprach im vorliegenden Falle die vom 
Hamburger Haufe der Bekl. der DS AB. (und ihren, Beauf⸗ 
tragten) zugedachte Wirkſamkeit. Denn bei richtiger Aus⸗ 
führung des weitergegebenen Auftrags durch H. U. & Co. in 
Habana wäre die Ablieferung des Gutes an La C. B. erſt er⸗ 
folgt, nachdem dieſer durch Zahlung des Nachnahmebetrags 
den Kaufpreis entrichtet und daraufhin die Urkunden aus⸗ 
gehändigt erhalten hätte, die ihn als Empfangsberechtigten 
auswieſen. Auch wird die wirtſchaftliche und rechtliche Be⸗ 
deutung der an die DSA B. übertragenen Tätigkeit dadurch 
beſonders augenfällig, daß dieſer Bank die Konnoſſemente 
ausgehändigt wurden: ihre Übergabe hatte, nachdem die Ware 
vom Schiffer übernommen war, für den Erwerb von Rechten 
am Gute dieſelben Wirkungen wie die Übergabe des Gutes 


für ihre Handlungen ſelbſt einſteht. Denn der Spediteur hat dem 
Auftraggeber nicht verſprochen, die Beförderung, die Nachnahme⸗ 
einziehung uſw. ſelbſt auszuführen, ſondern bloß, ſie zu vers 
anlaſſen („beſorgen“). 

Daraus ergibt ſich ohne weiteres, daß dieſe auszuwählenden 
Perſonen nicht die Erfüllungsgehilfen des Spediteurs ſind. Er hat 
ſie richtig zu inſtruieren, aber nicht zu überwachen (vgl. hierüber 
meine verkehrsrechtliche Abhandlung 7: „Die Haftung von Eiſenbahn, 
Poſt und Spediteuren“ S. 129. 

Iſt ſtreitig, ob der Spediteur die Mittelsperſon sorgfältig aus⸗ 
gewählt und unterrichtet hat, ſo hat für alle klagebegründenden Tat⸗ 
ſachen, vor allem auch für das Verſchulden, der Verſender die Be⸗ 
weislaſt (vgl. Verkehrsr. R. 4, 87). 

Der Begriff des Zwiſchenſpediteurs iſt in der obigen Entſch. 
richtig gegeben. Bedenklich iſt nur die Hervorhebung, daß der Spediteur 
ſelbſtändig feine Geſchäfte erledigt. Dieſer Zusatz ift mißverſtänd⸗ 
lich und irreführend. Jeder Spediteur, alſo auch der Zwiſchen⸗ 
ſpediteur, ift inſofern nicht ſelbſtändig, als er an die Weiſungen ſeines 


1) JW. 1912, 531. 
2) JW. 1912, 531. 


Rechtſprechung 
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(88 647, 642 ff. HGB.). Der vorliegende Auftrag des Ham- 
burger Hauſes der Bekl. an die DS AB. muß demnach recht⸗ 
lich ebenſo beurteilt werden wie einer, deſſen Inhalt die 
Güterverſendung ſelbſt, ganz oder teilweiſe, geweſen wäre 
(RG. in Warn. 1918 Nr. 167). Hat alſo die Bekl. — oder 
deren Hamburger Haus —, was bisher nicht bemängelt wor⸗ 
den ift, bei der Wahl der DSA B. für die einer Zwiſchen⸗ 
ſpedition entſprechende Aufgabe die Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Kaufmanns angewandt, ſo hat ſie der ihr obliegenden 
Verpflichtung genügt und braucht für Fehler des neuen Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgers nicht einzuſtehen (§ 408 HGB.). Dies jedoch 
nur unter der Vorausſetzung, daß der Kl. mit der Übertragung 
jener Verrichtungen an eine Bank einverſtanden war; ſei es, 
daß er die Maßnahme ausdrücklich gutgeheißen oder doch 
damit als mit etwas Gebräuchlichem oder ſonſt Wahrſchein⸗ 
lichem gerechnet und ſie ſtillſchweigend gebilligt habe. Hierfür 
mag eine Gepflogenheit des Verkehrs ſprechen. Denn es war 
wohl zu erwarten, daß das Hamburger Haus der Bekl. den 
Speditionsvertrag nicht in allen Stücken ſelbſt ausführen 
könne und werde; daß es ſich, beſonders für die über See 
notwendigen weſentlichen Maßnahmen der Tätigkeit anderer 
bedienen müſſe. Doch enthält das angefochtene Urteil in dieſer 
Hinſicht nichts. Namentlich bietet es keinen Anhalt für etwaige 
frühere Geſchäftsverbindung der Parteien miteinander, die 
eine beſondere Feſtſtellung entbehrlich machen könnte. Dies 
wird nachzuholen ſein; das Reviſionsgericht iſt außerſtande, 
ein Einverſtändnis des Kl. mit der Erteilung des Auftrags 
an eine Bank ſelbſt für den Fall, daß die frühere Geſchäfts⸗ 
verbindung Bedenken dawider an die Hand geben ſollte, zu 
unterſtellen. 
(U. v. 10. Dez. 1924; 583/23 I. — Karlsruhe.) [Ra] 


13. 8408 HG B.; 88s 278, 667, 695 BGB. Der 
Hauptſpediteur kann gegen den Zwiſchenſpedi⸗ 
teur die Belange des Verſenders unmittelbar 
wahrnehmen.] 7) 


Eine Unterſpedition iſt vorhanden, wenn der Spedit. die 
Beſorgung der ihm aufgetragenen Spedition einem anderen 
Spedit. überträgt (LB. 1912, Sp. 851, Nr. 4, Staub⸗ 
Könige HGB. Anm. 4 zu 8408, Senckpiehl Speditions⸗ 
geſchäft 88 47, 100), wogegen die Zwiſchenſpedition voraus⸗ 
ſetzt, daß das Gut vom Hauptſpedit. an den anderen Spedit. 
zum Zwecke der Weiterſendung und Ablieferung geſandt wird, 
fo daß der andere innerhalb eines Teiles der Veförderungs⸗ 
ſtrecke die Weiterſendung des Guts im eigenen Namen für 
Rechnung des Verſenders ſelbſtändig zu beſorgen hat. Mit dem 
Zwiſchenſpedit. ſchließt der Hauptſpedit. einen neuen ſelbſtän⸗ 
digen Vertrag ab, der wiederum den geſetzlichen Vorſchriften 
des Speditionsgeſchäftes unterſteht. (NG. 94, 101, RG. U. v. 
22. Okt. 1924 I 481/23. Staub⸗Könige Anm. 4 zu 8 408, 
Senckpiehl 88 47, 98). Der Unterſpedit. ift nur Erfüllungs⸗ 
gehilfe des Hauptſpedit.; für ihn haftet daher der Haupt⸗ 
ſpedit. nach § 278 BGB., fo daß er deffen Verſchulden gegen- 
über dem Verſender in gleichem Umfange zu vertreten hat 
wie eigenes Verſchulden. Anders iſt dagegen vom Geſetz die 
Haftpflicht des Hauptſpedit. für ein Verſchulden des Zwiſchen⸗ 
ſpedit. geregelt. Nach 8 408 HGB. beſchränkt ſich die Haftung 
des Hauptſpedit. auf die Wahl des Zwiſchenſpedit., die er 
mit der Sorgfalt eines ordentl. Kaufmanns unter Wahrneh⸗ 


Auftraggebers immer gebunden iſt (vgl. mein „Speditionsgeſchäft“ 
S. 100). Soweit jedoch beſondere Weiſungen nicht vorliegen, iſt der 
Spediteur, genau wie der Zwiſchenſpediteur, ſelbſtäudig. Die Be- 
tonung des Begriffsmerkmals der Selbſtändigkeit hat zu einer fal⸗ 
ſchen Entſcheidung in WarnRſpr. 1918, 152 geführt. 

Dem Spediteur iſt hier die Einziehung einer Nachnahme auf⸗ 
getragen, und er wird haftbar gemacht, weil das Gut ohne Ein⸗ 
ziehung der Nachnahme abgeliefert worden iſt. Hätte der Spediteur 
die Einziehung der Nachnahme an ſich verſprochen, ſo würde er ohne 
weiteres haftbar fein (ogl. meine verkehrsr. Abhdlg. 3, „Nachnahme⸗ 
geſchäfte“ S. 31). Er hat aber, wie ſich aus den Umſtänden ergibt, 
„nur die Beſorgung der Nachnahmeeinziehung“ verſprochen; des⸗ 
halb haftet er nur für die Auswahl des Geſchäftsbeſorgers. Hier⸗ 
mit ſtimmt die bisherige Rechtſprechung überein (vgl. „Nachnahme⸗ 
geſchäfte“ S. 43 ff. und die S. 47 zitierten Gerichtsentſcheidungen). 

t AGR. Dr. Sendpiehl, Werder a. Havel. 


Zu 13. Das Urteil ſtellt zunächſt den Unterſchied in der Haftung 
des Spediteurs für den Zwiſchenſpediteur und den Unterſpediteur 
klar, wozu auch JW. 1918, 4354 zu vergleichen iſt. Es ſtellt ferner 
die Befugnis des Spediteurs klar, Schadenerſatz in fremdem Inter⸗ 
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mung der Belange des Verſenders und Befolgung der Weiſun⸗ 
gen desſelben auszuführen hat. Iſt die Annahme eines Zwi⸗ 
ſchenſpedit. nach Lage des Einzelfalls verkehrsüblich, entſpricht 
ſie den Weiſungen des Verſenders oder iſt ſie ſonſt mit Rück⸗ 
ſicht auf die Umſtände des Falles als erforderlich anzuſehen, 
ſo braucht der Hauptſpedit., wenn er bei der Auswahl des 
Zwiſchenſpedit. die ihm obliegende Sorgfaltspflicht beobachtet 
hat, für ein Verſchulden desſelben bei Ausführung der Zwi⸗ 
ſchenſpedit. nicht einzuſtehen. Er hat aber, da er allein zu 
dem Zwiſchenſpedit. in ein Vertragsverhältnis tritt (vgl. das 
Urt. v. 22 Okt. 1924), einen Schadenerſatzanſpruch, der ihm 
der Zwiſchenſpedit. zuſteht, an den Verſender auf deſſen Ver⸗ 
langen gem. 88 675, 667 BGB. abzutreten, ſoweit der Ber- 
ſender von dem Schaden ſelbſt betroffen wird (Staub⸗ 
Könige Anm. 5 zu 8 408). Die Abtretung des Anſpruchs 
hat zur Folge, daß der Verſender auch den ihm ſelbſt ent⸗ 
ſtandenen Schaden gegen den Zwiſchenſpedit. geltend machen 
kann. Denn es ift anerkannten Rechtes, daß der Spedit. gegen 
einen Dritten, mit dem er zur Ausführung des Speditions⸗ 
auftrags einen Vertrag geſchloſſen hat, bei ſchuldhafter Ver⸗ 
letzung dieſes Vertrags den Schaden nicht nur, wie er ihm 
perſönlich erwachſen iſt, verfolgen, ſondern darüber hinaus 
auch den dem Verſender entſtandenen Schaden mit einklagen 
kann (RG. 62, 384; 58, 42; 90, 246). Wie demnach der 
Epedit. gegen den von ihm angenommenen Zwiſchenſpedit. 
auch die Belange des Verſenders unmittelbar wahrnehmen 
kann, ſo geht die gleiche Befugnis im Falle der Abtretung auf 
den Verſender ſelbſt über (RG. 62, 335). 
(U. v. 6. Dez. 1924, 99/24 J. — Frankfurt.) 


** 14. 88 16, 17, 20, 22, 27, 28 VVG. Bei Berz 
änderung der Gefahrverhältniſſe nach Abſchluß 
des Verſicherungsvertrages wird mangels recht⸗ 
zeitiger Anzeige durch den Verſicherten der Ver⸗ 
ſicherer frei; bei falſcher Darſtellung der Ge⸗ 
fahrverhältniſſe vor Vertragsſchluß bedarf es 
friſtgemäßer Rücktritts⸗ oder Anfechtungserklä⸗ 
rung, wenn der Verſicherer ſich freimachen 
will]? 

Der BR. ſtellt feft, daß durch das polizei» und vertrags⸗ 
widrige Verhalten der Ententechauffeure die Gefahr der Ver⸗ 
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eſſe zu fordern. Inſoweit bietet es, obwohl die Grundſätze hier 
beſonders klar herausgearbeitet ſind, nichts Neues. 

Beſonders zu beachten iff dann aber der Satz, daß die An⸗ 
nahme eines Zwiſchenſpediteurs verkehrsüblich fein oder den Wei⸗ 
ſungen des Verſenders entſprechen oder ſonſt erforderlich fein müſſe. 
Das führt in den Kernpunkt des Problems und ermöglicht die Frage 
der Haftung unabhängig von der theoretiſch richtigen Abgrenzung 
beider Typen zu beantworten. Eine begriffsmäßige und zugleich für 
die Tatſachen des Rechtsverkehrs brauchbare Unterſcheidung zwiſchen 
Zwiſchenſpediteur und Unterſpediteur iſt nämlich bis jetzt nicht ge- 
glückt. Der Unterzeichnete hat das in der Anmerkung zu der er⸗ 
wähnten Entſch. JW. 1918, 4354 an einer Reihe von Enlſch. ge⸗ 
zeigt und die Anſchauungen des Verkehrs für maßgeblich erklärt. 

Dagegen hat ſich gewandt Dr. Alfred Unger in einer 
Greifswalder Diſſ. „Der Zwiſchenſpediteur“, bei deren Polemik 
übrigens nicht immer auseinandergehalten iſt, was eigene Meinung 
des Unterzeichneten iſt und was er als Meinung der damaligen 
Entf. des NG. herauszuſchälen ſuchte. Ungers Unterſcheidung 
wurzelt in der Betonung der Selbſtändigkeit des Zwiſchenſpediteurs 
und kommt darauf hinaus, daß der Unterſpediteur den animus servi 
und der Zwiſchenſpediteur den animus domini habe. Damit ift aber 
für die Tatſächlichkeit des Rechtslebens nichts anzufangen! 

Das RG. faßt in dem vorhin hervorgehobenen Satz ſeines 
Urteils v. 6. Dez. die Sache von einer anderen Seite an. Worauf 
es ankommt, iſt, ob der Hauptſpediteur für die Hilfsperſon haftet. 
Er haftet nicht für denjenigen Zwiſchenſpediteur, deſſen Annahme 
(von den beiden anderen wenigen bedeutſamen Fällen abgeſehen) 
verkehrsüblich war. Eine ſolche Hilfsperſon, deren Annahme für 
einen Teilakt der Spediteurtätigkeit verkehrsüblich iſt, wird zugleich 
immer Zwiſchenſpediteur ſein und nicht bloßer Unterſpediteur, der 
einen Teil der Tätigkeit ausübt, die dem Hauptſpediteur vertraglich 
ſelbſt obliegt. Es kommt alſo, mit einer kleinen Anderung mehr in 
der Fürbung als in der Sache, auf das hinaus, was der Unter⸗ 
zeichnete ſeiner Zeit behauptet hatte, daß nur die Anſchauungen des 
Verkehrs darüber maßgebend ſein konnten, was die eigene, zur 
Verantwortung des Spediteurs ſtehende Tätigkeit desſelben ſei und 
wo ſich ſeine Vertragspflicht auf die Beſchaffung fremder Dienſte be⸗ 
ſchränke. Es handelt ſich dabei, wie auch die Hinzufügung der 
„Weiſungen“ durch das RG. zeigt, in erſter Linie um eine Frage 
der Vertragsauslegung. RA. Dr. M. Leo, Hamburg. 

Zu 14. Zum Verſtändnis des Urteils und zur Würdigung 
ſeiner Tragweite jei kurz auf den Sachverhalt hingewiefen. Der 
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ſicherung erhöht worden iſt, daß aber die Kl. dieſen Umſtand 
nicht angezeigt und in der „Veränderungsanzeige“ v. 17. Aug. 
1920 ſogar bewußt wahrheitswidrige Angaben über das 
Lagern des Benzins gemacht hat. Er hat auf dieſe Ver⸗ 
hältniſſe die 88 27f. VVG. angewendet. Er nimmt an, daß 
fih die Gefahr unabhängig von dem Willen des Verſicherungs⸗ 
nehmers und nach dem Abſchluſſe des Vertrages erhöht hat 
(8 27 Abſ. 1 a. a. O.), daß der Verſicherungsnehmer nach er⸗ 
langter Kenntnis von der Gefahrerhöhung verpflichtet war, 
unverzüglich dem Verſicherer Anzeige davon zu erſtatten 
(8 27 Abſ. 2 a. a. O.), und daß der Verſicherer mangels einer 
ſolchen Anzeige von der Verpflichtung zur Leiſtung frei ge⸗ 
worden iſt, weil der Verſicherungsfall ſpäter als einen Monat 
nach dem Zeitpunkt eingetreten iſt, in welchem die Anzeige 
dem Verſicherer hätte zugehen müſſen (8 28 Abſ. 1 a. a. O.). 
Die Reviſion bekämpft die Annahme, daß der für die An⸗ 
wendung dieſer Vorſchriften maßgebende Vertragsſchluß der 
v. 28. Juli 1919 ſei, ſie will ihn in dem Abſchluß des Nach⸗ 
tragsvertrages v. 8. Sept. 1920 erblicken. Iſt das richtig, 
ſo iſt die im März 1920 einſetzende Erhöhung der Gefahr 
nicht nach dem Vertragsſchluß eingetreten, ſie war alsdann 
vielmehr ſchon bei dem Vertragsſchluß vorhanden, und die 
Kl. hat gegen 8 16 Abſ. 1 VVG. verſtoßen, ſie hat bei der 
Schließung des Vertrages nicht alle ihr bekannten Umſtände, 
die für die Übernahme der Gefahr erheblich ſind, dem Ver⸗ 
ſicherer angezeigt (816 Abſ. 1 VVG.), oder fie hat über einen 
erheblichen Umftand eine unrichtige Anzeige erſtattet (8 17 
daſelbſt). Die Rechtsfolgen dieſer Verfehlungen ſind andere, 
als die oben entwickelten. Sie gaben dem Verſicherer das 
Recht, von dem Verſicherungsvertrage zurückzutreten (8 16 
Abſ. 2 a. a. O.), aber nur innerhalb eines Monats von dem 
Zeitpunkt an, in welchem der Verſicherer von der Verletzung 
der Anzeigepflicht Kenntnis erlangt hat (8 20 Abſ. 1 VVG.) 
Daneben bleibt das Recht des Verſicherers, den Vertrag wegen 
argliſtiger Täuſchung über Gefahrumſtände anzufechten, un⸗ 
berührt (5 22 VVG., 88 123 f. BGB.). In dem einen wie in 
dem anderen Falle, bei dem Rücktritt wie bei der Anfechtung, 
iſt eine entſprechende Erklärung des Verſicherers gegenüber 
dem Verſicherungsnehmer erforderlich (8 20 Abſ. 2 S. 1 VLG., 
8143 Abſ. 1 BGB.) Daß ſolche Erklärungen abgegeben 
wären, iſt bisher noch nicht feſtgeſtellt worden. In der hier⸗ 


Verſicherungsnehmer K. hatte bei der Bekl. und einer anderen Geſell⸗ 
ſchaft im Jahre 1919 eine Verſicherung gegen Feuersgefahr genom⸗ 
men, die ſpäter von der Bekl. allein fortgeführt wurde. K. hatte 
einen Sozius aufgenommen, im Auguſt 1920 den Eintritt dieſes 
Sozius in die Firma angezeigt und den Antrag auf Erhöhung der 
Verſicherungsſumme geſtellt. Durch Nachtrag v. 8. Sept. 1920 
wurde die Verſicherung auf die Kl. umgeſchrieben und die Verſiche⸗ 
rungsſumme erhöht. Im urſprünglichen Antrag von 1919 war 
angezeigt worden, daß Benzin polizeilich vorſchriftsmäßig lagere, in 
der Veränderungsanzeige vom Auguſt 1920 war angegeben worden, 
daß „Benzin im maſſiven Keller der Polizeivorſchrift gemäß auf⸗ 
bewahrt“ werde. Inzwiſchen war aber im März 1920 ein Teil 
der Garagen nach Beſchlagnahme durch das Deutſche Reich der 
Eutentekommiſſion zur Verfügung geſtellt worden, deren Chauffeure 
unter Nichtbeachtung der Polizeivorſchriften Benzin in übermäßigen 
Mengen in den Boxen der Garage ſelbſt lagerten. Im Oktober 1920 
brannte die Garage nieder. — Das OLG. hatte als grundlegend 
den Vertrag von 1919 angeſehen und das polizeiwidrige Verhalten 
der Ententechauffeure daher als eine nach dem Abſchluſſe eintretende 
vom Willen des Verſicherungsnehmers unabhängige Gefahrerhöhung 
(GE.) i. S. der 88 27 ff. VVG. angeſehen, fo daß durch den bloßen 
Ablauf der Monatsfriſt des 8 28 Abſ. 1 VVG. die Leiſtungspflicht 
des Verſicherers erloſchen war. Das NG. dagegen ſieht in dem 
Nachtragsvertrage vom September 1920 den Abſchluß eines neuen 
Vertrages, weil der geſamte Vertrag auf eine neue Grundlage geſtellt 
worden fet. Demnach wäre die Angabe in der dem Nachtragsvertrage 
vorangehenden Anzeige vom Auguſt 1920 über die Lagerung des 
Benzing eine unrichtige Anzeige von Gefahrumſtänden i. S. der 
88 16 ff. VVG. geweſen. Dann aber wird der Verſicherer nicht ohne 
weiteres von der Leiſtung frei, ſondern nur durch befriſtete Rücktritts⸗ 
erklärung oder durch Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung, alſo 
durch beſondere Erklärung, wobei im erſten Falle der Verſicherungs⸗ 
nehmer ſich entſchuldigen, im zweiten der Verſicherer das Vorliegen 
argliſtiger Täuſchung beweiſen muß. — Nachverſicherungen durch 
Erhöhung der Verſicherungsſummen waren in der Inflationszeit an 
der Tagesordnung; ſie kommen ebenſo wie Veränderungen von Ver⸗ 
trägen auch heute noch im laufenden Geſchäftsgange jeder Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft vor. Es iſt Tatfrage, inwieweit man in der⸗ 
artigen Fällen eine einfache Ergänzung oder Anderung des beitehen- 
den Vertrages oder den Abſchluß eines neuen Vertrages ſehen will. 
In dem vorliegenden Falle hat das RG. in dem Ergänzungsabkom⸗ 
men vom Auauſt / September 1920 einen Neuabſchluß erblickt. Es ge- 
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nach zunächſt entſcheidenden Frage ift der Anſicht der Revi⸗ 
ſion beizutreten. Im Sinne der angezogenen Vorſchriften des 
VVG. und der darauf beruhenden Beſtimmungen in den 88 4 
und 6 Allg VerſBed. ift der maßgebende Vertragsſchluß der 
Abſchluß des Nachtragsvertrags v. 8. Sept. 1920. Damals 
wurde der Vertrag auf eine neue Grundlage geſtellt, ſowohl 
hinſichtlich der Verſicherungsſumme, die auf beinahe den 
fünffachen Betrag erhöht wurde, als auch hinſichtlich der zu 
tragenden Gefahren. Darüber waren in der Veränderungs⸗ 
anzeige v. 17. Aug. 1920 ausführliche neue Angaben er⸗ 
fordert und auch abgegeben worden. Sicherlich iſt ein neuer 
Vertrag zuſtande gekommen in Höhe der zur Nachverſicherung 
gelangten 473000 %. Inſoweit beſtand vorher überhaupt 
noch kein Vertrag. Der am 8. Sept. 1920 über eine Ver⸗ 
ſicherungsſumme von 577 000 % einheitlich abgeſchloſſene Ber- 
trag läßt ſich aber hinſichtlich der Gefahrtragung nicht teilen. 
Man kann nicht ſagen: In Anſehung der urſprünglichen Ver⸗ 
ſicherungsſumme von 104000 % ut der Vertrag am 28. Juli 
1919 geſchloſſen worden, jede nach dieſem Zeitpunkt ſich 
ergebende Erhöhung der Gefahr iſt nach dem Vertragsſchluß 
eingetreten; in Anſehung der Nachverſicherungsſumme von 
473 000 % aber iſt der Vertrag erft am 8. Sept. 1920 ab- 
geſchloſſen worden, jede vor dieſem Zeitpunkt aufgetretene Ge⸗ 
fahr war bei Schließung des Vertrags ſchon vorhanden. Bei 
dieſer Auffaſſung würde man dazu gelangen, die Ordnungs⸗ 
widrigkeiten der Ententechauffeure, die mit dem März 1920 
einſetzten, zum Teil als eine Gefahr anzuſehen, die bei Schlie⸗ 
ßung des Vertrages vorhanden war, zum Teil aber auch als 
eine Gefahr, die erſt nach Schließung des Vertrages ein⸗ 
getreten iſt. Das wäre ein in ſich unmögliches Ergebnis. 
Nur eine einheitliche Beurteilung kann in Frage kommen, und 
dieſe führt dazu, daß der ganze Vertrag am 8. Sept. 1920 
geſchloſſen worden iſt, daß alſo die von den Ententechauf⸗ 
feuren drohende Gefahr bei Schließung des Vertrages bereits 
vorhanden war. Unter dieſen Umſtänden reicht die Begrün⸗ 
dung des BG. nicht aus, um die Abweiſung der Klage zu 
tragen. 
(U. v. 9. Jan. 1925; 275/24 VI. — Königsberg.) 


**15. Verhältnis des § 31 zu § 30 JA.) 

Der geſetzgeberiſche Gedanke, der dem Verhältnis von 
Art. 30 zu Art. 31 Ill. zugrunde liegt, ergibt ſich, ſoweit 
der Fall des Art. 31 Abſ. 1 Nr. 4 in Frage kommt, aus 
folgendem: Schon nach Art. 30 haftet die Bahn nicht für 
Schäden, die durch die natürliche Beſchaffenheit des Gutes 
ſelbſt herbeigeführt worden ſind, und ſchon in Art. 30 wird 
auf die in den folgenden Artikeln enthaltenen Maßgaben 
hingewieſen. So wiederholt denn auch Art. 31 Abſ. 1 Nr. 4 
den Haftungsausſchluß der Bahn für die durch die natür⸗ 
liche Beſchaffenheit des Gutes entſtandenen Schäden. Nur 


langt zu dieſer Anſicht, weil nicht nur die Verſicherungsſumme, ſon⸗ 
dern auch die zu tragenden Gefahren neu geregelt ſeien; man kann 
hinzufügen, daß auch in den Perſonen der Verſicherungsnehmer eine 
Anderung ſich vollzogen habe. Alle dieſe Momente zuſammen laſſen 
die Annahme des NS. im Einzelfalle als begründet erſcheinen. In 
gleicher Weiſe hat ſchon früher das KG. den Abſchluß eines neuen 
Vertrages bei einem Nachtrag angenommen, in dem das verſicherto 
Objekt, die Verſicherungsſumme, die Prämienzahlung und die Ver⸗ 
ſicherungsdauer neu geregelt waren (ZVerſWeſ. 1916, 6 u. meine 
Bem. zu dem Urteil). Aus der Grundanſicht des NG. ergeben fih 
die weiteren Folgerungen über die Beurteilung des Verhaltens der 
Chauffeure mit logiſcher Notwendigkeit. — Die Bedeutung der Ent⸗ 
ſcheidung geht über den Einzelfall nicht hinaus. Insbeſondere wird 
man nicht allgemein folgern dürfen, daß jede Anderung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme oder jede Neubeſtimmung hinſichtlich der verſicher⸗ 
ten Gegenſtände ſchon den Neuabſchluß bedeutet, m. a. W., daß in 
jeder Nachverſicherung ſchon der Abſchluß eines neuen Vertrages ent⸗ 
halten ſei. Daran haben weder die Verſicherer noch insbeſondere 
die Verſicherungsnehmer ein Intereſſe, wie ſich aus den Folgerungen 
ergibt, die der Neuabſchluß mit ſich bringt. Streitig kann im Einzel⸗ 
falle fein, zu welchen Verſicherungsbedingungen der neue Vertrag 
eſchloſſen worden iſt, insbeſondere wenn inzwiſchen neue oder dem 
erſicherungsnehmer teilweiſe günſtigere oder ungünſtigere Bedin⸗ 

ngen von der Verſicherungsgeſellſchaft erlaſſen worden ſind. Hier 
ilft nur die Auslegung durch Beachtung aller Umſtände. Enthält 
der Antrag auf Anderung eines Vertrages fo wesentliche Momente, 
wie vorliegend, ſo beſteht die Anzeigepflicht des Verſicherungsnehmers 
nicht nur hinſichtlich der zur Zeit der Antragſtellung beſtehenden 
Gefahrumſtande, ſondern wie beim Neuabſchluß auch hinſichtlich aller 
gefahrerheblichen Anderungen, die bis zur Annahme des Antrags 
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zieht das Geſetz hier einen engeren Kreis. Es faßt hier 
lediglich diejenigen Güter zuſammen, die beſonders leicht 
verletzlich ſind, nennt auch z. B. nur außergewöhnliche Lek⸗ 
kage gegenüber der gewöhnlichen Leckage in Art. 30. Für 
die beſonderen, erhöhten oder außergewöhnlichen Gefahren, 
mit denen die Beförderung ſolcher Güter verbunden iſt, ge⸗ 
währt nun das Geſetz — und hierin liegt die praktiſche Be⸗ 
deutung des engeren Kreiſes — zugunſten der Bahn eine 
Beweiserleichterung durch die Vermutung des Abf. 2. Dieſe 
Beweisvermutung ſoll dann Platz greifen, wenn „nach den 
Umſtänden des Falles“ die Möglichkeit beſteht, daß der 
eingetretene Schaden auf die beſondere Gefahr zurückzu⸗ 
führen iſt. Damit ſoll geſagt ſein, daß keine rein theoretiſchen 
Erwägungen entſcheiden ſollen, ſondern die gegenſtändliche 
(konkrete) Möglichkeit des einzelnen Falles (zu vgl. RG. 
105, 2831); Urt. d. Sen. v. 2. Mai 1917, 130/172) bei Eger, 
E. 35, 164; auch Düringer⸗ Hachenburg 943 f. Anm. 16 
8 459 HGB. 

(U. v. 10. Jan. 1925; 197/251. — Hamburg. [Ka.] 


16. 88 4, 20 PatG. Ungenauigkeiten der Pa⸗ 
tentſchrift ſind durch den Stand der Technik zur 
Zeit der Anmeldung klarzuſtellen.] 7) 

Der Kl. iſt Inhaber des ſeit dem 15. Febr. 1908 ge⸗ 
ſchützten DRP. Nr. 240 187 betreffend einen nachgiebigen 
Grubenſtempel, beffen oberer Stempelteil in dem unteren 
gleitet und mittels verſchiebbaren Metallbandes und Keiles 
feſtgeſtellt wird. Der Patentanſpruch lautet: „Nachgiebiger 
Grubenſtempel, deſſen oberer Stempelteil in dem unteren 
gleitet und mittels verſchiebbaren Metallbandes und Keiles 
feſtgeſtellt wird, dadurch gekennzeichnet, daß innerhalb des 
Metallbandes zwiſchen dem an dem keilförmigen oberen 
Stempelteil (3) anliegenden Bremskörper (9) und dem Keil 
(6) ein nachgiebiger Einſatzkörper (8) ſitzt.“ Die Bekl. ſtellt 
nachgiebige Grubenſtempel her, die dem am 16. Febr. 1917 
für Heinrich Rohde eingetragenen Gebrauchsmuſter Nr. 658 991 
und deſſen ſeit dem 22. Nov. 1916 geſchützten DRP. 
Nr. 306 178 entſprechen. Der Patentanſpruch des letzteren 
lautet: „Nachgiebiger, aus zwei Teilen beſtehender Gruben⸗ 
ſtempel, bei welchem zwiſchen dem verjüngten Oberteil und 
dem Unterteil ein nachgiebiges Keilſtück liegt, dadurch ge⸗ 
kennzeichnet, daß das nachgiebige Keilſtück (e) von einem 
die beiden Stempelteile (a und b) ſowie das Schellenband (d) 
verbindenden, in einem Schlitz (k) des Oberteils (b) geführ⸗ 
ten Schraubenbolzen (e) durchdrungen und geſpannt wird.“ 
Der Kl. hat Kl. erhoben und, entſprechend dem bei An⸗ 
meldung des Gebrauchsmuſters Nr. 658 991 gewählten An- 
ſpruch, beantragt, der Bekl. bei Vermeidung einer gerichtlich 
feſtzuſetzenden Strafe zu unterſagen, nachgiebige, aus zwei 
Teilen beſtehende Grubenſtempel herzuſtellen, in Verkehr zu 
bringen, feilzuhalten oder zu gebrauchen, bei denen der eine 


eintreten und bekannt werden (RG. LZ. 1908, 868; AuffA. 17 Anh. 8; 
Kolmar ebd. 1905 Anh. 95 u. 96). Die Verletzunz Lieler Pflicht 
gewährt dem Verſicherer das Rücktrittsrecht. — Die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften werden aus der vorliegenden Entſch. die Lehre ziehen 
müſſen, daß fie in dieſen Fällen, um ihre Rechte zu wahren, ſich 
nicht nur auf GE. berufen dürfen, ſondern, daß ſie auch den Rücktritt 
und die Anfechtung erklären müſſen, da dieſe Rechte befriſtet ſind. 
RA. Dr. Alfred Gottſchalk, Berlin. 
1) JW. 1923, 122. 
2) J. 1917, 720. 


Zu 15. Das Verhältnis des Art. 30 zu Art. 31 Abſ. 1 Nr. 4 
Ill. wird richtig dargeſtellt (vgl. auch Rund nagel, Haftung, 
8./4. Aufl. S. 89 ff. Denn diefe Beſtimmungen des Ill. find gleich⸗ 
lautend mit den 88 456, 459 HGB. und den 88 84, 86 Abf. 1 
Nr. 4 EVO). Es it aber häufig fehe ſchwierig, feſtzuſtellen, wann 
gewöhnliche und wenn außergewöhnliche Leckage vorliegt. 
Auch in dem am 23. Okt. 1921 unterzeichneten revidierten Entwurf 
des ZÜ. Art. 26, 27 ift die Unterſcheidung der beiden Arten von 
Leckage beibehalten. In dem vorliegenden Erkenntnis wird daher 
mit Recht bemerkt, daß keine rein theoretiſchen Erwägungen 
entſcheiden ſollen, ſondern die gegenſtändliche (konkrete) Möglichkeit 
des einzelnen Falles, ob die eine oder die andere Leckage vor⸗ 
handen iſt. 

Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. v. der Leyen, Berlin⸗Wilmersdorf. 


Zu 16. Die Entſch. betrifft Mängel in der Abfaſſung der 
Patentſchrift. Derartige Mängel treten öfters auf, wenn die Patent⸗ 
ſchrift nicht dem Gange des Erteilungsverfahrens eutſprechend aba 
geändert iſt. Namentlich wenn die Erteilung des Patentes erſt im 
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Stempelteil in ſeiner Längsrichtung einen Keil darſtellt und 
von einem hölzernen Bremsklotz geführt wird, der dabei 
ſowohl durch ſeine Bremswirkung wie auch durch ſeine Nach⸗ 
giebigkeit das Zuſammenſchieben der Stempelteile bei zu 
ſtarkem Gebirgsdruck ermöglicht, die Bekl. ferner zu ver⸗ 
urteilen, Rechnung zu legen, wieviel Stempel dieſer Art 
ſie bereits hergeſtellt und in Verkehr gebracht habe, und 
ihm den aus der Rechnungslegung ſich ergebenden Schaden 
zu erſetzen. Das OLG. nimmt an, daß dem Kl. durch das 
Patent Nr. 240 187 der Gedanke der Einfügung eines nach⸗ 
giebigen Einſatztörpers in das Keilgetriebe oder die Keil⸗ 
paarung geſchützt ſei, wobei unter Keilgetriebe oder Keil⸗ 
paarung die keilförmige Fläche des Stempeloberteils und 
das mit dem Stempelunterteil verbundene Widerlager zu 
verſtehen iſt. Hierzu iſt es auf Grund des Inhalts der 
Patentſchrift, der Patenterteilungsakten und des Standes der 
Technik zur Zeit der Anmeldung des Patents gelangt. In 
letzterer Beziehung iſt es dem Gutachten des gerichtlichen 
Sachverſtändigen Prof. Dr. H. gefolgt, deſſen Ausführungen 
es gegenüber den zum Teil abweichenden Anſichten in den 
von der Bekl. beigebrachten eingehend gewürdigten Gut⸗ 
achten anderer Sachverſtändiger für überzeugend erachtet. 
Letzteres ſtand in ſeinem freien, im dritten Rechtszuge nicht 
nachprüfbaren Ermeſſen. Ein Rechtsirrtum iſt nicht erkenn⸗ 
bar. Insbeſondere ſteht der Auffaſſung des OLG. weder die 
im Titel der Patentſchrift gewählte Bezeichnung des Gegen⸗ 
ſtandes der Erfindung, noch der Umſtand ausſchlaggebend 
entgegen, daß in dem Patentanſpruch als Kennzeichen der 
Erfindung neben dem nachgiebigen Einſatzkörper auch der 
Bremskörper und der Keil aufgeführt werden. Ber Erfin⸗ 
dungen, deren Bedeutung im Erteilungsverfahren zunächſt 
nicht richtig erkannt worden iſt, denen wie dem Patent des 
Kl. Patentſchutz erſt auf Beſchwerde gewährt wurde, liegt 
es beſonders nahe, daß die Patentſchrift den geſchützten 
Erfindungsgedanken nicht völlig klar erkennen läßt. Es iſt 
dann die Aufgabe des Richters im Verletzungsprozeſſe ihn 
unter Berückſichtigung des Standes der Technik zur Zeit der 
Anmeldung zu ermitteln und feſtzuſtellen, und das iſt hier 
ſeitens des OLG. in rechtlich bedenkenfreier Weiſe geſchehen. 
Die Reviſion macht geltend, die ganz allgemeine Anweiſung, 
in die Keilpaarung des Ober⸗ und Unterſtempels einen nach⸗ 
giebigen Einſatzkörper einzufügen, könnte dem Patent des 
Kl. nur entnommen werden, wenn es wenigſtens an einem 
Ausführungsbeiſpiel gezeigt hätte, wie dies gemacht werden 
könne. In der Patentſchrift ſei jedoch lediglich gezeigt, daß 
ein nachgiebiger Einſatzkörper ſich einfügen laſſe, wenn ein 
Bremskörper dazwiſchen geſchaltet werde. Entferne man 
bei der von dem Kl. in ſeiner Patentſchrift beſchriebenen 
Bauart aber den Bremskörper, fo müſſe bei zunehmendem 
Gebirgsdruck entweder der Einſatzkörper herausgeriſſen und 
zerſtört oder die ihn haltenden Platten oder das beide Teile 
des Stempels verbindende Metallband heruntergedrückt wer⸗ 
werden. Der Bremskörper ſei daher unentbehrlich. Wie man 
ohne ihn einen nachgiebigen Einſatzkörper in die Keilpaarung 
einfügen könne, werde nicht offenbart. Deshalb könne ſich 
auch der Schutz des Patents auf eine Anordnung ohne 


Beſchwerdewege erfolgt iſt, kann der Sinn der Patenterteilung öfters 
nicht mehr aus der Patentſchrift ſelbſt entnommen werden, vielmehr 
ergibt er ſich jetzt gewöhnlich mit Deutlichkeit erſt aus den Gründen 
des Beſchwerdebeſchluſſes. Denn es wird in einem ſolchen Falle oft 
überſehen, die Patentſchrift dem wirklichen Sinne der Patenterteilung 
entſprechend abzuändern. Abgeſehen hiervon entſpricht es der Nedi- 
ſprechung, daß für die Auslegung eines Patentes nicht der Wort⸗ 
laut der Patentſchrift allein entſcheidend iſt, daß es vielmehr faſt in 
jedem Falle der Auslegung des Patentes bedarf, die unter Umſtänden 
ſogar entgegen dem Wortlaute der Patentſchrift erfolgen darf, wenn 
dieſer Wortlaut zweifellos ein unrichtiger und ungenauer iſt. Daß 
zur Auslegung eines Patentes und daher insbeſondere auch zur Auf⸗ 
klärung von Ungenauigkeiten und Fehlern in der Abfaſſung der 
Stand der Technik heranzuziehen ift, entſpricht der herrſchenden Auf 
ſaſſung. Wenn die (Guth, lediglich von der Auslegung nach dem 
Stande der Technik ſpricht, ſo beruht dies offenbar darauf, daß das 
RG. im vorliegenden Falle nicht Veranlaſſung hatte, fih darüber 
auszusprechen, daß auch ſonſtige Auslegungsmittel in Betracht kommen 
können. Als ein weſentliches Auslegungsmittel der gedachten Art 
ſind entſprechend dem Vorhergeſagten auch die Patenterteilungsakten 
anzuſehen, worauf übrigens das RG. im Eingang ſeiner Entſchei⸗ 
dungsgründe Bezug nimmt. 

Im übrigen betont die Eutſch. wiederum einen wohleinzuprägen⸗ 
den Rechtssatz, daß es nämlich bei der Vergleichung des geſchützten 


Rechtiprechun g 


1283 


Bremskörper nicht erſtrecken. Dem lann nicht zugeſtimmt 
werden. Nach der rechtlich unbedenklichen Anſicht des OLG. 
hat eben der Kl. an dem in der Patentſchrift beſchriebenen 
Beiſpiel gezeigt, wie ſich ſein Erfindungsgedanke in die Tat 
umſetzen läßt, wenn man einen Bremskörper zwiſchen Stem⸗ 
peloberteil und die nachgiebige Einlage legt. Das genügt, 
um ihm den Patentſchutz in vollem Umfange ſeines Erfin⸗ 
dungsgedankens zu gewähren. Er brauchte nicht nachzuweiſen, 
daß es auch ohne Bremsklotz geht und welche andere Bauart 
dann gewählt werden muß. Ebenſowenig beſtehen rechtliche 
Bedenken gegen die Annahme des OLG., daß der dem Kl. 
geſchützte erfinderiſche Gedanke bei dem Rohdeſchen Stempel 
verwertet werde. Nach ſeinen Feſtſtellungen hierzu beſteht 
dieſer ebenfalls aus einem Ober⸗ und aus einem Unterteil. 
Erſterer ſtellt einen einſeitig zugeſchürften Keil dar und 
wird beim Gebrauch durch ein Schloß gegen den unteren Teil 
feſtgeſtellt. In dem Schloß liegt ein Holzkörper, der zu⸗ 
ſammengepreßt wird, wenn der Oberſtempel unter dem Ge⸗ 
birgsdruck heruntergleitet, wobei das Keilgetriebe der beiden 
Stempelteile als überſetzungsvorrichtung dient. Demgegen⸗ 
über kommt es entſcheidend nicht darauf an, ob, wie die 
Reviſion geltend macht, die Druckkräfte bei dem Rohdeſchen 
Stempel zum Teil anders wirken als bei dem Stempel des 
Kl., daß bei erſterem ein Bolzen vorhanden iſt, der durch 
den Einſatzkörper hindurchgeführt und am oberen Ende des 
Unterſtempels feſt gelagert iſt, und daß andererſeits ein be⸗ 
ſonderer Bremskörper fehlt. Es kommt hier nicht ſowohl 
auf die Unterſchiede beider Stempel, als auf die Merkmale 
an, in denen ſie übereinſtimmen; und hierbei hat ſich das 
OLG. von zutreffenden rechtlichen Erwägungen leiten laſſen. 
(U. v. 4. Okt. 1924; 444/231. — Hamm.) [Ka.] 


17. Eine Patentverletzung liegt nicht ſchon 
dann vor, wenn zur Löſung der gleichen Auf⸗ 
gabe ein allgemeiner Gedanke des klägeriſchen 
Patents mitbenutzt wird.] f) 

Das klägeriſche Patent 296447 bezieht ſich auf das 
Zünden von Sprengſchüſſen, beſonders im Bergbau. Die 
Patentſchrift geht davon aus, daß in Gruben und ähnlichen 
Betrieben die Zündung der Sprengkapſeln zur Verringerung 
der Unglücksfälle faſt ausſchließlich auf elektriſchem Wege 
erfolgt. Die Zündung geht von Zündmaſchinen aus, die 
in beträchtlicher Entfernung vor dem Sprengorte aufgeſtellt 
und mit den Sprenggeſchoſſen durch Leitungen von 100 bis 
200 m Länge verbunden find. Dabei find öfters Unfälle durch 
verfrühte, unbeabſichtigte Zündungen hervorgerufen worden, 
die ihre Erklärung darin fanden, daß aus den ſonſtigen 
Rohrleitungen und den Gleiſen der elektriſchen Bahnen ſoge⸗ 
nannte vagabundierende Ströme (Streuſtröme in die Zünd⸗ 
leitung gelangten und die Zünder zum Erglühen brachten. 
Die hieraus für die Bedienungsmannſchaften entſtehenden 
Gefahren zu vermeiden und ein unbeabſichtigtes Anſprechen 
der Zünder zu verhüten, iſt die Aufgabe, die ſich der Kl. bei 
der dem Patent 296 447 zugrundeliegenden Erfindung geſtellt 
hat. Dieſe Aufgabe war zur Zeit der Anmeldung nicht mehr 
neu. Aus dem Aufſatz von Alvensleben i. d. Ztſchr. 


und des als Patentverletzung in Anſpruch genommenen Gegenſtandes 
nicht ſowohl auf die Unterſchiede als auf die übereinſtimmenden Merk⸗ 
male ankommt. Stellen die übereinſtimmenden Merkmale die Er⸗ 
findung oder einen weſentlichen ſelbſtändigen Beſtandteil der Er⸗ 
findung dar, fo liegt Patentverletzung vor. Eine genaue Übereinſtim⸗ 
mung in allen Teilen ſteht in Patentverletzungsſtreitigkeiten regel⸗ 
mäßig überhaupt nicht in Frage. 
SR. Dr. Paul Kent, Frankfurt a. M. 


Zu 17. Die Entſch. ift zutreffend. Die Klage verſuchte eine 
Auslegung des klägeriſchen Patents, die ich (GewR. 25, 32) als 
„dialektiſche“ bezeichnet habe. Der Hauptanſpruch beanſpruchte als 
Mittel zur Löſung der Aufgabe die Anwendung von Wechſelſtromen 
hoher Frequenz, der Anſpruch 3 eine Umgehungsſchleife für den 
Zünder von ſo geringem Widerſtande, daß gewöhnlicher Wechſel⸗ 
from dieſen Weg nimmt, während der hochfrequente Wechſelſtrom 
über den Zünder geht. 

Der Bekl. verwendet gewöhnlichen Wechſelſtrom, ſchützt den 
Zünder vor ihm ebenfalls durch Kurzſchluß, verwendet aber den ge⸗ 
wöhnlichen Wechſelſtrom auch zum Zünden, indem er im gegebenen 
Augenblick den Kurzſchluß beſeitigt. 

Der Kl. verſuchte ſein Patent dahin auszulegen, daß es die 
Verwendung von Kurzſchluß ſchlechthin zur Loſung der Aufgabe ſchüͤtze, 
ein unbeabſichtigtes Anſprechen des Zünders zu verhüten. Der Streit 
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„Glückauf“ v. 4. Nov. 1916, S. 961 ff., worin unſtreitig der 
Stand der Technik richtig dargeſtellt iſt, ergibt ſich, daß 
man auf Erſinnung von Abwehrmitteln und Sicherheits⸗ 
maßnahmen gegen vorzeitige Zündungen bedacht geweſen iſt, 
ſeitdem man die Gefährdung der Schießarbeit durch die auf⸗ 
tretenden Streuſtröme erkannt hatte. Wenn dieſe Bemühungen 
vor der Anmeldung des klägeriſchen Patents auch zu keinem 
durchſchlagenden Erfolg geführt hatten, ſo liefern ſie doch 
den Beweis, daß man die Aufgabe, die nachteilige Wirkung 
der Streuſtröme auf die Zündleitungen und die Zündvor⸗ 
richtungen zu verhüten, ſchon damals in Fachkreiſen klar 
erkannt hatte. Darin allein, daß der Kl. die ſchon bekannte 
Aufgabe ſeinerſeits aufgriff, kann ein erfinderiſches Ver⸗ 
dienſt nicht gefunden werden, mag er auch der Erſte geweſen 
ſein, der für ſie eine befriedigende Löſung gefunden hat. Des⸗ 
halb kann er ſich in ſeinen Schutzrechten nicht ſchon dadurch 
verletzt fühlen, daß der Bekl. ſich in feinem Patent 370 768 
mit der gleichen Aufgabe befaßt und ſich zu ihrer Löſung 
ein beſtimmtes Verfahren und eine näher beſchriebene An⸗ 
lage hat ſchützen laſſen. Der Erfindungsgehalt des kläge⸗ 
riſchen Patents kann vielmehr nur in der beſonderen Aus⸗ 
geſtaltung des geſchützten Verfahrens liegen, und es kommt 
deshalb für die Frage der Patentverletzung entſcheidend dar⸗ 
auf an, ob der Bekl. von den erfinderiſchen Gedanken, auf 
denen das klägeriſche Patent beruht, Gebrauch gemacht hat. 
Der Kl. gibt ſelbſt in der Patentſchrift S. 2 Ziff. 27ff. 
als den die Erfindung kennzeichnenden Gedanken an: die 
Schwingungsenergie für den Zünder ſoll in ſolcher Weiſe er⸗ 
zeugt und übertragen werden, daß eine Zündung durch ge⸗ 
wöhnliche techniſche Ströme nicht eintreten kann. Das An⸗ 
ſprechen des Zünders ſoll nur durch eine ganz beſtimmte 
Stromform ermöglicht werden, dergeſtalt, daß zur Zündung 
Wechſelſtröme hoher Frequenz benutzt werden, während Gleich⸗ 
ſtrom oder Wechſelſtrom gewöhnlicher Frequenz, der in die 
Zündleitung gelangt, auf den Zünder nach der beſonderen 
Art ſeines Anſchluſſes an die Leitung nicht einwirken kaun 
(S. 1 Ziff. 33 ff.). Demgemäß faßt auch der Hauptanſpruch 1 
des Patents das Weſen der Erfindung dahin zuſammen, 
daß zur Zündung Wechſelſtröme hoher Frequenz benutzt 
werden und hierbei der Anſchluß der Zünder an die Leitung 
am Sprengorte derart erfolgt, daß Gleichſtrom oder Wechſel⸗ 
ſtrom gewöhnlicher Frequenz, der infolge von Iſolations⸗ 
fehlern in die Leitung gelangt, ein Anſprechen des Zünders 
nicht bewirkt. Für die Durchführung dieſes allgemeinen Ge⸗ 
dankens werden in den Nebenanſpruͤchen 2—4 drei Ausfüh⸗ 
rungsformen angegeben, durch die ein zweckmäßiger Anſchluß 
des Zünders an die Zündleitung offenbart wird. Der An⸗ 
ſpruch 2 ſieht eine Schaltung vor, bei der die von der Zünd⸗ 
maſchine ausgeſandten hochfrequenten elektriſchen Wellen auf 
einem einzigen Draht zum Zünder geleitet werden. Der An⸗ 
ſpruch 3 zeigt eine Umgehung des Zünders durch eine 
Leitungsſchleife. Zwiſchen den beiden Anſchlußpunkten des 
Zünders befindet ſich eine Leitung von ſo geringem Wider⸗ 
ſtand, daß Gleichſtrom oder gewöhnlicher Wechſelſtrom von 
ihr aufgenommen wird, ohne eine Wirkung auf den Zünder 
auszuüben. Strömt dagegen hochfrequenter Wechſelſtrom durch 
die Zündleitung, ſo bewirkt der hohe Spannungsunterſchied 
zwiſchen den beiden Zünderanſchlußpunkten, daß der Wechſel⸗ 
ſtrom ſeinen Weg unmittelbar durch den Zünder nimmt und 
dieſen zum Erglühen bringt. Bei der Schaltung des An⸗ 
ſpruchs 4 ſind die Zuleitung für den Zündſtrom und die 
Drähte des Zünders nicht unmittelbar miteinander in Be⸗ 
rührung, ſondern werden durch zwei ſich gegenüberſtehende, 
entſprechend abgeſtimmte Drahtſpulen — nach Art von Trans⸗ 
formatoren — induktiv beeinflußt. Weiter wird in der Patent⸗ 
ſchrift — S. 2 Ziff. 32 ff. — hervorgehoben, daß durch die 
beſchriebenen Ausführungsformen der Erfindungsgedanke nicht 
erſchöpft wird, ſondern mannigfache Anderungen der Schal⸗ 
tung, beiſpielsweiſe durch Kondenſatoren und Droſſelſpulen, 
eintreten können. Hiernach liegt dem klägeriſchen Patent 


ging, wie üblich, um die Frage, ob die Verwendung von Kurzſchluß 
zu dieſem Zweck neu und erfinderiſch war. Das iſt nach dem Stande 
der Technik verneint worden. 

Man muß aber weitergehen. Wenn die Veröffentlichung von 
Alvensleben nicht vorgelegen hätte, hätte der Satz des RG. 
genügt, daß „der Kurzſchluß nur ein Mittel bildet, das erſt bei der 
beſonderen Art der Schaltung ... die Möglichkeit für die gefahrloſe 
Betätigung des Zünders ſchafft“, m. a. W. der Gedanke der Mi- 
wendung von Kurzſchluß iſt für ſich allein ein fo allgemeiner Ge- 


der Gedanke zugrunde, daß ſich eine unbeabſichtigte, vor⸗ 
zeitige Zündung des Sprengſchuſſes vermeiden läßt, wenn 
zur Zündung ein Wechſelſtrom von hoher Frequenz benutzt 
und der Zünder an die Zündleitung ſo angeſchloſſen wird, 
daß er nur durch einen Wechſelſtrom von höherer Frequenz, 
als der bei Streuſtrömen vorhandenen, beeinflußt werden kann. 
Zur Verwirklichung dieſes Gedankens ſind alſo zwei Mittel 
in ihrer Vereinigung und ihrem gegenfeitigen Zuſammen⸗ 
wirken erforderlich: einmal die Anwendung eines Wechſel⸗ 
ſtroms von hoher Wechſelzahl, zum anderen eine Schaltung, 
die nur einen Strom von ſolcher Form zum Zünder gelangen 
läßt. Als Wechſelſtrom, wie er vom Patent des Kl. voraus⸗ 
geſetzt wird, kommt nach Anſicht des Sachverſtändigen Pr. Br. 
etwa der bei der drahtloſen Telegraphie übliche von der un⸗ 
gefähren Wechſelzahl 1000 je Sekunde in Betracht, während 
die Wechſelzahl der in der Grube gewöhnlich angewandten 
Wechſelſtröme, mithin auch der Streuſtröme, etwa 50 je 
Sekunde beträgt. Mit Recht nimmt unn das BG. an, daß 
der Bekl. durch die ihm im Patent 370 768 geſchützte und be⸗ 
reits vorher in der Ztſchr. „Glückauf“, Jahrg. 1920, S. 280 f., 
beſchriebene Einrichtung in das klägeriſche Patent nicht ein⸗ 
greift. Die Einrichtung des Bekl. beſteht nach der in „Glück⸗ 
auf“ dargeſtellten Ausführungsform hauptſächlich in einer 
Klemmvorrichtung (auch „Wehr“ genannt), in welche die 
beiden von der Zündmaſchine zum Zünder führenden Lei⸗ 
tungsdrähte in der Nähe des Zünders ſo eingeklemmt werden, 
daß ſie ganz dicht beieinander zu liegen kommen. Infolge 
des dadurch herbeigeführten geringen Widerſtandes wird in 
der Zündleitung ein Kurzſchluß hergeſtellt. Solange dieſer 
beſteht, kann ein Anſprechen des Zünders nicht erfolgen, da 
alle Ströme, die in der Leitung auftreten — ſowohl Streu⸗ 
ſtröme wie auch etwaige vorzeitig ausgeſandte Zündſtröme — 
den Weg über das Wehr nehmen, der ihnen erheblich weniger 
Widerſtand bietet als der Weg durch iden Zünder. Nachdem 
die Schießvorbereitungen beendigt ſind und alle Bedienungs⸗ 
mannſchaften einen geſicherten Ort aufgeſucht haben, wird der 
Kurzſchluß unmittelbar vor Ausſendung des Zünderſtroms 
durch Herausreißen des einen Drahtes aus der Klemmvorrich⸗ 
tung aufgehoben. Dies geſchieht aus ſolcher Entfernung, daß 
jede Gefährdung des dabei tätigen Arbeiters ausgeſchloſſen 
iſt. Sind beim Straffziehen des Drahtes Streuſtröme in der 
Leitung, ſo kann der Schuß losgehen, ehe der Zündſtrom 
ausgeſendet wird. Ein Unfall kann aber nicht entſtehen, da 
das Ziehen des Drahtes nicht eher erfolgen darf, als ſämt⸗ 
liche Mannſchaften ſich in Sicherheit befinden. In der Patent⸗ 
ſchrift 370 768 wird die Einrichtung auf S. 2 Ziff. 36—40 
beſchrieben und durch Figur 3 veranſchaulicht. Daß die Ein⸗ 
richtung des Bekl. gleichfalls die dem Patent des Kl. zugrunde⸗ 
liegende Aufgabe löſt, die nachteilige Wirkung von Streu⸗ 
ſtrömen auf die Zündleitungen und die Zündvorrichtungen 
zu verhüten, kann einem Zweifel nicht unterliegen. Das 
geſchieht aber, ohne daß von dem Erfindungsgedanken des 
Al. Gebrauch gemacht wird. Denn von der Anwendung eines 
hochfrequenten Wechſelſtroms als Zündſtrom und einer Schal⸗ 
tung, die nur ſolchen zum Zünder hindurch läßt, iſt bei der 
Einrichtung des Bekl. keine Rede. Der Kl. glaubt, eine Über⸗ 
einſtimmung dieſer Einrichtung mit derjenigen des Patents 
296 447 daraus herleiten zu können, daß er im Patent- 
anſpruch 3 die Anwendung einer einem Kurzſchluß gleich⸗ 
wertigen Umgehungsſchleife zwiſchen den beiden Punkten, 
in denen der Zünder an die Leitung angeſchloſſen iſt, vorge⸗ 
ſchlagen iſt, anderſeits ein Kurzſchluß auch bei der Anordnung 
des Bekl. dazu dient, um die ſchädliche Einwirkung der in die 
Zündleitung hineingelangenden Streuſtröme auf den Zünder 
auszuſchließen. Eine Verletzung des klägeriſchen Patents durch 
die bloße Benutzung des Kurzſchluſſes könnte jedoch nur dann 
in Frage kommen, wenn dem Kl. der Kurzſchluß als Mittel 
für die Unſchädlichmachung der Streuſtröme ganz allgemein 
durch das Patent 296447 geſchützt wäre. Dies wird vom 
BG. mit Recht verneint. Auch beim Patentanſpruch 3, der 


danke, daß er noch keine beſtimmte Löſung und alſo noch keine Er⸗ 
findung darſtellt. Erſt in der ganz beſtimmten Art der Schaltung 
und im Zuſammenwirken mit Hochfrequenzſtrömen lag der Löſungs⸗ 
gedanke des klägeriſchen Patentanſpruchs 3, während in der An⸗ 
wendung des Bekl. der Kurzſchluß einen ganz anderen techniſchen 
Löſungsgedanken enthielt. 

Es iſt zu Hoffen, daß das NG. dem Beſtreben, allgemeine Ge⸗ 
danken oder, was ebenſo bedenklich iſt, Aufgaben zu ſchützen, einen 
Riegel vorſchieben wird. NA. Prof. De. H. Iſay, Berlin. 


54. Jahrg. 1925 Heft 11] 


von den mehreren in der Patentſchrift gezeigten Ausführungs- 
formen hier allein in Betracht kommen kann, bildet der 
Kurzſchluß nur ein Mittel, das erſt bei der bejonderen Art 
der Schaltung des Zünders und in ſeinem Zuſammenwirken 
mit dem hochfrequenten Wechſelſtrom die Möglichkeit für die 
gefahrloſe Betätigung des Zünders ſchafft. Bei einer der⸗ 
artigen Vereinigung mehrerer Mittel zur Erzielung des mit 
dem Patent erſtrebten Erfolgs genießt das einzelne Mittel 
für ſich allein nur dann patentrechtlichen Schutz, wenn es 
losgelöſt von der Vereinigung als neu und erfinderiſch im 
Sinne des 8 1 Patch. angeſehen werden kann. Das iſt hier 
nicht der Fall. Aus der obenerwähnten Abhandlung von 
Alvensleben ergibt ſich für den Stand der Technik zur 
Zeit der Anmeldung des Patents 296447, daß man vor dem 
Ankuppeln dr Zünder die beiden Enden der Zündleitungen 
in der Nähe der Zündmaſchine verbunden oder kurzgeſchloſſen 
hatte, um durch den Kurzſchluß die etwa eindringenden Streu⸗ 
ſtröme zu vernichten. Die Anwendung des Kurzſchluſſes als 
ſolchen zur Unſchädlichmachung der Streuſtröme war demnach 
zur Zeit der Anmeldung des Patents nicht mehr neu. Der 
Kl. iſt nun zwar bei ſeiner Einrichtung einen Schritt weiter 
gegangen, indem er den Kurzſchluß nicht an der Zündmaſchine 
anordnete, wo ſich die Wirkung nicht mehr auf die in der 
Mitte oder am Ende der Leitung eindringenden Ströme er⸗ 
ſtrecken konnte, ſondern die Leitungsſchleife, die wie ein Kurz⸗ 
Schluß wirkt, in die Nähe des Binders verlegte. Dies ſtellt 
ſich jedoch nicht als eine ſelbſtändige erfinderiſche Maßnahme 
dar. Denn der Gedanke, den Kurzſchluß, ſtatt bei der Zünd⸗ 
maſchine, am Ende der Leitung anzubringen und ſo die in 
der ganzen Leitung auftretenden Streuſtröme abzufangen, 
lag, wie das BG. bedenkenfrei feſtgeſtellt hat, für den Fach⸗ 
mann ſo nahe, daß er die Erteilung eines ſelbſtändigen 
Erfindungsſchutzes nicht rechtfertigte. Bei der bloßen Ver⸗ 
legung des Kurzſchluſſes an den Zünder blieb es jedoch noch 
ungeklärt, wie man die Wirkung des Kurzſchluſſes für den 
Zundſtrom ausſchalten und dieſen trotz des Kurzſchluſſes 
im gegebenen Augenblick zum Zünder leiten ſollte. Etwa 
an die Kurzſchlußſtelle heranzutreten und den Kurzſchluß 
mechaniſch zu beſeitigen, war, wie der Sachverſtändige zu⸗ 
treffend hervorhebt, wegen der damit verbundenen Lebens⸗ 
gefahr unmöglich. Zur Vollendung der Erfindung mußte 
vom Standpunkte des Kl. aus erſt noch die beſondere Schal⸗ 
tung des Zünders und die Anwendung des Hochfrequenz⸗ 
Wechſelſtroms als Zündſtrom hinzukommen. Die bloße An⸗ 
ordnung des Kurzſchluſſes in der Nähe des Zünders bedeutet 
daher allein genommen noch keinen ſelbſtändigen erfinde⸗ 
riſchen Schritt. Sie kann deshalb auch nicht als durch das 
Patent 296 447 ſelbſtändig geſchützt angeſehen werden. Dar⸗ 
aus folgt weiter, daß auch der Bekl. das Patent nicht ſchon 
dadurch verletzt haben kann, daß er bei ſeiner Einrichtung 
einen Kurzſchluß in der Nähe des Zünders anordnete. 
(u. v. 14. Febr. 1925; 1211/24. — Hamm.) [Ka] 


18. 8 9 Nr. 3. Wo z G.; 8 826 BG B.; 81 UWG. 
Phantaſienamen, unter denen ſich das Publikum 
beſtimmte Heilmittel vorſtellt, dürfen von 
Dritten nicht zur Zuſammenſetzung mit anderen 
Wortbeſtandteilen gebraucht werden. Solcher 
Gebrauch verſtößt auch gegen 8 826 BGB.) 

Das BG. verneint in erſter Linie die Gefahr einer 
Verwechſelung des Wortzeichens der Kl. „Aſpirin“ mit einem 
der beiden jüngeren Wortzeichen der Bell. „Citroſpirinum“ 


Zu 18. Einem Warenzeichen, das ſolche Angaben enthält, die 
erſichtlich den tatſächlichen Verhältniſſen nicht entſprechen und die Ge⸗ 
fahr einer Täuſchung begründen, ift gem. § 4, Nr. 3 Wbzc die Ein⸗ 
tragung zu verſagen. Ergibt ſich ein ſolcher Widerſpruch des Inhaltes 
eines Warenzeichens erft nach der Eintragung, fei es, daß das Pa- 
tentamt ihn bei der Anmeldung des Zeichens nicht erkannt hat oder 
daß ſich die tatfächlichen Verhältniſſe inzwiſchen geändert haben, ſo 
kann jedermann im Wege der Klage die Löſchung des Zeichens be⸗ 
antragen (89 MWbzG.). Die den takſächlichen Verhältniſſen nicht ent⸗ 
ſprechende „Angabe“ kann insbeſ. darin beſtehen, daß das als Waren⸗ 
zeichen gewählte Wort im ganzen oder im einzelnen ſeiner Beſtand⸗ 
teile auf eine Beſchaffenheit der Ware, etwa eines Arzneimittels, hin- 
weiſt, die ſich bei der Ware, für die das Zeichen eingetragen werden 
ſoll oder ſchon eingetragen iſt, nicht findet, während ein anderes Mittel 
gleicher Art fie aufweiſt. Dadurch kann das kaufende Publikum in 
den irrtümlichen Glauben verſetzt werden, dem fälſchlich bezeichneten 
Arzneimittel komme die gleiche Wirkung zu, wie dem ihm bekannten, 
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indem es auf die feiner Anſicht nach zu- 
des LG. zu beier Frage verweist. 
Der Reviſion iſt zwar zuzugeben, daß jene Begründung die 
für die Verwechſelungsgefahr von Wortzeichen maßgebende 
dreifache Wirkung der letzteren nach Klang, Wortbild und 
Sinn nicht ſcharf unterſcheidet. Doch iſt die Feſtſtellung des 
HG., daß eine Verwechſelungsgefahr im Verkehr nicht vor⸗ 
liegt, unbedenklich dahin zu verſtehen, daß ſie nach keiner 
der drei Richtungen gegeben iſt. Dieſe Feſtſtellung liegt auf 
tatſächlichem Gebiet. Daß das BG. hierbet von tatſächlich 
oder rechtlich irrigen Vorausſetzungen ausgegangen ſein oder 
anerkannte Grundſätze des Zeichenrechts verletzt haben ſollte, 
it nicht erſichtlich, wenn der Reviſion auch zuzugeben iſt, 
daß die Begründung des BG. die in Betracht kommenden 
Fragen — wenn überhaupt — nur ſehr kurz ſtreift. Rechts⸗ 
irrig iſt aber die Begründung, mit der das BG. das Vorliegen 
des zweiten Klaggrundes, nämlich der Vorausſetzungen des 
8 9 Ziff. 3 WbezÖ. verneint. Es handelt ſich um zwei Vor⸗ 
ausſetzungen, nämlich einmal, ob der Juhalt der beiden 
Wortzeichen der Bekl. „Citroſpirinum“ und „Hegoſpirin“ — 
ſo wie ſich dieſe Zeichen ſelbſt darſtellen, alſo unabhängig 
davon, was über die unter dieſen Bezeichnungen ta Handel 
befindlichen und angeprieſenen Mittel etwa in Proſpekten 
oder ſonſtigem Reklamematerial von der Bekl. geſagt it — 
den tatſächlichen Verhältniſſen, wie ſie gegeben ſind, nicht 
entſpricht, und ferner ob dieſer Inhalt bei den vorliegenden 
Umſtänden die Gefahr einer Täuſchung begründet (ogl. die 
Entſch. des erkennenden Sen. Art. „Veronal“ und „Vero⸗ 
nacetin“ v. 12. Dez. 1913 II 411/13 und „Aſpirin“ und 
„Coffeoſpirin“ v. 14. Dez. 1923 II 1873). Den in dieſen 
Entſcheidungen dargelegten Grundſätzen entſprechend war vom 
BG. zunächſt der Inhalt der beiden Wortzeichen der Ze, 
d. i. das, was ſich das Publikum bei dieſen Zeichen denkt, 
feſtzuſtellen. In dieſer Beziehung war von der Kl. behauptet, 
der Wortbeſtandteil „ſpirin“ ſei jedem Laien vertraut; nur 
allzuleicht komme er auf den Gedanken, daß die Präparate 
„Citroſpirinum“ und „Hegoſpirin“ aus derselben Fabrik ſtam⸗ 
men und mit „Aſpirin“ verwandt ſeien, vielleicht gar eine 
Verbeſſerung von „Aſpirin“ darſtellen oder wenigſtens Er⸗ 
ſatzpräparate für letzteres ſeien. Die weiter von der Kl. auf⸗ 
geſtellte Behauptung, daß die Firma Dr. R. e Dr. O. W., 
die als Herſtellerin und Bezugsquelle des „Ertroſpirinum“ 
gelte, im Anfang ihr „Citroſpirinum“ als „Aſpäriu⸗Erſatz“ 
propagiert habe, um ſo gerade durch den Anklang des Wortes 
„Citroſpirinum“ an „Aſpirin“ dem Käufer die Ahnlichkeit 
der Präparate nahe zu bringen, iſt allerdings als außerhalb 
des Warenzeichens ſelbſt liegend für die Frage, was der In⸗ 
halt des Warenzeichens ift, d. i. für das, was das Waren⸗ 
zeichen beſagt, ohne Belang (RG. 54, 126 und dar oben 
zitierte Urt. des erkennenden Sen. v. 12. Dez. 1913 II 411/13). 
Andererſeits iſt aber behufs Feſtſtellung des Inhalts des 
Warenzeichens durch Ausübung des richterlichen Fragerechts 
auf die — wie gerichtsbekannt — in der pharmazentiſchen In⸗ 
duſtrie weit verbreitete Gepflogenheit hinzuweiſen, da s der 
Inhaber eines Woͤrtzeichens bei der Herſtellung und dem 
Vertriede von Variationen feiner durch das Zeichen ges 
ſchützten Ware dieſe Variationen häufig mit einem Zeichen 
verfieht, das aus dem mit einem Zuſatz verſehenen urſprüng⸗ 
lichen Zeichen beſteht, z. B. „Aſpirin“ und „Novo⸗Aſpirin“ 
(vgl. das zitierte Urt. v. 12. Dez. 1913 II 411/18). Die 
Kl. iſt zu veranlaſſen, geeignete Behauptungen unter Be⸗ 
weisantritt nach dieſer Richtung aufzuſtellen. Sollte ſich 


und „Hegoſpirin“, 
treffende Begründung 


bereits erprobten anderen Mittel. Nun iſt freilich „Aſpirin“ ein 
Phantaſiewort und die zwei Silben „ſpirin“, die ſich auch in den 
Wortzeichen der Bekl. finden, haben für ſich keinen Sinn. Aber dem 
Publikum iſt das Wort „Aſpirin“ als Name eines ganz beſtimmten 
Heilmittels geläufig geworden und es wird leicht möglich durch ein 
Wortzeichen, das, wenn auch nicht dieſen ganzen Namen, ſo doch einen 
großen Teil davon und zwar gerade den am meiſten ins Gehör fal⸗ 
jenden enthält, an das Aſpirin derart erinnert, daß e3 der Meinung 
ſein kann, mit der ſo bezeichneten Ware, alſo mit „itroſpirinum“ 
oder „Hegoſpirin“ ein Mittel zu erhalten, das Aſpirim. vermutlich in 
verbejjerter Form, enthält. Das RG. hat daher wohl mit Recht dem 
Untergericht die Auflage gemacht, feſtzuſtellen, ob wirklich ein betrådt- 
licher Teil des Publikums in dem aus den Silben „ſpirin“ beſtehen⸗ 
den Teil der beiden Wortzeichen der Bekl. einen Hinweis auj das 
Zeichen der Kl. erblickt, weil, wenn dies feſtſteht, der Inhalt dieſer 
Wortzeichen den tatſächlichen Verhäktniſſen nicht entſpricht und die 
Gefahr einer Täuſchung begründet. 
Geh. Hofrat Prof. Dr. Allfeld, Erlangen. 
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danach ergeben, daß das Publikum — jedenfalls ein nicht 
ganz unmaßgeblich geringer Teil — annehme, daß die beiden, 
neue Wortkombinationen des Wortbeſtandteils „ſpirin“ dar⸗ 
ſtellenden Wortzeichen der Bekl. dazu beſtimmt ſeien, ein 
vom Herſteller des bekannten „Aſpirin“ hergeſtelltes ver⸗ 
beſſertes Arzneimittel, in beiden Fällen unter Verwendung 
dieſes Präparats, zu bezeichnen, ſo würde der Inhalt der 
beiden Wortzeichen der Bekl. den tatſächlichen Verhältniſſen 
nicht entſprechen. Denn unſtreitig enthalten die unter dent 
beanſtandeten Wortzeichen von der Bekl. hergeſtellten Arznei⸗ 
mittel kein Aſpirin. Unerheblich iſt, daß ſie Beſtandteile 
des letzteren — Azetyl⸗, Salizylſäure — mitenthalten, weil 
das Publikum kaum die Beſtandteile der Heilmittel, ſondern 
nur die Mittel als ſolche kennt (vgl. das zitierte Urt. v. 
14. Dez. 1923 II 187/23 betr. „Aſpirin“ und „Coffeoſpirin“). 
Entſpräche der Inhalt der Zeichen aus den dargelegten 
Gründen den tatſächlichen Verhältniſſen nicht, ſo wäre zu⸗ 
gleich die zweite Vorausſetzung des 8 9 Ziff. 3 WbzG. ge- 
geben, da der dargelegte Inhalt der beiden Zeichen der Bekl. 
dann inſofern die Gefahr einer Täuſchung begründen würde, 
als das meiſt ohne ärztliche Verordnung Aſpirin kaufende 
Publikum leicht in den Glauben verſetzt werden würde, es 
erhalte eine Verbeſſerung des nach Feſtſtellung des BG. als 
Heilmittel (gegen fieberhafte Erkrankungen, Grippe und rheu⸗ 
nlätiſche Beſchwerden) gut eingeführten und ihm wohlbe⸗ 
kannten Aſpirin, die wieder Aſpirin enthalte. Die Auffaſſung 
des BG., daß die drei Wortzeichen der Parteien deshalb, 
weil ſie Phantaſiebezeichnungen ſeien, inhaltsloſe Worte ſeien 
und deshalb der Inhalt eines ſolchen Zeichens auch nicht als 
den tatſächlichen Verhältniſſen entſprechend oder nicht ent⸗ 
ſprechend angeſehen werden könne, iſt nicht recht verſtändlich. 
Möglicherweiſe ſind die drei Wortzeichen vom Standpunkk 
des Durchſchnittspublikums Phantaſienamen, da ihm ihre 
Entſtehungsgeſchichte nicht bekannt iſt. Etwas ganz anderes 
iſt es aber, ob ſich das Durchſchnittspublikum bei den unter 
dieſen Phantaſiebezeichnungen in den Verkehr eingeführten 
Arzneimitteln beſtimmte Vorſtellungen über Zweck und Be⸗ 
deutung der letzteren und in dieſem Sinne über den In⸗ 
halt der Zeichen macht (vgl. die zitierten Urt. v. 14. Dez. 
1923 II 187/23 betr. „Aſpirin“ und „Coffeoſpirin“ und vom 
12. Dez. 1913 II 411/13 betr. „Veronal“ und „Verona⸗ 
citin“). Gewig erhalten die beiderſeitigen drei Wortzeichen 
als reine Phantaſiebildungen nur dadurch einen Inhalt, daß 
das Publikum, nachdem die Fabrikanten die Worte zur 
Unterſcheidung ihrer Waren von denen anderer Herſteller 
ſich als Warenzeichen haben eintragen laſſen, daran gewöhnt 
wird, ſich unter den die Warenzeichen bildenden Worten ein 
beſtimmtes Heilmittel vorzuſtellen. Die Auffaſſung des BG., 
dieſe Vorſtellung, die von dem Inhaber des Wortzeichens 
„Aſpirin“ ſelbſt dadurch hervorgerufen ſei, daß er ſein Heil⸗ 
mittel ausſchließlich mit dem das Warenzeichen bildenden 
Worte benenne, ſei aber unrichtig, in Wahrheit blieben die 
drei Worte inhaltslos, beruht auf einer Verkennung von 
Zweck und Sinn des Warenzeichens und verletzt weſentliche 
zeichenrechtliche Grundſätze. Es iſt gerade das Ziel des 
Fabcikanten, ſein Warenzeichen ſo bekannt und beliebt zu 
machen, daß es in weiten Kreiſen alle Konkurrenzprodukte 
verdrängt und als allgemeine Warenbezeichnung vom kaufen⸗ 
den Publikum benutzt wird. Der Name ſoll die geſchützte 
Ware verkörpern. Das wird — abgeſehen von der gleich⸗ 
bleibenden Güte der Ware und einer ſtarken Propaganda 
für ihre Einführung — dadurch erzielt, daß die Kl., was 
das BG. ihr gewiſſermaßen zum Vorwurf wegen Erweckung 
der angeblich unrichtigen Vorſtellung macht, ihr Heilmittel 
ausſchließlich mit dem Wortzeichen benennt. Iſt die 
Ware unter dem Wortzeichen allgemein gut eingeführt, wie 
das BG. von dem Heilmittel der Kl. feſtſtellt, übrigens auch 
gerichtsbekannt iſt, ſo läßt ſich der Name als ſolcher nicht 
don dem ſo bezeichneten Heilmittel trennen. Die Frage, 
was das Publikum ſich unter dem Zeichen denkt, darf daher 
nicht mit dem BG. dahin beantwortet werden, es könne ſich 
nichts darunter vorſtellen, weil der Name als Phantaſiewort 
inhaltslos ſei. Die Auffaſſung des BG. hat zur notwendigen 
Folge, daß bei allen Wortzeichen, die in Phantaſienamen 
beſtehen, der hier in Frage ſtehende Löſchungsanſpruch aus 
8 9 Ziff. 3 WIG., d. i. der Inhalt des Wortzeichens ent⸗ 
ſpricht den tatſächlichen Verhältniſſen nicht und begründet 
die Gefahr einer Täuſchung, auszuſcheiden hätte. Davon 
kann aber nach dem Geſetz ſelbſtverſtändlich keine Rede ſein. 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Schätzungsweiſe dürften weit mehr als die Hälfte aller Wort⸗ 
zeichen Phantaſienamen darſtellen; man denke nur an die be- 
liebig herausgegriffenen wertvollen Wortzeichen Perſil, Saccha⸗ 
rin, Pyramidon, Erdal, Phenacetin, Lyſol, Odol. Dieſe und 
viele hunderte gut eingeführte andere Wortzeichen würden, eben 
weil ſie nur Phantaſienamen darſtellen, nicht auch den Schutz 
des $9 Ziff. 3 WbzG. genießen, ſondern lediglich Anſpruch 
haben auf den auf Verwechſelungsgefahr beruhenden Schutz 
des § 9 Ziff. 1 Wh. Für eine ſolche Beſchränkung bietet 
aber das Warenzeichengeſetz nicht den geringſten Anhalt. 
Ebenſo rechtsirrig iſt nach den vorſtehenden Ausführungen 
die Begründung, mit der das BG. die Gefahr einer Tün- 
ſchung des Publikums durch die beiden Wortzeichen der Bekl. 
ablehnt. Die Frage der Verwechſelungsfähigkeit der drei 
Wortzeichen ſpielt hier keine Rolle; entſcheidend iſt viel⸗ 
mehr allein, ob das kaufende Publikum beim Anblick der mit 
einem der beiden Wortzeichen der Bekl. verſehenen Präparate 
in den Glauben verſetzt werde, es erhalte eine Verbeſſerung 
des ihm wohlbekannten Aſpirin, die wieder Aſpirin enthalte. 
Hiernach iſt das Berufungsurteil wegen Verletzung der Vor⸗ 
ſchriften des SO Ziff. 1 und 3 aufzuheben. Weiter ift es 
aber auch wegen Verletzung der Vorſchriften des Unl WG. 
und des § 826 BGB. aufzuheben. Nicht verſtändlich iſt die 
Auffaſſung, von der das BG. bei Prüfung dieſes Klag⸗ 
grundes ausgegangen zu ſein ſcheint. Das BG. macht der 
Kl. anſcheinend den Vorwurf, daß ſie „das Phantaſiewort 
„Aſpirin“ zur Bezeichnung ihrer Azetyl⸗Salizylſäure⸗Prä⸗ 
parate wählte und daß dieſes an ſich keinerlei Bedeutung 
beſitzende Wort von dem nicht ſachkundigen Publikum ſehr 
vielfach als Name eines Heilſtoffes von beſonderer chemiſcher 
Zuſammenſetzung angeſehen wird, deſſen Verwendungszweck 
und Heilwirkung weithin bekannt iſt in Kreiſen, in denen 
man von Azetyl⸗Salizylſäure nicht das Geringſte gehört hat.“ 
Die Kl. war in der Wahl der Bezeichnung des von ihr her⸗ 
geſtellten Heilmittels vollkommen frei, ſie konnte ein Phan⸗ 
taſiewort, ſie konnte aber auch ein den weſentlichen Beſtand⸗ 
teil ihres Heilmittels andeutendes Wort wählen. Tat ſie 
erſteres, wie es der Fall iſt, ſo iſt ſchon zweifelhaft, ob, 
wie das BG. meint, daraus für die Konkurrenten die Not⸗ 
wendigkeit entſtehe, dem Publikum auf irgendeine Weiſe, nicht 
nur durch gelegentliche Belehrung, mitzuteilen, ſondern ſtändig 
vor Augen zu halten, daß ihr Produkt die gleiche chemiſche 
Zuſammenſetzung aufweiſe wie das bekanntere Aſpirin. Wenn 
das BG. aber annimmt, daß es der Bekl. zu dieſem Zwecke 
auch freiſteht, ſich Wortzeichen eintragen zu laſſen und zu 
benutzen, die an das Zeichen der Kl. „Aſpirin“ anklingen, 
wenn ſie ſich nur von ihm unterſcheiden, ſo iſt das rechts⸗ 
irrtümlich. Die Anwendbarkeit des 8 1 UnlWettGG. in Ber- 
bindung mit § 826 BGB. beſchränkt ſich nicht nur auf die 
Verwechſelungsfähigkeit der Zeichen, die hier, wie oben dar⸗ 
gelegt, nicht vorliegt, ſondern iſt je nach den tatſächlichen 
Umſtänden auch im Falle des § 9 Ziff. 3 WIG. gegeben. 
Das BG. unterläßt, die Behauptung der Kl. zu würdigen, 
daß ſich ſowohl aus der Wahl der beiden, faſt das ganze 
Wort „Aſpirin“ enthaltenden Wortzeichen der Bekl., der eine 
Fülle anderer Bezeichnungen zur Verfügung geſtanden hätte, 
wie auch aus der gleichen Art der Verpackung, in der die 
ebenfalls in runden Tabletten hergeſtellten beiden Heilmittel 
in den Handel gebracht würden, die Abſicht der Bekl. ergebe, 
beim Publikum den Anſchein zu erwecken, als handle es ſich 
bei ihren beiden Präparaten um Heilmittel, die ebenfalls 
das bekannte und oft eingeführte „Aſpirin“ der Kl. ent- 
halten oder doch aus dem gleichen Betriebe wie das „Aſpirin“ 
herrühren, womöglich ſogar eine Verbeſſerung gegenüber dem 
einfachen „Aſpirin“ darſtellen. Auf dieſes ganze Vorbringen 
geht das BG. mit keinem Worte ein infolge ſeiner durch nichts 
gerechtfertigten, höchſt eigenartigen Betrachtungsweiſe. Da⸗ 
für, daß das Publikum mit Hilfe der beiden Wortzeichen der 
Bekl. von ihr aufgeklärt werden ſoll über die Zuſammen⸗ 
ſetzung des Aſpirin der Kl., ein Zweck, den das BG. als 
berechtigt anſieht, und den ſeiner Anſicht nach die Bekl. in 
ihrem ganzen Verhalten, insbeſondere auch durch die Wahl 
ihrer beiden Wortzeichen allein verfolgt, fehlt es an jedem 
Anhalt. Eine ſolche Behauptung hat die Bekl. ſelbſt nicht 
einmal aufgeſtellt, geſchweige denn bewieſen. Sollten die 
Vorausſetzungen des 8 9 Ziff. 3 WbzG. in dem künftigen 
Verfahren für vorliegend erachtet werden, ſo würde die An⸗ 
nahme, daß die Bekl. den Irrtum auch unter Verletzung des 
§ 1 UnlWG. in Verbindung mit § 826 BGB. in einer gegen 
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die guten Sitten verſtoßenden Weiſe hervorruft, überaus 
nahe liegen. Hiernach iſt das Urteil auch inſoweit, als der 
auf 8 1 Unl WG. und auf § 826 BGB. geftügte Klaggrund 
für nicht gegeben erachtet iſt, aufzuheben. In dem künftigen 
Verfahren wird bei Prüfung der Klaganſprüche auf Rech⸗ 
nungslegung und auf Erſatz des ſich danach aus dem Vertrieb 
der mit den Warenzeichen „Citroſpirinum“ und „Hegoſpirin“ 
verſehenen Präparate der Bekl. für die Kl. entſtandenen 
Schadens, falls eine Schadenserſatzpflicht gegeben ſein ſollte, 
feſtzuſtellen ſein, ob etwa — wie die Bekl. einwendet — 
die Kl. bis zur Klagerhebung den Gebrauch der Bezeich⸗ 
nungen durch die Bekl. ſtillſchweigend genehmigt hat. Wäre 
dies der Fall, ſo würde ſie nach Treu und Glauben keinen 
Anſpruch auf Rechnungslegung und Schadenserſatz für jenen 
Zeitraum erheben können. Dagegen würde die Bekl. nach 
Klagerhebung ſogar vorſätzlich handeln. 

(U. v. 23. Dez. 1924; II 859/23. — Hamburg.) (Ku. 


* 19. 812 Wbz G. Auch zur Ausfuhr in ſchutz⸗ 
freie Gebiete beſtimmte Waren dürfen nicht in 
Deutſchland mit zur Verwechflung mit Waren⸗ 
zeichen Dritter führenden Bezeichnungen ver⸗ 
ſehen werden. 

Wenn es richtig iſt, daß die Bekl. Flaſchen mit Spiri⸗ 
tuofen, welche fie nach Britiſch⸗Oſtindien ausführte, im 
Hamburger Freihafengebiet, alſo in Deutſchland, mit Eti⸗ 
ketten hat verſehen laſſen, welche die für die Kl. eingetragenen 
Warenzeichen in identiſcher oder verwechſlungsfähiger 9 
trugen, fo hat fie ſich des widerrechtlichen Eingriffes in die 
Warenzeichenrechte der Kl. ſchuldig gemacht und iſt den mit 
der Klage auf Unterlaſſung A Handlungen gerichteten 
Anſprüchen verfallen. Die Auffaſſung des BG., daß die Gel⸗ 
tendmachung dieſer Anſprüche eine illoyale Ausnutzung jor⸗ 
maler Rechte bedeute, weil der Bekl. der Vertrieb ihrer Waren 
mit den Warenzeichen der Kl. in Britiſch⸗Oſtindien unge 
hindert freiſtehe, ift rechtsirrig. Nach § 12 Wbzö. ſchafft die 
Eintragung eines Warenzeichens dem Eingetragenen das aus⸗ 
ſchließliche Recht, ſeine Waren oder deren Umhüllung mit 
dem Warenzeichen zu verſehen, die ſo bezeichneten Waren in 
Verkehr zu bringen, ſowie auf Ankündigungen, Preisliſten, 
Geſchäftsbriefen, Empfehlungen, Rechnungen oder dergleichen 
das Zeichen anzubringen. In 8 14 wird derjenige zum Scha⸗ 
denerſatz verpflichtet, der wiſſentlich oder aus grober Fahr⸗ 
läſſigteit Waren oder deren Umhüllung oder Ankündigungen, 
Preisliſten, Geſchäftsbriefe, Empfehlungen, Rechnungen oder 
dergleichen mit einem für einen Anderen geſchützten Waren⸗ 
zeichen widerrechtlich verſieht oder dergleichen widerrechtlich 
gekennzeichnete Waren in Verkehr bringt oder feilhält. Aus 
dieſen Geſetzesvorſchriften geht unzweideutig hervor, daß bei 
der widerrechtlichen Kennzeichnung einer Ware oder ihrer 
Umhüllung nicht lediglich eine vorbereitende Handlung in 
Frage ſteht, deren Beurteilung ſich nach den rechtlichen Wir⸗ 
kungen des Inverkehrſetzens oder Feilhaltens der Waren 
richtet, ſondern vielmehr eine ſelbſtändige, der Inverkehr⸗ 
fegung und Feilhaltung gleichgeordnete Handlung, welche im 
Falle ihrer Widerrechtlichkeit für ſich allein den widerrecht⸗ 
lich Handelnden haftbar macht. Dieſe Regelung durch das Ge⸗ 
ſetz iſt bewußt erfolgt und entſpricht auch den praktiſchen Be⸗ 
dürfniſſen. Sobald Waren und dergleichen einmal mit dem 
fremden Warenzeichen verſehen worden ſind, iſt eine Kontrolle 
über das, was ſpäter mit ihnen geſchieht, oft recht ſchwer. 
Der Eigentümer der ſo gekennzeichneten Waren kann ſeine 
urſprüngliche Ausfuhrabſicht ändern. Die Waren können ihm 
wider ſeinen Willen entfremdet werden. Kurz und gut: dem 
Mißbrauche ſind Tür und Tor geöffnet; und darunter ſoll 
der Berechtigte nicht leiden. Wenn der eingetragene Zeichen⸗ 
inhaber bei ſolcher Sachlage ſeine Rechte geltend macht, ſo 
handelt er nicht unlauter. Er verfolgt lediglich berechtigte 
Intereſſen. Es iſt aber auch darauf hinzuweiſen, daß es ſich 
dabei keineswegs um formale Rechtsbehelfe, ſondern um 
praktiſche Dinge handelt. Wird dem Exporteur unterſagt, die 
von ihm auszuführenden Waren in Deutſchland mit frem⸗ 
den Warenzeichen zu verſehen, ſo wird ihm die Durchführung 
ſeines Zweckes, die Waren mit dem fremden Zeichen im Aus⸗ 
lande zu vertreiben, erheblich erſchwert. Will der eingetragene 
Zeicheninhaber auch nur dies erreichen, ſo verliert ſchon da⸗ 
durch die Erhebung der zeichenrechtlichen Anſprüche jedes 
Gepräge des rein Formalen. Derartige Anſprüche ſind 
auch nicht ſchon deshalb ausgeſchloſſen, weil Eingriffe in Wa⸗ 
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renzeichenrechte nur durch widerrechtliche Verwendung identi⸗ 
fher oder verwechſlungsfähiger Zeichen vorgenommen werden 
könnten, von einer Verwechſlungsfähigkeit aber nicht wohl 
dann die Rede ſein dürfe, wenn die Zeichen dort, wo die 
Ware vertrieben werde, Freizeichencharakter hätten, ſich alſo 
jedermann ihrer unbehindert bedienen könne. Da bereits, wie 
oben dargelegt, das bloße Verſehen der Waren uſw. mit dem 
fremden Zeichen einen verfolgbaren Eingriff in das Waren⸗ 
zeichenrecht eines anderen enthält, fo ift erforderlich, genügt 
aber auch, daß das verwendete Warenzeichen im Inlande mit 
dem fremden Zeichen identiſch oder verwechſlungsfähig war. 
Für das unerlaubte „Verſehen“ mit Warenzeichen ſpielt es 
alſo keine Rolle, ob im Auslande Identität oder Verwechſ⸗ 
lungsfähigkeit vorliegt oder nicht. 
„(u. v. 10. Febr. 1925; 36/24 II. — Hamburg.) [Ku.] 


20. 8820, 13, 12 W656. Warenzeichen, die 
eine bildliche Angabe über die Herkunft der 
Ware ſind, können nicht von einem beſtimmten 
Gewerbebetrieb monopoliſiert werden.] f) 


Das BG. verneint mit dem LG. eine Verwechſlungs⸗ 
gefahr i. S. des 8 20 WG., da im Warenzeichen der Kl. 
der Schlüſſel ſtark in die Erſcheinung trete und den Hanſeaten 
in Anbetracht der Form und ſchrägen Lage an das Bremer 
Stadtwappen erinnere, während bei beiden Warenzeichen der 
Bekl. im Geſamteindruck das Schlüſſelbild in feiner harat- 
teriſtiſchen Geftaltung ſtark zurüdtrete und kaum einen ſelb⸗ 
ſtändigen maßgebenden Eindruck hinterlaſſe, ſo daß der un⸗ 
befangene Käufer in dieſen beiden Warenzeichen lediglich ein 
dreigliedriges Wappenbild erblicke, und zwar mit Rückſicht auf 
die Erläuterung durch das Wort „Hanſeaten“, das der drei 
Hanſeſtädte. Bei ſeiner Anſicht von der Erheblichkeit der Abe 
weichungen der beiderſeitigen Zeichen, auf welche das BO. 
beſonderes Gewicht darauf legt, daß das Schlüſſelbild in der 
von der Kl. verwendeten Form „als Wappen des Heimat⸗ 
ſtaates der Kl. zu den ſchwachen Zeichen gerechnet werden 
müſſe und daher einen beſonderen Motivſchutz nicht belge", 


Zu 20. Angaben tatſächlicher Art können nicht nur durch die 
Verwendung von Worten, ſondern auch durch die Verwendung von 
bildlichen Darſtellungen gemacht werden. Dies iſt nicht nur in dem 
UnlWG. (85 Abſ. 2) ausdrücklich beſtimmt, ſondern es entſpricht dieſe 
Auffaſſung auch der ftändigen Rechtſprechung des RG. Die Recht⸗ 
ſprechung des RG. ſteht ſogar auf dem Standpunkt, daß eine Be 
hauptung auch durch irgendeine Geſte, durch die Verwendung eines 
Symbols, oder durch die Verwendung eines Wortes in beſtimmter 
Weiſe aufgeſtellt werden kann. Über die Verwendung bildlicher Dar⸗ 
ſtellungen hat ſich das RG, in demſelben Sinne in dem in der Entſch. 
in Bezug genommenen früheren Urteil bezüglich 8 13 WJG. auz- 
geſprochen. 

Insbeſondere die Verwendung von wappenähnlichen Darſtellun⸗ 
gen oder von beſonders hervortretenden Beſtandteilen eines Landes ⸗ 
oder Stadtwappens ift ein verkehrsübliches Mittel, um die Herkunft 
der Ware aus dem betreffenden Land oder aus der betreffenden Stadt 
anzugeben. Die Verwendung ſolcher aus Wappenbeſtandteilen be⸗ 
ſtehenden Herkunftsangaben beſchränkt ſich regelmäßig nicht auf be 
ſtimmte Waren, ſie erſtreckt ſich vielmehr auf alle Waren, die denk⸗ 
8 ihre Herkunft aus der betreffenden Ortlichkeit ableiten 
können. e 

Die wappenähnlichen Darſtellungen der gedachten Art ſind nach 
der Rechtſprechung des RG. ſchwache Zeichen. Für den Begriff des 
ſchwachen Zeichens kommt es nur auf den objektiwen Tatbeſtand, aber 
nicht darauf an, ob die vielfache Benutzung Überall bekannt iſt oder 
ihre Bedeutung überall erkannt iſt. Eine derartige Darſtellung iſt 
für ſich nicht eintragsfähig. Schutzfähig iſt vielmehr immer nur eine 
beſtimmte, von der allgemein gebrauchlichen Geſtaltung abweichende 
Form, die auch in der Hinzufügung von Zutaten beſtehen kann, wobei 
dem Begriffe des ſchwachen Zeichens entſprechend nicht allzu hohe An⸗ 
forderungen an die Unterſcheidungskraft der Zutaten zu ſtellen ſind. 

Die Entſch. betont dann auch wieder den ſchon öfters aus⸗ 
geſprochenen Grundſatz, daß für die Frage der Verwechſlungsgefahr 
in erſter Linie die eingetragene Form des Zeichens maßgebend 
iſt. Dadurch iſt nicht ausgeſchloſſen, daß auch Abweichungen, welche 
der Zeicheninhaber benutzt, bei der Prüfung der Übereinſtimmung der 
Zeichen mit in Berückſichtigung gezogen werden dürfen; jedoch muß 
es ſich dabei immer um Abweichungen handeln, welche ſich nicht zu 
weit von dem eingetragenen Zeichen entfernen, wie ſie vielmehr 
bei beſtimmungsgemäßer Verwendung des Zeichens im Verkehr ſonſt 
üblich ſind. Ganz willkürliche Abänderungen des Zeichens, wie ſie 
im Verkehr manchmal auftreten, genießen den Sec nicht. 
Dagegen iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß der 815 WBO. und die 
Beſtimmungen des Unl WG. auf die Nachahmung ſolcher willkürlich 
abgeänderter Zeichen zur Anwendung gelangen. 

IR. Dr. Paul Kent, Frankfurt a. M. 
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Die Reviſion wendet ſich gegen dieſe Begründung der angeb⸗ 
lichen Schwäche des von der Kl. verwendeten und ihr ge⸗ 
ſchützten Schlüffelbildes mit dem Bemerken, dieſer Grund 
könne höchſtens für Hanſeaten gelten, denen das Bremer 
Wahrzeichen geläufig ſei, nicht aber für die Durchſchnitts⸗ 
verbraucher im übrigen Deutſchland. Das BG. ſtelle nicht feft, 
daß auch dem Durchſchnittskäufer in den anderen Teilen des 
Deutſchen Reiches das Bremer Stadtwappen ſo geläufig ſei, 
daß er in dem Zeichen der Kl. nicht ein Phantaſiezeichen, 
ſondern das Bremer Wahrzeichen erkenne. Die Reviſion konnte 
keinen Erfolg haben. Es iſt zutreffend, daß der Beſtandteil 
des Warenszeichens der Kl., der Bremer Schlüſſel, für beide 
Parteien — Firmen, die in Bremen ihren Sitz haben — als 
ſchwaches Zeichen anzuſehen iſt und keinen Motivſchutz ge⸗ 
nießen kann. Jedenfalls konnte der vielfach im Verkehr zur 
Ausſtattung und zur Symboliſierung der Herkunft benutzte 
Bremer Schlüſſel nicht von der Kl. monopoliſiert werden. Er 
iſt in Wahrheit nichts weiter, als eine bildliche Angabe über 
die Herkunft der Ware i. S. des 8 13 WBO. (vgl. die enta 
ſprechenden Ausführungen über das Bild einer Gerſtenähre 
als einer Beſchaffenheitsangabe für Kaffee⸗Erſatzmittel in 
RG. 101, 344 ff., beſonders 346), die keinem Bremer Ge- 
werbetreibenden verboten ſein kann. Es iſt für den Begriff 
des ſchwachen Zeichens nicht weſentlich, daß die vielfache 
anderweite Benutzung überall bekannt iſt und daß ſeine 
Bedeutung überall erkannt wird. Es gibt übrigens noch 
andere Arten der Benutzung des Schlüſſels als Wappen⸗ 
zeichen, z. B. zwei gekreuzte Schlüſſel als Wappen der Stadt 
Regensburg, ferner die Kontorflagge des Norddeutſchen Lloyd. 
Solche Wahrzeichen, zu denen auch das Sachſenroß, der Bay⸗ 
riſche Löwe, der Berliner Bär gehören, können unmöglich 
von einem beſtimmten Gewerbebetriebe für ſich monopoliſiert 
werden, ſondern höchſtens mit Beiwerk für ein Warenzeichen 
benutzt werden, wobei dann der Geſamteindruck entſcheidet. 
Hiernach genügen ſchon geringe Abweichungen, um eine Ver⸗ 
wechſlungsgefahr auszuſchließen. Die hier vorhandene Unter⸗ 
ſcheidung ift nach der rechtlich nicht zu beanſtandenden Feſt⸗ 
ſtellung des BG. genügend durch den Gegenſatz des Bremer 
Schlüſſels und der Zuſammenfaſſung der drei hanſeatiſchen 
Wappen in einem Geſamtbilde. Für die Frage der Ver⸗ 
wechflungsgefahr kommen nur die eingetragene Form und die 
ſich bei beſtimmungsgemäßer und verkehrsüblicher Art des 
Gebrauchs der Warenzeichen etwa ergebenden Abweichungen, 
nicht auch die willkürliche Anderung der Wiedergabe oder gar 
die Möglichkeit einer ſolchen in Betracht. Illoyale Ver⸗ 
wendung des an fih nicht verwechſlungsfähigen Zeichens be- 
gründet lediglich einen Unterlaſſungsanſpruch aus 812 WZG. 
in Verbindung mit § 1004 BGB. wegen der zu befürchten⸗ 
den Störung. 
(U. v. 2. Okt. 1923; 644/22 II. — Hamburg.) 


21. 820 WbzG. Starte Zeichen mit eigen» 
ertigem Motiv. Nachahmung eines Motivs.) 

Das BG. ſieht nach dem Geſamteindruck beider Abbil⸗ 
dungen eine Verwechſlangsgefahr i. ©. des 8 20 WRO. für den 
Durchſchnittskäufer von Waren der fraglichen Art, insbeſ. 
von Schallplatten, als gegeben an.⸗Es geht davon aus, daß 
es ſich bei den Warenzeichen der Kl. um beſonders charakte⸗ 
riſtiſche, beſonders orbe Zeichen handle, und zwar deshalb, 
weil ihnen ein höchſt eigenartiges Motiv zugrunde liege. Als 
ſolches ſtellt das BG. nun keineswegs nur die äußere Zu⸗ 
ſammenſtellung eines Tieres mit einer Sprechmaſchine oder 
beſtenfalls das Erkennen der Stimme ſeines Herrn unter den 
aus dem Schalltrichter dringenden Tönen durch einen Hund, 


Zu 21. Es entſpricht der ſtändigen Rechtſprechung des RG., 
daß ein Zeichen den fog. Motivſchutz genießen kann, d. h. daß das 
dem Zeichen zugrunde liegende Motiv ohne Rückſicht auf deſſen Mus- 
führung im einzelnen geſchützt iſt. Von dem Motivſchutz werden 
alle Ausführungsformen des Motivs ergriffen, und zwar auch dann, 
wenn dieſe Ausführungsformen in ihrer Geſtaltung ſonſt von der 
Darſtellung des eingetragenen Zeichens erheblich abweichen. Es kommt 
immer darauf an, ob derſelbe Gedanke oder derſelbe Begriff, welcher 
durch das Motiv als ſolches ausgelöſt wird, in der einzelnen Dar⸗ 
ſtellung wiederkehrt. Geſchützt iſt ein Motiv nur dann, wenn es 
eigenartig iſt. Zum Begriff der Eigenartigkeit gehört auch die Selten⸗ 
heit, d. h. es dürfen außer dem in Frage ſtehenden geſchützten Zeichen 
nicht noch ſonſtige Zeichen, welche dasſelbe Motiv aufweiſen, recht⸗ 
mäßig im Verkehr fein. Der Motivſchutz wird aljo dadurch erſchüttert, 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 
ſondern vielmehr ganz allgemein die Einwirkung der Sprech⸗ 
maſchine mittels der aus ihr herausdringenden Töne auf ein 
Tier feſt. Es iſt nicht einzuſehen, inwiefern dieſe Feſtſtellung 
über den Umfang des zur bildlichen Darſtellung gelangten Ge⸗ 
dankens deshalb Bedenken unterliegen ſollte, weil ſie über den 
Inhalt des Wortzuſatzes der Zeichen „die Stimme ſeines 
Herrn“ hinausgehe, ganz abgeſehen davon, daß dieſer Wort⸗ 
zuſatz ſich im letzten Warenzeichen der Kl. nicht befindet. Jeden⸗ 
falls liegt ein Rechtsirrtum jener Feſtſtellung des BG. nicht 
zugrunde. Das BG. ſtellt weiter feſt, daß die Kl. als einzige 
Fabrikantin und Händlerin von Sprechmaſchinen, Schall⸗ 
platten und Zubehör ihre Waren durch das den Gedanken der 
Einwirkung dieſes Apparats auf ein Tier zum Ausdruck brin⸗ 
gende Bild kennzeichnet und daß der Verkehr ſich an dieſe 
Kennzeichnung der Herkunft aus ihrem Geſchäft ſeit vielen 
Jahren gewöhnt hat. Das BG. ſtellt ferner feſt, daß es ſich 
bei dem Bildzeichen der Kl. deshalb um ein ganz beſonders 
ſtarkes Zeichen handelt, weil ein gleicher oder ähnlicher be⸗ 
grifflicher Inhalt des Bildes auch auf anderen Gebieten des 
Warenhandels als beliebtes Zeichen nicht in Erſcheinung ge⸗ 
treten iſt, und es folgert auch aus dieſem Umſtand, daß der 
Verkehr auf Abweichungen in der Wiedergabe desſelben Ge⸗ 
dankens bei anderen bildlichen Darſtellungen nicht achte. 
Danach werde der Durchſchnittskäufer als Geſamteindruck nur 
in der Erinnerung behalten, daß irgendein Tier, nicht aber 
daß ein beſtimmtes Tier — nämlich ein Hund — unter der 
Einwirkung der Töne, die aus dem Schalltrichter eines Gram⸗ 
mophons dringen, dargeſtellt iſt. Nach Anſicht des BG. er⸗ 
füllt daher ſchon das Motiv, der im Bilde der Kl. wieder⸗ 
gegebene Sinn, die Aufgabe, die dem ganzen Warenzeichen zu⸗ 
komme, nämlich auf einen beſtimmten konkreten Gewerbebetrieb 
hinzuweiſen. Das BG. ſtellt dann feft, daß auch der Ab- 
bildung der Bekl. das gleiche Motiv zugrunde liege, denn auch 
hier werde die Wirkung der aus einer Sprechmaſchine drin⸗ 
enden Töne auf ein Tier dargeſtellt; unerheblich bei dieſer 
e ſei, ob man mit der Bekl. dieſe Darſtellung als 
Tierkonzert bezeichnen wolle, denn auch bei dieſem Konzert ſei 
die Wirkung der Grammophontöne auf ein Tier, das zu feinen 
Klängen hier die Geige ſpiele, das für den Geſamteindruck 
weſentliche charakteriſtiſche Merkmal. Mit Recht ſteht das BG. 
auf dem Standpunkt, daß es auf die abweichende Ausgeſtaltung 
des Motivs für die Frage der Verletzung des Motiv- 
ſchutzes nicht ankomme. Denn bei dieſem iſt nicht entſchei⸗ 
dend, ob die Nachahmung ſich auf alle Einzelheiten der Aus⸗ 
geſtaltung erſtreckt, es muß vielmehr genügen, wenn das Motiv 
in der Hauptſache von der Nachahmung ergriffen und gedeckt 
wird. Das iſt hier der Fall: auch bei der Abbildung der Be⸗ 
klagten iſt das charakteriſtiſche Motiv feſtgehalten, es wird durch 
die Hinzufügung des Gedankens eines Konzertes von Tieren 
mit einem Grammophon höchſtens erweitert, nicht aufgehoben 
(RG. in MuW. XI 200 und GRull. 1912, 70; PMuzBl. 
1915, 137; MuW. XIV 302; Mu W. XXII 191). Danach be- 
jaht das BG. mit Recht die Verwechſlungsgefahr. Daran 
ändert auch der von der Reviſion noch betonte Umſtand, daß 
die fragliche Abbildung ſich nur auf einem Nachtrag der 
fortlaufenden monatlich erſcheinenden Nachträge zum Katalog 
der Bekl. befinde, nichts. Auf das ſubjektive Moment 
der Abſicht der Nachahmung kommt es für die Prüfung der 
Frage der Verwechſlungsgefahr nicht entſcheidend an, maß⸗ 
gebend für dieſe iſt die objektive Sachlage. Das ſchließt 
nicht aus, daß häufig die Feſtſtellung der Tatſache, daß eine 
Nachahmung beabſichtigt war, alſo der Nachahmer das Mittel 
für geeignet hielt, um das Publikum irrezuführen, einen ge⸗ 
wichtigen Anhalt für das Vorliegen der Verwechſlungsgefahr 


daß noch andere Zeichen, welche das Motiv auſweiſen, neben den 
in Frage kommenden Zeichen in der Zeichenrolle eingetragen ſtehen. 
Es wird dabei allerdings zu erfordern ſein, daß es ſich nicht nur 
um eine auf dem Papier ſtehende Darſtellung handelt, ſondern daß 
die in Frage ſtehenden Zeichen auch im Verkehr tatſächlich benutzt 
und in den beteiligten Verkehrskreiſen tatſächlich bekanntgeworden 
ſind. Denn das Warenzeichen iſt ein für den Verkehr beſtimmtes 
Mittel, es hat keine Bedeutung, wenn es nur auf dem Papiere ſteht. 

Den Motivſchutz können auch ſolche Zeichen nicht genießen, 
welche begrifflich ſchwache Zeichen ſind, d. h. welche entweder ihrer 
Bedeutung nach in einer näheren Beziehung zur Ware ſtehen, oder 
deren Verwendung für beſtimmte Waren oder für Waren überhaupt 
verkehrsüblich ift. Deun anch in einem folden Falle fehlt dem Motiv 
das Erfordernis der Eigenartigkeit. 

IR. Dr. Paul Kent, Frankfurt a. M. 


54. Jahrg. 1925 Heft 11] 


bilden wird (RG. in JW. 1906, 440; Freund⸗Magnus 
S. 250, 251). 


(U. v. 29. Mai 1923; 371/22 II.) 


22. 8 20 WbzG. Verwechſelungsgefahr bei 
Firmenabkür zungen als Warenzeichen.] ) 


Für die Kl. iſt das Warenzeichen „Degea“, für die Bekl. 
für gleichartige Waren ein Warenzeichen eingetragen, das 
aus dem von zwei ovalen, parallel verlaufenden Linien um⸗ 
rahmten Worte „Teageh“ beſteht. Beide Zeichen find Firmen⸗ 
abkürzungen. Die Kl. behauptet Verwechſlungsfähigkeit und 
verlangt Verurteilung der Bekl. zur Einwilligung in die 
Löſchung des angegriffenen Zeichens und zur Unterlaſſung 
des Gebrauchs des Zeichens. Das BG. kommt in Über⸗ 
einſtimmung mit dem erſten Richter zu dem Ergebniſſe, 
daß dem Klanglaute nach das Zeichen der Bell. dem der Kl. 
ſo ähnlich ſei, daß die Gefahr einer Verwechſlung im Ber- 
kehr vorliege; dabei berückſichtigt es ausdrücklich den Umſtand, 
daß bei großen Geſellſchaften Firmenabkürzungen — wie ſie 
hier nach dem Vorbringen der Parteien als Zeichen verwen⸗ 
det ſind — ſehr häufig ſeien und daß das Publikum ſich daran 
gewöhnt habe, auch auf kleinere Abweichungen zu achten. Dieſe 
Beurteilung iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Wenn die Rev. 
einwendet, bei ſolchen Abkürzungszeichen, die ſich nur durch 
kleine Abweichungen unterſcheiden, ſei die Verwechslungsge⸗ 
fahr an ſich, immer nach dem Maßſtabe der Verwechſlungs⸗ 
fähigkeit anderer Zeichen gemeſſen, überaus groß, ſo daß die 
Feſtſtellung dieſer Verwechſlungsfähigkeit die verurteilende 
Entſch. nicht trage, ſo überſieht ſie, daß der Begriff der Ver⸗ 
wechſlungsgefahr (8 20 W636.) bei den verſchiedenen Arten 
von Zeichen kein verſchiedener iſt, ſondern daß nur an das 
Maß der dieſe Gefahr ausſchließenden Abweichungen nicht 
überall die gleichen Anforderungen zu ſtellen ſind. Dem 
letzteren Geſichtspunkte hat aber das "D. ſoweit er hier 
wegen der Eigenſchaft der beiden Zeichen als Abkürzungs⸗ 
zeichen von Bedeutung iſt, ausdrücklich und einwandfrei Rech⸗ 
nung getragen. Weiter iſt die Rev. der Anſicht, daß in Wahr⸗ 
heit die beiden Zeichen ſich dem Klange nach ſehr deutlich 
unterſcheiden. Auch mit dieſem Angriffe kann ſie keinen Er⸗ 
folg haben, weil ſie ſich mit ihren, hierher gehörigen Aus⸗ 
führungen auf dem Gebiete der tatſächlichen Würdigung be⸗ 
wegt. Ob ſodann für das Auge ein erheblicher Unterſchied 
zwiſchen den beiden Zeichen beſteht, ift nach der Sachlage be⸗ 
langlos; Verwechſlungsgefahr im Sinne des Gef. liegt auch 
dann vor, wenn die Gefahr nur in der Klangwirkung der 
beiden Zeichen begründet ift. Die Zurückweiſung des Einwands, 
den die Bekl. aus dem mehrjährigen Nebeneinanderbeſtehen der 
beiden Zeichen abgeleitet hat, beruht auf nicht nachzuprüfenden 
tatſächlichen Erwägungen und gibt in rechtlicher Hinſicht zu 
Bedenken keinen Anlaß. 


(u. v. 30. Jan. 1925; 112/24 II. — Berlin.) [u.] 


Zu 22. Die Entſch. weckt Bedenken. Es handelt ſich um zwei 
Firmenabkürzungen: Dog ea (Deutſche Gasglühlicht-⸗A.-G.) und 
Teageh (Thermos-A.⸗G.), von denen die letztere als die jüngere 
kaum mit der Abſicht der Täuſchung angenommen ſein dürfte. Dieſer 
Umſtand ſowie die Tatſache, daß das Zeichen der Bell. „Teageh“ 
ſchon ſeit 1914 beſteht, hätten eine andere Beurteilung ergeben 
können. Es kann keinem Vieh unterliegen, daß Firmennamen und 
Firmenabkürzungen im Verkehr nach anderen Maßſtäben beurteilt 
werden, als freie Phantaſieworte, die keine Beziehung zur Firma 
haben. Unter dieſem Geſichtspunkt betrachtet, dürfte die Abweichung 
der Schriftbilder und der Unterſchied der Betonung (Degen — Teagsh) 
und des Vokalſtandes zur Unterſcheidung der Firmenabkürzungen 
ausreichen. Hierbei ſei bemerkt, daß ſinngemäß Firmenbezeichnungen 
durch Warenzeicheneintragung zwar emen formal aber nicht ſachlich 
ftärferen Schutz erwerben Bam Der ſchematiſche Satz: „Warenzeichen 
iſt Warenzeichen“ entſpricht weder dem Verkehrsgebrauch noch dem 
Verkehrsbedürfnis. 8 20 WbzG. schreibt eine Würdigung beier tat- 
ſächlichen Verhältniſſe vor. Der Satz des RG., daß der Begriff der 
Verwechflungsgefahr bei den verſchiedenen Zeichen kein verſchiedener 
ſei, iſt nicht ganz verſtändlich. Der Begriff „Verwechſelungsgefahr“ 
ift ein Beziehungsbegriff und ſchließt einen Vergleich unter Berück⸗ 
ſichtigung der tatſächlichen Verhältniſſe ein. Die Anwendung auf den 
praktiſchen Fall kann nicht nach einem ſchematiſchen Maßſtab, ſondern 
nur von Fall zu Fall erfolgen. Eine Nichtbeachtung dieſer Grund⸗ 
ſätze dürfte ein Rechts irrtum ſein, ſo daß das RG. vielleicht doch 
nicht an die Feſtſtellungen des BG. gebunden war. 


SR. Prof. Dr. Albert Oſterrieth, Berlin. 
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23. 8 16 Unl WG.; 88 12, 13, 20 Wb z G.; 8 4 
GmbH Geſ. über das Verbot, den eigenen Namen 
auf einem beſtimmten Verkehrsgebiete zu des 
nugen.]f) 

Die im Jahre 1875 gegründete Kl., jetzige Zigaretten⸗ 
fabrik J. Malzmann A.-G., für welche ſeit dem 20. Mai 1912 
die Worte „Malzmann⸗gigaretten“ und „Zigaretten Malz 
mann“ als Warenzeichen für Zigaretten und anderes ein⸗ 
getragen ſind, verlangt von der im September 1921 von 
Adolf Malzmann, zuſammen mit zwei anderen Kaufleuten 
gegründeten „Lamata“ A. Malzmann G. m. b. H., Beſeiti⸗ 
gung des Namens „Malzmann“ aus ihrer Firma. Dem 
Antrag ift vom RG. unter Aufhebung des Berufungsurteils 
ſtattgegeben. Die Kl. ift Inhaberin der ſchon im Jahre 
1912 für ihre Rechtsvorgängerin eingetragenen Warenzeichen 
„Malzmann⸗Zigaretten“ und „Zigaretten Malzmann“. Iſt 


Zu 23. Die obige Entſch., die auch in der offiziellen Samm⸗ 
lung abgedruckt werden wird, entſpricht einem verfeinerten Rechts⸗ 
gewiſſen, wonach jegliche Ausbeutung fremder Arbeitsreſultate durch 
gerichtlichen Zwang zu verhindern iſt. Gegen dieſe Ausbeutung, die 
den Kern des Rechtsfalls bildet, ſucht das RG. die ordnende Regel 
zu finden. Das Ergebnis, zu dem es gelangt, iſt methodiſch ſolge⸗ 
richtig aus dem Geſetz (Wbzch. u. WettbG.) abgeleitet, wie auch das 
entgegengeſetzte Ergebnis, zu dem das Urteil der Vorinſtanz 

angt. Hier handelt es ſich um ein Schulbeiſpiel für das, was 
ich dargelegt habe in meinem Aufſatz „Methodiſche Jurisprudenz 
und Einzelrichtertum; deutsche und engliſche Auffaſſung (JW. 1924, 
251): „Überragende Entſcheidungen erklären ſich 
nicht aus methodiſchem Denken, ſondern aus dem 
Her vorbrechen eines ſtarken Rechtsgefühls.“ 

Was dem Urteil des RG. Leben und Tiefe gibt, 
iſt nicht die Methodik der Begründung, ſondern der 
inſtinktſichere Zugriff. Die Vorinſtanz, der 4. 36. des 
DLG. Dresden, ein ſonſt mit unerbittlicher Schärfe gegen den un⸗ 
lauteren Wettbewerb einſchreitendes Gericht, war in obiger Streit- 
ſache durch theoretiſche Bedenken derart gehemmt, daß die Quinteſſenz 
des Rechtsfalls nicht hervortrat: Darf jemand den Verkehr verwirren, 
indem er ſich auf ſein Recht zur Benuzung des eigenen Namens De: 
ruft? In GewqSchutz 1925, 69 habe ich folgenden Satz aufgeſtellt: 
„Hat ein Name für beſtimmte Waren (gewerbliche 
Leiſtungen) Schlagwortcharakter erlangt, dann darf 
ein anderer Träger desſelben Namens ihn auf dem 
gleichen Verkehrsgebiete nur dann benutzen, wenn 
jegliche Verwechſlungs möglichkeit ausgeſchloſſen 
erſcheint.“ Dieſem Satze iſt nunmehr durch obige Entſch. die 
höchſtrichterliche Sanktion zuteil geworden. Damit hat der Wett⸗ 
bewerbs⸗ und Warenzeichenſenat des RG. ſeinem „Merx“⸗-Urteile 
(RG. 108, 272 JW. 1925, 1369) ſowie ſeinem „Quatta“⸗Urteile 
(RG. 109, 213) eine weitere Stütze hinzugefügt, dem gewerblichen 
Rechtsſchuz ganz neue Wege eröffnet: zugunſten der Ordnung und 
Reinlichkeit des Verkehrs. Möchten die Inſtanzgerichte ſich 
einleben in den Geiſt, der die obigen Urteile des 
2. 3 S. des RG. beherrſcht' Handel und Induſtrie unen es 
auf die Dauer nicht hinnehmen, daß allzuoft ein großzügiger ge⸗ 
werblicher Rechtsſchutz erſt in dritter Inſtanz gewahrt wird, alſo 
nachdem das Unrecht Jahre hindurch ſich eingeniſtet hat. Eine kaum 
noch erträgliche Verkümmerung liegt darin, daß Geſuche betrefſend 
den Erlaß einer einſtweiligen Verfügung nicht mehr bis zum NÖ. 
durchgeführt werden können. Man ſollte wenigſtens für das Gebiet 
des gewerblichen Rechtsſchutzes die — in hohem Grade der Rechts⸗ 
ſicherheit dienende — frühere Regelung wiederherſtellen. Die zu⸗ 
ſtändige Verwaltungsbehörde müßte einſehen, wie ſegenſtiftend dieſe 
Wiederherſtellung ſein würde! Viele Inſtanzgerichte urteilen ohne 
ausreichende Beachtung des höchſtrichterlichen Standpunkts. Pamit 
wird nicht nur Unordnung und Mißſtimmung ins Verkehrsleben ge⸗ 
tragen, ſondern auch eine unabfehbare, oft irreparable Schädigung 
von Einzelintereſſen bewirkt. Die Prozeſſe auf dem Gebiete des ge⸗ 
werblichen Rechtsſchutzes finden in den drei Juſtanzen nur ſelten 
die gleiche Behandlung. Immer wieder erneut muß das RG. die 
Verletzung fundamentaler Geſetzesbeſtimmungen rügen. In Han Ng. 
1925, 298 habe ich unter der Überſchrift „Die richterliche Freiheit“ 
die Anwartſchaft erörtert, die die Parteien auf Grund der herrſchen⸗ 
den Spruchpraxis beſitzen: „Die Parteien dürfen erwarten, daß die 
Richter den Prozeß unter Wahrung der Tradition entſcheiden.“ „Die 
Jurisprudenz dient der geſtaltenden Ordnung des Gemeinſchafts⸗ 
lebens. Dieſe Ordnung ift ohne Rechtsſicherheit nicht durchführbar.“ 
„Unſerem Juſtizbetriebe muß ein Höchſtmaß von 
ſchlicht⸗ſachlicher Stetigkeit und Feierlichkeit zu⸗ 
geführt werden.“ 

Das obige Urteil des RG., ein Sieg überlegenen Richtertums, 
ſchafft einen Rechtszuſtand, der Sei allen hochſtehenden Kaufleuten 
und Induſtriellen freudige Zuſtimmung finden wird. Den, Inſtanz⸗ 
gerichten liegt nunmehr die Aufgabe ob, das gewonnene Gebiet Ge 
gemäß zu bebauen. 


NA. Dr. Alfred Roſenthal, Hamburg. 
í 162 
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ein Wort als Warenzeichen geſchützt, jo it nach § 12 Wbez®. 
die Verwendung dieſes (oder nach 820 WbzG. eines zum 
Verwechſeln ähnlichen) Wortes zum Zwecke jeder Waren⸗ 
bezeichnung und ſchlechthin, gleichviel auf welche Weiſe dieſe 
beſtätigt wird, verboten. Da nun eine Firma zunächſt und 
unmittelbar zwar nur der Bezeichnung des Geſchäftsbetriebes 
dient, mittelbar aber auch die Herkunft der aus ihm ſtam⸗ 
menden Waren kennzeichnet, ſo wird das Warenzeichen auch 
dadurch, daß es in einer Firma als deren Beſtandteil ge⸗ 
braucht wird, in einer Weiſe verwendet, die in den nach 
812 WbzG. geſchüzten Rechtskreis des Warenzeichenſchutzes 
eingreift. Wer in einem Geſchäft kauft, das in ſeiner Firma 
ein ihm bekanntes oder ein mit dieſem verwechſelbares Waren⸗ 
zeichen führt, nimmt ohne weiteres an, er erhalte mit jenem 
Warenzeichen verſehene und dadurch gekennzeichnete Waren 
(RG. 100, 267; Urteile des erkennenden Senats v. 4. Jan. 
1924, II 208/23, und v. 30. April 1924, II 419/23) ). Auf 
den Schutz des § 13 gp. kann fih die Bekl. nicht be- 
rufen. Das Gegenteil wäre, da die Firma der Bekl. jünger 
iſt als das Warenzeichen der Kl., nur dann der Fall, wenn 
der Name „A. Malzmann“ ein notwendiger Beſtandteil der 
Firma wäre. Das trifft jedoch nicht zu. Nach SA Gmb G. 
muß die Firma der Geſellſchaft entweder von dem Gegenſtande 
des Unternehmens entlohnt ſein oder die Namen der Geſell⸗ 
ſchafter oder den Namen wenigſtens eines von ihnen mit 
einem das Vorhandenſein eines Geſellſchaftsverhältniſſes an⸗ 
deutenden Zuſatze enthalten. Hier aber liegt eine Verknüpfung 
beider Möglichkeiten inſofern vor, als der Name des Gründers 
der Sach firma nachgeſtellt iſt. Das war ſelbſtverſtändlich 
nicht notwendig, ſondern iſt willkürlich geſchehen. Willkür⸗ 
lichen Beſtandteilen jüngerer Firmen aber ſteht der Schutz 
des 813 Opnam. nicht zur Seite (RG. 64, 63; 100, 266 
und die beiden obenerwähnten ſpäteren Urteile des erkennen⸗ 
den Senats). Verfehlt ift die Auffaſſung des BG. — und 
zwar auch von ſeinem abweichenden Standpunkt über die 
Aufnahme des Namens in die Firmenbezeichnung aus —, 
daß die Bekl. trotz des Zeichenſchutzes des Wortes „Malz⸗ 
mann“ in Verbindung mit dem Worte „Zigaretten“ nach 
813 gët: berechtigt fei, auf den von ihr erzeugten Biga- 
retten und auf deren Verpackung oder Umhüllung die Worte 
„Malzmann & Co.“ als Abkürzung ihrer Firma anzubringen. 
Die Beſtimmung des 813 WbzG. geſtattet dem Inhaber 
eines mit einem Warenzeichen gleichlautenden Namens, dieſen 
ſeinen vollen oder verkehrsüblich abgekürzten Namen, z. B. 
als Unterſchrift einer Anpreiſung der Ware auf dieſer ſelbſt 
oder in Inſeraten uſw. anzubringen, und entſprechendes gilt 
auch für den Inhaber einer mit einem älterem Waren⸗ 
zeichen gleichlautenden oder zum Verwechſeln ähnlichen Firma 
Niemals darf aber der Name der die Firma, in abgekürzter 
oder unabgelürzter Form, als Schlagwort in warenzeichen⸗ 
mäßiger Weiſe zur Kennzeichnung der Erzeugniſſe des 
Namensinhabers oder der Firma verwendet werden. Gerade 
das geſchieht jedoch ohne Zweifel dadurch, daß die Bekl. die 
Worte „Malzmann & Co.“ als Abkürzung ihrer Firma auf 
ihre Zigaretten und deren Umhüllung oder Verpackung auf⸗ 
gedruckt. Das Urteil hätte übrigens, auch wenn es auf den 
816 Unl WG. allein ankäme, nicht aufrecht erhalten werden 
können; denn die hierzu in Betracht kommenden Ausfüh⸗ 
rungen des BG. ſind nach verſchiedener Richtung rechtsirrig. 
Offenbar hat ſich das BG. die Wirkung, die das jahrzehnte⸗ 
lange Beſtehen der Kl. und ihrer Rechtsvorgängerin, der 
Firma J. Malzmann (feit 1875), und das etwa 12 jährige 
Beſtehen der beiden Warenzeichen der Kl. auf das kaufende 
Publikum ausgeübt hat, nicht genügend zum Bewußtſein 
gebracht. Dieſe Wirkung wird im Zweifel darin beſtehen, 
daß ſich der Verkehr mehr oder weniger an die Bezeichnungen 
„Malzmann⸗Zigaretten“ und „Zigaretten Malzmann“ als 
Kennzeichnung der Erzeugniſſe der Kl. gewöhnt hat. Für 
die Frage, inwieweit eine derartige Wirkung eingetreten war, 
iſt die Auskunft des Zentralverbandes Deutſcher Tabak⸗Groß⸗ 
händler von weſentlicher Bedeutung. Sodann verkennt das 
BG. die Unterſcheidungskraft des der Firmenbezeichnung der 
Bekl. beigefügten, an ſich unverſtändlichen und nichtsſagen⸗ 
den Wortes „Lamata“. Gerade wenn der Name „Malzmann“ 
als Zigaretten⸗Erzeugungsſtätte vom Betriebe der Kl. und 
ihrer Rechtsvorgängerin her beim verbrauchenden Publikum 
ſchon mehr oder weniger bekannt war, mußte bei der Firma 


1) JW. 1924, 1159. 
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der Bekl. nicht ſowohl das viel eher an eine Sortenbezeich⸗ 
nung gemahnende Wort „Lamata“, als vielmehr der Name 
„Malzmann“ als Schlagwort in die Augen fallen und mut⸗ 
maßlich auch in der Erinnerung des flüchtigen Beſchauers 
haften bleiben. Der Eindruck, daß es ſich bei den Erzeugniſſen 
der Bekl. um die bekannte Malzmann⸗Zigarette handle, kann 
aber nach den Regeln der Erfahrung durch den einer be⸗ 
ſtimmten Bedeutung entbehrenden Zuſatz „Lamata“ nicht be⸗ 
ſeitigt werden. Fraglos rechtsirrtümlich iſt des weiteren die 
Annahme, es müßten mit Rückſicht darauf, daß die Bekl. 
den Firmenbeſtandteil „Malzmann“ als den Familiennamen 
eines ihrer Geſellſchafter benütze, an die Verwechllungsgefahr 
höhere Anforderungen geſtellt werden als in einem anderen 
Falle; das Geſetz kennt eine derartige Verſchiedenheit des 
Maßſtabes bei der Beurteilung der Verwechflungsfähigkeit 
nicht. Und endlich berückſichtigt das BG. nicht oder jedenfalls 
nicht in hinreichendem Maße den Umſtand, daß die Aufnahme 
des Namens „Malzmann“ in ihre Firma für die Bekl. durch⸗ 
aus keine Notwendigkeit, ihr auf § 4 Abſ. 1 GmbHG. be- 
ruhendes Recht auf Hereinnahme dieſes Namens vielmehr ver⸗ 
möge der Vorſchrift des 8 16 Unl WG. durch das Vorkommen 
desſelben Familiennamens in der älteren Firma der Kl. 
von vornherein beſchränkt war. 

(U. v. 24. Febr. 1925; 264/24 II. — Dresden.) [Ku .] 


24. 81 Abſ. 1 des Gei über den Verkehr mit 
ausländiſchen Zahlungsmitteln v. 2. Febr. 1922 
verbietet nicht den Abſchluß von Verträgen über 
Zahlung mit ausländiſchen Zahlungsmitteln. f) 

Das BG. ift der Anſicht, daß die Kl. ſchon deshalb 
keinen Erfolg haben könne, weil der zu ihrer Begründung 
behauptete Vertrag wegen Verſtoßes gegen das Geſetz über 
den Verkehr mit ausländiſchen Zahlungsmitteln v. 2. Febr. 
1922 (RGBl. I, 195) nichtig ſei. Nach § 1 Abſ. 1 dieſes 
Geſetzes, unter deſſen Herrſchaft die Kl. die ſtreitige Liefe⸗ 
rungspflicht übernommen und die Lieferung ausgeführt hat, 
dürfen Geſchäfte über ausländiſche Zahlungsmittel nur mit 
oder durch Vermittlung der Reichsbank oder beſtimmter ande⸗ 
rer Banken abgeſchloſſen werden. Als Geſchäft über aus⸗ 
ländiſche Zahlungsmittel fof es nach Satz 1 des Abſ. 3 
daſelbſt auch gelten, wenn bei Inlandsgeſchäften die Leiſtung 
oder Gegenleiſtung durch Hingabe oder Annahme ausländi⸗ 
ſcher Zahlungsmittel erfolgt; Inlandsgeſchäfte im Sinne 


Zu 24. Die Entſch., der allenthalben beizutreten iſt, bewegt 
ſich im Rahmen der herrſchenden Meinung (Reichard, Band. 
1922, 388: Koch, Deviſen⸗Notverordnung und ⸗Handelsgeſetz, 1922, 
Verlag Heß, S. 31, 54 und Köppel. Komm. zum Deviſenhandels⸗ 
geſetz, Späth & Linde, 1922; a. A. Raps, Recht und Wirtſchaft 
1922, 419). Das Deviſenhandelsgeſetz unterſcheidet bei Geſchäften 
über ausländiſche Zahlungsmittel zwiſchen ſolchen, bei denen die aus⸗ 
ländiſchen Zahlungsmittel als „Ware“ gehandelt werden — 8 1 
Abſ. 1 — und zwiſchen ſolchen, bei denen die ausländiſchen Valuten 
als „Zahlungsmittel“ (Entgelt) dienen — 8 1 Abſ. 3 —. Als letztere 
gelten Inlandsgeſchäfte, bei denen die Leiſtung oder Gegenleiſtung 
durch Hingabe oder Annahme ausländiſcher Zahlungsmittel er⸗ 
folgt. Danach liegt alſo i. S. des Deviſenhandelsgeſetzes kein Ge⸗ 
ſchäft über ausländiſche Zahlungsmittel vor, wenn bei Inland⸗ 
geſchäften als Leiſtung oder Gegenleiſtung vertraglich die Hingabe 
oder Annahme ausländiſcher Zahlungsmittel bedungen wird. 
Der obligatoriſche Vertrag ift nach 8 1 Abſ. 3 des Dev Hand. von 
jedem Zwange befreit, und nur das Erfüllungsgeſchäft unterliegt 
dem Bankzwang. Lediglich die Zahlung der ausländiſchen Valuten 
muß durch Vermittlung einer Bank erfolgen, womit der Geſetzgeber 
im Intereſſe der Stützung des Markkurſes eine gewiſſe Erſchwerung 
derartiger Geſchäfte beabſichtigt hatte. Ein anderer, insbeſondere ein 
ſteuerlicher Erfolg, wurde mit dem Bankzwang nicht erreicht, da das 
Vermittlungsgeſchäft für die Bank weder gegenüber dem Käufer noch 
gegenüber dem Verkäufer als ein dem Finanzamt zu meldendes An⸗ 
ſchaffungsgeſchäft i. S. des 8 1 Abſ. 1 a. a. 8. anzufehen war. Der 
Abſchluß des obligatoriſchen Vertrages wurde den Deviſenbeſtim⸗ 
mungen erft durch die Not VO. v. 12. Okt. 1922 unterworfen, welche 
anordnete, daß Zahlung in ausländiſchen Zahlungsmitteln bei In⸗ 
landsgeſchaften — abgeſehen von deren Leiſtung und Annahme — 
auch nicht „gefordert, angeboten und ausbedungen“ werden durfte 
(8 1). Mit Recht weiſt das RG. auch darauf hin, daß die Deviſen⸗ 
zahlung für das vorliegende Geſchäft unter der Geltung der ſpäteren 
Deviſengeſetzgebung auf Grund einer Ausnahmevorſchrift zuläſſig ge- 
weſen wäre, wobei zu bemerken ift, daß hier nicht nur 8 3 Nr. 1 
der AusfVeſt. zur ValutaſpekulationsVO. v. 8. Mai 1923 (RGBl. I, 
279), ſondern auch fon SL Nr. 1 der 2. Ausf VO. zur Deviſen⸗ 
Not VO. v. 27. Okt. 1922 (RG Bl. I, 809) hätte herangezogen werden 
können. RA. Dr. Otto Dorenberg, Stuttgart. 
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dieſer Vorſchrift find nach Satz 2 Geſchäfte zwiſchen Par⸗ auf jede Art von Inlandsgeſchäften, bei denen mit ause 
teien, die beide ihren Wohnſitz oder Sitz im Inland haben ländiſchen Zahlungsmitteln gezahlt wird. Wollte man fie fo 
und bei denen, ſoweit es ſich um Warenlieferungen handelt, verſtehen, daß ſchon der Abſchluß ſolcher Geſchäfte nur zu⸗ 
die Waren nicht zum Verſand nach dem Auslande beſtimmt gelaſſen ſein ſoll, wenn er durch Vermittlung der Bank er⸗ 
ſind. Geſchäfte, die entgegen der Vorſchrift des 8 1 abge- folgt, dann wäre nicht nur den Banken eine Tätigkeit zuge⸗ 
ſchloſſen find, erklärt 8 4 Abſ. 1 für nichtig; jedoch ſoll nach wieſen, die vielfach ganz außerhalb des Rahmens des Bant- 
Abſ. 2 daſelbſt die Nichtigkeit nicht zunt Nachteil von Per⸗ geſchäfts liegen würde, ſondern es ware auch in vielen 
ſonen geltend gemacht werden können, die den die Nichtigkeit Fällen unerfindlich, wie dieſe Vermittlung vor ſich gehen 
begründenden Sachverhalt beim Abſchluß des Geſchäfts nicht ſoll. Daß die ſpätere Deviſengeſetzgebung — erſtmals die 
gekannt haben. Die vorſätzliche Zuwiderhandlung gegen 51 BO. v. 12. Okt. 1922 (RG Bl. I, 295) und nicht erſt die 
ſtellt 85 unter Geld⸗ und Gefͤngnisſtrafe, neben der die VO. v. 8. Mai 1923 (RGBl. I, 275) — dazu übergegangen 
Einziehung der ansländiſchen Zahlungsmittel, auf die ſich iſt, für Inlandsgeſchäfte die Vereinbarung einer Zahlung in 
die ſtrafbare Handlung bezieht, oder in gewiſſen Fällen die ausländiſcher Währung grundſätzlich zu verbieten, ergibt ent⸗ 
Erlegung des Wertes derſelben ſtattzufinden hat. In An- gegen der Meinung des Vorderrichters nichts für die Richtig⸗ 
wendung dieſer Vorſchriften auf das hier vorliegende In⸗ keit der von dieſem vertretenen Auffaſſung. Das Geſetz vom 
landsgeſchäft erwägt das BG.: Sei ein Geſchäft, bei dem 22. Febr. 1922 iſt aus ſich ſelbſt auszulegen und nicht unter 
die Leiſtung oder Gegenleiſtung durch Hingabe oder Annahme Heranziehung einer ſpäteren Regelung, die auf ganz anderer 
ausländiſcher Zahlungsmittel erfolge, nichtig, ſo müſſe es Grundlage beruht. Übrigens haben die Ausführungsbeſtim⸗ 
folgerichtig auch ein Vertrag ſein, in dem die Zahlung mit mungen zur RO. v. 8. Mai 1922 neben anderen Ausnahmen 
ausländiſchen Zahlungsmitteln erſt bedungen werde; nach von dem erwähnten Verbote gerade auch für den hier zu 
§ 134 BGB. würden auch ſolche Rechtsgeſchäfte von der unterſtellenden Fall, daß ein Inlandsgeſchäft die Lieferung 
Folge der Nichtigkeit betroffen, bei welchen das Verbot ſich von Waren zum Gegenſtand hat, die ſich im Ausland be⸗ 
dem Wortlaute nach nicht gegen die Vornahme, ſondern gegen finden, die Ausbedingung (und ebenſo die Leiſtung) einer 
den Inhalt des Rechtsgeſchäfts richte, insbeſondere auch Zahlung in ausländiſcher Währung zugelaſſen (8 3 Nr. 1 
ſolche, die auf eine durch das Geſetz verbotene Leiſtung ge- beier Beſtimmungen, RGBI. I, 279). Schließlich ſteht der 
richtet ſeien; wäre dem nicht ſo und würde der Bekl. zur Klage auch nicht etwa entgegen, daß die Vollſtreckung eines 
Zahlung von tſchechiſchen Kronen zu verurteilen ſein, ſo auf Zahlung von tſchechiſchen Kronen lautenden Urteils un⸗ 
würde der Verurteilte, um der Zahlungsvollſtreckung zu ent⸗ zuläſſig wäre. Ein Verbot, Zahlungen in ausländiſcher Wäh- 
geben, den geſetzlichen Vorſchriften zuwider an die Kl. tihe- rung zu leiſten, beſteht weder allgemein noch für Geſchäfte 
chiſche Zahlungsmittel hingeben müſſen und im Falle der der vorliegenden Art. 
Zwangsvollſtreckung würde der Gerichtsvollzieher bei dem (U. v. 2. Jan. 1925; 178/24 II. — Dresden.) [Ru] 
Verurteilten etwa vorhandene tſchechiſche Zahlungsmittel weg⸗ 
nehmen und den geſetzlichen Beſtimmungen zuwider der Kl. III. Verfahrensrecht. 
aushändigen müſſen. Dieſe Beurteilung wird mit Grund ** 25. Ausländiſche Selbſtverwaltungskörper 
beanſtandet. Das BG. verkennt, daß 8 1 des Geſetzes vom unterſtehen der inländiſchen Gerichtsbarkeit. 
2. Febr. 1922 nicht die Vornahme gewiſſer Geſchäfte ver⸗ Ein früherer preußiſcher Kreis verliert durch 
bietet, ſondern nur den Bankzwang für deren Vornahme an- feine Gebietszerreißung durch den Verſailler 
ordnet. Deshalb ift mit der Erwägung, daß wegen der Vertrag feine Rechtsperſönlichkeit. Kein Eigen⸗ 
Nichtigkeit eines Geſchäfts, bei dem die Leiſtung oder Gegen- tumsübergang an dem im preußiſch gebliebenen 
leiſtung durch Hingabe oder Annahme ausländiſcher Zah- Teile gelegenen Vermögen auf den neuen Staat 
lungsmittel erfolge, auch ein Vertrag nichtig ſein müſſe, durch die Staatenſukzeſſion.] 
in dem die Zahlung mit ausländiſchen Zahlungsmitteln erſt Durch die Grenzziehung nach dem VL. ift der Kreis 
ausbedungen werde, nichts gewonnen. Was das BO. hier Neuſtadt in drei Teile zerriſſen. Ein Teil ift bei Preußen — 
im Auge bat, könnte vielmehr erſt unter dem Geſichtspunkte Kreis Lauenburg — geblieben, ein zweiter iſt zum Freiſtaat 
Bedeutung erlangen, daß die Vertragsſchließenden den in der Janzi ; ; h Q 

S 3 S ei" A Danzig und ein dritter zu Polen gekommen. Letzteres hat 
fremden Währung ausgedrückten Kaufpreis in der Abſicht einen Teil dem Nachbarkreis Puck (Putzig) zugeſchlagen, 
vereinbart haben, das Geſchäft unter Umgehung des Bank- der Ref ift als Kreis Weyherowo (Neustadt) organiſiert. 
zwanges abzuwickeln. In dieſem Falle würde allerdings ein Der preußiſche Kreis Neuſtadt hatte eine Starkſtromanlage 
Vertrag vorliegen, der auf eine durch das Geſetz verbotene erbaut, von der etwa 10 km Hochſpannungsleitung noch jetzt 
Handlung gerichtet und darum nach 8 134 BOB. nichtig auf dem preußiſchen Gebiete ſich befinden. Der Kl., der 
wäre. Eine ſolche Abſicht der Beteiligten iſt jedoch hier weder 1918 für 5 Jahre als Ingenieur bei dem Kreiſe Neuſtadt 
feſtgeſtellt noch behauptet. Die Beantwortung der Frage, ob angeſtellt wurde, behauptet, der Kreis Weyherowo ſei in den 
die Vereinbarung, daß mit tſchechiſchen Kronen zu bezahlen Vertrag mit ihm eingetreten und habe bis zum 1. März 
ſei, die Nichtigkeit des Kaufvertrags zur Folge hatte, kann 1920 ſeine Verpflichtungen erfüllt. Danach habe er aber 
deshalb nur davon abhängen, ob $1 Abi. 3 des Geſetzes zunächſt ſein Einkommen willkürlich herabgeſetzt und ihn 
fo zu verſtehen ift, daß ſchon der diefe Vereinbarung ent⸗ ſchließlich friſtlos entlaſſen. Er hat Klage auf Zahlung des 
haltende Vertragsſchluß — im Gegenſatz zu dem Erfüllungs- rückſtändigen Gehaltes erhoben, wurde aber von den Vor⸗ 
geſchäſte, der Zahlung in der ausländiſchen Währung — inſtanzen wegen örtlicher Unzuſtändigteit abgewieſen. Seine 
dem Bankzwang unterlag. Das iſt aber mit dem Urt. des Reviſion hatte keinen Erfolg. Das B. ift mit Recht davon 
1. 36. des NO. v. 14. April 1924 (£3. 1924, 642) und ausgegangen, daß feine Zuſtändigkeit durch die Beſtimmung 
mit den Ausführungen auf S. 389 des 21. Jahrgangs des des Art. 304 b Aof. 2 VV., nach der alle Streitfragen be- 
Bankarchivs, die das BO. als unzutreffend ablehnt, zu züglich der vor Inkrafttreten des VV. zwiſchen Staats⸗ 
verneinen. Freilich kann dem Zwecke des Geſetzes vom angehörigen der alliierten und aſſoziierten Mächte und deut⸗ 
22. Febr. 1922, die Deviſenanſchaffungsgeſchäfte zur Kennt: ſchen Reichsangehörigen geſchloſſenen Verträge durch den ge⸗ 
nis der Steuerbehörde zu bringen, die Beſchränkung des miſchten Schiedsgerichtshof zu regeln ſind, nicht in Frage 
Bankzwanges auf das Erfüllungsgeſchäft nicht entnommen geſtellt werde. Allerdings geht der Grund, der Vertrag vom 
werden. Denn ſowohl nach der Regierungsbegründung wie 21. Dez. 1918 ſei zwiſchen deutſchen (preußiſchen) Staats⸗ 
nach den Erörterungen im Vorläufigen Reichswirtſchafts⸗ Wangehörigen geſchloſſen worden, fehl. Denn zu den Staats⸗ 
rat und im Reichstag ſollte das Geſetz, jedenfalls in erſter angehörigen der alliierten und aſſoziierten Mächte find, wie 
Reihe, nicht ſteuerlichen Zwecken, ſondern der Beſſerung des das RO- 106, 56 ausgeſprochen hat, auch die früheren 
Markkurſes dienen. Dagegen ſpricht für ele Beſchränkung Reichsangehörigen zu rechnen, die in einem von dem Deut- 
der Wortlaut der in Betracht kommenden Vorſchrift, infor ſchen Reiche an eine alliierte oder aſſoziierte Macht abge⸗ 
fern dort nur die Rede iſt von Geſchäften, bei welchen die tretenen Gebiete wohnen und Staatsangehörige dieſer Macht 
Leiſtung oder Gegenleiſtung durch e wë oder Annahme geworden find. Andererſeits hat aber der Bekl. die Ver⸗ 
ausländiſcher Zahlungsmittel erfolgt. Vor allem aber weiſt pflichtungen, auf die der Kl. feme Anſprüche ſtuützt, erft 
auf die engere Auslegung das von der Reviſion ebenfalls im Febr. 1920 nach der Beſetzung des Kreiſes Neuſtadt 
erwähnte unannehmbare Ergebnis hin, zu dem die weitere übernommen. Ein Vertragsverhältnis zwiſchen den Parteien 
Auslegung führen würde. Die fragliche Vorſchrift bezieht ſich iſt alſo erſt nach dem Inkrafttreten des JV. zuſtande ge⸗ 
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kommen. Die Frage, ob ein fremder Staat vor deutſchen 
Gerichten verklagt werden kann, hat das BG. abweichend 
von der in RG. 62, 165 ausgeſprochenen Auffaſſung beant⸗ 
wortet. Einer Richtigſtellung zu dieſem Punkte bedarf es 
nicht. Was dort aus der im internationalen Verkehr aner⸗ 
kannten Unabhängigkeit und Gleichheit ſouveräner Staaten 
gefolgert iſt, daß nämlich ein Staat an ſeiner völkerrecht⸗ 
lichen Unabhängigkeit auch dann Einbuße erleiden würde, 
wenn er aus rein privatrechtlichen Anſprüchen vor den Ge⸗ 
richten eines anderen Staates belangt und damit der Staats⸗ 
gewalt dieſes Staates als der Trägerin der Rechtſprechung 
unterſtellt würde, trifft für den Bekl. nicht zu. Ihm als 
einem Kreisverbande fehlen dieſe völkerrechtlichen Eigenſchaften, 
die eine Inanſpruchnahme vor inländiſchen Gerichten aus⸗ 
ſchließen und er kann aus rein privatrechtlichen Verhält⸗ 
niſſen, ſobald die übrigen Vorausſetzungen gegeben ſind, vor 
deutſchen Gerichten belangt werden. Hierin iſt dem Be⸗ 
rufungsurteil in ſeinem Endergebniſſe zuzuſtimmen. Die 
Entſcheidung dreht ſich hiernach lediglich um die Frage, 
ob der Bekl. im Inlande Vermögen beſitzt und damit der 
Gerichtsſtand des § 23 ZPO. gegeben ift. Den hierfür ob- 
liegenden Beweis hat der Kl. nicht geführt. Die Anlage 
iſt von dem früheren preußiſchen Kreiſe Neuſtadt erbaut 
und war ſein Eigentum. Die Rechtsperſönlichkeit dieſes 
Kreiſes als einer öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaft beruhte 
auf ſeiner Errichtung durch den preußiſchen Staat, deſſen 
Kreisordnung v. 13. Dez. 1872/19. März 1881 eine Bil⸗ 
dung von Kreiſen unter Zuweiſung eines beſtimmten Ge⸗ 
bietes und eine Anderung dieſer Gebietsgrenzen nur im 
Wege der Geſetzgebung zuließ. Seine Rechtsperſönlichkeit 
war an das ihm zugewieſene Gebiet gebunden. Nun ift 
dieſes durch die Ausführung des VV. auseinandergeriſſen 
und zu einem Teile an den Freiſtaat Danzig, zum anderen 
an Polen gefallen, ein Reſt iſt bei Preußen geblieben. 
Polen hat das ihm zugeteilte Stück wiederum in zwei Teile 
geſpalten und den einen dem polniſchen Kreiſe Puck zuge⸗ 
wieſen, aus dem anderen den Kreis Weyherowo gebildet. 
Damit iſt die Rechtsperſönlichkeit des alten Kreiſes er⸗ 
loſchen. Wenn Kl. alſo behaupten will, daß an dem jetzt 
noch in Preußen liegenden Stück der Leitung Vermögens⸗ 
rechte des Bekl. beſtehen, ſo muß er dartun, daß ſie in 
irgendeiner Form auf den Bekl. übergegangen ſind, daß 
er der Rechtsnachfolger des alten preußiſchen Kreiſes ge⸗ 
worden iſt. Einen privatrechtlichen Titel, der eine Sonder⸗ 
nachfolge begründet hätte, hat der Kl. nicht behauptet. Wenn 
der Kreis Weyherowo, wie Kl. behauptet, die Aktwa und 
Paſſiva des Kreiſes Neuſtadt und die Verzinſung und Til⸗ 
gung der Anleihe, aus der die Leitung erbaut iſt, über⸗ 
nommen hat, ſo genügte dieſe einſeitige Erklärung nicht, 
ihm nun auch die Vermögensrechte des alten Kreiſes zu 
übertragen. Und wenn die Überlandzentrafe in Stolp mit 
dem Bekl. in ein Verrechnungsverhältnis auch bezüglich des 
in Preußen liegenden Teiles der Leitung getreten ſein ſollte, 
wie Kl. behauptet, ſo kann auch dieſer Umſtand nicht dar⸗ 
tun, daß Bekl. Vermögensrechte an dieſem Teile beſitzt. 
Aber auch die völkerrechtlichen Vorgänge bieten hierfür keinen 
Anhalt. Will man die auf Grund des VV. eingetretene 
Staatenſukzeſſion nicht auf das Eigentum des früheren Staates 
beſchränken, ſondern es auch auf das Eigentum von öffentlich⸗ 
rechtlichen Selbſtverwaltungskörpern ausdehnen, ſo muß ſie 
jedenfalls vor den territorialen Grenzen haltmachen. Das 
iſt an ſich ſelbſtverſtändlich, aber auch die einhellige An⸗ 
ſicht des Schrifttums (Strugken, Studien zur Lehre von 
der Staatenſukzeſſion in Abhandlungen zum Friedensver⸗ 
trage). Der in Preußen belegene Teil der Leitung unterlag 
alſo der Staatenſukzeſſion ſeitens des Staates Polen nicht. 
Weitergehende Rechte als dieſer konnte aber der neue, erſt 
von ihm geſchaffene Kreis Weyherowo aus den völkerrecht⸗ 
lichen Vorgängen nicht erwerben. Sonach ſind Vermögens⸗ 
rechte des Bekl. weder aus einer Sondernachfolge in die 
Rechte des früheren Kreiſes Neuſtadt, noch aus dem VV. 
herzuleiten, ſoweit der hier fragliche Teil der Leitung in 
Betracht kommt. Wem dieſer Teil zugefallen iſt, bedarf 
keiner Unterſuchung. Ein Gerichtsſtand des Bekl. aus 8 23 
BPI. ift danach nicht dargetan. 


(U. v. 20. März 1925; III 110/24. — Stettin.) [Sch.] 
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b) Straſſachen. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und Rechtsanwalt 
Dr. Alsberg, Berlin. 


1. [Rheinlandabkommen. Anwendbarkeit der 
2. StN VO. auf die Bemeſſung von Steuerhinter⸗ 
ziehungsſtrafen aus zurückliegender Zeit. 2. 
StN VO. Bemeſſung des der Geldftrafe zugrunde 
zu legenden Steuerbetrags in Goldmark. J) 

Für die Umrechnung der Strafe ift Art. XV SI der 2. 
StVO. b. 19 Dez. 1923 mit $ 8 der 1. DurchfBeſt. zur Muf- 
wertungs O. mit Art. 1 der 3. DurchfBeſt. zur Aufwertungs⸗ 
VO. v. 12. Nov. 1923 (RED, S. 1089) maßgebend. Da in- 
deſſen die Tat im beſetzten Gebiet begangen worden iſt, muß 
beachtet werden, daß die Rheinlandkommiſſion ihrer Erklä⸗ 
rung v. 9. Mai 1924, keine Einwendung gegen die genann⸗ 
ten Vorſchriften erheben zu wollen, die Einſchränkung beige⸗ 
fügt hat, daß die VO. bis auf weiteres im beſetzten Gebiet 
nur für die nach dem 1. April 1924 anfallenden Steuern 
Anwendung fänden. Dieſer Vorbehalt ſteht jedoch einer An⸗ 
wendung der genannten Vorſchriften auf den vorliegenden 
Fall nicht im Wege. Offenſichtlich bezieht er ſich nur auf die 
Frage einer Aufwertung früher angefallener Steuern, 
während es ſich in der vorliegenden Sache darum handelt, 
eine für eine Steuerhinterziehung verwirkte Geldſtrafe 
richtig zu bemeſſen und nur zu dieſem Zweck, um näm⸗ 
lich die zutreffende Höhe des für die Strafbemeſſung maß⸗ 
gebenden Ausgangsbetrags zu gewinnen, den Steuerbetrag 
unter Berückſichtigung des veränderten Geldwerts zu beſtim⸗ 
men. Hiergegen kann um ſo weniger ein Bedenken beſtehen, 
als die mehrfachen Geſetze und VÐ., durch die eine Anpaſ⸗ 
ſung der Geldſtrafen an den veränderten Geldwert verfügt 
worden ijt, insbeſondere 8 27 Abf. 3 StGB., der die Um⸗ 
wertung in Goldmark allgemein verfügt, keinem Einſpruch 
verfallen ſind und gerade auch das angefochtene Urteil eine 
Umrechnung der Geldſtrafe in Goldmark vorgenommen hat. 
Ihrer Höhe nach iſt indeſſen die Strafbemeſſung des ange⸗ 
fochtenen Urteils unrichtig. Die Anwendung der oben ge⸗ 
nannten Vorſchriften ergibt eine verſchiedene Berechnung, 
je nachdem es ſich um die Beſitzſteuer und um das Reichsnot⸗ 
opfer handelt. Maßgebend für beides iſt nicht der Tag, an 
dem eine Steuererklärung abgegeben wird, und erſt recht nicht 
der Tag, an dem die Finanzbehörde den Steuerbeſcheid oder 
einen Steuerſtrafbeſcheid erläßt, ſondern der Tag der Ent⸗ 
ſtehung der Steuerſchuld (8 3 der 1. DurchfBeſt. zur 
Aufwertungs O.). Nach 8 81 RAbgdo. eutſteht die Stener- 
ſchuld, ſobald der Tatbeſtand verwirklicht iſt, an den das 


Zu 1. Die Entſch. erörtert eine ebenſo wichtige wie inter 
eſſante Frage des Rheinlandbeſetzungsrechtes. 

Die von der Irko zur Ausführung des Art. 3 Abs. a Rhl.⸗ 
Abk. erlaſſene VO. Nr. 1 v. 10. Jan. 1920, die fog. Geſetzgebungs⸗ 
BVD., beſtimmt u. a. folgendes: 

1. daß die Geſetze und allgemeinen VO. des Deutſchen Reiches 
und der Länder, bevor ſie in den beſetzten Gebieten in Vollzug ge⸗ 
ſetzt werden, durch die zuständigen (deutſchen) Behörden der Ir ko 
zur Prüfung darüber vorgelegt werden ſollen, ob ſie keine Beſtim⸗ 
mungen enthalten, die geeignet ſind, dem Unterhalt der Be⸗ 
ſatzungstruppen, ihrer Sicherheit oder ihren Bedürfniſſen abträglich 
zu ſein (Art. 7); 

2. daß die Geſetze und allgemeinen VO. des Deutſchen Reiches 
und der Länder in jenen Gebieten zehn Tage nach ihrer Regiſtrie⸗ 
rung bei der Irko in Kraft treten, es jei denn, daß fie vora 
läufig oder endgültig dagegen Einſpruch erhebt (Art. 8). 

Die Irko hat in ihrem Schreiben v. 9. Mai 1924 erklärt, 
daß ſie gegen das Inkrafttreten der ihr zur Prüfung vorgelegten 
zweiten Steuer Rot VO. v. 19. Dez. 1923 (RH Bl. 1205 ff.) ſowie der 
erſten und dritten DurchfBeſt. zur Aufwertungs O. v. 12. Nov. 
1923 (ROVI. 1089) keine Einwendungen zu erheben habe. Dem 
damit ausgeſprochenen Verzicht auf Einſpruchserhebung gemäß Art. 8 
der VO. 1 it dann aber in dem zweiten Abſatz des Schreibens der 
Ir ko die Einſchränkung hinzugefügt, daß die genaunten Beſtini⸗ 
mungen bis auf weiteres im beſetzten Gebiet nur für die nach 
dem 1. April 1924 anfallenden Steuern Anwendung finden dürften. 
Es fragt fich, ob dieſer Vorbehalt eine Anwendung des Art. XV 
$1 der 2. Steuer Not BO. in Verb. mit 88 der 1. DurchfBeſt. der 
Aufwertungs BD. und Art. J der 3. Durchf Beſt. zur Aufwertungs VO. 
v. 12. Nov. 1923 auf den vorliegenden Fall ausſchließt, 

Die Frage it mit dem RG. unbedenklich zu verneinen, 
und zwar zunächſt aus dem von dem NG. angeführten Grunde: 

Der von der Irko gemachte Vorbehalt verbietet lediglich, daß 
vor dem 1. April 1924 angefallene Steuern nach dieſem Tage von 
den Steuerpflichtigen aufgewertet erhoben werden. Der Vor⸗ 
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Gefe die Steuer knüpft. Somit kommt zunächſt für die Be⸗ 
ſitzſteuer, die für den Dreijahreszeitraum v. T Jan AEN 
bis 3. 31 Dez. 1919 zu entrichten war, der Ablauf des 
31. Dez. 1919 in Betracht, alſo ein Zeitpunkt, der vor dem 
Jahre 1920 liegt. Demnach iſt nach 8 8 der 1. DurchfBeſt. 
der Betrag der Steuerſchuld mit dem Fünfzigtauſendfachen 
anzuſetzen. Die beiden Beſitzſteuerbeträge find nach dem Straf⸗ 
beſcheid des Finanzamts — auf den in dem angefochtenen 
Urteil verwieſen iſt — 414+ 833,50 = 1247,50 . Das 
Fünfzigtauſendfache ift 62 375 000 M. Für das Reichsnot⸗ 
opfer iſt zwar auch der 31. Dez. 1919 als Stichtag beſtimmt 
worden. Aber das Geſetz iſt erſt am 31. Dez. 1919 ergangen 
und am 14. Jan. 1920 in Kraft getreten, und die Steuerſchuld 
kann nicht vor dem Inkrafttreten des Geſetzes „entſtanden“ 
ſein. Demnach fällt hier die Entſtehung der Steuerſchuld in 
das Jahr 1920. Die hierher treffenden Beträge von 6300 + 
4338 — 10638 % find daher nach dem genannten 8 8 mit 
dem Fünfzehntauſendſachen anzuſetzen, das ift mit 159570000 %. 
Beide umgewertete Beträge zuſammen ſind 221945 000 %. 
Nach 8 2 der 1. DurchfBBeſt. mit Art. 1 der 3. DurchfBeſt. 
ift dieſer Betrag durch 2500 000 zu teilen, fo daß ſich 
88,78 Goldmark ergibt. In dem angefochtenen Urteil iſt auf 
das Einfache der Steuerſchuld als Strafe erkannt. Richtig be⸗ 
rechnet beträgt die Steuerſchuld 88,78 Goldmark. In dieſer 
Höhe iſt alſo auf der Grundlage des angefochtenen Urteils 
die Geldſtrafe feſt beſtimmt. Sie iſt daher unter Abänderung 
des angefochtenen Urteils nach $ 354 SPD. gleich vom 
Reviſionsgericht feſtzuſetzen. 
(U. v. 24. Okt. 1924, 1 D 641/24. 


2. [8132 St GB., Art. 428 F V. Amtsanmaßung, 
begangen im altbeſetzten Gebiet durch Befaſ— 
fung mit dem Amt eines Beamten ber Militär⸗ 
polizei einer Beſetzungs macht. ln 

Die Strafkammer hat mit Recht angenommen, daß ſich 
der Mitangekl. N. gegenüber den Zeugen R. und M. je 
eines Vergehens der Amtsanmaßung ſchuldig gemacht und 
daß fih im Falle R. die beiden Beſchwerdeführer B. als Ge⸗ 
hilſen, im Falle M. der Beſchwerdeführer Karl B. als Mit⸗ 
täter hieran beteiligt haben. Nach der bisherigen Rechtſpr. gilt 
als öffentliches Amt im Sinne des § 132 StGB. diejenige 
Stellung, vermöge deren jemand dazu berufen iſt, im Dienſte 
des Reiches oder im unmittelbaren oder mittelbaren Dienſte 
eines VBundesſtaates für die Durchführung der Zwecke des 
Staates tätig zu fein (RGSt. 10, 198 (200). Bei der Feſt⸗ 
ſtellung dieſer Begriffsbeſtimmung ſind aber Verhältniſſe, 
wie ſie zur Zeit im altbeſetzten Gebiet beſtehen, nicht ins 


behalt bezieht ſich dagegen nicht auf ſolche Fälle, in welchen, wie in 
der vorliegenden Sache, ein Steuerbetrag zwecks richtiger Be⸗ 
meſſung einer für eine Steuerhinterziehung verwerllichten Geld- 
ftrafe unter Berückſichtigung des veränderten Geldwertes beſtimmt 
wird. Dafür ſpricht auch, daß die mehrfachen Geſetze und VO., 
durch die eine Anpaſſung der Geldſtrafe an den veränderten Geldwert 
verfügt worden ift, insbeſ. 827 Abſ. 3 StGB., der die Umwertung 
in Goldmark allgemein anordnet, keinem Einſpruch verfallen ſind. 
Die Anwendbarkeit der hier fraglichen Beſtimmungen ergibt 
ſich — davon abgeſehen — ferner aber daraus, daß der Vorbehalt 
der Irko in jedem Falle einen unzuläſſigen Eingriff in die 
deutſche Rechtſetzungsgewalt innerhalb der beſetzten Rheinlande be⸗ 
deutet und daher der Rechtswirkſamkeit entbehrt. Die 
Irko nimmt in den Art. 7 und 8 der VO. Nr. 1 ein Einſpruchs⸗ 
recht für ſich nur hinſichtlich ſolcher Vorſchriften neuer deutſcher 
Geſetze und BD. in Anſpruch, welche geeignet ſind, dem Unterhalt 
der Beſatzungstruppen, ihrer Sicherheit oder ihren Bedürfniſſen 
abträglich zu fein. Letzteres trifft aber bezüglich des Art. XV 81 
der 2. Steuer Not VO. v. 19. Dez. 1923 ſowie des 8 8 der 1. Durchf. 
Beſt. zur AufwertungsVO. und des Art. I der 3. DurchfBeſt. zur 
AufwertungsVO. v. 12. Nov. 1923 keinesfalls zu. Der Vor⸗ 
behalt der Irko gründet ſich offenbar 1 hierzu das Schreiben 
der Irko v. 14. Mai 1924 betr. die 2. Steuer NotVoO. und dazu 
preuß. DVG., JW. 1925, 92/93) ausſchließlich auf die Erwägung, 
daß „die beſetzten Gebiete ſich hinſichtlich der Anwendung der 
bejagten VO. in einer vom unbeſetzten Deutſchland abweichenden 
Lage befänden“, auf welche von der Beſatzungsbehörde Rückſicht ge⸗ 
nommen werden müſſe. Die Entſcheidung darüber, ob und wie die 
Verſchiedenheiten ausgeglichen werden ſollen, die dadurch entſtanden 
ſind, daß die betr. Vorſchriften im unbeſetzten und beſetzten Deutſch⸗ 
land nicht zur gleichen Zeit tatſächlich in Vollzug geſetzt werden 
konnten, iſt aber ausſchließlich Sache der deutſchen Reichs⸗ und 
Landesregierungen. Ein Recht der Irko zur Regelung dieſer 
Frage, welche die militäriſchen Intereſſen der Beſatzungs⸗ 
mächte nicht im mindeſten berührt, iſt nicht nur im Hinblick auf 
Art. Za RhlAbk. ausgeſchloſſen, ſondern wird auch nicht einmal von 
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Auge gefaßt worden. Nach Art. 428 ff. des Friedensvertrages 
bleiben zur Sicherung der Ausführung des Vertrages be⸗ 
ſtimmte Gebiete des Deutſchen Reiches während eines beſtimm⸗ 
ten Zeitraumes durch die Truppen der alliierten und aſſo⸗ 
zierten Mächte beſetzt. Die nähere Regelung iſt im Art. 432 
beſonderen Abmachungen vorbehalten. Dieſe ſind im Rhein⸗ 
landabkommen getroffen. Gemäß Art. 5 dieſes Abkommens 
bleibt zwar grundſätzlich die zivile Verwaltung in den Hän⸗ 
den der deutſchen Behörden; doch gilt eine Ausnahme inſo⸗ 
weit, als die Rheinlandkommiſſion es für nötig befindet, 
dieſe Verwaltung im Verordnungswege gemäß Art. 3 des 
Abkommens mit den Bedürfniſſen und Verhältniſſen der 
militäriſchen Beſetzung in Übereinſtimmung zu bringen; die 
deutſchen Behörden haben ſich nach den VO. der Rheinland⸗ 
kommiſſion zu richten. In den Art. 5 und 6 der GVO. der 
Rheinlandkomm. v. 10. Jan. 1920 ſind den Beamten der 
alliierten öffentlichen Macht gewiſſe polizeiliche Befugniſſe 
beigelegt. Ferner ſind nach Art. 3 des Rheinlandabkommens 
die Beſatzungsmächte in beſtimmten Grenzen zur Ausübung 
der Militärgerichtsbarkeit befugt. Hiermit ſteht das Vorhan⸗ 
denſein der Militärpolizei der Beſatzungsmächte in Zuſam⸗ 
menhang, deren Angehörige zur Vornahme von Ermittlungen 
in den zur Zuſtändigkeit der Militärgerichte gehörigen Sa- 
chen ermächtigt find. Soweit die Organe der Beſatzungsmächte 
innerhalb der vertraglichen Grenzen polizeiliche Befugniſſe 
ausüben, tun ſie dies nicht nur auf Grund des öffentlichen 
Rechtes der Macht, der ſie zugehören, ſondern auch auf Grund 
des deutſchen öffentlichen Rechtes, da der FV. und das 
Rheinlandabkommen, auf denen ihre Befugniſſe beruhen, 
durch die Zuſtimmung der verfaſſunggebenden deutſchen Natio⸗ 
nalverſammlung Reichsrecht geworden find. Sie find auch in 
gewiſſem Sinne für Zwecke des Deutſchen Reichs tätig, in⸗ 
dem ſie innerhalb der angegebenen Schranken an der Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ordnung im altbeſetzten Gebiet mitwirken. Bei 
dieſer Sachlage kann von Perſonen, die ſich unbefugt als 
Polizeibeamte einer Beſatzungsmacht ausgeben und unter Vor⸗ 
ſpiegelung dieſer Amtseigenſchaft Handlungen vornehmen, 
ſehr wohl geſagt werden, daß ſie ſich mit der Ausübung eines 
öffentlichen Amtes im Sinne des § 132 StGB. befaſſen, 
alſo den erſten Tatbeſtand dieſer Beſtimmung erfüllen. 
(I. Sen. v. 8. Juli 1924, 1 D 173/24.) 


*g. [88 146, 147, 148, 270, 47, 49 StG Cr- 
forderniſſe der Mittäterſchaft beim Münz⸗ 
verbrechen nach 8147 StGB., zweiter Miſchtat⸗ 
beſtan d.] 7) 


Die drei Angekl. St., G. und die Beſchwerdeführerin W. 


der Irko ſelbſt in den Art. 7 und 8 ihrer Geſetzgebungs VO. prä⸗ 
tendiert. Es kann mithin im vorliegenden Falle unerörtert bleiben, 
ob nicht die (übrigens neuerdings durch Verordnung Nr. 284 
abgeänderten) Art. 7 und 8 der GeſetzgebungsBO. über den in den 
Art. 3 und 5 RhlAbk. feſtgeſetzten Rahmen der Verordnungsbefugnis 
der Irko hinausgehen und daher ſelbſt als rechtsunwirkſam an⸗ 
zuſehen find. (Vgl. hierzu meine Rechtsſtellung der beſetzten Rhein⸗ 
lande $9 S. 130/134; ferner preuß. OVG. a. a. O. Die Kritik, 
die Berolzheimer IW. 1925, 92 an dieſem Urteil übt, iſt 
m. E. verfehlt. Berolzheimer würde ſeinen an ſich berechtigten 
Vorwurf, daß deutſcherſeits die Intereſſen der Bewohner des be⸗ 
ſetzten Gebietes nicht genügend geſchützt würden, richtiger an die 
Adreſſe der deutſchen Reichs⸗ und Landesregierungen gerichtet haben, 
die es bisher bei dem Erlaß von VO. — beiſpielsweiſe beim Erlaß 
der preuß. HauszinsſteuervO. — in erſtaunlichem Maße an einer 
Berückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe im beſetzten Gebiet 
haben fehlen laffen!) 
Amtsrichter a. D. Priv Doz. Dr. Carl Heyland, Gießen. 


Zu 2. Die Entſch. ſieht die Militärpolizeibeamten der Be⸗ 
ſatzungsmächte als Träger eines öffentlichen Amtes i. S. des 8 132 
hauptſächlich deshalb an, weil der Friedensvertrag und das Rhein⸗ 
landablommen, auf denen ihre Befugniſſe beruhen, als Reichsrecht 
zu gelten haben. Dieſer Auffaſſung iſt beizupflichten. So auch 
Heyland, Handbuch des Völkerrechts, II. Bd. 7. Abt. S. 119; 
A. M. Lüttger, JW. 1925, 428, der der Veröffentlichung des 
Rheinlandabkommens im Reichgeſetzblatt nicht die Bedeutung „des 
Umguſſes im Landesrecht“, fondern nur die Bedeutung der Kundbar⸗ 
machung an die deutſche Bevölkerung einräumt. Mit Recht hat das 
RG. von der Prüfung der Frage Abſtand genommen, ob die an⸗ 
gemaßte Amtshandlung innerhalb der (ſehr umſtrittenen) Buftänbig- 
keit der ausländiſchen Militärpolizei gelegen war, da es für die 
Anwendung des 8 132 hierauf nicht ankommt (Ebermayer, 
Anm. 4 zu 8 132 StGB.). RA. Theodor Klefiſch, Köln. 


Zu 3. Der Entſch. kann in vollem Umfang beigepflichtet 
werden. Es ergibt ſich mithin für Mittäterſchaft beim mehraktigen 
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haben, „nach vorangegangener Beſprechung und Verteilung 
der Rollen“ ſich nach O. begeben, um hier verfälſchte (in 
20⸗Billionen⸗ umgeänderte 20⸗Millionen⸗) Scheine der Reichs⸗ 
bahn abzuſetzen. Dabei haben ſie „in Gemeinſchaft“ mit 
einem unbekannt gebliebenen Manne gehandelt. Von der Be⸗ 
ſchwerdeführerin iſt jedoch in dieſer Beziehung nur feſt⸗ 
geſtellt, daß ſie beim Abſatz eines der verfälſchten Scheine 
mitgewirkt hat, als dieſer von G. durch Hingabe als Zah⸗ 
lung eines Einkaufs in einem Zuckerwarengeſchäft „in Ver⸗ 
kehr gebracht wurde“. „Daß ſie ebenfalls verfälſchte Scheine 
in ihrem Beſitz gehabt hat, iſt nicht dargetan.“ Gleich⸗ 
wohl ift fie als Mittäterin eines Verbrechens gegen & 147 
StGB. verurteilt worden, weil fie „wußte, daß die Scheine 
verfälſcht waren und ... durch ihre Mitwirkung“ (indem 
ſie den G. in das Zuckerwarengeſchäft begleitete und bei der 
Beanſtandung des Scheins erklärte, die Scheine ſeien ſchon 
lange im Verkehr) „den Abſatz der Scheine als ihre eigene 
Tat zur Vollendung bringen .. . wollte“. Nach der Annahme 
des LG. „iſt ſie deshalb Mittäterin, auch wenn ſie bei dem 
erſten Teil der Tat, dem Beſorgen der Scheine, nicht 
mitgewirkt haben ſollte“. Mit Recht macht die Reviſion hier⸗ 
gegen geltend, daß der feſtgeſtellte Sachverhalt die Ver⸗ 
urteilung der Beſchwerdeführerin als Mittäterin nicht 
rechtfertigt. 1. Durch § 147 StGB. wird in feinem II. Falle 
mit den Strafen der Münzfälſchung (8146 StGB.) bedroht, wer 
nachgemachtes oder verfälſchtes Geld ſich verſchafft und ſolches 
in Verkehr bringt. Zur Vollendung dieſes Verbrechens reicht 
es hiernach nicht hin, daß jemand falſches Geld — vorſätzlich, 
d. h. mit dem Bewußtſein der Unechtheit und mit der Ab⸗ 
ſicht, es als echtes dem Verkehr zuzuführen (vgl. RGSt. 1, 
408, 409; 16, 111, 112) — in Verkehr bringt. Viel⸗ 
mehr muß vorausgegangen ſein, daß er das Falſchgeld „ſich 
verſchafft“ hat; daß er alſo in Kenntnis der Unechtheit 
ſich in deſſen Beſitz geſetzt oder es ſonſtwie in ſeine Ver⸗ 
fügungsgewalt gebracht hat (RGSt. 6, 142). Wer Falſchgeld 
in Verkehr bringt, ohne es zuvor als ſolches (in Kenntnis 
der Unechtheit) an ſich gebracht zu haben, kann durch deſſen 
Verausgabung zwar Betrug begehen oder den Tatbeſtand des 
8148 StGB. oder (RGSt. 54, 219) beide Tatbeſtände ver- 
wirklichen; wie aber gerade der § 148 außer Zweifel ſtellt, 
bedarf es des erſchwerenden Umſtandes eines ſchlechtgläubigen 
Erwerbs des Falſchgeldes, um deſſen Verausgabung zu dem 
mit den Strafen der Münzfälſchung bedrohten Verbrechen 
nach § 147, Fall II, StGB. zu geſtalten. Täter dieſes Ber- 
brechens kann daher nur ſein, wer Falſchgeld in Verkehr 
bringt, das er zuvor fih — ſchlechtgläubig — „verſchafft“ 
hatte. — 2. Dieſe Vorausſetzung der Täterſchaft iſt auch 
für die Frage der Mittäterſchaft von entſcheidender Be⸗ 
deutung. Allerdings entſpricht es dem Weſen der Mittäter⸗ 
ſchaft, daß zur Herbeiführung des von den Mittätern durch 
einverſtändliches Zuſammenwirken miteinander und fürein⸗ 
ander angeſtrebten Geſamterfolges der einzelne nur irgend⸗ 
welchen Beitrag zu leiſten braucht, ohne daß er ſich ſelbſt 
und unmittelbar an der Verwirklichung eines jeden Tat⸗ 
beſtandsmerkmals der Straftat beteiligen müßte. Vielmehr 
können die Rollen für die Ausführung der Tat unter den 
Mittätern ſo verteilt ſein, daß der eine von ihnen lediglich 
die Tätigkeit der anderen erleichtert, ſichert oder in ſonſtiger 
Weiſe zu ihrer Durchführung mitwirkt. Vermöge des ge⸗ 
meinſchaftlichen verbrecheriſchen Willens und der ihm ent⸗ 
ſprungenen Mitwirkung zur Ausführung der Tat durch ver⸗ 


Verbrechen: Objektiv braucht der Mittäter nicht an der Verwirk⸗ 
lichung ſämtlicher Einzelakte beteiligt zu ſein, wohl aber ſubjektiv, 
und zwar von Anfang an. Eine nachträgliche Mittäterſchaft iſt mithin 
der Art nicht möglich, daß der Mittäter nach Vollendung von 
Einzelakten erſt ſpäter, wenn auch mit rückbezüglichem Vorſatz in das 
Verbrechen eingreift. Ein derartiger Tatbeſtand ſtellt ſtets Bei⸗ 
hilfe dar, die trotz des Beginns der Verbrechensverwirklichung 
bis zur Beendung des Verbrechens noch möglich iſt. Daß in 
dieſer Entſch. eine intereſſante Einſchränkung der ſubjektiven Theorie 
des RG. liegt, darf nicht überſehen werden. Denn Beihilfe wird 
vom RG. trotz etwa gegebenen animus auctoris angenommen, weil 
der an dem mehraktigen Verbrechen Beteiligte nur am Schlußakt, 
nicht aber an allen Akten, wenn auch nur indirekt beteiligt war. 
Ausſchlaggebend für die Beantwortung der Frage, ob in unſerem 
Fall Mittäterſchaft oder Beihilfe vorliegt, ſind mithin objektive, 
nicht aber ſubjektive Momente. Wir kommen damit zu dem 
intereſſanten Satz, daß nach dem NG. bei nur teilweiſer, fei es 
direkter, ſei es indirekter Beteiligung an einem Verbrechen ſtets nur 
Beihilfe angenommen werden kann, ohne Rückſicht auf die ſubjektive 
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einte Kraft reicht das hin, um jeden Mittäter für den ge⸗ 
ſamten ſtrafbaren Erfolg, einſchließlich derjenigen Tata 
beſtandsmerkmale verantwortlich zu machen, bei deren Er⸗ 
füllung er fih nicht unmittelbar betätigt hat (vgl. RGSSt. 
54, 152, 153, 247, 248, ſowie die dort angezogenen Entſch.). 
Das gilt auch für ſogenannte „zweiaktige“ Straftaten — zu 
denen das Verbrechen des II. Falls des § 147 StGB. zu 
rechnen it — der Art, daß zur Begründung der Mittäterſchaft 
ein Mitwirken zur Verwirklichung eines Abſchnitts der 
Tat ausreicht, ſofern dies zugleich die Verwirklichung ihrer 
anderen Abſchnitte und ſomit des Geſamterfolgs herbeiführen 
ſoll. Demgemäß kann z. B. Mittäterſchaft zur Urkunden⸗ 
fälſchung vorliegen, wenn von Anbeginn deren geſamter 
Tatbeſtand in gegenſeitigem Einverſtändnis dadurch verwirk⸗ 
licht wird, daß der eine lediglich die falſche Urkunde herſtellt, 
der andere nur von ihr Gebrauch macht (RGRſpr. 4, 248 ff.; 
8, 481 ff.; RGSt. 58, 279). Hierbei ift jedoch, weil Mittäter⸗ 
ſchaft gemeinſchaftliche Täterſchaft (8 47 StGB.) erfordert, 
die Einſchränkung zu machen, daß ein Teilnehmer trotz ſeines 
Willens, die ganze Tat als gemeinſchaftliche und dadurch 
zugleich als eigene zur Vollendung zu bringen, nur inſo⸗ 
weit zum Mittäter wird, als das, was im Rahmen des ge⸗ 
meinſamen Wollens mit vereinten Kräften und demgemäß 
unter ſeiner ſtrafrechtlichen Mitverantwortlichkeit ausge⸗ 
führt wird, einen zugleich ſeine Strafbarkeit als Täter 
begründenden Tatbeſtand verwirklicht. Wenn daher bei einem 
Teilnehmer das gemeinſchaftlich Ausgeführte nicht ausreicht, 
um in ſeiner Perſon alle Vorausſetzungen der Täterſchaft zu 
erfüllen, z. B. weil er ſelbſt bei einer Unterſchlagung die 
Sache nicht mit in Beſitz oder Gewahrſam hatte, bei einer 
Untreue nicht ebenfalls Bevollmächtigter war oder bei einem 
Vergehen gegen § 132 StGB. fih ſelbſt kein Amt angemaßt 
hat, iſt bei ihm die Annahme von Mittäterſchaft ausge⸗ 
ſchloſſen und nur Beſtrafung wegen Beihilfe zu einer 
fremden Tat möglich (RGSt. 53, 162 ff.; 55, 265, 266; 
Goltd Arch. 59, 327). 3. Dementſprechend vermag Beteili⸗ 
gung an der Verausgabung von falſchem Geld nur den zum 
Mittäter eines Verbrechens nach § 147, Fall II, StGB. zu 
machen, der — wenigſtens mittelbar, durch die Tätigkeit Mit⸗ 
beteiligter — auch das „Sich⸗Verſchaffen“ des falſchen Geldes 
als Täter mitverwirklicht hat. Bloßes Verwerten des ohne 
ſein Zutun und nicht — wenigſtens zugleich — ihm „ver⸗ 
ſchafften“ Falſchgeldes genügt nicht. Vielmehr verhält es ſich 
in dieſer Beziehung ähnlich, wie wenn z. B. bei einem Ein⸗ 
bruchsdiebſtahl jemand ſich zwar an der Wegnahme von 
Sachen beteiligt, bei Beginn ſeiner Mitwirkung jedoch die 
erſchwerenden Umſtände des Diebſtahls bereits verwirklicht 
vorfindet. Dann fällt ihm nur Teilnahme (und Mittäter⸗ 
ſchaft) am einfachen Diebſtahl zur Laſt; denn rückſichtlich 
deſſen, was bereits vollſtändig abgeſchloſſen iſt und „hinter 
ihm liegt“, kann ſeine bloß nachträgliche Kenntnis auch 
durch hinzutretende Billigung des Geſchehenen für ihn keine 
ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit begründen (RGRſpr. 8, 80, 
82). Die Grundſätze des bürgerlichen Rechts über die Ge⸗ 
nehmigung von Rechtsgeſchäften (§ 184 BGB.) find auf 
unerlaubte, namentlich auf ſtrafbare Handlungen nicht an⸗ 
wendbar. Der bloße Wille, die Tat eines anderen als 
„eigene“ zur Vollendung zu bringen, genügt nicht zur An⸗ 
nahme von Mittäterſchaft, ſofern er nicht in einem auch die 
eigene Verantwortlichkeit als Täter begründenden Umfang 
betätigt wird. Auf dieſem Grundgedanken beruht auch die 


Willensrichtung des Beteiligten. Erſt bei vollſtändiger Beteiligung, 
gleichgültig wiederum, ob dieſe direkt oder indirekt erfolgt, iſt 
dann die Frage nach Mittäterſchaft oder Beihilfe ſubjektiv zu löſen. 
Dabei iſt gleichgültig, warum die Beteiligung eine unvollſtändige iſt. 
Ausſchlaggebend können, wie im vorliegenden Fall, temporäre Mo⸗ 
mente ſein: Der Beteiligte greift erſt ein, nachdem ein Teil des 
Verbrechens bereits verwirklicht iſt. Maßgebend können aber auch 
andere Umſtände ſein, die es unmöglich machen, daß der Beteiligte 
ſich am ganzen Verbrechen beteiligt. Er unterſtützt die Amts⸗ 
anmaßung oder Untreue eines anderen, ohne ſich ſelbſt das Amt 
anzumaßen oder Bevollmächtigter zu fein; er ift an der Unterſchlagung 
einer Sache beteiligt, die er nicht ſelbſt im Beſitz oder Gewahrſam 
hat. In dieſen Fällen iſt Beteiligung an der Geſamthandlung ohne 
weiteres ausgeſchloſſen; da nun zweifellos trotzdem animus auctoris 
vorhanden fein kann, das NG. aber hier ſtets, und zwar, wie mir 
erſcheinen will, mit Recht Beihilfe annimmt, ſo erhellt die prinzipielle 
Tragweite der Entſch., die, wie ich wiederhole, die ſubjektive Teil⸗ 
nahmetheorie weitgehend einſchrankt. 
Prof Gerland, Jena. 
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Entſch. d. erk. Sen. ROSE. 42, 6, die zu dem Ergebnis ge⸗ 
langt, daß ein Teilnehmer, der für die Herſtellung einer 
falſchen Urkunde keine Verantwortung trägt und ſich auf Be⸗ 
teiligung am Gebrauch der Urkunde beſchränkt hat, hier⸗ 
durch nicht zum Mittäter der — gleich dem Fall II des 
8 147 — „zweiaktigen“ Straftat einer Urkundenfälſchung nach 
8 267 StGB. wird, ſondern nur die Straftat des § 270 
StGB. in Mittäterſchaft begeht (a. a. O. ©. 8). Hiernach 
durfte die Beſchwerdeführerin nicht wegen Mittäterſchaft 
(8 47 StGB.) an einem Verbrechen nach 8 147 Fall II StGB. 
verurteilt werden; denn es ſteht nicht feſt, daß ſie „ebenfalls 
verfälſchte Scheine in ihrem Beſitz“ oder ſonſtwie zu ihrer 
Verfügung (oder Mitverfügung) gehabt, ſolche Scheine alſo 
„ſich“ (oder auch fih) „verſchafft“ hat. Durch bloße Be⸗ 
teiligung am Verausgaben der Scheine kann ſie ſich 
vielmehr nur als Gehilfin (8 49 StGB.) ſtrafbar gemacht 
haben. Für ihre Strafbarkeit als Gehilfin eines Münz⸗ 
verbrechens nach § 147 StGB. iſt es dagegen einerlei, ob 
ſie nur bei dem Abſatz der falſchen Scheine mitgewirkt hat; 
denn nach 8 49 StGB. braucht der Gehilfe die Tat eines 
anderen nur irgendwie wiſſentlich zu fördern; für ſeine 
Verantwortlichkeit iſt es ohne Belang, ob und welche Merk⸗ 
male der Tat ſchon verwirklicht waren, als die Beihilfe ein⸗ 
ſetzte; es genügt, daß im Zeitpunkt der Beihilfe der Gehilfe 
wußte, an welcher Tat er teilnahm, und daß er zu ihrer 
Vollendung in einer hierzu dienlichen Weiſe mitwirken wollte 
(ROSE. 9, 430; 52, 202, 203). 
(2. Sen. am 9. Febr. 1925, 2 D 862/24.) D.] 

4. [88 7, 1 VO. über Außenhandelskontrolle. 
Unterſtellung eines möglichen guten Glaubens 
ſchließt die Annahme von Fahrläſſigkeit nicht 
aus.) 

Das LG. hat die Angekl. von der Anklage einer Zuwider⸗ 
handlung gegen 8 7 Abſ. 1 der VO. über die Außenhandels⸗ 
kontrolle freigeſprochen. Straſbar ift danach derjenige, der 
es unternimmt, Waren ohne die nach 81 vorgeſehene Be⸗ 
willigung aus dem Reichsgebiet auszuführen, oder wer den 
Bedingungen, von denen die Ausfuhrbewilligung abhängig 
gemacht worden iſt, zuwiderhandelt. Bei der Ausfuhr der 
Porzellaniſolatoren handelte es ſich um eine auf den Namen K. 
lautende Ausfuhrbewilligung, während H. ſeine eigene Ware 
ausführen wollte und auf Grund der dem K. erteilten Be⸗ 
willigung tatſächlich ausgeführt hat. Bei dem Verbot der 
Übertragung der einer beſtimmten Perſon erteilten Bewilli⸗ 
gung war er hierzu nicht berechtigt. Allerdings hält die 
StK. nicht für ausreichend erwieſen, daß H. die Rechtslage 
„ſo klar erkannt und durchſchaut haben müſſe“, daß „ſein 
angeblicher guter Glaube“ als ausgeſchaltet anzuſehen wäre. 
Dieſe Anſicht iſt jedoch rechtlich zu beanſtanden. Denn der 
als möglich unterſtellte gute Glaube iſt mit einem fahrläſſigen 
Verhalten des verbotswidrig Ausführenden, das zur An⸗ 
wendung des § 7 der genannten VO. genügt, wohl verein⸗ 
bar. Nach dieſer Richtung bedarf daher der Sachverhalt einer 
näheren Aufklärung. 

(2. Sen. v. 16. Bil. 1924, 2 D 630/24. A.] 


Zu 4. Allzu knappe Entſcheidungsgründe ſind gefahrvoll. Die 
Eutſch. ſelbſt mag im Hinblick auf die vom LG. getroffenen tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen zutreffen; ohne deren Kenntnis iſt es aber 
nicht zu verſtehen, warum das NG. ſich bei der Verneinung des 
Vorſatzes beruhigt und lediglich auf die vielleicht vorliegende Fahr⸗ 
läſſigkeit verweiſt. Macht jemand zu ſeiner Verteidigung ſeinen 
„guten Glauben“ geltend, da er die „Rechtslage nicht klar durch⸗ 
ſchaut“ habe, fo muß das Gericht den Gedankengang des Täters ge⸗ 
nauer erforſchen. Erſt dann läßt ſich beurteilen, ob das Verteidi⸗ 
gungsvorbringen nicht etwa auf die Behauptung eines ſtrafrechtlichen 
Irrtums hinausläuft. Wer, aus dem Hauſe gewieſen, gegenüber 
einer Anklage wegen Hausfriedensbruchs behauptet, er habe gemeint, 
ſich erſt durch Nichtbeachtung einer dreimaligen Aufforderung ſtrafbar 
zu machen, iſt trotz Unterſtellung dieſes „guten Glaubens“ vor⸗ 
ſätzlicher Tat ſchuldig. Für den vorliegenden Fall konnte die 
Irrtums VO. einſchlagen. Gab der Angekl. den Anklagetatbeſtand 
zu, behauptete aber, daß er fein Tun, vielleicht irregeführt durch 
die Auskunft eines Berufsgenoſſen oder durch eine mißverſtandene 
Zeitungsnachricht, nicht für ſtrafbar gehalten habe, fo wäre zu prüfen 
eweſen, ob dieſer Irrtum nicht fahrläſſig verſchuldet war. Im Be⸗ 
jahungsfall war nach bekannten Rechtsgrundſätzen für eine Ver⸗ 
urteilung wegen des Ausfuhrunternehmens, alſo wegen vor⸗ 
ſätzlichen Vergehens, Raum. „Guter Glaube“ ſchließt alſo an ſich 
den Vorfatz nicht unbedingt aus und verträgt ſich andererſeits auch 
mit einem ſahrlaſſigen Verhalten. DE. Dr. Weber, Dresden. 
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5. [Unerlaubte Ausfuhr.) 

Die StR. hat tatſächlich feitgeitellt, daß die beiden Angekl. 
gemeinſchaftlich Waren in die Tſchechoſlowakei ausgeführt 
haben, ohne daß die vorgeſchriebene Ausfuhrbewilligung bei 
der Ausfuhr der deutſchen Zollabfertigungsſtelle vorgelegt 
worden iſt. Daß überhaupt eine Ausfuhrbewilligung für die 
Waren erteilt worden ift, hat die StR. zwar nicht für er- 
wieſen erachtet, aber zugunſten der Angekl. als möglich unter⸗ 
fellt. Das NG. hat bereits in dem Urt. v. 25. Sept. 1923 
1D 179/23 ausgeſprochen: „Die Ausfuhrbewilligung deckt 
nicht jeden beliebigen Transport in das Ausland, der ohne 
Wiſſen der Zollbehörde erfolgt. Sie enthält keinen Freibrief 
für die Umgehung der beſtehenden Geſetzes⸗ und Verwaltungs⸗ 
vorſchriften; vielmehr kann ſie nur rechtliche Wirkſamkeit 
haben für Transporte, die unter Benutzung der Ausfuhr⸗ 
bewilligung ſtattfinden, alſo in der vorgeſchriebenen Weiſe 
angemeldet und ausgeführt werden.“ Dieſe Grundſätze, an 
denen feſtgehalten wird, ſind auch auf den vorliegenden Fall 
anzuwenden. Aus ihnen folgt, daß die Ausfuhr, welche ohne 
Benutzung einer erteilten Ausfuhrbewilligung bewirkt worden 
iſt, eine unerlaubte geweſen iſt. Die Ausführungen der Re⸗ 
viſion ſtehen in Widerſpruch mit der tatſächlichen Feſtſtellung 
der Urteilsgründe, daß die Angekl. gemeinſch aftlich dar⸗ 
auf ausgegangen find, die Ware ohne Vorlegung 
einer Bewilligung in das Ausland zu ſchaffen. 
Gänzlich verfehlt iſt allerdings die Annahme der Urteils⸗ 
gründe, daß die VO. v. 13. Febr. 1924 in Art. II Ziff. 1 
ein ganz anderes Delikt in das Auge faſſe als die VO. v. 
20. Dez. 1919. Wie ſchon der Wortlaut ergibt, iſt in Art. II 
Ziff. 1 der VO. v. 13. Febr. 1924 abgeſehen von der Straf⸗ 
androhung gegen fahrläſſige Ausfuhr nur an die Stelle der 
beſonderen Strafbeſtimmung des § 7 der VO. v. 20. Dez. 
1919 die allgemeine Strafbeſtimmung des VerZollG. geſetzt 
worden. Der geſetzliche Tatbeſtand des Vergehens iſt der 
gleiche geblieben, denn auch in 8 7 der BD. v. 20. Dez. 1919 
umfaßt der Begriff „unternehmen“ ſowohl Vollendung als 
Verſuch. Dagegen fallen Vorbereitungshandlungen nicht unter 
dieſen Begriff RGSt. 57, 358. Allein auf dem erwähnten 
Rechtsirrtum beruht das angefochtene Urteil nicht, da die 
StR. noch aus einem anderen zutreffenden Geſichtspunkte 
dazu gelangt, die VO. v. 20. Dez. 1919 an Stelle der VO. 
v. 13. Febr. 1924 anzuwenden. 

(U. v. 9. Dez. 1924, 1 815/24.) A.] 


6. [Strafe der verbotenen Einfuhr (VO. v. 
13. Febr. 1924). Verſuch der Tabakſteuerhinter⸗ 
ziehung f) 

Mit Unrecht beanſtandet die Staatsanwaltſchaft, daß die 
Stͤ. auf das von ihr feſtgeſtellte Vergehen der unerlaubten 
Einfuhr nach der VO. v. 16. Jan. 1917 — RGBl. S. 41 — 
nicht die Strafandrohung der VO. v. 22. März 1920 — 
RGBl. S. 334 —, ſondern auf Grund von Art. I Nr. 1 der 
VO. v. 13. Febr. 1924 — RGV. S. 72 — die Strafvor⸗ 
ſchriften des BZG. 8 134 angewendet hat. Wie der erkennende 
Senat bereits in ſeinen Urt. v. 31. März 1924 — 3D 82/24 
und v. 3. Juli 1924 — 3D 528/24 — ausgeſprochen hat, 


Zu 5. Strafbar iſt, wer „ohne die vorgeſchriebene Bewilli⸗ 
gung“ Waren ausführt. Nicht nur der Beſitz, ſondern die ordnungs⸗ 
gemäße Vorlegung der Bewilligung wird erfordert, da ſonſt die 
Gefahr beſteht, daß die zurückbehaltene Bewilligung zur neuen Aus⸗ 
fuhr verwandt wird. — Ein Irrtum, der in der Praxis mehrfach 
zutage getreten ift, liegt in der Anſicht, 87 der VO. v. 20. Dez. 1919 
und Mrt. II Nr. 1 der VO. v. 13. Febr. 1924 enthielten verſchiedene 
Tatbeſtände, weil in der erſten BD. das „Unternehmen“, in der 
zweiten vorſätzliche verbotene Ausfuhr und ihr Verſuch unter Strafe 
geſtellt ſeien. Das Unternehmen umfaßt Vollendung und Verſuch, 
nicht mehr und nicht minder (vgl. auch 4. StSen. v. 1. Okt. 1918; 
mer, 53, 45). — Daß der 1. StSen. hier die VO. v 20. Dez. 
1919, nicht die VO. v. 13. Febr. 1924 für anwendbar hält, beruht 
offenbar auf der Auffaſſung, daß 8 2 Abſ. 2 StGB. hier nicht eingreift, 
da die früheren Außenhandelsvorſchriften Zeitgeſetze ſind, deren Mil⸗ 
derung nicht auf einem Wandel der Rechtsanſchauung beruht. 
Anderer Meinung it der 3. StS. (f. das Urt. v. 9. Okt. 1924, 
unten Nr. 6). RA. Dr. Alsberg, Berlin. 

Zu 6. Von großer praktiſcher Tragweite ift die vom 3. StS. 
vertretene Anſicht, daß auf die nicht wenigen ſchwebenden Verfahren 
wegen verbotener Ein⸗ und Ausfuhr die neue BD. v. 13. Febr. 
1924 nach 8 2 Abſ. 2 StGB. Anwendung findet. Die Frage iſt 
nicht unzweifelhaft. Man kann der Auffaſſung jein, daß die VO. 
v. 20. Dez. 1919 über die Außenhandelskontrolle und v. 22. Marz 
1920 über Regelung der Einfuhr Zeitgeſetze ſind, ſo daß dann nach 
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beruht die Veränderung in den Strafvorſchriften für die un- 
erlaubte Einfuhr auf einer inzwiſchen eingetretenen Wand⸗ 
lung der Rechtsanſchauung über die Straſwürdigkeit dieſes 
Vergehens, fo daß der § 2 Abſ. 2 StGB. Platz greift. Dent- 
gemäß hat das LG. zutreffend die mildere Strafandrohung 
der VO. v. 13. Febr. 1924, wie fie zur Zeit der Urteils- 
fällung galt, angewendet, dabei allerdings überſehen, daß 
neben der Geldſtrafe bei der Konterbande die Konfiskation 
als Hauptſtrafe auszuſprechen iſt. Durch die im Verwaltungs⸗ 
wege ausgeſprochene Verfallerklärung wird die Konfiskation 
nicht ausgeſchloſſen (RGSt. 57, 177). Beide Reviſionen wen⸗ 
den ſich weiter dagegen, daß gegen den Angekl. nicht neben 
der Strafe wegen unerlaubter Einfuhr eine ſolche wegen 
Tabakſteuerhinterziehung erkannt worden ift, wie dies von 
der Staatsanwaltſchaft in der Hauptverhandlung beantragt 
wurde. Neben der Beſtrafung wegen unerlaubter Einfuhr 
kann allerdings die Verurteilung wegen Hinterziehung einer 
Eingangsabgabe im Sinne von $ 134 VZO. nicht erfolgen. 
Bei der Tabakſteuer auf Grund des Gef. v. 12. Sept. 1919 — 
RGB. S. 1667 — aber handelt es fih nicht um eine Ein- 
gangsabgabe, ſondern um eine innere Verbrauchsabgabe, die 
in gleicher Weiſe von den aus dem Auslande eingeführten 
Tabakerzeugniſſen, wie von den im Inlande hergeſtellten 
Tabakwaren zu entrichten ift (8$ 1, 9, 10 TabakstG.). Die 
Hinterziehung einer ſolchen inneren Verbrauchsabgabe kann 
neben dem Vergehen der unerlaubten Einfuhr beſonders ge⸗ 
ahndet werden — zu vgl. RGSt. 55, 175/176; 57, 4/6. 
Auch den Umſtand, daß Tateinheit zwiſchen unerlaubter Ein⸗ 
fuhr und Tabakſteuerhinterziehung vorliegen würde, ſchließt 
die Feſtſetzung einer beſonderen Strafe für die Steuerhinter⸗ 
ziehung nicht aus. Hier greift die Vorſchrift des 8 77 Abſ. 1 
ZTabalSt®. ein, wonach beim Zuſammentreffen einer Tabat- 
ſteuerhinterziehung mit einer nach einem anderen Geſetze ſtraf⸗ 
baren Handlung in Abweichung von dem § 73 StGB. die in 
beiden Geſetzen angedrohten Strafen nebeneinander zu ver⸗ 
hängen find — zu vgl. auch § 158 BZG. Dieſe Vorſchriften, 
und nicht der § 383 Abſ. 2 RAbgOO., kommen hier zur Mn- 
wendung, da das TabakStG. der AWO. noch nicht angepaßt 
it (RGSt. 57, 105/106). Die rechtliche Möglichkeit, neben 
der Strafe wegen unerlaubter Einfuhr eine ſolche wegen 
Tabakſteuerhinterziehung zu erkennen, ſcheint auch der erſte 
Richter nicht verkannt zu haben; er lehnt die Verurteilung 
des Angekl. wegen Tabakſteuerhinterziehung vielmehr mit 
Rückſicht auf die beſondere Sachlage ab, „weil dem Angekl. 
die Tabakwaren bereits bei ſeinem Grenzüberſchritte abge⸗ 
nommen worden find, und er daher keine Gelegenheit hatte, 
die Ware zur Verſteuerung anzumelden.“ Vorher wird feſt⸗ 
geſtellt, daß die beiden Pakete mit Tabak bei dem Angekl. 
vorgefunden wurden, als er auf dem deutſchen Durchlaß⸗ 
poſten durchſucht wurde. Die St. will hiermit augenſchein⸗ 
lich zum Ausdruck bringen, daß der Tabak vor der Veſchlag⸗ 
nahme noch nicht in den freien Verkehr des Inlandes gelangt 
und demgemäß eine Steuerpflicht noch nicht entſtanden war 
(§ 9 und 10 TabalStG.). Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 
dieſe Auffaſſung rechtlich einwandfrei iſt, und ob nicht, auch 
vom Standpunkte des erſten Richters, mindeſtens auf eine 
Ordnungsſtrafe gemäß § 70 TabalStG. hätte erkannt werden 
müſſen. Jedenfalls aber wird durch die Erwägung der SER. 
nur das Vorliegen einer vollendeten Tabakſteuerhinter⸗ 
ziehung ausgeſchloſſen und hat das LG. unterlaſſen, die 
Handlungsweiſe der Angekl. unter dem Geſichtspunkte eines 
Verſuchs der Tabakſteuerhinterziehung zu prüfen, der nach 
Ca Zobefëuu, mit der gleichen Strafe wie die vollendete 

at bedroht ift. Für den Verſuch der Steuerhinterziehung 
iſt nicht erforderlich, daß zur Zeit der Vornahme der auf 
Steuerverkürzung abzielenden Handlung die Steuerpflicht ſchon 
entſtanden war (RGSt. 56, 316/317). Vielmehr genügt es, 
daß der Täter mit dem Vorſatze der Steuerhintevziehung 
Handlungen vornimmt, die einen Anfang der Ausführung 


der bekannten Rechtſprechung 8 2 Abſ. 2 nicht gilt. Die gegenteilige 
Anſicht herrſcht aber in der Praxis. — Nach dem VZG. ſchließen 
Konterbande und Defraudation fih aus (f. RGSt. 2, 370). Denn 
Ge ſetzt eine erlaubte Einfuhr voraus. Wo aber nicht 

ölle (Eingangsabgaben), ſondern Verbrauchsabgaben in Frage kom⸗ 
men, wie z. B. auch beim Monopolausgleich und Freigeld, da muß 
die Steuerzuwiderhandlung neben der verbotenen Einfuhr geahndet 
werden. — Daß im Hinüberbringen des Tabaks über die Grenze 
mit dem Willen, ihn nicht zu verſteuern, bereits eine Verſuchshand⸗ 
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der Steuerzuwiderhandlung enthalten und für den Fall des 
Eintritts der Steuerpflicht zu einer Hinterziehung führen 
können. Dieſe Vorausſetzungen ſind hier erfüllt. Ein Anfang 
der Ausführung des Vergehens der Tabakſteuerhinterziehung 
war ſchon darin zu erblicken, daß, wie feſtgeſtellt wird, der 
Angekl. mit den unverſteuerten Tabakwaren vom Auslande 
aus die Grenze überſchritt, ihm dann aber die ſteuerpflichtigen 
Waren an der Zollſtelle abgenommen wurden; daß der Angeff. 
auch hinſichtlich der Tabakwaren den Willen hatte, den ein⸗ 
geführten Tabak nicht zu verſteuern, alſo die Ware zu hinter⸗ 
ziehen, ergibt ohne weiteres der Zuſammenhang der Urteils⸗ 
gründe. Hiernach hatte nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt 
jedenfalls eine Verurteilung des Angekl. wegen verſuchter 
Tabakſteuerhinterziehung zu erfolgen. Da bei dem aus den 
Urteilsgründen zu entnehmenden, nur geringfügigen Werte 
des Tabaks der verkürzte Steuerbetrag ſo niedrig iſt, daß 
die in § 56 Tabak StG. angedrohte Strafe das Vierfache der 
Steuerverkürzung 50 Goldmark nicht erreicht, ſo konnte in 
Übereinſtimmung mit dem in zweiter Linie vom Oberreichs⸗ 
anwalt geſtellten Antrage gemäß § 354 SPD. auf die in 
§ 56 TabalSt®. für ſolche Übertretungsfälle angedrohte Min- 
deſtſtrafe von 50 Goldmark, aushilflich 1 Tag Haft, von hier 
aus erkannt werden; die Strafvorſchriften des Tabak St. 
jind nach 8 57 Abſ. 3 der 3. Steuer Not VO. v. 14. Febr. 
1924 — KGV. S. 74 — auch hinſichtlich ihrer Mindeſt⸗ 
grenzen noch in Geltung. Weiter war das angefochtene Ur⸗ 
teil noch dahin zu ergänzen, daß wegen der verbotenen Ein⸗ 
fuhr neben der vom LG. bereits erkannten Geldſtrafe noch 
die Hauptſtrafe der Konfiskation der entgegen dem Verbote 
eingeführten Waren ausgeſprochen wurde. 


(3. Sen. v. 9. Okt. 1924; 3D 732/24.) A.] 


** 7. [Zum Begriffe „politiſche Gründe“ in Ar- 
tikel 7 Anlage II des Schlußprotokolls zum Lon- 
Doner Abkommen.] 7) 


Verfehlt iſt die Berufung der Beſchwerdeführer auf die 
Amneſtie des Art. 7 der Anl. III des Schlußprotokolls zum 
Londoner Abkommen. Der Art. 7 verbietet mit örtlicher und 
zeitlicher Einſchränkung die Verfolgung, Beunruhigung und 
Beläſtigung von Perſonen wegen ausſchließlich oder über⸗ 
wiegend aus politiſchen Gründen begangener Handlungen oder 
wegen ihres politiſchen Verhaltens, insbeſondere wegen ihrer 
Beziehungen, ihres Gehorſams oder Ungehorſams gegenüber 
einer der vertragſchließenden Regierungen oder deren Be⸗ 
hörden. Hier kommt allein in Frage, ob die den Beſchwerde⸗ 
führern zur Laſt fallenden Straftaten „aus politiſchen Grün⸗ 
den“ begangen wurden, ob alſo Anſchauung und Willensrich⸗ 
tung der Beſchwerdeführer in bezug auf eine politiſche An⸗ 
gelegenheit die Triebfeder ihres Handelns war. Nicht jede 
das öffentliche Intereſſe irgendwie angehende Angelegenheit 
iſt politiſch, ſondern nur eine ſolche, die den Staat, ſeine 
Verfaſſung, Geſetzgebung und Verwaltung, insbeſondere das 
ſtaatsbürgerliche Verhältnis feiner Angehörigen oder ſeine 
internationalen Beziehungen zu anderen Staaten unmittel⸗ 
bar berührt. Die in RGSt. 16, 383 (384); 22, 337 (340) 
gegebene Begriffsbeſtimmung gilt auch hier. Es kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob der Art. 7 mit Rückſicht auf feine ausge⸗ 
ſprochene Abſicht, zur Herbeiführung gegenſeitiger Befriedung 
zwiſchen dem Deutſchen Reich und den alliierten Regierungen 
„die Vergangenheit endgültig zu liquidieren und tabula rasa“ 
zu machen (vgl. Denkſchrift zum Entwurf eines Geſetzes über 
die Londoner Konferenz, Druckſachen des Reichstags II, 1914 
Nr. 446 S. 47), nicht bloß eine das Verhältnis der Vertrag⸗ 
ſchließenden zueinander betreffende politiſche Betätigung im 
Auge hat, wovon bei den Straftaten der Angekl. keine Rede 
ſein könnte. Jedenfalls berührte die Erzwingung und Förde⸗ 
rung eines wilden Generalſtreiks zugunſten der Aufrechterhal⸗ 
tung des Achtſtundentags und der Einreihung der Erwerbs⸗ 
loſen in den Produktionsprozeß, worum es ſich vorliegenden⸗ 


lung liegt, nicht nur eine vorbereitende Handlung, und daß die Ent⸗ 

ſtehung der Steuerpflicht für den ſtrafbaren Verſuch nicht erforder- 

lich iſt (vgl. Lelewer, Steuerſtrafrecht, Berlin 1925, S. 90), ent⸗ 
ſpricht der bisherigen Rechtſprechung. RA. Dr. Peſchke, Berlin. 

Zu 7. Die Entſch. verdient volle Zuſtimmung. Da fie fih 

auf früher ergangene Eutſch. ſtützt und mit anerkannten Rechts⸗ 

grundſätzen übereinſtimmt, erübrigt ſich jede eingehendere Erörterung. 
Prof. Dr. Graf zu Dohna, Heidelberg. 


54. Jahrg. 1925 Heft 11] 


falls handelte, an ſich lediglich die wirtſchaftlichen und 
ſozialen Intereſſen der Arbeitnehmer, nicht den Staat als 
ſolchen. Wer ſich aus Anlaß der Planung eines ſolchen 
Unternehmens und aus dem Beſtreben, es mit durchzuſetzen, 
zu ſtrafbarem Tun fortreißen ließ, handelte darum noch nicht 
aus „volitifchen” Gründen im Sinne des Art. 7. 

(3. Sen. v. 4. Dez. 1924, 3 D 892/24.) D.] 


Obergericht Danzig. 

1. Nichtigkeit eines in der Inflationszeit gefaßten 
Beſchluſſes auf Schaffung von Vorzugsaktien nicht obli⸗ 
gationsähnlichen Charakters und Überlaſſung dieſer 
Aktien an ein Konſortium gegen Zahlung des Nenn- 
betrags in Papiermark. f) 

Zu Recht erblickt die Kl. in den von ihr angefochtenen Be- 
ſchlüſſen der verklagten Aktiengeſellſchaft vom 7. Febr. 1923 einen 
Verſtoß gegen die guten Sitten (8138 BGB.). Bis zur außer⸗ 
ordentlichen Generalverſammlung vom 7. Febr. 1923 betrug das 
Grundkapital der Bekl. 4 200 000 . Durch die Generalverſamm⸗ 
lung iſt es um 2800 Stammaktien à 1000 % und um 500 Vorzugs⸗ 
aktien à 1000 % auf insgeſamt 7500000 % erhöht worden. Von 
den 2800 neuen Stammaktien ſind 2100 durch ein Konſortium den 
alten Aktionären zu einem Kurſe von 2000 % zum Bezuge angeboten 
worden. Die reſtlichen 700 neuen Stammaktien ſollte der Vorſtand 
mit Zuſtimmung des Aufſichtsrates begeben und zugleich die Be⸗ 
dingungen für den Bezug feſtſetzen. Sie ſind demnachſt durch Ver⸗ 
mittlung eines Aktionärs der Bekl. von einem Konſortium über⸗ 
nommen worden, welchem außer dieſem Aktionär weitere vier Aktio⸗ 
näre angehörten. Dieſes Aktionärkonſortium war in der General- 
verſammlung vom 7. Febr. 1923 mit 2143 Stimmen vertreten, wäh⸗ 
rend insgeſamt von den 4200 vorhandenen Stimmen 2775 in der 
Generalverſammlung vertreten waren. Alle angefochtenen Beſchlüſſe 
ſind mit den in der Generalverſammlung vertretenen Stimmen mit 
Ausnahme der 104 von der Kl. vertretenen Stimmen gefaßt wor⸗ 
den. Die 500 Vorzugsaktien waren mit einer Vorzugsdividende von 
8% mit Nachbezugsrecht und einem zwölffachen Stimmrechte aus⸗ 
geſtattet. Im Falle der Auflöſung der Geſellſchaft ſollten die Vor⸗ 
zugsaktien „aus dem zur Verteilung kommenden Vermögen vorweg 
Befriedigung in Höhe des eingezahlten Betrages erhalten“. Die Bore 
zugsaktien ſollten mit Zuſtimmung des Aufſichtsrates vom Vorſtande 


Zu 1. Das Aktienrecht hat während des Krieges und in der 
Nachkriegszeit eine innere Umwandlung erfahren, ohne daß das Geſetz 
geändert worden wäre. Die Aktiengeſellſchaft iſt eine Mehrheitsgeſell⸗ 
ſchaft, d. h. grundſätzlich entſcheidet der Wille der Mehrheit über die 
Geſellſchaft. Die Mehrheit führt nicht ſelbſt die Verwaltung, ſondern 
ſie wird durch den Vorſtand geführt, der entweder von der Mehrheit 
in der Generalverſammlung oder, wie üblich, vom Auſfſichtsrat, der 
wieder ſeinerſeits von der Mehrheit gewählt wird, beſtellt iſt. Das 
Geſetz hat der Minderheit der Aktionäre gewiſſe Rechte gegeben, ins⸗ 
beſondere Kontroll- und Reviſionsrechte, vor allem aber jedem Aktio⸗ 
när nach 8 271 ein Anfechtungsrecht, wenn ein Beſchluß gegen Geſetz 
oder Satzung verſtößt. Durch die fortſchreitende Rechtsentwicklung 
iſt ferner anerkannt worden, daß alle Beſchlüſſe, die gegen die guten 
Sitten verſtoßen, der Rechtswirkſamkeit entbehren. Im übrigen aber 
entſcheidet lediglich der Wille der Mehrheit. Das RG. ut in ſtän⸗ 
diger Praxis den Minderheitsrechten nicht günſtig; es hat die Ten⸗ 
denz, daß, ſoweit nicht ſchrankenloſe Ausbeutung der Minderheit durch 
die Mehrheit zur Förderung eigennütziger Zwecke gegen das Intereſſe 
E Geſellſchaft vorliegt, die Macht der Mehrheit nicht zu beanſtan⸗ 

en iſt. 

Junere Vorausſetzung dieſes Gedankens ift die, daß der, der 
einen überwiegenden Teil des Kapitals in einer Altiengeſellſchaft 
hat, auch über dieſe zu beſtimmen berechtigt fein fol. 

Es hat ſich aber nun allmählich ein Verfahren herausgebildet, 
das eine derartige Macht auch denen gibt, die nicht die Mehrheit des 
Kapitals der Geſellſchaft haben. 

Nach § 185 HGB. können für einzelne Gattungen von Aktien 
verſchiedene Rechte feſtgeſetzt werden; zu dieſen Rechten gehören auch 
Stimmrechtsbevorzugungen, ſoweit nur im übrigen eine Verſchieden⸗ 
heit der Gattung vorliegt. Vor dem Kriege war die Anwendung der 
Stimmbevorzugung nur eine äußerſt beſchränkte, ſie trat im weſent⸗ 
lichen dann ein, wo ſie auch wirtſchaftlich berechtigt iſt, nämlich in 
dem Falle, daß, wenn neues Geld in eine notleidende Aktiengeſell⸗ 
ſchaft eingebracht wurde, denen, die das neue Geld gaben, gewiſſe 
Vorrechte, u. a. auch Stimmenvorrechte gegeben wurden. Allmählich 
aber haben die beteiligten Kreiſe eingeſehen, daß es möglich ſei, 
durch Benutzung dieſer Stimmvorrechte ſich die Herrſchaft über die 
Geſellſchaft zu ſichern. Nach dem Kriege begann man Stimmenvor⸗ 
rechtsaktien zu ſchaffen, ohne daß wirtſchaftliche Verhältniſſe hierzu 
zwangen, und zwar wurde hierfür das Schlagwort der überfrem⸗ 
dungsgefahr geprägt. Man erklärte, daß die Gefahr drohe, daß 
ausländische Geſellſchaften oder Perſonen dadurch, daß fie die Mehr- 
heit der Aktien erwarben, ſich die Herrſchaft über deutſche Geſell⸗ 
ſchaften fierten; dies zu verhüten, müſſe man Aktien ſchafſen, die 
derart im Stimmrecht bevorzugt feien, daß jie jederzeit über die 
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begeben werden, wobei der Mindeſtkurs auf den Nennwert feſtgeſetzt 
war. Sie ſind, wie bereits vor der Generalverſammlung zwiſchen der 
Verwaltung der Bekl. und dem Aktionärkonſorttum vereinbart war, 
demnächſt zum Nennwerte an jenes aus fünf Aktionären beſtehende 
Konſortium begeben worden. Als Gründe, die zur Schaffung der 
Vorzugsaktien geführt haben, gibt die Bell. Überfremdungsgefahr an. 
Ihr iſt auch entgegen der Meinung der Kl. darin recht zu geben, 
daß die Schaffung von Vorzugsaktien zwecks Abwendung einer Über⸗ 
fremdungsgefahr rechtlich nicht zu beanſtanden ift, wenn es der Betl. 
freilich auch nicht gelungen iſt, außer allgemeinen Befürchtungen be⸗ 
ſtimmte Tatſachen anzugeben, welche gerade bei ihr in der fraglichen 
Zeit eine ſolche Gefahr nahe legten. Es braucht auch der Frage nicht 
nähergetreten zu werden, ob die Schaffung von Vorzugsaktien das 
einzig geeignete Mittel war, einer ſolchen Gefahr zu begegnen. 
Die Vorzugsaktien konnten eine Überfremdung nur dann verhin⸗ 
dern, wenn ſie durch Konſortialvertrag gebunden blieben. Das ſelbe 
hätte ohne Schaffung von Vorzugsaktien dadurch erreicht werden 
können, daß ſich die fünf das Konſortium bildenden Aktionäre, welche 
ja die Mehrheit der Stimmen bereits beſaßen, zur Nichtveraußerung 
ihrer Stammaktien verpflichteten. Aber auch wenn ihnen das nicht 
zuzumuten war, ſo iſt doch nicht einzuſehen, weshalb es zur Ab⸗ 
wendung der angeblichen Überfremdungsgefahr außer dem mehrfachen 
Stimmrecht der Vorzugsaktien auch noch der anderen Vorteile be⸗ 
durfte, mit denen dieſe Vorzugsaktien bekleidet waren, wie der Vor⸗ 
zugsdividende von Son und eines Vorrechtes am Liquidationserlöſe. 
Ein Grund, die Vorzugsaktien auch in diefen Beziehungen zu be⸗ 
vorzugen, iſt ſchwer erſichtlich. Vor allem aber verſtößt der Ause 
gabekurs dieſer Aktien mit 100% gegen die guten Sitten. Die Vor⸗ 
zugsaktien hatten im Falle der Auflöſung der Geſellſchaft ein 
Vorzugsrecht am Liquidationserlöſe in Höhe des eingezahlten Be⸗ 
trages, waren im übrigen aber den Stammaktien völlig gleichgeſtellt. 
Das bedeutete, daß bei dem erhöhten Grundkapital von 7500000 % 
ein Fünfzehntel des geſamten Geſellſchaftsvermögens auf die ein 
Grundkapital von 500000 % repräſentierenden Vorzugsaktien ent⸗ 
fiel. Dieſen Vermögenswert haben die Konſortialaktionäre, wie un⸗ 
ſtreitig ift, gegen Zahlung eines Markbetrages erlangt, welcher ins⸗ 
geſamt einem Werte von 110 Danziger Gulden entſpricht. Der Kurs⸗ 
wert der Stammaktien betrug zur Zeit der außerordentlichen Generale 
verſammlung v. 7. Febr. 1923 etwa 50 000% Die Vorzugsaktien 
wurden alfo gegen Entrichtung des fünfhundertſten Teiles des Kurs⸗ 
wertes der Stammaktien erworben, obwohl ſie dieſen Stammaktien 
in bezug auf das Vermögen der Geſellſchaft zum mindeſten gleich⸗ 


Mehrheit verfügten. Auch als die Gefahr, die wohl auch im Anfang 
ſchon weſentlich übertrieben war, weniger dringend wurde, be⸗ 
zeichnete man als Überfremdungsgefahr die Gefahr, daß irgendwelche, 
auch inländiſche, Kreiſe, deren Intereſſe auf anderes als auf das 
Wohlergehen der Geſellſchaft gerichtet fei, die Mehrheit erwerben 
könnten. 

Die ſo geſchaffenen Vorzugsaktien wurden Konſortien überlaſſen, 
die aus Großaktionären, Mitgliedern der Verwaltung uſw. beſtanden. 
Es wurde mehr oder weniger bindend vereinbart, daß die Abſtimmung 
nach Weiſungen der Verwaltung zu erfolgen habe; die Bewegung 
dehnte ſich dann weiter dahin aus, daß man ſogenannte Vorrats⸗ 
aktien ſchaffte, die kein Mehrſtimmrecht hatten (um die ſonſt notwendige 
doppelte Abſtimmung zu vermeiden), die aber in ſolcher Höhe aus⸗ 
gegeben wurden, daß der Beſitzer dieſer Vorratsaktien die Mehrheit 
hatte. Ein großer Teil der ſo geſchaffenen Aktien wurde in der 
Juflationszeit begründet, ſo daß die Beſitzer dieſer Aktien ſie für 
einen im Verhältnis zum Kapital der Geſellſchaft ganz unweſent⸗ 
lichen Preis erwarben. Die Folge war die, daß Perſonen oder Geſell⸗ 
ſchaften durch Hingabe eines nicht in Betracht kommenden Preiſes 
ſich die vollſtandige Herrſchaft über die Geſellſchaften ſicherten. 

Die Rechtſprechung iſt darin einig, daß an fih die Schaffung 
derartiger Vorrechts⸗ oder Vorzugsaktien geſetzlich zuläſſig tjt; fie 
kaun auch in vielen Fällen wirtſchaftlich begründet ſein. Der Umſtand, 
daß eine Partei durch die Schaffung derartiger Aktien einen Macht⸗ 
zuwachs erhält, gibt an ſich noch kein Recht, die Schaffung dieſer 
Aktien anzufechten oder für nichtig zu erklären, wenn nur dafür ge⸗ 
ſorgt iſt, daß dieſe Macht lediglich im Intereſſe der Geſellſchaft ver⸗ 
wendet werden. 

Bei vielen Aktien aber, die derartig geſchaffen ſind, liegt eine 
ſolche wirtſchaftliche Rechtfertigung nicht vor; ſehr vielfach ſind die 
Bindungen, durch die gewährleiſtet werden ſoll, daß die Aktien nur 
im Intereſſe der Geſellſchaft verwendet werden, entweder gar nicht 
vorhanden oder jo ſchwach, daß trotzdem ein Mißbrauch möglich ift- 
Ferner aber ſind vielfach die Aktien ſo geſtaltet, daß auch ein geld⸗ 
licher Vorteil für die herauskommt, die die Aktien erworben haben. 
Jusbeſondere ſind die Beſtimmungen über die Beſchränkung der Ver⸗ 
äußerung der Aktien ungenügend oder auf Zeit beſchränkt, ſo daß 
die Beſitzer dieſer Vorzugs⸗ oder Vorratsaktien nach gewiſſer Zeit 
in der Lage ſind, dieſe zu veräußern, damit den ganzen Zweck zu 
vereiteln und einen namhaften Geldvorteil zu erlangen. 

Es beſteht ſeit langer Zeit in Aktionärkreiſen und in der öffent⸗ 
lichen Meinung eine lebhafte Beunruhigung wegen vieler Fälle des 
Mißbrauchs, der mit derartigen Aktien getrieben worden iſt; es 
häuſen fih die Falle, in denen Beſchlüſſe der Generalverſammlung 
als nichtig bezeichnet werden, weil derartige Aktien mitgeſtimmt 
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geſtellt waren. Wie wenig eine ſolche Maßnahme bereits damals 
den Verhältniſſen der Geſellſchaft entſprach, ergibt ſich daraus, daß 
die 2100 Stammaktien, welche den Stammaktionären zum Bezuge 
angeboten ſind, das Zwanzigfache des für die Vorzugsaktien ent⸗ 
richteten Wertes koſteten. Die Begebung der 500 Vorzugsaktien ſtellte 
unter dieſen Umſtänden ein Geſchenk an diejenigen Aktionäre dar, 
welche in ihren Beſitz gelangten, und zwar ein Geſchenk auf Koſten 
aller übrigen Aktionäre. Welche Höhe dieſes Geſchenk tatſächlich er⸗ 
reichte, iſt durch die am 1. Aug. 1924 aufgemachte Umſtellungsbilanz 
der Bekl. klargeſtellt. Danach berechnet die Bekl. ihr Reinvermögen 
auf den Betrag von 2 273 250 Danziger Gulden, wovon 23 250 Gul⸗ 
den dem Reſervefonds, die reſtlichen 2250000 dem Grundkapital 
der Geſellſchaft mit der Maßgabe überwieſen werden, daß auf jede 
Aktie ein Betrag von 300 Gulden entfällt, auf die 7000 Stamm⸗ 
aktien mithin der Betrag von 2100000, auf die 500 Vorzugsaktien 
der Betrag von 150000 Gulden. Die Kl. vertritt den Standpunkt, 
daß dieſe Bewertung des Geſellſchaftsvermögens und des Wertes 
der einzelnen Aktien zu niedrig ſei und daß die Aktie, deren augen⸗ 
blicklicher Kurswert unſtreitig etwa 330 Gulden beträgt, in Wirk⸗ 
lichkeit einen Wert von etwa 500 Gulden habe. Ob dieſe Behaup⸗ 
tungen zutreffen, kann dahingeſtellt bleiben. Feſtſteht, daß nach 
den Beſchlüſſen v. 7. Febr. 1923 die Konſortialaktionäre gegen Bahe 
lung von 110 Gulden einen Vermögenswert erlangt haben, der nach 
noch nicht 1½ Jahren auf 150000 Gulden zu beziffern war. Einen 
derartigen Beſchluß zu rechtfertigen, iſt der Bekl. nicht gelungen. 
Sie beſtreitet, bei Schaffung der Vorzugsaktien das Bewußtſein und 
die Abſicht gehabt zu haben, ſich finanzielle Vorteile durch den Er⸗ 
werb der Aktien zu verſchaffen. Ob eine derartige Abſicht der Betr., 
richtiger der begünſtigten Aktionärmajorität, erforderlich iſt, oder ob 
es zur Anwendung des § 138 BGB. nicht bereits genügt, daß die 
angefochtenen Beſchlüſſe ihrem Inhalte nach objektiv gegen die guten 
Sitten verſtoßen, kann auf ſich beruhen. Der Senat hat keinen 
Zweifel daran, daß die Konſortialaktionäre, die ſämtlich Banken, 
teilweiſe Banken großer Bedeutung find, ſich am 7. Febr. 1923 über 
die Bedeutung der Ausgabe der Vorzugsaktien für die Wertverſchie⸗ 
bung innerhalb der Geſellſchaft im klaren waren. Es war damals 
freilich nicht möglich, den Wert des durch die Vorzugsaktien erlangten 
fünfzehnten Teiles des Geſellſchaftsvermögens auch nur annähernd 
ziffernmäßig zu beſtimmen, wie es nach Einführung einer ſtabilen 
Währung und nach Eintritt einer gewiſſen Konſolidierung des Wirt⸗ 
ſchaftslebens nunmehr wieder möglich geworden iſt. Unſtreitig be⸗ 
ſtand aber auch damals bereits das Vermögen der Bekl. im weſent⸗ 
lichen aus Sachwerten, insbeſondere Grundſtücken, Lagerhäufern, 


haben, indem die Behauptung aufgeſtellt wird, daß die Schaffung 
ſolcher Aktien oder der Beſchluß, der mit Hilfe ſolcher Aktien er⸗ 
gangen iſt, den guten Sitten widerſpricht. 

Es iſt nach dem Ausgeführten ohne weiteres klar, daß die Ge⸗ 
richte die Entſcheidung auf jeden einzelnen Fall abſtellen müſſen, 
denn es kommt nicht nur auf rechtliche, ſondern auch auf wirtſchaftliche 
Geſichtspunkte an und die Gerichte müſſen in jedem einzelnen Falle 
entſcheiden, ob das betreffende Geſchäft gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtößt. Hierfür gibt es einen abſoluten Maßſtab nicht, vielmehr ent⸗ 
ſcheidet nach der bekannten Praxis des RG. die jeweilige Anſchauung 
der anſtändig denkenden Kreiſe, innerhalb deren das Rechtsgeſchäft 
wirkſam werden ſoll. Ein Geſchäft iſt ſittenwidrig, wenn es mit dem 
Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden unvereinbar iſt, 
ſo daß es ſich mit dem in der Sitte, in der Übung zutage tretenden 
Empfinden der Volksgenoſſen, gemeſſen an einem durchſchnittlichen 
Maßſtab, in Widerſpruch ſetzt (RG. 80, 221). Demgemäß find auch 
die Entſcheidungen des RG., die fi beſonders im 107. und 108. 
Bande befinden, zu durchaus verſchiedenen Reſultaten gelangt, wobei 
man allerdings ſagen muß, daß die verſchiedenen Entſcheidungen eine 
feſte Grundlage vermiſſen laſſen. Es müßte grundſätzlich davon aus⸗ 
gegangen werden, daß die Schaffung derartiger Aktien oder deren 
durch derartige Aktien gefaßten Beſchlüſſe dann nichtig ſind, wenn 
nicht bei Schaffung der Aktien die Gewähr geboten iſt, daß der be⸗ 
abſichtigte Zweck, nämlich das Stimmrecht im Intereſſe der Geſell⸗ 
ſchaft auszunützen, auch wirklich erreicht wird und ferner, daß unbe⸗ 
rechtigte geldliche Vorteile ausgeſchloſſen werden. 

Obiges Erkenntnis des Obergerichts der Freien Stadt Danzig 
ſpricht, und zwar weit beſtimmter, als dies in der Reichsgerichts⸗ 
judikatur bisher geſchehen iſt, die Nichtigkeit allein aus dem Um⸗ 
ſtande aus, daß die Vorzugsaktionäre mit einem ganz geringen 
Geldbetrage eine hohe Beteiligung an dem Vermögen der Geſellſchaft 
erhalten haben, ſo daß alſo Bereicherungszwecke verfolgt ſind, wobei 
das Gericht ausſpricht, daß es gleich ſei, ob eine derartige Abſicht 
den Beteiligten zum Bewußtſein gekommen iſt und ferner, ob dieſer 
Bereicherungszweck Haupt⸗ oder Nebenzweck geweſen iſt. In jedem 
Falle genügt der Umſtand, daß die Aktien eine ungerechtfertigte Be⸗ 
reicherung der Aktionäre, die ſie erworben haben, auf Koſten der 
andern enthalten, um das Geſchäft für nichtig zu erklären. Das Ge⸗ 
richt ſpricht ferner den wichtigen Grundſatz aus, daß, wenn man die 
Nichtigkeit bejaht, es gleichgültig iſt, ob ſpäter die betreffenden Aktio⸗ 
näre ſich vertragsmäßig der Geſellſchaft gegenüber Beſchränkungen 
auferlegt, insbeſondere aljo wirtſchafllich einer Wiedergutmachung 
des entſtandenen Schadens zugeſtimmt haben. Dies entſpricht auch 
dem Weſen der Nichtigkeit, die nur durch eine Veltätigung des Ge- 
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Leichterfahrzeuge, Melaſſebaſſins, Mobilien u. dgl. Über das Vor⸗ 
handenſein dieſer Sachwerte konnten die Konſortialaktionäre nicht 
im Zweifel ſein. Sie wußten, daß ſie mit dem Nennwerte der Aktien, 
d. h. umgerechnet mit 110 Gulden, einen Betrag aufwandten, der 
gegenüber den realen Werten, welche dadurch in ihre Hand kamen, 
überhaupt keine Bedeutung hatte. Wenn der deutſche Geſetzgeber bei 
der Umſtellung der Aktiengeſellſchaften auf Goldmark vorſchreibt, daß 
auf Vorzugsaktien lediglich der Betrag entfallen dürfe, welcher der 
auf ſie gemachten Einzahlung in Gold entſpricht, ſo ergibt ſich daraus, 
daß er das Unhaltbare des von zahlreichen Aktiengeſellſchaften in 
der Inflationszeit beliebten Verfahrens eingeſehen und ſeinerſeits eine 
zwangsweiſe Wiedergutmachung der entſtandenen Schäden für nötig 
befunden hat. Es ergibt ſich daraus aber nicht, wie die Bekl. meint, 
daß auch der Majorität v. 7. Febr. 1923 die wirtſchaftliche Einſicht 
in die Folgen ihrer Beſchlüſſe gefehlt habe. Der Senat iſt auch nicht 
in der Lage, aus dem, was nachträglich im Laufe des Prozeſſes ge⸗ 
ſchehen ift, Schlüſſe zugunſten der Bekl. zu ziehen. Wenn die Bekl. 
in ihrer Generalverſammlung v. 25. Okt. 1924 eine Wiedergutmachung 
des entſtandenen Schadens in der Form beſchloſſen hat, daß künftig⸗ 
hin die Vorzugsaktien keine Dividende mehr erhalten, im Falle einer 
Liquidation nur mit dem auf ſie eingezahlten Goldwerte honoriert, 
auf Verlangen der einfachen Majorität mit dreimonatiger Kündigung 
gegen Zahlung des Goldwertes eingezogen und ihr zwölffaches Stimm⸗ 
recht nur bei Beſchlußfaſſung über Wahlen zum Auffſichtsrat, Muf- 
löſung der Geſellſchaft und Anderungen des Geſellſchaftsvertrages be⸗ 
ſitzen ſollen, ſo iſt dieſer rechtlich an ſich bedeutungsloſe Vorgang 
um ſo weniger geeignet, Schlüſſe auf das Bewußtſein der Kon⸗ 
ſortialaktionäre am 7. Febr. 1923 zu rechtfertigen, als die Beſchlüſſe 
b. 24. Okt. 1924 nach Erlaß des Gerichtsbeſchluſſes v. 16. Mai 1924 
ergangen ſind. In dieſem Beſchluß ſind aber von der Bekl. Auf⸗ 
klärungen gefordert, aus denen der Slandpunkt des Senats klar er⸗ 
kennbar war, daß er die Art, unter der am 7. Febr. 1923 die 
500 Vorzugsaktien geſchaffen waren, nicht zu billigen vermöge. 
Wenn unter dem Drucke dieſes Beſchluſſes und, nachdem mit der 
öffentlichen Meinung auch zugleich der deutſche Geſetzgeber eine Rück⸗ 
gängigmachung gleichartig ungerechtfertigter Bereicherungen angeordnet 
hatte, die Bekl. ſich dieſer Wiedergutmachung unterzog, ſo ſchließt 
das nicht aus, daß zu einer Zeit, in welcher noch die Schleier der 
Inflation über der Wirtſchaft lagen und mit deren raſchem Ver⸗ 
ſchwinden noch nicht zu rechnen war, die Majorität der Bekl. Be⸗ 
reicherungszwecke, wenn auch nicht in erſter Linie, ſo doch nebenbei, 
verfolgt hat. 

Verfehlt iſt der Verſuch der Bekl., zwiſchen den Beſchlüſſen ſelbſt 


ſchäfts beſeitigt werden kann. Eine ſolche Beſtätigung bedarf aber 
der Form des urſprünglichen Geſchäfts; es müßte daher eine neue 
mee der Vorzugsaktien durch die Generaperſammlung beſchloſſen 
werden. 

Es wird vielfach behauptet, daß durch die Umſtellung auf 
Reichsmark etwaige Einwendungen gegen die Vorzugs⸗ und Schutz⸗ 
aktien erledigt ſeien. Dies erſcheint nicht richtig. Wenn die Vorzugs⸗ 
aktien und die Schutzaktien, letztere gemäß 8 30, auf ihren Goldein⸗ 
zahlungswert umgeſtellt werden, ſo iſt, da die Goldbilanzverordnung 
vorſchreibt, daß am Stimmenverhältnis nichts geändert wird, damit 
die eine Seite der Sache, nämlich das Herrſchaftsrecht dieſer Aktien, 
nicht beſeitigt, fo daß in dieſer Beziehung jedenfalls trotz der Um- 
ſtellung nach der Umſtellung dasſelbe gilt wie vor der Umſtellung. 

Was den zweiten Punkt, die Frage der geldlichen unberechtigten 
Vorteile betrifft, ſo iſt ja allerdings in dem Recht am Vermögen 
der Geſellſchaft durch die Herabſetzung des Nennbetrages auf den Gold⸗ 
markeinzahlungswert eine Anderung eingetreten. Trotzdem können 
die Beſitzer derartiger Vorzugsaktien große Geldvorteile durch Ver⸗ 
kauf erlangen, denn ſelbſtverſtändlich wird hierbei das Herrſchaftsrecht 
über die Geſellſchaft mit bezahlt und wird ſicher höher bezahlt werden, 
als der innere Wert der Aktien den Preis an ſich rechtfertigen würde. 
Nur in dem einen Falle kommt die Frage der geldlichen Vorteile nicht 
mehr in Betracht, wenn nämlich die Vorratsaktien gemäß 831 
2. DurchfVO. zur Gold BilVO. in derſelben Weiſe wie die Stamm⸗ 
aktien umgeſtellt werden, denn dann fließt der Verkaufserlös nach 
geſetzlicher Beſtimmung der Geſellſchaft zu. Mit Recht hat daher das 
Gericht der Umſtellung keine Bedeutung beigelegt, wobei allerdings 
zu bemerken ift, daß entſprechende Vorſchriften wie in der 2. Durchf. 
VO. zur Gold BilVO. in 88 28—31 enthalten find, in die die 
Umſtellungsverordnungen der Freien Stadt Danzig vom 8. Jan. 
1924 nicht aufgenommen ſind. Nach deutſchem Recht wäre die Gleich⸗ 
ſtellung der Vorzugsaktien mit den Stammaktien, wie ſie in dem 
vorliegenden Falle vorgenommen iſt, unzuläſſig, da die Vorzugs⸗ 
aktien nach dem 31. Dez. 1918 ausgegeben ſind. Trotzdem ſind die 
Gründe des Danziger Erkenntniſſes wie oben dargelegt auch für 
das deutſche Recht maßgebend. 

Dadurch, daß die Gerichte lediglich nach dem Einzelfalle ent⸗ 
ſcheiden müſſen, entſteht eine bedenkliche Rechtsunſicherheit, da wäh⸗ 
rend des oft jahrelang ſchwebenden Prozeſſes die Rechtslage eine 
ungeklärte iſt. Es wird daher zu überlegen ſein, ob nicht in dieſer 
Beziehung geſetzliche Maßnahmen erforderlich ſind, um eine Rechts⸗ 
ſicherheit herzuſtellen und die Auswüchſe, die ſich gebildet haben, zu 
beſeitigen. Allerdings dürfte die Aufgabe für den Geſetzgeber keine 
leichte ſein. IN. Albert Pinner, Berlin. 
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und ihrer Durchführung einen Unterſchied zu machen. Die Beſchlüſſe 
ſind ſo . h worden, wie es vor ihrer Faſſung bereits ge- 
plant war. Der Beſchluß, dem Vorſtande die Begebung der Vor⸗ 
zugsaktien zu einem Kurſe von 100% zu ermöglichen, hatte nur 
dann einen Sinn, wenn die Abſicht, von dieſer Möglichkeit auch 
Gebrauch zu machen, von vornherein beſtand. Wenn die Bekl. darauf 
hinweiſt, daß keines ihrer Vorſtands⸗ oder Aufſichtsratsmitglieder 
durch die Schaffung der Vorzugsaktien einen Vermögensvorteil ge⸗ 
habt hat, ſo iſt dazu zu ſagen, daß der Vorwurf eines Verſtoßes 
gegen 5 138 BGB. von der Kl. weder dem Vorſtande noch dem Auf⸗ 
ſichtsrat, ſondern derjenigen Majorität der Aktionäre gemacht wird, 
welche das Konſortium bildeten. Aus welchen Gründen ſich Vorſtand 
und Aufſichtsrat dieſem Willen der Majorität gefügt haben, iſt ohne 
rechtliche Bedeutung. Auch auf die weitere von der Bekl. zur Er⸗ 
örterung geſtellte Frage, welche Zwecke die Kl. mit der vorliegenden 
Klage verfolge, iſt nicht einzugehen. Wenn wirklich die Kl. gegen 
Gewährung eines Aufſichtsratspoſtens und beſonderer geldlicher Vor⸗ 
teile von der Klage Abſtand zu nehmen geneigt wäre, ſo unterliegt 
es der freien Entſchließung der Bekl., ob ſie dieſe Bedingungen er⸗ 
füllen will. Die Klage ſelbſt jedenfalls ift zur Verwirklichung dieſer 
angeblichen Ziele der Kl. ungeeignet. Mit ihr können nur Ziele ver⸗ 
wirklicht werden, die vom Geſetze ſelbſt gebilligt werden, nämlich die 
Beſeitigung von Geſellſchaftsbeſchlüſſen, mit denen neben zu billigen⸗ 
den auch unlautere Zwecke verfolgt werden. Vergleichsangebote der 
Kl. ſind deshalb für die hier allein zur Entſcheidung ſtehende Frage, 
ob die Art, in welcher am 7. Febr. 1923 die Vorzugsaktien geſchaffen 
find, mit den guten Sitten in Einklang ſteht, um fo weniger von 
Belang, als ſich die Bedeutung einer Nichtigkeitserklärung der an⸗ 
gefochtenen Beſchlüſſe gemäß § 273 Abſ. 1 Satz 1 HGB. nicht im 
Verhältniſſe der Parteien zueinander erſchöpft, ſondern Wirkung auch 
zugunſten aller derjenigen durch die Beſchlüſſe gleichfalls betroffenen 
Aktionäre äußert, die in der Generalverſammlung nicht vertreten 
waren, deren Aktienbeſitz aber über 50% des in der Verſammlung 
v. 7. Febr. 1923 vertretenen Grundkapitals ausmachte. Gegenüber dem 
Hinweiſe der Bekl. auf die Entſch. des RG. in Bd. 108, 322 ff. mag 
bemerkt werden, daß der dort zur Entſcheidung ſtehende Sachverhalt 
eine ganze Reihe grundlegender Verſchiedenheiten von dem hier vor⸗ 
liegenden Sachverhalt aufweiſt, insbeſondere darin, daß dort die 
Aktien der Verwaltung als ein beſonderes Honorar für ihre Mühe⸗ 
waltungen zugedacht waren und daß die Vorzugsaktien nach gewiſſer 
Friſt zu einem Kurſe von 120%, alfo nur 20% über dem Bes 
gebungskurs, von der Geſellſchaft zurückgekauft werden konnten. Mit 
letzterer Beſtimmung war die Möglichkeit einer billigen Beſeitigung 
der von den Vorzugsaktionären erworbenen Vermögenswerte, die 
von der Bekl. erſt nachträglich geſchaffen iſt, vom Anfang an gegeben. 
Unter Abänderung des angefochtenen Urteils war hiernach der 
Klage ſtattzugeben, ohne daß es des weiteren noch auf die Zwecke 
ankäme, die mit der Überweiſung von 700 000 % Stammaktien an 
das Konſortium verfolgt ſind, ob insbeſondere, wie die Kl. be⸗ 
hauptet, der dafür in die Geſellſchaft gelangte Gegenwert zur Zeit 
der Zahlung noch nicht einer Goldmark gleichkam. 
(Ober Ger. d. Freien Stadt Danzig, Urt. v. 13. Febr. 1925, 2 U 19/25. 
Mitgeteilt von Oberer. Dr. Rumpf, Danzig⸗Langfuhr. 


Oberlandesgerichte. 


Augsburg. Zivilſachen. 

1. Letten haben keinen Anſpruch auf das Armen» 
recht in Deutſchland. 

Ausländer haben nach 8 114 Abſ. II BPO. Anſpruch auf das 
Armenrecht nur inſoweit, als die Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. Nun 
iſt es richtig, daß nach dem zwiſchen dem Deutſchen Reich und Lett⸗ 
land abgeſchloſſenen Staatsvertrage v. 15. Juli 1920/23. Aug. 1920 
8 4 (RGBl. 1623) in bezug auf den gerichtlichen Schutz die Meiſt⸗ 
begünſtigung vereinbart iſt. Für die Frage der verbürgten Gegen⸗ 
ſeitigkeit kommt es aber nicht ſowohl auf die geſetzliche Beſtimmung, 
als auf die tatſächliche, aber rechtlich geſicherte U bung an. Wenn 
daher Handelsverträge die Gleichſtellung der beiderſeitigen Staats⸗ 
angehörigen im Prozeſſe anordnen oder die Meiſtbegünſtigung darin 
gewähren, ſo genügt dies nur dann, wenn dem Deutſchen im fremden 
Staate das Armenrecht nicht verweigert wird (vgl. Stein⸗Jonas, 
Komm. zur ZPO., neueſte Auflage vom Jahre 1925, Anm. III zu 
8114). In dieſem Sinne ift aber die Gegenſeitigkeit im Verhältnis 
zu Lettland nicht verbürgt (vgl. Stein⸗Jonas, Anm. III Abi. 3 
zu § 114). 

(OLG. Augsburg, Beſchl. v. 24. März 1925, Beſchw. Reg. Nr. 56/25.) 
Mitgeteilt von RA. JR. Goldbach, Memmingen. 


a 
Berlin, 

2. Eine Vereinbarung, wonach zur Bezahlung von 
Waren, die der Verkäufer aus dem beſetzten Gebiet be⸗ 
zieht, zahlungshalber Wechſel zwecks Diskontierung und 
zwecks Verwendung des Erlöſes zur Anſchaffung von 
Deviſen zum Freiverkehrskurſe im beſetzten Gebiet ge⸗ 
geben werden, verſtößt gegen die Verordnungen vom 
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22. Okt. 1923 (RG Bl. I S. 991) und vom 8. Mai 1923 (ROBI. I, 
S. 275) und iſt daher nichtig. i 

Dem Vorderrichter ift darin beizuſtimmen, daß die von der Kl. 
behauptete und daher bei Prüfung der Schlüſſigkeit der Klage als 
vereinbart zu unterſtellende Abrede gegen die VO. v. 22. Okt. 1923 
verſtößt und demzufolge nichtig ift. Dieſe VO. verfolgt offenbar den 
Zweck, den Erwerb von Deviſen zu einem Freiverkehrskurſe zu ver⸗ 
hindern, weil dadurch die gefährdete Reichswährung noch mehr her⸗ 
untergedrückt würde. Die behauptete Abrede, wonach der vom Bell. 
zahlungshalber gegebene Wechſel von K., dem in Aachen wohnenden 
Fabrikanten der Kl., im beſetzten Gebiet diskontiert und der Rein⸗ 
erlös zur ſofortigen Anſchaffung von Deviſen zum Freiverkehrskurſe 
in Aachen verwendet werden ſollte, zielte aber auf einen Erwerb zum 
Freiverkehrskurſe ab. Wenn dies auch auf dem Umwege über das 
beſetzte Gebiet geſchah, wo die fragliche VO. nach der Behauptung 
der Kl. infolge Eingreifens der Rheinlandkommiſſion nicht in Kraft 
war, fo war doch der Sinn der Vorſchrift der, daß alle derartigen 
eine Gefährdung der Reichswährung herbeiführenden Geſchäfte mög⸗ 
lichſt vereitelt werden ſollten, ſoweit das Reich in der Lage wap, 
darauf einzuwirken. Das in Rede ſtehende Abkommen zwiſchen den 
Vertragsparteien iſt aber im unbeſetzten Gebiet geſchloſſen worden 
und konnte daher von der fraglichen VO. erfaßt werden, ſelbſt wenn 
K. nicht verhindert werden konnte, für ſeine Zwecke in Aachen Deviſen 
zum Freiverkehrskurſe zu erwerben. Es muß daher im unbeſetzten 
Gebiet auch als verboten gelten, die Ohnmacht des Deutſchen Reiches 
sen der Rheinlandkommiſſion auszubeuten. Der behauptete 

ertrag ſtellte fih jedoch als eine Ausbeutung dieſer Ohnmacht dar; 

denn durch ihn ſollte K. veranlaßt werden, im Intereſſe der Ver⸗ 
tragſchließenden Deviſen zum Freiverkehrskurſe zu erwerben und da⸗ 
durch zur Gefährdung der Reichswährung beizutragen. Deshalb ver⸗ 
ſtößt er gegen die guten Sitten und tft er gemäß $ 138 B00 B nichtig. 

Das nach Behauptung der Kl. vereinbarte Zahlungsabkommen 
verſtieß außerdem aber auch gegen die VO. v. 8. Mai 1923 
(RGGBl. I, 275). Nach 8 2 dieſer VO. war es bei Inlandsgeſchäften 
verboten, die Zahlung mit Zahlungsmitteln in ausländiſcher Wäh⸗ 
rung auszubedingen. Ein Inlandsgeſchäft liegt unzweifelhaft vor. 
Es kommt auch keine der Ausnahmevorſchriften gemäß 8 3 der Ausf.⸗ 
Belt. v. 8. Mai 1923 (RG Bl. I, 279), 29. Juni 1923 (RG Bl. I, 509), 
24. Juli 1923 (RGBl. I, 748), 24. Aug. 1923 (RGBl. I, 835) und 
2. Nov. 1923 (RG Bl. I, 1073) in Frage. Nach der letztgenannten 
VO., deren Geltung zur Zeit des Vertragsſchluſſes dahingeſtellt 
bleiben kann, fand zwar der 8 2 der VO. v. 8. Mai 1923 (RGBl. I, 
275) „auf die Geſchäfte über die Lieferung von Waren“ an ſich keine 
Anwendung mehr; ein Erwerb ausländiſcher Zahlungsmittel zur Be⸗ 
zahlung ſolcher Waren blieb jedoch nach wie vor verboten. Das frag⸗ 
liche Abkommen zielte aber auf den Erwerb ausländiſcher Zahlungs 
mittel zur Bezahlung der Ware ab. Die Kl. macht ſelbſt geltend, 
die Hingabe der Wechſel und auch deren Diskontierung in Reichs⸗ 
mark habe nur zahlungs halber erfolgen ſollen. Demzufolge 
kommen als Gegenſtand der Leiſtung des Bekl. nur die von dritter 
Seite zu beſchaſfenden Deviſen in Betracht, war alſo Zahlung mit 
erſt beſonders zu beſchaffenden Zahlungsmitteln in ausländiſcher 
Währung ausbedungen. Auch aus dieſem Grunde ift das Abkommen 
daher nichtig, weil es gegen ein geſetzliches Verbot verſtieß (8 134 
BGB., 8 8 der VO. v. 8. Mai 1923). Die von der Kl. angeführte, 
JW. 1924, 151611 abgedruckte Entf. des RG. behandelt einen 
ganz anderen Fall, bei dem die Vereinbarkeit eines Vertrages mit 
dem Deviſenhandels G. v. 2. Febr. 1922 in Frage ſtand und läßt 
keinen Vergleich mit dem gegenwärtigen Rechtsſtreit zu. Iſt aber 
das die Zahlungsweiſe betreffende Abkommen nichtig, ſo muß im 
Zweifel der ganze Kaufvertrag, von dem jene Abrede nur ein Be⸗ 
ſtandteil ift, als nichtig angeſehen werden (8 139 BGB.). Es liegt 
kein Grund für die Annahme vor, daß die Vertragsparteien den 
Kaufvertrag auch ohne die Vereinbarung über die Zahlungsweiſe ge⸗ 
wollt haben würden. Daher iſt der auf den Kaufvertrag geſtüßte 
Zahlungsanſpruch, der mit dem Hauptantrage geltend gemacht wird, 
unbegründet. a 

In der Berufungsinſtanz hat die Kl. nun aber mit einem Hilfs⸗ 
antrage für den Fall, daß der Kaufvertrag als nichtig angeſehen wird, 
Rückgabe der Ware begehrt. Dies iſt jedoch ein neuer Anſpruch, der 
in der Berufungsinſtanz nur noch mit Zuſtimmung des Gegners gel⸗ 
tend gemacht werden könnte (8529 Po.). Da der Bekl. jedoch ſofort 
ausdrücklich jeder Klagänderung widerſprochen hat, kann auf dieſen 
hilfsweiſe geltend gemachten Anſpruch in dieſem Rechtsſtreit daher 
nicht weiter eingegangen werden. L j 

Hiernach ift die Klage mit Recht abgewieſen und war bie Be⸗ 
rufung der Kl. deshalb zurückzuweiſen. 

(KG., 5. 8S., Urt. v. 24. Jan. 1925, 5 U 100134.) 
Mitgeteilt von RGR. Dr. Schulze, Berlin. 


* 
3. Rechtsſchutz der Vorzugsaktionäre bei der Golda 


umſtellung. t) 
(K., Urt. v. 15. Jan. 1925, 70 7822/24. Abgedr. JW. 1925, 493.) 


Zu 3. Der Bürgerkrieg in der AEG. it nach Erlaß des 
kammergerichtlichen Urteils durch Friedensſchluß beendet. Gleichwohl 
hat das wiſſenſchaftlich begründete Erkenntnis, das zugleich die 
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4. Das ausländiſche Vermögen der nationaliſierten 
ruſſiſchen Bank⸗Aktiengeſellſchaften iſt nicht auf den 
ruſſiſchen Staat übergegangen. Die ruſſiſchen Bank⸗ 
Aktiengeſellſchaften alten Rechts haben ihre Rechts⸗ 
perſönlichkeit behalten und können über ihre auslän⸗ 
diſchen Guthaben verfügen. f) 


Die Kl. hat eine Forderung gegen die Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
bank in Petersburg, auf Grund deren ſie in den Jahren 1915 und 
1918 Pfändungsbeſchlüſſe hinſichtlich eines Guthabens der Schuld⸗ 


Hypertrophie des Schrifttums über Goldbilanzen ergibt, nicht nur 
geſchichtlichen Wert. In der Hauptſache iſt ihm beizupflichten. Der 
Streit um die Vollgültigkeit des $ 20 Gold Bil BO. mag endlich 
zum alten Eiſen geworfen werden. Es iſt nicht widerlegt, daß, 
wenn einmal das Geſetz die Reichsregierung ermächtigt hatte, die 
von ihr im Hinblick auf die Not von Volk und Reich für erforder⸗ 
lich und dringend erachteten Maßnahmen zu treffen, dieſe Er⸗ 
mächtigung ſich auch auf jede geſetzgeberiſche Maßnahme erſtreckte 
und daß hierunter die Weiterermächtigung fiel, noch nach Ablauf 
der Friſt des Grundermächtigungsgeſetzes gewiſſe geſetzgeberiſche 
Maßnahmen zu ergreifen. Die „Rahmen“ theorie, auf der die be- 
kannten Entſcheidungen des KG. vom 13. und des RG. vom 
21. Nov. 1924 zur StNot VO. beruhen, leuchtet wenig ein. Hat eine 
auf Grund des ErmächtGG. erlaſſene Not BO. die Reichsregierung 
ermächtigt, Ausnahmen von der BD. zuzulaſſen und nötigenfalls für 
beſondere Fälle allgemeine Anordnungen ergänzenden oder ab- 
weichenden Inhalts zu treffen, ſo hat eben ein gültiges Geſetz 
den „Rahmen“ für die ferneren Maßnahmen ſo weit geſpannt, 
und die Rechtſprechung überſchreitet ihr Kontrollrecht, wenn ſie 
die Weite des „Rahmens“ beanſtandet. Die betrübliche Erſcheinung, 
daß die Rechtſprechung durch ein Diktat des Reichspräſidenten lahm⸗ 
gelegt iſt, fällt der Rechtſprechung ſelbſt zur Laſt. Die einzige 
vom Ermäht®. gezogene Schranke war die Wahrung der Reichs⸗ 
verfaſſung. Daß aber der hier umſtrittene § 28 der 2. Durchf VO. 
zur Gold BilVO. gegen die RVerf. verſtieße, verneint das Urteil 
mit Recht. Mit der Enteignungsvorſchrift des Art. 153 Abſ. 2 Verf. 
iſt es nichts, weil die Goldbilanzbeſtimmungen durch Bereitung 
des Bodens für eine Geſundung der Wirtſchaft das Wohl der All⸗ 
gemeinheit fördern und der als Reichsgeſetz zu würdigende 8 28 der 
2. DurchfBO. den Ausſchluß einer Entſchädigung für die etwaige 
Enteignung ergibt. Im übrigen wäre doch zunächſt zu beweiſen, 
daß Aktien vom Typus des § 28 an der Subſtanz des Geſellſchafts⸗ 
vermögens gleich den Stammaktien nach Maßgabe ihres Nennbetrags 
teilhaben. Das iſt ja gerade die Frage. Noch bei der Beratung 
des Entwurfs zur 2. DurchfVO. im Goldbilanzausſchuſſe der Jur. 
Arbeitsgemeinſchaft iſt dies von ganz unbeteiligter Seite wegen 
der Beſchränkung des Einlöſungsbetrags auf eine Höchſtſumme leb⸗ 
haft beſtritten worden. Die damit zuſammenhängende Frage nach der 
Verletzung der in Art. 109 RVerf. verbürgten Gleichheit aller Deut- 
ſchen vor dem Geſetz iſt im Urteil etwas ſtiefmütterlich behandelt. 
Indeſſen iſt nicht einzuſehen, wie ein auf einen allgemeinen Tat⸗ 
beſtand abgeſtelltes Geſetz gegen den Gleichheitsgrundſatz dadurch 
verſtoßen könnte, daß feine Anwendung auf die einzelnen Betrof⸗ 
fenen perſchieden einwirkt. Daß die in § 28 gekennzeichnete Aktien⸗ 
gattung eine beſondere iſt, die um deswillen auch eine Sonderregelung 
erfahren durfte, läßt ſich doch kaum beſtreiten; und wenn es den 
Parteigäugern der ACG. gelungen ift, die Reichsregierung davon zu 
überzeugen, daß für dieſe keineswegs bloß bei der AEG. geſchaffene 
Aktiengattung eine Sonderregelung am Platze ſei, ſo rechtfertigt das 
noch gewiß nicht den Spitznamen für den § 28 als die ACG. Lex. 
Der Vorwurf der „Willkür“, die darin liegen ſoll, daß nicht auch 
ganz ähnliche Gebilde dem 8 28 unterworfen ſeien, trifft ſchließlich 
faſt jeden geſetzlichen Tatbeſtand, wenn dieſer mit Grenztatbeſtänden 
in Vergleichung gebracht wird. Daß, wenn die Gültigkeit der 
2. DurchfVO. anerkannt wird, der Streit über die Anwendbarkeit 
des $ 28 Abſ. 3 vor die Spruchſtelle gehört, ift nicht zweifelhaft. — 
Weniger befriedigt die Abſchneidung der Anſprüche 3 und 4 wegen 
mangelnden rechtlichen Intereſſes an der alsbaldigen Feſtſtellung. 
Für die Inhaber einziehbarer Vorzugsaktien iſt es von größter Be⸗ 
deutung, ſchon gegenwärtig zu wiſſen, unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen die Einziehung erfolgen kann und welchen Geldbetrag die 
eingezogene Aktie bringt. Die Feſtſtellung ihrer Rechtslage gegen⸗ 
über einer ihnen nicht gerade wohlgeſiunten Verwaltung muß für 
die Entſchließung über Behalten oder Fortgeben der Aktien maß⸗ 
geblich fein. Der Anwendung des § 256 38. ſetzt die Praxis 
überhaupt zu große Schwierigkeiten entgegen. Die Leugnung des 
Feſtſtellungsintereſſes dient oft genug dazu, die Entſcheidung läſtiger 
Rechtsfragen abzuſchütteln. Auf das hier vorliegende, beſonders 
ſorgfältig abgeſetzte Urteil ſoll ſich das natürlich nicht beziehen. 
Vizepräſ. a. D. Geh. Ob JR. Ring, Berlin. 


Zu 4. Ein Urteil von höchſter praktiſcher Be⸗ 
deutung! Zum erſtenmal nimmt ein deutſches Gericht zu dieſer 
ſehr bedeutſamen Frage Stellung, und zwar in demſelben Sinne 
wie die engliſche und franzöſiſche Rechtſprechung, ſo daß nunmehr 
eine einheitliche europäiſche Rechtſprechung vorliegt. Neben dem Urteil 
des Honſe of Lords v. 22. Juli 1924 ſtehen mehrere franzöſiſche 
Eutſch. aus der Zeit vor der Anerkennung des Sowjetſtaates durch 


Rechtſprechung 


nerin bei der Bekl. erwirkt hat. Im Jahre 1921 erwirkte die Kl. 
ein rechtskräftiges Urteil gegen die Schuldnerin und ließ ſich die 
gepfändeten Anſprüche und Forderungen derſelben gegen die Bekl. 
zur Einziehung überweiſen. 

Die Bekl. wandte ein, durch das Dekret v. 14. Dez. 1917 und 
ſpätere ergänzende Dekrete habe der ruſſiſche Staat die Banken in 
Rußland nationaliſiert, wodurch dieſe ihre Rechtsperſönlichkeit ver⸗ 
loren hatten und mit dem ruſſiſchen Staate verſchmolzen ſeien. Die 
Forderung der Induſtrie- und Handelsbank ſtehe infolge der Natio- 


Frankreich. Aber auch nach der Anerkennung hat ſich die franzöſiſche 
Literatur — Entſcheidungen ſind ſeitdem noch nicht ergangen — mit 
dem Urteil des Houfe of Lords einverſtanden erklärt (Prof. Champ- 
communal, Revue de Droit International Privé, Jahrg. 1924 
Nr. 3 und 4). 

Daß die Nationaliſierung durch das Dekret v. 14. Dez. 1917 
nicht zur allgemeinen Auflöſung der Bank⸗Aktiengeſellſchaften führte, 
kann — abgeſehen von den im Urteil aufgeführten Gründen — noch 
auf die Dekrete v. 10. Okt. 1918 (Ruff. GS. 1918 Nr. 74 Art. 806) 
und auf die VO. v. 2. Dez. 1918 geſtützt werden, die von einer Natio- 
naliſierung noch nicht nationaliſterter Banken ſprechen. Nicht nur 
die Verfaſſung der R. S. F. S. R. v. 8. Juli 1918, auch die Ver⸗ 
faſſung der Ukrainiſchen Sowjetrepublik v. 14. März 1919, die Ver⸗ 
faſſung der Weißruſſiſchen Sowjetrepublik v. 4. Febr. 1919, und die 
Verfaſſung der Transkaukaſiſchen Föderativen Sowjetrepublik vom 
13. Dez. 1922 enthalten keine poſitive Beſtimmung über die Auf⸗ 
löſung der Bank-⸗Aktiengeſellſchaften, wenn fie auch von einer Natio- 
naliſierung der Banken ſprechen. 

Das Houſe of Lords hat das grundlegende Dekret v. 14. Dez. 
1917 über die Nationaliſierung aller Banken als politiſche Deklara⸗ 
tion angeſehen und ſein Urteil in der gleichen Weiſe begründet wie 
das KG.; außerdem aber noch damit, daß die vorliegenden Sowjet⸗ 
dekrete dem engliſchen Rechtsdenken überhaupt nicht geeignet er⸗ 
ſcheinen, einer rechtlichen Nationaliſierung als Grundlage zu dienen. 
Eine ähnliche Anſicht vertritt ganz allgemein ein Teil der ruſſiſchen 
Emigration in bezug auf das Reich auch nach der Anerkennung der 
Sowjetgeſetzgebung durch den Rapallovertrag mit Hinweis auf Art, 30 
EGBGB. (Rabinowitſch, JW. 1924, 634 f.). 

Champeommunal kommt zum gleichen Ergebnis. Für ihn 
iſt maßgebend, daß die Nationaliſierung nicht durch das allgemeine 
Dekret v. 14. Dez. 1917, ſondern durch Verwaltungsbeſtimmungen von 
Fall zu Fall durchgeführt worden iſt. Er ſieht in dieſen Nationali⸗ 
ſterungen die Begründung eines privilegium odiosum zugunſten 
einer dritten hun, nämlich der Kommuniſtiſchen Partei. Eine 
ſolche Geſetzgebung könne im Ausland işine Geltung haben. Er vera 
weiſt auf Pillet, Traité pratique de droit international privé 
1923 p. 731 („Le droit international n’admet pas qu'une dis- 
position legale, inspirée par des moments purement politiques, 
puisse produire des effects à Pétranger.“), auf eine Entſcheidung 
des Tribunal de la Seine von 1873, welche ein ruſſiſches Dekret 
gegen den Grafen Potozeka als für die franzöſiſchen Gerichte un» 
beachtlich erklärt und auf ein Urteil des LG. Hamburg v. 11. Dez. 
1908 in dem Prozeß des franzöſiſchen Staates gegen die aus Char⸗ 
treux vertriebenen Mönche. Diefe Anſicht kommt dem Standpunkt 
der deutſchen Rechtswiſſenſchaft nahe, die ebenfalls den privilegia 
odiosa außerhalb der Staatsgrenzen Geltung abſpricht. 

Das KG. nimmt an, daß die ruſſiſchen Aktiengeſellſchaften alten 
Rechts noch im Jahre 1921 beſtanden und ſtellt ſich damit in Gegen⸗ 
ſatz zur ſowjetruſſiſchen Auffaſſung, nach der durch die Nationali⸗ 
ſierungsgeſetze im beſonderen und durch die ganze revolutionäre Geſetz⸗ 
gebung in toto die alten Organiſationsformen des privaten Ver⸗ 
lehrsrechts aufgelöſt und nur noch als Liquidationseinheiten bea 
handelt worden find. Für diefe Auffaſſung ſpricht das Dekret 
v. 30. Nov. 1918, welches die Anwendung der Geſetze der Zaren⸗ 
regierung verbietet und nach dieſer Anſicht das alte Recht überhaupt 
aufhebt (Freund, Das Zivilrecht Sowjetrußlands, 1924, S. 15). 

Die Aktiengeſellſchaften alten Rechts ſind jedenfalls durch die 
Einführung des neuen Ruff. BON. v. 31. Okt. 1922 abgeſchafft 
worden. Zwar enthalt das Geſetzbuch hinſichtlich des alten Rechts 
nur indirekte prozeſſuale Verbote (Art. 2, 3 u. 6). Es iſt aber an⸗ 
zunehmen, daß durch die umfaſſende Neukodifikation das alte Recht 
endgültig hinſichtlich aller durch das Geſetzbuch geregelten Ma⸗ 
terien außer Kraft geſetzt worden iſt, ſelbſt wenn — wie in den 
Art. 322 f. — das alte Recht feinem Inhalt nach faſt unverändert 
übernommen worden ift. Das Geſetzbuch enthält keinerlei Übergangs- 
beſtimmungen. 

Auch wenn man der Anſicht Freunds und der Sowfet⸗ 
jurisprudenz folgt, kommt man zu ähnlichem Ergebnis wie das RO. 
Die Nationaliſierungsdekrete ließen die privaten Vermögensmaſſen 
nicht als Inbegriff von privaten Rechten und Pflichten auf den 
Staat als Fiskus übergehen, ſondern gaben ihnen, indem ſie ſie 
rechtlich zu ſelbſtändigen Einheiten zuſammenfügten, neuen öffentlich⸗ 
rechtlichen Inhalt. Die Nationaliſierung begründete nicht nur öffent⸗ 
liches Eigentum an einem ganzen Unternehmen, durch die Natio⸗ 
naliſierung verſchaffte ſich der Staat zugleich ein Monopol und eine 
ausſchließliche Gewerbeberechtigung. Der Sowjetſtaat war nicht 
willens und auch völkerrechtlich nicht in der Lage, durch die Natio⸗ 
naliſierungen das im Ausland gelegene Vermögen ruſſiſcher Bürger 
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naliſierung dem ruſſiſchen Staate zu und die Bekl. könne gegen dieſe 
Forderung mit einer Forderung gegen die St. Petersburger Bank 
aufrechnen, für die ebenfalls der ruſſiſche Staat hafte. 

Die Klage ift begründet. Obwohl die Schuldnerin, die Ruſſiſche 
Induſtrie⸗ und Handelsbank, ihren Sitz in Rußland hat, ſind die 
Fragen, ob die gegen ſie bewirkten Zwangsvollſtreckungsakte wirkſam 
vorgenommen ſind und welche Rechtswirkungen ſie haben, nach deut⸗ 
ſchem Recht zu beurteilen. 

Wenn die Bekl. ſich darauf beruft, daß die Schuldnerin, die 
Ruſſiſche Induſtrie⸗ und Handelsbank, bis ſpäteſtens zum 26. Jan. 
1918 vom ruſſiſchen Staat nationaliſiert worden ſei und daß die 
Nationaliſierung die Wirkung gehabt habe, daß durch ſie die Rechts⸗ 
perſönlichkeit der Schuldnerin untergegangen und ihr Vermögen auf 
den ruſſiſchen Staat übergegangen ſei, ſo iſt dies erheblich. Denn, 
wenn die Schuldnerin nicht mehr exiſtierte, dann konnten wirkſame 
Pfändungen und Überweiſungen gegen fie nicht mehr bewirkt werden. 
Es kommt daher darauf an, ob die Nationaliſierung der ruſſiſchen 
Banken vor den Pfändungen bzw. Überweiſungen erfolgt ift und ob 
ſie die von der Bekl. angegebenen Wirkungen gehabt hat. 

Nach dem gemäß § 293 ZPO. eingeholten Gutachten des Prof. 
Zaitzeff ſind in der Ruſſiſchen Sozialiſtiſchen Föderativen Sowjet⸗ 
republik (R. S. F. S. R.) die Vermögen der Banken, ſoweit ſie ſich 
im Gebiete dieſer Sowjetrepublik befanden, tatſächlich dem Privat⸗ 
beſitz entnommen und als Eigentum des Sowjetſtaates betrachtet 
worden, ſo daß die früheren ruſſiſchen Banken auf dem Gebiete der 
R. S. F. S. R. tatſächlich nicht mehr exiſtieren. Ihr rechtliches 
Schickſal iſt aber durch die Sowjetdekrete nicht ſo eindeutig gelöſt, 
insbeſondere fehlen Beſtimmungen, durch die ihre Rechtsperſönlich⸗ 
keit irgendwie für abgeſchafft erklärt worden iſt. Nach Anſicht von 
Zaitzeff und in Übereinſtimmung mit einer Entſch. des Houſe of 
Lords in London v. 22. Juli 1924 iſt aus dieſen Dekreten nicht 
zu entnehmen, daß die früheren ruſſiſchen Banken vom rechtlichen 
Standpunkt aus ihre Rechtsperſönlichteit verloren haben. Dieſer Ane 
ſicht kann unbedenklich gefolgt werden. 

Das erſte Dekret, das v. 14. Dez. 1917, beſtimmt zwar, daß das 
Baukgeſchäft zum Staatsmonopol erklärt werde, daß alle gegenwärtig 
beſtehenden Privataktienbanken und Bankkoutoren mit der Staatsbank 
vereinigt werden und daß die Aktiva und Paſſiva der liquidierten 
Unternehmungen von der Staatsbank übernommen werden, beſagt 
aber weiter, daß das Verfahren des Verſchmelzens der Privatbanken 
mit der Staatsbank durch beſondere Dekrete geregelt werde: es iſt 
nur als eine politiſche Erklärung, die Richtlinien darüber gibt, wie 
ſpäter einmal verfahren werden ſoll, nicht als ein Geſetz aufzufaſſen, 
das ſofortige Wirkung äußern foll, und ſtellt nur die künftige Auf⸗ 
hebung der Banken durch ein noch zu erlaſſendes Dekret in Ausſicht. 
Ein derartiges Dekret iſt aber nicht ergangen. Durch die Dekrete 
v. 26. Jan. und 12. April 1918 wird den Inhabern von Aktien der 
Banken, die als „frühere Privatbanken“ bezeichnet werden, aufgegeben, 
ihre Aktien im Laufe einer beſtimmten Friſt bei der Staatsbank ab⸗ 
zugeben; das Dekret v. 12. April 1918 enthält auch die Anweiſung 
über die Abſchaffung der Banken vom 1. April 1918 ab. Die leg- 
tere Beſtimmung ift jedenfalls eine Veftätigung der Annahme, daß 
die Banken nicht bereits durch das Dekret v. 14. Dez. 1917 auf- 
gehoben worden ſind. Im übrigen ergeben auch dieſe beiden Dekrete 
nicht mit Sicherheit, daß die Aufhebung der Banken wirklich mit 


dem ſtaatlichen Monopolvermögen einzuverleiben. Der Sowjetſtaat 
hätte im Ausland nicht als Fiskus, ſondern in Ausübung ſtaat⸗ 
licher Hoheitsrechte auftreten müſſen (Wohl, Induſtrierecht und 
Induſtriepolitik der Bolſchewiki, 1925, S. 62 f.). Der Sowjetſtaat 
hat auch nie Anſprüche auf das private ruſſiſche Vermögen im Aus⸗ 
land erhoben. 

Die unſaſſende Rechtswirkung der Nationaliſierung ift ein 
Argument gegen die Begründung des KG. Die rechtliche Exiſtenz 
einer Aktiengeſellſchaft wird in Frage geſtellt, wenn der Gegenſtand 
des Unternehmens geſetzlich zum Staatsmonopol, und das geſamte 
Vermögen als ſtaatliches Verwaltungsvermögen erklärt wird. Dazu 
kommt noch, daß in zahlreichen Nationaliſierungsdekreten, ins⸗ 
beſondere in dem allgemeinen Dekret über die Nationaliſierung aller 
copen Induſtrie⸗ und Verkehrsunteruehmungen v. 28. Juni 1918 
Jeweſtja v. 30. Juni 1918) 832 Art. V beſtimmt wird: „Das 
geſamte Perſonal, Direktoren und Mitglieder der Verwaltung, ſtehen 
im Dienſt der R. S. F. S. R. und erhalten ihr früheres Gehalt aus 
den Eingängen ihres Unternehmens und aus Staatsmitteln.“ Dieſes 
Geſetz beraubt die Aktiengeſellſchaften ihres wichtigſten Organs, des 
Vorſtands und macht ihn zum Staatsorgan. Das Dekret v. 18. April 
1918 (GS. 1918 Nr. 32 Art. 420) befiehlt die Regiſtrierung und 
Einlieferung aller Aktien bei der Staatsbank. Nach Art. 8 dieſes 
Dekrets ſollten im Falle der Nationaliſierung nur regiſtrierte Aktien 
ausgezahlt werden. Das Aktienrecht ſollte alſo durch die Natio⸗ 
naliſierung untergehen, und die früheren Aktionäre durch die „Aus⸗ 
zahlung“ entſchädigt werden. Nach der Nationaliſierung gab es 
demnach keine Generalverſammlung mehr, die eine Satzungsände⸗ 
rung beſchließen oder einen neuen Vorſtand beſtellen konnte. Das 
Aktienrecht war untergegangen, und durch die Nationalijierung 
wurde meines Erachtens die Aktiengeſellſchaft ſelbſt aufgelöſt. 
In den ſpäteren Dekreten exiſtieren die Aktiengeſellſchaften nur noch 
als anſtaltliche Liquidationseinheiten und nicht mehr als Kor⸗ 


Wirkung vom 1. April 1918 ab erfolgt ift, zumal ſpätere Dekrete, 
das vom 18. April 1918 „über die Regiſtrierung der Aktien, Ob⸗ 
ligationen und übrigen Prozentpapiere“, und das v. 14. Sept. 1918 
von „nicht nationalijierten Kreditunternehmungen“ ſprechen; in dem 
Dekret v. 18. April 1918 werden die „nicht nationaliſierten Kredit⸗ 
unternehmungen“, in denen Aktien und Prozentpapiere zur Auf⸗ 
bewahrung, zur Verwaltung, als Pfand, als Sicherheit uſw. vor⸗ 
handen ſind, verpflichtet, die Regiſtrierung der bei ihnen befindlichen 
Papiere zu vollziehen, und in dem Dekret v. 14. Sept. 1918 wird den 
„noch nicht nationaliſierten Kreditunternehmungen“ verboten, ohne 
Genehmigung der Kreditkanzlei bei der Staatsbank Geldüberweiſungen 
nach dem Auslande vorzunehmen. Es müſſen alſo nach dem 14. Sept. 
1918 nicht nationalifierte Kreditunternehmungen vorhanden geweſen, 
es können daher bis dahin nicht alle Banken nationaliſiert worden 
fein. In die Verfaſſung der Sowjetrepublik v. 10. Juli 1918 ift 
als erſter Abſchnitt eine Erklärung der Rechte des werktätigen und 
ausgebeuteten Volkes vom Januar 1918 aufgenommen worden, in 
der es heißt, als eine der Bedingungen der Befreiung der Werk⸗ 
tätigen vom Joche des Kapitals werde der Übergang aller Banken 
ins Eigentum des Staates der Arbeiter und Bauern beſtätigt, aber 
auch dieſe Beſtimmung läßt den klaren Ausſpruch, daß die Natio⸗ 
naliſierung der Banken durch ſie angeordnet werde, vermiſſen; ſie 
ſpricht nur von der „Beſtätigung“ einer früheren Nationaliſierung, 
die aber, wie oben ausgeführt, insbeſondere durch das Dekret vom 
14. Dez. 1917, in Wirklichkeit nicht erfolgt war. Nach der Ver⸗ 
faſſung iſt ja auch das bereits erwähnte Dekret v. 14. Sept. 1918 
ergangen, das das Vorhandenſein von nicht nationalifierten Kredit⸗ 
unternehmungen vorausſetzt. Dazu kommt, daß, wie ebenfalls aus 
dem Gutachten des Prof. Dr. Zaibeff hervorgeht, die Somjet⸗ 
regierung Vermögenswerte der ruſſiſchen Banken im Auslande, Ges 
bäude, Guthaben und Forderungen, überhaupt nicht als Eigentum 
der Sowjetrepublik in Anſpruch genommen hat. Wird alles dies 
erwogen, dann kann nicht mit Sicherheit feſtgeſtellt werden, daß eine 
rechtliche Nationaliſierung der ruſſiſchen Banken mit der Wirkung 
ſtattgefunden hätte, daß dieje ihrer Rechtsperſönlichleit verluſtig ger 
gangen ſeien. Kann aber demnach eine ſolche Feſtſtellung auch be⸗ 
ziiglich der hier in Frage ſtehenden Ruſſiſchen Handels⸗ und Induſtrie⸗ 
bank in St. Petersburg nicht getroffen werden, dann ift die Un- 
wirkſamkeit der ſtreitigen Pfändungen und Überweiſungen von den 
hier erörterten Geſichtspunkten aus zu verneinen. 

Damit ſteht feft, daß die Kl. die von ihr gepfändeten und ihr 
überwieſenen Forderungen der Ruſſiſchen Handels⸗ und Induſtrie⸗ 
bank gegen die Bekl. im eigenen Namen und Jutereſſe geltend zu 
machen befugt iſt. 

(KG., 8. ZS., Urt. v. 31. März 1925, 8 U 4514/24.) 
Mitgeteilt von Prof. Dr. Zaitzeff, Charlottenburg. 


* 


5. Unterbrechung des Zuſammenhangs der In⸗ 
doſſamente, wenn das erſte Indoſſament vom Traſſaten 
herrührt. H 

Der Senat vertritt ſtändig die Anſicht, daß der nach Art. 36 
WI. erforderliche Zuſammenhang der Indoſſamente unterbrochen 
wird, wenn das erſte Indoſſament vom Traſſanten herrührt (Urteil 


porationen. Dem Urteil des KG. und den ihm zugrunde liegenden 
Ausführungen Prof. Zaitzeffs muß aber im Ergebnis inſofern 
zugeſtimmt werden, als das im Ausland befindliche private ruſſiſche 
Vermögen nicht auf den ruſſiſchen Staat übergegangen iſt. Die am 
meiſten befriedigende Ertlärung iſt wohl die, daß jenes ausländiſche 
Vermögen auf die privatrechtlichen Rechtsnachfolger jener alten 
Aktiengeſellſchaften übergegangen ift. Das find die früheren Aktio⸗ 
näre, welche gewöhnlich unter dem alten Namen bürgerliche Geſell⸗ 
ſchaften ausländiſchen Rechts bilden. Die Aunahme, daß die ruſſi⸗ 
ſchen Aktiengeſellſchaften alten Rechts auch nur bis zum 1. Jan. 1923 
(Inkrafttreten des Ruſſ. BGB.) fortbeſtauden, erſcheint bedenklich. 
Seit dem 1. Jan. 1923 haben aber dieſe alten Aktiengeſellſchaften, die 
in den neuen ruſſiſchen Regiſtern nicht eingetragen worden ſind, 
jedenſalls zu beſtehen aufgehört. 
Dr. Paul Wohl, Charlottenburg. 


g Zu 5. Die Legitimation des Inhabers eines 
indoſſierten Wechſels it in Art. 36 WO. dahin geregelt, 
daß ſie ſich durch eine zuſammenhängende, bis auf den Inhaber 


hinuntergehende Reihe von Indoſſamenten ausſchließlich ergibt. Und 
es iſt erläuternd im Geſetz ſelbſt bemerkt, daß das erſte Indoſſament 
demnach mit dem Namen des Remittenten unterzeichnet ſein muß. 
Da die verkehrsübliche Form der Tratte die Stellung an eigene 
Order iſt, ſo wird in dieſem gemeinüblichen Fall infolge der Iden⸗ 
tität des Traſſanten mit dem Remittenten das ordnungsgemäße erſte 
Indoſſament das des Traſſanten ſein. In den ſelteneren Fällen, in 
denen der Wechſel an die Order einer dritten Perſon geſtellt ift, ift 
nicht der Ausſteller, ſondern nur dieſer Dritte als Remittent zum 
erſten Giro berufen. Hieraus folgt, wie das FG. zutreffend auge 
führt, daß hier durch das Indoſſament des Ausſtellers das not⸗ 
wendige erſte Glied der Girokette nicht hergeſtellt iſt und der In⸗ 
doſſatar, der dieſen Wechſel in Händen hat, als Wechſeleigentümer 
nicht legitimiert iſt. Das KG. geht aber weiter und verneint ge⸗ 
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v. 1. Juli 1920, 13 U 3509/20, betätigt vom RG. v. 16. März 
1921, V 433/20; Urteil v. 9. Nov. 1922, 13 U 10464/22). 

Die Kl. macht weiterhin geltend, der Remittent ſei unabhängig 
von der Legitimation des Art. 36 WO. ſtets legitimiert. Die Anſicht 
ſcheint in dem nur im Auszug mitgeteilten Urteil des Senats, angeb⸗ 
lich vom 30. März 1914, 13 U 2057/14 (23.1914, 1139) vertreten 
zu ſein, ſie iſt aber abzulehnen. Gewiß wird man die Legitimation 
des Remittenten der Vorderſeite nicht gelten laſſen wollen, wenn die 
Rückſeite durch Vollindoſſamente einen anderen legitimiert. Die gleiche 
Erwägung greift aber auch im vorliegenden Falle durch, das Vor⸗ 
handenſein des Ausſtellerindoſſaments beſeitigt die Legitimation des 
Remittenten, und es ift bei dieſer Frage gleichgültig, ob die Indoſſa⸗ 
mente wegen Verſtoßes gegen Art. 36 WO. unwirkſam find, der Nade 
weis der Legitimation wird auch durch dieje Indoſſamente beeinflußt. 
Der Remittent gilt nur dann als legitimiert, wenn die Rückſeite 
feiner Legitimation nicht im Wege fteht. 

(KG., Urt. v. 17. Nov. 1924, 13 U 9567/24, 87 P 160/24.) 
Mitgeteilt von LER. Dr. Spring, Berlin. 
* 


6. 8 110 3PpO. Rumänen find zur Sicherheits 
leiſtung verpflichtet. 

Das Verlangen des Bekl. nach Sicherheitsleiſtung iſt gerecht⸗ 
fertigt. Der Art. 277 FB. ſteht nicht entgegen (vgl. KG. JW. 1922, 
719 und RG. 104, 1900. Das Haager Abkommen v. 17. Mai 1905 
iſt in dem Verhältnis zwiſchen Deutſchland und Rumänien außer 
Kraft getreten. Nach Art. 287 FV. ift die darin beſtimmte Wieder- 
inkraftſetzung des Abkommens gegenüber Rumänien ohne Wirkſam⸗ 
keit. Es kommt ſonach darauf an, ob nach rumäniſchen Geſetzen 
ein Deutſcher, der in Rumänien Klage erhebt, zur Sicherheits⸗ 
leiſtung verpflichtet iſt. Die Frage iſt zu bejahen. Nach Art. 106 
der procedura civila und Ark. 15 des codice civil ift der fremde 
Kläger in allen Sachen — außer in Handelsſachen — zur Sicher⸗ 
heitsleiſtung verpflichtet, wenn er nicht Grundſtücke von ausreichen⸗ 
dem Werte in Rumänien beſitzt. Nach der rumäniſchen Praxis iſt 
auch der nich trumäniſche Beklagte zur Stellung des Antrages auf 
Sicherheitsleiſtung berechtigt, wenn er in Rumänien wohnt (vgl. 
Leske⸗Loewenfeld, Die Rechtsverfolgung im internationalen 
Verkehr, Bd. II S. 136). 

Die vom Kl. überreichte Auskunft des rumäniſchen General⸗ 
konſulats v. 13. Dez. 1924 beſcheinigt zwar im erſten Satze, daß in 
Rumänien eine allgemeine Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung auch 
für Ausländer nicht beſtehe, ſie läßt indeſſen nicht erkennen, auf 
welche geſetzliche Beſtimmung ſie ſich ſtützt. Es kommt aber nicht 
weiter darauf an, da nach dem zweiten Satze der Auskunft die 
Gerichtshöfe darüber zu beſtimmen hätten, in welchen beſonderen 
Fällen eine Kaution zu hinterlegen ſei. Danach kann auch nach 
dieſer Auskunft von einer vollen und unbedingten Befreiung eines 
Deutſchen von einer Sicherheitsleiſtung, wie das im 8 110 Abſ. 2 
Satz 1 ZPO. vorausgeſetzt ift (vgl. RG. 83, 426), nicht die Rede fein. 

(K., 25. 3 S., Urt. v. 29. Jan. 1925, 25 U 7450/23.) 
Mitgeteilt von KGR. W. Müller, Berlin. 
* 


7. Art. 300 F V. erſtreckt ſich auch auf prozeßuale 
Friſten und gilt auch für Polen. f) 
(RS., 27. 8S., Urt. v. 22. Mai 1922, 27 U 1879/22.) 


* 


dachtenfalls auch die Legitimation des Remittenten, der den vom 
Ausſteller indoſſierten Wechſel in Händen hat. 

Dem iſt nicht beizupflichten. Denn diejenigen Indoſſamente, 
die wechſelrechtlich unzuläſſig ſind, ſind wechſelrechtlich auch be⸗ 
deutungslos, ſo daß derjenige als wechſelrechtlich legitimiert erſcheint, 
der es ohne dieſe Indoſſamente ſein würde, Inhaberſchaft des Wechſels 
vorausgeſetzt. 

In dieſem Sinne hat ſich auch die Rechtslehre ausgeſprochen 
(Dernburg II, 2. Abt. 8265; Lehmann, S. 532 Anm. 19; 
v. Canſtein, S. 217; Bernſtein, S. 180; Staub⸗Stranz, 
Art. 36 Ann. 16; abweichend anſcheinend Wächter, S. 273 f.). 

Die Rechtſprechung des ROHO. folgt dieſer Anſchauung (OHG. 
15, 169; 18, 139), wie ſie auch in der früheren vom KG. angezogenen 
Entſch. dieſes Gerichts LZ. 1914, 1139 zum Ausdruck gekommen iſt. 

IR. Dr. Wilhelm Bernſtein, Berlin. 


Zu 7. A. Anm. von Geh. Hofrat Prof. Dr. Heinsheimer, 
Heidelberg. Abgedruckt JW. 1925, 70. 

B. Das KG. argumentiert folgendermaßen: Das zariſtiſche Han⸗ 
delsverbot von 1916 ſei zwar in Polen wegen der Okkupation nie 
wirkſam geworden. 

„Aber tatſächlich beſtanden nach der Revolution im Jahre 
1919 zwiſchen Kongreß⸗Polen und Deutſchland keine Handels⸗ 
beziehungen mehr. Die Grenze war für Waren und Perſonen ge⸗ 
ſperrt. Eine lange Zeit war auch jeder Briefverkehr unmöglich. Die 
Ausfuhr von Waren war verboten. Dieſe tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe wirkten gleich einem Handelsverbot. Demnach müfjen die 
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rege Wocenjheit 


Colmar. 

8. Bewilligung des Armenrechts im Verhältnis 
zwiſchen Frankreich und dem Saargebiet. 

Weil nach einer Mitteilung des Juſtizdirektors des Saargebietes 
v. 31. Dez. 1924 die ſaarländiſche Rechtſprechung allgemein an der 
Annahme feſthält, daß die Gegenſeitigkeit verbürgt ſei, obgleich die 
am 27. Sept. 1922 zwiſchen Frankreich und der Saarregierung ge⸗ 
troffene Vereinbarung über Gegenſeitigkeit auf dem Gebiete des 
Armenrechts zwiſchen den Angehörigen beider Länder noch nicht von 
dem franzöſiſchen Parlament ratifiziert iſt, da ſomit die Bewilligung 
des Armenrechts an franzöſiſche Staatsangehörige im Saargebiet ge⸗ 
ſichert iſt und deshalb unter denſelben Bedingungen den Saarländern 
in Frankreich zu bewilligen iſt. 

(Os. Colmar, Entſch. v. 7. Jan. 1925, W 127/25.) 
Mitgeteilt von AGR. Dr. F. Rothſchild, Fraukfurt a. M. 


* 
Dresden. 

9. Verpflichtung des im Zahlungsverzuge befind⸗ 
lichen Käufers, das Repartierungsriſiko zu tragen. 
Beſchränkung dieſer Verpflichtung auf den im Kaufpreiſe 
enthaltenen, vom Verkäufer in ausländiſcher Währung 
zu bezahlenden Rohſtoffanteil. 

Streit herrſcht nur noch darüber, welchen weiteren Teil ihrer 
(in engliſcher Währung ausgedrückten) Schuld die Bekl. durch die 
am 11. Juli 1923 gezahlten 16 284 200 und die am 27. Juli 1923 
gezahlten 147 568 000 Papiermark getilgt hat. 

Die Kl. betreibt eine Vigogne⸗Spinnerei. Der für die Her⸗ 
ſtellung ihrer Garne notwendige Rohſtoff, die Baumwolle, iſt ein 
ausländiſches Erzeugnis, das in Auslaudswährung bezahlt werden 
muß. In einer Zeit, wo die deutſche Reichsmark einer fortſchreitenden 
Entwertung unterlag, war die Kl. gezwungen, mit den bei ihr ein⸗ 
gehenden Geldbeträgen, ſoweit ſie nicht zu Lohnzahlungen und zu 
ſonſtigen Inlandszahlungen Verwendung fanden, ſofort ausländiſche 
Zahlungsmittel zu erwerben, da ſie ſonſt leicht in die Lage kommen 
konnte, ihren Rohſtoffbedarf nicht mehr bezahlen zu können. Hätte 
nun die Bekl. rechtzeitig (bis Ende Januar 1923) ihrer Zahlungs⸗ 
pflicht durch Zahlung eines nach dem Umrechnungskurſe dem Werte 
ihrer in engliſcher Währung ausgedrückten Schuld entſprechenden 
Papiermarkbetrages genügt, fo wäre die Kl. bei ſofortigem Hu- 
greifen imſtande geweſen, den ihrem Guthaben entſprechenden Be⸗ 
trag an engliſchen Pfunden zu erwerben und ſich damit bezahlt zu 
machen. Anders lagen dagegen die Verhältniſſe im Juli 1923, 
wo die Bekl. wirklich zahlte. Zu dieſer Zeit waren ausländiſche 
Zahlungsmittel am offenen Markte nicht mehr in genügender Menge 
vorhanden und die Nachfrage nach Deviſen war ſo groß geworden, 
daß die Reichsbank zu ſtarken Repartierungen bei der Deviſen⸗ 
zuteilung gezwungen war. Die Kl. war auch bei ſofortigem Zu⸗ 
greifen nicht mehr imſtande, zum Kurſe des Zahlungstages einen 
dem gezahlten Betrage entſprechenden Betrag an engliſchen Pfunden 
zu erwerben, da die Deviſenbeſchaffung längere Zeit in Anſpruch 
nahm und die Markentwertung ſtändig fortſchritt, und hat ſomit durch 
die geleiſteten Papiermarkzahlungen nicht denjenigen Wert erhalten, 
den ſie zu erhalten hatte, und den ſie erhalten haben würde, wenn 
rechtzeitig bei Fälligkeit gezahlt worden wäre. 

Für den ihr hierdurch erwachſenen Vermögensſchaden hat die 
Bekl. als Folge ihres Zahlungsverzuges aufzukommen. 


Parteien wenigſtens für das Jahr 1919 i. S. des 81 Anl. 1 zu 
Art. 303 als Feinde gelten.“ 

Dieſe Begründung iſt gewiß erſtaunlich. 

1. Der Begriff des Handelsverbots iſt völlig verkannt. Nach 
der in 81 der Anlage zu Art. 303 gegebenen Legaldefinition gelten 
Vertragsparteien dann als Feinde, wenn der Handel zwiſchen ihnen 
verboten worden oder inſolge von Geſetzen, Verordnungen oder 
Vorſchriften, denen eine der Parteien unterworfen war, geſetzwidrig 
geworden iſt. Es kann demnach nicht gut bezweifelt werden, daß hier 
nur die rechtliche Behinderung des Handels und nicht etwa 
die tatſächliche Unmöglichkeit in Frage ſteht (Ffan, Die privaten 
Rechte und Intereſſen im JV., S. 60 ff.). Das Handelsverbot muß 
alfo ein echtes Verbot, eine dem § 134 BGB. etwa entſprechende 
Anordnung geweſen fein. Dies beweiſt auch die Eutſtehungsgeſchichte 
der von England erlaſſenen Anordnungen über den Wirtſchaftskrieg 
(j. ebenda S. 66). Wir wiſſen im übrigen aus den Veröffentlichungen 
engliſcher und franzöſiſcher Teilnehmer der Friedenskonferenz, daß 
dieſe Partie des Vertrages auf engliſchem Entwurf beruht, und es 
iſt engliſche Technik, derartige Legaldefinitionen für die jeweiligen 
Abſchnitte beſonders feſtzulegen. Dies ergibt deutlich die Einleitung 
jenes § 1 „i. S. der Art. 299, 300 und 301”. Es handelt ſich alfo 
um Vorſchriften und Definitionen striotissimae interpraetationis. 
Verläßt man dieſen Boden, jo muß man auch zugeben, daß etwa 
zwiſchen Deutſchland und Chile wegen der tatſächlichen Unmöglichkeit 
des Handels ein Handelsverbot beſtanden hätte. 


2. Abgeſehen davon find aber auch die tatſächlichen Annahmen, 
auf die jenes Urteil jih ſtützt, unzutreffend. Eine völlige Grenzſperre 
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Die Ermittelung des Wertes der beiden Papiermarkzahlungen 
hängt davon ab, ob die Kl. berechtigt war, ſich wegen des geſamten 
in Papiermark gezahlten Betrages mit engliſchen Pfunden einzudecken, 
oder ob, wie die Bekl. meint, die Kl. hierbei auf einen dem Roh⸗ 
ſtoffanteile der Ware entſprechenden Teil der Zahlungen, der nach 
der Berechnung des Sachverſtändigen 73% vom Verkaufspreiſe der 
Ware beträgt, beſchränkt geweſen ſei. Dieſe Frage iſt i. S. der Bekl. 
zu entſcheiden, da die Anſchaffung von Deviſen nur für Geſchäfte 
in ausländiſchen Waren oder in ſolchen Waren, bei denen ausländiſche 
Rohſtoffe überwiegend beteiligt ſind, zuläſſig war, und da ferner 
nach dem Zwecke der Deviſengeſetzgebung der Ankauf von Deviſen 
auf das unbedingt notwendige Maß beſchränkt werden folte. ... 

Die Gang, des OLG. zu Kiel IW. 1925, 27816 Debt der 
im gegenwärtigen Streite getroffenen Eutſch. nicht entgegen. Denn 
in dem vom OLG. Kiel entſchiedenen Falle war der Verkäufer nicht 
erſt, wie hier, infolge des Zahlungsverzuges des Käufers in die 
Repartitionszeit bei der Deviſenzuteilung geraten. Es iſt alſo dort 
die hier ſtreitige Frage, ob der Schuldner den Umſtand, daß der 
Gläubiger ſich mit den ihm gezahlten Papiergeldbeträgen nicht den 
dem Kurſe am Zahlungstage entſprechenden Wert an Deviſen ver⸗ 
ſchaffen konnte, als Verzugsſchaden zu vertreten hat, nicht Gegenſtand 
der Entſch. geweſen. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 3. März 1925, 8 0 140/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Fritz Richter, Dresden. 


* 
Düſſeldorf. 

10. 8 839 BGB. 8 1 Preuß. Staatshaftungscc. Für 
den Schaden infolge ſchuldhafter unberechtigter Beſchlag⸗ 
nahme einer Wohnung durch das Wohnungsamt iſt die 
Gemeinde haftbar. f) 

Der Kl. hatte in K. im beſetzten Gebiet eine Mietwohnung; 
der Mietvertrag war nicht gekündigt, als der Kl. ſich — jedoch 
wicht feine Familie — am 3. Mai 1923 nach M. im unbeſetzten 
Gebiet abmeldete, wohin er ſein Geſchäft verlegte. Ende Juli 1923 
ging die Familie des Kl. zum Sommeraufenthalt nach B., eben- 
falls im unbeſetzten Gebiet. Bald darauf ſperrte die fremde Be⸗ 
ſatzung den Verkehr 1 dem beſetzten und unbeſetzten Deutſch⸗ 
land. Im Auguſt 1923 ließ das WA. der beklagten Gemeinde K. 
die Wohnung des Kl. gewaltſam öffnen, die Einrichtungsgegenſtände 
in einem Zimmer zuſammenſtellen und wies den Sohn eines Mit⸗ 
gliedes H. der Wohnungskommiſſion in die Wohnung ein. Als der 
Kl. am 17. Sept. 1923 nach Aufhebung der Verkehrsſperre zurückkam, 
weigerte jiġ die Bekl., ihm eine Erſatz- oder Tauſchwohnung om 
CC Der Kl. verlangt Erſatz der Mehraufwendungen für bie 
Unterbringung ſeiner Familie vom 17. Sept. 1923 bis zu dem Zeit⸗ 
punkte, in dem er in M. eine Wohnung fand. — Der Vorderrichter 
hat zutreffend ausgeführt, daß für den auf 8839 BGB. geſtützten 
Klaganſpruch der Rechtsweg gegeben iſt. Die Erwägung, daß der 
Kl. bei den heutigen Wohnungsverhältniſſen ſeine Familie in der 
Wohnung in K. belaſſen und im Wege des Tauſches bzw. Ring⸗ 
tauſches verſucht hätte, in M. eine Familienwohnung zu beſchaffen, 
trifft ebenfalls durchaus zu. An dieſem durch die gegebenen Verhält⸗ 
niſſe gebotenen und derzeit allgemein geübten Verfahren iſt der Kl. 
durch die Wegnahme der Wohnung gehindert worden. Es entſpricht 
der Erfahrung, daß für den Kl. die erzwungene Unterbringung ſeiner 
Familie in B. bzw. M. koſtſpieliger war als ihr Unterhalt in der 
alten Wohnung in K. geweſen wäre. Die Feſtſtellung des Vorder⸗ 
richters, daß der Eingriff des WA. bzw. der Wohnungskommiſſion, 
Organe der beklagten Gemeinde, in die aus dem Mietvertrage dem 


hat keineswegs beſtanden und Ausfuhrverbote ſind keine Handels⸗ 
verbote! Erich Kaufmann („Studien über das Problem der 
Staatenſukzeſſion“, Franz Vahlen, 1923, S. 13 der franzöſiſchen 
Ausgabe) hebt mit Recht hervor, daß im Protokoll v. 16. Febr. 1919, 
in dem die Demarkationslinie zwiſchen Deutſchland und Polen feſt⸗ 
gelegt wurde, Erzberger und Foch über die Freiheit von Handel 
und Verkehr einig waren. Gewiß war durch die Ziehung der De⸗ 
markationslinie jeder Verkehr erſchwert, aber durchaus nicht unmöglich. 

3. Die Frage ift übrigens auch vom Deutſch⸗Polniſchen Ge⸗ 
miſchten Schiedsgerichtshofe im Urteil Poznanſki w. Lang und Hirſch⸗ 
feld (Rec. IV S. 359) eingehend geprüft und im Gegenſaß zum KO. 
entſchieden. Das Gericht unterſcheidet richtig zwiſchen Handelsverbot 
und Zahlungsverbot, weiſt fürſorglich darauf hin, daß das Zahlungs⸗ 
verbot v. 19. Nov. 1914 für die beſetzten Gebiete durch Bek. v. 4. Febr. 
1915 ausdrücklich aufgehoben worden iſt und lehnt demgemäß — 
anſcheinend unter Billigung ſowohl des polniſchen wie des deutſchen 
Staatsvertreters — die Annahme ab, daß zwiſchen Deutſchland und 
Polen ein Handelsverbot beſtanden habe. 

RA. Dr. Rukſer, Berlin. 


Zu 10. I. Die Zuläſſigkeit des Rechtsweges in allen Fällen, in 
denen die Klage auf § 839 BGB. in Verb. mit Art. 1311 WVerf. 
geſtützt ift, wird auch von Stein⸗Jonas, ZPO. Vorbem. Me 
vor 81 S. 9 entſchieden anerkannt mit der Begründung, daß im 
Widerſpruch zu Art. 131 1 RVerf. ſolche Klagen fait vollſtändig 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit entzogen werden würden, wenn man 
die Ausübung von Hoheitsrechten ausnähme. Sobald alſo ein Ver⸗ 
ſchulden behauptet wird, kann das Gericht prüfen, ob die handelnde 
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Kl. zuſtehenden Rechte widerrechtlich war und von den beteiligten 
Organen der Bekl. unter zum mindeſten grobfahrläſſiger Verletzung 
ihrer Amtspflicht gegenüber dem Kl. erfolgt iſt, daß ſie dieſem daher 
den ihm daraus entitehenden Schaden gemäß 8839 BGB. zu era 
ſetzen verpflichtet ſind und daß im Verhältnis zu dem Kl. die 
Bekl. gemäß dem preuß. StaatshaftungsG. v. 1. Aug. 1909 (vgl. 
auch RG. 104, 160) als Erſaßtpflichtige an die Stelle der ſchuldigen 
Orgaue bzw. Beamten tritt, iſt nicht zu beanſtanden. Die von der 
Bekl. in zweiter Inſtanz gegen die Feſtſtellung des Verſchuldens dieſer 
Beamten vorgebrachten Einwände ſind nicht ſtichhaltig. Der dem 
Kl. bei ſeinem Wegzuge nach M. von der Polizeiverwaltung in K. 
ausgeſtellte Abmeldeſchein enthalt ausdrücklich den mit derſelben Tinte 
geſchriebenen und augenſcheinlich echten Vermerk: „Die Familie bleibt 
einſtweilen hier.“ Demnach wußten die Organe der Bekl., oder mußten 
bei pflichtmäßiger Prüfung wiſſen, daß die Familie des Kl. nicht 
nach M. verzog, ſondern in K. blieb. Es konnte nicht auffällig er⸗ 
ſcheinen, daß die Ehefrau und die Kinder des Kl. Ende Juli 1923, 
alſo bei Beginn der Sommerferien, einen Landaufenthalt nahmen. 
Daraus konnte nicht geſchloſſen werden, daß die Familie von K. 
verziehe, zumal nicht in den Verhältniſſen in einer kleinen Stadt, 
in welcher ſich der Wegzug einer Familie, die eine größere Woh⸗ 
nung innehatte, nicht unbemerkt von der Einwohnerſchaft zu voll⸗ 
ziehen pflegt. Überdies ließ die Familie ihre Möbel in der Woh⸗ 
nung, und wenn auch ein kleinerer Teil dieſer Möbel verkauft worden 
ſein ſollte, ſo konnte daraus bei der von der Bekl. vorgetragenen 
Tatſache, daß der Kl. in Schulden war und ſich daher durch dieſen 
Verkauf Mittel verſchaffen mußte, nicht geſchloſſen werden, daß er die 
Wohnung aufgeben wollte. Angebliche Mitteilungen Dritter konnten 
keine Unterlage zu einem ſo ſchweren Eingriffe in die Rechte des 
Kl. geben. Der Vermieter Hen. war, da der Mietvertrag fortbeſtand 
und er ihn nicht kündigen konnte, nicht berechtigt, über die Wohnung 
zu verfügen. Seine Mitteilung an die Wohnungskommiſſion, daß die 
Wohnung frei ſei, iſt, da er die Umftände kannte, bewußt unwahr. 
Das konnte bei den Verhältniſſen der kleinen Stadt den Mitgliedern 
der Wohnungskommiſſion nicht verborgen ſein. Wenn die Wohnungs⸗ 
kommiſſion auf dieſe Mitteilung des mit dem Mitgliede H. der 
Wohnungskommiſſion unbeſtritten in Familienbeziehung ſtehenden 
Hen. unter Umgehung des in M. auch während der Sperre brieflich 
leicht erreichbaren Kl. die Wohnung des Kl. aufbrechen und dem 
Sohne des H. übergeben ließ, und das zu einer Zeit, als der Kl. 
durch die von der fremden Beſatzung verhängte Sperre von ſeinem 
Wohnſitze ausgeſchloſſen war, ſo geht daraus zur Überzeugung des 
Gerichts hervor, daß die fälſchliche Mitteilung des Hen. eine von H. 
beſtellte Arbeit war, und daß von den Mitgliedern der Wohnungs⸗ 
kommiſſion H. jedenfalls auch vorſätzlich ſeine Amtspflicht gegenüber 
dem Kl. verletzt und die Wohnung des KL an feinen, 9.8, Sohn 
verſchoben hat. Seiner eidlichen Zeugenausſage hat der Vorderrichter 
daher mit Recht keine Beweiskraft beigemeſſen. Der Hinweis der 
Bekl., die Wohnungsämter müßten ſtets nach leeren Wohnungen 
forſchen, ohne die Anzeige der Berechtigten abwarten zu können, ifl 
an ſich beachtlich. Im vorliegenden Falle hätte aber der Kl. unter 
allen Umſtänden gehört werden müſſen. Somit iſt der Anſpruch des 
Kl. auf Schadenserſatz gegen die Bekl. grundſätzlich berechtigt. Hin⸗ 
ſichtlich der Höhe des Mehraufwandes iſt eine exakte Berechnung der 
geſamten Ausgabe der klägeriſchen Familie, die ſie in K. für die 
fragliche Zeit gehabt haben würde, und die ſie in M. gehabt hat, zumal 
unter Berückſichtigung der jeden Bewertungsmaßſtab verſchiebenden 
damals herrſchenden Inflation, nicht möglich. Es iſt daher auch nicht 
auf eine Feſtſtellung der ſtreitigen Unkoſten, die der Kl. in den 
Klöſtern in M. aufgewandt hat, einzugehen, da ſie nur einen Teil 


Verwaltungsbehörde im einzelnen Falle örtlich und ſachlich zuſtändig 
war, ob ſie den Tatbeſtand richtig feſtgeſtellt und richtig beurteilt 
hat und ob ſie angemeſſenes Ermeſſen hat walten laſſen, alle Dinge, 
die das Gericht ſonſt nicht prüfen kann. Dagegen können natürlich 
keine Gründe geltend gemacht werden, die die handelnde Verwal⸗ 
tungsbehörde zur Zeit der Handlung weder kannte noch kennen 
mußte. Die Vollſtreckung einer Anordnung begründet keine Schadens⸗ 
erſatzpflicht, wenn der Verlegte vorſätzlich oder fahrläſſig unterlaſſen 
hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwenden. 
Eine ähnliche Entſch, auch eine Wohnungsbehörde im OLGBezirk 
Düſſeldorf betreffend, findet ſich in RG. 104, 159. 

II. über die Zurechnung der Beamten zu einem gewiſſen Ge⸗ 
meinweſen gibt es drei Theorien: wer ihn anſtellt; wer ihn be⸗ 
ſoldet; weſſen Zuſtändigkeit er ausübt. Die dritte iſt die am meiſten 
einleuchtende, iſt aber bei unſerem weitverzweigten Gewebe von 
Auftragsangelegenheiten des übertragenen Wirkungskreiſes nicht reſt⸗ 
los durchzuführen. Die Mitglieder des Wohnungsamts werden von 
der Gemeinde beſtellt und ſoweit nötig bezahlt, ihre Arbeiten gehören 
zu den Auftragsangelegenheiten der Gemeinde, für die ſie weder der 
Gemeindevertretung noch der Gemeindeaufſichtsbehörde, ſondern der 
oberſten Landesbehörde verantwortlich ſind. OVG. II v. 18. Dez. 
1923 (Entſch. 78, 71; PrVerwBl. 45, 164; JW. 1924, 20851; 
DIJZ. 1924, 237). KG. 17 v. 19. Mai 1924 in PrVerwBl. 45, 
393 r. Erl. Min VO. v. 4. März 1924 (Cretſchmar 483). 

Immerhin gehören die Wohnungsämter, wie die Ortspolizei⸗ 
behörden, zu den Gemeindebehörden, für deren Pflichtwidrigkeiten 
die Gemeinde haftet. IR. Friedrichs, Ilmenau. 
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ber einen Seite dieſer Berechnung bilden und keine abſchließenden 
Zahlen ergeben könnte. Der Vorderrichter hat daher mit Recht dieſen 
Mehraufwand geſchätzt und hat mit zutreffender Begründung den 
Aufwand des Kl. für ſich allein in M. auf täglich 5 Goldmark, den 
der Ehefrau und der drei Kinder, den ſie in K. benötigt hätten, auf 
täglich 7 Goldmark, alfo 5 = 7 = 12 Goldmark, angenommen, da⸗ 
gegen den notwendigen Verbrauch der fünfköpfigen Familie in M. 
auf täglich 5 Goldmark für die Perſon oder zuſammen 25 Goldmark. 
Demnach beträgt der Mehraufwand täglich 25 — 12 = 13 Goldmark. 
Dieſer Satz iſt dem Kl. für die Zeit von der Aufhebung der Sperre 
bis zum 20. Jan. 1924, dem Tage, an dem der Kl. in M. eine 
neue Wohnung fand, zugeſprochen worden. 
(OLG. Düſſeldorf. Urt. v. 9. März 1925, 1 U 327/24.) 
Mitgeteilt von LGPräſ. Dr. Becker, Cleve. 


* 
Frankfurt a. M. 

11. Unzuſtändigkeit deutſcher Gerichte für Entſchei⸗ 
dungen, die nach dem Deutſch⸗Amerikaniſchen Friedens⸗ 
vertrag der Gemiſchten Kommiſſion zugewieſen und durch 
Anmeldung des Anſpruches nachgeſucht find. 7) 

Der vom Kl. mit der gegenwärtigen Klage vor dem LG. Frank⸗ 
furt a. M. gegen den Bekl. erhobene Anſpruch fällt zweifellos unter 
die nach dem deutſch⸗amerikaniſchen Abkommen v. 10. Aug. 1922 
— NGT. II, 1923, 113 — in Art. I, fei es unter Ziff. 2 oder 3 
aufgeführten Anſprüche. Denn wenn ſich die angebliche Forderung 
des Kl. nicht als ein „Anſpruch aus Verluſt oder Schaden eines 
amerikaniſchen Staatsangehörigen infolge des Krieges“ und in der 
Form der „Verletzung von Rechten oder Intereſſen“ darſtellt, Ziff. 2, 
io entſpricht fie doch jedenfalls einer „Schuld ... eines deutſchen 
Reichsangehörigen an einen amerikaniſchen Bürger“, Ziff. 3. In 
der Anmeldung zur Liſte der gemiſchten Kommiſſion heißt es: „that 
by reason of the existence of war between the United States 
and Germany claimant was prevented from per form the services 
under the said contract, but was at all times ready, willing 
and able to do so“. Dieſe Wendung verweiſt auf die angeführte 
Ziff. 2 des Art. 1 des Abkommens. Das Geſamtvorbringen des Kl., 
wie es in den Akten des vorliegenden Rechtsſtreits enthalten ift, läßt 
zwar gewiſſe Bedenken darüber aufkommen, ob es ſich hier über⸗ 
haupt um einen „Schaden oder Verluſt“ handelt und ob der etwaige 
Schaden oder Verluſt als Kriegsfolge erſcheint. Es darf jedoch davon 
ausgegangen werden, daß die gemiſchte Kommiſſion durch den anges 
führten Satz der Anmeldung nicht gehindert wird, die Anmeldung 
auch aus dem Geſichtspunkt der Ziff. 3 des Art. 1 des Abkommens 
v. 10. Aug. 1922 zu prüfen. Es genügt die Feſtſtellung der Identität 
des bei dem LG. Frankfurt a. M. eingeklagten Anſpruchs mit dem 
zur Lifte der gemiſchten Kommiſſion angemeldeten Anſpruch. 

Dieſe Identität entfällt auch nicht etwa deshalb, weil als un⸗ 
mittelbare Prozeßſubjekte für das Verfahren vor der gemiſchten 
Kommiſſion (GK.) möglicherweiſe auf einer Seite oder auf beiden 
Seiten die Staaten zu gelten haben, während im vorliegenden 
Rechtsſtreit die Privatparteien auftreten. Vgl. Marx, JW. 1924, 
604 unter 2b und Iſay, JW. 1924, 606. Auch bei der Muter- 
ſtellung der Staaten als der Träger des Verfahrens vor der GK. 
bleibt es doch dabei, daß die GK. über die Anſprüche der Privat⸗ 
beteiligten entſcheidet, vgl. Art. Ia a. O., und daß auch nach 83 des 
Geſ. zur Ausführung des FV. über gemiſchte Schiedsgerichtshöfe uff. 
v. 10. Aug. 1920 (NGHI. 1569) die Entſch. ber GR., die als ein ger 
miſchter Schiedsgerichtshof auzuſehen ift und gemäß Art. II ant II 
Ziff. 1 des deutſch⸗amerikaniſchen FV. v. 20. Okt. 1921 unter die Nore 


Zu 11. Das Urteil iſt in jeder Hinſicht erfreulich. Einmal 
zeigt es, mit welcher Gewiſſenhaftigkeit deutſche Gerichte ſich in neu⸗ 
artige, ſchwierige und fernliegende Rechtsgebiete einzuarbeiten ver⸗ 
mögen. Handelt es ſich doch um Fragen, die geradezu eine Geheim⸗ 
wiſſenſchaft weniger Spezialiſten darſtellen. Ferner ift das ganze 
Urteil durchweht von einer Verantwortungsfreudigkeit, einer Friſche 
des juriſtiſchen Empfindens und einem Mut zur Fortbildung des 
Rechts, der nicht alltäglich iſt. Die Kernfrage iſt die, ob ein be⸗ 
ſtimmter Anſpruch eines Amerikaners gegen einen Deutſchen vor einem 
deutſchen Gericht geltend gemacht werden kann oder lediglich vor der 
auf Grund des deutſch⸗amerikaniſchen FV. v. 25. Aug. 1922 ge⸗ 
ſchaffenen gemiſchten deutſch⸗amerikaniſchen Kommiſſion. Das Urteil 
erklärt im vorliegenden Falle das deutſche Gericht für nicht zuſtändig. 
Es begründet dieje Entſch. im weſeutlichen damit, daß zweifelsohne 
der Anſpruch vor der Gemiſchten Kommiſſion geltend gemacht werden 
könne und auch geltend gemacht iſt. Es könne nun dem deutſchen 
Schuldner nicht zugemutet werden, zwei Prozeſſe über denſelben 
Gegenſtand noch dazu mit evtl. verſchiedenem Ausgang zu führen. 
Da die Gemiſchte Kommiſſion unbedingt zuftändig fei, bleibt alfo 
in Verfolgung dieſes allgemeinen Rechtsgedankens nichts übrig, als 
die deutſchen Gerichte für unzuſtändig zu erklären, alſo die ausſchließ⸗ 
liche Zuſtändigkeit der Gemiſchten Fommiſſion anzunehmen. 

Das Gericht überlegt die Fragen, ob es ſich um die Einrede 
der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges oder der Unzuſtändigkeit des 
Gerichts handelt. Es verneint die erſtere unbedingt, und die zweite 
in der Richtung, daß es ſich dabei nicht um eine direkte Einrede 
der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges handle, ſondern um eine zwar 
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men des FB. fällt, zwiſchen den Parteien die Wirkungen eines rechts⸗ 
kräftigen Urteils hat, wobei unter „Parteien“, auch für die Fälle des 
Auftretens der Staaten ſelbſt, die Privatbeteiligten, alſo Glaubiger 
und Schuldner, zu verſtehen find. Vgl. § 22 RAusglG. v. 24. April 
1920 (RG Bl. 597) und Begr. zum Entwurf dieſes Geſetzes zu § 22. 

Auch dadurch wird die Identität des Rechtsſtreits mit der 
Geltendmachung der Claim nicht berührt, daß in dieſer die Rechts⸗ 
vorgängerin des Bekl. belangt wird. 

Die Geltendmachung des ſonach gleichen Anſpruchs it auch an 
beiden Stellen, bet dem deutſchen Gericht, wie bei der GK. durch 
Klagerhebung erfolgt. Der durch den Kl. bei der GR. unternommene 
Schritt wird vom Ausgleichsamt und vom Auswärtigen Amt in 
ihren erwähnten Schriftſtücken als „Klage“ bezeichnet. Der Be⸗ 
rufungsbekl. wird in dem Schreiben des Auswärtigen Amts v. 
5. Jan. 1924 aufgefordert, eine „Klage“beantwortung einzureichen. 
Der Streit der Parteien, ob der im Art. 1 des engliſchen Textes 
des Abkommens v. 10. Aug. 1922 enthaltene Ausdruck elaims, der 
im deutſchen Text mit dem Wort Anſprüche wiedergegeben wird, ſo⸗ 
viel bedeute, wie „Klagen“, it müßig. Denn der materiell⸗rechtliche 
Anſpruch des Kl. iſt, wie die vorliegenden Urkunden ergeben, bei 
der GK. in richtiger Form geltend gemacht, in die Rolle eingetragen 
und als Klage behandelt worden. Der Anſpruch iſt damit zur Klage 
verdichtet. Es würde übrigens für die hier zu entſcheidende Frage 
ſchon die unzweifelhafte Tatſache genügen, daß der Kl. ſeinen materiell⸗ 
rechtlichen Auſpruch bei der GK. geltend gemacht und die GK. mit 
dieſem Anſpruch befaßt hat, wozu dann noch überdies die gleich⸗ 
falls unbeſtreitbare Tatſache hinzutritt, daß der Bekl. ſich zur Ver⸗ 
teidigung gegen den auch auf dieſem Weg, ſei es auch durch Ver⸗ 
mittlung des deutſchen Auswärtigen Amtes, an ihn herantretenden 
Anſpruch gedrängt ſieht, vgl. auch SL der VO. zur Ausführung des 
deutſch⸗amerikaniſchen Abkommens v. 10. Aug. 1922, v. 28. Juli 
1923, opt II 1923, 299. 

Der vom Bekl. in dieſer Lage ergriffene Rechtsbehelf wird von 
ihm in erſter Linie als die Einrede der „Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs“ bezeichnet. Die dieſer Einrede zugrunde liegende Erwägung 
it auch von Amts wegen anzuſtellen. Es ergibt jih aber bei der 
Betrachtung der Tätigkeit der GÜ., als eines gemiſchten Schieds⸗ 
gerichtshofs, daß dieſes Gericht und die deutſchen Gerichte fih nicht 
wie eine Verwaltungsſtelle und ein Gericht gegenüberſtehen, ſondern 
wie zwei Gerichte. Daß dieſe beiden Gerichte nicht völlig gleichwertig 
find, wie noch zu erörtern fein wird, ift in dieſem Zuſammenhang 
ohne Belang. Von Unzuläſſigkeit des Rechtsswegs kann aljo füglich 
nicht geredet werden. Die einſchlägige Frage, die in Schrifttum und 
Rechtſprechung vorwiegend erörtert wird, iſt demgemäß auch nur 
die, ob die gemiſchten Schiedsgerichtshöfe als außerordentliche oder 
als ordentliche Gerichte für gewiſſe Streitigkeiten zu betrachten ſeien, 
vol. Iſay, JW. 1924, 596 f.; Wimpfheimer, JW. 1921, 608; 
Marx, IW. 1924, 599. Von dieſem Geſichtspunkt aus hat das 
RG. in einem inſofern verwandten Fall nicht die Zulaſſigkeit des 
Rechtswegs, ſondern die Zuſtändigkeit des Gerichts geprüft. Vgl. 
NG. VI v. 11. Dez. 1922 JW. 1924, 702. 

Was die Zuſtändigkeit deutſcher Gerichte auf dieſem Gebiet an⸗ 
langt, fo haben Rechtslehre und Rechtſprechung, foweit geſehen werden 
kann, ſich im weſentlichen nur mit jolchen Fällen zu befaſſen gehabt, 
in denen ein unter dem Schutze eines der FV. ſtehender Ausländer 
vor einem deutſchen Gericht verklagt war und ſich dagegen wehrte. 
Im vorliegenden Fall hat ſich jedoch, umgekehrt, ein Amerikaner 
mit einem ihm angeblich gegen einen Deutſchen zuſtehenden An⸗ 
ſpruch an ein deutſches Gericht gewandt, und der Deutſche iſt es 
hier — wie Marx a. a. O. S. 599 Sp. 1 unten nur als eine 


verwandte, aber ſelbſtändige, durch das neue Rechtsgebilde der ge⸗ 
mifchten Kommiſſion bedingte unbenannte prozeſſuale Einrede. In 
dieſer Idee der Fortbildung des Rechts und der analogen Anwendung 
der Prozeßgeſetze ift die ſympathiſche Verantwortungsfreudigkeit und 
die in die Zukunft weiſende Leiſtung zu erblicken. Es it ihr im 
Ergebnis auch beizupflichten. Die Entſch. deckt ſich übrigens mit 
einer — nicht veröffentlichten — von dem LG. Hamburg am 12. Dez. 
1923 erlaſſenen (H IV 633/22), die allerdings nur ſummariſch und 
gegenüber der eingehenden, nach allen Seiten ausgreifenden vorliegen⸗ 
den Entſch. faſt oberflächlich anmutet. Das RWG., das gleichfalls 
ſchon mit eutſprechenden Fragen beſchäftigt war, pflegt die Entſch. 
bis zu derjenigen der Gemiſchten Kommiſſion auszujegen. 

Das Urteil hebt hervor, daß das deutſche Gericht zuerſt an⸗ 
gegangen fei, weil zu jener Zeit die Gemiſchte Konnmiſſion noch nicht 
beſtand. Trotzdem kommt es zur Abweiſung. Daraus folgt, daß 
nach der Meinung des Gerichts die ausſchließliche Zuſtändigleit der 
Gemiſchten Kommiſſion überhaupt eine Geltendmachung folder An⸗ 
ſprüche vor deutſchen Gerichten ausſchließt, und zwar gleichgültig, 
in welcher Reihenfolge die beiden Gerichtsſtellen angegangen werden. 
Man kommt alſo in Weiterentwicklung des Gedankens zu dem Er⸗ 
gebnis, daß auch dann nicht die deutſchen Gerichte angegangen werden 
fünnen, wenn Claims bei der Gemiſchten Kommiſſion z. B. wegen 
Verſtreichung der Einreichungsfriſt nicht mehr angenommen werden. 
Das Ergebnis iſt, daß ſolche Anſprüche alſo in einem Gerichts⸗ oder 
gerichtsähnlichen Verfahren überhaupt nicht mehr geltend gemacht 
werden können. 

Das OLG. hat ſich auf den Boden geſtellt, daß nicht die Zu⸗ 
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„theoretiſche“ Berechrigung betrachtet —, der jih darauf nicht ein- 
laſſen will. Die Beſonderheit des vorliegenden Falles beſteht zunächst 
darin, daß für den Ausländer, als er die Klage erhob, ein ge- 
miſchter Schiedsgerichtshof, da ein ſolcher für deutſch⸗amerikaniſche 
Streitigkeiten erſt ſpäter eingerichtet wurde, noch nicht zur Ver⸗ 
fügung ſtand; weiterhin, daß der Rechtsſtreit hier in zwei Inſtanzen 
ſchon ſo weit gefördert iſt, daß der amerikaniſche Kl. die ausgeſpro⸗ 
chene Hoffnung hegt, bald zu einem obſiegenden Schluß⸗ oder wenig⸗ 
ſtens Teilurteil zu gelangen, ohne fih ubrigens der ihm durch die 
Anhängigkeit der Sache bei der GR. errungenen vorteilhaften Lage 
begeben zu wollen; endlich daß der deutſche Bekl., ohne daß man 
ihm eine bloße Verſchleppungsabſicht zuzutrauen braucht, die Nach⸗ 
teile einer doppelten Prozeßführung abzuwenden ſucht. Die Folge⸗ 
rungen aus dieſer beſonderen Beſchaffenheit des Falles werden noch 
zu ziehen ſein. Hier iſt zunächſt die Frage zu prüfen, ob die mit 
der Sache befaßten Gerichte etwa ſchon dadurch, daß die GK. zu⸗ 
ſtändig iſt, d. h. alſo noch abgeſehen von der wirklichen Anrufung 
der GN., unzuſtändig find oder genauer unzuſtändig geworden find. 
Auch in dieſer Verteidigungsſtellung hat der Bekl. die Einlaſſung 
zur Hauptſache verweigert. Überdies iſt die Zuſtändigkeit, ſoweit etwa 
die Zuständigkeit der GK. eine ausſchließliche fein ſollte, von Amts 
wegen zu prüfen. 

Das mehrerwähnte deutſch⸗amerikaniſche Abkommen enthält keine 
verwendbare unmittelbare Beſtimmung. Es gilt aber durch den 
deutſch⸗amerikaniſchen FV. der X. Teil des FV. Auch der JV. 
enthält keine einſchlägige ausdrückliche Vorſchrift. Immerhin er⸗ 
ſcheint es erforderlich, die mit der Zuſtändigkeitsfrage befaßten 
Art. 304 b und 305 ins Auge zu faſſen. 

Art. 304 b beſtimmt in feinem Abf. I, daß die gemiſchten Schieds⸗ 
gerichtshöfe (EGSHH.) über „die Streitfragen befinden, die laut 
Abſchnitt IV und VII zu ihrer Zuſtändigkeit gehören“. Da es ſich 
aber im vorliegenden Fall um einen durch das deutſch⸗amerikaniſche 
Abkommen beſonders geregelten Fall handelt, jo ſcheidet der Abſ. I 
des Art. 304 b gegenüber dieſem Spezialgeſetz ohne weiteres aus. 
Im Abſ. II des Art. 304 heißt es zunächſt: „Außerdem regelt der 
(gon, alle Streitfragen, bezüglich der vor Inkrafttreten des gegen- 
wärtigen Vertrags zwiſchen Staatsangehörigen der alliierten und 
aſſoziierten Mächte und deutſchen Reichsangehörigen geſchloſſenen 
Verträge.“ Auch dieſe Vorſchrift findet gegenüber der Sondervor⸗ 
ſchrift des Art. J Ziff. 1 und 2 des deutſch⸗amerikaniſchen Abkommens 
keinen Raum. Es könnte aber beachtlich ſein, daß die mitgeteilte 
Beſtimmung des Abſ. II des Art. 304 fih inhaltlich mit der Be⸗ 
ſtimmung des Art. J Ziff. 2 und 3 des deutſch⸗amerikaniſchen Ab- 
kommens zu einem großen Teil deckt. Von dieſem Geſichtspunkt aus 
gewinnen die folgenden Sätze des Abs. II des Art. 304 b Intereſſe. 
Sie lauten: „Eine Ausnahme gilt für die Streitfragen, die nach den 
Geſetzen der alliierten, aſfoziierten oder neutralen Mächte zur Zu⸗ 
ſtändigkeit der Landgerichte dieſer Mächte gehören. Derartige Streit⸗ 
fragen werden von den Landesgerichten unter Ausſchluß des GEH. 
entſchieden. Den beteiligten Staatsangehörigen ſteht es jedoch frei, 
die Sache vor den GSHH. zu bringen, ſofern fein Landesgeſetz nicht 
entgegenſteht.“ Dieſe Sätze laſſen die Wahl — in welchem Umfang 
intereſſiert hier nicht — zwiſchen dem GSH. und dem Landes⸗ 
gericht, Landesgericht aber nur in dem eingeengten Sinn der Gerichte 
der alliierten, aſſoziierten und neutralen Mächte, offenbar nur zu⸗ 
ungunſten des deutſchen Klägers; jo RG. a. a. O. JW. 1924, 703; 
RG. 106, 56, dem mit nicht überzeugenden Gründen Marx a. a. O. 
JW. 1924, 598, geſtützt auch auf eine Außerung von Diop entgegen- 
tritt; vgl. dagegen Rukſer in der Aunt. zur angeführten RG. 
Entſch. in der JW. Die Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte, die 
nicht einmal erwähnt ſind, ſollte in dem angeführten Fall, daß ein 


läſſigkeit des Rechtsweges in Frage ſtehe, weil auch die Gemiſchte 
Kommiſſion ein Gericht ſei, die Unzuläſſigkeit aber nur in Kon⸗ 
kurrenz mit Verwaltungsbehörden oder vor Verwaltungsgerichten in 
Frage komme. Inſoferu ruft aber das Urteil Zweifel hervor. Die 
Gemiſchte Kommiſſion ſtellt nur die Anſprüche feſt. Einen urteils⸗ 
mäßigen Anſpruch insbeſondere auf Leiſtung erteilt ſie nicht. Wie die 
von ihr anerkannten Anſpriſche von den Vereinigten Staaten gegen 
Deutſchland zu realiſieren find, ift in dem Abkommen nicht gejagt. 
8 Die Beitreibung und die Art der Vollſtreckung wird vorbehalten. 
Sie ift nunmehr innerhalb des Dawes⸗Abkommens geregelt. Da 
alfo ohne Feſtſtellung durch die Gemtſchte Kommiſſion überhaupt 
kein Rechtsanſpruch gegeben, ſogar an ſich unbeſtrittene Anſprüche 
der Feſtſtellung durch die Gemiſchte Kommiſſton bedürfen, handelt 
es ſich bei dem Spruch der Gemiſchten Kommiſſion lediglich um eine 
Konfirmierung des Anſpruchs. 

Die Feſtſtellung der Gemiſchten Kommiſſion ſchafft ſozuſagen 
die Vorausſetzung der Geltendmachung des Anſpruchs. Deshalb kann 
man daran denken, daß es ſich bei dieſem Ausſpruch der Ge⸗ 
miſchten Kommiſſion um einen Hoheitsakt zweier Staaten eigener 
Art handelt, der mehr Ahnlichkeit mit einem Verwaltungsakt als 
mit einem Urteil hat. Zu der Frage ſoll hier nicht endgültig Stellung 
genommen werden. Zumal die Unterſuchung, ob Unzuläſſigkeit des 
Rechtsweges oder ausſchließliche Zuſtändigkeit der Gemiſchten Kom⸗ 
miſſion zunächſt vorzugsweiſe akademiſchten Wert hat. Anders die 
Frage, ob nach dem deutſch⸗amerikaniſchen Abkommen überhaupt ein 
Privatanſpruch eines Amerikaners gegen einen Deutſchen geltend 
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Deutſcher gegen einen Ausländer klagt, offeubar ausgeſchloſſen wer⸗ 
den, und diefer Ausſchluß ift vom RG. an der angeführten Stelle 
mit Recht verneint. Was aber für den Fall gilt, wie er hier vor⸗ 
liegt, daß nämlich ein Ausländer bei einem deutſchen Gericht klagt 
und ein Deutſcher der Beklagte iſt, darüber ſagt der Art. 304 nichts. 
Von einem „von einem deutſchen Gericht gefällten Urteil“ ſpricht da⸗ 
gegen der Art. 305 des FV. Auf die Bedeutung dieſer Beſtimmung 
iſt noch in anderem Zuſammenhang zurückzukommen. Hier genügt 
es, zu ſagen, daß dieſe Vorſchrift nichts gegen die Zuſtändigkeit der 
deutſchen Gerichte in Fällen, in denen ein Ausländer als Kläger 
gegen einen Deutſchen als Beklagten auftritt, Verwendbares enthält. 
Der, wie das RG. a. a. O. ſich ausdrückt, „nicht näher zu kenn⸗ 
zeichnende Geiſt und Willen des JV.“ ſpricht auch bei Heranziehung 
des Art. 304 eher für die Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte für 
einen ſo geſtalteten Fall. Dieſem Ergebnis im allgemeinen 
entgegenzutreten, ſieht der Senat keinen begründeten Anlaß. 

Es fragt ſich indeſſen, ob aus den beſonderen prozeſſualen 
Umſtänden des vorliegenden Falles nicht etwas anderes gilt. 

Die Bejonderheit der prozeſſualen Lage beſteht darin, daß der 
Rechtsſtreit, nachdem er bei den zuſtändigen deutſchen Landesgerichten 
anhängig geworden war, ſpäter im Anſchluß an einen neuen völker⸗ 
rechtlichen Vertrag, eben das deutſch⸗amerikaniſche Abkommen v. 
10. Aug. 1922, auch bei einem (GE. der GK. des deutſch⸗ameri⸗ 
kaniſchen Abkommens, angebracht worden war, daß dann der deutſche 
Beklagte im früheſten möglichen Zeitpunkt, nachdem er von der bei 
der GR. anhängigen Klage Kenntnis erlangt hatte, Zurücknahme 
dieſer Klage verlangt hat, daß der amerikaniſche Kläger dieſem Ver⸗ 
langen nicht nachkam, daß ſich darauf der Beklagte gegen die Fort⸗ 
ſetzung des deutſchen Verfahrens verwahrte. Die beſondere Gefahr 
dieſes beſonderen Zuſtandes aber beſteht darin, daß der Beklagte, 
wenn er den Rechtsſtreit vor den deutſchen Gerichten fortſetzen muß, 
dadurch gezwungen iſt, gleichzeitig, ſei es auch das eine Mal durch 
das Deukſche Reich, über dieſelbe Sache einen doppelten Rechtsſtreit 
zu führen, und weiterhin, daß er ſelbſt wenn er den Prozeß vor den 
deutſchen Gerichten rechtskräftig gewinnt, trotzdem im Verfahren vor 
der GK. noch unterliegen kann. Dieſe letzte Folge ergibt ſich aus 
zwei bereits berührten Beſtimmungen, aus dem 83 des Geſ. zur 
Ausf. der Beſt. des FV. v. 10. Aug. 1920, wo es heißt: „Die 
Entſcheidungen der Gemiſchten Schiedsgerichtshöfe find endgültig. 
Sie haben zwiſchen den Parteien die Wirkung eines rechtskräftigen 
Urteils“; ferner unmittelbar aus dem Art. 305 des FV. Die eine 
ſchlägige Beſtimmung des Art. 305 lautet: „Auf Antrag des Staats⸗ 
angehörigen einer alliierten oder aſſoziierten Macht kann der Ge⸗ 
miſchte Schiedsgerichtshof ... Abhilfe, ſofern das möglich ijt, in der 
Form eintreten lafſen, daß er die Parteien in die Lage zurückver⸗ 
ſetzt, in der ſie ſich vor dem von dem deutſchen Gericht gefällten 
Urteil befanden.“ Die GK. hat alſo die abſolut höhere Kompetenz, 
die fog. Kompetenz⸗Kompetenz. Vgl. auch Wimpfheimer a. a. O. 
JW. 1921, 608 und Marx a. a. O. JW. 1924, 598 ff. Hier ſteckt 
der Kern der ganzen Frage. Es tritt ein zwiſchenſtaatlicher Gerichts⸗ 
hof mit überragender und abſoluter Zuſtändigkeit einem infolge des 
völkerrechtlichen Vertrags auch nach deutſchem Staatsgeſetz in ſeiner 
Macht beſchränkten deutſchen Gericht gegenüber; die durch deutſche 
Gerichte anerkannte und beſtätigte Nakur dieſes völkerrechtlichen 
Vertrags liegt nach deſſen „nicht näher zu kennzeichnendem Geiſt 
und Willen“ (RG. a. a. O.) in dem Mißtrauen gegen deutſche Ger 
richte, ſoweit es ſich um Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Deutſchen und 
Angehörigen der Stegerftaaten handelt und in einer dementſprechen⸗ 
den, in ſonſtigen Verträgen zwiſchen gleichartigen Staaten kaum be⸗ 
gegnenden, Machtzuweiſung an zwiſchenſtaatliche Gerichtshöfe. Mag 
dem fein, wie ihm wolle, die deutſchen Staatsangehörigen und die 


gemacht werden kann, oder ob es ſich nicht vielmehr in allen Fällen 
nur um Anſprüche von Staat zu Staat handelt. Ahnliche Über⸗ 
legungen tauchten bekanntlich bei allen Gemiſchten Schiedsgerichts⸗ 
höſen auf, welche ſich auf den Verſailler Vertrag gründen. Sie ſcheinen 
bei der deutſch⸗amerikaniſchen Gemiſchten Kommiſſion die Oberhand 
zu gewinnen. Eine Haftung des Staates wird jedenfalls anzunehmen 
ſein. Möglich aber, daß darüber hinaus überhaupt ein Übergang 
von Recht und Pflicht von ſeiten des Privaten auf den Staat vor⸗ 
liegt und die Auseinanderſetzung zwiſchen Privaten und Staat dem 
innerſtaatlichen Recht überlaſſen bleibt. Tritt man aber dieſer Auf⸗ 
faſſung bei, und fie erhält durch die Ausf HO. zu dem deutſch⸗ 
amerikaniſchen Abkommen v. 10. Aug. 1922 v. 28. Juni 1923 (RGBl. 
1923, II, 299), z. B. § 8 eine gewiſſe Stütze, dann ergibt fih daß 
das Urteil nicht nur aus prozeſſualen Gründen zu billigen iſt, ſon⸗ 
dern daß die Klage des amerikaniſchen Privatmannes gegen den 
deutſchen Privatmann aus materiellrechtlichen Gründen abzuweiſen 
war. Es fehlt an einem Rechtsverhältnis zwiſchen den beiden ſtreiten⸗ 
den Parteien. Stellt man ſich aber auf den Standpunkt, daß die 
Feſtſtellung durch die Gemiſchte Kommiſſion überhaupt Anſpruchs⸗ 
vorausſetzung iſt, ſo fehlt es nicht nur ſubjektiv an einem Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen den beiden Parteien, ſondern auch objektiv an 
einem Anſpruch überhaupt. So weiſt das dem Urteil zugrunde lie⸗ 
gende Sachverhältnis weit über die prozeßrechtlichen Grenzen hinaus 
und eröffnet Ausblicke von großer völkerrechtlicher, materiellrechtlicher 
und wirtſchaftlicher Bedeutung! 
RA. Prof. Dr. H. Wimpfheimer, Berlin. 
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deutſchen Gerichte find dieſen völkerrechtlichen Verträgen und den 
entſprechenden deutſchen Geſetzen unterworfen und haben ſie zu be⸗ 
achten. Es liegt aber in der bezeichneten Natur dieſer Verträge und 
Geſetze und verſteht ſich überdies von ſelbſt, daß ſie nicht über ihren 
klaren Inhalt hinaus zuungunſten deutſcher Staatsangehörigen aus⸗ 
gedehnt werden dürfen. Wie ſchon erwähnt, iſt die Frage der Zu⸗ 
ſtändigkeit deutſcher Gerichte in Rechtsſtreitigkeiten, in denen ein 
Ausländer Kläger und ein Deutſcher Beklagter iſt, in den einſchlä⸗ 
gigen Verträgen und Geſetzen nicht geregelt oder auch nur, abgeſehen 
von der durchaus negativen Beſtimmung des Art. 305 FV., über⸗ 
haupt berührt. Hier bleiben alfo die Vorſchriften und Grundſätze 
des deutſchen Prozeßrechts maßgebend. 

Die deutſche BPI. kennt als Rechtsbehelfe einen Zwang zur 
doppelten Verteidigung und Prozeßführung über denſelben Streit 
die Einreden der Unzuſtändigkeit, der Rechtshängigkeit, des Schieds⸗ 
vertrags und der Rechtskraft. Gegen die Vermiſchung von Ver⸗ 
waltung und Rechtſprechung hilft die Einrede der Unzulaſſigkeit des 
Rechtswegs. Bei allen dieſen Behelfen rechnet die Prozeßordnung 
naturgemäß mit der Exiſtenz von Verwaltungsſtellen, anderen ſtaat⸗ 
lichen Gerichten und Schiedsgerichten. Dagegen lag das Vorhanden⸗ 
ſein zwiſchenſtaatlicher Gerichte, wie fie die GSHH. darſtellen, mit 
der Aufgabe der Entſcheidung privatrechtlicher Streitigkeiten und aus⸗ 
geſtattet mit Kompetenz Kompetenz, dem deutſchen Geſetzgeber der 
SPD. fern. So kommt es, daß keiner der angeführten Rechtsbehelfe 
der im vorliegenden Fall beſtehenden Situation völlig konform er⸗ 
ſcheint. Der unverkennbare Sinn und Zweck der angeführten Rechts⸗ 
behelfe liegt aber in der erwähnten Richtung, nämlich der Vermeidung 
eines Zwangs zu doppelter Prozeßführung über den gleichen Streit. 
Es iſt in Wiſſenſchaft, wie in höchſtrichterlicher Rechtſprechung all⸗ 
mählich der einleuchtende Grundſatz herausgearbeitet worden, daß 
das Prozeßgeſetz nicht Selbſtzweck iſt, ſondern nur eine Form zur 
Erreichung höherer Zwecke darſtellt und daß infolge deſſen eine freie, 
nicht formal gebundene, ſondern ſinngemäße Auslegung der pro⸗ 
zeſſualen Vorſchriften noch in höherem Maße, als gegenüber mate⸗ 
riellrechtlichen Beſtimmungen, am Platze iſt. Von dieſem Standpunkt 
aus trägt der Senat kein Bedenken, in einem Fall, wie dem vor⸗ 
liegenden, dem Beklagten des Recht zuzuſprechen, die Einlaſſung zur 
Hauptſache zu verweigern und dem Kläger eine wirkſame prozeß⸗ 
hindernde Einrede entgegenzuſetzen. Man mag dieſe Einrede als 
Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichts bezeichnen und dabei feft- 
halten, daß dieſe Einrede nicht ſchon durch die beſtehende Zuſtändig⸗ 
keit der GK., ſondern ert durch deren Anrufung begründet worden 
iſt. Es erſcheint aber der Sach⸗ und Rechtslage noch angemeſſener, 
die Einrede als eine beſondere dem Grundgedanken der angeführten 
Einreden der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs, der Unzuſtändigkeit der 
Rechtshängigkeit und des Schiedsvertrages ſinngemäß entnommene 
und ihnen angelehnte Einrede aufzufaſſen. Es wäre ein ſchlechter⸗ 
dings unerträgliches Ergebnis, wenn der Bekl. gleichzeitig zwei 
Prozeſſe zu inſtruieren hätte und überdies unter Aufwand von Zeit, 
Mühe und erheblichen Koſten einen Rechtsſtreit bis zu Ende über 
ſich ergehen laſſen müßte mit der Ausſicht, daß es im Falle ſeines 
Unterliegens dabei bleibt, daß jedoch im Falle ſeines Obſiegens der 
Kl. die gleiche Sache vor der GK. von neuem verhandeln ließe und 
dabei die Möglichkeit hätte, den etwa hier verlorenen Prozeß dort 
zu gewinnen, wobei das deutſche rechtskräftige Urteil dann unter 
Umſtänden in unanfechtbarer Weiſe für Nichts geachtet würde. 

(OLG Frankfurt, 4. BS., Urt. v. 4. Juni 1924, 4 U 161/23.) 


Mitgeteilt von OS GR. Dr. Landsberg, Frankfurt a. M. 
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12. Verpflichtung der deutſchen Bank, die einen 
Ausland⸗Wechſel zum Inkaſſo erhielt und der der Betrag 
wegen des Kriegsrechts vorenthalten wird. 

Die Kl. hat der beklagten Bank im Juni 1914 eine 90-Tage- 
Sichtwechſel auf S. T., Oſaka zum Inkaſſo übergeben. Bekl. hat den 
Wechſel zum gleichen Zwecke weitergegeben an die Londoner Filiale 
der International Banking Corporation, einer amerikaniſchen Bant. 
Der Wechſelſchuldner hat an dieſe gezahlt und dieſe hat den Gegen⸗ 
wert der Bekl. zwar am 28. Okt. 1914 kreditiert, weigert ſich aber 
ihn an Bekl. auszuzahlen, da es ſich um eine am 20. März 1915 
dem „Public Trustee“ notifizierte Vorkriegsſchuld handle. Dem- 
gemäß weigert Bekl. — die vergeblich verſucht hat diefe Schuld 
im Auguſt 1923 durch Zahlung von 27300 Papiermark aus⸗ 
en — die von Kl. verlangte Zahlung von £ 65.3.7 nebit 

inſen. 

LG. und OLG. Hamburg haben die Klage als zur Zeit un⸗ 
begründet abgewieſen. 

Die International Banking Corporation iſt nur Subſtitut der 
Bekl., daher ift die Klage durch die Tatſache allein, daß der 
Wechſelſchuldner an dieſe Bank gezahlt hat, noch nicht gerechtfertigt. 
Die Sachlage iſt die, daß die International Banking Corporation 
ſich weigert, der Bekl. das auf Grund der Wechſelzahlung eingeräumte 
Guthaben auszuzahlen, weil ſie der Meinung iſt, daß ſie auf Grund 
der im Kriege erlaſſenen Geſetze dazu nicht in der Lage ſei; ob 
dieſe Meinung begründet ift oder nicht, braucht nicht nachgeprüft 
zu werden. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Bekl. it auf Grund des Inkaſſoauftrages nur verpflichtet, 
das herauszugeben, was ſie erlangt hat. Erlangt hat ſie eine 
Forderung gegen die International Banking Corporation, von der 
zweifelhaft iſt — infolge der Einwirkung des Krieges — ob über⸗ 
haupt, gegen wen und in welchem Verfahren ſie geltend gemacht 
werden kann. Bekl. erfüllt ihre aus dem Vertrage zur Zeit be⸗ 
gründeten Verpflichtungen, wenn ſie der Kl., wie ſie es angeboten 
hat, ihre etwaigen Anſprüche abtritt, damit Kl., wenn ſie dazu 
Neigung hat, ihre Anſprüche ſelbſt durchführt. Will Kl. das nicht, 
ſo muß ſie abwarten, bis die Angelegenheit ſich auf den von der 
Kl. eingeſchlagenen Wegen erledigt hat. 

(OLG. Hamburg, 4. BS., Urt. v. 28. Nov. 1914, Bf IV 276/24.) 


* 
Damm. 

13. Së 823, 31 BGB. Die Deutſche Reichs bahn⸗ 
Geſellſchaft haftet nicht für Unfälle während des Betriebs 
der Bahnen durch die Regie. 

Das NHaftpfl®. v. 7. Juni 1871 legt nicht den Eigentümer 
eines Eiſenbahnbetriebes, ſondern dem „Betriebsunternehmer“ eine 
Haftung für einen in ſeinem Betriebe entſtandenen Schaden an Leib 
und Leben auf. Wie das Gericht erſter Inſtanz aber mit Recht 
ausführt, war die Antragsgegnerin zur Zeit des Unfalls nicht die 
Betriebsunternehmerin. Betriebsunternehmer kann nur ſein, wer 
den Betrieb auf eigene Rechnung und Gefahr ausübt. Das tat die 
Antragsgegnerin zur Zeit des angeblichen Unfalls nicht, ſondern die 
franzöſiſch⸗belgiſche Eiſenbahnregie hatte den Betrieb unter völligem 
Ausſchluß der Antragsgegnerin an ſich geriſſen. Eine Haftung der 
Antragsgegnerin nach dem Reichshaftpflichtgeſetz ift daher ausgeſchloſ⸗ 
fen. Auch auf Grund der 88 823, 31 BGB. verſpricht die beabſich⸗ 
tigte Rechtsverfolgung keinen Erfolg. Die Tatſache allein, daß die 
Antragsgegnerin an den fraglichen Bahnübergang keine Schranken 
oder Warnungsglocken angebracht hat, läßt kein ſchuldhaftes, zum 
Schadenerſatz verpflichtendes Verhalten der Antragsgegnerin erkennen, 
da erfahrungsgemäß viele Bahnübergänge beſtehen, bei denen die 
Sicherung des Überganges in anderer Weiſe geſchieht. Wenn aber eine 
ſolche anderweitige, ordnungsmäßige Sicherung durch die Regie nicht 
erfolgte, fo kann die Antragsgegnerin, die keinerlei Einfluß auf 
die Geſtaltung des Betriebes hatte, dafür nicht verantwortlich ſein. 

(OLG. Hamm, 7. 8S., Beſchl. v. 12. Jan. 1925, 7 W 8/25.) 
Mitgeteilt von RA. Priv Doz. Dr. Grimm, Eſſen. 
* 
Naumburg. 


14. S110 8PO. Pflicht des Inkaſſozeſſionars eines 
ausländiſchen Gläubigers zur Leiſtung der Prozeßkoſten⸗ 
ſicherheit. t) 

Der Kl. hat als Treuhänder der Firma B. in Warſchau auf 
Grund eines zwiſchen dieſer Firma und der Bekl. im Jahre 1922 
abgeſchloſſenen Kauſvertrages Lieferung von 10 Tretmaſchinen und 
30 Oberteilen verlangt. Die Bekl. hat vor der Verhandlung zur 
Hauptſache die Einrede der mangelnden Sicherheit für die Prozeß⸗ 
koſten erhoben: Sie hat geltend gemacht, der Abſchluß des Treu⸗ 


Zu 14. Die Frage, inwieweit eine fiduziariſche Abtretung die 
Aktivlegitimation des neuen Gläubigers begründet, iſt in Wiſſen⸗ 
ſchaft und Rechtſprechung vielfach erörtert worden (Staudinger, 
Anm. 1 Abſ. 5 zu § 404 BGB.; vgl. auch Stein, Vorbem. I 
zu 8 110 BPO. und Planck, 4. Aufl., Anm. 2 zu § 404 BGB.). 
Die vorliegende Entſcheidung folgert daraus, daß der Kl. ſelbſt vor⸗ 
getragen hat, zwiſchen ihm und dem früheren Gläubiger ſei ein 
Treuhandvertrag nur zu dem Zwecke abgeſchloſſen worden, daß die 
ausländiſche Firma der Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung für die 
Prozeßkoſten überhoben werde); in Wirklichkeit ſei eine Abtretung des 
materiellen Anſpruches nicht erfolgt. Dieſe Folgerung legt die Frage 
nahe, ob der Kl. überhaupt aktiv legitimiert iſt, um den Klag⸗ 
anſpruch im eigenen Namen geltend zu machen, oder ob er auf 
Grund ſeines eigenen Vortrages nicht nur als Bevollmächtigter des 
ausländiſchen Gläubigers anzusehen ift, jo daß die im eigenen Namen 
erhobene Klage wegen mangelnder Altivlegitimation abzuweiſen wäre. 

Auf Grund der abſtrakten Natur des Abtretungsvertrages 
möchte ich der Entſch. beitreten, die die Aktivlegitimation bejaht. 
Man wird ihr aber auch weiterhin folgen können. Die zum Schutze 
des Inländers gegebenen Beſtimmungen der Prozeßordnung über die 
Verpflichtung des ausländiſchen Kl. zur Sicherheitsleiſtung für die 
Prozeßkoſten würden in der Tat nur auf dem Papier ſtehen, wenn 
jeder Ausländer ſie dadurch umgehen könnte, daß er die Forderung 
zur Einziehung an einen Inländer abtritt. 

Nicht ganz einfach iſt allerdings die rechtliche Konſtruktion des 
Einwandes. Die Entſch. will einer ſolchen Umgehung des Geſetzes 
gegenüber den Einwand der Sittenwidrigkeit durchgreiſen laſſen und 
dem Bekl. die prozeßhindernde Einrede der mangelnden Sicherheit 
für die Prozeßkoſten gewähren. Dieſe Konſtruktion iſt nicht ganz 
unbedenklich, weil nach geltendem Rechte behauptungs⸗ und beweis⸗ 
pflichtig für den Tatbeſtand der prozeßhindernden Einrede der Bekl. 
iſt. Im gegebenen Falle fehlt das Tatbeſtandsmerkmal, daß der 
Kl. Ausländer iſt. Die Löſung wird aus dem bürgerlichen Rechte, 
und zwar den Beſtimmungen des § 826 in Verb. mit 8219 BGB., 
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handvertrages ſei nur erfolgt, um die polniſche Firma vor der Ein⸗ 
cede aus 82745 ZPO. zu ſchützen. 

Der Kl. hat Verwerfung der Einrede begehrt. Er hat nicht 
beſtritten, daß mit der Abtretung des Anſpruches der Zweck verfolgt 
werde, die Koſtenvorſchußpflicht der Firma B. zu vermeiden. 

Das LG. hat durch Zwiſchenurteil die Einrede verworfen. 

Die Berufung der Bekl. hatte Erfolg. 

Auch der Kl. muß gleich der Firma B. in Warſchau die Ein⸗ 
rede der mangelnden Sicherheit für die Prozeßkoſten gegen ſich 
gelten laſſen. Er iſt zwar Reichsdeutſcher und unterliegt als ſolcher 
nicht ohne weiteres der Verpflichtung des Ausländers aus 8 110 
DC. Nach feinem eigenen Vortrage ift aber der Treuhandvertrag 
nur zu dem Zwecke geſchloſſen worden, dieſe Verpflichtung der aus⸗ 
ländiſchen Firma zu umgehen. Eine Abtretung des materiellen An⸗ 
ſpruches iſt alſo in Wirklichkeit nicht erfolgt, vielmehr ſoll der Kl. 
nur Prozeßvertreter fein. Wenn auch der Wortlaut des 8 110 ZYD. 
eine ſolche Zeſſion an ſich nicht ausſchließt, ſo darf ihre Zuläſſig⸗ 
keit doch nur dann bejaht werden, wenn dadurch der Zweck des 
Geſetzes, den eventuellen Koſtenerſtattungsanſpruch des Bell. ſicher⸗ 
zuſtellen, nicht vereitelt wird. Die Vermögenslage des Kl. bietet 
aber bei dem vorliegenden hohen Streitwerte keinerlei Gewähr da⸗ 
für. Er hat, wie nicht beſtritten iſt, als kaufmänniſcher Angeſtellter 
nur ein Monatseinkommen von 325 % und ift ſonſt vermögenslos. 
Im Falle ihres Obſiegens muß ſich daher die Bekl., da der Kl. 
zur Koſtenerſtattung außerſtande ift, an ein polniſches Gericht wenden, 
um ihre Koſten von der Firma B. beizutreiben. Abgeſehen von den 
damit verbundenen Schwierigkeiten erſcheint aber dieſe Rechts⸗ 
verfolgung von vornherein ausſichtslos, da ja die genannte Firma 
ſchon in einem Vorprozeſſe vor der Kammer für Handelsſachen in 
Magdeburg wegen des gleichen Anſpruches ihrer Vorſchußpflicht nicht 
hat genügen können. Einer ſolchen Umgehung des Geſetzes zum 
Zwecke der Vereitelung der eventuellen Koſtenerſtattung gegenüber 
greift daher der Einwand der Sittenwidrigkeit durch. Der Kl. muß 
deshalb die Einrede der mangelnden Sicherheit für die Prozeßkoſten 
in der gleichen Weiſe gegen ſich gelten laſſen, als wenn die aus⸗ 
ländiſche Firma B. ſelbſt ihre Auſprüche vor einem deutſchen Gerichte 
verfolgt hätte. 

(Os G. Naumburg, 2. BS., Urt. v. 27. Jan. 1925, 2 U 332/24. 
Mitgeteilt von RA. Herrmann, Naumburg a. S. 


Landgerichte. 


Saarbrücken. a) Zivilſachen. 
1. Gehaltsregelung der Beamten des Saargebietes. f) 


Die Kl. fordern für die Zeit vom 1. Juni 1924, mit welchem 
Tage das neue Beſoldungsgeſetz im Reiche eingeführt worden iſt, 
bis zum 31. Dez. 1924 unter Berückſichtigung der am 1. Dez. 1924 
eingetretenen weiteren Erhöhung der deutſchen Säße, die nach dem 


zu ſuchen ſein. Dadurch, daß der Kl. dem Bekl. in ſittenwidriger 
Weiſe die Einrede der mangelnden Sicherheit für die Prozeßkoſten 
raubt, fügt er ihm vorſätzlich Schaden zu und muß dieſen Schaden 
dadurch erſetzen, daß er den früheren Zuſtand herſtellt, d. h. dem 
Bell. ſelbſt Sicherheit für die Prozeßkoſten leiſtet. 

Die früher viel erörterte Frage nach der Zeugnis⸗ und Eides⸗ 
fähigkeit des Zedenten ift durch die Neufaſſung der Beſtimmung des 
8 393 Ziff. 4 BPO. im weſentlichen ihrer praktiſchen Bedeutung be- 
raubt worden. Immerhin finden ſich in den Entſcheidungsgründen 
über die Beweiswürdigung oft genug noch Ausführungen, daß kein 
Anlaß vorliege, auch dem unbeeideten Zeugnis des Zedenten nicht 
zu folgen. Das rechtſuchende Publikum pflegt dafür kein Verſtändnis 
zu haben, daß ſich ein Gläubiger durch Abtretung ſeiner Forderung 
in die Rolle des Zeugen verſetzen kann, ohne daß dem Schuldner 
dagegen ein Widerſpruchsrecht gegeben wird. Die Entſcheidungs⸗ 
gründe des vorliegenden Falles ſollten in aller Regel auf derartige 
Verſuche zur Verbeſſerung der prozeſſualen Stellung des Gläubigers 
angewandt werden mit der Wirkung, daß praktiſch das Zeugnis 
des Zedenten für die Eutſcheidung des Rechtsſtreits außer Betracht 
zu bleiben hat. RA. Dr. Kraemer, Berlin. 


Zu 1. über die ſchweren Kämpfe, die die Beamtenſchaft des 
Saargebiets um ihre Exiſtenz geführt hat und die zu einem Streik 
der Beamten im Jahre 1920 führten, unterrichtet die dem Reichs⸗ 
tag als Weißbuch zugegangene Schrift: Das Saargebiet unter der 
Herrſchaft des Waffenſtillſtandsabkommens und des Vertrages von 
Verſailles, Georg Stilte, Berlin 1921 S. 152 ff. Eine der Forde⸗ 
rungen der ſtreikenden Beamten lautete: Wir fordern, daß die etwa 
in Deutſchland eintretenden Verbeſſerungen von der Regierungs- 
kommiſſion geprüft und im Saargebiet eingeführt werden. Wir for⸗ 
dern, daß die Regierungskommiſſton entſprechend ihren wiederholten 
feierlichen Zuſicherungen die Beamten und Arbeiter im Saargebiet 
jederzeit mindeſtens ebenſogut ſtellt, wie ihre Berufsgenoſſen im 
übrigen Deutſchland. — Nach Beilegung des Streiks wurde das 
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Kurſe der Goldmark und des Franken am jeweiligen Fälligkeitstage, 
nämlich am Erſten eines jeden Monats ermittelten Unterſchiede 
zwiſchen ihren hieſigen und den Dienſteinkünften, welche die deut⸗ 
ſchen Beamten außerhalb des Saargebiets in entſprechend gleichen 
Stellen bezogen haben. Zu dieſem Verlangen halten fie fih auf 
Grund des 85 der Verf., betreffend die Beamten im Saargebiete 
v. 16. März 1920 und des Art. 31 des Beamtenſtatuts v. 29. Juli 
1920 für berechtigt. 

Die Bekl. hat nach der im Oktober 1924 vorgenommenen letzten 
Gehaltsregelung eine weitere Erhöhung der Gehälter abgelehnt. Eine 
nochmalige beſondere Aufforderung durch die Prozeßbevollmächtigten 
der Kl. v. 13. Jan. 1925 ift von ihr mit Schreiben v. 16. Jan. 1925 
vor Erhebung der Klage ebenfalls abſchlägig beſchieden worden. Sie 
verlangt Klagabweiſung und führt zur Rechtfertigung des Klag⸗ 
antrages im einzelnen aus: 

1. Für die Kl. zu 1 und 2 gelte das Beamtenſtatut nach Art. 34 
nicht, ſie könnten ſich daher nur auf die Verfügung betr. die Be⸗ 
amten im Saargebiete berufen, in der ihnen lediglich der Rechts⸗ 
anſpruch auf Gehaltsregelung und Gleichſtellung mit den Beamten 
im Reiche nach Maßgabe des deutſchen Beſoldungsgeſetzes vom Jahre 
1920 zugeſichert worden ſei, dieſe Zuſicherung ſei auch gehalten 
worden, und über ſie hinaus ſtehe den Kl. kein Recht auf Gewährung 
eines höheren Gehalts zu. 

2. Den nichtrichterlichen Kl. zu 3 und 4 gewähre der nach 
Art. 32 des Veamtenſtatuts maßgebende 8 149 des NBeamtG. in 
der Faſſung der Bek. des Reichskanzlers v. 18. Mai 1907 nur 
einen Rechtsanſpruch auf das durch die Beſoldungsordnung feſt⸗ 
geſetzte Gehalt, aber nicht auf eine beſtimmte Gehaltsfeſtſetzung. 

3. Der Art. 31 des Beamtenſtatuts ſtelle nur eine Prüfung 
der einſchlägigen deutſchen Geſetze in Ausſicht, zu deren Vornahme 
die Regierung nicht gezwungen werden könne und welche die Re⸗ 
gierung jih ſecbſt vorbehalten habe, weshalb der Art. 31 nur Nichte 
linien enthalte, die ſich die Regierungskommiſſion ſelbſt gegeben habe 
und das Gericht unzuläſſigerweiſe geſetzgeberiſche Funktionen ausübe, 
wenn es die Prüfung vornehme und daraufhin Feſtſtellungen treffe. 

4. Seit dem Erlaſſe des Beamtenſtatuts ſeien weſentliche Ande⸗ 
rungen in der Währung und in den Lebenshaltungskoſten ſowohl 
im Saargebiete wie in Deutſchland eingetreten, für die Auslegung 
des Art. 31 ſei aber gerade die Frage weſentlich, in welchem Maße 
Lebensverhältniſſe, Einrichtungen und wirtſchaftliche Zuſtände, welche 
die Vorausſetzungen für die angekündigte Prüfung ſeien, eine Ande⸗ 
rung erfahren hätten. 

Die Verfügung betr. die Beamten im Saargebiet und das Be⸗ 
amtenſtatut find nach dem Dienſtautritte der Regierungskommiſſion 
zu einer Zeit erlaſſen worden, als die Beamten ſich fragten, wie 
jie ihre Zukunft geſtalten wollten, ob fie ihr und ihrer Familie Veſtes 
beförderten, wenn ſie ihren Dienſt weiter verſähen, oder es für ſie 
wirtſchaftlich vorteilhafter und daher ratſamer wäre, ſich dem Reiche 
zur Verfügung zu ſtellen, während die Regierungskommiſſion ein 
Intereſſe daran hatte, daß ihr die Dienſttatigkeit der Beamten er⸗ 
halten bliebe. Unter dieſen Umſtänden können die von der Re⸗ 
gierungskommiſſion über die Gehaltsregelung in den beiden Erlaſſen 


Da erlaffen, deſſen hier in Betracht kommender Paſſus 
autet: 

„Alle Verbeſſerungen bezüglich der Gehälter oder Ruhegeyalter 
uſw. der Beamten auf Grund der nach dem Vaffenſtillſtand oder 
in Zukunft erlaſſenen deutſchen Geſetze werden durch die Regierungs⸗ 
kommiſſion geprüft werden zum Zwecke der Bewilligung der ent⸗ 
ſprechenden Vorteile den Beamten des Saargebiets, damit dieſelben 
zu keiner Zeit ſchlechtergeſtellt ſeien wie die deutſchen Beamten, welche 
im Reiche in entſprechenden Stellungen ſich befinden.“ Bereits in 
85 der Verf. der Regierungskommiſſion des Saargebiets über die 
Beamten im Saargebiet heißt es: „Keinesfalls werden ſie (die Be⸗ 
amten) nach Annahme des Geſetzes (d. h. des deutſchen Geſetzentwurfs 
zur Beſoldungsreform) etwa niedrigere Gehaltsbezüge erhalten, als 
dies bei deutſchen Beamten der Fall iſt, die außerhalb des Saar⸗ 
gebiets entſprechend gleiche Stellungen einnehmen.“ Auf dieſe Be⸗ 
ſtimmungen ſtützt ſich das Urteil, das für Ende 1924 den Anſpruch 
der Beamten auf gleiches Gehalt mit den in gleicher Stellung be⸗ 
findlichen anderen deutſchen Beamten grundſätzlich anerkennt. Dieſe 
Entſch. ift als richtig zu billigen. Denn wenn ſelbſt die Regierungs- 
kommiſſion zunächſt die Prüfung der deutſchen Geſetze zuſagt, um 
danach die Gehaltsverbeſſerungen feſtzuſetzen, ſo ſpricht die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte und die Stellung der Beamten zwingend dafür, 
daß die Regierungskommiſſion die Verpflichtung übernommen hat, 
ihre Beamten zu keiner Zeit ſchlechterzuſtellen als die deutſchen Be⸗ 
amten, ſo daß hierin, nicht in der ſelbſtverſtändlichen vorgängigen 
Prüfung, die eigentliche Verpflichtung gegenüber den Beamten be⸗ 
ſteht. Unterläßt die Regierungskommiſſion die Prüfung, ſo kann ſie 
jiġ dadurch nicht ihrer Verpflichtung entziehen. — Über die Be- 
rufung gegen das Urteil entſcheidet der Oberſte Gerichtshof in Saar⸗ 
louis, der zu ¼ aus Ausländern beſteht. Es würde mit den Hu- 
ſicherungen der Regierungskommiſſion, auf welche hin die Beamten 
auf ihren ſchweren Poſten blieben, nicht vereinbar ſein und keines⸗ 
wegs im Intereſſe des ganzen Saargebiets liegen, wenn der Oberſte 
Gerichtshof zu einem abweichenden Ergebnis käme. 

RA. Dr. Alsberg, Berlin. 
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abgegebenen Erklärungen nicht als ein unverbindliches Programm 
und die Regierung nur moraliſch verpflichtende Richtlinien betrachtet 
werden, wie dies hinſichtlich ihrer Proklamation an die Bewohner 
des Saargebiets v. 26. Febr. 1920, dem Tage der Übernahme der 
Regierung, der Fall iſt, vielmehr ergänzen und erweitern dieſe Ver⸗ 
ſprechungen, ſoweit fte Rechte zuſichern, dem öffentlich⸗rechtlichen An- 
ſtellungsvertrag zwiſchen dem Staate und den Beamten, fo daß fie 
zu einem Beſtandteile von ihm geworden ſind und rechtliche Ver⸗ 
pflichtungen auf der einen und Rechtsanſprüche auf der anderen Seite 
erzeugt haben. Die Erlaſſe find in dem für die Veröffentlichung 
von Geſetzen und Verordnungen der Regierungskommiſſion beſtimm⸗ 
ten amtlichen Anzeigeblatt verkündet worden und brauchte daher von 
den in ihnen enthaltenen empfangsbedürftigen Willenserklärungen 
nicht wie bei einem einzelnen Anſtellungsvertrag jedem Beamten 
eine beſondere Benachrichtigung zuzugehen, abgeſehen davon, daß eine 
Annahme der Erklarungen darin liegt, daß die Beamten daraufhin 
hier blieben, ſich der Regierung zur Verfügung ſtellen und ihren 
Dienſt weiter wahrnahmen, woraus die Antragende die Zuſtimmung 
entnahm und entnehmen durfte. Dieſe Rechtsauffaſſung wird auch 
vom Völkerbundsrate geteilt. In dem Bericht über die Sitzung des 
Völkerbundsrats v. 20. Sept. 1920 (vgl. Journal officiel des Völker⸗ 
bunds, 1. Ig., Heft 7 S. 400 ff.) wird das Beamtenſtatut als ein 
Geſetz und eine wichtige Garantie für die Beamten bezeichnet. 

Im 8 5 der Verf. v. 16. März 1920 werden den etats mäßigen 
Beamten mit rückwirkender Kraft bis zum 1. März 1920 die gleichen 
Grundbezüge und Zulagen verfproden, wie fie in dem damaligen 
zur Beratung geſtellten Geſetzentwurfe vorgemerkt geweſen jind, wobei 
hinſichtlich der in dieſem vorgeſehenen Teuerungszulagen der Vor⸗ 
behalt gemacht iſt, daß ſie in Berückſichtigung der im Saargebiete 
beſtehenden Verhältniſſe feſtgeſetzt werden folen. Der Abf. 2 fährt 
dann fort, daß die Beamten nach Annahme dieſes Geſetzes keines⸗ 
falls etwa niedrigere Gehaltsbezüge erhalten werden, als dies bei 
den deutſchen Beamten der Fall ift, die außerhalb des Saargebiets 
entſprechend gleiche Stellungen einnehmen. 

Die Art. 30 und 31 der BD. v. 29. Juli 1920 ſichern den 
Beamten Gehalt und Zulagen des RBeſold G. v. 7. April 1920 zu 
und gewährleiſten ihnen nach Maßgabe der im Saargebiete gelten- 
den deutſchen Geſetze und unter Anlehnung an die beſonderen Ver⸗ 
hältniſſe des Saargebiets die Aufrechterhaltung der Gehälter, Ruhe⸗ 
gehälter, Hinterbliebenenbezüge und weiteren geldlichen Vorteile aller 
Art. Im 3. Satze des Art. 30 heißt es, daß den Beamten gemäß 
Art. 5 der Verf. v. 16. März 1920 eine beſondere Teuerungszulage 
bewilligt werde. Nach Art. 31 folen alle Verbeſſerungen bezüglich 
der Gehälter auf Grund der nach dem Waffenſtillſtand oder in Zu⸗ 
kunft erlaſſenen deutſchen Geſetze durch die Regierungskommiſſion 
geprüft werden, um die entſprechenden Vorteile den Beamten des 
Saargebiets zu bewilligen, damit ſie zu keiner Zeit ſchlechter geſtellt 
ſeien wie die deutſchen Beamten, welche ſich im Reiche in ent⸗ 
ſprechenden Stellen befinden. 

Bei Auslegung dieſer Willenserklärungen iſt das Gericht unter 
Berückſichtigung ihres geſamten Inhalts und des Zuſammenhangs, 
in dem fie Beien, zur Überzeugung gelangt, daß die Regierungs- 
kommiſſion mindeſtens die Gleichſtellung der Beamten des Saar⸗ 
gebiets in der Beſoldung mit denjenigen im Reiche unter beſonderer 
Berückſichtigung der im Saargebiete beſtehenden Verhältniſſe und 
Aulehnung an diefe gewollt und verſprochen hat und dieſer Wille 
in jedem der beiden Erlaſſe, der eine unabhängig vom anderen be⸗ 
trachtet, unzweideutig ausgedrückt iſt. 

Es fragt ſich, ob dieſe den Beamten zugeſicherten vermögens⸗ 
rechtlichen Anſprüche klagbar ſind. Die Frage iſt nach folgenden 
Ausführungen zu bejahen. 

Art. 32 des Beamtenſtatuts beſtimmt, daß im allgemeinen für 
die Rechtslage, die Rechte und Pflichten der Beamten des Saar⸗ 
gebiets die Vorſchriften des RBeamtG. v. 18. Mai 1907 Anwendung 
finden. Nach 8 149 dieſes Gef. findet über vermögensrechtliche An- 
ſprüche der Beamten aus ihrem Dienſtverhältniſſe der Rechtsweg 
ſtatt. Zahlreiche Entſch. dieſer Art ſind ergangen. Der Beamte iſt 
gegen willkürliche Eutziehung und Schmälerung ſeines Dienſteinkom⸗ 
mens, das ihm bei ſeiner von der Verwaltungsbehörde auerkaunten 
Stellung gebührt, und gegen eine dem Geſetze nicht entſprechende 
Berechnung ſeiner Bezüge gerichtlich geſchützt (vgl. RG. 12, 74 und 
Laband, Staatsrecht, 5. Aufl. Bd. 1 8 50). Zwar führt dieſer 
Rechtslehrer in 8 49 Ziff. 3a S. 504 aus, daß einen Rechtsanſpruch 
auf die vorgeſchriebene Gehaltsfeſtſetzung nur die richterlichen Be⸗ 
amten hätten und für die übrigen die Beſoldungsordnung keine klag⸗ 
baren Anſprüche begründe. Dieſe Rechtsaus führungen beruhen aber 
nicht auf dem RBeamtG., ſondern ihnen liegt der § 11 Abſ. 2 der 
RBeſoldO. v. 15. Juli 1909 zugrunde: dieſe ift aber durch das 
Bejold®. v. 30. April 1920, das für das Saargebiet gilt und die 
frühere Einſchränkung nicht kennt, aufgehobeu. Die richterlichen Be⸗ 
amten find nach Art. 34 vom Beamtenſtatut ausgeſchlofſen. Für fie 
ſollte ein beſonderes Statut ausgearbeitet werden, was bis jetzt nicht 
geſchehen iſt. Zu der Frage, ob ſich die Bekl. unter dieſen Um⸗ 
ſtänden darauf berufen kann, daß die maßgebenden Art. 30, 31 u. 32 
auf die richterlichen Beamten keine Anwendung fänden oder ob ſie 
nicht vielmehr analog auf ſie anzuwenden ſeien, braucht keine Stel⸗ 
lung genommen zu werden. Denn, wie bereits hervorgehoben iſt, 
ſteht den Richtern auch aus 3 5 der Verf. betr. die Beamten des 
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Saargebiets allein ohne die weitere im Art. 31 des Beamtenſtatuts 
enthaltene Zuſicherung der geltend gemachte Anſpruch auf Gleich⸗ 
ſtellung mit den deutſchen Beamten außerhalb des Saargebiets zu, 
und dieſer Rechtsauſpruch iſt für die aus dem preußiſchen Juſtiz⸗ 
dienſt in den Dienſt der Regierungskommiſſion übernommenen Kl. 
zu 1 und 2 auf Grund 88 7 und 9 GVG. und 8 1 des preuß. Gef. 
über die Erweiterung des Rechtsweges v. 24. Mai 1861 klagbar. 
Den einſchlagigen Beſtimmungen dieſes Geſetzes find die 88 149 bis 
155 des RBeamtG. nachgebildet (Brand, Das Beamtenrecht § 168 
Ziff. 2), was auch vom 89 GVG. gilt. Im 32 des Gef. v. 24. Mai 
1861 tft vorgeſchrieben, daß die Entſch. des Verwaltungschefs, unter 
dem der Reſſortminiſter zu verſtehen it (R Entſch. v. 4. Febr. 1902), 
der Klage vorhergehen muß. Es iſt unbeſtritten, daß dieſer Vor⸗ 
ſchrift genügt iſt. Hiernach liegen die materiellen und formellen 
Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit des Rechtsweges vor. 

Aus dieſen Ausführungen folgt, daß die Kl. auf Grund ihrer 
durch die Erlaſſe v. 16. März 1920 und 29. Juli 1920 ergänzten 
und erweiterten Anſtellungsverträge, wobei ſich der Anſpruch der 
Kl. zu 3 und 4 auf 85 der erſten und Art. 31 der zweiten VO. 
und der Kl. zu 1 und 2 auf den 85 allein ſtützt, die gleichen Ge- 
hälter nach Grundgehalt, Wohnungsgeldzuſchuß, ſozialen Zulage und 
örtlichen Sonderzuſchläge wie die im Reiche in entſprechenden Stel⸗ 
lungen befindlichen deutſchen Beamten zu beanſpruchen haben. Die 
Feſtſtellung der Gehälter erfolgt unter Berückſichtigung der be⸗ 
ſonderen Verhältniſſe im Saargebiet und in Anlehnung an ſie. Die 
Anpaſſung unterliegt der Entſcheidung durch die Gerichte. Die Bekl. 
behauptet, daß bei der ziffernmäßigen Umrechnung nach dem Kurs⸗ 
ſtande der Mark zum Franken die beſonderen Verhältniſſe im Saar⸗ 
gebiete nicht berückſichtigt ſeien. Hierfür iſt ſie beweispflichtig und 
mag ſie Beweis antreten. Da lediglich noch der Betrag ſtreitig 
bleibt, ift über den Grund vorab zu eutſcheiden und die Entſchei⸗ 
dung über den Betrag dem Nachverfahren vorzubehalten. 

(LG. Saarbrücken, wurt. v. 10. März 1925, 5 0 117/25.) 


Saarbrücken. b) Strafſachen. 

1. Gültigkeit des Geſetzes vom 28. Dez. 1919 betr. 
Auslagenerſtattungsanſpruch des Armenanwalts im 
Saargebiet. 

Dem Vorderrichter iſt zuzuſtimmen, daß das NG. v. 18. Dez. 
1919 im Saargebiet nicht ausdrücklich als Geſetz eingeführt iſt. 
Nach Auskunft der Koſtenabteilung des hieſigen LG. ift jedoch dieſes 
Geſetz ſtillſchweigend eingeführt und ſtändig angewandt worden. Seine 
Geſetzmäßigkeit iſt bisher niemals beſtritten worden, vielmehr ſind 
viele Entſch. des LG. und des Oberſten Gerichtshofes in Saarlouis 
und der Vorausſetzung der Rechtsgültigkeit des Geſetzes v. 18. Dez. 
1919 im Saargebiet ergangen. Das Beſchwerdegericht hat deshalb 
keine Veranlaſſung, von der allgemein geübten Praxis, das Geſetz 
v. 18. Dez. 1919 im Saargebiet als rechtsgültig zu betrachten, 
abzugehen. 

Das Reichsgeſetz v. 18. Dez. 1919 betrifft nun ſeinem Wort⸗ 
laut nach nur bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten, und zwar werden dem 
Armenanwalt nur die Auslagen erſetzt. Auf Grund des § 419 Abſ. 3 
SPD, muß dieſes Geſetz aber auch für Privatklageſachen für an- 
wendbar erklärt werden (vgl. Beſchluß des LG. Limburg v. 22. Sept. 
1920 JW. 1922, 327; Löwe 8 419 StPO. Anm. 3). 

(OG. Saarbrücken, 2. Str., Beſchl. v. 21. Jan. 1925, 8 Q 156/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Otto Marx, Saarlouis. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichswirtſchaftsgericht. 

1. Art. 7 Abſ. 3 der Not BO. vom 28. Okt. 1923 bezieht 
ſich lediglich auf Goldmark⸗ Abrechnungen im weids- 
ausgleichsverfahren und nicht auf die in § 6 REntlG. 
vorgeſehene Berichtigung früherer Abrechnungen. 

Bei der Geſamtberichtigung auf Grund der 88 4 und 6 REntl®. 
erfolgt die Feſtſtellung des an das Reichsausgleichsamt oder von 
dieſem zu zahlenden Unterſchiedsbetrages auf Grund der Gegenüber⸗ 
ſtellung der Währungsſchulden und -forderungen in Reichs⸗ (Bapier-) 
Währung zum 10fachen Vorkriegskurſe. Eine Berückſichtigung des 
Goldwertes der vom deutſchen Schuldner auf Grund der früheren 
Abrechnungen gezahlten Beträge findet nicht ſtatt und kann auch 
nicht aus dem in Art. VII Abſ. 3 ber NotVO. v. 28. Okt. 1923 in 
Bezug genommenen 8 39 gefolgert werden. Denn dieſe Vorſchrift 
regelt ausſchließlich die Umrechnung des Goldmarkbetrages in Reichs⸗ 
währung bei Zahlungen auf Grund der Gold markabrechnungen 
und »berichtigungen, die erft durch die genannte NotVO. eingeführt 
worden ſind. Ste bezieht ſich aber nicht auf die in Sp REnti®. 
v. 4. Juni 1923 vorgeſehene Berichtigung früher erteilter Abrech⸗ 
nungen und die Feſtſtellung des ſich danach ergebenden Unterſchieds⸗ 
betrages in der damaligen Reichs⸗ (Papier-) Währung. 

(RWG., Urt. v. 30. April 1925, XV A V 1,25.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Maz Hermann Maier, Frankfurt a. M. 
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2. Die Pfänderverwaltungen im beſetzten Gebiete 
find nicht als Teile der Beſatzungstruppen anzuſehen und 
Leiſtungen an fie können nicht nach dem Okkupations⸗ 
leiſtungsgeſetz vergütet werden. +) 


Das Franzöſiſche Hauptzollamt in Trier hat im Oktober 1924 
telephoniſch die Abfuhr des Mülls aus der Müllgrube des Amtes 
verlangt. Dieſer Forderung iſt ſeitens der Stadtgemeinde Trier ent⸗ 
ſprochen worden. 

Die Stadtgemeinde hat bei der Feſtſtellungsbehörde Trier die 
Feſtſtellung der Koſten auf Grund des Okkupationsleiſtungsgeſetzes 
beantragt. 

Durch Beſcheid der Feſtſtellungsbehörde Trier v. 2. Dez. 1924 
iſt der Antrag abgelehnt worden, da die nach Aufhören des paſſiven 
Widerſtandes erfolgte Anforderung des Franzöſiſchen Hauptzollamts 
als einer Verwaltungsſtelle keine Requiſition darſtelle. 

Gegen dieſen Beſcheid hat die Stadtgemeinde Beſchwerde ein⸗ 
gelegt. Sie hat vorgebracht, die Ablehnung der Feſtſtellung ſei rechts⸗ 
irrig. Der enge Zuſammenſchluß der Pfänderverwaltungen mit den 
Okkupationstruppen, die bei der geringſten Weigerung mit militäriſcher 
Macht eingriffen, habe mit Beendigung des paſſiven Widerſtandes 
nicht aufgehört, ſondern erſt am 16. Nov. 1924, als auf Grund des 
Londoner Abkommens die Zollverwaltung wieder auf die deutſchen 
Behörden übergegangen ſei. Bis dahin habe dieſe in engſter Ver⸗ 
bindung mit Gendarmerie und Militär gearbeitet, die zu jederzeitigem 
Eingreifen bereitgeſtauden hätten. Der Ablehnung der telephoniſchen 
Anforderung würde zweifellos ein ſchriftlicher Befehl mit militäriſchem 
Druck und Repreſſalien gefolgt ſein. Wenn die Stadtverwaltung im 
Intereſſe der Allgemeinheit dies vermieden habe, könne dies nicht 
die Ablehnung im Beſcheid rechtfertigen. Die Reichsregierung habe 
ſtändig die Auffaſſung vertreten, daß bis zum 16. Nov. 1924 die 
Pfänderperwaltungen als Teil der militäriſchen Okkupation zu be⸗ 
trachten ſeien. 

In Übereinſtimmung mit dem Antrage und den Ausführungen 
des Vertreters des Reichsintereſſes war der Beſchwerde der Erfolg 
zu verſagen. 

Die Tätigkeit der franzöſiſchen Zollbehörden diente nicht der 
Befriedigung von Bedürfniſſen der Beſatzungstruppen, ſondern der 
Bereicherung des Staatsſchatzes. Sie find zu militäriſchen Requi⸗ 
ſitionen nicht berechtigt und auch während der Zeit des paſſiven 
Widerſtandes nicht berechtigt geweſen. Anforderungen der Zollbehörden 
ſind deshalb keine Requiſitionen i. S. des Okkupationsleiſtungsgeſetzes. 
Sie erlangen auch dadurch nicht das Weſen einer Requiſition, daß 
ihre Vollſtreckung mit militäriſcher Hilfe angedroht wird. Die Pfänder⸗ 
verwaltungen waren weder zur Zeit des paſſiven Widerſtandes noch 
auch nach dieſer Zeit als Teil der Beſatzungstruppe anzuſehen. 

Die Feſtſtellung einer Vergütung auf Grund des Okkupations⸗ 
leiſtungsgeſetzes iſt daher mit Recht abgelehnt worden. 

(RWG., Urt. v. 23. Febr. 1925, 14 A V 603/25.) 


Zu 2. Die Entſch. entſpricht nicht der üblichen weitherzigen 
Auffaſſung des Begriffs der Requiſition für militäriſche Zwecke i. S. 
des Okkupationsleiſtungsgeſetzes. In der JW. 1924, 729/30 veröffent⸗ 
lichten Entſch. hatte das RWG. für Requiſitionsleiſtungen zugunſten 
der Ingenieurkommiſſion eine Vergütung auf Grund des Okkupations⸗ 
leiſtungsgeſetzes u. a. auch mit der Begründung zugebilligt, daß der 
Anſchluß der Ingenieurkommiſſion an die Organiſation des Einbruch⸗ 
heeres ein ſehr enger geweſen fei. Was für die Ingenieurkommiſſion 
gilt, muß jedoch allgemein für die mit Beginn des paſſiven Wider⸗ 
ſtandes den Beſatzungstruppen an die Seite getretenen Pfänderverwal⸗ 
tungen gelten, die, wie in der Beſchwerde hervorgehoben iſt, in engſtem 
Zuſammenſchluß mit den Okkupationstruppen arbeiteten, die bei der 
geringſten Weigerung mit militäriſcher Macht eingriffen. Schon in 
der Fußnote zu dieſer Entſch. hatte Curtius zutreffend auf 
bas Bedenkliche einer Gegenüberſtellung der „friedlichen“ Ingenieur⸗ 
kommiſſion und der Militärbehörde und der Ablehnung einer Ver⸗ 
gütung für Requiſitionen im Intereſſe der erſteren hingewieſen. Die 
konſequent vertretene und auch nach den tatſächlichen Verhältniſſen 
nicht zu widerlegende Auffaſſung der Reichsregierung, daß die rechts⸗ 
widrig eingerichteten Pfänderverwaltungen ihrem ganzen Auftreten 
nach als Teile der militäriſchen Okkupation anzuſehen ſeien, wird 
dadurch zu einer politiſchen, rechtlich nicht haltbaren Konſtruktion 
herabgewürdigt. Die für normale Verhältniſſe zutreffende Unter⸗ 
ſcheidung Ellen Zollbehörde oder Ingenieurkommiſſion und Militär⸗ 
behörde läßt ſich bei der Verquickung von Pfänderverwaltung und 
militäriſcher Okkupation während des paſſiven Widerſtandes nicht 
aufrechterhalten, wie das RW. auch bei den Requiſitionen für die 
Ingenieurkommiſſion zutreffend erkannt hat. 

Die Entſch. läßt auch einen Rückſchluß darauf zu, welche Leis 
ſtungen für die Beſatzungsmächte für die davon Betroffenen bei ſolch 
formaliſtiſcher Auslegung ohne Vergütung bleiben. Es wäre dringend 
erwünſcht, wenn auch in zweifelhaften Fällen dem Zweck des Ge⸗ 
ſetzes, die Leiſtungen für die Bejagung und ihren Anhang auf breitere 
Schultern zu verteilen, etwas mehr Rechnung getragen würde. 

Stadtaſſeſſor Dr. Kapper, Trier, 
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II. Länder. 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


1. 8 41 RGewoO., 8 26 Arb Nachweis. Die für atz- 
ländiſche Arbeiter hinſichtlich ihrer Beſchäftigung gelten⸗ 
den Veſchränkungen können gegen die Arbeitgeber nicht 
durch Polizeiverordnung geregelt werden. f) 

Allerdings muß nach der Rechtſprechung des OVG. die Bes 
hörde ihre Verfügung rechtlich und tatſächlich derart begründen, 
daß dem Betroffenen die Möglichkeit gewährt wird, ſie durch das 
ihm zuſtehende Rechtsmittel anzufechten. Für die Rechtsgültigkeit 
einer polizeilichen Verfügung kommt es aber nur darauf an, ob der 
Inhalt der Verfügung objektiv dem beſtehenden öffentlichen Rechte 
entſpricht (OVG. 36, 239; 40, 373). Mäugel in der Begründung 
einer Verfügung können durch die Beſcheide der Beſchwerdeinſtanzen 
oder auch durch nachträgliche Erklärungen der beklagten Behörde 
im Verwaltungsſtreitverfahren beſeitigt werden (OVG. 45, 428; 
56, 308), und der Verwaltungsrichter hat ebenſo wie die Be⸗ 
ſchwerdeinſtanzen alle Tatſachen zu berückſichtigen, die von der 
Behörde zur Begründung ihrer Verfügung nachträglich beigebracht 
werden (OVG. fräier), 28, 876, vgl. auch OVG. 76, 382). 
Die angefochtene Verfügung enthält nicht nur eine ausreichende Be⸗ 
gründung, ſondern gibt auch noch eine Belehrung über das zu⸗ 
läſſige Rechtsmittel, obgleich eine ſolche im Geſetz nicht vor⸗ 
geſchrieben ift (OVG. PrVerwBl. 22, 285). Im übrigen genügte 
es ſowohl für den Angriff durch den Kl. wie auch für die Nad- 
prüfung durch die Beſchwerdeinſtanzen und durch den Verwal⸗ 
tungsrichter durchaus, wenn die Polizeibehörde auf die beſtehenden 
miniſteriellen Beſtimmungen über die Beſchäftigung von Ausländern 
verwies. Auch der weitere Einwand des Kl., die Behörde hätte an⸗ 
geben müſſen, welches Arbeitsverhältnis zwiſchen dem Kl. und S. 
von der Behörde als feſtgeſtellt angenommen würde, iſt hinfällig; 
denn der Kl. hat ſelbſt zugegeben, daß S. früher bei ihm in einem 
Arbeitsverhältniſſe ſtand. Die Löſung dieſes Arbeitsverhältniſſes 
aber, welches die Behörde nach ihren Feſtſtellungen noch als be⸗ 
ſtehend annahm, iſt dem Kl. aufgegeben worden, und darüber 
konnte er auch nicht im Zweifel ſein. 

Allerdings leidet die — mit der polizeilichen Verfügung ver⸗ 
bundene — Zwangsandrohung an einem von dem Kl. nicht gerügten 
Mangel. Die Polizeibehörde darf ſich zwar darauf beſchränken, 
in der Strafandrohung nur den Höchſtbetrag (bis zu ... %) der 
für den Fall des Ungehorſams feſtzuſtellenden Strafe anzugeben; 
in dieſem Falle iſt aber für die an Stelle der Geldſtrafe tretende 
Haftſtrafe eine beſtimmter Umrechnungsſatz feſtzuſetzen, die An⸗ 
drohung „verhältnismäßiger“ Haft ift unzuläſſig (OVG. PrVerw.⸗ 
Bl. 10, 285; 23, 197). Hiergegen verſtößt die Verfügung des 
Polizeipräſidenten inſofern, als ſie eine „Zwangsſtrafe bis zu 
1500 %, eventuell entſprechende Haft“ androht. 

Es kommt allerdings darauf im vorliegenden Falle deswegen 
nicht weiter an, weil die angefochtene Verfügung im ganzen mit 
Rückſicht auf den § 41 der RGewd. nicht aufrechterhalten werden 


Zu 1. Obwohl der Rechtsgrund, auf den das OVG. die 
Außerkraftſetzung der Verfügung des Polizeipräſidenten zu C. v. 
8. Sept. 1922 ſtützt, lediglich ein Satz ift aus der Entſch. desſelben 
Gerichtshofs Bd. 67 S. 315, taucht im Tatbeſtand und in den 
Entſcheidungsgründen eine fo große Anzahl von juriſtiſch inter⸗ 
eſſanten Problemen auf, daß der Wunſch der Redaktion zu einer 
ſehr eingehenden Beſprechung durchaus begreiflich erſcheint. Indem 
ich ihn hierdurch gern erfülle, weiſe ich auf die folgenden Fragen hin. 

I. Die genügende Begründung einer polizeilichen 
Verfügung. Das OVG. ſtellt, entſprechend ſeiner ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung, feft, die Behörde mp ihre Verfügung rechtlich und tat⸗ 
ſächlich derart begründen, daß dem Betroffenen die Möglichkeit ge⸗ 
währt wird, ſie durch das ihm zuſtehende Rechtsmittel anzufechten. 
Das OVG. fügt jedoch hinzu, es komme aber für die Rechtsgültigkeit 
einer polizeilichen Verfügung nur darauf an, ob der Inhalt der Ver⸗ 
fügung objektiv dem beſtehenden öffentlichen Rechte entſpreche. Dieſer 
Satz iſt an und für ſich verſtändig, muß aber ergänzt werden. 
Verſteht man unter „Begründung“ die Angabe juriſtiſcher Argu⸗ 
mente oder — um mit dem OVG. 66, 337f. zu reden — die 
rechtlichen Geſichtspunkte, von denen die Polizeibehörde bei ihrem 
Erlaß der Verfügung ausgegangen iſt, ſo mag es zutreffen, daß es 
nicht auf dieſe rechtlichen Geſichtspunkte, ſondern darauf ankommt, 
ob die Verfügung dem objektiven Rechte entſpricht und daß die Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren ſtets abgewieſen werden muß, wenn 
auch nur ein Grund die Verfügung ſtützt, und zwar auch dann, wenn 
dieſer Grund in der Verfügung ſelbſt nicht geltend gemacht worden 
war. Ergibt ſich aber aus der „Begründung“, daß die in der Ver⸗ 
fügung angegangenen Beweismomente weder dem öffentlichen Rechte 
entſprechen, noch tatſächlich richtig ſind, ſo iſt m. E. die Ver⸗ 
fügung von Anfang an ungültig und die Entſch. hat dies nur feſt⸗ 
zuſtellen. Aus der Grundeinſtellung des OVG. in dieſer Frage 
folgt zwar die (auch ſchon OVG. 45, 428; 56, 308 vorgetragene) 
Auffaſſung, daß Mängel in der Begründung einer Verfügung durch 
die Beſcheide der Beſchwerdeinſtanzen oder auch durch nach⸗ 
trägliche Erklärungen der beklagten Behörde im Verwaltungs⸗ 
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kann. OVG. 67, 315 hat ausgeſprochen, daß die für ausländiſche 
Arbeiter hinſichtlich ihrer Beſchäftigung im Inlande geltenden Be⸗ 
ſchränkungen nur gegen die Ausländer ſelbſt, nicht auch gegen die in⸗ 
ländiſchen Arbeitgeber durch polizeiliche Maßnahmen durchgeführt 
werden können. Die inländiſchen Arbeitgeber dürfen nicht polizeilich 
angehalten werden, zur Durchführung jener Beſchränkungen die 
entgegen den beſtehenden Vorſchriften angenommenen ausländiſchen 
Arbeiter aus dem Arbeitsverhältniſſe zu entlaſſen. An dieſen Rechts⸗ 
ausführungen hält der jetzt erkennende Senat feſt. 

An dieſer Rechtslage, wie fie durch den § 41 RGewd. feft- 
gelegt worden iſt, iſt bis zum 1. Okt. 1922 jedenfalls in der 
Richtung nichts geändert worden, daß die Polizeibehörde von einem 
Arbeitgeber die Entlaſſung ausländiſcher gewerblicher Arbeiter ver⸗ 
langen könnte. Eine ſolche Forderung könnte auch nicht auf die 
Polizei VO. des beklagten OberPräſ. geſtützt werden, die vielmehr 
inſoweit als rechtsgültig nicht anzuerkennen ſein würde. Ob das 
Arbeitsnachweisgeſetz v. 22. Juli 1922 (RGBl. I, 657) — welches 
in 8 26 die Zuſtändigkeit des Reichsamts für Arbeitsvermittlung 


ſtreitverfahren beſeitigt werden können. Doch ſind hier erhebliche 
Bedenken angebracht. Denn der von der Verfügung Betroffene muß 
ſchon deshalb von vornherein eine ausreichend begründete 
Polizeiverfügung verlangen dürfen, weil ihm erſt dadurch die Unter⸗ 
lagen für ſeinen Entſchluß, Rechtsmittel einzulegen oder nicht, ge⸗ 
geben ſein können. Erfährt er, wie hier einmal unterſtellt ſein 
mag, die richtigen und zur Begründung der Verfügung genügenden 
Beweismomente erſt, während die Sache ſchon in den Beſchwerde⸗ 
inſtanzen oder im Verwaltungsſtreitverfahren ſchwebt, ſo iſt es 
der erſt hierdurch und nicht ſchon beim Erlaß ausreichend be⸗ 
gründete Verwaltungsalt, der zum Gegenſtand der Entſch. ge⸗ 
macht wird. Der Betroffene kann mit Fug geltend machen, daß er 
nicht gegen eine in dieſem ſpäteren Stadium, ſondern gegen eine 
vor Angehung der entſcheidenden Inſtanzen an ihn ergangene 
Verfügung Rechtsmittel eingelegt habe. Dieſe ganze Frage ſcheint 
mir von grundſätzlicher Bedeutung vom Standpunkte des Rechts⸗ 
ſtaates aus, der den Untertanen nur ſolche ſtaatlichen Befehle 
zu befolgen verpflichtet, die geſetzmäßig find und ihm als ſolche 
entgegentreten. Genau ſo, wie der hier der Kritik unterworfene 
erwähnte Satz des OVG., it auch der weitere Satz zu beurteilen, 
daß der Verwaltungsrichter ebenſo wie die Beſchwerdeinſtanzen alle 
Tatſachen zu berückſichtigen habe, die von der Behörde zur Be⸗ 
gründung ihrer Verfügung nachträglich beigebracht werden. Weder 
die Entſch. des OVG. im PrVerwBl. 28, 876, noch die in 76, 
382 der amtlichen Entſch. führt für diefe Annahme irgendwelche 
Beweisgründe an. In der letzteren Eutſch. handelt es ſich fogar 
um etwas ganz anderes, nämlich den Einfluß des Rechtsirrtums 
auf die Bildung der Obſervanz! M. E. widerſpricht dem rechts⸗ 
ſtaatlichen Erfordernis einer bei dem polizeilichen Eingriff in die 
perſönliche Rechtsſphäre erforderlichen Begründung die erft ſpäter 
erfolgende „Begründung“. Ich bitte das OVG., bei feiner künftigen 
Rechtſprechung dieſe Erwägung zu berückſichtigen. Es handelt ſich 
um die grundſätzliche Frage, ob das Rechtsmittel gegen polizeiliche 
Verfügungen nur zum Schutze des objektiven öffentlichen 
Rechts oder, wie die RVerf. Art. 107 ſagt, „zum Schutze der 
Einzelnen gegen Anordnungen und Verfügungen der Verwal⸗ 
tungsbehörden“ gegeben iſt. M. E. iſt das letztere der Fall. Die 
Aufrechterhaltung der objektiven Verwaltungsrechtsordnung mag bei 
anderen verwaltungsgerichtlichen Entſch. überwiegen, hier iſt das 
nicht der Fall. Übrigens wird auch das objektive Recht nicht dadurch 
gewahrt, daß der Untertan einen polizeilichen Eingriff erdulden 
muß, ohne zu wiſſen, ob er dazu verpflichtet iſt, weil die recht⸗ 
zeitige ausreichende Begründung jenes Eingriffes fehlt. 

Im vorliegenden Streitfalle zieht das OVG. aus feinen hier 
beleuchteten Grundſätzen keine Folgerung. Denn es ſtellt feſt, 
daß die Polizeibehörde eine genügende Begründung vorgenommen 
hat, wenn ſie auf die „beſtehenden miniſteriellen Beſtimmungen“ 
über die Beſchäftigung von Ausländern und auf das früher beim 
Kl. beſtehende Arbeitsverhältnis des Ausländers S. verwies. Dieſe 
Begründung ſei durchaus genügend geweſen, ſowohl für den Ein⸗ 
griff gegenüber dem Kl. wie auch für die Nachprüfung durch die 
Beſchwerdeinſtanzen und durch den Verwaltungsrichter. Damit gibt 
aber der Gerichtshof zu, daß eine ausreichende Begründung erforder⸗ 
lich iſt, auch wenn ſie nach ſeiner Anſicht beim Fehlen oder Nicht⸗ 
zureichen im Verfahren vor den Beſchwerdeinſtanzen oder im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren ergänzt werden könnte. 

Mir will ſcheinen, daß ein Hinweis auf „miniſterielle Beſtim⸗ 
mungen“ oder „Anordnungen“ bei der unüberſehbaren Zahl ſolcher 
als Begründung eines polizeilichen Eingriffs nicht ausreicht. Viel⸗ 
mehr kann der Betroffene verlangen, zu erfahren, welche Vor⸗ 
ſchriften angeblich verletzt ſind oder welcher Tatbeſtand als polizei⸗ 
widrig das obrigkeitliche Einſchreiten veranlaßt hat. Eine analoge 
Anwendung der Beſtimmungen des 8 140 LV G., die eine Bezug- 
nahme auf die verletzten Beſtimmungen vorſchreiben, wird 
vom rechtsſtaatlichen Geſichtspunkt aus verlangt werden müſſen. 
Durch Anerkennung dieſes Satzes würde das OVG. ſich ein großes 
Verdienſt erwerben. 

. Die Entf. berührt auch die Frage der Beweislaſt bei 
polizeilichen Verfügungen. Der beklagte Oberpräſident be⸗ 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchriſt 


umgrenzt und in Abſ. 2 Satz 4 beſtimmt: „Ferner liegt es ihm ob, 
im Einvernehmen mit den oberſten Landesbehörden die Anwerbung, 
Vermittlung und Beſchäftigung ausländiſcher Arbeitnehmer zu regeln 
und zu überwachen“ — eine Anderung des hier fraglichen Rechts⸗ 
zuſtandes herbeiführen wollte und herbeigeführt hat, kann hier un⸗ 
erörtert bleiben. Denn dieſes Geſetz ift nach feinen § 72 erft am 
1. Okt. 1922 in Kraft getreten, konnte alſo als Rechtsgrundlage 
für die angefochtene polizeiliche Verfügung v. 8. Sept. 1922 nicht 
in Betracht kommen. Nach ftändiger Rechtſprechung des OVG. ift 
bei der Prüfung der rechtlichen Verhältniſſe einer polizeilichen Ver⸗ 
fügung die zur Zeit ihres Erlaſſes — nicht die zur Zeit der ver⸗ 
waltungsgerichtlichen Entſch. — beſtehende Rechtslage zugrunde zu 
legen. Aus demſelben Grunde können auch die Verfügung des 
Präſidenten der Reichsarbeitsverwaltung v. 2. Jan. 1923 und die 
in Ausführung des Arbeitsnachweisgeſetzes ergangenen Verordnungen 
und die neueren Miniſterialerlaſſe die angefochtene Verfügung nicht 
ſtützen. 

(Preuß. OberbermGer., 3. Sen., Entſch. v. 16. Okt. 1924, III A 18/24.) 


hauptete, daß bei den im weſentlichen unveränderten Arbeitsbezie⸗ 
hungen zwiſchen dem Ausländer S. und dem Kl. dieſem die Beweis⸗ 
laſt für eine Anderung des Arbeitsverhältniſſes gegen früher obliege. 
Hierzu iſt zunächſt zu ſagen, daß es doch nur darauf ankommen kann, 
ob im Augenblick des Erlaſſes der polizeilichen Ver⸗ 
fügung eine polizeiwidrige Handlung vorgelegen 
oder das angeblich unerlaubte Arbeitsverhältnis beſtanden hat. Dies 
hat aber der Behauptende, alfo hier die Polizeibehörde, zu beweiſen. 
Ob irgendwann ein angeblich unerlaubtes Arbeitsverhältnis lange 
vor dem polizeilichen Eingriff beſtanden hat, ſteht Frage. 
Im übrigen iſt die Frage der Beweislaſt äußerſt ſtreitig. Das OVG. 
hat hierzu in OVG. 12, 348 ausgeführt: „Im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren kann von einer Beweislaſt in eben demſelben Sinne wie im 
Zivilprozeß keine Rede ſein. Denn während vor dem ordentlichen 
Richter die Parteien über Verhältniſſe des Privatrechts, welche ihrer 
unbeſchränkten Verfügung unterliegen, in einem von der Verhand⸗ 
lungsmaxime — auch bezüglich der Beweiserhebung — beherrſchten 
Verfahren verhandeln, beruht das Verwaltungsſtreitverfahren, ent- 
ſprechend ſeiner Beſtimmung, öffentliche und darum der Privatwillkür 
zum Teil entzogene Rechtsverhältniſſe zu regeln, auf der Unter⸗ 
ſuchungsmaxime. Schließt dies auch nicht aus, daß der Richter im 
Verwaltungsſtreitverfahren den Nachweis von derjenigen Partei ver⸗ 
langt, welche eine erhebliche Behauptung vorbringt und an deren 
Feſtſtellung ein rechtlich geſchütztes Intereſſe hat, ſo bleibt doch die 
Ermittelung der objektiven Wahrheit in erſter Linie die Aufgabe 
des Richters ſelbſt, dem zu dieſem Zwocke § 76 LVG. die Befugnis 
gibt, nicht bloß den angetretenen, ſondern auch den nach ſeinem 
Ermeſſen erforderlichen Beweis zu erheben ... Die Frage nach der 
Beweislaſt kann daher im Verwaltungsſtreitverfahren immer erſt 
dann, wenn das geſamte erreichbare Beweismatertal erſchöpft iſt, 
hierbei aber ausreichende Unterlagen für eine tatſächliche Feſtſtellung 
nicht gewonnen ſind, aufgeworfen werden.“ In OVG. 67, 314 macht 
das OVG. ähnliche Ausführungen, um dann fortzufahren: „Die 
Rechtſprechung iſt darüber nie im Zweifel geweſen, daß, wenn die 
Beweiserhebung zu keinem ſicheren Ergebnis geführt hat, auf die 
Beweislaſt zurückzugehen und zuungunſten des Beweispflichtigen zu 
entſcheiden ift ... Nicht die Polizeibehörde, welche fiğ, überdies 
in der Stellung der beklagten Partei befindet, hat die aus dem In⸗ 
halte ihrer Verfügung und der Erklärung ihres Vertreters erſichtlichen 
tatſächlichen Vorausſetzungen ihrer amtlichen Anordnung, ſondern 
der Kl. hat ſein Klagefundament, nämlich das zu beweiſen, daß die 
tatſächlichen Vorausſetzungen nicht vorhanden ſind, welche die Bekl. 
zum Erlaſſe der angefochtenen Verfügung berechtigt haben würden.“ 
Gegen dieje Auffaſſung hat fih Schultzenſtein gewandt (JW. 
1917, 257 ff., 327 ff., 433 ff.). Er geht davon aus, daß das „Nicht 
vorhandenſein der tatſächlichen Vorausſetzungen“ nichts anderes iſt, 
als eine ſich von ſelbſt verſtehende, jedoch der größeren Klarheit 
wegen beſonders herausgehobene Art des vorangeſtellten wichtigen 
Grundes: der Nichtanwendung oder unrichtigen Anwendung des be⸗ 
ſtehenden Rechtes, denn jede polizeiliche Verfügung könne, wenn ſie 
ohne die erforderlichen tatſächlichen Vorausſetzungen ergangen ſei, 
eben deswegen auch gegen das beſtehende Recht verſtoßen. Für 
letzteres treffe aber den Kl. deshalb nicht die Beweislaſt, weil es 
ſich um eine Rechtsfrage handle, worüber das Verwaltungsgericht 
allein zu befinden habe. Die Polizeibehörde ſei zur Begründung ihrer 
Verfügung überhaupt nicht verpflichtet und in ſolchem Falle ſei 
wegen der herrſchenden Unterſuchungsmaxime der Verwaltungsrichter 
gehalten, auch an der Hand der tatſächlichen Unterlagen zu prüfen, ob 
die Polizeiverfügung gerechtfertigt ſei. Hiernach beſtehe das befrem⸗ 
dende Ergebnis, daß an der vom OVG. aufgeſtellten Beweislaſt 
des Kl. nicht feſtgehalten werden könne, ſobald die Polizeibehörde 
mit der Angabe der tatſächlichen Vorausſetzungen ihrer Verfügung 
zurückhalte. Der Wortlaut des § 127 Abſ. 3 und 4 LVG. „kann 
nur . .. geſtützt werden“ bedeute lediglich, daß eine Klage, bie fidh 
nicht in dieſer Weiſe ſtützen laſſe, erfolglos fei. Es fei zwar praktiſch 
richtig, die Polizeibehörde vor der Anfechtung ihrer Verfügungen 
zu ſchützen, indem deren tatſächliche Vorausſetzungen bis zum Gegen⸗ 
bemeis als richtig unterſtellt würden, jedoch habe eine derartige Ab⸗ 
ſicht im Geſetz keinen Ausdruck gefunden. Auch könne aus der Stel⸗ 
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III. Gemiſchte Schiedsgerichte. 
Deutſch-Franzöſiſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 

1. Haftung des Reichs für Schäden, die durch außer⸗ 
ordentliche Kriegs maßnahmen entſtanden ſind. 

Da nicht nachgewieſen iſt, daß der Schaden, für den er Erſatz 
fordert, durch eine vom deutſchen Staat über ſein Beſitztum ver⸗ 
hängte, ausnahmsweiſe getroffene Kriegs⸗ oder Verfügungsmaßnahme 
(par une mesure exceptionnelle de guerre ou de disposition prise 
sur ses biens par VEtat allemand) — für den dieſer verantwort⸗ 
lich ſein würde — verurſacht worden ſei, daß einerſeits in der Tat 
der von der deutſchen Behörde der Bevölkerung von Moſhi erteilte 
Räumungsbefehl allein nicht i. S. des Art. 297e und des Zuſatzes 
zu Abteilung IV Teil X JV. als eine die Immobilien des Antrags 
ſtellers betreffende, ausnahmsweiſe getroffene Kriegsmaßnahme be⸗ 
trachtet werden kann, daß es audererſeits der Befehl der engliſchen 
Kriegsbehörden war, auf den hin das Eigentum des Antragſtellers 
beſchlagnahmt (réquisitionnèes) und geräumt worden wäre, daß 


lung des Kl. gegenüber der beklagten Polizeibehörde kein Argument 
für die Anſicht des OVG. hergeleitet werden, weil bei Klagen gegen 
polizeiliche Verfügungen der Kl. gerade derjenige ſei, der nicht an⸗ 
greife, vielmehr einen Angriff von ſich abwehre. Schließlich ſei es 
gerade vermöge der im Verwaltungsprozeß herrſchenden Unter⸗ 
ſuchungsmaxime Aufgabe des Verwaltungsrichters, nicht nur das 
maßgebende objektive Recht zu erforſchen, ſondern auch ſelbſt den 
Sachverhalt feſtzuſtellen. Das OVG. hat ſich jedoch zu dieſer Auf⸗ 
faſſung nicht bekehrt. Es hat z. B. in OVG. 46, 244 betont, daß 
bei Streit über polizeiliche Verfügungen die Behörde nur zu beweiſen 
hat, daß ſie an und für ſich zum Erlaſſe der angefochtenen Ver⸗ 
fügung zuſtändig war und daß die Angelegenheit ihrer Fürſorge 
unterſteht. (Siehe aber auch OVG. 65, 301.) Der Betroffene iſt 
beweispflichtig dafür, daß im einzelnen Fall nicht die tatſächlichen 
Vorausſetzungen vorhanden ſind, welche die Behörde zum Erlaſſe 
der angegriffenen Verfügung berechtigt haben würden. Fried⸗ 
richs, Verwaltungsrechtspflege 2 (1921), 859 notiert zu dieſem Satz 
in Aum. 27: „OVG. 4, 274; 50, 270; 51, 399; 57, 310; 67, 314 
und oft; in PrVerwBl. 1, 268 links; 24, 438 rechts, 439 links, 
476 links und oft; Biermann, Privatrecht und Polizei S. 25; 
v. Brauchitſch⸗Genzmer, LVG. 1, 247 (Anm. 10 zu 8 127), 
103 (Anm. 7 zu 8 176); Friedrichs, JurLitBl. 20, 216; 
Jebeng, PrVerwBl. 21, 383 links; Stier⸗Somlo, LVG. 
8127 Anm. 15. — Zweifelnd OVG. 40, 440; Schultzenſtein, 
VArch. 10, 508. — Abweichend OVG. 50, 392 und in einem be- 
ſonderen Fall OVG. in PrVerwBl. 6, 54 links; Kunze, Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren 194; völlig ablehnend auch Schultzen⸗ 
ſtein, JW. 1917, 327 rechts, 434.“ Ein wirres Bild, das zeigt, 
wie uneinig und widerſpruchsvoll die Entſch. des OVG. unter ſich 
und die Schriftſteller ebenfalls unter ſich und im Verhältnis zum 
OVG. find. Eine gründliche Erforſchung der Frage der Beweislaſt 
im Verwaltungsſtreitverfahren iſt dringend zu wünſchen. 

III. Fehlerhafte Zwangsandrohung und Entfd. 
über einen nicht von den Parteien vorgebrachten 
Grund. Intereſſant ift, daß das OVG. einen Verſtoß der Ver⸗ 
fügung mit den Worten feſtſtellt: „Allerdings leidet die mit der 
Polizeiverfügung verbundene Zwangsandrohung an einem von dem 
Kl. nicht gerügten Mangel.“ Es ſei beſonders darauf hingewieſen, 
daß nach 893 LVG. — im Gegenſatz zu 8 559 ZPO. — das OVG. 
bei feiner Entſch. an diejenigen Gründe nicht gebunden ift, welche 
zur Rechtfertigung der geſtellten Anträge geltend gemacht worden 
find (vgl. hierzu OVG. 36, 363; 40, 224; 42, 390). Im übrigen 
ſtimme ich dem OVG. vollkommen bei in der Annahme, daß die 
Polizei ſich zwar darauf beſchränken darf, in der Strafandrohung 
nur den Höchſtbetrag der für den Fall des Ungehorſams feſtzuſtel⸗ 
lenden Gtrafe anzugeben, in dieſem Fall aber für die an Stelle 
der Geldſtrafe tretende Haftſtrafe ein beſtimmter Umrechnungsſatz 
feſtzuſetzen, dagegen die Androhung „verhältnismäßiger“ Haft un⸗ 
zuläſſig iſt. 

IV. Gewerberecht und Landespolizei. Die Entſch. 
wird nun hauptſächlich auf 8 41 GewO. abgeſtellt, wenn auch nur 
durch einen Hinweis auf die Entſch. v. 18. Mai 1914 OVG. 67, 
316. Erſt aus der näheren Betrachtung dieſer letzteren werden 
die Gründe des neuen Urteils voll verſtändlich. Es wird dort haupt⸗ 
ſächlich folgendes dargelegt: Die die Aufenthaltsverhältniſſe aus⸗ 
ländiſcher Arbeiter im Inlande regelnden Beſtimmungen ſind landes⸗ 
hoheitlicher Natur. Der Ausländer hat als ſolcher kein Recht zum 
Aufenthalt im Inlande. Die Landesbehörden ſind völlig frei in der 
Aufſtellung derjenigen Bedingungen, unter denen Ausländern der 
Aufenthalt im Inlande geſtattet wird. Sie können ausgewieſen 
werden; geſchieht dies bezüglich nicht reichsangehöriger Arbeiter, 
ſo ſtellt ſich die Ausweiſung dar als Folge des dem Privatrechte 
des Unternehmers von der Entſtehung an innewohnenden Mangels, 
dem er ſich durch die Annahme des Ausländers unterworfen hat. 
Daran wird auch durch 8 41 Gemd. nichts geändert, demzufolge 
für den Betriebsunternehmer in der Wahl des Arbeits⸗ und Hilfs⸗ 
perſonals keine anderen Beſchränkungen ſtattfinden, als die durch 
dieſes Geſetz feſtgeſtellten, worunter ſolche wegen der Annahme 
ausländiſcher Arbeiter nicht aufgeführt ſind. Hierdurch wird das 


folglich die Verantwortlichkeit des Bekl. nicht aufrechterhalten werden 
kann, ift der Auſpruch auf Entſchädigung zurückzuweiſen. 
(Urt. v. 8. Okt. 1924, Rothbletz w. Reich, Y 4018.) 


Deutſch-Eugliſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 

1. Der F V. enthält nicht den allgemeinen Grund- 
ſatz, daß alle Schulden deutſcher Staatsangehöriger an 
alliierte oder aſſoziierte Gläubiger zu valorıjieren feien. 
Insbeſ. find auf Art. 304 F V. geſtützte Anſprüche von Ane 
gehörigen ſolcher Staaten, die am Ausgleichsverfahren 
nicht teilnehmen, nicht zu valoriſieren, ſondern als Mart- 
forderungen zu behandeln. t) 

Bereits einige Jahre vor dem Kriege hatte die beklagte Bank 
für die Kl. als Bank gearbeitet. Am 4. Aug. 1914 betrug das Gut⸗ 
haben der Kl. laut Angabe der beklagten Bank 2520 232,29 Ab. 
Nach Ausbruch des Krieges zwiſchen dem Deutſchen Reich und Eng⸗ 


Recht der Landesregierungen zur Ausweiſung von Ausländern nicht 
berührt und nicht etwa für den inländiſchen Unternehmer ein Recht 
darauf begründet, daß zu ſeinen Gunſten von der Befugnis zur 
Ausweiſung eines Ausländers nicht Gebrauch gemacht werde. Die 
Polizei darf aber nicht zum Zwecke der Durchführung der für den 
Aufenthalt ausländiſcher Arbeiter im Inlande beſtehenden Beſtim⸗ 
mungen gegen den inländiſchen Arbeitgeber vorgehen. Die landes⸗ 
hoheillichen Beſtimmungen haben die Aufſtellung derjenigen Bedin⸗ 
gungen zum Inhalt, unter denen ausländiſchen Arbeitern der 
Aufenthalt im Inlande geſtattet wird. Damit erſchöpft ſich auch 
die Zuſtändigkeit der beteiligten Behörden. Dem inländiſchen Arbeit⸗ 
geber verbindliche Beſchränkungen aufzuerlegen ſind ſie nicht be⸗ 
rufen und, ſoweit es ſich um gewerbliche Betriebe handelt, durch 8 41 
der GewO. reichsgeſetzlich gehindert. 

Dieſe Auffaſſung hat das OVG. auch in der neuen Entſch. v. 
16. Okt. 1924 zum Ausdruck gebracht mit dem Bemerken, daß an der 
geſchilderten Rechtslage bis zum 1. Okt. 1922 jedenfalls nichts in 
der Richtung geändert worden iſt, daß die Polizeibehörde von einem 
Arbeitgeber die Entlaſſung ausländiſcher gewerblicher Arbeiter ver⸗ 
langen könnte. 

V. Neue Rechtslage. Es ift zu fragen, wie die Entſch. aus⸗ 
gefallen wäre, wenn fie einen Tatbeſtand betroffen hätte, der fiğ 
nach dem 1. Okt. 1922 vorgefunden haben würde. Die vorliegende 
Entſch. war deshalb richtig, weil nach ſtändiger Rechtſprechung 
des OVG. bei der Prüfung der rechtlichen Verhältniſſe einer 
polizeilichen Verfügung die zur Zeit ihres Erlaſſes — nicht 
die zur Zeit der verwaltungsgerichtlichen Entſch. — beſtehende Rechts⸗ 
lage zugrunde zu legen iſt. Das Arbeitsnachweisgeſetz v. 22. Juli 
1922 (RG Bl. I, 657) it am 1. Otk. 1922 in Kraft getreten und 
beſtimmt im 8 26 Abf. 2 S. 4 die Zuſtändigkeit des Reichsamts für 
Arbeitsvermittelung auch dahin: „Ferner liegt es ihm ob, im Ein⸗ 
vernehmen mit den oberſten Landesbehörden die Anwerbung, Ver⸗ 
mittelung und Beſchäftigung ausländiſcher Arbeitnehmer zu regeln 
und zu überwachen“ Auf Grund dieſer Beſtimmung ift die VO. über 
die Anwerbung und Vermittelung ausländiſcher Landarbeiter v. 
19. Okt. 1922 (RG Bl. 590) in der Faſſung der VO. v. 2. Jan. 1928 
(RArbBl. 45) ergangen, ebenſo eine VO. über Anſtellung und Bes 
ſchäftigung ausländiſcher Arbeiter v. 22. Jan. 1923 in der Faſſung 
der VO. v. 22. Dez. 1923 (RAnz. Nr. 3 v. 5. Jan. und Nr. 295 
v. 28. Dez. 1923, RArbBl. 1923, 43 und 1924, 2). Nach dieſen 
beiden VO., die auf 826 des Arbeitsnachweisgeſetzes beruhen und 
gegen deren geſetzesgleiche Wirkung von vornherein keine Ein⸗ 
wendungen zu erheben ſind, dürfen ausländiſche Arbeiter nur in 
Arbeitsſtellen eingeſtellt und beſchäftigt werden, für die das Landes⸗ 
amt für Arbeitsvermittelung oder die von ihm beauftragte Stelle 
die Beſchäftigung ausländiſcher Arbeiter genehmigt hat. In den 
Straf- und Schlußbeſtimmungen wird in beiden VO. 8 10 bzw. 8 19 
mit Geldſtrafe bis zu 100 000 % oder mit Gefängnis bis zu ſechs 
Monaten beſtraft, wer den Beſtimmungen dieſer VO. zuwiderhandelt 
Es fragt ſich nun, ob dieſe an fih gültigen VO. bei einer Kolliſion 
mit 841 der GewO. durchgreifen. M. E. ift die Frage zu 
verneinen, weil dieſe letzterwähnte Vorſchrift in Abſ. 1 S. 2 erklärt: 
„In der Wahl des Arbeits⸗ und Hilfsperſonals finden keine anderen 
Beſchränkungen ſtatt, als die durch die gegenwärtigen Geſetze feſt⸗ 
geſtellten.“ Somit fällt der 8 41 auch unter den Schutz der Gewerbe⸗ 
freiheit, die im Art. 151 der RVerf. als Grundrecht garantiert ift 

Es iſt ſehr zu wünſchen, daß über dieſen letzten Punkt noch 
weitere Meinungsäußerungen eingeholt werden. Auf keinen Fal 
würde mir aber als Gegenbeweis genügen, daß die gemäß 8 26 des 
Arbeitsnachweisgeſetzes ergangenen Verordnungen ein „jüngeres Ge⸗ 
ſetz“ darſtellen, fie alfo dem älteren vorzugehen hätten. Denn § 41 
GewO. läßt nur Beſchränkungen zu, die in ihm ſelbſt ent 
halten ſind. Prof. Dr. Fritz Stier-Somlo, Köln. 


Zu 1. Dieſes zweite Zwiſchenurteil iſt ergangen, nachdem im 
erſten Zwiſchenurteil v. 27. Mai 1924 (Recueil IV, 232 ff.) der 
GSchch H. ſich für die Klage der ägyptiſchen Kl. ſowohl für den Fall 
der Anwendung des Art. 297 e JV. als auch für den des Art. 304 
FV. für zuſtändig erklärt hatte. Das vorliegende Urt. beſchäftigt 
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land erhielt die beklagte Bank für Wechſel und andere Gutſchriften 
für die Kl. weitere Beträge von 1513 999,44 %. Dieſe von der be- 
klagten Bank angegebenen Summen find von den Klägern aner- 
kannt worden. Am 1. April 1915 erhielt die beklagte Bank ferner 
für die Kl. den Betrag von 5450000 % und 1556 000 % für 40% 
Preußiſche und 40% Reichsſchatzwechſel, welche an jenem Tage ein⸗ 
gelöſt wurden. Im Oktober 1914 zogen die Kl. einen Scheck von 
200 000 % auf ihr Konto bei der beklagten Bank. Dieſer wurde im 
November 1914 von der Baſler Handelsbank zur Zahlung vorgelegt, 
jedoch wurde er von der beklagten Bank nicht ausgezahlt, welche im 
Schreiben vom November 1914 ihre Handlung wie folgt erklären: 

„Betr. Ihres Scheckes für 200 000 , der uns von der Bafler 
Handelsbank in Baſel zur Zahlung vorgelegt wurde, erlauben wir 
uns, Ihnen mitzuteilen, daß wir zu unſerem großen Bedauern ge⸗ 
zwungen waren, infolge des von der deutſchen Regierung am 
30. Sept. 1914 erlaſſenen Zahlungsverbotes gegen England, Zah⸗ 
lung dieſes Scheckes zu verweigern. Wir haben dieſen Grund bereits 
in unſerem Brief vom 26. Okt. 1914 der Baſler Handelsbank mit- 
geteilt, welche Sie inzwiſchen ſicherlich hierüber unterrichtet hat. 
Wir werden nicht verfäumen, Sie rechtzeitig von der Aufhebung 
des oben erwähnten Zahlungsverbotes zu benachrichtigen.“ 

Kl. hatten der Baſler Handelsbank andere Schecks zur Vorlage 
geſandt, doch wurden dieſe wegen dieſer Weigerung nicht vorgelegt. 

Als wiederum am 10. Jan. 1915 die beklagte Bank aufragte, ob 
die Kl. eine Umwechſlung der am 1. April 1914 fälligen Preußiſchen 
und Reichsſchatzwechſel wünſchte, ſchloß der Brief wie folgt: 

„Zu gleicher Zeit dürfen wir nicht verſäumen, darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß Ihnen infolge der Ihnen bekannten VO. unſerer Regie⸗ 
rung verboten wäre, mit den neuen im Umtauſch gezahlten Bank⸗ 
noten zu arbeiten in derſelben Weiſe wie mit Ihrem gegenwärtigen 
Konto; andererſeits wären Sie nicht in der Lage, über den Gegen⸗ 
wert dieſer Papiere bei Falligkeit zu verfügen.“ 

Es erſcheint, daß der Brief geſchrieben wurde, nachdem die be⸗ 
klagte Bank bei den zuſtändigen Behörden Erkundigungen eingezogen 
hatte. Der Erlaß v. 30. Sept. 1914 fand Anwendung auf England 
und die Britiſchen Kolonien und Dominions, und erſt am 14. Okt. 
1915 wurden Zahlungen an Agypten ausdrücklich verboten. 

Am 24. Nov. 1914 wurde von dem Oberbefehlshaber in den 
Marken ein Brief an beklagte Bank geſandt, worin verfügt war, daß 
die Aktiven und Guthaben der Kl. zugunſten des Deutſchen Reiches 
beſchlagnahmt ſeien. 

Eine weitere Tatſache, welche berückſichtigt werden muß, iſt, daß 
am 19. Aug. 1916 durch den Befehl des LG. und auf Veranlaſſung 
von P. & O. L., G. T., deren Geſchäfte in Agypten von den 
britiſchen Behörden liquidiert worden waren, ein Arreſt auf den 
76 der Forderung des Kl. gegen die bekgalte Bank gelegt 
wurde. 

Der Treuhänder hat ſich jedoch am 29. Okt. 1918 geweigert, 
dieſen Arreſt anzuerkennen. Die beklagte Bank hat inzwiſchen durch 
Gerichtsbefehl Koſten in Höhe von 9307,25 % bezahlt. 
iot Unter dieſen Umſtänden ſtellen Kl. ihren Hauptanſpruch wie 
olgt: 

5 1. Daß durch den Brief vom 24. Nov. 1914 des Oberbefehls⸗ 
habers in den Marken ihr Eigentum Barpoſten in den Händen der 
deutſchen Regierung geworden war, und daß ſie berechtigt ſind, es 
in Pfund Sterling nach dem Vorkriegskurſe auf Grund des Art. 297 h 
zurückzuerhalten. In der Verhandlung wird dieſer Anſpruch der Kl. 
aufgegeben. 


ſich mit dem Klaganſpruch ſelbſt. Es iſt in mehrfacher Richtung 
bedeutſam. 

1. Es ſpricht nach ausführlicher Unterſuchung aus, daß der 
FV. ein Prinzip, wonach alle Schulden deutſcher Staatgaugebdriger 
an alliierte oder aſſoziierte Gläubiger zu valoriſieren ſeien, nicht 
aufgeſtellt hat. Insbeſondere verneint der GSHSH. die Frage, ob 
auf Art. 304 FV. geſtützte Anſprüche von Angehörigen foler Staa- 
ten, die am Ausgleichsverfahren nicht teilnehmen, in eine alliierte 
Währung zum Vorkriegskurs umzurechnen ſeien; er behandelt ſolche 
Forderungen als Markforderungen. 

Dieſem Ergebnis iſt beizupflichten. Mit Recht weiſt der 
GSHGH. daraufhin, daß ſich aus der vielumſtrittenen Vorſchrift des 
8 14 Anl. nach Art. 298 FV. eine generelle Valoriſationsvorſchrift 
nicht ergebe; daß einer ſolchen Annahme die Eingangsformel des 
Art. 296 FV. entgegenſtehe, wie überhaupt auch keine andere Be- 
ſtimmung des FV. zu ihrer Begründung dienen könne. Treffend wird 
hier auch auf den Notenwechſel zwiſchen den vertragſchließenden 
Mächten gelegentlich der Friedensverhandlungen hingewieſen. Eine 
einſeitige Berückſichtigung des Willens der Siegerſtaaten wird aus⸗ 
drücklich vermieden, der gemeinſame Wille der vertragſchließenden 
Parteien vielmehr wird erwogen. 

Praktiſch bedeutet dieſes Ergebnis den Anſchluß an deutſche Auf⸗ 
faſſungen, eine Ablehnung der Judikatur anderer (gn. (vgl. 
Rec. II, 77, 533, 802; III, 236, 718; IV, 459 u. a.), ein Zurück⸗ 
weiſen vor allem der Lehre von Gidel und Barrault (Le traité 
de paix, S. 112). 

2. Das Urt. weiſt mit klaren Worten jede extenſive Auslegung 
des Art. 297 FV. zurück. Mit der Regelung privater Schuldver⸗ 
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2. Oder, daß Kl. berechtigt ſind, nach den Vorſchriften des 
Art. 297 e von der deutſchen Regierung entſchädigt zu werden, und 
daß es für ſie nicht notwendig iſt, wie im Falle Fl. w. deutſche 
Regierung (Bd. III, Recueil S. 755) zuerſt ihre Rechtsmittel gegen 
die Schuldner zu erſchöpfen. 

3. Daß, wenn das Tribunal der Meinung fein folte, daß der 
Anſpruch der Kl. nicht gegen die deutſche Relierung, ſondern in erſter 
Sinie gegen die beklagte Bank geltend zu machen ſei, wie auch vom 
Attorney General behauptet wurde, die Kl. berechtigt ſei, den 
ez ihrer Anſprüche in Sterling zum Vorkriegskurſe zu ver⸗ 
angen. 

Der Attorneygeneral, der für die britiſche Regierung erſchien, 
behauptete, daß Kl. in erſter Linie ihre Rechtsmittel gegen die be⸗ 
klagte Bank erſchöpfen müſſe, weil auf Grund des Art. 297 a FV. 
die Kl., deren Eigentum einer außerordentlichen Kriegsmaßnahme 
unterworfen war, wieder in ihre vollen Rechte daran eingeſetzt 
worden waren. Nach der Behauptung des Attorneygeneral unterwarf 
dieſe Vorſchrift die Schuld der beklagten Bank den ausdrücklichen 
Beſtimmungen des zweiten Abſatzes des 8 14 der Anlage zu Mb- 
ſchnitt IV Teil X FV. Daher waren Kl. berechtigt, von ihren 
SE die fälligen Beträge in Sterling zum Vorkriegskurs zu 
erhalten. 

Der zweite Abſatz des § 14 der Anlage zu Abſchnitt IV Teil X 
V. lautet wie folgt: 

„Die Vorſchriften des Art. 297 und dieſer Anlage betreffend 
Güter, Rechte und Intereſſen in Feindesland und die Erlöſe aus 
deren Liquidierung finden auf Schulden, Guthaben und Abrech⸗ 
nungen Anwendung; Abſchn. III regelt nur die Zahlungsweiſe. 

Bei der Regelung von im Art. 297 vorgeſehenen Angelegenheiten 
ſollen zwiſchen Deutſchland und den verbündeten Staaten, ihren Kolo⸗ 
nien oder Protektoraten, oder irgendeiner der britiſchen Dominions 
oder Indien, falls fie keine Erklärung abgegeben haben, daß fie dem 
Abſchn. III beitreten, und zwiſchen ihren betreffenden Staatsangehöri⸗ 
gen die Vorſchriften des Abſchn. III hinſichtlich der Währung, in 
welcher Zahlung zu leiſten iſt, des Kurſes und der Zinſen Anwendung 
finden, wenn nicht die Regierung der verbündeten Macht innerhalb 
ſechs Monaten vom Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages Deutſch⸗ 
land benachrichtigen, daß die genannten Vorſchriften keine Anwendung 
finden ſollen.“ 

Zuſammenfaſſend wurde behauptet, daß Schulden zwiſchen deut⸗ 
ſchen Staatsangehörigen und Angehörigen nicht am Ausgleichs⸗ 
verfahren teilnehmender Staaten zu den „im Art. 297 vorgeſehenen 
Angelegenheiten“ gehören inſofern als Art. 297 a, indem er die ſo⸗ 
fortige Außerkraftſetzung außerordentlicher Kriegsmaßnahmen in 
Deutſchland vorſchrieb, die Wirkung hatte, dem Kl., als Angehörigem 
einer verbündeten Macht, das Recht zurückgab, Zahlung von ſeinem 
deutſchen Schuldner zu erhalten. 

Jedoch iſt nach Meinung des Tribunals ein ſolches Ergebnis, 
obwohl infolge des Art. 297 a, nicht die „darin vorgeſehene An- 
gelegenheit“. Dieſe war die Außerkraftſetzung von außerordentlichen 
Kriegsmaßnahmen in Deutſchland. Wo die Liquidation an jenem 
Tage nicht vollendet war, an welchem Deutſchland die außerordent⸗ 
lichen Kriegsmaßnahmen, auf welche jih Art. 297 a bezieht, aufhob 
oder einſtellte, war damit die in Art. 297a vorgeſehene Angelegenheit 
endgültig erledigt, und ſie war zwiſchen den einzig hier in Frage 
kommenden Parteien erledigt, d. h. zwiſchen den Staaten ſelbſt als 
vertragſchließenden Parteien. Hieraus entſtand zwiſchen den be⸗ 
treffenden, entgegenſtehenden Staatsangehörigen eine neue Lage, 


hältniſſe habe Art. 297 a nichts zu tun; er bezwecke nichts anderes als 
die Aufhebung und Einſtellung deutſcher a. o. K. M. und DA: er 
begründe weiter keine Pflicht des Deutſchen Reiches; damit ſei ſein In⸗ 
halt erſchöpft. Dem iſt zuzuſtimmen. Im Zuſammenhang hiermit 
wird gleichzeitig das Vorgehen des Attorney Generals zurückgewieſen, 
der in der mündlichen Verhandlung ausgeführt hatte, der Anſpruch 
auf valoriſierte Zahlung des klägeriſchen Guthabens bei der 
Bekl. richte ſich in erſter Linie gegen die beklagte Bank; nur hilfs⸗ 
weiſe käme eine Verurteilung des Reiches in Frage. Der Zweck dieſes 
Vorbringens des Attorney-General ſcheint klar. Er wollte eine 
Verurteilung der deutſchen privaten Partei aus Art. 304 JV. herbei- 
führen, einerſeits um die Belaſtung des britiſch⸗ägyptiſchen Liquida⸗ 
tionsfonds, die im Falle der Verurteilung des Reiches aus Art. 297 
FB. gegeben war, zu vermeiden, andererſeits um durch die unmittel⸗ 
bare Vollſtreckung des Urteils gegen die Bank die Barzahlung der 
Urteilsſumme zu erreichen. Dieſes Vorbringen iſt mit Recht zurück⸗ 
gewieſen worden. 

3. Der GSHGH. erblickt gemäß feiner ſtändigen Rechtſprechung 
in dem deutſchen Zahlungsverbot gegen England bzw. Agypten eine 
außerordentliche Kriegsmaßnahme i. S. des Art. 297 e FV. Darüber 
hinaus ſtellt er dem generellen Zahlungsverbot die Zahlungsweigerung 
der ſchuldneriſchen Bank gleich, ſofern nur die geforderte Zahlung im 
Einverſtändnis mit der deutſchen Regierung unter⸗ 
blieb. Die Richtigkeit beider Auffaſſungen läßt ſich beſtreiten; prak⸗ 
tiſch freilich wird ſie im Hinblick auf die feſtſtehende Judikatur des 
GSchchH. als Faktum hingenommen werden müſſen, fo daß es gwed- 
los erſcheint, immer wieder darauf hinzuweiſen, daß die Zahlungs⸗ 
verbote fih gleichmäßig gegen feindliche, neutrale und ſelbſt deutſche 
Staatsangehörige richteten, eine Maßnahme der Kriegswirtſchaft und 
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in welcher ſie zur Erledigung ihrer bezüglichen Anſprüche und 
Schulden ſchreiten durften. Jedoch gehören ſolche ſpäteren Hand⸗ 
lungen zwiſchen Privatperſonen nicht zu den „im Art. 297a vor- 
geſehenen Angelegenheiten“, und die Wirkung des Art. 297 kann 
nicht durch irgendwelche entfernte Auslegung über die Grenze ſeines 
klaren Wortlautes und Sinnes hinaus erweitert werden. 

Außerdem würde eine von Art. 297 a abhängende Auslegung 
des zweiten Abſatzes des 814 des Anh. zu Abſchn. IV zu Ergeb- 
niſſen führen, welche berechtigte Zweifel hervorrufen. 

Art. 297a handelt ausſchließlich von Maßnahmen ber bent- 
ſchen Regierung, und daher würde Umrechnung in eine Währung 
eines der verbündeten Staaten zum Vorkriegskurſe ſich auf deutſche 
Schulden, jedoch wahrſcheinlich nicht auf deutſche Forderungen be⸗ 
ziehen, welche in keiner Weiſe von Art. 297 a betroffen werden. Dieſe 
Währung und dieſer Kurs würden einem beutfhen Schuldner nur 
darum und inſoweit auferlegt werden, als die deutſche Regierung 
die Schuld einer außerordentlichen Kriegsmaßnahme unterworfen hat. 

Gerade die Eingriffe in privates Eigentum, für welche Deutſch⸗ 
land in Art. 297 e haftbar gemacht wird, würden, wenn diefe Aus⸗ 
legung richtig wäre, abgeſehen vom Falle der Zahlungsfähigkeit, die 
deutſche Regierung von ihrer Haftung befreien, weil ſie auf Koſten 
des perſönlichen deutſchen Schuldners zur Zahlung in einer Währung 
führen würde, durch welche der Gläubiger keinen Schaden leiden 
würde. 

Der Gerichtshof iſt der Meinung, daß dieſes nicht die Abſicht 
der vertragſchließenden Mächte geweſen ſein kann. 

Eine andere Einwendung iſt erhoben worden, daß der zweite 
Abſatz des 8 14 fo verſtanden werden ſollte, als ob die Worte „und 
zwiſchen ihren betreffenden Staatsangehörigen“ in keinem Zuſammen⸗ 
hang mit den Einleitungsworten des Paragraphen ſtanden, welcher 
daher, wie folgt, zu leſen wäre: 

„Zwiſchen Deutſchland und nicht am Ausgleichsverfahren teil⸗ 
nehmenden Mächten ſollen bei Erledigung von in Art. 297 vor⸗ 
geſehenen Aa en, und zwiſchen deren betreffenden Staats⸗ 
angehörigen die Vorſchrift des Abſchn. III, hinſichtlich Währung, 
Wechſelkurs und Zinſen angewendet werden uſw. uſw.“ 

Jedoch ift nach Anficht des Gerichtshofes dieſe erwähnte Aus⸗ 
legung nicht mit dem Wortlaut des FV. vereinbar. Die Eingangs⸗ 
worte des Paragraphen „in den im Art. 297 vorgeſehenen Angelegen⸗ 
heiten“ umfaſſen gleicherweiſe die beiden erwähnten Parteien, d. k. 
Staaten und Staatsangehörige, und es iſt offenſichtlich, daß die 
vertragſchließenden Mächte, wenn ſie die Abſicht gehabt hätten, die 
Umrechnung von Schulden ihrer betreffenden Staatsangehörigen bei 
der Regelung ſolcher Schulden zwiſchen ſich ſelbſt und unabhängig 
von der Lage, für welche Art. 297 zutraf, anzuordnen, weder eine 
ſolche Vorſchrift in den Anhang zu Abſchn. IV, noch in den Text 
des zweiten Abſatzes des 8 14 eingefügt hätten. 

Die Auslegung dieſer Vorſchrift, ſowie der entſprechenden und 
übereinſtimmenden Vorſchriften im Vertrag zu Trianon und Vertrag 
zu Neuilly, ift bei verſchiedenen Gelegenheiten vor die GE. ge- 
ommen. 

Es ergibt ſich, daß keine Übereinſtimmung darüber herrſcht, ob 
auf Grund des 8 14 bei der Regelung von Schulden zwiſchen benta 
ſchen Staatsangehörigen und Angehörigen nicht am Ausgleichs⸗ 
verfahren teilnehmender Staaten die Währung der Alliierten und 
der Vorkriegskurs angewendet werden ſollen. 

Um den Sinn des zweiten Abſatzes dieſes Paragraphen zu ver⸗ 
ſtehen, muß man ihn in Verbindung mit dem erſten Abſatz desſelben 


nicht des Wirtſchaftskrieges darſtellen, und deshalb nicht als a. v. 
K. M. betrachtet werden können. 

4. Bei der Auslegung der Worte „in the settlement of matters 
provided for in Art. 297 ... fellt der GSchchh. den Satz auf, 
daß nach 8 14 Abſ. 2 Anl. nach Art. 298 FV. eine Valoriſation 
alliierter Markforderungen, die nicht nach Art. 296 FB. erledigt 
werden, dann ſtattfinde, wenn ihre „Regelung durch Vermittlung 
des alliierten (aſſoziierten) Staates erfolge“. Mit anderen Worten 
erklärt der GSHSH., wenn die Schuld eines Deutſchen an einen 
Alliierten aus dem Liquidationsfonds gemäß Art. 297 b, 297 h 2, 
8 4 Anl. nach Art. 298 JV. getilgt werde, fo fei dieſe Schuld zu 
valoriſieren !). Der alliierte Gläubiger, der eine nicht ausgleichs⸗ 
fähige Forderung hat, der aber aus dem Erlöſe der Liquidation deut⸗ 
ſchen Eigentums befriedigt wird, genießt mithin eine bevorzugte 
Stellung; er wird praktiſch ſo behandelt, wie wenn ſeine Forderung 
im Ausgleichsverfahren erledigt würde. Das kann nicht rechtens 
ſein! Prüft man genauer, ſo ergibt ſich, daß hier die Vorfrage, ob 
denn überhaupt der alliierte Gläubiger die Valoriſation ſeiner For⸗ 
derung nach objektiven Geſichtspunkten verlangen kann, überſehen 
wird; es ift auch nicht einzuſehen, warum im Bereich des Art. 297 h 2 
oder des 84 Anl. nach Art. 298 die beſchlagnahmten deutſchen 
Werte nur deshalb, weil ein Liquidationsfonds vorhanden ift, in 
höherem Maße belaſtet werden dürfen als das private Schuldverhältnis 
zuläßt. Den Staaten ſelbſt wird, wenn man der Auslegung des 
GSchchH. folgt, das Recht zugeſprochen, die Forderungen ihrer Gläu⸗ 


1) Auf die Gefahr, daß eine ſolche Auslegung auftauchen könnte, 
hat ſchon Partſch, fie gleichzeitig bekämpfend, hingewieſen; bgl. 
Partſch⸗Triepel, Abh. z. FV. 3, S. 101 ff. 
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Paragraphen leſen und feſtſtellen, inwieweit Art. 297 ſich auf Schulden 
bezieht. 

Art. 297 handelt ganz von den Maßnahmen, welchen private 
Güter, Rechte und Intereſſen in einem feindlichen Land während 
des Krieges unterworfen waren, und auf Grund des JV. unter- 
worfen bleiben können. Gemäß Art. 297 b haben die verbündeten 


Mächte das Recht zur Zurückhaltung und Liauidierung deutſchen 


Gigentumes in ihren betr. Gebieten. 

Der FR. regelt, in welcher Weiſe ſolche Erlöſe verwendet mers 
den foken Auf Grund des Art. 297 h 2 können die verbündeten 
Mächte, welche den Abſchu. III nicht angenommen haben, die Erlöſe 
zur Zahlung der in dieſem Artikel oder in 94 des Anhanges ane 
gegebenen Anſprüche oder Schulden verwenden. 

Laut 8 4 darf eine ſolche Macht alle deutſchen Güter, Rechte 
und Intereſſen innerhalb ihres Gebietes mit Zahlungen von Be 
trägen, welche auf Anſprüchen ſeiner Staatsangehörigen beruhen, 
oder „Schulden, welche ihnen von deutſchen Staatsangehörigen ge⸗ 
ſchuldet werden“, belaſten. 

Wäre der zweite Abſatz des 8 14 nicht vorhanden, könnte der 
Gläubiger von Markſchulden in einem ſolchen Fall von ſeiner betr. 
Regierung nur einen Betrag erhalten, gleich dem Wert ſolcher 
da Ne da dieſer die Schuld zwiſchen Gläubiger und Schuldner 
arſtellt. 

Um Gläubiger vor einem derartigen Ergebnis zu ſchützen, ſieht 
der zweite Abſatz des § 14 eine alliierte Währung, den Vorkriegskurs, 
und auch Zinſen zwiſchen den betr. Parteien vor, aber er beſtimmt 
„in den im Art. 297 vorgeſehenen Angelegenheiten“, d. h., ſoweit 
die Regelung durch Vermittlung des Staates zu erfolgen hat. Sofern 
eine nicht am Ausgleichverfahren teilnehmende verbündete Macht 
den Erlös aus der Liquidierung deutſchen Eigentums innerhalb ihres 
Gebietes zur Begleichung der Schuld eines deutſchen Schuldners an 
einen ihrer Staatsangehörigen verwendet, finden die Vorſchriften 
des Abſchn. III betr. Währung der Zahlung, Umrechnungskurs und 
Zinſen auf die hierdurch zwiſchen den betreffenden Gläubigern und 
Schuldnern geſchaffene Abrechnung Anwendung. Gleichfalls würde 
ſie anſcheinend auf Markſchulden Anwendung finden, welche von 
einem Staatsangehörigen der verbündeten Mächte geſchuldet werden, 
und welche von letzterem auf Grund des Art. 297 b eingezogen mwer- 
den, immer vorausgeſetzt, daß die betreffende verbündete Macht die 
Anwendung des zweiten Abſatzes des 8 14 nicht ausgeſchloſſen hat. 

fiber die Regelung von im Art. 297 vorgeſehenen Angelegen⸗ 
heiten hinaus findet der zweite Abſatz des § 14 keine Anwendung, 
und dieſes iſt der Fall bei der Regelung von Schulden zwiſchen 
Privatperſonen außerhalb und getrennt von Mitwirkung des Staates 
gemäß Art. 297 und des Anhanges zu Abſchn. IV. Für eine ſolche 
Regelung, außerhalb des Art. 297 und des Anhanges, hat der JV. 
nicht die Anwendung des Abſchn. III, welcher von Schulden handelt, 
ohne Begrenzung vorgeſchrieben. Tatſächlich gibt Abſchn. III nur 
Anweiſung zur Einrichtung des Ausgleichsverfahrens, jedoch zeigt 
das Fehlen irgendwelcher Vorſchriſten zur Erledigung von Schulden 
zwiſchen den betreffenden Angehörigen nicht am Ausgleichsverfahren 
teilnehmender Staaten die Abſicht der vertragſchließenden Mächte, 
eine ſolche Regelung keiner beſonderen Vorſchrift zu unterwerfen, 
ſoweit ſie nicht unter Art. 297 und des Anhanges dazu fällt. 

Um keine Betrachtungsmöglichkeit des vorliegenden Falles zu 
verſäumen, hat der Gerichtshof auch erwogen, ob der FV. eine 
gemeinſame Abſicht der vertragſchließenden Mächte ergibt, wonach 
die in Art. 296 und in 8 14 des Anhanges zu Abſchn. IV Teil X 


biger gegen deutſche Schuldner in der Höhe zu befriedigen, in der 
ſie — die Staaten — dieſe für berechtigt halten. Keine Beſtimmung 
des FV. aber gewährt ihnen dieſes Recht?). Sie widerſpricht auch 
dem „amerikaniſchen Syſtem“, das jede Einmiſchung des Staates in 
private Schuldverhältniſſe zurückweiſt. 

Wenn der GSHGH. richtig hervorhebt, daß der FB. eine gene- 
relle Valoriſationsvorſchrift nicht kennt, dann darf auch nur dort 
valoriſiert werden, wo dies ausdrücklich vorgeſchrieben ift). Das ift 
der Fall, wenn es ſich um Liquidationserlöſe und Barguthaben han⸗ 
delt, die in den Händen der clearenden Mächte find (Art. 297 h 1) 
und wenn Liquidationserlöſe und Barguthaben in Frage ſtehen, die 
in den Händen der deutſchen Regierung ſich befinden (Art. 297 h 2 
verbunden mit 8 14 Anl. nach Art. 298 FB). Die „matters pro- 
vided for in Art. 297“ find im Hinblick auf Art. 297 h 2 nur die 
„Angelegenheiten, die die Regelung der in den Händen der deutſchen 
Regierung befindlichen Liquidationserlöſe und Barguthaben betreffen“. 
Daraus folgt notwendig, daß die Auslegung, die der Gë, den 
Worten des 8 14 Anl. zit. gibt, zum wenigſten ungenau ift; jebene 
falls aber ſind die Folgerungen, die er hieraus zieht, abwegig. Ver⸗ 
ſtärkt wird die vorgetragene Auffaſſung noch dadurch, daß Ark. 297/8 
von Forderungen alliierter Gläubiger gegen private deutſche Schuldner 
gar nicht handelt, wie der GSHGH. im Hinblick auf Art. 297a auch 
richtig hervorhebt; mithin kann für dieſe Forderungen die Valoriſa⸗ 
tionsvorſchrift des 8 14 Anl. zit. auch nicht Platz greifen ). 

Prib Doz. Dr. G. H. Kaden, Heidelberg. 


2) Vgl. Partſch a. a. O. 
3) Vgl. Kaden, Privatrecht des J., S. 77, 104. 
O Vgl. auch Dölle in Partſch⸗Triepels Abh. z. JV. 3, 98 ff. 
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vorgeſehene Umrechnung in eine alliierte Währung zum Vorkriegskurs 
als allgemeines Prinzip bei der Regelung von Schulden zwiſchen 
den betreffenden Staatsangehörigen gelten ſoll. Jedoch ift dies nicht 
der Fall. Es iſt im Gegenteil eine auffallende Tatſache, daß im 
Hinblick auf die Staaten, welche den Abſchn. III angenommen haben, 
der Nutzen dieſer Umrechnung nicht auf ſolche Schulden angewendet 
wird, welche nicht durch das Ausgleichamt erledigt werden. y 

Ju Anbetracht der Eingangsvorſchriften des Art. 296 iſt es 
offenſichtlich, daß eine bedeutende Anzahl von Schulden der Be⸗ 
arbeitung durch die Ausgleichsämter entzogen find, obwohl es ſich 
um Schulden zwiſchen deutſchen Staatsangehörigen und Angehörigen 
von Staaten, welche das Ausgleichverfahren angenommen haben, 
handelt. Ferner zeigt der FB., daß unter den Gründen für eine 
ſolche Ausſchließung einige ſind, welche vollkommen zufällig ſein 
können, wie z. B. die Tatſache, daß eine der Parteien am 10. Jan. 
1920 nicht innerhalb des Gebietes ſeines Staates gewohnt hat. Dieſe 
Tatſache iſt der Aufmerkſamkeit der Anhänger der Anſicht, daß ſich 
der zweite Abſatz des Art. 14 des Anhanges zu Abſchn. IV auf die 
Regelung von Schulden zwiſchen Privatperſonen außerhalb des 
Ark. 297 bezieht, nicht entgangen, und ſie behaupten, daß aus 
Gründen der Gleichheit angenommen werden müſſe, daß die im 
zweiten Teil des 8 14 des Anhanges zu Abſchn. IV erwähnte Um⸗ 
rechnung nur auf ſolche Schulden, welche durch die Ausgleichsämter 
erledigt würden, wenn die betreffenden Staaten Abſchn. III ange⸗ 
nommen hätten, Anwendung finde. Dieſe Unterſcheidung wird jedoch 
nicht durch den Wortlaut des zweiten Abſatzes des 814 beſtatigt, 
welcher ſich ausſchließlich und klar auf die Vorſchriften des Abſchn. III 
„hinſichtlich der Währung, in welcher Zahlung erfolgen ſoll, und des 
Kurſes und der Zinſen“ bezieht. 

Es bleibt alſo derart die Tatſache, daß die vertragſchließenden 
Mächte, in bezug auf Staaten, welche Abſchn. II angenommen 
haben, von den Vorteilen der Zahlung in einer der verbündeten 
Währung viele Schulden ausgeſchloſſen haben, welche ihren betreffen⸗ 
den Staatsangehörigen geſchuldet werden, und daß andererſeits § 14 
des Anhanges zu Abſchn. IV keine der Unterſcheidungen macht, welche 
aus den Eingangsvorſchriften des Art. 296 hergeleitet werden können. 
Dieſes führt zur Schlußfolgerung, daß es nicht die Abſicht der ver⸗ 
tragſchließenden Mächte war, die verbündeten Währungen und Um⸗ 
rechnung bei der Erledigung jeder Schuld anzuwenden, und daß 
es ferner nicht ihre Abſicht war, als allgemeine Maßnahme im 
zweiten Teil des § 14 des Anhanges zu Abſchn. IV die Erledigung 
aller Schulden zwiſchen deutſchen Staatsangehörigen und Angehörigen 
nicht am Ausgleichsverfahren teilnehmender Staaten, außerhalb der 
beſonderen Vorſchriften des Art. 296, vorzuſchreiben. 

Die während der FV.⸗Verhandlungen zwiſchen der deutſchen 
Delegation und den Delegierten der verbündeten Mächte gewechſelten 
Noten zeigen, daß die Frage der Währung und des Kurſes zwiſchen 
ihnen nur im Hinblick auf Abſchn. III beſprochen wurde, und es kann 
angenommen werden, daß die vertragſchließenden Mächte, hätten ſie 
eine derartig umfaſſende Maßnahme wie die Erledigung überhaupt 
aller Schulden zwiſchen den betreffenden Staatsangehörigen zum 
Vorkriegskurs auch außerhalb eines Ausgleichsverfahrens erwogen, 
eine klare und ausdrückliche Vorſchrift zu dieſem Zweck in den Vertrag 
eingefügt hätten; und ſie hätten nicht daran gedacht, es in vier 
Worten zu entſcheiden, welche zufällig eingefügt ſind, in einer an⸗ 
ſcheinend rätſelhaften Vorſchrift eines Paragraphen des Anhanges 
zu einem Abſchnitt, der nicht von der Regelung der Schulden zwiſchen 
den betreffenden Privatperſonen, ſondern von den diesbezüglichen 
Maßnahmen der Staaten handelt. 

Der Gerichtshof iſt daher der Meinung, daß in dieſem Falle die 
Schuld der Bank für H. & J. gegen die Nationalbank von Agypten, 
ſoweit es ſich um deren Regelung zwiſchen den Parteien ſelbſt han⸗ 
delt, wie eine Markſchuld behandelt werden muß, indem die Haftung 
der deutſchen Regierung nach Art. 297 e und die Anwendung des 
Art. 297 und der 88 4 und 14 des Anhanges zu Abſchn. IV unbe⸗ 
rührt bleiben. 

Der Gerichtshof wird daher in ſeiner Entſcheidung folgendes tun: 

1. den Betrag feſtſtellen, welchen die beklagte Bank in Mark 
den Kl. ſchuldet; i 

2. den Entſchädigungsbetrag feſtſetzen, welcher der Kl. ſeitens 
der deutſchen Regierung gemäß Art. 297 e wegen der Schädigung 
oder Verletzung ihres Eigentumes durch außerordentliche Kriegsmaß⸗ 
nahmen zuſteht. 

Ob die Vorſchriften des 84 und des zweiten Abſatzes des 8 14 
des Anhanges zu Abſchn. IV Teil X anzuwenden ſind, ſowie der 
Umfang ihrer Anwendung, ſind Angelegenheiten der britiſchen Regie⸗ 
rung. Dieſe Frage bezieht ſich nicht nur auf die Frage der Wäh⸗ 
rung, ſondern auch auf die Zinſenfrage. 

Wie die Angelegenheit vor den Gerichtshof kommt, beſteht eine 
Markſchuld. Auf dieje find die Vorſchriften des Abſchn. III nur info- 
fern anwendbar, als die britiſche Regierung auf Grund der 88 4 
und 14 des Anhanges den Kl. den Nutzen der im Abſchn. HE vore 
geſchriebenen Währung, Umrechnung und Zinſen einräumt. An und 
für ſich ſind Kl. in dieſen Verhandlungen nicht zum Erhalt von 
Zinſen berechtigt. Der Vertrag zwiſchen den Parteien war von jener 
Zeit ab aufgelöſt, als fie Feinde wurden, und mit Ausnahme der An- 
wendung des zweiten Abſatzes des § 14 von Abſchn. IV Teil X kann 
822 des Anhanges zu Abſchn. III nicht fo angewendet werden, daß 
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Kl. berechtigt find, 5% oder auch einen vertraglichen Zinsſatz zu 
erhalten. 

Jedoch wird nach den Vorſchriften des Art. 297 auf Erſatz für 
Gebrauchsverluſt erkannt werden. 

Es bleibt die Feſtſetzung des Schadens. Nach Anſicht des Ge- 
richtshofes ift der Schaden die Folge des deutſchen Zahlungsverbots. 
Obwohl, wie bereits erwähnt, die VO. v. 30. Sepk. 1914 erſt am 
14. Okt. 1915 ausdrücklich auf Agypten und ägyptiſche Staats⸗ 
angehörige angewendet wurde, ſcheint am Tage der Vorlegung des 
erſten Wechſels von 200 000 % ein Einverſtändnis zwiſchen der 
Regierung und der beklagten Bank beſtanden zu haben, daß ſolche 
Zahlungen nicht erfolgen ſollten. Dieſes Einverſtändnis war nach 
Anſicht des Gerichtshofes eine außerordentliche Kriegsmaßnahme, und 
nach Anſicht des Gerichtshofes würde die Kl., hätte ſie nicht be⸗ 
ſtanden, aus der Bank den ganzen, ihnen zuſtehenden Betrag heraus⸗ 
gezogen und durch die Schweiz erhalten haben. Es erſcheint dem 
Gerichtshof, daß dies nicht notwendigerweiſe in einem Betrag hätte 
fein müſſen, und fie nehmen daher als Durchſchnittsdatum den 
12. Dez. 1914, an welchem Kl. in Sterling den ihnen zustehenden 
Betrag hätten haben können l(ausſchließlich feit Ausbruch des Krieges 
hinzugekommener Zinſen). An dieſem Tage waren 100 % 116,75 
Schweizer Franken wert und 25,48 Schweizer Franken ein Pund 
Sterling. Der Erlös der Schatzwechſel, und andere Beträge, welche 
bis zu jenem Datum gutgeſchrieben wäre, hätte am 15. April 1915 
in Sterling in die Hände der Kl. gelangen können. An dieſem Tage 
waren 100 % 109 Schweizer Franken wert und 25,55 Schweizer 
Franken kamen auf ein Pfund Sterling. Der von den Kl. erlittene 
Schaden beſteht aus dem Unterſchied dieſer Sterlingbeträge und dem 
Sterlingwert derſelben Markbeträge an einem Datum bald nach jenem 
Datum, an welchem es klar war, daß Agypten Abſchn. III Teil X 
des FB. nicht annehmen würde. 

Dieſes Datum legt der Gerichtshof auf den 28. Febr. 1920, 
als der Durchſchnittskurs zwiſchen Mark und Sterling 341 % pro 
ein Pfund Sterling war. 

Den Entſchädigungsbetrag bez. des Kapitals, welches das Tri⸗ 
bunal den Kl. gegen die deutſche Regierung zuſprechen wird, iſt der 
Betrag dieſer Unterſchiede. 

Als Entſchädigung für Gebrauchsverluſt wird der Gerichtshof 
Zinſen in Höhe von 5% pro anno auf die höheren Beträge zwiſchen 
den früheren Daten und dem 28. Febr. 1920, und auf den Unter⸗ 
ſchied von jenem Datum, zuſprechen. 

Dieſe Zahlen müffen von den Parteien geprüft werden und das 
Tribunal verfügt dementſprechend, indem es Erlaubnis gibt, nach 
Prüfung eine endgültige Entſcheidung zu beantragen und ſtellt die 
Koſtenfrage zurück. 

(Aguptiſche Nationalbank w. Bank für Handel und Induſtrie und 
Deutſches Reich, 2. Zwllrt. v. 10. März 1925, Claim 631.) 


2. Für Requiſitionen in den beſetzten Gebieten iſt 
Deutſchland voll reparationspflichtig. H 

Am 4. Aug. 1914 lagerte in Warenhäuſern in Antwerpen und 
Oſtende Soda⸗Nitrat, deren Eigentümer die Kl. (Engländer) waren. 
Einige Zeit nach dem 4. Aug. 1914 beſchlagnahmte die Deutſche 
Kriegsrohſtoffabteilung die Ware, ſie wurde auf deutſches Gebiet ge⸗ 
ſchafft. Der Wert ift ſcheinbar von der Reichsentſchädigungskommiſ⸗ 
jion auf 330 000 % feſtgeſetzt worden. 

Der engliſche Staatsvertreter machte geltend, daß die BD. v. 
25. April 1915 über Schaffung der Reichsentſchädigungskommiſſton 
vermöge Geſetzes eine Schuld in Höhe des feſtgeſetzten Wertes der 
beſchlagnahmten Ware zugunſten der Perſonen, gegen die die Be⸗ 
ſchlagnahme erfolgte, geſchaffen habe. 

Der Gerichtshof hat die Klage abgewieſen. 

Im vorliegenden Falle war die den Kl. gehörige Ware vom 
Deutſchen Reich als ſolchem beſchlagnahmt. Es bleibt die von dem 
engliſchen Staatsvertreter angeregte Frage, ob die Beſchlagnahme 
und die ihr folgende Schätzung der Ware durch die erwähnte Kom⸗ 
miſſion, nach deutſchem Rechte eine Schuld der deutſchen Regierung 
zur Entſtehung brachte, eine Schuld, welche von der deutſchen Ver⸗ 
ordnung, die die Ausfuhr nach England verbot, betroffen worden 
wäre. 

Nach der Meinung des Gerichtshofes iſt die Verpflichtung des 
Deutſchen Reiches gegen einen eugliſchen Eigentümer durch den 
Friedensvertrag ſelbſt geſchaffen und beſtimmt worden, der ohne 
Rückſicht auf deutſche Geſetze und Verordnungen im Teil VIII über 
Reparation oder im Teil X über Entſchädigung beſtimmt. 


Zu 2. Das Urt. iſt beſonders wertvoll, weil hier klar zum 
Ausdruck kommt, daß die Requiſitionen in den beſetzten Gebieten in 
die Reparation fallen. Dieſe Theſe iſt hier ſo ſcharf herausgearbeitet, 
daß daraus ſogar Rückſchlüſſe gezogen werden in der Richtung, daß, 
weil die Requiſitionen in den beſetzten Gebieten in Teil VIII des 
FV. geregelt feien, etwaige Maßnahmen der deutſchen Behörden in 
Deutſchland in Anſehung der requirierten Güter, als da find: Fefe 
ſetzung einer Entſchädigung durch die Reichsentſchädigungskommiſſion, 
Nichtauszahlung bzw. Hinterlegung des Entſchädigungsbetrages, ge: 
richtliche Schritte Dritter in Anſehung des Entſchädigungsbetrages 
für die Frage der Entſchädigungspflicht Deutſchlands unter Teil X 
des JV. unbeachtlich ſeien. D. S. 
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In den früher nach Art. 297 e getroffenen Entſcheidungen über 
Güter, die in Deutſchland requiriert und beſchlagnahmt worden ſind, 
hat der Gerichtshof nicht angenommen, daß auf Grund deutſcher Ge⸗ 
ſetze und Verordnungen eine Schuld der deutſchen Regierung in 
den von den deutſchen Kommiſſionen feſtgeſetzten Beträgen beſtehe. 
Er hat entſchieden, daß nach dem Friedensvertrage den Kl. voller 
Erſatz für den wirklichen Wert der Güter zur Zeit der Beſchlagnahme 
gebühre. Demgemäß beruhe auch bei der Reparationspflicht aus 
Teil VIII des JV. der Vertrag nicht auf einer Schuld, die die 
deutſche Regierung auf Grund der deutſchen Verordnung dem Eigen⸗ 
tümer der Ware ſchuldet, ſondern umgekehrt hat der Vertrag Deutſch⸗ 
land die Verpflichtung auferlegt die volle Reparation, wiel in Teil VIII 
vorgeſehen, zu zahlen, alfo den betreffenden Betrag der betreffenden 
alliierten und aſſoziierten Macht zu zahlen. Es ift daher vollkommen 
ausgeſchloſſen, die von der deutſchen Kommiſſion feſtgeſetzte Summe 
als eine Schuld des Deutſchen Reiches an den Eigentümer anzuſehen. 

Der Gerichtshof kann daher nicht der Meinung der Kl. beitreten, 
daß das deutſche Ausfuhrverbot in dieſem Falle eine Wirkung gehabt 
hat und daß vermöge dieſes Verbots ein Anſpruch der Kl. gegen die 
deutſche Regierung beeinträchtigt worden iſt. 

(Deutſch⸗Engl. GSchc H., 1. Abt., Gibbs w. Deutſches Reich, Urt. 
v. 27. Mai 1924, Claim 120.) 


3. Veränderungen in der Perſon des Schuldners, 
die nach dem 10. Jan. 1920 eingetreten ſind, brauchen im 
Ausgleichs verfahren nicht berückſichtigt zu werden. 

Die Gläubiger find eine in England eingetragene GmbH. mit 
Büro in London. 

Schuldner ſind die Teſtamentsvollſtrecker der verſtorbenen 
Frau K. Am 10. Jan. 1920 in Deutſchland wohnhaft und dort ver⸗ 
ſtorben am 2. Okt. 1920. Erben ſind ihre vier Kinder, von denen 
die beiden Töchter durch Heirat ihre deutſche Staatsangehörigkeit 
verloren haben. 

Das Deutſche Ausgleichsamt gibt einen Teil der Schuld zu, 
beſtreitet aber den Reſtbetrag mit der Begründung, daß es die Ver⸗ 
pflichtung der Teſtamentsvollſtrecker iſt, die Erbmaſſe für die Erben 
zu verwalten und daß daher die Teſtamentsvollſtrecker nicht berech⸗ 
tigt ſeien, einen Betrag zurückzuhalten, welcher dem Anteil der beiden 
Töchter an der Erbmaſſe entſpricht, weil die Töchter durch den Ver⸗ 
luſt der deutſchen Staatsangehörigkeit nicht im Ausgleichsverfahren 
iiy 11 Schuld der Verſtorbenen verantwortlich gemacht werden 
onnten. 

In dieſem Verfahren ſind dieſelben Einwände ſeitens des Deut⸗ 
ſchen Ausgleichsamts gemacht worden. Es wird behauptet, daß die 
Teſtamentsvollſtrecker, da nicht perſönlich haftbar, nach Art. 296 nicht 
als Schuldner anzuſehen ſind. Obwohl nach deutſchem Geſetz der 
Teſtamentsvollſtrecker einer nicht unter die Erben verteilten Erbmaſſe 
verklagt werden kann, macht ihn dieſes nicht perſönlich haftbar. 
Andererſeits iſt der Erbe vor Verteilung der Erbmaſſe für die 
Schulden des Verſtorbenen nicht perſönlich haftbar. Es wurde daher 
beantragt, nur denjenigen Teil der Schuld im Ausgleichsverfahren 
zu erledigen, der dem Teil der Erbmaſſe entſpricht, welcher im Beſitz 
deutſcher Staatsangehöriger war. 

Das Tribunal iſt in mehr als einem Falle gezwungen geweſen, 
die Vorſchriften bürgerlicher nationaler Geſezgebung, welche mit feiner 
Auslegung des FV. in Widerſpruch ſtand, außer acht zu laſſen. 
Dieſes iſt geſchehen bezüglich der Stellung von Teſtamentsvollſtreckern 
laut engliſchem Geſetz in der Entſcheidung der Klage „Teſtaments⸗ 
vollſtreckung des verſtorbenen F. L. w. deutſche Regierung“. Die erſte 
Frage zur Entſcheidung iſt, ob es ſich hier um eine geldliche Ver⸗ 
pflichtung innerhalb der Vorſchriften des Art. 296 handelt, d. h., eine 
vor dem Kriege fällige Schuld eines deutſchen Staatsangehörigen mit 
Wohnſitz innerhalb Deutſchlands am 10. Jan. 1920 an einen bri- 
tiſchen Staatsangehörigen, am 10. Jan. 1920 im britiſchen Gebiet 
wohnhaft. Wenn eine ſolche Verpflichtung beſteht, iſt die Haupt⸗ 
vorſchrift bezüglich der Erledigung durch das Ausgleichsamt anwend⸗ 
bar. Dieſe Vorſchrift kann nicht durch Vorgänge berührt oder außer 
Kraft geſetzt werden, welche als Folge unvermeidbarer Verzögerungen 
beim Durchführen der Angelegenheit eingetreten ſind. Im vorliegen⸗ 
den Falle ſind am 10. Jan. 1920 alle notwendigen Vorausſetzungen 
erfüllt, und es beſtand eine Schuld, deren Höhe feſtgeſetzt iſt und auf 
welche die Vorſchriften des Art. 296 Anwendung finden. 

Daher iſt kein anderes Abrechnungsverfahren möglich, als das 
im JV. vorgeſchriebene. 

Der Ordnung halber verlangt jedoch das Tribunal, daß vor 
ihm eine beſtehende Partei erſcheine, gegen welche Urteil gefällt 
werden kann (Fall Nr. 274 H. w. B.). 

In dieſer Klage ſind die Erben diejenigen, deren Vermögen 
in Frage kommt, und laut § 2059 Abſ. 2 BGB. kann ein Gläubiger 
eine Gemeinſchaft von Erhen als ſolche für die Rückerſtattung einer 
Summe verklagen, welche ihm aus der unverteilten Erbmaſſe zu⸗ 
ſteht. Es wäre jedoch überflüſſig, auf der Formalität zu beſtehen, 
dieſes Verfahren gegen die Gemeinſchaft der Erben anzuſtrengen, denn 
laut 8327 BPO. „eine Entſcheidung, welche in einem Rechtsſtreit 
zwiſchen einem Teſtamentsvollſtrecker und einer dritten Partei“ (d. h. 
keinem Erben), „bezüglich eines Rechtes, welches der Verwaltung des 
Teſtamentsvollſtreckers unterſteht, gültig iſt, ſei ſie für oder gegen 
den Erben“. Das Tribunal iſt daher in der Lage, eine rechtskräftige 


Rechtſprechung 


1815 


Entſcheidung gegen den Teſtamentsvollſtrecker in feiner Eigenſchaft 
als ſolchen zu fällen. 
(Redfern w. Kappel, Urt. v. 27. Okt. 1924, Caſe 1767.) 


4. Für die Wertermittelung beſchlagnahmter Waren 
iſt das Datum der Enteignung maßgebend. 

Die Kl. lieferten im Juli 1914 an die Firma G. & H., Spe⸗ 
diteure in London, 16 Kiſten und 4 Ballen Leder zur Einſchiffung 
und Ablieferung an einen E. F. in Neufahrwaſſer, der dieſelben in 
getrennten Konſignationen an drei Firmen in Polen liefern ſollte. 

Beim Ausbruch des Krieges waren fünf der Kiſten in Danzig 
eingelagert. Sie wurden als feindliche Waren zurückgehalten. Un⸗ 
gefähr am 8. April 1915 wurden fie durch das preuß. Kriegs⸗ 
miniſterium enteignet. Ihr Übernahmewert wurde am 10. Okt. 1918 
auf 4395 % geſchätzt, wovon man Lagergeld und andere Ausgaben 
abzog, ſo daß ein reiner Wert von 4111,08 % blieb. Das übrige 
Leder war in Hamburg eingelagert und wurde dort ungefähr am 
20. März 1917 durch das preuß. Kriegsminiſterium enteignet. Schon 
vorher waren die Waren dort auf Grund eines Befehls des Dekla⸗ 
rationsbüros Hamburg v. 15. Okt. 1914 zurückgehalten. Der Über- 
nahmewert wurde am 10. Okt. 1918 auf 18 045,80 % geſchätzt und 
nach den ähnlichen, oben genannten Abzügen auf 16 794,40 % 
feſtgelegt. 

Das Tribunal ift der Meinung, daß die Anweiſungen des 
preuß. Kriegsminiſteriums v. 27. Okt. 1915 betreffs der 5 Kiſten 
und am 20. März 1917 betreffs des übrigen Gutes gegeben wurden, 
die Enteignung der Güter bewirkte und daß der Wert zu jenen Daten 
geſchätzt werden ſoll, um den den Kl. zuſtehenden Betrag zu beſtimmen. 

(J. P. Underwood w. Deutſches Reich, Urt. v. 14. Okt. 1924, Claim 541.) 


5. Verkäufe, die von deutſchen Behörden auf Grund 
der Beſtimmungen über die Geſchäftsführung ohne Auf⸗ 
trag und die große Havarei erfolgt ſind, ſind nicht als 
außerordentliche Kriegsmaßnahmen anzuſehen, auch 
wenn es ſich um feindliches Gut handelte. 

Vor Ausbruch des Krieges hatte die Kl. auf dem Dampfer 
„Caſtor“ Güter verladen, die nach Rußland gebracht werden ſollten. 
Der Dampfer wurde am 3. Aug. 1914 auf Verfügung des Reichs⸗ 
kanzlers in Bremen beſchlagnahmt. Auf eine Anfrage der Handels⸗ 
kommiſſion des Senats in Bremen entſchied das Kriegsminiſterium, 
daß es dem Ermeſſen der Handelskommiſſion des Senats überlaſſen 
bleibe, ob hinſichtlich der auf dem Dampfer befindlichen Güter Ein⸗ 
lagerung bis nach Beendigung des Krieges oder ſofortiger Verkauf 
dem Intereſſe des Eigentümers mehr entſpreche. Daraufhin wurde 
Dispache aufgemacht; die Güter wurden verkauft und der Erlös 
wurde bei der Polizeikaſſe in Bremen hinterlegt. 

Das Tribunal entſcheidet, daß im vorliegenden Falle keine 
Schädigung oder Verletzung dem Eigentum, Rechten oder Anſprüchen 
des Kl. zugefügt wurde. 

(G. Hooper & Co. w. Deutſches Reich, Urt. v. 17. Nov. 1924, Claim 1022.) 


6. Iſt die Bundesratsverordnung vom 29. Sept. 
1914 betr. Außerkraftſetzung der Goldklauſel eine außer⸗ 
ordentliche Kriegsmaßnahme? 

Der verſtorbene Mr. M. hatte eine Lebensverſicherung bei der 
Berliner Zweigſtelle der Anker⸗Geſ., einer öſterreichiſchen Geſellſchaft, 
lautend auf 100 000 %, die laut Vertrag in Gold ausgezahlt werden 
ſollte. Die Kl. hielt die Police als Sicherheit für die Summe von 
4 5000, welche ſich ihr Gatte auf Grund einer Sicherheitsleiſtung 
durch ihr gehörige Eigentumstitel geborgt hatte. Am 10. Febr. 1920, 
noch zu Lebzeiten des Mr. M., wurde die Police fällig. Mr. M. 
ſtarb am 30. Aug. 1920. 

Nach Abzug während des Krieges fälliger Prämienzahlungen 
waren auf die Police 66 861,23 % am 10. Febr. 1920 fällig. 

Der deutſche Bundesrat erließ am 28. Sept. 1914 eine Bek., 
wonach bis auf weiteres alle Zahlungsverpflichtungen in Gold ein⸗ 
geſtellt werden ſollten. Die Anker⸗Geſ., auf dieſe BD. fußend, wei⸗ 
gerte ſich, den fälligen Betrag, außer in Papiergeld, zu zahlen. 

Die Kl. ſtrengte die Kl. an unter der Behauptung, daß die 
Anordnung eine außergewöhnliche Kriegsmaßnahme ſei, welche im 
September 1914 durch Anderungen der Vertragsbedingungen einen 
Schaden verurſachte. 

Nach Meinung des Tribunal kann Kl. keinen Erfolg haben. 
Wenn die angefochtene Maßnahme eine außerordentliche Kriegs⸗ 
maßnahme war, fo hat die deutſche Regierung kraft des Art. 297 a 
beſtimmt, daß dieſelbe ſofort aufgehoben oder ausgeſchaltet werden 
foll. Die Kl. hätte dann das Recht, gegen die Anker⸗Geſ. auf Zah⸗ 
lung in Goldmark zu klagen. Die Tatſache aber, daß die deutſche 
Regierung die VO. nicht als außerordentliche Kriegsmaßnahme unter 
Art. 297a behandelte, kann eine Verletzung des Art. 297 a fein, tft 
jedoch keine Grundlage, nach welcher das Tribunal Befugnis hätte, 
Erſatz zuzubilligen. Auf jeden H kann nicht behauptet werden, 
daß der Schaden im September 1914 entſtand, denn erſt am 20. Febr. 
1920 war der durch die Police referbierte Betrag fällig. Die VO. 
ſetzte Zahlungsleiſtung in Gold nur vorübergehend außer Kraft. Sie 
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hätte jederzeit vor dem 20. Febr. 1920 widerrufen werden können, 
ſo daß kein Schaden entſtanden wäre. 


Wenn die VO. keine außerordentliche Kriegs maßnahme war, 
kann kein Anſpruch nach Art. 2972 erhoben werden. 


(Weyer w. Deutſches Reich, Urt. v. 16. Dez. 1924, Claim 981.) 


7. Verantwortlichkeit des Reichs für einen Unfall, 
der einem Schiff in der Fuxhavener Minenſperre Aufang 
Au guſt 1914 zuſtöß t. f) 

Kl. war Marine⸗Ingenieur an Bord des Dampfers „San Wil⸗ 
frido“, als dieſes Schiff Ende Juli 1914 im Hafen von Hamburg lag. 

Der Dampfer erhielt am 1. Aug. 1914 von der Unterſuchungs⸗ 
kommiſſion in Hamburg den notwendigen Erlaubnisſchein zum Ab⸗ 
fahren und Befahren der Elbe. Am ſelben Tage kam der Lotſe D. 
abends an Bord des Dampfers, welcher dann die Elbe herabfuhr 
und nach verſchiedenen Hin⸗ und Herfahrten am 3. Aug. 1914 nach⸗ 
mittags in Freiburg anlegte, wo der Lotſe des Staatsdampfers „Elbe“ 
dem Matten D. mitteilte, daß er jetzt den Fluß weiter hinabfahren 
könne, vorausgeſetzt, daß er Feuerſchiff Nr. 1 vor 7 Uhr abends 
erreichen könne. Derſelbe Lotſe B. ſagte ihm ferner: „In Bruns⸗ 
büttel oder in der Nähe von Kuxhaven oder an Boje 17 erhalten Sie 
einen Minenlotſen. Wenn Sie keinen bekommen, können Sie den⸗ 
noch weiterfahren.“ B. gab dieſe Anweiſung laut einem Befehl des 
Befehlshabers in Kuxhaven. Dieſer Befehl lautete: „Oberlotſen durf⸗ 
ten noch fahren, engliſche Schiffe ſollten bevorzugt werden.“ 

Nach Feſtſtellung, daß das Feuerſchiff Nr. 1 zur Zeit zu er⸗ 
reichen wäre, fuhr D. die Elbe weiter hinab, und vor Kuxhaven ſah 
er nichts als einige Kriegsſchiffe. Er bekam keinen Minenlotſen. In 
Kuxhaven wollte D. das Schiff verlaſſen in der Annahme, daß er 
durch einen anderen Lotſen erſetzt werden würde. Dicht vor der 
„San Wilfrido“ fuhr die „City of Oporto“ den Fluß hinab. Dieſes 
Schiff wurde von einem deutſchen Lotſenboot getroffen, erhielt einen 
Minenlotſen und fuhr durch das Minenfeld. Das Lotſenboot teilte 
D. mit, daß fie keinen Lotſen für den Dampfer „San Wilfrido” über 
hatten. In dem Augenblick jop D., der zum Anhalten bereit war, 
eine graue Boje, die er offenbar für eine Mine hielt. Er gab Befehle 
zum Manöprieren, um De zu umfahren; aber im ſelben Augenblick 
ſtieß das Boot, welches inzwiſchen das Minenfeld erreicht hatte, auf 
zwei Minen und verſank. Die ganze Beſatzung und der deutſche 
Lotſe wurden durch nahe deutſche Schiffe gerettet; die deutſchen Be⸗ 
hörden waren wegen der Handlungen des D. und des Schiffskapitäns 
W. mißtrauiſch, um ſo mehr, als der Dampfer „San Wilfrido“ beim 
Erreichen des Minenfeldes wiederholt von andern Booten durch 
Signale vor dem Weiterfahren gewarnt wurde, und ſcheinbar die 
Signale nicht beachtete, wodurch das Unglück verurſacht wurde. Die 
deutſchen Behörden hatten Verdacht, daß es ſich um eine willkürliche 
Tat handelte, indem der Kapitän ſein Schiff zur Sperrung der Durch⸗ 
fahrt durch das Minenfeld zu verſenken ſuchte. Kapitän W. und der 
Lotſe D. wurden daher ſpäter vor ein Kriegsgericht geſtellt, welches 
ſie von der Anklage des Hochverrats freiſprach. 

Die Bekl. verlaſſen ſich beſonders auf die Tatſache, daß der 
Kapitän durch das Weiterfahren auf der Elbe trotz der ihm wiederholt 
gegebenen Signale und Warnungen guten Grund zum Verdächtigen 
ſeiner Abſichten und zum geſchilderten Vorgehen der deutſchen Regie⸗ 
rung gegen ihn gegeben hatte. 

Kl. verläßt ſich auf die Tatſache, daß weder der Kapitän noch 
der Lotſe irgendwelche Abſicht des Nichtbeachtens der Signale hatten, 
und daß die Starke der Strömung entgegen der Abſicht des Lotſen, 
der allein für die Führung des Schiffes verantwortlich war, es in 
das Minenfeld getrieben hatte. Kl. behauptet ferner; daß kein Grund 
vorlag, da er keinen Anteil an den vorliegenden Entſcheidungen hatte, 
daß die deutſche Regierung ihn zurückhielt, und er verläßt ſich auch 
auf dieſe ungerechte Zurückhaltung. 

Nach Anſicht des Schiedsgerichts kann die Haftpflicht der deut⸗ 
ſchen Regierung nicht aus dem abgeleitet werden, was die deutſchen 
Behörden nach Eintreten des Unglücksfalles taten. Obwohl Kapitän 
W. und Lotſe D. ſpäter vom Verdacht befreit wurden, willkürlich 
zum Verſinken des Schiffes gehandelt zu haben, konnten die Umſtände 
des Unglücks und beſonders das Weiterfahren des Schiffes trotz wieder⸗ 
holter Signale und Warnungen vollkommen den Verdacht recht⸗ 
fertigen, der zu den Maßnahmen gegen die Beſatzung führte. Selbſt 
wenn Kl. nicht perſönlich angeklagt war, wäre er vielleicht als Zeuge 
notwendig geweſen, und es iſt nutzlos zu fragen, ob Kl., angenom⸗ 
men, daß er ſofort freigelaſſen worden wäre, in der Lage geweſen 
wäre, das deutſche Gebiet rechtzeitig vor Ausbruch des Krieges zwi⸗ 
ſchen England und Deutſchland zu verlaſſen. 

Es iſt für den Schiedsrichter nicht leicht, über die amtliche 
Stellung des Dampfers „Elbe“ und des Lotſen B. zu entſcheiden. 
Das deutſche LG. hat erklärt, daß D. die ihm vom Lotſen eines 
Staatsſchiffes gegebene Mitteilung als gültig anſehen konnte, und 
es iſt erſichtlich, daß dieſe Mitteilung, auf einem vielleicht falſch ver⸗ 
ſtandenen Befehl beruhend, eine große Rolle im Unglück geſpielt hat, 
da D. denken konnte, daß er ſelbſt ohne weiteren Lotſen für die „San 
Wilfrido“ die Elbe weiter hinab fahren konnte. 


Zu 7. Ebenſo Urt. v. 28. Febr. 1925 James Me. Namee w. 
Deutſches Reich, Claim 72, und Urt. v. 2. März 1925 James Adi 
Tait w. Deutſches Reich, Claim 77. 
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Aus der Entſch. des 20. geht es klar hervor, daß der Dampfer 
„San Wilfrido”, welcher Hamburg am Abend des 1. Aug. 1914 
verlaſſen hatte, am Durchfahren des Minenfeldes, als er an der 
Reihe war, verhindert wurde. Es ift wahr, daß nach Ds Bericht 
in den obenerwähnten Verhandlungen 1914, der Dampfer am 
1. Aug. in Kuxhaven eine leichte Beſchädigung erlitt, welche in 
Freiburg am 2. Aug. ausgebeſſert wurde, wodurch das Durchfahren 
des Minenfeldes am ſelben Tage verhindert wurde. Das Schiff, 
welches Freiburg bereits um 3.30 morgens verließ, wurde in Bruns⸗ 
büttel angehalten und gegen Mittag nach Freiburg zurückgeſandt, 
wo es bis 3 Uhr nachmittags lag, bis der Lotſe B. dem D. die 
obenerwähnten Anweiſungen erteilte. Dieſes kann in Anbetracht 
der Tatſache, daß der Dampfer „Liberty“, welcher Hamburg am 
3. Aug. verließ, trotzdem in der Lage war, das Minenfeld vor dem 
Dampfer „San Wilfrido“ zu durchfahren, welcher Hamburg zwei Tage 
früher verlaſſen hatte, in keiner Weiſe gerechtfertigt werden. Hier 
zeigt ſich die Wirkung der vollkommen fehlerhaften Weiſe, in welcher 
Boote beim Eintreffen in Kuxhaven oder Brunsbüttel behandelt wur⸗ 
den. Wie das LG. in ſeiner Entſcheidung ausführt, fanden „ver⸗ 
ſchiedene Hin⸗ und Herfahrten“ ſtatt, wodurch der Dampfer „San 
Wilfrido“ am Nachmittag des 3. Aug. in Freiburg lag, während der 
Dampfer „Liberty“, der an jenem Tage von Hamburg kam, das 
Minenfeld kreuzen konnte. 

Es mag eingewendet werden, daß trotz der erwähnten fehlerhaften 
Maßnahmen die „San Wilfrido” imſtande geweſen wäre, das Minen⸗ 
feld zu durchfahren und das freie Meer vor Ausbruch des Krieges 
zu erreichen, wenn der Lotſe D. zur rechten Zeit angehalten hätte, 
und wenn demgemäß das Schiff an der richtigen Stelle gewartet hätte, 
bis ein anderer Minenlotſe verfügbar war. 

Wie jedoch das deutſche Gericht geurteilt hat, beruhten D.s 
Handlungen zum größten Teile auf den ihm von B. gegebenen falſchen 
Anweisungen, welche als Ergebnis eines von dem zuſtändigen deut- 
ſchen Beamten herausgegebenen Befehles erteilt wurden. 

Hier kann wieder nicht geleugnet werden, daß der Fehler nicht 
eingetreten wäre, wenn die notwendigen Befehle erteilt und in rich⸗ 
tiger Weiſe weitergegeben worden wären; und der Schiedsrichter iſt 
daher der Meinung, daß die Bekl. ſich nicht auf die Möglichkeit, 
welche dann noch der „San Wilfrido“ offenſtand, die See zur Zeit 
zu erreichen, und auf das Unglück, welches dieſe Möglichkeit ver⸗ 
hinderte, berufen können. 

(Urt. v. 28. Febr. 1925, George Mackie w. Deutſches Reich, Claim 39/23.) 


8. Haftung des Reichs für die durch Zurückhaltung 
von Schiffen und mangelhafte Regelung ihrer Ausreiſe 
entſtandenen Schäden. f) 

Der Dampfer „May Scott“, deſſen Kapitän Kl. war, fuhr 
am 29. Juli 1914 von Neweaſtle nach Hamburg, wo er am 31. Juli 
eintraf. Sofort nach Löſchung der Ladung wollte der Kapitän wieder 
abfahren und nach England zurückkehren. Zur Zeit waren bereits 
Beſtimmungen in Kraft, wonach kein Schiff den Hafen von Ham⸗ 
burg verlaſſen dürfte, ehe eine Kommiſſion von deutſchen Beamten 
ſich überzeugt hatten, daß beſonders bezüglich der Ladung, der Mann⸗ 
ſchaft und der Paſſagiere keine Bedenken gegen Erteilung eines Aus⸗ 


Zu 8. In dieſer Entſch. wird ein Schadenserſatzanſpruch eines 
engliſchen Kapitäns für Internierung anerkannt. Es iſt dabei zu 
beachten, daß der FV. die Internierung in Ziff. 2 der Anl. I zu 
Teil VIII erwähnt: hier wird aber nicht allgemein Erſatz für den 
durch Internierung erlittenen Vermögensſchaden zugebilligt, ſondern 
nur für Schädigung an Leben oder Geſundheit infolge von Ein⸗ 
kerkerung, Deportation, Internierung, Ausweiſung, Ausſetzung auf 
See oder Zwangsarbeit, wobei dieſe Handlungen eingereiht ſind in 
die Kategorie der „Akte von Grauſamkeit, Gewalt oder ſchlechter 
Behandlung“. 

Ebenſowenig folgt ein ſolcher Schadenserſatzanſpruch aus der 
Pflicht Deutſchlands nach Art. 297 e, Schadenserſatz für außerordent⸗ 
liche Kriegsmaßnahmen zu leiſten, einmal weil dieſe Beſtimmung nur 
den Schaden betrifft, der Gütern, Rechten und Intereſſen zugefügt 
ift, ſodann auch vermöge Umkehrſchluß aus der erwähnten Beſtini⸗ 
mung (Anl. I Ziff. 2 zu Teil VIII). Zu vgl. iſt hier die Entſch. 
des Deutſch⸗Belgiſchen Schiedsgerichts bei Löwenfeld⸗Magnus⸗ 
Wolff I S. 188, daß Art. 297 e bei Maßnahmen gegen Perſonen 
nicht anwendbar iſt. 

Es muß alſo im Einzelfall, wenn ein Angehöriger der feind⸗ 
lichen Staaten einen ſolchen Anſpruch geltend macht, eine der all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen des FB. herangezogen werden. Das Deutſch⸗ 
Engliſche Schiedsgericht lehnt ab, in dem berüchtigten Art. 231 die 
Grundlage eines ſolchen Anſpruchs zu finden; das ſteht im Ein⸗ 
klang mit der ſonſtigen (trotz vereinzelter Ausnahmen durchgängigen) 
Rechtſprechung der Schiedsgerichte, f. JW. 1924, 739 4; vgl. auch 
Partſch, DYA. 1922, 201. 

Im vorliegenden Falle wird die Erſatzpflicht anerkannt auf 
Grund des 8 4 der Anlage zu Art 298. Dieſer ſpricht nicht die 
Schadenserſaßpflicht für Handlungen der deutſchen Regierung und 
Behörden an ſich aus, ſondern ſagt nur, mit welchen Anſprüchen 
das Vermögen Deutſcher in Feindesland einſchließlich des Liqui⸗ 
dationserlöſes belaſtet werden kann und führt dabei auch an: die 
Bezahlung von Reklamationen wegen der von der deutſchen Regierung 
oder einer deutſchen Behörde nach dem 31. Juli 1914 und vor dem 
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reiſcerlaubnisſcheines für das Schiff beſtanden. Die Unterſuchung der 
„May Scott“ durch genannte Kommiſſion ſcheint am 1. Auguſt ſtatt⸗ 
gefunden zu haben. Tatſächlich erſcheint auf der Liſte der erteilten 
Erlaubnisſcheine, daß der Schein für die „May Scott“ bereits am 
31. Juli erteilt wurde. Auf jeden Fall verließ das Schiff nach 
einigen Verzögerungen, welche hier unweſentlich ſind, Hamburg am 
1. Aug. 1914 um 7 Uhr abends. 

Zu jener Zeit waren infolge der militäriſchen Lage und auf 
Befehl der deutſchen Behörden von der deutſchen Marine in der 
Elbe vor Cuxhaven Minen gelegt worden. Es wurden daher von 
den zuſtändigen Marinebehörden Befehle erteilt, daß der Flußlotſe 
mit einem Schiff von Hamburg nach Brunsbüttel fahren durfte. 
Dort hatte das Schiff einen See⸗ oder Kriegslotſen aufzunehmen, 
und weiter unten, in der Gegend der Minenfelder einen beſonderen 
Minenlotſen, um das Schiff ſicher auf der zwiſchen den Minen offen⸗ 
gelaſſenen Fahrſtraße zu führen. 

Laut Angabe des Kl. fuhr die „May Scott“ in der Nacht 
zwiſchen dem 1. und 2. Auguſt direkt nach Cuxhaven, welches 2 Uhr 
nachts erreicht wurde. Dort wurde der Lotſe wie immer in Friedens⸗ 
zeiten abgeſetzt; und in jenem Augenblick befahl ein deutſcher Be⸗ 
amter an Bord des Lotſenbootes Kl., bis zum Tagesanbruch vor 
Anker zu bleiben. Später etwa gegen 5 Uhr morgens kam ein deut⸗ 
ſches Torpedoboot längsſeits, und der Kapitän befahl der „May 
Scott“, nach Hamburg zurückzufahren. Dieſer Befehl wurde nach 
zwei Stunden wiederholt, und die „May Scott“ kehrte nach Ham⸗ 
burg zurück, obwohl ſie keinen Lotſen an Bord hatte, und traf dort 
am Nachmittag des 2. Auguſt ein. Am 3. Auguſt ging Kl. an Land 
und wandte ſich an den Hafenmeiſter, um zu erfahren, wann der 
Dampfer wieder in See gehen dürfe. Am Nachmittag kam der Lotſe 
an Bord und die „May Scott“ fuhr wieder den Fluß hinab und 
erreichte Cuxhaven gegen 6 Uhr nachmittags. Jedoch wurde ein Be⸗ 
fehl zur Rückfahrt bis Brunsbüttel gegeben, welches am 3. Auguſt 
10 Uhr abends erreicht wurde. 

Am 4. Aug. 1914 morgens 4 Uhr fuhr die „May Scott“ wieder 
den Fluß hinab und erreichte Cuxhaven um 9 Uhr morgens, da ſie 
infolge eines von einem deutſchen Beamten erteilten Befehls lang⸗ 
ſam gefahren war. Dort erhielt der Dampfer einen Minenlotſen, 
und der gewöhnliche Lotſe blieb an Bord. Dann verſuchle die „May 
Scott“ weiterzufahren, doch befahl ein deutſches Torpedoboot die 
ſofortige Rückkehr. Den ganzen Tag blieb das Schiff mit einer großen 
Anzahl anderer Dampfer zwiſchen Cuxhaven und Brunsbüttel liegen 
und wartete auf eine Gelegenheit, auszufahren. Spät am Abend 
befahl ein deutſcher Zerſtörer die Rückkehr des Schiffes nach Frei⸗ 
burg, von wo aus der Dampfer am 5. Auguſt nach Hamburg zurück⸗ 
befohlen wurde. Kl. und Mannſchaft blieben dort bis zum 15. Auguſt 
auf dem Dampfer, an welchem Tage er und die Mannſchaft vom 
Schiff geholt und gefangen genommen wurden. Am 6. Nov. 1914 
wurde Kl. ins Ruhlebener Lager geſchickt, wo er bis zum 22. Nov. 
1918 interniert blieb. Kl. verlangt für verſchiedene Anſprüche £ 3.310 
als Entſchädigung für Schaden an ſeiner Geſundheit und Eigentum 


Eintritt der betreffenden Macht in den Krieg „vorgenommenen Hand⸗ 
lungen“ („act committed“). 

Die Bedeutung der Entſch. für die Auslegung dieſes Begriffs 
wird in dem Schreiben, mit dem die Überſendung des Schreibens 
an die JW. erfolgt ift, wie folgt klargelegt: 

„Der Schiedsrichter, der in ſeinen früheren Entſch. (z. B. 
Chatterton, J. Nr. 715) den Begriff des „act committed“ 
i. S. eines „wrong ful act“, bzw. als „act to be blamed“ aus- 
gelegt hatte, ohne jedoch dieſer Auslegung jemals eine Definition 
zu geben, die eine Umgrenzung ihrer Vieldeutigkeit ermöglicht hätte, 
gibt in der vorliegenden Enti. nunmehr eine klar umriſſene Be- 
griffsbeſtimmung der Rechtsgrundlage für Anſprüche aus 8 4, und 
zwar dahin, daß unter einem „act committed“ nur eine völker⸗ 
rechtswidrige Handlung zu verſtehen fei. Die deutſche Verteidigung, 
die fih bislang vergeblich bemüht hatte, den Schiedsrichter zu einer 
Definition des „act committed“ in dieſem Sinne zu bewegen, 
konnte ſich neuerdings auf die bekannte Entſch. des Haager Schieds⸗ 
gerichtshofes v. 12. Sept. 1924 berufen. Der Schiedsrichter hat ſich 
denn auch unter dem offenſichtlichen Eindruck Neier Entſch. zu feiner 
jetzigen Auffaſſung bekannt. Daß der Schiedsrichter, wie er, um die 
Unabhängigkeit ſeines Urt. von der Haager Entſch. darzutun, be⸗ 
merkt, auch bei feinen früheren Entſch. von der gleichen Auffaſſung 
ausgegangen ſei, trifft allerdings kaum zu. Es ſei auf das Urt. 
Filmore, Arb. Cl. 13 verwieſen, in dem geſagt iſt, daß die Befug⸗ 
nis des Staates, die zu ſeiner Sicherheit erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen, ihn von ber Verpflichtung, die dadurch in ihren Rechten 
beeinträchtigten neutralen Staatsangehörigen zu entſchädigen, nicht 
entbinde Im Gegenſatz zu dieſer Entſch. wird nunmehr der Grund- 
ſatz aufgeſtellt, daß eine ſolche Verpflichtung des Reiches nur für 
den Fall in Frage komme, daß eine Berückſichtigung der neutralen 
Intereſſen mit den (vorgehenden) militäriſchen Intereſſen vereinbar 
ſei. Nur wenn der Staat einer ſolchen Möglichkeit ungeachtet die 
Rechte der Neutralen verlee, verſtoße eine ſolche durch kein Gebot 
der Notwendigkeit legitimierte Haudlungsweiſe gegen das Völkerrecht 
und begründe für den „unnecessarily and unwarrantably“ Ge⸗ 
ſchädigten einen Erſatzanſpruch im Rahmen des 8 4.“ 

In der Anwendung dieſer — an ſich dem Deutſchen Reich nicht 
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als Folge der Tatſache, daß die „May Scott“ am rechtzeitigen Ver⸗ 
laſſen der deutſchen Gewäſſer zum Vermeiden der Rückhaltung und 
Internierung nach Kriegsausbruch zwiſchen England und Deutſch⸗ 
land verhindert wurde. 

Die deutſche Regierung beſtreitet jede Haftpflicht an den oben 
angeführten Ereigniſſen. Das Auslegen von Minen in der Elb⸗ 
mündung war eine Verteidigungsmaßnahme, zu welcher Deutſchland 
zweifellos nach internationalem Recht berechtigt war. Es war baher 
für Schiffe unmöglich, wie in Friedenszeiten die Elbe hinunter zu 
fahren, weil das Minenfeld für die Schiffe die größte Gefahr dar⸗ 
ſtellte. Ferner war ein Schiff in der freien Fahrrinne, welche in ber 
Mitte des Minenfeldes offen gelaſſen war, verſenkt worden, und 
deſſen genaue Lage ſollte dem Feind nicht aufgedeckt werden. Gleich⸗ 
falls legt die deutſche Regierung Gewicht auf ihr unzweiſelhaftes 
Recht, in Hamburg alle notwendigen Maßnahmen zur Beſichtigung 
der Schiffe vor ihrer Ausreiſe zu treffen, damit die zuſtändigen Be⸗ 
hörden vollkommen ſicher ſind, daß gegen die Abreiſe keine Einwen⸗ 
dungen beſtehen, ſei es wegen der damals erlaſſenen Ausfuhrverbote, 
oder der Mannſchaft oder Paſſagiere, unter denen entweder Deutſche 
oder Angehörige mit Deutſchland bereits im Kriege befindlicher Staa⸗ 
ten hätten ſein können. Das Ergebnis aller dieſer Umſtände war eine 
unvermeidbare Langſamleit und Verzögerung in der Reife der Schiffe, 
welche die Elbe hinab und auf See fahren wollten. Es war notwendig 
geweſen, vorauszuſchreiben, daß der gewöhnliche Flußlotſe, der von 
einem Schiff in Hamburg mitgenommen wurde, mit ihm bis Bruns⸗ 
büttel fahren ſollte. Dort erhielt das Schiff einen Seelotſen, der in 
gewöhnlichen Zeiten bis zum offenen Meere hinaus fuhr, jetzt jedoch, 
ehe das Schiff Cuxhafen erreichte, mußte ein beſonderer Minenlotſe 
au Bord kommen, der das Schiff durch das Minenfeld geleitete. 

Zu jener Zeit gab es etwa 30 Minenlotſen und 3 Minen⸗ 
lotſenboote. Infolge der damals herrſchenden Zuſtände war es nicht 
möglich, für eine größere Anzahl Sorge zu tragen. Andererſeits war 
die Anzahl der Ende Juli und Anfang Auguſt 1914 im Hafen von 
Hamburg befindlichen Schiffe eine bedeutende, und eine große Anzahl 
derſelben wollte ohne Verzögerung abfahren. Dadurch wurde der Elb⸗ 
fluß, beſonders in der Gegend Brunsbüttel —Cuxhafen, außerordent⸗ 
lich ſtark beſetzt und es war unmöglich, daß alle zur gleichen Zeit das 
Minenfeld durchfahren konnten. Obwohl die Durchfahrt mit großer 
Sorgfalt vorgeſehen war, konnte ſie nur ſehr langſam durchfahren 
werden. Ferner wurde ſie am Nachmittag des 3. Aug. unterbrochen 
dadurch, daß ein Dampfer „San Wilfrido“, entgegen den Befehlen 
und den ihm ſignaliſierten Warnungen die Elbe hinab fuhr, auf 
eine Mine lief, und in die Luft geſprengt wurde, wodurch weitere 
Fahrten für andere Dampfer unſicher und bedeutend verzögert 
wurden. Das Ergebnis aller dieſer Umſtände war, daß, obwohl eine 
gewiſſe Anzahl von Schiffen in der Lage war, weiter zu fahren, und 
tatſächlich bas Minenfeld durchfahren und die offene See erreichen 
konnten, andere bis Kriegsausbruch zwiſchen England und Deutſchland 
nicht in der Lage waren, dieſes zu tun. 

Die Bekl. behaupten, daß ordentliche Maßnahmen getroffen 


ungünſtigen — Grundſätze iſt das Urt. allerdings ſehr ſtreng. Ob⸗ 
wohl es die Beſchränkung der Handelsſchiffahrt nicht als „act com- 
mitted“ i. S. 8 4 auffaßt, gelangt es trotzdem zur Verurteilung des 
Reiches, weil bei der Durchführung der in Frage ſtehenden völker⸗ 
rechtlich nicht zu beanſtandenden Maßregeln den berechtigten Inter⸗ 
eſſen des Kl. nicht genügend Rechnung getragen ſei. Es ſcheint, 
daß dabei doch die Zeitverhältniſſe nicht genügend berückſichtigt ſind. 
Das erwähnte Schreiben bemerkt dazu: 

„Der Schiedsrichter gelangt aber trotzdem zur Verurteilung des 
Reiches, weil im Rahmen aller dieſer völkerrechtlich nicht anfecht⸗ 
baren Maßnahmen den berechtigten Intereſſen des Kl. nicht in der 
erforderlichen Weiſe Rechnung getragen worden ſei. Der Schieds⸗ 
richter verkennt zwar nicht, daß die von den Behörden zur Rege⸗ 
lung des Schiffsverkehrs getroffenen Anordnungen bei ordnungs⸗ 
mäßiger Handhabung auch den neutralen Staalsangehörigen Hine 
reichenden Schutz hätten bieten können. Die praktiſche Auslübung 
dieſer Anordnungen durch die untergeordneten Organe, für die das 
Reich verantwortlich fet, habe jedoch im vorliegenden Falle verſagt. 
Da bei der mannigfachen Kontrollierung der Schiffahrt Verkehrs⸗ 
ſtockungen nicht zu vermeiden geweſen ſeien, hätte man wenigſtens 
durch Abfertigung der Schiffe im Sperrgebiet in einer geregelten, vor 
allem durch das Datum des Paſſierſcheins beſtimmten Reihenfolge 
für eine gleichmäßige Behandlung der Betroffenen Sorge tragen 
miſſen. In dieſer Beziehung fet aber der Kl., deſſen Schiff bereits 
am 1. Auguft Paſſierſchein erhalten habe, ungebührlich benachteiligt 
worden. 

In ſeiner Beweiswürdigung hat der Schiedsrichter nicht ge⸗ 
nügend ins Gewicht fallen laſſen, daß die Aufrechterhaltung eines 
geregelten Verkehrs in der Unterelbe dadurch erſchwert wurde, daß 
die ausländiſchen Kapitäne in dem Beſtreben, fo ſchnell wie möglich 
die offene See zu gewinnen, ſich vielfach über die im Hamburger 
Hafen durch Anſchlag bekanntgemachten allgemeinen Vorſchriften wie 
auch die ihnen zur Ausführung im Einzelfall erteilten Anweiſungen 
hinwegſetzten und daß ſich infolgedeſſen die Abfertigung der Schiffe 
in der gegebenen Reihenfolge, wie ſie auch von den beteiligten Be⸗ 
hörden vorgeſehen war, nicht immer, und auch im vorliegenden Falle 
nicht, durchführen ließ.“ RA. Dr. M. Leo, Hamburg. 
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worden waren, um den Schiffen die Ausreiſe zu ermöglichen ſowie 
das unter den Umſtänden früheſte Erreichen der offenen See. Sie be⸗ 
ſtreiten entſchieden, daß zu jener Zeit ſeitens der deutſchen Behörden 
oder Beamten irgend welche Abſichten vorlagen, britiſchen Schiffen 
zwecks Zurückhaltung irgend welche Schwierigkeiten in den Weg zu 
legen. Im Gegenteil verweiſen ſie auf erteilte Anweiſungen, wonach 
engliſche Schiffe in den erſten Tagen des Auguſt bevorzugt werden 
ſollten. Es ſcheint, daß das britiſche Auswärtige Amt gegen die Rück⸗ 
haltung britiſcher Schiffe in Hamburg in Berlin Einſpruch erhoben 
hat, und infolge deſſen behaupten die Bekl., daß die deutſchen Be⸗ 
hörden an der Elbe tatſächlich Anweiſungen erhalten haben, daß 
britiſche Schiffe in ihren Beſtrebungen, deutſche Gewäſſer zu verlaſſen 
und das offene Meer zu erreichen, bevorzugt werden ſollten. 


Gemäß den Bekl. kann im Sinne des 8 4 des Anh. zu Abſch. X 
des F. eine „begangene Handlung“ nur eine Handlung 
gegen internationales Recht ſein. Die deutſche Regierung verläßt ſich 
zur Stützung deſſen auf die von dem ſtändigen Gericht für internatio⸗ 
nale Rechtſprechung im Haag am 12. Sept. 1924 erlaſſene Entſchei⸗ 
dung, worin aufgeführt wird, daß die Worte „begangene Handlung“ 
als Handlungen gegen internationale Rechtſprechung, durch welche 
Haftpflicht zum bezahlen von Schaden erwächſt, ausgelegt werden 
ſollen. Seitens des Kl. iſt behauptet worden, daß die zu jener Zeit 
in Deutſchland getroffenen Maßnahmen, neutralen Schiffen das Ver⸗ 
laſſen des Hamburger Hafens und das Erreichen des offenen Meeres 
zu ermöglichen, vollkommen unzureichend geweſen wären, daß ſie nicht 
den Pflichten entſprachen, welche Deutſchland gegenüber Neutralen 
hatte, deren Rechte zu achten und zu beſchützen waren. In dieſer 
Frage verläßt fih Kl. auf die vom Schiedsrichter im Claim L & F, 
Dampfer „City of Leeds“ erteilte Entſcheidung. Ferner wurde für ihn 
vorgebracht, daß die deutſche Regierung ſich zu ihrer Entlaſtung nicht 
auf die durch den Krieg geſchaffene Lage ſtützen könne, weil durch 
Art. 231 des FV. Deutſchland für den genannten Krieg verantwort⸗ 
lich erklärt worden iſt, und daher für Verluſte und Beſchädigungen 
haftpflichtig zu machen iſt. 

Um mit dem Argument des Kl. auf Grund des Art. 231 des FV. 
anzufangen, iſt das Schiedsgericht der Meinung, daß dieſe Beſtimmung 
in dieſem Falle keine Anwendung findet. Wo der FR. eine beſtimmte 
Haftpflicht für den deutſchen Staat feſtgeſtellt hat, ift dieſes in beſon⸗ 
deren Beſtimmungen geſchehen, auf welche allein zur Stützung ent⸗ 
sprechender Klage gegen die deutſche Regierung gefußt werden kann. 

Betreffs der Entſch. des ftändigen Gerichtes für internationale 
Rechtſprechung glaubt das Schiedsgericht nicht, daß die von ihm be⸗ 
folgte Richtlinie irgendwelche Widerſprüche zur Meinung des Hohen 
Internationalen Gerichtes im Haag zeigt. Es genügt für dieſen Teil 
ſeiner Arbeit nicht die Feſtlegung einer allgemeinen und theoretiſchen 
Regel; es muß ſorgfältig unterſucht und beſtimmt werden, wie die 
Regel in Anbetracht der wirklichen Tatſachen, über welche der Schieds⸗ 
richter entſcheiden muß, arbeitet. Wie in vielen bereits entſchiedenen 
Fällen ſtehen ſich in dieſem Falle zwei Rechte gegenüber, das Recht 
des deutſchen Staates, alle notwendigen, durch die zur Zeit herrſchende 
militäriſche Lage bedingten Maßnahmen zu ergreifen, und das Recht 
des privaten Neutralen auf die Vergünſtigungen der Verträge, unter 
welchen ſie nach Deutſchland gegangen waren, und ſich zu jener Zeit 
aufgehalten hatten. Es iſt hier nutzlos zu bemerken, daß im inter⸗ 
nationalen Recht heute noch eine große Anzahl von Punkten auf mehr 
oder weniger fraglichem Boden ſtehen. Nach Anſicht des Schieds⸗ 
gerichts liegt die aus 8 4 des Anh. zu Abſch. IV, Teil X des FV. und 
beſonders aus den Worten „begangene Handlungen“ die darin ver⸗ 
wendet werden, herzuleitende Aufgabe gerade in der Erkenntnis der 
oben angeführten, entgegengeſetzten Rechte. Betreffs der tatſächlichen 
Umſtände dieſes Falles, erkennt das Schiedsgericht ohne Zögern 
Deutſchlands Recht zum Minenlegen in der Elbmündung und im 
allgemeinen zum Ergreifen der aus militäriſchen Gründen notwendig 
erachteten Maßnahmen an. Soweit ſolche Notwendigkeiten ſich er⸗ 
ſtrecken, kann Staatsrecht vor dem Rechte des Einzelnen kommen; 
dieſes führt jedoch nicht zu dem Schluß, daß der Staat über die volle 
Ausübung ſeiner Rechte hinaus, die Rechte privater Neutraler voll⸗ 
kommen außer Acht laſſen darf. Er mag dieſes ſo weit tun, wie es 
durch militäriſche Gründe geboten iſt, aber darin liegt auch die richtige 
Grenze ſeines Rechts. Wo die Rückſicht auf das Recht privater Neu⸗ 
traler mit den militäriſchen Intereſſen und dem Recht des Staates 
vollkommen vereinbar iſt, hat nach Meinung des Schiedsrichters der 
Staat angemeſſene Rückſicht auf das Recht der privaten Neutralen zu 
nehmen, weil dieſes Recht, obwohl es vom Recht des Staates über⸗ 
troffen wird, dadurch doch nicht aufgehoben wird, ſondern im Gegen⸗ 
Gegenteil weiterbeſteht und außerhalb der Grenze des entgegengeſetzten 
Rechtes des Staates geachtet werden muß. Wenn der Staat das Recht 
eines privaten Neutralen zu einem Zeitpunkt und unter Umſtänden 
außer Acht läßt, wo die notwendige Berückſichtigung desſelben voll⸗ 
kommen mit dem Recht des Staates vereinbar war, und wo keine mili⸗ 
täriſchen Gründe oder Intereſſen ſolche Nichtbeachtung rechtfertigen 
können, kann das Unrecht, welches der Staat unnötigerweiſe und 
unverantwortlicherweiſe dem einzelnen Ausländer zufügt, als eine 
Handlung betrachtet werden, welche mit internationaler Rechtſprechung 
nicht übereinſtimmt. Betreffend der tatſächlichen Vorgänge in dieſem 
Falle gibt der Schiedsrichter, wie bereits oben angeführt, zu, daß 
der deutſche Staat berechtigt war, an der Elbmündung die von ihm 
für richtig gehaltenen Maßnahmen zu ergreifen. Dasſelbe gilt für 
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die vorgeſchriebene Unterſuchung in Hamburg, und die daraus fol⸗ 
gende Notwendigkeit für Schiffe, einen Ausreiſeerlaubnisſchein zu be⸗ 
kommen. Es bezieht ſich ferner auf die Befehle an Schiffe, welche 
die Elbe hinabfuhren, betreffend der Notwendigkeit, in Brunsbüttel 
einen See⸗ oder Kriegslotſen und weiter unten einen Minenlotſen 
zu beſchaffen. Dieſes vorausgeſetzt bleibt die Tatſache, daß nach Mei⸗ 
nung der zuſtändigen deutſchen Behörden die an der Elbmündung 
getroffenen Maßnahmen kein Verbot für irgendein Schiff bedeuteten, 
Hamburg zu verlaſſen und durch das Minenfeld auf das offene Meer 
zu fahren. Es iſt klar, ſoweit keine militäriſchen Gründe dazwiſchen 
traten, daß neutrale Schiffe Erlaubnis erhalten ſollten und auch tat⸗ 
ſächlich erhielten, derart auszufahren, und Maßnahmen wurden ge⸗ 
troffen, um ihnen dieſes in Sicherheit zu geſtatten. Dieſes war die 
beſondere Aufgabe der Minenlotſen. Es ift klar, daß alle zur Zeit 
in Hamburg liegenden neutralen Schiffe in Anbetracht der herrſchen⸗ 
den Umſtänden das größte Intereſſe hatten, ſo bald als möglich aus⸗ 
zufahren. Ihr Recht zum Ausfahren und zum Erhalten der Er⸗ 
laubnis zum Ausfahren kann nicht angezweifelt werden, weil mili⸗ 
täriſche Gründe nicht dagegen ſprachen. Es iſt offenſichtlich, daß es 
der einzige ordnungsgemäße Weg, mit allen dieſen Schiffen richtig 
und unparteiiſch zu verfahren, war, deren Ausreiſe in der Reihen⸗ 
folge ihres Eintreffens in Brunsbüttel anzuordnen und durchzuführen. 
Der Schiedsrichter ift ſich vollkommen bewußt, daß er hier keine leichte 
Kritik deſſen ausüben darf, was unter ſehr ſchwierigen Umſtänden 
getan wurde. Er iſt vollkommen bereit, weil er es im Intereſſe der 
Gerechtigkeit für richtig hält, die Schwierigkeit der ſich den deutſchen 
Behörden entgegenſtellenden Aufgabe aufs weitgehendſte zu berück⸗ 
ſichtigen. Wie weit er aber auch in dieſer Richtung geht, ſo bleibt 
doch die Tatſache beſtehen, daß das ſoeben von ihm erwähnte Ver⸗ 
fahren nicht nur der einzige Weg war, die notwendige Ordnung 
zwiſchen allen die Elbe hinabkommenden und in der Nähe des Minen⸗ 
feldes zuſammengedrängten Schiffen zu wahren, ſondern auch das 
einzige war, welches mit einer richtigen und unparteiiſchen Behand⸗ 
lung aller betreffenden neutralen Schiffe vereinbar war. Aus dem 
von Kapitän B. am 17. Sept. 1924 in Hamburg gegebenen Bericht 
geht hervor, daß dieſes wahrſcheinlich die Abſicht des Befehlshabers 
war, jedoch iſt ſie in der Tat niemals ausgeführt worden. Einer 
der Gründe hierfür mag geweſen ſein, daß Kapitän Cl. gleichzeitig 
Chef des Kommandoſtabes und ſelbſt beſonders Kommandant des 
Minenfeldes war. Dieſe letztere Aufgabe nahm ſeine ganze Zeit und 
Aufmerkſamkeit in Anſpruch, und die notwendigen Maßnahmen in 
Brunsbüttel wurden nicht getroffen. In der Meinung des Schieds⸗ 
richters waren in Brunsbüttel notwendige Maßnahmen zu treffen 
und beſonders die notwendigen Befehle zu erteilen, daß herunter⸗ 
fahrende Dampfer anzuhalten hatten, damit ſie einer nach dem 
anderen weiter durch das Minenfeld fahren konnten. Dieſe Schiffe 
waren ganz über die notwendigen Richtlinien zu unterrichten und 
mußten gültige und vollſtändige Befehle erhalten. 

Wenn es aus militäriſchen Gründen wünſchenswert erſchien, 
daß ſie weiter den Fluß hinauf zurückgeſandt wurden, mußten ſie 
geeignete Befehle erhalten, damit ſie nicht weiter als notwendig 
zurückfuhren und daß ſo die Ausfahrt die Elbe hinab und durch 
das Minenfeld, ſo bald es die Umſtände geſtatteten, wieder auf⸗ 
genommen werden konnte. Tatſächlich ergibt ſich aus den Ausſagen 
verſchiedener Kapitäne, daß keine derartigen Befehle erteilt wurden, 
was durch keine Beweiſe ſeitens der Bekl. beſtritten wurde. Einer 
der Kapitäne wurde nach Hamburg zurückbefohlen, andere wurden 
angehalten oder die Elbe hinauf zurückgeſandt ohne irgendwelche Be⸗ 
fehle oder Informationen. Das Ergebnis war, daß Schiffe, welche 
alle notwendigen Erlaubnisſcheine bereits am 1. Auguſt erhalten 
hatten, ſelbſt am 3. Auguſt noch nicht durch das Minenfeld fahren 
konnten, obwohl kein Verſchulden der betreffenden Kapitäne als 
Urſache ſolcher Verzögerungen feſtgeſtellt werden kann. Wie der 
Schiedsrichter bereits im Falle Kapitän L. gejagt hat, können die 
Bekl. gleichfalls nicht die Schuld für die Verzögerungen auf den 
Kapitän abwälzen, der beim Hinabfahren der Elbe ohne genügende 
Anweiſungen aufgehalten wurde und entweder ſofort oder auf An⸗ 
raten des deutſchen Lotſen beſchloß, daß es das beſte wäre, nach 
Hamburg zurückzufahren, um dort die Aufhebung des Verbotes zu 
erwirken. Dieſes iſt noch mehr der Fall, wenn der Kapitän den 
ausdrücklichen Befehl erhalten hatte, nach Hamburg zurückzufahren, 
wie es bei der „May Scott“ zutraf. 

Die Bekl. führt an, daß, als die „May Scott“ zum zweiten 
Male am Abend des 3. Auguſt Cuxhaven erreichte, „ſie nicht an 
der Reihenfolge zum Abſenden war“, und ferner, daß „ſie noch nicht 
einmal an der Reihe war, als am Abend des 4. Auguſt zwiſchen 
England und Deutſchland Krieg ausgebrochen war“ Nun iſt die 
Vorſchrift, daß jedes Schiff in der richtigen Reihenfolge ausfahren 
ſollte, genau die Regel, welche nach Meinung des Schiedsgerichts von 
Anfang an hätte vorgeſchrieben und durchgeführt werden müſſen, und 
die Tatſache, daß dieſes nicht geſchehen iſt, hat die „May Scott“ 
ihres zweifelloſen Rechtes beraubt, mit unter den allererſten Schiffen 
auszufahren, weil ſie den notwendigen Erlaubnisſchein in Hamburg 
bereits am 1. Auguſt erhalten hatte und eins der erſten Schiffe war, 
welches Hamburg verließ und die Elbe hinabfuhr. Das Schieds⸗ 
gericht iſt daher der Meinung, daß betreffend der „May Scott“ die 
falſche Weiſe, in welcher die Schiffe zwiſchen dem 1. und 3. Auguſt 
bezüglich der Reihenfolge, in welcher ſie durch das Minenfeld fahren 
durften, vor dieſem zurückgehalten wurden, auf eine „begangene Hand⸗ 
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lung“ i. S. des 8 4 des Anhanges zu Abſchn. IV Teil X FV. hinaus⸗ 
läuft Sie kann in der Tat als eine in Anbetracht des internatio- 
nationalen Rechts nicht gerechtfertigte Handlung angeſehen werden, 
weil ſie in keiner Weiſe durch militäriſche Intereſſen notwendig war. 
Sie war ſicherlich auf leine militäriſchen Erwägungen zurückzuführen, 
ſondern nur das Ergebnis der Tatſache, daß die einzig richtigen 
Maßnahmen zur Erzielung unparteiiſcher Behandlung der neutralen 
Schiffe, die wahrſcheinlich auch von den zuſtändigen Behörden er⸗ 
wogen worden waren, von den Beamten nicht ausgeführt wurden, 
welchen die Abfertigung der vor dem Minenfeld bei Cuxhaven oder 
Brunsbüttel befindlichen Schiffe oblag. 


(J. P. Mellentin w. Deutſches Reich, Caſe 67.) 


9. 1. Zuſtändigkeit des Gem. Gan zur Entſch. 
gemäß 85 des Anhangs zu Abſchnitt IV Teil X F V. 
2. Einzigartiges Vervielfältigungsmittel i. S. dieſer 
Beſtimmung. 3. Der Reſtitutionsanſpruch aus Art. 297 F V. 
ſteht britiſchen Staatsangehörigen nicht zu. 

Kl. ift eine GmbH. unter engliſchem Geſetz und ift in Hayes, 
Middleſex, England, eingetragen. Die deutſche Gr.⸗A.⸗G. und die 
Po.⸗Werke A.⸗G. ſind nach deutſchem Geſetz in Deutſchland einge⸗ 
tragen. 

Etwa am 30. Jan. 1900 trat die Gr.⸗Co. Ltd. in London 
in einen Vertrag mit der deutſchen Gr.⸗A.⸗G., in welchem unter 
anderem folgendes vereinbart wurde: 

„Es wird ausdrücklich vereinbart, daß die Gr.⸗Co. Ltd., London, 
das ausſchließliche Beſitz- und Verfügungsrecht aller Preßmatrizen 
hat, ſelbſt, wenn ſolche von der deutſchen Gr.⸗A.⸗G. hergeſtellt ſind. 
Die deutſche Gr.⸗A.⸗G. darf daher keinerlei Preßmatrizen für keinerlei 
Perſonen außer der Gr.⸗Co. Ltd. London, herſtellen.“ 

Laut angeführtem Vertrag ſtellte die deutſche Gr.⸗A.⸗G. Matrizen 
her und fabrizierte Schallplatten zum Verkauf durch die britiſche 
Geſellſchaft oder zum eigenen Vertrieb. 

Am 12. Dez. 1900 wurde das Geſchäft der Gr.⸗Co. Ltd. an 
Kl. verkauft, welche damals unter dem Namen Gr. & T. Ltd. eim- 
getragen waren; und die Nutznießung des Vertrages mit der deut⸗ 
ſchen Gr.⸗A.⸗G. ging daher auf Kl. über. 1907 änderte Kl. ſeine 
Firma in Gr.⸗Co., Ltd. Seit 1900 waren alle Aktien der deutſchen 
Gr.⸗A.⸗G. im Beſitz des Kl., welcher hierdurch die deutſche Firma 
kontrollierte. 

Bis zum Ausbruch des Krieges blieb der Vertrag v. 30. Jan. 
1900 in Kraft und war nur Zuſätzen unterworfen, welche für den 
vorliegenden Fall unwichtig ſind. 

Am 26. Nov. 1916 ernannte der preuß. Handelsminiſter einen 
Herrn L. zum Liquidator des in Deutſchland gelegenenen Beſißes 
der Gr.-Eo. Ltd., London, und beſonders deren Aktienbeſitzes an der 
deutſchen Gr.⸗A.⸗G., Berlin und Hannover. Deren Liquidation wurde 
vom Reichskanzler auf Grund der VO. v. 31. Juli 1916 bezüglich 
der Liquidierung britiſcher Unternehmungen (RGBl. 371) angeordnet. 
Zu jener Zeit beſtand der Beſitz der Kl. in Deutſchland aus den 
Aktien der deutſchen Gr.⸗A⸗G., der im Vertrag v. 30. Jan. 1900 
erwähnten Matrizen, der Aktien einer anderen Geſellſchaft der Int. 
Zon. Co. und außerdem Patenten und Warenzeichen auf den Namen 
ſowohl des Kl., als der Zo.⸗Co. 

Der Liquidator verkaufte die Aktien der dtſch. Gr.⸗A.⸗G., welche 
Eigentum der Kl. waren, für 1000 000 % — und die Matrizen 
für 300 000 % — an die Po.⸗Werke, ein Konkurrenzunternehmen. 
Später verkaufte er der deutſchen Gr.⸗A.⸗G. gehörendes Wachs an 
die Po.-Werke M.G. 

Nach Abſchluß des FV. erließ die deutſche Regierung auf ord⸗ 
nungsgemäßen Antrag des Kl. einen Befehl zur Auslieferung aller 
Originalmatrizen von den Po.⸗Werken A.⸗G. an Kl. Dieſer wurde 
ausgeführt gemäß SD des Anhangs zu Abſchn. LV Teil X des JV. 

Die Po.⸗Werke haben 38 584 Originalmatrizen von den 45999, 
welche der Liquidator verkauft hat, ausgeliefert, und behaupten, daß 
der Befehl ſich nur auf die Originalmatrizen bezog, welche vor dem 
4. Aug. 1914 angefertigt waren. Die Kl. beſtreiten dies, und ſie 
behaupten, daß die derart gelieferten Matrizen nicht alle einzigartigen 
Vervielfältigungsmittel ſind, welche ihnen nach dem oben angeführten 
Paragraphen zuſtehen. 

Hierüber ſchweben Verfahren vor dem LG. Berlin. 

Kl. beanſprucht in Klage 78 von der deutſchen Regierung die 
Rückgabe 

a) aller vorhandenen Aktien der deutſchen Gr.⸗A.⸗G. und Beſitz 
irgendwelcher Art, der jetzt oder ſeit dem 1. Aug. 1914 in Händen 
der deutſchen Gr.⸗A.⸗G. iſt; 

b) die Matrizen als einzigartige Vervielfältigungsmittel laut 
55 des Auhanges zum Abſchn. LV Teil X des FV.; 

c) alle am oder ſeit 1. Aug. 1914 im Beſitz der deutſchen 
Gr.⸗A.⸗G. befindlichen Aktien anderer Geſellſchaften, insbeſondere 
Aktien der öſterr. Gr.⸗ GmbH., Wien, ſterreich. 

In Klage 79, wie gegen deutſche Gr.⸗A.⸗G. und Po.⸗Werke 
A.⸗G., verlangen Kl. Auslieferung von Schallplatten, welche direkt 
oder indirekt von Matrizen, die beim Ausbruch des Krieges in Hän⸗ 
den der deutſchen Gr.⸗A.⸗G. waren und jetzt im Beſitz der deutſchen 
Gr.⸗A.-G. und der Po.⸗Werke AG., der Angeſtellten, Vertreter oder 
von ihnen kontrollierten Geſellſchaften ſeit dem 4. Aug. 1914 im 
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SE zu den Vorſchriften des FV. hergeſtellt ober gehandelt 
wurden. 

Wie das Tribunal in der Entſch. Nordd. Bank w. Bord of 
Trade et Public Truſtee erklärt hat, iſt es der Meinung, daß über 
die Beſtimmung hinaus, in welchen ſeine Zuſtändigkeit ausdrücklich 
erwähnt ift, es in ſolchen weiteren Beſtimmungen zuſtändig ſei, welche 
direkten Bezug haben oder Fragen anſchneiden, welche direkten Bezug 
haben auf ſolche Vorſchriften, in welchen ſeine Zuſtändigkeit aus⸗ 
drücklich erwähnt wird. In der Meinung des Tribunals iſt dieſes 
der Fall bei §5 der Anlage zu Abſchn. IV Teil X des FV. Das 
Merkmal dieſer Vorſchrift iſt die Tatſache, daß es ſich um eine Geſell⸗ 
ſchaft von Staatsangehörigen einer der verbündeten Mächte handelt, 
welche vor dem Kriege Kontrolle über eine deutſche Firma hatten. 
Infolge dieſer Kontrolle war das Schicksal der deutſchen Geſellſchaft 
wirtſchaftlich in Händen der kontrollierenden Geſellſchaft, und gemein- 
ſamer Beſitz war tatſächlich in Händen der erſteren. 8 5 des Anhanges 
erwähnt Warenzeichen und ausſchließliche Vervielfältigungsmitkel, 
welche beide Geſellſchaften gemeinſam hatten. Es iſt ſelbſtverſtändlich, 
daß 8 5 des Anhanges ganz überflüſſig wäre, wenn keine außer⸗ 
ordentlichen Kriegsmaßnahmen in Deutſchland getroffen worden wären, 
welche die Kontrolle der kontrollierenden Geſellſchaft über die deutſche 
Firma beeinträchtigten, weil wirtſchaftlich und tatſächlich infolge der 
ungeſtörten Kontrolle die kontrollierende Geſellſchaft nach dem Kriege, 
wie ſie es vor dem Kriege war, fortfahren würde, der tatſächliche 
Beſitzer der Warenzeichen und ausſchließlicher Vervielfältigungsmittel 
zu ſein. 

Die Vorſchriften des 85 des Anhanges find gerade darum im 
FV. erlaſſen worden, weil dieſe Kontrolle weggenommen iſt, und 
er kann keinen anderen Zweck haben, als dem Schaden, den die kon⸗ 
trollierende Geſellſchaft erleidet, ein Ende zu machen. Mit anderen 
Worten ift 85 in direktem Zuſammenhang mit der Schadensfrage 
und der enkſprechenden Entſchädigung, für welche im Art. 297 (e) 
FV. ausdrücklich die Zuſtändigkeit des GemShb. feſtgelegt ift. Die 
Schlußfolgerung iſt, daß das Tribunal für 85 des Aar zu⸗ 
ſtändig iſt, und dieſes wird noch verſtärkt durch die Überlegung, daß 
die in dieſem Paragraphen behandelte Frage eher eine rechtliche als 
eine verwaltungstechniſche iſt, und daß es daher dem Sinne des 
FV. entgegengeſetzt wäre, anzunehmen, daß dieſe Frage laut JV. 
von den ordenklichen Gerichten in Deutſchland oder in den verbündeten 
Staaten geregelt werden ſollte. 

Das Tribunal iſt daher der Meinung, daß 85 des Anhanges 
eine der Vorſchriften innerhalb feiner Zuſtändigkeit fei, obwohl dieſe 
nicht ausdrücklich erwähnt iſt. 

In der Meinung des Tribunals iſt der Ausdruck „einzigartige 
Vervielfältigungsmittel“ (Procédés exclusifs de fabrication) im 
FV. angewendet worden, um Vervielfältigungsmittel auszuſchalten, 
welche nicht ausſchließlich zum Zwecke des Herſtellens der betreffenden 
Waren oder Gegenſtände gedienk haben oder dienen, daß ſie aber alle 
ſolche Mittel umfaſſen, welche ausſchließlich zum Herſtellen ſolcher 
Gegenſtände oder Waren gedient haben, dienen oder fortlaufend dienen 
werden. Dieſes iſt der Fall bei allen Matrizen und auch den abge⸗ 
nommenen Kopien, welche zur Herſtellung der Schallplatten verwendet 
werden. Dieſe Anſicht wird bekräftigt durch die Überlegung, daß, 
wenn abgenommene Matrizen nicht als einzigartige Verviel⸗ 
fältigungsmittel anzuſehen wären, es vollkommen überflüſſig und 
fogar ſinnlos geweſen wäre, in 85 vorzuſchreiben, daß die deutſche 
Geſellſchaft berechtigt iſt, von der Geſellſchaft, welche die einzigartigen 
Vervielſältigungsmittel übergeben werden, abgenommene Matrizen 
zum Zwecke der Fortführung der Vervielfältigung der Waren inner⸗ 
halb des deutſchen Gebietes zu ermöglichen. Dieſes zeigt, daß die 
deutſche Geſellſchaft nicht berechtigt ift, abgenommene Matrizen zurück⸗ 
zubehalten, und daß ſolche abgenommenen Matrizen einbegriffen ſind 
in der Auslegung einzigartiger Vervielfältigungsmittel im FL. 

In der Meinung des Tribunals bezieht fih § 5 nicht ausſchließ⸗ 
lich auf ſolche Gegenſtände, die bereits hergeſtellt waren, und deren 
Beſitz vor Ausbruch des Krieges beiden Geſellſchaften gemeinſam war. 

Bezüglich der Frage, gegen wen nach 85 des Anhangs zu 
Abſchn. IV Teil X des FV. Entſcheidung gefällt wird, ift das Tribunal 
in Anbetracht des Inhaltes dieſes Abſchnittes der Meinung, daß die 
Entſcheidung nur gegen die deutſche Regierung gegeben werden kann, 
welche die fraglichen Gegenſtände, unbeſchadet der Perſonen, in deren 
Händen ſie auf deutſchem Gebiet ſind, übergeben muß. 

In weiterer Behandlung der Behauptung des Kl., daß Art. 2978 
auf dieſe Verfahren Anwendung finde, weil das ganze Eigentum der 
deutſchen Gr.⸗A.⸗G. nicht liquidiert war, iſt das Tribunal entgegen⸗ 
geſetzter Meinung. Laut den Vorſchriften des §1 des Anhangs zu 
Abſchn. IV Teil X des JV. ift alles Geſchehene endgültig und bindend. 
Der Schluß des Art. 297 a bezieht ſich nur auf ſolchen beſtimmten 
Beſitz, der am kritiſchen Datum nicht vollkommen liquidiert war. 

Art. 297 f kann auf dieſe Verfahren nicht angewendet werden. 
Daher iſt Kl. in Klage 78 nicht zum Rückerhalt der Aktien der 
deutſchen Gr.⸗A.⸗G. und Beſitz irgendwelcher Art, der jetzt oder feit 
1. Aug. 1914 der deutſchen Gr.⸗A.⸗G. gehört, berechtigt. Er iſt da⸗ 
her auch nicht zum Rückerhalt der von der deutſchen Gr.⸗A.⸗G. 
am oder ſeit 1. Aug. 1914 beſeſſenen Aktien anderer Geſellſchaften, 
einſchließlich beſonders der Aktien der öfter, Gr.⸗ GmbH., Wien, 
Oſterreich, berechtigt. 
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Da das Tribunal nach $5 des Anhanges zu Abſchn. IV zu- 
ſtändig iſt, bleibt die Frage der genauen Gegenſtände der Klage bez. 
Rückgabe, auf welche Kl. nach $5 des Anhanges Anrecht hat. Dieſe 
Gegenſtände ſind die folgenden: 

1. Alle vor dem 4. Aug. 1914 aufgenommenen Wachsoriginale, 
ſoweit ſie noch vorhanden ſind. 

2. Alle Originalmatrizen mit deren Deckeln, die von Wachs⸗ 
originalen hergeſtelt find, welche vor dem 4. Aug. 1914 aufgenommen 
wurden. 

3. Alle davon hergeſtellten Arbeitsmatrizen. 

4. Alle Kopien von ſolchen Originalmatrizen. 

5. Alle Arbeitsmatrizen, hergeſtellt von ſolchen Kopien. 

6. Alle Verzeichniſſe von ſolchen Matrizen oder Kopien. 

In der Meinung des Tribunals ſtellt das Folgende keine einzig⸗ 
artigen Vervielfältigungsmittel dar: Aufnahme⸗Apparate. Aufnahme- 
Käſten und irgendwelche Kopien derjelben. 

Ferner beziehen fih die Vorſchriften des 85 des Anhauges zu 
Abſchn. IV Teil X FV. nicht auf irgendwelche Wachsoriginale, welche 
von der deutſchen Gr.⸗A.⸗G. feit dem 4. Aug, 1914 hergeſtellt mur- 
den, noch auf deren Kopien, noch deren Originalmatrizen, noch deren 
Kopien, noch der von ſolchen Originalmatrizen hergeſtellten Arbeits⸗ 
matrizen, noch deren Kopien. 

Wie gegen die deutſche Gr.⸗A.⸗G. und die Po.⸗Werke A.⸗G. 
19 Kl. nicht berechtigt zum Erhalt der von ihnen verlangten Shall- 
platten. 

Kl. hat gebeten, daß Bedingungen über das Übergeben abge⸗ 
nommener Kopien an die deutſche Gr.⸗A.⸗G. laut dem Schluß des 
85 des Anhanges und Bedingungen über deren Verkauf und Be⸗ 
nutzung feſtgelegt werden. 

Das Tribunal will keinen Mißbrauch der abgenommenen Kopien 
durch die deutſche Geſellſchaft vorausſetzen und läßt Kl. im Falle 
von irgendeinem Mißbrauch das Klagerecht. 


(Urt, v. 11. Juli 1924, The Gramophone Co. Ltd. w. Deutſches 
Reich und w. Deutſche Grammophon AktG., Claim 78 und 79.) 


10. Ein von einem deutſchen Gerichte gemäß § 885 
Abſ. 4 BPO. erlaſſene Verſteigerungsanordnung tft als 
eine Vollſtreckungsmaßnahme i. S. des Art. 300 F V. an⸗ 
zuſehen, die das deutſche Reich zum Schadenserſatz vers 
pflichtet. 

Im Laufe des Krieges erhielt der Vermieter der Wohnung 
gemäß Verfügung der deutſchen Gerichte die Mietszahlungen von 
Mr. Kis Konto bei der Deutſchen Bank. Als das verfügbare Gut⸗ 
haben in dieſer Weiſe aufgebraucht war, erhielt er eine Verfügung 
für den Verkauf von Wertpapieren, die Mr. K. gehörten und die in 
Deutſchland waren. Im Juni 1918 beantragte und erhielt der Ver⸗ 
mieter eine Verfügung für den Beſitz der Wohnung. Die Verfügung 
wurde vom Gerichtsvollzieher ausgeführt, der die Möbel ausräumte. 
Zu einem ſpäteren Zeitpunkt wurde die Einrichtung der Wohnung 
gemäß 8 885 BPD. verkauft. Der Geſamterlös der Einrichtung be⸗ 
trug 24 227,76 A. Dieſer Betrag wurde beim Gericht in Char- 
lottenburg hinterlegt. 

Der Kl. behauptet, daß der erzielte Betrag weit unter dem 
Wert der Möbel und Einrichtung zur Zeit des Verkaufes war. 
Er gibt an, daß der Wert zu jener Zeit beinahe 600 000 % war. 
Es ſcheint, daß der Inhalt der Wohnung 1914 mit 1500 £ gegen 
Feuersgefahr verſichert war. 

Gemäß der Entſch. des Tribunals in Sachen Smith w. Deut⸗ 
ſche Regierung wird von dem Bekl. geltend gemacht, daß es einem 
Kl. nur in Verfahren gegen die Perſon, welche das Urteil erhalten 
hat, freiſteht, Klage nach Art. 302 anzuſtrengen. Es wurde weiter 
geltend gemacht, daß in Fallen, in welchen Vollſtreckung auf Grund 
eines Urteils vollzogen ift, ein Kl., um Erfolg zu haben, zunächſt 
Schritte unternehmen muß, um das Urteil, auf Grund deſſen die 
Vollſtreckung ausgeführt wurde, beiſeite zu ſetzen. 

Nach der Meinung des Tribunals war der Verkauf der Çin- 
richtung zweifellos eine Vollſtreckungsmaßnahme. Er wurde von 
dem ordentlichen deutſchen Gericht verfügt. Ziele letzte Vollſtreckungs⸗ 
maßnahme wurde vom Vermieter nicht verlangt, und es war auch 
nicht die automatiſche oder notwendige Folge der vom Vermieter 
eingebrachten Klage. Die unternommenen Schritte lagen in der 
Entſch. des deutſchen Gerichtes. Der Kl. erhielt keine Benachrichti⸗ 
gung über die Verfügung für den Verkauf oder daß überhaupt der⸗ 
artige Schritte geplant waren. 


Das Tribunal iſt daher der Meinung, daß der Anſpruch unter 
die Ausführungen des Art. 300 (b) fällt, und daß der Kl. daher 
Aunſpruch darauf hat, Erfolg zu haben. 

(Deutſch⸗Engl. GSHSH-, Urt. v. 12. Febr. 1925, Kerby w. Deutſches 
Reich, Claim 127.) 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Deutſch-Italieniſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof 


1. Im Ausgleichs verfahren erfolgt auch Verzinſung 
von Forderungen, bei denen eine vertragsmäßige Bing- 
pflicht nicht beſteht. f) 

Die Vorſchrift des § 22 der Anlage nach Art. 296 FV. be 
ſchränkt ſich nicht auf die Feſtſetzung des Zinsfußes, ſondern ſetzt 
eine ausdrückliche Verpflichtung zur Zahlung von Zinſen feft. Das 
ergibt ſich zwingend aus dem Wortlaut des genannten Paragraphen, 
deſſen erſter Abſatz in allgemeiner Faſſung ſagt, daß „les dettes 
porteront intérêts dans les conditions suivantes“ (die Schulden 
gemäß nachſtehenden Bedingungen verzinſt werden), während der 
zweite Abſatz von der Verpflichtung zur Zinszahlung eine ganze 
Reihe von Schulden (Dividenden, Zinſen uſw.) wegen ihrer beſon⸗ 
deren Natur ausnimmt, und ſomit indirekt beſtätigt, daß Zinſen 
für alle anderen Schulden bezahlt werden müſſen. Auch der vierte 
Abfatz, der vorſchreibt, daß „les intérêts courent du jour de 
Pouverture des hostilités ou du jour de P&ch&ance si la dette 
à recouvrer est &chue au cours de la guerre“ (die Zinſen vom 
Tage der Eröffnung der Feindſeligkeiten an oder, wenn die zu 
zahlende Schuld im Laufe des Krieges fällig geworden iſt, vom 
Fälligkeitstage an laufen), beweiſt die Abſicht der vertragſchließenden 
Mächte, eine obligatio ex lege zur Zahlung von Zinſen auch für 
den Fall, daß dieſe nicht vereinbart ſein ſollten, feſtzuſetzen. 

Dieſe Löſung war bedingt durch Gründe offenbarer Billigkeit. 
Da der Krieg und die durch ihn geſchaffene Lage die Einziehung der 
fälligen unverzinslichen Forderungen oder die Inverzugſetzung des 
Schuldners zwecks Inlaufſetzung von Verzugszinſen unmöglich machte, 
würde er dem Schuldner einen unverdienten Vorteil zu Laſten des 
Gläubigers gebracht haben, wenn der Friedensvertrag nicht die Frage 
nach den Grundfägen der Billigkeit einer Löſung zugeführt hätte. 
Eine ſolche bringt nun gerade der 8 22, der die Verpflichtung zur 
Zahlung von Zinſen vom Beginn der Feindſeligkeiten an für die 
bereits fälligen Schulden und vom Tage der Fälligkeit an für die 
während des Krieges fällig gewordenen Schulden feſtſetzt, und den 
Zinsfuß auf 50% feſtlegt, ſofern Vertrag, Geſetz oder örtliches 
Gewohnheitsrecht ihn nicht in anderer Weiſe beſtimmt haben. Die 
Verpflichtung zur Zahlung von Zinſen von dem erwähnten Zeitpunkt 
an ift allgemein und uneingeſchränkt; denn auch in dem Falle, daß 
die Parteien Unverzinslichkeit der Schuld vereinbart hatten, ſollte 
und konnte eine derartige Vereinbarung nur Wirkſamkeit haben bis 
zum Tage der Fälligkeit der Schuld, da von da ab der Gläubiger 
die Möglichkeit hatte, ſeine Forderung einzuziehen oder durch In⸗ 
verzugſetzung zinstragend zu machen. Deshalb müſſen auch für die 
Schulden, bei denen vertragsmäßig die Zahlung von Zinſen etwa 
ausgeſchloſſen war, gemäß der Vorſchrift des 8 22 vom Tage ber 
Eröffnung der Feindſeligkeiten bei den ſchon fälligen und vom Tage 
der Fälligkeit bei den erſt im Laufe des Krieges fällig gewordenen 
Schulden Zinſen bezahlt werden. 

(Deutſch⸗Ital. SHEH., Entf. v. 11. Nov. 1924, O. V. w. A. & B.) 


Dentſch-Amerikauiſche Gemiſchte Schiedskommiſſion. 


1. Nach dem Berliner Vertrage zwiſchen Deutſch⸗ 
land und den Vereinigten Staaten beſtehen keine An⸗ 
ſprüche amerikaniſcher Lebensverſicherungsgeſellſchaften 
gegen das Deutſche Reich auf Erſatz von Verſicherungs⸗ 
ſummen, die fie an die Hinterbliebenen (ober fonftige 
Begünſtigte) verſicherter, durch deutſche Kriegshandlungen 
ums Leben gekommener Perſonen bezahlt haben. 7) 

Die Kommiſſion hat ſich hier mit einer Reihe von zehn typiſchen 
Fällen zu befaſſen, die ihr von der Regierung der Vereinigten Staa- 
ten zugunſten einiger amerikaniſcher Lebensverſicherungsgeſellſchaften 


Zu 1. Der Entſch. ift beizupflichten. 

In dem Urteil kommt der Gerichtshof zu dem Ergebnis, daß 
8 22 der Anlage nach Art. 296 FV. eine ſelbſtändige Verpflich⸗ 
tung zur Verzinſung von Ausgleichsſchulden begründet, ſo daß 
Zinſen auch dann zu entrichten find, wenn vertragsmüßig eine 
Verzinſung nicht vereinbart oder gar ausdrücklich ausgeſchloſſen war, 
und zwar in der Höhe von 50%. Die Entſch. entſpricht der Recht⸗ 
ſprechung des Deutſch-engliſchen Gemiſchten Schiedsgerichtshofs. 

RA. Dr. Julius Lehmann, Frankfurt a. M. 

Zu 1. a) Zur Erläuterung ſei vorweg bemerkt: Welche An⸗ 
ſprüche amerikaniſcher Staatsangehöriger Deutſchland zu erſetzen 
hat, beſtimmt ſich nach dem ſog. Berliner Vertrag zwiſchen Deutſch⸗ 
land und den Vereinigten Staaten v. 25. Aug. 1921, dem der RT. 
durch Gef. v. 20. Okt. 1921 (RGBl. 1317) zugeſtimmt hat, das mit 
der Verkündung am 30. Okt. in Kraft getreten iſt. Integrierender 
Beſtandteil des Berliner Vertrages iſt der vom Präſidenten der Ver⸗ 
einigten Staaten am 2. Juli 1921 genehmigte Kongreßbeſchluß, durch 
den der Kriegszuſtand zwiſchen Deutſchland und den Vereinigten 
Staaten für beendet erklärt worden ift. In den Abſchnitten (sec- 
tions) 2 und 5 dieſes Beſchluſſes haben die Vereinigten Staaten be- 
ſtimmte Vorbehalte wegen ihrer Auſprüche und der ihrer Giantsa 
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unterbreitet find, um von Deutſchland Erſatz für Verluſte (losses) 
zu erhalten, die ſie durch die Auszahlung von 18 auf das Leben 
von elf bei dem Untergang der „Luſitania“ umgekommenen Paſſa⸗ 
gieren abgeſchloſſenen Verſicherungen nach ihrer Behauptung er⸗ 
litten haben. Da der deutſche und der amerikaniſche Kommiſſar ſich 
nicht über das Ergebnis haben einigen können, find diefe Fälle dem 
Unparteiiſchen zur Entſch. vorgelegt worden. Der deutſche Ber- 
treter hat zugegeben, daß die verlangten Beträge von den Ver⸗ 
ſicherern gezahlt ſeien, aber beſtritten, daß auch nur ein Teil der 
Zahlungen Verluſte der Verſicherer darſtellten .. Der Stand- 
punkt des amerikaniſchen Vertreters läßt fih dahin zuſammenfaſſen: 
Für Todesfälle, deren Urſache bei der Abfaſſung der von den Ver⸗ 
ſicherern benutzten Sterblichkeitstabelle nicht vorausgeſehen oder in 
Rückſicht gezogen ſei, enthalte die gezahlte Prämie kein Entgelt; ſie 
ſeien daher für den Verſicherer verluſtbringend; Todesfälle auf Grund 
von Kriegsgefahren ſeien bei der Abfaſſung der von den Kl. be⸗ 
nutzten Sterblichkeitstafeln nicht berückſichtigt worden; da die beim 
Untergang der „Luſitania“ umgekommenen Verſicherten ihr Leben 


angehörigen an Deutſchland und wegen der Zurückhaltung und 
Liquidation deutſchen Eigentums gemacht. Dieſe Vorbehalte hat 
Deutſchland angenommen und ſich demgemäß in Art. I des Berliner 
Vertrages verpflichtet, den Vereinigten Staaten alle Rechte, Privi⸗ 
legien, Entſchädigungen, Reparationen und Vorteile zu gewähren, 
die in dem Kongreßbeſchluſſe näher bezeichnet ſind, einſchließlich 
aller Rechte und Vorteile, die zugunſten der Vereinigten Staaten 
in dem Verſailler Vertrage feſtgeſetzt ſind und die die Vereinigten 
Staaten in vollem Umfange genießen ſollen, ungeachtet der Tatſache, 
daß dieſer Vertrag von den Vereinigten Staaten nicht ratifiziert 
worden iſt. In Art. II ſind die Verpflichtungen Deutſchlands mit 
Bezug auf einzelne Beſtimmungen des Verſailler Vertrages näher 
umgrenzt. Zwecks Feſtſetzung der von Deutſchland nach dem Berliner 
Vertrage zu zahlenden Summe iſt am 10. Aug. 1922 zwiſchen 
Deutſchland und den Vereinigten Staaten ein Abkommen getroffen 
worden, dem der deutſche RT. durch Gef. v. 31. Jan. 1923 (RG Bl. II, 
113) zugeſtimmt hat. Durch dies Abkommen iſt zur Entſcheidung 
darüber, welche Anſprüche der Vereinigten Staaten und ihrer 
Staatsangehörigen von Deutſchland zu bezahlen ſind, eine gemiſchte 
Kommiſſion beſtellt worden, für die jeder Staat einen Kommiſſar 
ernannt hat; außerdem iſt ein Unparteiiſcher erwählt worden, der 
über alle die Fälle zu entſcheiden hat, in denen die Kommiſſare ver⸗ 
ſchiedener Meinung ſind, und über alle ſtrittigen Punkte, die ſich 
im Laufe der Verhandlungen zwiſchen ihnen ergeben ſollten. Die 
Kommiſſion iſt in Waſhington zuſammengetreten. Sie hat genaue 
Protokolle über ihre Verhandlungen zu führen. Zur Vertretung des 
Standpunktes der beiden Regierungen haben dieſe Staatsvertreter 
(agents) beſtellt. Die Entſcheidungen der Kommiſſion ſind end⸗ 
gültig und für beide Regierungen bindend. Dies gilt insbeſondere 
auch für diejenigen Entſcheidungen des Unparteiiſchen, denen ein 
Regierungskommiſſar nicht zugeſtimmt hat. Die Entſcheidungen 
werden fortlaufend von der Kommiſſion veröffentlicht. Bisher liegen 
ſieben Entſcheidungen gedruckt vor, von denen jedoch drei nur ſog. 
Richtlinien (Administrative Decisions I, II und III) für die eigent⸗ 
lichen Entſcheidungen der Kommiſſion bilden. Sie ſind aber deshalb 
beſonders wichtig, weil ſie infolge der endgültigen Natur der Kom⸗ 
miſſionsentſcheidungen als „law“ für dieſe gelten. Die A. D. I bee 
ſchäftigt ſich mit der Feſtlegung verſchiedener Begriffe, wie Kriegs⸗ 
dauer, Neutralitätsperiode, Dauer des Kriegszuſtandes zwiſchen 
Deutſchland und den Vereinigten Staaten, und einer Reihe von 
Verpflichtungen Deutſchlands, über deren Formulierung ſich die 
beiden Kommiſſare nicht hatten einigen können und die deshalb dem 
Unparteiiſchen zur Entſcheidung vorgelegt worden waren; nicht bor, 
unter fallen 1. Anſprüche der Vereinigten Staaten als ſolche gegen 
Deutſchland; 2. Schulden der deutſchen Regierung oder deutſcher Staats⸗ 
angehöriger an amerikauiſche Bürger; 3. Anſprüche auf Grund 
außerordentlicher Kriegsmaßnahmen oder Übertragungsanordnungen 
i. S. des 83 der Anlage zu Abſchn. 4 des X. Teils des BR; es find 
dies die jog. „ausgenommenen Anſprüche“ (excepted claims). Die 
A. D. II beſchäftigen ſich mit der Tätigkeit der Kommiſſion und ſtellen 
einige grundſätzliche Regeln für die Entſcheidungen der einzelnen 
ihr unterbreiteten Streitfälle auf, die A. D. III mit der Verpflichtung 
Deutſchlands zur Zinszahlung bei all den unter die A. D. J fal- 
lenden Anſprüchen und dem Umfang der Schadenserſaczpflicht Deutſch⸗ 
lands bei allen Anſprüchen wegen Eigentumsverluſtes. Von den 
bisher ergangenen fünf eigentlichen Entſcheidungen iſt beſonders 
wichtig diejenige über die Anſprüche unterhaltsberechtigter Hinter⸗ 
bliebener der beim Untergang der „Luſitania“ umgekommenen ameri⸗ 
kaniſchen Paſſagiere, auf die in der oben zu 1. abgedruckten Entſchei⸗ 
dung dauernd Bezug genommen wird, zwei Entſcheidungen über An⸗ 
ſprüche auf Erſatz von gezahlten Kriegsriſikoprämien (oben 2 und 3) 
und die unter 1. abgedruckte Eutſcheidung über die Anſprüche 
amerikaniſcher Lebensverſicherungsgeſellſchaften auf Erſatz der ihnen 
angeblich durch die infolge des Todes der mit der „Luſitania“ unter⸗ 
gegangenen Verſicherten zu früh eingetretene Fälligkeit der Ver⸗ 
ſicherungsſumme entſtandenen Schäden. 

b) Der Enti. it im Ergebnis zuzuſtimmen. Nach dent- 
ſchem, aber auch nach internationalem Recht kann eigentlich kein 
Zweifel daran beſtehen, daß Anſprüche der Lebensverſicherungs⸗ 
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durch eine Kriegsgefahr verloren und die Verſicherer ... für dieſe 
Gefahr kein Entgelt erhalten hätten, hätten ſie Verluſte, und zwar 
an ihrem Eigentum, erlitten, die gleich dem Unterſchiede zwiſchen der 
Verſicherungsſumme und den Reſerven feien ... 

Ohne auf dieſe Gründe und Gegengründe im einzelnen ein⸗ 
zugehen, ift es doch klar, daß eigenes Intereſſe und eine geſunde Ge 
ſchäftspolitik den Verſicherer, der eine Lebensverſicherung ohne auga 
drücklichen Ausſchluß eines Riſikos eingeht und das Leben einer Per⸗ 
fon ohne irgendwelche Einſchränkungen verſichert, veranlaßt haben 
müſſen, jedes mögliche Riſiko in Rückſicht zu ziehen, ohne Begren⸗ 
zung auf ſolche Gefahren, die die Grundlage der von ihm benutzten, 
mehr als ein halbes Jahrhundert vor dem Untergang der „Luſitania“ 
verfaßten Sterblichkeitstafel bilden. Auch wenn dieſe Tafel maß⸗ 
gebend ift, jo ift fie doch ſicherlich nicht der einzige Umſtand, den 
die Sachverſtändigen (actuaries) bei Beſtimmung des wirklichen 
Riſikos und der dafür zu zahlenden Prämie berückſichtigt haben. Eine 
Schwäche in der Beweisführung des amerikaniſchen Vertreters iſt die 
irrige Annahme, daß die Sterblichkeitstafel unbedingt den Betrag 


geſellſchaften nicht beſtanden. Jeder Verſicherer muß mit einer vere 
frühten Fälligkeit ſeiner Verpflichtung aus dem Verſicherungsver⸗ 
trage rechnen. Die Ungewißheit des Todes iſt das Riſiko, das er 
eingeht und das dem Lebensverſicherungsvertrag, der im übrigen die 
Natur eines Sparvertrages hat (vgl. meinen Art. „Lebens verſiche⸗ 
rungsvertrag“ in Manez’ Verſicherungslexikon, 2. Aufl., S. 861 ff. 
unter Ziff. 1), erſt den Charakter eines Verſicherungsvertrages gibt. 
Will ein Verſicherer ein beſtimmtes Riſiko, wie die Kriegsgefahr, 
ausſchließen, ſo muß dies ausdrücklich geſchehen, wie es früher bei 
den deutſchen Lebensverſicherungsverträgen durchweg geſchah. Mangels 
eines ſolchen Ausſchluſſes ift das betreffende Riſiko eingeſchloſſen. 
Der Verſuch der amerikaniſchen Geſellſchaften, ihre Zahlungsverpflich⸗ 
tung gegenüber den Police⸗Inhabern zu beſtreiten, iſt deshalb von 
den amerikaniſchen Gerichten mit Recht für unbegründet erklärt 
worden. Sie haben daher die vollen Verſicherungsſummen aus⸗ 
zahlen müſſen und dann verſucht, fih auf Grund des Berliner Ver 
trages an Deutſchland ſchadlos zu halten. Aus der Faſſung der 
Ziff. A der zu a erwähnten A. D.I, nach der Deutſchland für vers 
antwortlich erklärt wird für „all losses, damages or injuries to 
american nationals including losses, damages or injuries to their 
property“, zogen die Amerikaner die Folgerung, daß Deutſchland 
über Verluſte, Schäden und Verletzungen „to property“ hinaus 
für jeden Verluſt hafte. Dieſen Standpunkt hat der amerikaniſche 
Kommiſſar auch in feinem der eigentlichen Entſch. vorgedruckten 
Gutachten vertreten. Demgegenüber vertrat Deutſchland die An- 
ſicht, daß ein Verluſt überhaupt nicht vorliege und daß der Todesfall 
nicht die unmittelbare Urſache (proximate cause) für die Zahlungs⸗ 
verpflichtung der Geſellſchaft geweſen ſei. Der deutſche Kommiſſar 
ſtellte in ſeinem ebenfalls mitabgedruckten Gutachten den Begriff 
des Eigentums in den Vordergrund und kam dadurch zu einer Ab⸗ 
lehnung der Anſprüche der Verſicherer. Der Unparteiiſche hat letztere 
Frage, d. h. ob ein Eigentumsverluſt vorliege, dahingeſtellt ſein 
laſſen, einen Verluſt infolge der Verringerung der Gewinnchancen 
der Geſellſchaften angenommen, aber auf Grund der poſitiven Vor⸗ 
ſchriften des Berliner und Verſailler Vertrages und der daraus ab» 
geleiteten A. D. 1 und II verneint, daß derartige Anſprüche von 
Deutſchland zu erſetzen ſeien, weil die Handlung Deutſchlands, die 
den Tod der Verſicherten herbeigeführt habe, nicht die unmittelbare 
Urſache des Verluſtes der Kl. fei und die Schadenserſaßpflicht 
Deutſchlands bei Todesfällen für die Neutralitätsperiode auf einen 
beſtimmten Fall, nämlich die Anſprüche von unterhaltsberechtigten 
Hinterbliebenen von ums Leben gekommener Ziviliſten, beſchränkt 
fei. Man darf bei der Beurteilung der Entſch. nicht überſehen, daß 
das anglo⸗amerikaniſche Recht im weſentlichen Gewohnheitsrecht iſt, 
das mit Präjudizien arbeitet. Das läßt die Entſch., ſoweit ſie ſich 
nicht auf poſitive Beſtimmungen der Verträge ſtützt, auch genau 
erkennen. Die Abweiſung iſt im Grunde genommen deswegen er⸗ 
folgt, weil derartige Anſprüche bisher noch nie von Gerichten, mögen 
es nun internationale Schiedsgerichtshöfe oder ſtaatliche Gerichte ſein, 
zuerkannt, im Gegenteil, beſonders von den amerikaniſchen Gerichten, 
abgewieſen worden ſind. Für das Verſicherungsrecht ſind beſonders 
die Ausführungen intereſſant, die ſich mit der Vorausſehbarkeit des 
Eintritts des Todes oder ſonſtigen Schadenfalles befaſſen und es 
ablehnen, eine Sterblichkeitstabelle als maßgebenden Faktor für die 
Auslegung einer Verſicherungspolice anzuſehen, die länger als ein 
halbes Jahrhundert vor dem Abſchluß des Verſicherungsvertrages 
abgefaßt worden iſt. Was der Unparteiiſche über die Geltung der 
Verſicherungsbedingungen zuungunſten der Verfaſſer (actuaries) der 
Police ſagt, könnte auch das NG. geſchrieben haben, mit deſſen 
Rechtſprechung der Standpunkt der Entſch. inſoweit im weſentlichen 
übereinſtimmt. 

Die Entſch. ift um fo erfreulicher, als fie bei dem zähen 
Kampfe, wie er von amerikaniſcher Seite für die Geſellſchaften geführt 
wurde, einen großen Erfolg Deutſchlands darſtellt und auch bei der 
Höhe der angemeldeten Anſprüche (mehr als 40 Millionen Reichs⸗ 
mark) finanziell von erheblicher Tragweite iſt. Auch ſind die inci- 
denter getroffenen Feſtſtellungen über die Haftung Deutſchlands 
während der Neutralitätsperiode für andere Auſprüche von großem 
Werte. LOR. Kerſting, Berlin. 
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der verlangten Prämie beſtimmt. Es mag der einzige, wenn auch 
willkürliche Maßſtab fein, den die Verſicherungsagenten bei der 
Werbung benutzen, aber die Sachverſtändigen, die ... ſchließlich über 
Annahme oder Ablehnung jedes Riſikos entſcheiden, müſſen not⸗ 
wendigerweiſe alle feit der Aufftellung der Tafel eingetretenen 
Anderungen und Bedingungen der Ziviliſation berücksichtigen, ein- 
ſchließlich einerſeits der Verlängerung der durchſchnittlichen menſch⸗ 
lichen Lebensdauer durch verbeſſerte hygieniſche Bedingungen und der 
durch Einführung und Benutzung zahlreicher, ſeinerzeit unbekannter 
und unvorausgeſehener Behelfe des Verkehrs und der Wirtſchaft 
Kaes Vermehrung der Gefahren andererſeits. 

ie Bedingungen der Police, nicht der Umſtand, welche Ge⸗ 
fahren ihre Verfaſſer bei Eingehung der Verſicherung vorausgeſehen 
haben, beſtimmen, wofür ein Verſicherer bezahlt wird .. Mit 
anderen Worten: es beſteht keine Beziehung von Urſache und Wir⸗ 
kung zwiſchen 1. der Tatſache, ob der Verſicherer bei Abſchluß einer 
Verſicherung die Gefahr, die den Tod des Verſicherten in der Folge 
herbeigeführt hat, vorausgeſehen hat oder nicht, und 2. dem Verluſt 
oder Gewinn, je nachdem, des Verſicherers aus einer ſolchen Police. 

Der Anſpruch des amerikaniſchen Vertreters, daß die Verſicherer 
notwendig durch ihre Verpflichtung zur Bezahlung für die Todesfälle 
ihrer Verſicherten Verluſte erlitten haben, die auf einer nicht 
vorausgeſehenen und durch keine Extraprämie gedeckten Kriegsgefahr 
beruhen, iſt daher zurückzuweiſen. Andererſeits iſt es klar, daß die 
verfrühte Fälligkeit der nach den Policen zu leiſtenden Zahlungen zu 
Verluſten für ſie in dem Sinne geführt hat, daß ihre gegenwärtigen 
oder zukünftigen Gewinnchancen dadurch verringert worden find. Wil 
Rückſicht hierauf muß als feſtgeſtellt angeſehen werden, daß die 
Verſicherer in dieſem Sinne Verluſte in der von ihnen verlangten 
Höhe erlitten haben. Die Anſicht des deutſchen Vertreters, daß die 
Verſicherer überhaupt keine Verluſte erlitten hätten, iſt daher eben⸗ 
falls abzulehnen. 

Es bleibt die Frage: Iſt Deutſchland nach dem Vertrage von 
Berlin finanziell verpflichtet, Verluſte dieſer Art zu bezahlen? Der 
Unparteiiſche verneint diefe Frage. Die Entſcheidung beruht auf der 
Anwendung der Richtlinien (Administrative Decisions) I und II der 
Kommiſſion auf den vorliegenden Sachverhalt. Mit Rückſicht auf 
die Anſichten der ſtaatlichen Kommiſſare ſollen die Beſtimmungen des 
Berliner Vertrages, auf denen die Richtlinien und die Entſcheidung 
in den „Luſitania“⸗Fällen beruhen, kurz erörtert werden, ſoweit ſie 
die vorliegende Entſcheidung unmittelbar betreffen. 

Der Berliner Vertrag gründet ſich nach ſeinem ausdrücklichen 
Wortlaut auf die Beſtimmungen der Abſchnitte 2 und 5 des gemein⸗ 
ſamen, vom Präſidenten am 2. Juli 1921 genehmigten Kongreß⸗ 
beſchluſſes der Vereinigten Staaten, durch den unter genau feſt⸗ 
gejegten Vorbehalten und Bedingungen der Kriegszuſtand zwiſchen 
Deutſchland und den Vereinigten Staaten beendet worden iſt. Dieſe 
einſeitigen Vorbehalte hat Deutſchland in Art. I des Berliner Ver⸗ 
trages angenommen. Kraft dieſes Artikels gewährt Deutſchland den 
Vereinigten Staaten den Beſitz und Genuß aller Rechte, Privilegien, 
Entſchädigungen, Reparationen und Vorteile, die in dem Kongreß⸗ 
beſchluſſe näher bezeichnet find. (Es folgt eine Inhaltsangabe der 
Abſch. 2 und 5 dieſes Beſchluſſes.) Da Deutſchland die Beſtimmungen 
dieſes Beſchluſſes angenommen hat und die Vereinigten Staaten alle 
Rechte, Privilegien, Entſchädigungen, Reparationen und Vorteile, 
wie ſie in dem Beſchluß aufgezählt ſind, haben und genießen ſollen, 
ſo hat ſich Deutſchland verpflichtet, an die Vereinigten Staaten alle 
Anſprüche zu bezahlen, die unter die durch den Beſchluß umfaßten 
Kategorien fallen, einſchließlich derjenigen, die in ſolchen Beſtim⸗ 
mungen des Verſailler Vertrages enthalten ſind, die durch Bezug⸗ 
nahme Teil des Berliner Vertrages geworden ſind (vgl. Protokoll 
der Kommiſſion v. 15. Mai 1923). Wenn man den Verſailler Ver⸗ 
trag, ſoweit er Teil des Berliner Vertrages geworden iſt, unter dem 
Geſichtspunkte betrachtet, welche Rechte dort zugunſten der Ver⸗ 
einigten Staaten und ihrer Staatsangehörigen feſtgeſetzt find, fo... 
iſt in Art. 232 und der Anl. I dazu die Grundlage für Deutſch⸗ 
lands finanzielle Verpflichtungen gegenüber den Vereinigten Staaten 
nach dem Berliner Vertrage für Anſprüche aus allen Schäden zu 
finden, die amerikaniſche Staatsangehörige während der Dauer des 
Kriegszuſtandes zwiſchen Deutſchland und den Vereinigten Staaten 
erlitten haben ... Die Verpflichtung Deutſchlands zur Bezahlung 
von Anſprüchen amerikaniſcher Staatsangehöriger aus der Zeit der 
Neutralität der Vereinigten Staaten gründet ſich 1. auf die Beſtim⸗ 
mungen des Abſchn. 5 des erwähnten Kongreßbeſchluſſes und 2. auf 
diejenige Beſtimmung des Verſailler Vertrages, in der Deutſchland 
ganz allgemein die Bezahlung von Anſprüchen übernimmt, die auf 
Handlungen der deutſchen Regierung oder einer deutſchen Behörde 
während der Neutralitätsperiode beruhen (8 4 der Anlage zu Abſchn. 4 
des X. Teils des VV.) ... Die Stellung der Vereinigten Staaten 
als eines der hauptſächlichſten Sieger berechtigte ſie zu verlangen, 
daß ... ihre Staatsangehörigen nicht für ihre Neutralität beſtraft, 
ſondern in Hinſicht auf alle während der Neutralität Amerikas durch 
Handlungen Deutſchlands verurſachten Schäden den Angehörigen der 
verbündeten Mächte, die während dieſer Zeit Schäden erlitten haben, 
gleichgeſtellt werden ſollten. Dies war der Zweck der zuletzt genannten 
Beſtimmung. Ihr Ergebnis iſt, daß Deutſchland Reparationsanſprüche 
amerikaniſcher Untertanen für Verluſte, die ſie während der Zeit 
der amerikaniſchen Neutralität erlitten haben und die in Art. 232 
und der Anl. I dazu bezeichnet find, ebenſo zu bezahlen hat, wie es 
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verpflichtet iſt, alle anderen alliierten und aſſoziierten Mächte für 
gleiche Schäden zu bezahlen, die ihre Angehörigen unter gleichen Um- 
ſtänden während derſelben Zeit und in einigen Fällen auf Grund 
der gleichen Handlung erlitten haben. Durch 8 4 der Anlage zu 
Abſchn. 4 des 10. Teiles des VV. ſind die in Art. 232 und ſeiner 
Anlage aufgeführten Verpflichtungen Deutſchlands für die Zeit des 
Kriegszuſtandes mit den Vereinigten Staaten ausgedehnt auf die 
Schäden, die amerikaniſche Staatsangehörige durch Handlungen 
Deutſchlands während der Neutralitätsperiode erlitten haben. Nach 
Abſchn. 5 des Kongreßbeſchluſſes iſt Deutſchland verpflichtet, alle 
Anſprüche amerikaniſcher Staatsangehöriger, die ſeit dem 31. Juli 
1914 „durch Handlungen der kaiſerlich deutſchen Regierung oder 
ihrer Vertreter .. Verluſte, Schäden oder Verletzungen ihrer Perſon 
oder ihres Eigentums, direkt oder indirekt erlitten haben“, zu be⸗ 
zahlen. Alle dieſe Beſtimmungen ſind Teil des Berliner Vertrages 
geworden. Aus ihnen hat die Kommiſſion die Grundſätze abgeleitet, 
die in den Richtlinien Nr. I enthalten find und ſoweit fie die pop: 
liegenden Fälle betreffen, lauten: „Die finanziellen Verpflichtungen 
Deutſchlands gegenüber den Vereinigten Staaten nach dem Berliner 
Vertrage für Anſprüche, die die Vereinigten Staaten zugunſten ihrer 
Staatsangehörigen vertreten, abgeſehen von den ſogenannten „aus⸗ 
genommenen Anſprüchen“, umfaſſen A) alle Verluſte, Schäden, Ver⸗ 
letzungen derſelben, einſchließlich Verluſte, Schäden oder Verletzun⸗ 
gen ihres Eigentums, wo immer es auch ſich befinden mag, die ſie 
unmittelbar oder mittelbar während der Dauer des Krieges durch 
Kriegshandlungen Deutſchlands oder ſeiner Vertreter erlitten haben, 
jedoch mit der Maßgabe, daß während der Zeit des Kriegszuſtandes 
zwiſchen beiden Parteien Schäden aus Verletzungen und dem Tode 
von Perſonen, abgeſehen von den Kriegsgefangenen, auf Ver⸗ 
letzungen und den Tod von Ziviliſten beſchränkt fein ſollen.“ 

Dies führt uns zu der Frage: Welche Schadenserſatzanſprüche, 
die ſich auf den Verluſt von Menſchenleben beim Untergang der 
„Luſitania“ ſtützen, find im Berliner Vertrag enthalten? Nir⸗ 
gends ſonſt in dem Vertrage it ausdrücklich der Erſatz für Schäden 
erwähnt, den amerikaniſche Staatsangehörige durch Verletzungen 
mit Todeserfolg erlitten haben. Die einzige Beſtimmung, die Deutſch⸗ 
land ausdrücklich zum Schadenserſatz in Todesfällen verpflichtet, 
iſt auf den Schaden beſchränkt, den amerikaniſche unterhaltsberech⸗ 
tigte Hinterbliebene infolge des durch Kriegshandlungen verurſachten 
Todes von Ziviliſten erlitten haben .. Die Kommiſſion hatte 
keine Bedenken feſtzuſtellen, daß Deutſchland verpflichtet iſt an die 
Vereinigten Staaten alle Verluſte zu bezahlen, die amerikaniſche 
Staatsangehörige als unterhaltsberechtigte Hinterbliebene durch den 
Tod von Ziviliſten als Folge von Kriegshandlungen erlitten haben. 
Solche Anſprüche für Verluſte find einbegriffen in den Worten „alle 
Verluſte, Schäden oder Verletzungen derſelben“ in dem oben erwähn⸗ 
ten Grundſatz der Richtlinien Nr. I. Deutſchlands Verpflichtung 
zur Bezahlung derartiger Anſprüche war ſo klar, daß die Kom⸗ 
miſſion es nur für nötig hielt dies auszuſprechen . Der allgemein 
gehaltene Wortlaut der Beſtimmung in den Richtlinien Nr. J kann 
ſelbſtverſtändlich nur in Verbindung mit den Grundſätzen verſtan⸗ 
den werden, die die Kommiſſion in den Richtlinien Nr. II und auch 
ſonſt ausgeſprochen hat. Danach „muß die unmittelbare Urſache 
(proximate cause) des Verluſtes juriſtiſch betrachtet die Handlung 
Deutſchlands, das unmittelbare Ergebnis oder die unmittelbare Folge 
der Handlung der Verlust, der Schaden oder die Verletzung fein”. 
Prüft man die Verluſte, die die Familienmitglieder und ſonſtigen 
Unterhaltsberechtigten der mit der „Luſitania“ Umgekommenen ... 
erlitten haben, unter dieſem Geſichtspunkt, fo ift es klar, daß 
dieſe Verluſte die normale Folge der Handlung Deutſchlands und 
deshalb dieſer als unmittelbarer Urſache zuzuſchreiben find. ... Die 
Anſprüche für Verluſte der Lebensverſicherungsgeſellſchaften beruhen 
dagegen auf ganz anderer Grundlage. Wenn die Handlung Deutſch⸗ 
lands auch die Fälligkeit der Verſicherungsverträge unmittelbar 
nach ſich gezogen hat, ſo hängt dies Ergebnis doch nur zufällig mit 
der Handlung Deutſchlands zuſammen, ergibt ſich aber nicht als 
normale Folge derſelben und ift deshalb juriſtiſch betrachtet nicht der 
Zeit, wohl aber dem natürlichen und normalen Zuſammenhang nach 
als mittelbare (remote) Folge derſelben anzuſehen. Die Zahlungen, 
die die Verſicherer an andere amerikaniſche Staatsangehörige, nämlich 
die nach den Policen berechtigten, geleiſtet haben, beruhen und 
ſind verlangt worden auf Grund der vertraglichen Verpflichtungen der 
Verſicherer, nicht aber der Handlung Deutſchlands. An dieſen Ver⸗ 
trägen war Deutſchland nicht beteiligt, es hatte keine Kenntnis 
davon und war in keiner Hinſicht damit verbunden. Dieſe vertrag⸗ 
lichen Verpflichtungen bildeten keinen Teil der umgekommenen Men⸗ 
ſchenleben, gehörten nicht dazu, ſondern lagen außerhalb und abſeits 
davon ... Juriſtiſch hat Deutſchland dadurch, daß es Menſchen⸗ 
leben (the natural man) vernichtete, nicht auch jedes Vertrags⸗ 
verhältnis (artificial contract obligation) vernichtet, von dem es 
keine Kenntnis hatte, mag es unmittelbar oder mittelbar mit der 
betreffenden Perſon verbunden geweſen fein. Die verfrüht eim- 
getretene Fälligkeit der Verſicherungsverträge war nicht die natür⸗ 
liche und normale Folge der in der Vernichtung von Leben beſtehen⸗ 
den Handlung Deutſchlands und ift ihr deshalb nicht als unmittel⸗ 
bare Urſache zuzuſchreiben. 

Die „Luſitania“ war mit Menſchen und menſchlichen Gütern 
befrachtet, der Untergang der Menſchenleben und die Zerſtörung 
der Güter hatte wirtſchaftliche Verluſte für die Welt, die Nationen, 
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denen ſie angehörten, und diejenigen Perſonen zur Folge, die Eigen⸗ 
tümer der Güter waren oder ſonſt ein Intereſſe daran hatten oder 
abhängig waren von Leiſtungen auf Grund phyſiſcher oder geiſtiger 
Arbeit derjenigen, deren Produktionskraft durch den Tod zerſtört 
wurde. Der Geſamtverluſt an Gütern ſtand beim Untergang des 
Schiffes feſt und wurde weder vergrößert noch verringert, noch in 
irgendeiner Weiſe durch den Betrag der dafür genommenen Ver- 
ſicherungen oder Rückverſicherungen beeinflußt.... Denn der Um- 
fang der Erſatzpflicht aus einem Geez oder Kriegsriſiko⸗Verſicherungs⸗ 
vertrage als einem Vertrage auf Schadloshaltung, wird durch den 
Umfang des wirtſchaftlichen Verluſtes begrenzt. ... Bei Lebens⸗ 
verſicherungsverträgen ſtellt aber die Zahlungs verpflichtung des 
Verſicherers keine Verpflichtung zur Schadloshaltung dar und 
ſteht in keiner Beziehung zu wirtſchaftlichen Verluſten, die der 
Berechtigte, die Welt oder eine Nation erlitten oder nicht er⸗ 
litten haben mögen. Der Vertrag iſt begrenzt auf die Zahlung 
einer beſtimmten Summe beim Eintritt eines beſtimmten Er⸗ 
eigniſſes (des Todes), wobei der Zeitpunkt dieſes Eintritts un⸗ 
beſtimmt iſt. Die Verſicherungsſumme, die auf das Leben des Ver⸗ 
ſicherten genommen iſt, ſteht in keiner Beziehung zu dem wirtſchaft⸗ 
lichen Werte dieſes Lebens oder den pekuniären Verluſten, die 
mit dem Tode des Verſicherten verbunden find ... Beim Eintritt 
des Todes muß der Verſicherer die in dem Verſicherungsvertrage 
feſtgeſetzte Summe an die aus dem Vertrage Berechtigten zahlen, 
nicht weil letztere irgendeinen Verluſt erlitten haben oder der Tod 
einen Verluſt nach ſich gezogen hat, ſondern allein deswegen, weil 
er ſich vertraglich zur Zahlung für den Fall des Todes verpflichtet 
hat ... Die Handlung Deutſchlands mag als zufällige Folge zu⸗ 
gunſten der Policenberechtigten die verfrühte Fälligkeit beſtimmter 
Vertragsverpflichtungen herbeigeführt haben; dies iſt aber kein 
Umſtand, aus dem Deutſchland Nutzen ziehen kann, weil es an 
den Verträgen nicht beteiligt, daran in keiner Weiſe intereſſiert 
oder berechtigt ift, daraus Anſprüche herzuleiten. Deshalb kann 
Deutſchland andererſeits nicht für verpflichtet angeſehen werden 
für Verluſte einzutreten, die ſich aus einer ſolchen verfrühten Fällig⸗ 
keit ergeben; denn es liegt juriſtiſch kein urſächlicher Zuſammenhang 
zwiſchen ſeiner Handlung und den Verpflichtungen vor, die aus 
den Verſicherungsverträgen entſpringen, Vertragen, von denen es 
keine Kenntnis hatte und mit denen es nicht einmal mittelbar 
verbunden war. Die Anſprüche der Berechtigten aus den Verſiche⸗ 
rungsverträgen beſtanden ſchon, bevor Deutſchland die Handlung 
begangen hatte, über die man hier Klage führt, und früher als 
der Tod ber Verſicherten eingetreten iſt. Nach den Bedingungen 
der Verſicherungsverträge konnten die Rechte daraus von den Be⸗ 
rechtigten im Augenblick des Eintritts eines beſtimmten Ereigniſſes 
ausgeübt werden. Nicht über den Eintritt dieſes Ereigniſſes beſtand 
Ungewißheit, ſondern nur über den Zeitpunkt des Eintritts. Früher 
oder ſpäter mußte die volle Zahlung ſeitens der Verſicherer er⸗ 
folgen; ſie war nur abhängig, wenn überhaupt, von der recht⸗ 
zeitigen Zahlung ſolch unbezahlter Prämien, die in den Policen 
ausbedungen waren und deren gegenwärtiger Wert in den vor⸗ 
liegenden Anſprüchen enthalten iſt. Sie ſchließen auch die Verluſte 
der Verſicherer ein, die dieſe durch die infolge des frühzeitigen 
Todes der Verſicherten herbeigeführte Fälligkeit der Zahlungen er⸗ 
litten haben. Aber es iſt klar, daß genau in dem Umfang, in dem 
die amerikaniſchen Verſicherer Verluſte dadurch erlitten haben, daß 
ſie vorzeitig des Genuſſes der von ihnen an die amerikaniſchen 
Berechtigten gezahlten Kapitalien beraubt worden ſind, letztere ent⸗ 
ſprechenden Vorteil aus der verfrühten Fälligkeit der Zahlungen 
an ſie gezogen haben. Die hier eingeklagten Verluſte ſtellen alſo 
keine wirtſchaftlichen Verluſte der amerikaniſchen Nation, ſondern 
nur Verluſte einer Gruppe von amerikaniſchen Staatsangehörigen 
zum Vorteil einer anderen Gruppe derſelben dar, die aus ihren vera 
traglichen Beziehungen, nicht aber aus einer wirtſchaftlichen Schädi⸗ 
gung herrühren, die ihnen eine Handlung Deutſchlands zugefügt 
hat... Troß aller Sorgfalt und Nachforſchung hat der amerikaniſche 
Vertreter der Kommiſſion keinen von einem ſtaatlichen oder inter⸗ 
nationalen Gericht entſchiedenen Fall bezeichnen können, in dem einer 
Vertragspartei ein Schadenserſaß für einen angeblichen Verluſt als 
Folge der Tötung der anderen Vertragspartei durch einen Dritten 
zugeſprochen worden iſt, ohne daß der Dritte die Abſicht hatte, die 
vertraglichen Beziehungen zu ſtören oder zu vernichten. Die immer 
mehr anwachſende Verwicklung der menſchlichen Beziehungen, die 
ſich aus dem Gewirr der vertraglichen Rechte und Verpflichtungen 
ergibt, iſt ſo groß, daß niemand auch die entfernteſten Folgen vorher⸗ 
ſehen kann, die ſich allein aus vertraglichen Beziehungen infolge der 
fahrläſſigen oder abſichtlichen Tötung eines Menſchen ergeben 
können. Es gibt wenige Todesfälle, die menſchliches Handeln herbei⸗ 
geführt hat und die nicht für Perſonen, zu denen der Verſtorbene 
in vertraglichen Beziehungen geſtanden hat, eine pekuniäre Wirkung 
haben; und doch hat noch nie ein Rechtsſyſtem, ein internationaler 
oder ſtaatlicher Gerichtshof es verſucht, die Folgen des Todes eines 
Menſchen durch alle Verzweigungen und das Gewirr der vertraglichen 
Beziehungen des modernen Geſchäftslebens zu verfolgen, und das 
Geſetz, das immer praktiſch iſt, wird zögern, ſich an einer ſolchen 
Aufgabe zu verſuchen 


Der Vertrag von Berlin verpflichtet Deutſchland zum Erſatz 
von Schäden, den die unterhaltsberechtigten Hinterbliebenen von 
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Ziviliſten erlitten haben, die infolge von Kriegshandlungen um- 
gekommen ſind, und verneint, wie klar hieraus zu folgern iſt, jede 
Erſatzverpflichtung Deutſchlands bei Todesfällen an Lebensverſicherer 
oder andere Gruppen als ſolche Hinterbliebene ... Die Verfaſſer des 
Verſailler Vertrages ſind, indem ſie Anſprüche dieſer Art an die 
Spitze der Anſprüche geſtellt haben, für die Erſatz von Deutſchland 
verlangt werden kann (8 1 der Anl. 1 zum 1. Abſchn. des VIII. Teils), 
einem Grundſatz gefolgt, der ſeit langem von den ziviliſierten 
Staaten anerkannt iſt. Internationale Schiedsgerichte, die von jeder 
ausdrücklichen Beſtimmung in Verträgen oder Protokollen un⸗ 
abhängig ſind, haben nie gezögert, dieſen Grundſatz anzuerkennen. 
In gerichtlichen Entſcheidungen und im Schrifttum iſt oft die Feſt⸗ 
ſtellung enthalten, daß das bürgerliche Recht die Verfolgung ſolcher 
Anſprüche im Prozeß geftattet... Es gibt aber andrerſeits keinen 
überlieferten internationalen oder bürgerlichen Streitfall, in dem 
einem Lebensverſicherer Anſprüche gegen eine Perſon, eine private 
Vereinigung oder einen Staat zugeſprochen ſind, die einen Todes⸗ 
fall herbeigeführt haben, der einen Verluſt für den Verſicherer nach 
ſich gezogen hat. Derartige Anſprüche ſind erhoben, aber durchweg 
abgewieſen worden. Die Geſchichte berichtet auch von keinem Fall 
einer Zahlung eines Staates an einen anderen auf Grund derartiger 
Anſprüche ... Die amerikaniſchen Gerichtshöfe, einſchließlich des 
höchſten Gerichtshofes der Vereinigten Staaten, haben gleiche An⸗ 
ſprüche der Verſicherer als mittelbare (remote) Folgen von une 
rechtmäßigen Handlungen und deshalb als unbegründet abgewieſen, 
ſo oft derartige Klagen von Verſicherern gegen amerikaniſche Staats⸗ 
angehörige bei ihnen erhoben worden ſind. Die Vereinigten Staaten 
können deshalb mit derartigen Anſprüchen zugunſten amerikaniſcher 
Verſicherer gegen Deutſchland nicht gehört werden. 

Der amerikaniſche Vertreter behauptet, daß die hier erhobenen 
Anſprüche zugunſten der Verſicherer einen Schaden an „ihrem 
Eigentum“ i. S. dieſer Worte des Vertrages von Berlin darſtellen. 
Dies haben der deutſche Vertreter und auch der deutſche Kommiſſar 
verneint. Die Erörterung über die Beſchaffenheit dieſer Auſprüche 
macht es unnötig, dieſe Streitfrage zu unterſuchen und zu entſcheiden. 

In dem Umfang, in dem die Verſicherten, wenn ſie leben 
geblieben wären, durch geiſtige oder körperliche Arbeit zur Er⸗ 
zeugung von Gütern beigetragen oder Reichtümer erworben hätten, 
die ſie an unterhaltsberechtigte amerikaniſche Staatsangehörige 
weitergegeben hätten, haben dieſe Staatsangehörigen Verluſte er⸗ 
litten, die als natürliche und normale Folge einer Handlung Deutſch⸗ 
lands anzuſehen, ihr als unmittelbarer Urſache zuzuschreiben und 
deshalb von Deutſchland zu bezahlen ſind. Aber die Handlung 
Deutſchlands, die in der Vernichtung einer Perſon beſtand, hatte, 
juriſtiſch betrachtet, nicht unmittelbar Gamer für alle die zur Folge, 
die unmittelbare oder mittelbare vertragliche Beziehungen zu der 
Perſon hatten, die durch ihren Tod betroffen worden ſind. Zu der 
letzteren Klaſſe gehören die zehn hier zur Entſcheidung ſtehenden 
Anſprüche. Sie ſind nicht in den Beſtimmungen des Vertrages von 
Berlin enthalten und deshalb abzuweiſen. 

(Deutſch⸗Amerik. Gem. Schiedsgerh., Entſch. des Unparteiiſchen 
vom 18. Sept. 1924 in Sachen der V. St. zugunſten der Provident 
Mutual Life Inf. Co. und 11 Gen. gegen Deutſchland, Dockets 19, 
248—256; Überſetzt von LG R. Kerſting, Berlin.) 


2. Amerikaniſche Staatsangehörige, die zuſätzliche 
Kriegsriſikoverſicherungen genommen haben, können von 
Deutſchland nicht Erſatz der dafür aufgewendeten Prämien 
verlangen, gleichviel, ob ſie dieſe abwälzen können oder 
nicht. f) 

„Die Kommiſſion hat ſich hier mit einer Reihe von Anſprüchen 
zu befaſſen, die ihr von der Regierung der Vereinigten Staaten 
zugunſten ihrer Staatsangehörigen unterbreitet ſind und mit denen 
Erſtattung von Kriegsriſikoprämien verlangt wird, die ſie zum 
Schutze gegen vereinbarte Kriegsgefahren bezahlt haben. Es wird 
nicht Klage geführt über Beſchädigung, Zerſtörung oder Wegnahme 
von Eigentum durch Handlungen Deulſchlands oder ſeiner Vertreter. 
Die Prämien ſind zum Schutze gegen mögliche, aber nie vorgenom⸗ 
mene Handlungen gezahlt worden. Um zu einer richtigen Be- 
urteilung dieſer Anſprüche zu kommen, wird es zweckmäßig ſein, erſt 
einmal zu erörtern, vor welche damit zuſammenhängende Probleme 
der Krieg die amerikaniſchen Staatsangehörigen, vor allem die⸗ 
jenigen, die direkt oder indirekt am Seehandel beteiligt waren, zu 
der Zeit ſtellte, als derartige Verſicherungen genommen und die 
Prämien dafür bezahlt wurden, und gegen welche Gefahren Schutz 
geſucht wurde.“ Nach eingehender Schilderung der Entwicklung des 
amerikaniſchen Kriegsverſicherungsgeſchäftes, der Lage, vor die ſich 
der amerikaniſche Überjeehandel durch den Krieg geſtellt fah, der 


Zu 2 u. 3. Den Entſch. über die Anſprüche amerikaniſcher 
Staatsangehöriger auf Erſatz gezahlter Kriegsriſikoprämien iſt ein 
Gegenſatz zu der Eutſch. Nr. 1 eigentümlich, daß ſie gänzlich vom 
Verſicherungsrecht abſtrahieren und lediglich die Frage prüfen, ob 
nach dem Berliner Vertrage und den einen Teil davon bildenden 
Beſtimmungen des Verſailler Vertrages eine Erſatzpflicht Deutſch⸗ 
lands beſteht. Dieſe Frage iſt m. E. nach mit Recht verneint worden. 
Es ift zwar nicht zu verkennen, daß die weite Faſſung der Richt⸗ 
linien I, nach der Deutſchland erſatzpflichtig ift für „all losses, 
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damit verbundenen Gefahren, ihrer Urſachen und der dagegen zum 
Schutz ergriffenen Maßregeln, kommt die Kommiſſion zu folgender 
Frage: „Begründet die Bezahlung von Verſicherungsprämien gegen 
derartige Gefahren einen Anſpruch, für den Deutſchland finanziell 
haftbar iſt und der unter die Zuſtändigkeit der Kommiſſion fällt? 
EE ſtellt feſt, daß ein derartiger Anſpruch nicht 
eſteht.“ 

Die Entſch. wird an der Hand des Sachverhaltes dreier typiſcher, 
zu den ſchwerwiegendſten dieſer Art gehörigen, von dem amerikaniſchen 
Vertreter ausgeſuchten Fällen erörtert. Es handelt ſich um die 
Anſprüche der U. St. Steel Products Corporation, der Cofta Rica 
Union Mining Company und der South Porto Rico Sugar Com⸗ 
pany. Erſtere hatte zum Schutz ihrer Schiffsladungen, die ſie von 
Baltimore nach Criſtobal (Panama) im Oktober 1914 mit einem 
engliſchen Schiff verſandte, die zweite Geſellſchaft für eine Ladung 
auf einem amerikaniſchen Dampfer am 11. Dez. 1917, die Sugar Cy. 
endlich zum Schutz ihrer auf den Inſeln Portoriko und San Domingo 
nahe der Küſte belegenen Beſitzungen Kriegsriſikoverſicherungen ge- 
nommen. In den beiden erſten Fällen erreichten die Ladungen ohne 
Zwiſchenfall den Beſtimmungshafen, die Beſitzungen der Sugar Cy. 
ſind nie beſchoſſen worden. Die Kommiſſion ſtellt feſt, daß in den 
beiden erſten Fällen eine Abwälzung der Prämien auf die Kunden 
der Kl. nicht hat ſtattfinden können, und unterſtellt im dritten Falle, 
daß auch hier die Prämien weder auf den unmittelbaren Abnehmer 
der Kl. noch den Verbraucher abgewälzt worden find. Infolgedeſſen 
handelt es ſich in allen drei Fällen um Verluſte der Kl., die ſie 
als Folge des Krieges erlitten haben. „Es fragt ſich daher,“ fährt 
die Entſch. fort, „ob dieſe Verluſte Handlungen Deutſchlands als 
unmittelbarer Urſache (proximate cause) zuzuſchreiben ſind? Wenn 
das nicht der Fall iſt, ſo müſſen alle Anſprüche, die vor der Kom⸗ 
miſſion auf Erſatz von gezahlten Kriegsriſikoverſicherungsprämien 
anhängig ſind, abgewieſen werden.“ 

Die Hauptgründe für den amerikaniſchen Standpunkt laſſen 
ſich dahin zuſammenfaſſen, daß nach Abſchn. 5 des Kongreßbeſchluſſes 
und Art. 231 BB., die beide Teile des Berliner Vertrages geworden 
ſind, Deutſchland für jeden Schaden oder Verluſt infolge des Krieges 
verantwortlich iſt, gleichgültig welche oder weſſen Handlung die un⸗ 
mittelbare Urſache der Schädigung war, und daß die von ameri⸗ 
kaniſchen Staatsangehörigen gezahlten Verſicherungsprämien Ver⸗ 
luſte für ſie darſtellen, die ſie als Folge des Krieges erlitten haben 
und die deshalb unter die Beſtimmungen des Berliner Vertrages 
fallen. In einer anderen Begründung der Anſprüche der Kl. wird 
noch ausdrücklich hervorgehoben, daß hauptſächlichſte und unmittel⸗ 
bare Urſache des Riſikos die Unrechtmäßigkeit der deutſchen Sieg: 
führung geweſen fei .. „Prüft man,“ ſagt die Kommiſſion weiter, 
„dieſe Argumente unter Berückſichtigung des Sinnes des Berliner 
Vertrages, wie er in den Richtlinien 1 und II dieſer Kommiſſion 
niedergelegt ift, fo ift es klar, daß fie auf einer ganz irrigen Aus⸗ 
legung der Worte des Vertrages in Verbindung mit einer Ver⸗ 
wechſlung des juriſtiſchen Begriffes der unmittelbaren Urſache eines 
Verluſtes mit dem der daraus hervorgehenden mittelbaren und in⸗ 
direkten Schäden beruhen (ogl. Richtlinien II letzter Abſchnitt: „Direkte 
oder indirekte Verluſte“). Deutſchlands Verpflichtung auf Erſatz von 
Verluſten, die amerikaniſche Staatsangehörige erlitten haben, ab⸗ 
geſehen von Anſprüchen, die unter beſtimmte, hier nicht anwendbare 
Kategorien fallen, iſt nach dem Vertrage von Berlin begrenzt auf 
Verluſte, „die durch Handlungen Deutſchlands oder ſeiner Vertreter 
verurſacht ſind“. Die unmittelbare Urſache des Verluſtes muß alſo 
jnriſtiſch die Handlung Deutſchlands fein. Das unmittelbare Er- 
gebnis oder die unmittelbare Folge der Handlung muß der Verluſt, 
der Schaden oder die erlittene Verletzung geweſen ſein. Die Eigen⸗ 
ſchaft, in der der amerikaniſche Staatsangehörige den Verluſt erlitt, 
ob die Handlung ſich unmittelbar gegen ihn oder mittelbar als 
Aktienbeſitzer oder in anderer Weiſe richtete, ob die ſubjektive Natur 
des Verluſtes mittelbar oder unmittelbar war, iſt unerheblich, wenn 
nur die Urſache des Verluſtes die Handlung Deutſchlands oder ſeiner 
Vertreter geweſen iſt. Eine derartige Handlung, die unmittelbar 
einen Verluſt verurſacht hat, mag er auch auf indirektem Wege er⸗ 
litten worden ſein, macht Deutſchland verantwortlich. Wo aber der 
urſächliche Zuſammenhang zwiſchen Handlung und Verluſt unter⸗ 
brochen oder ſo verhüllt, verwickelt und entfernt iſt, daß er nicht 
klar verfolgt werden kann, da beſteht keine Verantwortlichkeit. Die 
Prüfung hat ſich daher in allen Fällen darauf zu erſtrecken, ob 
ein amerikaniſcher Staatsangehöriger einen von ihm erlittenen, 
pekuniär feſtſtellbaren Verluſt dargetan hat und ob dieſer Verluſt 


damages or injuries to them (Am. nationals), including losses, 
damages or injuries to their property“, den erhobenen Anſprüchen 
eine gewiſſe Stütze gab. Aber ſchon die Auslegung dieſer Worte 
durch die Richtlinien II dahin, daß „the proximate cause of the 
loss must have been in legal contemplation the act of Germany“ 
und daß „the proximate result or consequence of that act must 
have been the loss“, entzog den Klagen ihre Grundlage. Die 
Entſch. find daher auch — im Gegenſatz zu derjenigen über die 
Lebensverſicherungsprämien — einſtimmig von der Kommiſſion 
gefaßt worden. Auch der nachträglich von einer Anzahl Geſell⸗ 
ſchaften vorgebrachte Geſichtspunkt, daß eine beſtimmte Handlung 
Denutſchlands der Anlaß zur Eingehung der Verſicherung geweſen 
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einer Handlung Deutſchlaunds als unmittelbarer Tatſache zuzu⸗ 
rechnen iſt. 

„Bei Prüfung des Sachverhalts der zu dieſer Gruppe gehörigen 
Fälle hat die Kommiſſion keine Bedenken, feſtzuſtellen, daß ſie nicht 
unter die Beſtimmungen des Berliner Vertrages fallen. Es handelt 
ſich nicht um Anſprüche wegen Verletzung, Beſchädigung, Zerſtörung 
oder Aneignung von Eigentum durch Deutſchland oder ſeine Ver⸗ 
treter, ſondern um Anſprüche auf Erſatz des Betrages von Prämien, 
die zum Schutz gegen mögliche, aber nie eingetretene Ereigniſſe ge⸗ 
zahlt worden ſind, zum Schutz gegen Gefahren, die einem ſehr ſpeku⸗ 
lativen und unſicheren Handel der neutralen und der kriegführenden 
Staaten drohten und die gerade dem Beſtehen eines Kriegszuſtandes 
zur See, an dem beide Gruppen von Kriegführenden teilnahmen, 
eigentümlich waren .. Wenn die von den amerikaniſchen Staats⸗ 
angehörigen gezahlten Verſicherungsprämien von Deutſchland erſetzt 
werden ſollen, dann muß es auch die Steigerungen der Ozeanfracht⸗ 
raten erſetzen, die im Anfang des Krieges in großem Umfang in⸗ 
direkt von den amerikaniſchen Baumwollpflanzern bezahlt worden 
ſind. Wenn die Vorſchriften des Berliner Vertrages durch gezwungene 
Auslegung ſo erweitert werden können, daß ſie auch ſolche An⸗ 
ſprüche umfaſſen, dann ſchließen ſie auch alle Koſten der verteuerten 
Lebenshaltung, der geſteigerten Eiſenbahnfrachten, der erhöhten Ein⸗ 
kommen⸗ und Ertragſteuern, mit einem Worte alle Koſten oder Folgen 
des Krieges, unmittelbare und mittelbare, in dem Umfange ein, 
in dem Koſten von amerikaniſchen Staatsangehörigen gezahlt oder 
Verluſte von ihnen erlitten worden find. Diefe Frage aufwerfen 
heißt ſie verneinen. Wenn auch in keiner Weiſe bindend für das 
Gericht, iſt es doch von Wert feſtzuſtellen, daß die gemäß dem Ver⸗ 
ſailler Vertrage beſtellte Reparationskommiſſion dieſen Vertrag ſo 
ausgelegt hat, daß Beträge, die von Angehörigen der alliierten 
Mächte als Kriegsriſikoverſicherungsprämien gezahlt worden ſind, 
nicht darunter fallen. Die Vereinigten Staaten haben es abgelehnt 
von Deutſchland Erſatz für die ſehr erheblichen Koſten der Ruhe⸗ 
gehälter und Trennungszuſchüſſe zu verlangen ... Keine Beſtim⸗ 
mung des Berliner Vertrages, noch ſeine Entſtehungsgeſchichte unter⸗ 
ſtützen den Standpunkt, daß die Vereinigten Staaten, trotzdem ſie 
Anſprüche der eben erwähnten Art zu verfolgen ablehnen, zugunſten 
eines verhältnismäßig kleinen Kreiſes amerikaniſcher Ex⸗ und Im⸗ 
porteure Anſprüche auf Erſatz von Kriegsriſikoprämien haben geltend 
machen wollen, die zu der zahlreichen Kaffe von Verluſten gehören, 
die als zufällige und mittelbare Folgen des Krieges erlitten ſind, 
während gleiche Anſprüche von den alliierten Mächten nicht erhoben 
worden ſind. 

Gegenüber dem Hinweis des amerikaniſchen Vertreters, daß 
nach den Verträgen zwiſchen den Vereinigten Staaten und Preußen 
von 1785, 1799 und 1828 den amerikaniſchen Staatsangehörigen 
Freiheit des Eigentums, auch als Konterbande, vor Konfiskation, Be⸗ 
ſchlagnahme und Verluſt garantiert und dieſe Garantie durch die un⸗ 
geſetzliche Kriegführung Deutſchlands verletzt ſei, genügt es 
darauf hinzuweiſen, daß die erhobenen Anſprüche weder auf eine 
behauptete Konfiskation noch Beſchlagnahme, noch Verluſt des Eigen⸗ 
tums in dem Sinne geſtützt ſind, in dem dieſe Ausdrücke in den 
genannten Verträgen gebraucht ſind ... Ebenſowenig kann aus 
Art. 232 des Verſailler Vertrages in Verbindung mit der Anl. 1 
zum 1. Abſchn. des VIII. Teils desſelben eine Verpflichtung Deutſch⸗ 
lands zum Erſaß von Kriegsriſikoprämien, die während der Dauer 
des Krieges zwiſchen ihm und den Vereinigten Staaten gezahlt ſind, 
hergeleitet werden. Das Gegenteil ergibt ſich aus den Grundſatzen 
der Richtlinien I und II der Kommiſſion. Und ſchließlich folgt eine 
ſolche Verpflichtung auch nicht aus Art. 1 des Abkommens v. 
10. Aug. 1922. Selbſt wenn einer derartigen Auslegung des Abe 
kommens zuzuſtimmen wäre, was aber nicht der Fall iſt, würde das 
Ergebnis das gleiche ſein, da Deutſchlands Verpflichtungen, die im 
Berliner Vertrage feſtgelegt ſind, nicht durch das Abkommen hätten 
erweitert werden können.“ 

(Es folgt nun eine eingehende Erörterung des Alabamafalles 
und des Genfer Schiedsſpruchs zwiſchen England und den Ver⸗ 
einigten Staaten v. 14. Sept. 1872, weil die beiden Parteien die in 
dieſer Frage getroffenen Entſch. mehrfach angeführt hatten und die 
Erſtattungsfähigkeit von gezahlten Kriegsriſikoprämien in Genf eben⸗ 
falls einmal erörtert worden war. Die Kommiſſion iſt der Anſicht, 
daß eine genaue Erörterung der damals erhobenen Anſprüche und der 
getroffenen Entf. ergibt, daß letztere keine maßgebliche Bedeutung 
für die hier erhobenen Anſprüche haben, ſoweit ſie aber in Betracht 
kommen, die von der Kommiſſion getroffenen Entſch. unterſtützen. 


ſei, hat an dem richtigen Standpunkt der Kommiſſion, daß es an 
dem notwendigem Kauſalzufammenhang fehle, nichts geändert. Die 
Wirkung, die die Entſch. auf die beteiligten amerikaniſchen Kreiſe 
haben, — es ſind nach Angabe des Auswärtigen Amtes 3400 
Klagen mit rund 350 Mill. Dollar Geſamtanſprüchen erhoben —, 
erforderte die eingehende Begründung, die die Abweiſung der An⸗ 
ſprüche in der Entſch. v. 1. Nov. 1923 nach fih zog. Soweit 
darin die Entwicklung des amerikaniſchen Kriegsverſicherungsgeſchäf⸗ 
tes und die Alabama⸗Frage behandelt worden ſind, haben dieſe Aus⸗ 
führungen für die deutſche Allgemeinheit weniger Intereſſe und ſind 
deshalb in den Überſetzungen nur geſtreift worden. Der Schwerpunkt 
der Entſch. liegt in den ausführlich wiedergegebenen Ausführungen 
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Die Kommiſſion faßt ſchließlich ihre Anſicht nochmals dahin zu⸗ 
ſammen:) 

„Bei der vorliegenden Gruppe von Anſprüchen wird nicht 
Klage über Verletzung, Zerſtörung oder Wegnahme von Eigentum 
durch Handlungen Deutſchlands oder ſeiner Vertreter geführt. Der 
einzige Klagegrund iſt der, daß die Gefahren des Krieges die Kl. 
als Maßregel der geſchäftlichen Fürſorge bewogen haben, ſich durch 
eine Verſicherung gegen Gefahren zu ſchützen, die nie zur Beſchädi⸗ 
gung oder Zerſtörung des verſicherten Eigentums geführt haben, und 
daß die Kl. nun von Deutſchland Erſatz der Verſicherungskoſten ver⸗ 
langen. Nach den Beſtimmungen des Berliner Vertrages, wie ſie 
in den Richtlinien I und II niedergelegt find, iſt Deutſchland finan⸗ 
ziell verpflichtet, vollſtändigen Erſatz für alle Verluste zu leiſten, 
die amerikaniſche Staatsangehörige durch Handlungen Deutſchlands 
als unmittelbare Urſache erlitten haben. Aber es kann nach dieſen 
Beſtimmungen nicht als erſaßzpflichtig für alle Verluſte angeſehen wer⸗ 
den, die gerade dem Beſtehen des Kriegszuſtandes eigentümlich find. 
Zu dieſer Art gehören die hier erhobenen Anſprüche auf Erſatz 
von Prämien für Verſicherungen gegen die Gefahren möglicher Ver⸗ 
luſte, die nie eingetreten ſind, Gefahren, die ihrer Natur nach un⸗ 
gewiß, unbeſtimmt, unbeſtimmbar und zu entlegen ſind, als daß ſie 
eine ſichere Grundlage für einen Anſpruch darſtellen könnten.“ 

(Einſtimmige Entſch. der Komm. vom 1. Nov. 1923, Caſes 20, 
22 und 27; überſetzt von LR. Kerſting, Berlin.) 


3. Die Entſch. zu 2 gilt auch in den Fällen, in denen 
bie Verſicherungsnehmer nach ihrer Behauptung durch 
eine beſtimmte Handlung Deutſchlands zur Eingehun 
der Kriegsriſikoverſicherungen veranlaßt worden lind. h 

Nach Erlaß der Entſch. v. 1. Nov. 1923 verſuchten eine An- 
zahl amerikaniſcher Geſellſchaften ihre Anſprüche mit der Begrün⸗ 
dung weiter zu verfolgen, daß die Sach⸗ und Rechtslage in ihren 
Fällen beſonders geartet ſei, weil fie durch beſtimmte Handlungen 
der deutſchen Regierung zur Eingehung der Kriegsriſikoverſicherungen 
veranlaßt worden feien. So hatte die Eaſtern Steamſhip Lines Inc. 
für ihre Dampfer eine Kriegsverſicherung genommen, nachdem die 
Perth Amboy, die einer anderen Geſellſchaft gehörte, aber auf 
der von ihren Schiffen befahrenen Route verkehrte, am 21. Juli 1918 
von einem deutſchen Unterſeebvot angegriffen, in Brand geſetzt und 
ihr Schleppzug verſenkt worden war. Die Begründung des von der 
Eaſtern Steamſhip Lines Inc. erhobenen Anſpruchs auf Erſatz 
der Prämien für die Kriegsverſicherung ging dahin, daß der Angriff 
des Unterſeebootes auf die Perth Amboy die direkte und unmittelbare 
Urſache dafür geweſen fei, daß die Kl. eine Verſicherung gegen 
Kriegsgeſahren abgeſchloſſen habe und daß deshalb im geſetzlichen 
Sinne ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen der angedrohten 

erſtörung und der Verſicherung beſtehe. Die Kommiſſion hat dieſen 

uſammenhang verneint. „Die unmittelbare Folge der Handlung 

eutſchlands, über die die Kl. Klage führt, war die Beſchädigung 
des Schleppers Perth Amboy und die Vernichtung des von ihm 
gezogenen Schleppzuges. Eine der unmittelbaren Folgen des deutſchen 
Angriffs auf das damals einem Feindſtaat angehörende Schiff auf 
hoher See war, daß der Präſident der Kl. Furcht vor der Gefahr 
für ihr Eigentum bekam, zu deſſen teilweiſem Schutze die Kl. 
die hier verlangten Ausgaben durch Eingehung einer Verſicherung 
gegen Verluſte gemacht hat, die angedroht waren, aber tatjächlich 
nie eingetreten ſind. Aus dieſer Sorge heraus hat der Präſident der 
Kl. auf Grund eigener Willensentſchließung und in Ausübung, wie 
anzunehmen iſt, geſchäftlicher Vorſorge die Verſicherung gegen die 
angedrohten Verluſte abgeſchloſſen und bezahlt. Die Eingehung 
der Verſicherung war keine Handlung Deutſchlands, ſondern der 
Kl. Die damit verbundenen Ausgaben wurden nicht gemacht, um 
einen durch eine Handlung Deutſchlands verurſachten Verluſt zu 
erfegen, ſondern um Vorſorge zu treffen gegen das, was Deutſch⸗ 
land nach der Sorge des Präſidenten der Kl. tun und was einen 
Verluſt für die Kl. nach ſich ziehen würde, obgleich dieſe Furcht 
fih nie verwirklicht hat. Derartige Ausgaben find Verluſte fir die 
Kl., die dem Beſtehen eines Kriegszuſtandes eigentümlich find, aber 
keine Verluſte darſtellen, für die Deutſchland nach dem Vertrage 
von Berlin, wie er in den Richtlinien I und II und in der Entſch. 
der Kommiſſion v. 1. Nov. 1923 ausgelegt iſt, erfappflichtig ift. 
Hieraus ergibt ſich, daß der Anſpruch der Kl. abgewieſen werden 
mußte, was hiermit geſchieht.“ 

(Einſt. Entſch. der Komm. v. 11. März 1924 in Sachen Eaſtern 
Steamſhip Lines Inc. w. Deutſchland, Docket 436; überſ. von LON. 
Kerſting, Berlin.) 


zur Frage der causa proxima, Ausführungen, die nicht nur für die 
von der Entſch. betroffenen, ſondern für alle gegen Deutſchland er⸗ 
hobenen Anſprüche maßgebend ſind. Sie gipfeln darin, daß Deutſch⸗ 
land für Verluſte, die dem Beſtehen eines Kriegszuſtandes eigen⸗ 
tümlich ſind, alſo nur mit ihm als ſolchem, nicht mit einer be⸗ 
ſonderen Handlung Deutſchlands in Zuſammenhang ſtehen (losses 
incident to the very existence of a state of war), nicht verant⸗ 
wortlich gemacht werden kann. Alle Fälle ähnlicher Art von Aufwen⸗ 
dungen beſonderer Unkoſten ſollen nach Angabe des Auswärtigen 
Amtes auf Grund beſonderer Vereinbarung in raſcher Folge der 
Kommiſſion zur Entſch. vorgelegt werden. 
LER. Kerſting, Berlin. 
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Verkranensſtelle für Goldhypotheken 


1. Feſtſtellung des Reinertrags des belaſteten 
Grundſtücks für 1923. Der Hypothekengläubiger muß die 
unvermeidliche Geldentwertung gegen ſich gelten laffen Wl 

Was zunächſt den Charakter der Normalzinsſchuld angeht, jo iſt 
feſtzuſtellen, daß der gemäß Art. 19/20 ZA. zu entrichtende Normal- 
zins an ſich weder eine Gold⸗ noch eine Valutaſchuld iſt, ſondern 
jiġ auf den im Zuſatzabkommen fixierten Prozentſatz des Reinertrags 
des Grundſtücks in der Währung beſchränkt, in welcher der Ertrag 
erzielt worden ift, bzw. bei umſichtiger Bewirtſchaftung erzielbar war. 
Dieſe Währung war aber bei der geſetzlichen Miete durchweg die 
Papiermark, da diefe im ganzen Jahre 1923 die gejegliche Währung 
im Deutſchen Reiche war, in welcher die Miete vom Mieter geſchuldet 
wurde und allein vom Eigentümer verlangt werden konnte. Der 
Ende 1923 bzw. nach Abſchluß der Ertrags rechnung für 1923 fällige 
Anſpruch der Gläubigerin auf Zahlung des dem Reinertrag ent⸗ 
ſprechenden Normalzinſes geht daher an und für ſich auf 80 bzw. 
90% des Papiermarkbetrages, der nach Abzug der abzugsfähigen 
Ausgaben dem Eigentümer von den Mieteinnahmen verblieben iſt. 
Dies gilt trotz der am 15. Nov. 1923 erfolgten Einführung der 
Rentenmark als Lee Zahlungsmittel auch für die letzten 
1% Monate des Ge 1923, da auch in dieſer Zeit die Papier- 
mark die geſetzliche Währung blieb, in welcher eine auf Reichswährung 
gehende Zahlung allein beanſprucht werden konnte. Obwohl ſomit 
regelmäßig der Normalzins des Jahres 1923 eine Papiermarkſchuld 
ift, erkennt die Vertrauensſtelle auf der anderen Seite doch an, daß 
dem Grundſtückseigentümer ähnlich wie einem Vermögensverwalter 
während des ganzen Jahres 1923 eine Verpflichtung zur Wert⸗ 
erhaltung der aus den einzelnen Zahlungsabſchnitten fih ergebenden 
Überſchüſſe, ſoweit ihm eine ſolche Werterhaltung nach der allgemeinen 
Lage der Dinge und bei ſeinen perſönlichen Verhältniſſen möglich 
war, oblag und daß er bei der Erfüllung dieſer Verpflichtung die 
gleiche Sorgfalt einer umſichtigen Bewirtſchaftung ſchuldete, die ihm 
Art. 20 ZA. bezüglich der Vermietung des Grundſtücks auferlegt hat. 
Der Gläubiger hat daher nur inſoweit Anſpruch auf Zahlung des 
Normalzinſes aus den aus den einzelnen Zahlungsabſchnitten ſich er⸗ 
gebenden Goldmarküberſchüſſen, als der Eigentümer bei Anwendung 
der ihm obliegenden Sorgfalt imſtande war, den Goldmarkwert der 
Überſchüſſe bis zum Eintritt der Fälligkeit der Normalzinsſchuld, 
d. h. bis zum Ende d. J. zu erhalten. Erſt vom Eintritt der 
Fälligteit und des Schuld nerverzugs an, der regel- 
mäßig erſt dann als vorliegend anzuſehen it, wenn 
nach Ablauf des Jahres eine angemeſſene Friſt fürdie 
Aufſtellung der Ertragsrechnung verſtrichen iſt, trägt 
der Grundſtückseigentümer die Gefahr einer weiteren Entwertung des 
Reinertrags inſoweit, als er nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen für 
die während des Verzugs durch Zufall eintretende Unmöglichkeit der 
Leiſtung verantwortlich iſt. Da von Ende 1923 ab aber eine Ent⸗ 
wertung der Mark nicht mehr erfolgt iſt, kommt dieſe Zufallshaftung 
in den vorliegenden Fällen nicht in Betracht, ſondern es fragt ſich 
nur, ob und inwieweit die Eigentümer der vorliegenden Grundſtücke 
nach der allgemeinen Lage der Dinge und nach ihren perſönlichen 
Verhältniſſen imſtande waren, etwaige in den einzelnen Zahlungs⸗ 
abſchnitten erzielte Überſchüſſe vor Entwertung zu ſchützen und in 
ihrem Werte bis Ende des Jahres zu erhalten. Soweit die Eigen⸗ 
tümer ſelbſtändige Kaufleule mit einem größeren gewerblichen Be⸗ 
trieb, der die wertbeſtändige Anlage flüſſiger Gelder ermöglichte, 
waren, kann eine beſchränkte Werterhaltung bei Anwendung der er⸗ 
forderlichen Sorgfalt in dem Maße als möglich angenommen werden, 
als ber Subſtanzwert der Anlagekapitalien derartiger kaufmännischer 
Unternehmungen in der Inflationszeit erhalten geblieben iſt. Da dieſe 
Kaufleute etwaige Überſchüſſe in ihren Geſchäften anlegen konnten 
und bei Anwendung der ihnen obliegenden Sorgfalt auch wohl regel⸗ 
mäßig angelegt haben, iſt eine derartige Erhaltung des Wertes 
etwaiger Überſchüſſe auch dann vorauszuſetzen, wenn diefe Kaufleute 
etwa nicht in dem Beſitz einer Deviſenhandelsbeſcheinigung waren, 
auf Grund deren ſie Papiermarküberſchüſſe in fremden Währungen 
hätten anlegen können. Die Eigentümer der vorliegenden Grund⸗ 
ſtücke ſind aber faſt ausſchließlich Beamte, Angeſtellte und Rentner, 
denen eine Anlage von Überſchüſſen im eigenen Betriebe nicht mög⸗ 
lich war, oder Kleingewerbetreibende und Handwerker. Die Eigen⸗ 
timer, die Kleingewerbetreibende waren, konnten die Uberſchüſſe aler- 
dings in ihrem eigenen Betriebe anlegen, doch führte eine derartige 
Anlage kaum zu einer nennenswerten Werterhaltung, da die Laben- 


Zu 1. Die vorſtehende Entſch. der Vertrauensſtelle für Gold⸗ 
hypotheken v. 6. Jan. 1925 ift ſchon aus dem Grunde von allgemeiner 
Bedeutung, weil merkwürdigerweiſe bei einer großen Anzahl früherer 
Goldhypokheken, die jetzt der Regelung des ſchweizeriſchen Zuſatz⸗ 
abkommens v. 25. März 1923 unterliegen (vgl. RGBl. II, 284 E 
die Gläubiger ihren Schuldnern die Behauptung nicht geglaubt haben, 
im Jahre 1923 hätten die deutſchen Mietgrundſtücke allgemein keinen 
Reinertrag abgeworfen, ſondern nur für den Hauseigentümer eine 
Laſt bedeutet. Die Vertrauensſtelle wurde deshalb von Gläubigerſeite 
in einer Anzahl von Fällen, die meines Wiſſens mehr als die Hälfte 
aller ſchweizeriſch⸗deutſchen Goldhypotheken ausmacht, zur Feſtſetzung 
des Reinertrags für 1923 angerufen. Als im Jahre 1924 bekannt 
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beſitzer beim Kleinverkauf ihrer mit beſſerem Geld beſchafften Waren 
unter Einſtandsgoldpreis trotz nominal erhöhter Preiſe infolge der 
Geldentwertung regelmäßig ſchwere Verluſte erlitten, zumal die Preis⸗ 
bildung im Detailhandel in der Inflationszeit ſcharf eingeengt und 
kontrolliert wurde. Ahnliches gilt auch für die Handwerker, die durch 
in gleicher Weiſe erzwungene Abgabe der Materialien unter Ein⸗ 
ſtandspreis und verſpätete Zahlung ihrer Rechnungen geſchädigt 
wurden. Weiterhin war dieſen Eigentümern während des ganzen 
Jahres 1923 durch die deutſche Deviſengeſetzgebung, zuletzt durch die 
gegenüber den früheren Geſetzen bedeutend verſchärfte, ſog. Valuta⸗ 
ſpekulations VO. v. 8. Mai 1923 bei hohen Freiheits⸗ und Geldſtrafen 
verboten, ohne Einholung einer vorherigen Genehmigung des zu⸗ 
ſtändigen Finanzamts Zahlungsmittel oder Forderungen in aus⸗ 
ländiſcher Währung gegen Papiermark zu erwerben (883, 11 a. a. O. 
NED. 275 ff.). Da die Normalzinsverpflichtung keine Schuld in 
fremder Währung iſt, wäre ihnen auch die Genehmigung des Finanz⸗ 
amtes zur Anſchaffung von Schweizer Franken zwecks Abdeckung der 
ihrer Höhe nach bis zum Ende dieſes Jahres überhaupt nicht feſt⸗ 
ſtehenden Normalzinsſchuld nicht erteilt worden. Selbſt wenn ſie 
aber die Genehmigung erlangen konnten, ſo verzögerte ſich regel⸗ 
mäßig infolge der langwierigen Prüfung die Erteilung der Genehmi⸗ 
gung und infolge der ſcharfen Repartierung der ſtark begehrten 
Deviſen der erſt nach erteilter Genehmigung mögliche Ankauf der 
Deviſen, jo daß die Überſchüſſe in der Zwiſchenzeit entwerteten und 
zur Anſchaffung von Deviſen in nennenswertem Umfang nicht mehr 
ausreichten. Die Anlage in anderen wertbeſtändigen Werten, wie 
Aktien, Valutapapieren und den im Laufe des Jahres 1923 zur 
Einführung gelangten wertbeſtändigen Titeln, wie Sachwertanleihen, 
Dollar⸗ und Goldanleihen, die dem Erwerb an und für ſich allgemein 
zugänglich waren, konnte zunächſt ſchon deshalb in den vorliegenden 
Fällen nicht in Betracht kommen, weil die erzielten Überſchüſſe ſich 
in den einzelnen Zahlungsabſchnitten regelmäßig nur auf einige 
Goldmark beliefen und ſomit zur Anſchaffung auch kleiner Abſchnitte 
eines wertbeſtändigen Titels nicht ausgereicht hätten. Abgeſehen von 
den unzureichenden Beträgen war eine rechtzeitige Anlegung etwaiger 
Papiermarküberſchüſſe in wertbeſtändigen Titeln kleinen Leuten, wie 
den vorbezeichneten Grundſtückseigentümern, dadurch praktiſch bis zur 
Unmöglichkeit erſchwert, daß dieſe Titel in der Inflationszeit ebenſo 
wie Deviſen außerordentlich ſtark begehrt waren, infolge der außer⸗ 
ordentlich hohen Überzeichnung ſehr weitgehend repartiert wurden und 
alsdann in feſte Hände gingen, ſo daß ihr Erwerb aus dritter Hand 
nur in Ausnahmefällen möglich war. Im übrigen iſt bezüglich der 
Anlegung etwaiger Überſchüſſe generell noch zu berückſichtigen, daß 
eine Feſtlegung der verhältnismäßig geringfügigen Überſchüſſe in 
wertbeſtändigen Titeln oder Deviſen ſelbſt in der Inflationszeit vom 
Geſichtspunkt kaufmänniſcher und hauswirtſchaftlicher Grundſätze nicht 
immer als geboten erſcheinen konnte, da der Hauseigentümer Bar⸗ 
geld in fo beſchränktem Umfange, als es etwaige geringe Überſchüſſe 
darſtellten, ſtets als Betriebskapital zur Beſtreitung der laufenden 
Ausgaben, wie Steuern, Abgaben, Gebühren, Reparaturkoſten uſw. 
bereithalten mußte, zumal Bargeld, wie bekannt, gerade in der 
Inflationszeit geſucht und ſelten und auch auf liquiden Bankkontis 


wurde, daß die deutſche Regierung einem ſchweizeriſchen Vorſchlag, 
die Vertrauensſtelle in Zürich zu errichten, zugeſtimmt hat, war 
die Beſtürzung hierüber in den Kreiſen der beteiligten Schuldner 
allgemein. Man befürchtete, daß eine im Ausland domizilierte Stelle 
nicht den rechten Einblick in die deutſchen Verhältniſſe haben werde 
und daß unwillkürlich die Entſcheidungen vielleicht auch durch Rück⸗ 
ſichten internationaler Art zuungunſten der Schuldner beeinflußt 
werden könnten. Um ſo erfreulicher iſt es, daß die vorliegende Entſch. 
einen klaren Einblick in die deutſchen Verhältniſſe zeigt und erkennen 
läßt, daß die Vertrauensſtelle offenſichtlich durch tüchtige Sachverſtän⸗ 
dige und tüchtige Kenner Deutſchlands beraten ift. Die Entf. wird 
deshalb ſicher dazu beitragen, wenigſtens einen Teil der bei den 
Schuldnern beſtehenden Bedenken gegenüber der Vertrauensſtelle aus⸗ 
zuräumen. 

Im Endergebnis ſowohl als auch im Aufbau der Begründung 
iſt die Entſch. zutreffend, auf Einzelheiten der Begründung näher 
einzugehen, erübrigt ſich. Nur ein Punkt bedarf der Entgegnung: 

Die Vertrauensſtelle jagt richtig, daß der Anſpruch des Gläu⸗ 
bigers auf den nach dem Reinertrag berechneten Normalzins erſt 
nach dem Ende des Jahres und erſt mit dem Abſchluß der Jahres⸗ 
ertragsrechnung fällig wird. Wenn aber dann weiter ausgeführt 
wird, daß „erſt vom Eintritt der Fälligkeit und des Schuldner 
verzugs“ an der Grundſtückseigentümer das Währungsriſiko trage, 
und daß „Fälligkeit und Schuldnerverzug erſt dann als vor⸗ 
liegend anzuſehen ſeien, wenn nach Ablauf des Jahres eine an⸗ 
gemeſſene Friſt für die Aufſtellung der Ertragsxrechnung verſtrichen 
iſt“, ſo iſt dieſe Anſicht bezüglich des Verzugs jedenfalls nicht 
richtig, wenn fie auch auf die Entſch. des vorliegenden Falles keinen 
weiteren Einfluß hatte. Die Fälligkeit wird man tatſachlich 
dann als eingetreten anzuſehen haben, wenn die Ertragsberechnung 
aufgeſtellt oder in angemeſſener Friſt nicht aufgeſtellt worden iſt. 
Da es ſich aber hier nicht um einen feſt beſtimmten Kalendertag 
i. S. des § 284 Abſ. 2 BGB. handelt, jo kommt der Schuldner noch 
nicht ohne weiteres mit der Fälligkeit in Verzug. Der Verzug 
hat vielmehr zur Vorausſetzung (8 284 Abſ. 1 BGB.), daß der 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


nur ſchwer erhältlich war. Im einzelnen erſcheint es zwar nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß der eine oder andere Eigentümer der vorbezeichneten 
Grundſtücke durch günſtige Transaktionen in Geld⸗ oder Waren⸗ 
geſchäften, meiſt allerdings geſetzlich verbotener Art, Gewinne erzielt 
hat, zu deren Ermöglichung ihm vielleicht auch etwaige aus dem 
Grundſtück erzielte Überſchüſſe gedient haben mögen. Es geht aber 
unzweifelhaft über die Aufgabe der Vertrauensſtelle hinaus, hierüber 
im Einzelfall Erhebungen anzuſtellen, zumal da die Gläubigerin in 
keinem der vorliegenden Fälle ſubſtanzierte Angaben darüber gemacht 
hat, daß etwa derartige gewinnbringende Geſchäfte unter Nutzbar⸗ 
machung der aus dem Grundſtück erwirtſchafteten Überſchüſſe von 
den Eigentümern gemacht worden ſeien. Da die in Frage kommen⸗ 
den Grundſtückseigentümer ſomit auch bei Anwendung der größten 
Sorgfalt und aller ihnen zu Gebote ſtehender Mittel nicht imſtande 
waren, die Entwertung etwaiger in den erſten 11 Monaten erzielten 
Überſchüſſe zu verhindern, muß der Gläubiger die vom Grundſtücks⸗ 
eigentümer nicht vertretbare Entwertung dieſer Überſchüſſe gegen ſich 
gelten laſſen und kann ſomit keinen Anſpruch auf Zahlung eines 
Normalzinſes aus derartigen rechneriſchen, ihrem Wert nach nicht 
erhalten gebliebenen Überſchüſſen erheben. 

Nach Auffaſſung der Vertrauensſtelle können aber überdies ſolche 
Überſchüſſe nur in Ausnahmefällen in Betracht kommen. Da die 
Geſamtmiete ebenſo wie die einzelnen Zuſchläge für Verwaltungs⸗ 
und Inſtandſetzungskoſten im Laufe des Jahres in immer weiteren 
Abſtänden hinter der Geldentwertung und dem Lebenshaltungsindex 
zurückblieben, während auf der anderen Seite die Materialkoſten und 
Arbeiterlöhne der Geldentwertung in immer geringer werdenden Ab⸗ 
ſtänden folgten, ſo iſt nämlich als Regelfall anzunehmen, daß die 
Einnahmen aus den Zuſchlägen für Verwaltungs⸗ und Inſtand⸗ 
ſetzungskoſten von einem Eigentümer, der auch nur die notwendigſten, 
zur Vermeidung eines Verfalls des Objekts unumgänglichen Repara⸗ 
turen ausführen ließ, nicht nur vollſtändig verbraucht wurden, ſon⸗ 
dern daß einem ſolchen Eigentümer aus den erſten 11 Monaten des 
Jahres erhebliche Fehlbeträge aus derartigen Reparaturen, deren 
Koſten als abzugsfähig i. S. von Art. 20 anzuſehen find, entſtehen 
mußten. 

(Entſch. v. 6. Jan. 1925.) 


IV. Ausländiſche Gerichte. 


Oberſter Gerichtshof Wien. 

1. 88 304, 1332 Oſtr. ABGB. Iſt ein Erſatz nach 
Maßgabe des gemeinen Wertes oder des Handelswertes, 
den ein Gut in ſeinem verfloſſenen Zeitpunkt hatte, 
gerichtlich feſtzuſetzen, ſo iſt die zwiſchen dieſem Zeit⸗ 
punkt und dem Zeitpunkt der Feſtſtellung des Erſatz⸗ 
betrages der in der Urteilsfällung I Inſtanz in der in 
Betracht kommenden Währung eingetretene Wertände⸗ 
rung zu berückſichtigen. +) 

Nicht felten richtet ſich die Höhe eines Erſatzbetrages nach dem 
Werte, den ein Gut in einem verfloſſenen Zeitpunkte, z. B. zur 


Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers, die nach dem Ein⸗ 
tritt der Fälligkeit erfolgt, nicht leiſtet. Wird die Vertrauensſtelle 
angerufen, ſo wird man ſogar im allgemeinen die Fälligkeit erſt mit 
der Entſch. der Vertrauensſtelle als eingetreten anſehen dürfen. 
Wenn freilich der Gläubiger die Vertrauensſtelle aus dem Grunde 
angehen muß, weil der Schuldner die Aufſtellung der Extragsberech⸗ 
nung widerrechtlich verweigert, oder weil der Schuldner in der Er⸗ 
tragsberechnung unrichtige Angaben macht, dann iſt dies ein Um⸗ 
ſtand, der auf Vorſatz oder Fahrläſſigkeit des Schuldners zurückgeht 
und für den der Schuldner nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen ein⸗ 
zuſtehen hat. Wird die Vertrauensſtelle zur Entſcheidung von Zwei⸗ 
felsfragen angerufen, über die man in guten Treuen verſchiedener 
Auffaſſung ſein kann, ſo iſt darin ein Verſchulden des Schuldners 
nicht zu erblicken, eine Haftung für Verzugsſchaden oder Verzugs⸗ 
zinſen kommt alſo in dieſem Falle ſelbſt dann nicht in Betracht, 
wenn die Vertrauensſtelle gegen den Schuldner entſcheidet. Die An⸗ 
rufung der Vertrauensſtelle ſeitens des Gläubigers iſt zwar im Geſetz 
nicht mit den gleichen Wirkungen ausgeſtattet wie die ordentliche 
Klage oder ein Zahlungsbefehl. Man wird ſie aber doch dann als 
Mahnung des Gläubigers gelten laſſen müſſen, wenn der Schuldner 
ausnahmsweiſe vorher in Verzug war. In der praktiſchen Durchführung 
des Zuſatzabkommens werden diefe Grundſätze für die Frage, ob aus den 
fälligen Normalzinſen Verzugszinſen verlangt werden können, häufig 
von Bedeutung ſein. Nachdem wir aber nunmehr wieder eine ſtabile 
Währung haben und es ſich alſo künftig nicht mehr darum handeln 
wird, zu prüfen, inwieweit Währungsſchwankungen den Nein- 
ertrag beeinflußt haben, ſondern inwieweit ſonſt der Schuldner 
durch Verzögerung fälliger Zahlungen dem Gläubiger Verzugsſchaden 
zugefügt hat, wird die Entſcheidung über das Vorliegen und die Höhe 
des Verzugsſchadens regelmäßig nicht vor die Vertrauensſtelle, ſon⸗ 
dern vor die ordentlichen Gerichte gehören. 
RA. ObgdiegRat a. D. Dr. Pfefferle, Mannheim. 

Zu 1. Es hat einige Zeit gedauert, bis der Rechtsbegriff der 
Aufwertung — d.h. der Anpaſſung einer auf einen beſtimmten 
Geldbetrag lautenden Forderung an den geſunkenen Geldwert — von 
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Zeit der Beſchädigung (81332 ABB.), zur Zeit der Abſendung 
(8 88 EB O., 88 34, 37 Ill.) gehabt hat. Hierbei macht es keinen 
Unterſchied, ob die Pflicht zur Erſatzleiſtung auf einem Verſchulden 
oder auf einer Haftungspflicht beruht. Der DGH. hat die Frage, 
ob die inzwiſchen eingetretene Geldentwertung zu beachten ſei, über⸗ 
wiegend verneint, insbeſondere bei Frachtſchadenserſatzauſprüchen, 
mitunter bejaht. Nun lag dem Neviſionsgerichte ein Fall vor, in 
welchem Kl. von einer Bahnverwaltung für ein am 18. Jan. 1921 
getötetes Pferd einen Betrag von 165 000 Kronen begehrte, der in 
der Verhandlung auf 12000000 Kronen erweitert wurde. Die 
Untergerichte wieſen das erweiterte Klagebegehren mit der Begrün⸗ 
dung ab, daß es ſich um eine Geldforderung handle, deren Höhe 
durch die dem Werte am Stichtag entſprechende Zahl der Wäh⸗ 
rungseinheiten fixiert fei. Ein Plenarſenat des Och. beſchloß 
die Eintragung vorſteheuden Satzes ins Judikatenbuch. , 

Dabei war für ihn von entſcheidender Bedeutung, daß fih die 
Begriffe „Preis“ und „Wert“ nicht decken, wenn ſie auch im 
Sprachgebrauch nicht ſelten verwechſelt werden. So ſpricht der 
franzöſiſche Text zum Ill. in Art. 31 von prix courant (Markt⸗ 
preis), während „gemeiner Handelswert“ gemeint iſt. 

Der Wert eines Gegenſtandes kann nur im Vergleich zu andern 
Gegenſtänden erfaßt werden. Er ſetzt einen Maßſtab voraus, an 
dem er gemeſſen wird. Dieſer Maßſtab ift nach 8 304 ABGB. das 
Geld: „Wenn eine Sache vom Gericht zu ſchätzen iſt, ſo muß die 
Schätzung nach einer beſtimmten Summe Geldes erfolgen.“ Damit 
kommt die Funktion des Geldes als Wertmeſſer deutlich zum Aus⸗ 
druck. Das Gericht muß den Wert nach 8 304 in einer Geldſumme 
ausdrücken. 

Dabei geht, wie aus dem Sinne, dem Zwecke und der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des 8 304 erſichtlich iſt, das ABGB. von der 
Vorausſetzung der Unveränderlichkeit dieſes Wertmaßſtabes aus. Das 
Geld ſollte ja das Mittel ſein, an dem und mit welchem alle 
Sachen gemeſſen und in ihrem Werte miteinander verglichen wer⸗ 
den können. Das erfordert einen als wertbeſtändig anzunehmenden 
Wertmeſſer. 

Hat daher das Geld die vorausgeſetzte Unveränderlichkeit ver⸗ 
loren, ſo muß bei der Wertbeſtimmung (Schätzung) und der darauf 
folgenden Feſtſtellung des in dem veränderten Gelde zu leiſtenden 
Erſatzbetrages auf dieſe Eigenſchaft Bedacht genommen werden, fol 
die in ſolchem Geld feſtgeſetzte Leiſtung dem wahren Werte, den 
das Geſetz als maßgebend bezeichnet, entſprechen. Der Erſatz iſt 
ja in Geldeinheiten von ſolcher wirtſchaftlichen Bedeutung, und 
ſolcher Kaufkraft zu leiſten, die das Geld im Zeitpunkte der gericht⸗ 
lichen Feſtſtellung hat. Nur dann erhält der Berechtigte den durch 
den maßgebenden Wert umgrenzten Vermögensausfall wirklich er⸗ 
ſetzt, wenn dieſer Vermögensausfall mit dem zur Zeit der Meſſung 
(Urteilsfällung) zur Verfügung ſtehenden Wertmaßſtab gemeſſen wird. 
Es muß alfo dem Gläubiger fo viel in (heutigem) Geldezugeſpro⸗ 
chen werden, daß dadurch der durch den maßgebenden Wert um⸗ 
ſchriebene Ausfall erſetzt wird. 

Würde dem Gläubiger nur jener Betrag zugeſprochen, der 
dem Handelswerte nach dem ſeinerzeitigen höheren inneren Werte 
des Geldes entſpricht, ſo erhielte er ſtatt des erlittenen Ausfalles 
um ſo viel weniger, als der Geldwert ſeither zurückgegangen iſt; 
hätte dieſer zugenommen, ſo bekäme er um ſo viel mehr, als die 
Kaufkraft des Geldes gewachſen ift. 

Das ift keine Valoriſation im techniſchen Sinne, wie eine 
ſolche zum Beiſpiel im FamGlcö., im 8 19 Abſ. rte, vim. 
vorgeſehen iſt, ſondern die notwendige Beachtung einer mit der 


54. Jahrg. 1925 Heft 11] 


anderen Fällen, in denen die Geldentwertung berückſichtigt wird, 
ſcharf geſchieden worden ift. Zu den letzteren Fällen gehören insbe]. 
diejenigen, in denen ein Geldbetrag nur ein Rechnungs faktor 
zur Beſtimmung eines zu erſetzenden Schadens iſt, oder in denen 
ein Anſpruch auf Erſaß des Wertes beſteht, den eine Sache zu 
einer beſtimmten Zeit gehabt hat. Bei der Verpflichtung zum Wert⸗ 
erſatz, iſt die nach den damaligen Verhältniſſen ermittelte Mark⸗ 
ſumme nicht der Inhalt der Verpflichtung, ſo daß deren Auf⸗ 
wertung in Frage käme, vielmehr iſt die Mark in dieſem Falle 
nur Wertmeſſer, und da die Mark durch die Geldentwertung ihre 
Fahigkeit, Wertmeſſer zu fein, verloren hat, muß die ermittelte 
Markſumme auf einen anderen Wertmeſſer umgerechnet werden. 
Die Frage, ob es ſich um eine eigentliche Aufwertung handelt, oder 
nicht, iſt von großer praktiſcher Bedeutung. Liegt Aufwertung vor, 
ſo iſt nicht einfach der umgerechnete Wert maßgebend, ſondern es 
iſt nach dem Grundſatz des billigen Ausgleichs zu ermitteln, in 
welcher Höhe aufzuwerten ift, und es ift hierbei zu prüfen, in wel- 
chem Umfange ſich der Gläubiger den Wert der Zahlung in ſeinem 
Vermögen erhalten haben würde, wenn ihm die Zahlung rechtzeitig 
eleiſtet worden wäre. Beſteht aber ein Anſpruch auf Erſatz eines 

rtes, nicht einer beftimmten Geldſumme, fo ift für diefe Billig- 
keitserwägungen kein Raum, vielmehr iſt der volle Wert zu 
erſetzen, d. h. eine Summe, deren innere Kaufkraft dem 


rechung 
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Wertmeſſerfunktion des Geldes in einem Weſenszuſammenhange 
ſtehenden Eigenſchaft dieſes Wertmeſſers. Die Notwendigkeit dieſer 
Beachtung ergibt ſich zwangsläufig aus dem Zwecke, der mit der Ver⸗ 
wendung eines Maßſtabes verbunden ift. Der Satz, daß ein ver⸗ 
änderter Maßſtab Grundlage des Meſſens bleiben ſoll, ohne daß 
feine Anderung beim Meſſen zu berückſichtigen wäre, ſpricht kein 
Geſetz aus. ` 

Der Wert, der für derlei Erſatzleiſtungen maßgebend iſt, bleibt 
unverändert. Allein die Summe, in der ſich dieſer Wert ausdrückt, 
iſt verſchieden je nach dem Zeitpunkte, in welchem das wertveränder⸗ 
liche Geld als Wertmeſſer herangezogen wird. Auf nachträglich ein⸗ 
getretene Preisänderungen dürfte allerdings kein Bedacht genommen 
werden. 

Die Beachtung der Geldwertänderung iſt in keinem Geſetz 
unterſagt, vielmehr geſetzlich geradezu beahjichtigt, weil andernfalls 
der vom Geſetz ausgeſprochene Erſatzgedanke nicht verwirklicht wer⸗ 
den könnte. Lange Zeit wurden die Erſcheinungen der Geldentwer⸗ 
tung mit Teuerung verwechſelt. Jetzt, wo die wirtſchaftlichen Tat⸗ 
ſachen in ihrem Zuſammenhang richtig erkannt werden, muß der 
Richter ihnen Rechnung tragen, wo es das Geſetz nicht verbietet. 
Das iſt aber nicht der Fall, denn die Entſchädigungsforderung, mag 
fie auch ausſchließlich primär auf Erſatz in Geld gehen, iſt keine 
ſtarre Summenforderung, ſondern ein Anſpruch auf Deckung eines 
Vermögensausfalles, auf Werterſatz. Nicht der Beſchädigte hat ſein 
Vermögen in Geld angelegt, nicht er hat einen Geldanſpruch be⸗ 
gründet, ſondern er iſt von einem anderen geſchädigt worden. Für 
Summenforderungen haben die Währungsvorſchriften die Zahlkraft 
des entwerteten Geldes aufrechterhalten (das wurde in 8 986 ABGB. 
ausdrücklich vorgeſehen), für Erſatforderungen iſt eine ſolche Fik⸗ 
tion in keinem Geſetz vorgeſchrieben. Zu einer Summenforderung 
wird eine Erſatzforderung aber erft durch das richterliche Urteil oder 
durch vorbehaltloſe Parteienvereinbarung (Novation). 

(Oberſt. Ger Hof Wien, Plenarbeſchl. v. 18. Juni 1924, Präf. 103/24.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Abel, Wien. 


Berichtigungen. 
JW. 1925, 1091 muß es auf der rechten Spalte Zeile 9 von 
oben ſtatt epiſkopaliſches richtig heißen „epiſlopales“. 
JW. 1925, 1092 linke Spalte Zeile 1 von oben iſt anſtatt 


Lagerwert „Lagewert“ zu leſen, ebenſo Zeile 9 von oben ſtatt 
wirklichen Wert „wirkliche Werte“. 


Das Aktenzeichen der in JW. 1925, 1156 Nr. I abgedruckten 
Entſch. des AG. Ettenheim lautet „Z H 90/20” und nicht B 34/20-21. 


Das Urteil des AG. Ettenheim, JW. 1925, 1157 Nr. 2 iſt vom 
14. März 1925 und nicht vom 27. Febr. datiert. 
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Die Zeilerſchen Umwertungszahlen. 


(Fortſetzung zu JW. 1925, 1178.) 


Monats⸗ Gelbwertzahlen Wohlſtands⸗ Umwertungs⸗ 
burchſchnitte (neu zahlen zahlen 
Februar 1925 1,356 Bill. 54,5% 682 Milld. 
März 1,360 „ 55,0% 690 „ 
April 1,367 „ 55,5 % DIE. 
Mai 1,855 „ 56,0% 700 


Werte entſpricht, den die zu entſchadigende Sache 
zu dem maßgebenden Zeitpunkt gehabt hat; darauf, 
ob der Schuldner ſich in Verzug befunden hat, kommt es nicht an. 
Dieſe Rechtsgrundſätze ſtehen in der neueren Rechtſprechung des 
RG. feſt (vgl. namentlich RG. v. 23. Mai 1923: JW. 1924, 1868; 
v. 15. Jan. 1924: RG. 107, 228; v. 1. Febr. 1924: JW. 1924, 815; 
v. 12. Febr. 1924: 23.24, 750, Warn. 16, 137; v. 6. Mai 1924: 
JW. 1924, 1359; v. 1. Juli 1924: RG. 108, 337). Nur der 1. ZS. 
nimmt hinſichtlich des Falles, daß der gemeine Handelswert eines 
auf der Bahn verlorenen Gutes zu erſetzen iſt, eine abweichende Stel⸗ 
lung ein (vgl. das Urt. v. 13. Dez. 1924, JW. 1925, 348 und meine 
Anm. zu dieſem Urteile, in welcher ich vorausgeſetzt hatte, daß die 
Entſch. des OHG. v. 18. Juni 1924 vorher zum Abdruck gelangen 
würde). In vollem Einklang mit den oben angezogenen Entſch. des 
NG. ſteht die Plenarentſch. des öſterr. Och H. v. 18. Juni 1924, in der 
mit erfreulicher Entſchiedenheit der Gegenſatz zwiſchen Valoriſation und 
Werterſatz hervorgehoben und betont wird, daß, ſoweit das Geld 
nur als Wertmeſſer in Betracht komme, ein unveränderlicher Wert⸗ 
meſſer vorausgeſetzt fei. Die Entſch. des OGH. ift um fo bedeutſamer, 
als dieſer fih — im Gegenſatz zum NG. — bei Forderungen, die 
auf eine Geldſumme gehen, durch die Vorſchriften der Währungs⸗ 
geſetzgebung an der Aufwertung behindert anſieht. 

Staatsſekretär i. R. Wirtl. Geh. Rat Dr, Mügel, Berlin⸗Nikolasſee. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Schrifttum. 
Mitgeteilt von Dr. Hans Schulz, Bibliotheksdirektor bei dem Reichsgericht. 


Es wird um Bekanntgabe oder Einſendung ſchwer 
erreichbaren Schrifttums gebeten. 


1. Zeitſchriften. 


Deutſche. 

Leipziger Zeitſchrift für Deutſches Recht. 19. Ig. Nr. 10: 
Maenner, Erbrechtliche Anfechtungsfragen. 
Oertmann, Aneignung von Beſtandteilen einer Leiche. 
Boeckmann, Aufwertung von wiederkehrenden Leiſtungen 

nach rechtskräftigem Urteil. 
Waſſermann, Zinsforderungen und Stabiliſierungsriſiko. 
Runge, Die Freiheitsdelikte im neuen Strafgeſetzentwurf. 


Deutſche Juriſtenzeitung. 30. Ig. H. 10: 

Ebermayer, Der neue Strafgeſetzentwurf: Beſonderer Teil, 
Abſchn. 14—24. 

Wahl, Einwirkungen der Geldentwertung bei Rechtsverhält⸗ 
niſſen in Frankreich. 

v. Staff, Iſolierte und inſtitutionelle Schiedsgerichte. 

Noerpiaſky, Der Geſetzentwurf über das Notverordnungs⸗ 
recht der Reichsregierung. 

Derſch, Die neue Reichsverſicherungsordnung. 

Rheinſtrom, Die Rechtſprechung des Reichsfinanzhofes. 
Baheriſche Verwaltungsblätter. 73. Ig. H. 8: 

Mayer, Strittige Punkte im bayeriſchen Verordnungsrecht. 


Thüringer Kommunale Rundſchau. 3. Ig. Nr. 1: 

Kieſel, Die neue Braunſchweigiſche Städteordnung. 
Mecklenburgiſche Zeitſchrift für Rechtspflege und Ver⸗ 

waltung. 41. Ig. H. 8: 

Klien, Über die Parteien in Verwaltungsrechtsſtreitigkeiten, 
insbeſondere in den Fällen der Landgemeindeordnung, 
Städteordnung und der Amtsordnung (88 14—18 des Gef. 
v. 3. März 1922 über die Verwaltungsgerichtsbarkeit). 


Zeitſchrift für Agrar⸗ und Waſſerrecht. 4. Bd. H. 3: 


Rothe, Entwicklung und Erfolge der Landeskultur in 
Preußen. 


Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheberrecht. 30. Ig. Nr. 5: 
Benjamin, Schutz vor dem Erfinder. 
Ferchland, Der Sprachenparagraph im Patentgeſetz. 
Hoffmann, Rundfunk und Urheberſchutz. 
Schaefer, Die rundfunkmäßige „Aufführung“ von Bühnen⸗ 
werken. 
Markenſchutz und Wettbewerb. 24. Ig. Nr. 8: 
Duchesne, Zum Weſen des fog. „Prioritätsrechts“ und der 


Prioritätserklärung gemäß Art. 4 des Unionvertrags. 
Ghiron, Italien. Der Schutz der Markenweine. 


Mitteilungen vom Verband Deutſcher Patentanwälte. 
25. Ig. Nr. 3—4: 
Bertram, Erfindungsaufgabe und Löſungsgedanke. 
Iſay, Die geſchichtliche Entwicklung der Patentauslegung. 


Zentralblatt für Jugendrecht und Jugendwohlfahrt. 
17. Ig. Nr. 2: g 

Lamm, Die Aufwertung der Mündelvermögen. 

Pappritz, Der Entwurf eines Reichsbewahrungsgeſetzes des 
Deutſchen Verbandes zur Förderung der Sittlichkeit. 

Ulrich, Das Problem der Fürſorge für die wandernde 
Jugend. 

Lehmann, Vorſchlag zur Abänderung des Jugendgerichts⸗ 
geſetzes. 


Wirtſchaftsdienſt. 10. Ig. H. 21: 
Klügmann, Mündelſichere Anlagen. 


Deutſche Wirtſchaftszeitung. 22. Ig. Nr. 20: 


Feilchenfeld, Gegen die Beſteuerung des Verbrauchs. 
Raps, Beſteuerung der Inflationsgewinne. 


„ des Jenner Inſtituts für Wirtſchaftsrecht. 
9 


Nipperdey, Nachgiebige Geſetzesnormen im Tarifvertrag. 
Hedemann, Chronik des Wirtſchaftsrechts vom 1. Nov. 1924 
bis 15. April 1925. 


EE Rundſchau für die Privatverſicherung. 2. Ig. 
r. 10: 


Frenzl, Zum Begriff „Détérioration Matérielle“ (Art. 10 
der Levante⸗Police). 

Kiehl, Fremdwährungs⸗Lebensverſicherungen und die clau- 
sula rebus sie stantibus. 


Zeitung des Vereins Deutſcher Eiſenbahnverwaltungen. 
65. Ig. Nr. 20—21: 

Friebe, Der ſtrafrechtliche Schutz der Eiſenbahn im amt⸗ 
lichen Entwurf eines Allgemeinen Deutſchen Strafgeſetz⸗ 
buchs vom Jahre 1925. 

Goltermann, Das Reichsbahngericht. 

Fiſcher, Beamte müſſen in Fällen des Notſtandes vorüber⸗ 
gehend Arbeiterdienſte verrichten. 

Hofinger, Eiſenbahnerbaugenoſſenſchaften und Aufwertung. 
Notariatszeitung. 67. Ig. Nr. 5: 


Müller, Notar und Zivilprozeß. Gegen Lohſings An⸗ 
waltsrecht. 


Arztliche Sachverſtändigenzeitung. 31. Ig. Nr. 10: 
Leppmann, Zur Beurteilung der Selbſtbeſchädigungen bei 
Gefangenen. 


Staats⸗ und Selbſtverwaltung. 6. Ig. Nr. 16: 
Rieß, Rechtsformen der Gemeindeunternehmungen. 


Fiſchers Zeitſchrift für Verwaltungsrecht. 58. Bd. H. 1/2: 
Schelcher, Die Lebensdauer der parlamentariſchen Regie⸗ 
rung. 
Richter, Entziehung von Reichs⸗ und Landesbeihilfen zur 
Erwerbsloſenfürſorge. 
Preußiſches Verwaltungsblatt. 46. Bd. Nr. 33—34: 
Beyer, Die Staffelung der Sätze der Gemeindegrundſteuer⸗ 
ordnungen nach dem Werte der Grundſtücke. 
Bleckwenn, Unterliegen Kraftpoſtlinien der landesbehörd⸗ 
lichen Genehmigung und der Wegevorausleiſtungspflicht? 
Necker, Inſtandſetzungspflicht des Vermieters und Inſtand⸗ 
ſetzungszuſchläge bei Althäuſern in der neueren Geſetz⸗ 
gebung. 
Baſtian, Die rechtlichen Grundlagen der Berufsberatung, 
insbeſondere in Preußen. 
Friedrichs, Troſtgründe. 
Graeßner, Die Gefahrengemeinſchaften in der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge. 


Neue Zeitſchrift für Arbeitsrecht. 5. Ig. H. 5: 
Klehmet, Fragen und Wünſche zur Arbeitszeitverordnung. 
Duwe, Entſtehen durch Vereinbarungen über verlängerte 

Arbeitszeit, die auf Grund des § 11 Abſ. 3 der VO. v. 

21. Dez. 1923 zuſtande kommen, rechtsgültige Einzelarbeits⸗ 

verträge, oder ſind ſolche Abmachungen nach 8134 BGB. 

nicht bindend? 
Hein, Müſſen werkbeurlaubte Arbeitnehmer bei einem 

Stellenwechſel ihre bisherige Werkswohnung räumen? 
Lange, Der Probevertrag in der Induſtrie. 
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Deutſche Steuerzeitung. 14. Ig. Nr. 5: 

Warneyer, Aufwertung des in einem rechtskräftigen Ur⸗ 
teil, einem Schiedsſpruch oder in einem Vergleich feſt⸗ 
geſetzten Betrags. 

Sontag, Nachträgliche Aufwertung abgewickelter Geſchäfte. 

Klare, Die Hypothekenaufwertung in der Spruchpraxis des 
Kammergerichts. 

Heilfron, Die Beſteuerung der Inflationsgewinne. 

Piſſel, Die Steuermilderungen. 

Ball, Die dritte Veranlagung. 
ſondere Vermögenſteuer ?) 

Erler, Die ſteuerliche Beweiskraft der kaufmänniſchen Buch⸗ 
führung. 

Waſſermann, Die Beſteuerung der freien geiſtigen Berufe. 


Zeitſchrift für Zölle und Verbrauchsſteuern. 5. Ig. Nr. 10: 


Sande, Die Entwicklung des Stundungsweſens bei Zöllen 
und Verbrauchsſteuern in Deutſchland. 


Steuer⸗Archiv. 28. Ig. Nr. 5: 
Jadeſohn, Fragen aus der ſteuerſtrafrechtlichen Praxis. 
Schönleben, Behandlung der nach Eröffnung des Konkurs⸗ 
verfahrens fälligen Steuerforderungen. 
Stölzle, Entſtehung der Steuerſchuld, Steuerſchuldner und 
Se beim Erwerb von Todes wegen ($18 Erb.⸗ 
G.). 


E ah des Bundes Deutſcher Juſtizamtmänner. 36. Ig. 
555 


(Brauchen wit eine be- 


Die Funktionsbezeichnungsfrage im Reichstage. 
Bierbach, Form der Unterſchrift bei geſetzlichen Amtshand⸗ 
lungen des Gerichtsſchreibers. 


2. Bücher. 
Allgemeine Werke. 


Zevenbergen, Willem. Formeele Encyclopaedie der 
rechtswetenschap als inleiding tot de rechtswetenschap. 
’S-Gravenhage, Belinfante. 

Huſſerl, Gerhart. Rechtskraft und Rechtsgeltung. Eine 
rechtsdogmatiſche Unterſuchung. Bd. 1: Geneſis und Gren⸗ 
zen der Rechtsgeltung. Berlin, Springer. / 12,—. 

Stammler, Rudolf. Rechtsphiloſophiſche Abhandlungen und 
Vorträge. Bd. 2, 1914—1924. Charlottenburg, Pan⸗Ver⸗ 
lag. % 13,—. 

— Praktikum der Rechtsphiloſophie. Zum akademiſchen Ge⸗ 
brauche und zum Selbſtſtndium. Bern, Stämpfli. Geb. 
A 5,50. 

Marck, Siegfried. Subſtanz⸗ und Funktionsbegriff in der 
Rechtsphiloſophie. Tübingen, Mohr. H 5, —. 

Juriſten von heute. Schweidnitz, Heege. % 1,50. 


Bürgerliches Recht. 


Die neuen Aufwertungsgeſetze. Gegenüberſtellung des 
gegenwärtigen Rechts nach der 3. Steuernotverordnung und 
des Regierungsentwurfs in der vom Reichsrat beſchloſ⸗ 
jenen Neufaffung. Mit amtlicher Begründung und Schlag⸗ 
wortregiſter. Berlin, Heymann. M 5, —. 

Fick, Fritz. Die Frage der Aufwertung und der Einfluß wirt⸗ 
ſchaftlicher Kataſtrophen auf beſtehende Verträge nach 
ſchweizeriſchem Recht. Baſel, Helbing & Lichtenhahn. 

Aus: Zeitſchrift für Schweizeriſches Recht. N. F. Bd. 44, 
H. 2. M 


Schaeffer, C.; Keidel, F. Die Hauptfragen der Geld⸗ 
entwertung und Aufwertung nach bürgerlichem Recht. 
3. vollkommen umgearbeitete Auflage. Leipzig, Hirſchfeld. 
46 4,20. 

Eingabe der Juriſtiſchen Arbeitsgemeinſchaft für Geſetz⸗ 
gebungsfragen zu dem Entwurf eines Auſwertungsgeſetzes. 
Berlin, Springer. % 1,50. 

Bandmann, Georg. Verfahren vor den Mieteinigungs⸗ 
ämtern und Beſchwerdeſtellen unter Berückſichtigung der 
preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen. Berlin, Vahlen. 
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Maus, René. Traité théorique et pratique de la législation 
des loyers 1918—1924. Edition à jour au 15 mai 1924, 
suivie de tableaux synoptiques. Paris, Dalloz 1924. 


Handelsrecht und Wirtſchaftsrecht. 


Jahrbuch der Deutſchen Induſtrie⸗ und Handelskammern 
und ſonſtigen amtlichen Handelsvertretungen. Heraus⸗ 
gegeben im Auftrage des Deutſchen Induſtrie⸗ und Han⸗ 
delstages von der Handelskammer zu Leipzig durch deren 
Syndikus Wendtland. 9. Ausgabe 1923/25. Leipzig (Leiner). 
Geb. A8 20,—. 

Lyon-Caen, Ch. et Renault, L. Manuel de droit 
commereial (y compris le droit maritime). 14. éd. 
Paris, Libr. gén. de droit et de jurisprudence 1924. 

Kofendorff, Richard. Das deutſche Goldbilanzierungsgeſ z 
in der Praxis. Erweiterter Abdruck eines Vortrages, 
nebſt einem Anhang, enthaltend „Die Umſtellungen der deut⸗ 
ſchen Aktiengeſellſchaſften auf Goldmark“. Wien, Verband 
öſterreichiſcher Banken und Bankiers. 6 3,80. 

Mazeaud, Henri. Le Vote privilégié dans les sociétés 
de capitaux. Pref. de Georges Cohendy. Paris, 
Dalloz 1924. 


Nordiske Domme i sjofartsanliggender utg. av Nordisk 
Skibsrederforening ved J. Jantzen. Aarg. 25, 1924. 
Kristiania, Aschehoug. 


Fivilprozeß uſw. 
Wenger, Leopold. Inſtitutionen des römiſchen Zivilprozeß⸗ 
rechts. München, Hueber. Geb. % 10,—. 
Heinsheimer, Karl. Typiſche Prozeſſe. Ein Ziv'lprozeß⸗ 
praktikum zum Gebrauch bei akademiſchen Übungen und 
zun Selbſtſtudium. 6. neubearbeitete Auflage. (Prakt ka 
des bürgerlichen und öffentlichen Rechts. Bd. 1.) Berlin, 
Liebmann. A8 3,20. 


Strafrecht, strafprozeß, ſtrafrechtliche Hilfswiſſenſchaften. 


Sammlung von Entſcheidungen des Bayer. Oberſten Lan⸗ 
desgerichts in Strafſachen. Herausgegeben unter Leitung 
und Aufficht des Staats miniſteriums der Juſtiz. 24. Bd. 
München, Oldenbourg. % 5,20. 

Kohlrauſch, Eduard. Strafprozeßordnung und Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz mit Nebengeſetzen. Textausgabe mit Cin- 
leitung, Anmerkungen und Sachregiſter. 20. Auflage. 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze. Nr. 12.) 
Berlin, de Gruyter. Geb. % 7,—. 


Staats: und Verwaltungsrecht. 
Stein, Edith. Eine Unterſuchung über den Staat. Halle 
an der Saale, Niemeyer 1924. 46 6,—. 
Schulze, Georg, und Roth, Walter. Das ſächſiſche 
Beamtenrecht. Haudausgabe, Teil 1. Dresden, Heinrich 
Geb. Æ 10, —. 


Gewerbe⸗ und Arbeitsrecht. 

Ferch, Wilhelm. Die Neuregelung des Schlichtungsweſens 
auf Grund der Verordnung über das Schlichtungsweſen 
v. 30. Oktober 1923 und der hiezu ergangenen Ausfüh⸗ 
rungsverordnungen. Erl. Stuttgart, Heß. % 2,90. 


Steuern und Zölle. 
Geiler, Karl. Die Induſtriebelaſtung. (Münchener juriſtiſche 
Vorträge. H. 5.) München, Hueber. / 1.—. 
Flügler, Adolf. Tabak- und Zigarettenſteuer. Berlin, Sack. 
J16 3,50. 


Kirchenrecht. 

Hofmann, Auguſt. Das kirchliche Geſetzbuch v. 28. Juni 
1917 und das Bayeriſche Staatskirchenrecht. Zweite, unter 
Berückſichtigung des neuen Konkordats völlig umgearbeitete 
Auflage. Würzburg, Becker. / 1,20. 

Triebs, Franz. Praktiſches Handbuch des geltenden kanon. 
Eherechts in Vergleichung mit dem deutſchen ſtaatlichen 
Eherecht. Für Theologen und Juriſten. Teil 1. Breslau, 
Schleſiſche Volkszeitung. Geb. A 10, —. 
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Völkerrecht. e 


Martens, G. Fr. et Triepel, Heinrich. Nouveau recueil 
général de traités et autres actes relatifs aux rapports 
de droit international. 3. série. T. 13. Livr 1. Leipzig, 
Weicher. GM. 18.— 


Der Friedensvertrag von Verſailles nebſt Schlußproto⸗ 
koll und Rheinlandſtatut ſowie Mantelnote und deutſche 
Ausführungsbeſtimmungen. Neue durchgeſehene Ausgabe in 
der durch das Londoner Protokoll v. 30. Auguſt 1924 revi- 
dierten Faſſung. Berlin, Hobbing. Geb. % 6,—. 

Dölle, Hans. Das materielle Ausgleichsrecht des Verſailler 
Friedensvertrages unter beſonderer Berückſichtigung der 
Rechtsbeziehungen zu Frankreich und England. (Abhand⸗ 
lungen der Berliner juriſtiſchen Fakultat. H. 1.) Berlin, 
Springer. GM. 9,60. 

Kaufmann, Erich. Studien zum Liquidationsrecht. Berlin, 
Vahlen. GM. 2,—. 

Die Beſchlagnahme, Liquidation und Freigabe deutſchen 
Vermögens im Auslande. Herausgegeben von W. Loewen⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


feld (u. a.). Teil 1, Nachtrag 2 bearbeitet von Hans 
Krüger. Berlin, Heymann. 

Schücking, Walter. Das Genfer Protokoll. Frankfurt a. M., 
Frankfurter Societätsdruckerei. GM. 0,75. 

Schäfer, Leopold. Die Londoner Amneſtievereinbarungen. 
(Rechtsverträge des Deutſchen Reichs. H. 2.) Mannheim, 
Bensheimer. 5,—. 

Jungmann, Robert. Das internationale Patentrecht. Nach⸗ 
trag 1 und 2. Berlin, Heymann. 

Marck, Albert. Der internationale Rechtsſchutz der Patente, 
Muſter, Warenzeichen und des Wettbewerbes. Berlin, 
Springer. GM. 5,70. 

Kunz, Otto. Die internationalen Telegraphen⸗Unionen. (Tii- 
binger Abhandlungen zum öffentlichen Recht. H. 2.) Stutt⸗ 
gart, Enke. GM. 4,50. 

Nörpel, Clemens. Internationales Arbeitsrecht. Berlin, 
Verlagsgeſellſchaft des Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchafts⸗ 
bundes. GM. 1,20. å 

Die internationale Elbſchiffahrtsakte. (Zeitfragen der 
Binnenſchiffahrt. H. 14 b.) Duisburg, „Rhein“ Verlags⸗ 
geſellſchaft. / 2,—. 


Schrifttum des Auslandes. 


Mitgeteilt von Dr. jur. Curt Bloß, Bibliothekar bei dem Reichsgericht. 
Januar — Mai 1925. 


Amerika. 
(außer Vereinigten Staaten). 


Bücher. 


Manning, William R. Arbitration treaties among the 
American nations to the close of the year 1910. New 
Vork, Oxford Univ. Press, 1924. 


Rauchhaupt, Fr. W. Völkerrechtliche Eigentümlichkeiten 
Amerikas, insbeſondere Hiſpano⸗Amerikas. Berlin, Sack. 
GM. 2,30. 


Belgien. 
Zeitſchriften. 


La Belgique judiciaire. (Bruxelles, Somercoven.) 83. an- 
nee. No. 11—14: 
Nisot, Le delit d’abandon de famille en droit frangaıs. 
Coart, Des immeubles exemptes de la contribution 
foncière. 


Revue de droit pénal et de criminologie. 
Gillard.) 5. année. No. 1—3: 

Ferri, Les délits involontaires. 

Lattes, Criminels par maladie, par anomalie, par in- 
validité. 

Lombroso, Les complications des crimes féminins dans 
leur rapport avec la psychologie particulière de la femme. 

Schuind, Remarques sur le concours. d’iniractions. 

de Ryckere, Quelques considérations sur le délit de 
recel. 


(Bruxelles, 


Revue de droit international et de législation comparée. 
(Gand et Bruxelles, van Campenhout.) 3. série. T. 5. 
No. 6: 

Erich, Le protocole de Genève. 
Adatci, Les „Amendements Japonais“ au Protocole de 

Genève. 

Wehberg, Quelques remarques sur le Protocole de 

Genève. 

de Visscher, Le conflit anglo-égyptien et la Société 
des Nations. 


Ruze, L'organisation du statut de la zone de Tanger. 

de Stael-Holstein, Le régime scandinave des eaux 
littérales. 

Hostie, La Convention générale des ports maritimes. 


Bücher. 


Pasquier, Alex. Traité des causes de divorce et de 
séparation de corps. Bruxelles, Bruylant. d 

Roussel le Roy, André. L’abrogation de la neutralite 
de la Belgique ses causes et ses effets. Paris, Les Presses 
universitaires de France, 1923. 


China. 
Bücher. 


Legislation commerciale de la république de Chine. 
Joxte mis à jour au ler oct. 1923. Pekin, Impr. Na- 
Che ao 


Danzig. 
Jeitſchriften. 
Danziger Juriſtenzeitung. (Danzig, Verlag der Oſten.) 
4. Ig. Nr. 1-2 in: Der Oſten. 7. Ig. Nr. 1/24: 
v. Staff, Zur deutſchen Goldbilanz⸗Verordnung. 
Lewinsky, Das Vorkaufsrecht im Danziger Grundwechſel⸗ 


ſteuergeſetz. 
d Bücher. 


Hammer, Joachim. Das Danziger Aufwertungsgeſetz. Mit 
gemeinverſtändlichen Erläuterungen, Beiſpielen und einer 
Kurstabelle. Danzig, Kafemann. GM. 1,60. 

Levesque, Genevieve. La situation internationale de 
Dantzig. Paris, Pedone. Fr. 25.—. 


Finnland. 


Zeitſchriften. 


Tidskrift, utg. av Juridiska Föreningen i Finland. (Hel- 
singfors, Jimelii Arvingars.) 61. ärg. H. 1—2: 
Hermanson, Fiulands sjä'vständighet. 
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Granfelt, ] vilken omfattning bör utlänsk i tvistemål 
given dom tillerkännas rāttskraft? Juridiska Föreningens 
i Finland årsmöte den 18 december 1924. 

Kôersner, Förmynderskapslagstiftningen i Finland och 
Sverige. 

Boije, Om brott och återfall i brott. 

Stolt, Stabilisering och myntrealisation i Finland ur rätts- 
lig synpunkt. 


Frankreich. 
Seitſchriften. 


Les Lois nouvelles. (Paris, Schaffhauser.) 44. année. 


No. 5: 


Savatier, Quelques-uns des embarras d'un agriculteur 
en face de la loi du 15 déc. 1922 sur les risques pro- 
fessionnels agricoles. 


Revue generale du droit, de la législation et de la juris- 
prudence en France et à l'étranger. (Paris, de Boc- 
card.) 49. année, Livr. 1: 

Perreau, Le conflit des droits naturels et de la loi 
positive. 
Faurey, Le protestantisme français et le mariage. 


Bulletin mensuelle de la Société de législation comparée. 
(Paris, Librairie generale de droit et de jurispnudence.) 
53. année. No. 10—12: 
Bezard-Falgas, De la protection internationale des 
titres au porteur perdus ou voles. 
Solus, Le régime du droit civil en vigueur aux Indes. 
Lambert, La spéculation illicite aux Etats-Unis. 


Revue historique de droit frangais et &tranger. (Paris, 
Sirey.) 4. sér., 4. année, No. 1: 
Flini aux, Contribution à P'histoire des sources du droit 
canonique. Les anciennes collections de „Decisiones 
Rotae Romanae“. 


Revue critique de législation et de jurisprudence. (Paris, 
Librairie générale de droit et de jurisprudence Pichon 
et Durand-Auziers). 65. année. No. 1: 
Morel, Donations et testaments. 
Gutteridge, Le notaire public en Angleterre. 


Revue juridique d'Alsace et de Lorraine. (Paris, Schaff- 
hauser.) 6. année. No. 1—3: 
Aubéry, La propriété artistique sous le rapport de la 
protection legale. 
Dereux, Les dispositions de la loi locale du 3. mai 1909, 
rel. à la responsabilité des propriétaires et conducteurs 
d’automobiles, sont-elles encore en vigeur? 


Revue trimestrielle de droit civil. (Paris, Sirey.) 23. an- 
nee. No 4; 24. année. No. 1: 
Cheron, L’organisation judiciaire en Alsace-Lorraine. 
Mazeaud, La maxime „Error communis facit jus“. 
Nogaro, La clause „Payable en or“. 
Crouzel, La responsabilité du fait des animaux et du 
fait des choses inanimées hors de la doctrine classique. 


Annales de droit commercial. (Paris, Rousseau.) 33. an- 
nee. No. 3: 
Hamel, Observations sur les parts de fondateur. 
Drouets, De la lettre d' avis d’arrivee des marchandises 
en gare sous le nouveau régime de la livaison par 
chemin de fer. 


Revue des sociétés. (Paris, Godde.) 43, année. No. 2: 
Auger, La fusion. 
Revue du notariat. (Paris, Marchal et Billard.) 66. an- 
nee. 15. fevr., 30. mars, 15. avril: 


Sainsot, La donation entre époux de biens a venir 
par le prodigue, pendant le mariage. Nature de cette 
donation. 

Javon, De la reprise du trousseau et des bijoux de la 
femme, en cas de dissolution. 
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Auger, La société à responsabilité limitée. Commentaire 
de la loi du 7. mars 1925. 

Sainson, Tutelle de la mère divorcée. 
cours d'un second mariage. 


Ouverture au 


Revue de droit maritime comparé. (Paris, Librairie 
generale de droit et de jurisprudence.) T. 8: 

Audouin, Gervais et Lieury, Les règles d' Vork et 
d' Anvers, 1924, 

Lesueur et Lutendu, L'avenir du connaissement „reçu 
par embarquement“. 

Jantzen, De la saisie Conservatoire des navires en 
Norvege. 

Choteau, Du fondement juridique et de la mezure de 
la substitution de lassureur à P'assuré dans les droits et 
actions de ce dernier contre lautre du sinistre. 


Revue du droit public et de la science politique en 
France et A l'étranger. (Paris, Giard.) 41. année. 
No. 4; 42. année No. 1: 

Reglade, De la nature juridique des traités internatio- 
naux et du sens de la distinction des traites-lois et des 
traités-contrats. 

Bonnard, Notions générales sur les attributions et les 
fonctions de P’Etat et sur les services publics, 


Revue d'histoire diplomatique. (Paris, Picard.) 38. an- 


nee. No. 4; 39. année. No. 2: 


Picavet, Etat de paix et état de guerre au temps de 
Louis XIV. (1661—1715). 
Dupuis, Le francais langue diplomatique moderne. 


Journal du droit international. (Paris, Marchal et Bil- 


lard.) 52. année, Livr. 1: 

Weiss, La Société des nations et le développement du 
droit international prive. 

Ripert, L'organisation des communications et du transit 
et la Société des nations. 

Mestre, L'énergie hydro-electrique et la Société des 
nations, 

Travers, La Cour permanente de justice internationale et 
les intérêts privés. 

Picard, Le problème des doubles impôts devant la 
Société des nations et la Chambre de commerce inter- 
nationale. 

Lampué, De la nationalité des habitants des pays à 
mandat de la Société des nations. 

Nast, L'introduction des lois civiles et commerciales 
françaises en Alsace et Lorraine. 


Revue de droit international privé. (Paris, Sirey.) 19. an- 
née. No. 4: d 
Donnedieu deVabres, La communauté internationale 
en droit pénal et les limites que lui impose le particu- 
larisme des Etats. 
Archambault, La jurisprudence des tribunaux arbitraux 
mixtes sur les comptes-courants. 


Bücher. 


Colin, Paul. Codes et lois pour la France l'Algérie et 
les colonies. 20. éd. Lois et décrets. Paris, Marchal et 
Billard. 

Cornil, Georges. Le droit prive. 
juridique simplifiee. (Collection 
populaires. 2.) Paris, Giard, 1924. 

Bonnecase, Julien. L’Ecole de Pexégèse en droit civil. 
2. éd. entièrement revue et augmentée. (Bibliothèque de 
Phistoire du droit et des institutions. T. 19.) Paris, de 
Boccard, 1924. 

Baudry-Lacantinerie, G. Traité théorique et pra- 
tique de droit civil. Suppl. par Julien Bonnecase. T. 2. 
Paris, Libr. de la Société du Recueil Sirey. Fr. 30.—. 

Demogue, René. Traité des obligations en général. 
I. Sources des obligations (Suite et fin). T. 5. Paris, 
Rousseau. Fr. 30.—. 

Carpentier, Etienne. Code métropolitain de Pexpro- 
priation pour cause d'utilité publique et de Paménage- 
ment, de Pextension et de l’embellissement des villes. 
Paris, Libr. de la Société du Recueil Sirey. Fr. 7.— 
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Perret, André. Les ius altius tollendi. Paris, Les Presses 
universitaires de France, 1924. 

Boissiere Gustave. La compagnie des agents de 
change et le marché officiel à la bourse de Paris. 2. éd. 
Paris, Rousseau. Fr. 35.—. 

Garraud,, R. Traité théorique et pratique du droit 
pénal français. 3. éd. T. 5. Paris, Libr. de la Société 
du Recueil Sirey. Fr. 30.—. 

Verger, Henri. L’evolution des 
la responsabilité des délinquants. 
1923, Fr. 7.—. 

Politis, N. La Justice internationale. 
1924. 

Fauchille, Paul. Traité de droit international public. 
8. éd. entièrement refondue, complétée et mise au cou- 
rant, du Manuel de droit internat. public de Henry 
Bonfils. T.1. P. 2. Paris, Rousseau, 1925. 

Engeström, E. Maxson. Les Changements de nationa- 
lité d’apres les traités de paix de 1919—1920. Paris, 
Pedone, 1923. 

Krstitsch, Dragolioub, Les minorités, ! Etat et la com- 
munauté internationale. Paris, Rousseau. Fr. 20.—. 

Lamas, Carlos Saavedra. Traités internationaux de type 
social. Paris, Pedone. Fr. 50.—. 

Ebray, Alcide. La paix malpropre (Versailles). Pour la 
reeonciliation par la vérité. Milano, Unitas, 1924. Fr. 35.—. 

Lucien-Graux. Histoire des violations du traité de 
paix. T.3. Paris, Crès. Fr. 12.—, 

Lepargneur, Jean. La déchéance du droit à indem- 
nité de dommages de guerre. (Univ. de Paris. Travaux 
de la conference de droit pénal de la faculté de droit. 
No, 19.) Paris, Libr. de la Soc. du Recueil Sirey, Fr. 36.—. 

Pillet, Antoine. Traité pratique de droit international 
privé, T. 2. Paris, Libr. de la Société du Recueil 
Sirey. Fr. 65.—. 

Surville, F. Cours élémentaire de droit internat. privé. 
7. Ed. Paris, Rousseau, 


medicales sur 
Flammarion, 


idées 
Paris, 


Paris, Hachette, 


Großbritannien. 


Zeitſchriften. 


The Juridical Review. (Edinburgh and London, Green 
& son.) Vol. 37. No. 1; 
Aitken, The carriage of goods by sea act, 1924, 
Valentine, Doubts regarding the foundations of juris - 
prudence. 


The Journal of comparative legislation and internat. law. 
(London, Society of Comparative Legislation.) Ser. 3. 
Vol. 7. Part. 1: 


Sibley, The story of the Manilla Ransom and Britain’s 
debt to the United States. The Uniform Illegitimacy Act 
and the present status of illegitimate children, 

Crane, The nationality of married women. 

Rogers, The proposal for scientific copyright, with the 
literary parallel. 

Latey, The law of aviation, 


Bücher. 


Holdsworth, W. S. A history of English law. Vol. 6. 
London, Methuen. 

Kuhn, Arthur K. Principes de droit angla-américain. 
Droit privé et procédure. Trad. en collaboration avec 
Pauteur par Max Petitpierre. Paris, Libr. gen. de droit 
et de jurisprud. 1924. M. 6.—. 

Smith, James Walter. A Handy Book on the law of 
master and servant, employer, and employed, chiefly as 
regards their civil rights. Rev. by George Frederick 
Emery. London, Wilson. 

Jenks, Edward. A digest of English civil law. 2. ed. 
Vol, 1. 2. London, Butterworth, 1921. 

Anson, Sir William R. Principles of the English law 
of contract and of agency in its relation to contract. 
Ge by Maurice L. Gwyer. Oxford, Clarendon Press, 

Davis, C. Tindale, and Johnston, J. R. J. The Bank- 
ruptey Act, 1914, and the deeds of arrangement act, 
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1914 ... with a commentary. 8. ed. of the original com- 
mentary bei Chalmers and Edwin Hough. London, 
Waterlow, 1923. 

Stevens’ Elements of mercantile law. 7. ed. By Herbert 
Jacobs. London, Butterworth. 


Varley, F. J. Rules and regulations of the stock exchange. 
With notes and references to decided cases. London, 
Wilson. 

Simouson, Paul F. The Law rel. to the reduction of 
the share capital of joint stock companies registered 
under the companies acts or the copanies consolidation 
act, 1908. Together with forms and precedents. 2. ed. 
London, Wilson. Sweet & Maxwell, 1924. 


Singer, J. C. Lectures on bills of lading. 
Witherby. 


Chalmers, Sir M. D., and Archibald, J. G. The 
marine insurance act, 1906. 3. ed. London, Butter- 
Worth, 1922. 


Moore, Hubert Stuart, and Duncan, Norman. The 
rules of the road at sea. 4. ed. London, Potter, 1922. 


Cole, Sanford D. The Hague Rules explained being the 
carriage of goods by sea act, 1924. With introd., notes, 
and appendices. London, Wilson, 1924. 


Kenny, Courtney Stanhope. Outlines of criminal law. 
Based on lectures delivered in the Univ. of Cambridge. 
11. ed. Cambridge, Univ. Press. 


Holds worth, W. S. The Influence of the legal pro- 
fession on the growth of the English constitution. 
Being the Creighton lecture delivered on 1st Dec. 1924, 
Oxſord, Clarendon Press, 1924. 

Ihr 


Bühler, Ottomar. Die engliſche Einkommenſteuer. 
heutiger Stand und ihre Handhabung im Vergleich mit 
der deutſchen Einkommenbeſteuerung. (Veröffentlichungen 
der Steuerſtelle des Reichsverbandes der Deutſchen Indu⸗ 
ſtrie. H. 1.) Berlin, Heymann. GM. 1,60. 


Burns, C. Deslisle. A short history of international inter- 
course, London, Allen & Unwin. 35. 6 d. 

Williams, Roth. The league, the protocole, and the 
empire. London, Allen & Unwin. 58. 

Hall, J. A. The Law of naval warfare. 2. ed. rev. and 
enlarged. London, Chapman and Hall, 1921. 


Hall, William Edward. A Treatise on international law. 
8. ed. Ed. by A. Pearce Higgins. Oxford, Clarendon 
Press, 1924. 


London, 


alien. 
seitichriften. 


H Foro delle nuove provincie. (Padova, La Citotipo.) 
4. anno. No. 1—3: 


Gaetano, Problemi giuridiei nei rapport tra Fiume e 
la Jugoslavia. L’esecutorietä dei provvedimenti caute- 
lativi ed esecuzionali. 


Rivista di diritto civile. (Milano, Societa Editrice Li- 
braria.) Anno XVI. No. 5—6: 
Stolfi, La successione dei non concepiti. 
Paola, Arbitrato con foglio in bianco. 
Terranova, La validità della clausola: „si sine liberis 
decesserit“ nella disposizione testamentaria. 


Rivista del diritto commerciale. (Torino, Unione tipo- 
grafico-editrice torinese.) 1924. No. 11—12: 
Brunetti, La teoria del contratto di noleggio. 

Mazzone, La natura giuridica delle azioni di godimento. 


Rivista penale di dottrina, legislazione e giurisprudenza. 
(Roma, Amministrazione della Rivista pender.) Vol. 101. 
Fasc. 1—4: 
Cordova, Il nuovo disegno di legge sulla stampa. 
Mirto, Oggetto e limiti negli studi del diritto penale. 
Lucchini, Sul progetto di codice penale polacco, 
Manci, La volontà nella legge penale. 
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Marsich, Appunti sulla querela. 


Pagani, I libri del commerciante nella bancarotta fraudo- 
lenta. 


La Scuola positiva. 
No. 10—12: 


Levi, I decreti-legge in rapporto al diritto penale. 

Arnò, L'elaborazione della teorica del furto nella scuola 
serviana. 

Longhi, L’ordinanza penale interdittiva. 


Bücher. 


Das neue Privatangeſtelltengeſetz. Meran, Bügel- 
berger. L. 1,—. 

Gemma, Scipione. Appunti di diritto internazionale. Di- 
ritto pubblico. Bologna, Zanichelli, 1923. L. 37.50. 


(Milano, Vallardi.) N. S. 4. anno. 


Niederlande, 


Seitichriften. 


Rechtsgeleerd Magazijn. (Haarlem, 
43. jaarg. Afl. 6; 44. jaarg. Afl. 1—2: 
v. Heyusbergen, Viglins van Aytta. 
Vrij, De Nederlandsche handelmaatschappij en de ont- 
wikkeling van ons vennootschapsrecht. 
van Praag, Cassatie wegens verkeerde toepassing of 
schending der wet. 
Rink, De burenweg. 
Drucker, Bescherming van wetenschappelijken eigendom. 


Themis. ('s-Gravenhage, Belinfante.) 86. Deel Stuk 1—2: 
de Vries, Bijdrage tot de staatskundige geschiedenis der 
arbeidswetgeving in Nederland. 
van Heijnsbergen, De Tiroolsche strafwet van 1400. 
van Kol, Het privaatrecht in Andorra. 
van Praag, Publiek- en privaatrecht, 


E voor strafrecht. (Leiden, 

atl. 

Riphagen, Art. 161 bis van het Wetboek van Straf- 
recht voor Nederlandsch-Indie. 

Bromberg, De taak van den psychiater in het straf- 
proces. 

van Heijnsbergen, De vergeldingsleer. 

BE Een nieuw leerboek van Nederlandsch straf- 
recht. 


Erven F. Bonn.) 


Brill.) Deel 35. 


Bulletin de l'Institut intermédiaire international. (Harlem, 
Tjeenk Willink & fils; La Haye, M. Nijhoff.) T. 12. 1: 


Pache, La législation de la Lettonie. 


Bücher. 

Heijns bergen, P. van. De pijnbank in de Nederlan- 
den. Groningen, Noordhoff. Geb. fl. 3.50. 

Grotius, Annuaire internat. pour “année 1925. La Haye, 
Nijhoff. Geb. 16 Guld. 

Weiss, A propos du 3e centenaire de Pœuvre de Grotius. 

Kramers, Les Pays-Bas et le régime des capitulations 
en Turquie. 

Kikkert, L’acte pour la navigation du Rhin en rapport 
avec occupation de la Ruhr. 

Jitta, Nation et individu. 

Ter Meulen, La Bibliotheque du Palais de la paix. 

Kluyver, La Hollande, membre de la Société des nations. 


Bosmans, Le règlement pacifique des différends des 
Pays-Bas. 


Oſterreich. 


Feitſchriften. 
Grrichtszeitung. (Wien, Manz.) 76. Ig. Nr. 1—5: 


Kafka, Das tſchechoſlowakiſche Eheſcheidungs⸗ und Ehetren⸗ 
nungsrecht. 

Lenhoff, Richtlinien einer Eherechtsreform. 

Satter, Entwicklungsſtufen des Eheſcheidungsrechtes. 
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Ohmeyer, Die Erkenntnis des Oberlandesgerichtes nach 
833 WAG. 

Fried, Zur Lehre von der Rangordnung für die Verpfän⸗ 
dun 

Kl Ar a Die Abſtimmung als rechtliche Tatſache. 

Handl, Wohnverhältniſſe auf familienrechtlicher Grundlage. 

Adler, Die Generalklauſel (8 1) des Geſetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb. 

Lelewer, Die Bedeutung der in dem Judikatenbuch und der 
in dem Spruchrepertorium des k. k. Oberſten Gerichtshofes 
eingetragenen Rechtssätze für den Oberſten Gerichtshof der 
Republik Oſterreich. 

Pietſch, Die ſtrafrechtlichen Veziehungen des Schieß⸗ und 
Sprengmittel⸗Monopolgeſetzes. 

Wahle, Die Schiedsgerichtsbarkeit im Entwurf eines Gold⸗ 
bilanzengeſetzes. 

Schneider, Iſt Streik ein Entlaſſungsgrund? 

Coulon, D. Mißbrauch des Ablehnungsrechtes. 

Hellmer, D. Prozeßnot. 

Finkler, Iſt Fruchtabtreibung nach öſterreichiſchem Rechte 
ſtrafbar? 

Coulon, Die gefährdete Rechtseinheit. 

Gutmann, Die Anwendung der Ausgleichs- und der Ston- 
kursordnung. 

Fiſcher⸗Colbrie, über die Geltendmachung beſchränkter 
Haftung ſeitens des Erben nach öſterreichiſchem Rechte. 

Klar, Kündigungsgründe, deren Gebrauch in einer früheren 
Kündigung verſäumt wurde, können in einer ſpäteren Kün⸗ 
digung geltend gemacht werden. 


Gerichtshalle. (Wien, Breitenſtein.) 68. Ig. H. 12, 69. Ig. 
be 


Weisl, Internationale Rechtsſchutz⸗ und Hilfsverträge. 
Beth, Eherechtsreform. 
Ettinger, Der oberſte Richter Oſterreichs über Aufwertung. 


Juriſtiſche Blätter. (Wien, Juriſtiſche Blätter, G. m. b. H.) 
54. Ig. Nr. 1—4, 7—10: 


Bum, Bankaufſicht. 

Handl, Teilkündigung. 

Steinwenter, Die Frage der Rechtskraft im einigungs⸗ 
amtlichen Verfahren. 

Bum, Studien zu dem Entwurf des Goldbilanzengeſetzes. 

Ehrenzweig, Leibrentenverſicherung und Aufwertung. 

Loeb, Der Goldbilanzierungs⸗ Geſetzentwurf. 

Bum, Zur Prozeßbeſchleunigungs⸗Novelle. 

Hecht, Gedanken über die Gültigkeit der Dispensehe. 

Freundlich, Die Bewertung der Portefeuilleaktien in der 
Golderöffnungsbilanz. 

Hauenſchild, Nochmals Leibrentenverſicherung und Auf⸗ 
wertung. 

Merkl, Das e ET 
— Feſtbeil age: 

Waber, Zur Feier des 75 jährigen Beſtandes der Wiener 
Rechtsanwaltskammer. 

Bachrach, Die Advokatur als Kunſt. 

Ullmann, Die Rechtsanwaltſchaft in den Vereinigten Staa⸗ 
ten von Amerika. 


H dE die juriſtiſche Praxis. (Wien, Perles.) 
42. Ig. 10—12: 

Geller, Ge räuberiſche Seiſachtheia der Gegenwart ein 
„Geſetzesbefehl“? 

Burkart, Ehetrennung und der Staatsvertrag von St. 
Germain. 

Klein, Eine internationale Akademie für vergleichende 
Rechtswiſſenſchaft. 

Meiſter, Über den juriſtiſchen Begriff der Krankheit. 


Oſterreichiſche Richterzeitung. (Wien, Perles.) 18. Ig. 
Nr. 4: 


Eine Entgegnung. 


Prodinger, Richterliches Ermeſſen. 
Die Rechtſprechung. (Wien, Verband öſterreichiſcher Banken 
und Bankiers.) 7. Ig. Nr. 3 


Verdroß, D. Die iſchechoſlowaliſche Judikatur über das 
Verhältnis der Bodengeſetze zu den Friedensverträgen. 
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Friedensrecht. (Wien, Verband öſterreichiſcher Banken und 
Bankiers.) 4. Jahr. Nr. 3/4: 
Blühdorn, D. Rechtsſätze der Gemiſchten Schiedsge⸗ 
richte III. 


Bücher. g 


Geller, Leo. Theoretiſch-praktiſcher Kommentar zum alf- 
gemeinen BGB. nebſt den einſchlägigen Nebengeſetzen. Wien, 
Hölder⸗Pichler⸗Tempsky. 1924. GM. 9,60. 

Altmann, Ludw., Jacob, Siegfr., und Weiſer, Max. 
Das öſterreichiſche Handels⸗, Wechſel⸗ und Scheckrecht. (Hand⸗ 
ausgabe öſterreichiſcher Geſetze und Verordnungen. H. 207.) 
Wien, Verlag der öſterreichiſchen Staatsdruckerei. öſterr. 
Schill. 34,—. 

Baß, Walter, und Saxl, Erich. Die öſterreichiſche Bank⸗ 
u. Börſengeſetzgebung. Bd. 1, 2. Wien, Manz. GM. 24,—. 

Huber, Arthur. Die Einſchränkung der Handels⸗ und Ge⸗ 
werbefreiheit durch das Notverordnungsrecht des Bundes. 
Bern, Haupt. GM. 6,40. 

Roller, Julius. Geldentwertung, Rechtſprechung und Ge⸗ 
ſetzgebung. Wien (Kryſtall⸗Verlag.) 1924. GM. 1,20. 
Kerſchagl, Rich. Das öſterreichiſche Schillingsgeſetz. Berlin, 

Spaeth & Linde. GM. 2,10. 

Frankl, Georg, Heller, Michael, und Heller, Ludwig. 
Das Verfahren außer Streitſachen. (Archiv der neuen Ge 
ſetzgebung. Bd. 1.) Wien, Breitenſtein 1924. GM. 2,—. 

Mittler, Hans. Der neue Rechtsanwaltstarif. Bundesgeſetz 
vom 4. Juni 1923, BGBl. Nr. 305, und Verordnung des 
Bundeskanzleramtes vom 9. April 1924, BGBl. Nr. 121. 
(Archiv der Neuen Geſetzgebung. Bd. 4 und 5.) Wien, 
Breitenſtein. GM. 4,—. t 

Die Fruchtabtreibung. Verhandlung im Vereine der 
Arzte von Steiermark über den § 144 (Strafgefch). Graz, 
Leuſchner & Lubensky. GM. 5,—. 

Spiz, Ernſt. Du gehſt vorbei. Bericht über die Verhältniſſe 
in öſterreichiſchen Gefängniſſen. Wien, Malik- Verlag. 
GM. 2,—. 

Adler, Em. Betriebsrätegeſetz mit Anmerkungen. 2. ver⸗ 
mehrte Auflage. (Die ſozialpolitiſche Geſetzgebung in Dfter- 
reich. Bd. 5, H. 1.) Wien, Wiener Volksbuchhandlung. 

Adamovich, Ludw., und Froehlich, Georg. Die öſter⸗ 
reichiſchen Verfaſſungsgeſetze des Bundes und der Länder. 
(Handausgabe öſterreichiſcher Geſetze und Verordnungen. 
H. 212.) Wien, Verlag der Oſterreichiſchen Staatsdruckerei. 
OR. Schill. 24. - 


Polen. 


Bücher. 


Przybylski, Zygmunt. Wojewodschaft Schlesien (Ver- 
fassungsgesetze, Gerichtswesen, einige andere Gesetze 
und Verordnungen). Wydawnictwa ministerstwa spra- 
wiedliwosci zbioru ustaw ziem zachodnich. Tom 9. 
Warszawa. 1922. 

Das Mieterfhußgefes für die Wojewodſchaft Schleſien. 
Gültig vom 1. Jan. 1925. Katowice, Kattowitzer Buch⸗ 
druckerei⸗ und Verlags⸗Sp. GM. 0,80. 

Die Aufwertungsverordnung. Verordnung des Präſi⸗ 
denten der Republik Polen vom 14. Mai 1924. Ins Deutſche 
übertragen und bearbeitet von Wilh. Spitzer. 4. Auflage. 
Bydgoszez, Dittmann. GM. 1,—. 

Scheckrecht der Republik Polen. (Wirtſchaftsinſtitut für 
Rußland und die Oſtſtaaten. Schriftenfolge „Oſteuropäiſcher 
Aufbau“. H. 8.) Königsberg i. Pr., Verlag der Deutſchen 
Oſtmeſſe. GM. 0,25. 

Wechſelordnung der Republik Polen. (Wirtſchafts⸗ 
inſtitut für Rußland und die Oſtſtaaten. Schriftenfolge 
„Oſteuropaiſcher Aufbau“. H. 7.) Königsberg i. Pr., Verlag 
der Deutſchen Oſtmeſſe. GM. 0,50. 

Ustav grazdanskago sudoproizvodstva i polozenie o no- 


taria? noj casti. Berlin, „Slowo“ (Verlagsges.). 1924. 
(Zivilprozeßordnung.) M. 6.30. 
Ustav ugolovnago sudoproizvodstva. Berlin, „Slowo““ 


(Verlagsges.). 1924. (Strafprozeßordnung.) M. 4.20. 


Das polniſche Einkommenſteuergeſetz nach Maßgabe 
des Geſetzes vom 10. Jan. nebſt Ausführungsbeſtimmungen 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 
vom 15. Febr. 1924 und Valoriſierungsbeſtimmungen vom 
15. Febr. und vom 14. März 1924. 2. ergänzte Auflage. 
Kattowitz, Kattowitzer Buchdruckerei. GM. 5,60. 


Rußland. 
Bücher. 
Les Codes de la Russie sovietique. 1. Code de la famille 
trad. par jules Patouillet. Code civil trad. par 


Jules Patouillet et Raoul Dufour. (Bibliotheque de 
Institut de droit comp. de Lyon. T. 9.) Paris, Giard. 

Markow, Alexis. Der gewerbliche Rechtsſchutz in der Union 
der Sozialiſtiſchen Sowjetrepubliken (Rußland). (Oſteuro⸗ 
päiſcher Aufbau, H. 6.) Königsberg i. Pr., Verlag der Deut- 
ſchen Oſtmeſſe. GM. 1,—. 

Freund, Heinr. Der gewerbliche Rechtsſchutz in der Sowjet⸗ 
union. Sſtwelt⸗ Bücherei. Bd. 2. Berlin, Oſtweltverlag. 
GM. 1,—. 

Heifetz, J. J. Das neue ruſſiſche Patentgeſetz. Berlin, 
Krayn. GM. 5,—. 

Langhans, Manfred. Vom Abſolutismus zum Rätefrei⸗ 
ſtaat. Die wichtigſten Züge des ruſſiſchen Staatsrechts. 

Anhang. Die ruſſiſche Bundesverfaſſung vom 6. Juli 1923. 
Leipzig, Hirſchfeld. GM. 6,—. 

Das Recht der Ausländer in der Union der SSR. (Ruß⸗ 
land und Aſien. Richters Ruſſiſche Monographien. Her⸗ 
Eer von Georg Cleinow. Bd. 2.) Erfurt, Richter. 
Ab 5,—. 


Schweiz. 
Zeitſchriften. 
Schweizeriſche Juriſtenzeitung. (Zürich, Schultheß & Co.) 
21. Ig. 8 2 
Rommel, Das Intereſſe in der Schadenverſicherung. 
Boller, Penſionsauskauf und Abfindung im Militärver⸗ 
ſicherungsrecht. 
Krafft, Le droit de vote des Suisses à l’ötranger. 
Schönenberger, Zur Interpretation des Art. III Ga. 
betreffend privilegierte Anſchlußpfändung. 
Hafter, Das neue Strafgeſetzbuch für den Kanton Freiburg. 
Kaufmann, Die Nichtvollſtreckung ſchweizeriſcher Zivil⸗ 
urteile in Deutſchland. 
Gautſchi, Für freie Beweislaſtverteilung. 
Röthlisberger, Schweizeriſches Photographenrecht. 
Bader, Bemerkungen zur Zufallshaftung. 
1 Die ſchweizeriſchen Goldhypotheken in Deutſch⸗ 
and. 


Wieland, Wer trägt die Gefahr der Fälſchung eines 
Schecks, wenn weder den Ausſteller noch den Bezogenen 
eine Schuld trifft? 

Gutzwiller, Das neue ruſſiſche Zivilrecht. 

Burckhardt, Auslegung und Reviſion des Art. 34 ter der 
Schweizeriſchen Bundesverfaſſung. 


Zeitſchrift für ſchweizeriſches Recht. (Baſel, 
& Lichtenhahn.) N. F. 44. Bd. H. 1—2; 

Baumgarten, Das Weſen der Strafrechtswiſſenſchaft. 

Schindler, Die Verfaſſungsgerichtsbarkeit in den Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika und in der Schweiz. 

Schultheß, Die Verpflichtung des Bürgen nach ſchweize⸗ 
riſchem Recht. 

Giorgio, Die Rechtsſtellung der Frau in der ſchweizeriſchen 
Sozialverſicherung. 

Boller, Über die Auslegung des Begriffs „Krankheit“ 
durch das Eidgenöſſiſche Verſicherungsgericht und einige in 
der Praxis entſtehende Schwierigkeiten. 

Fick, Die „Clausula“ und die „Aufwertung“ nach ſchwei⸗ 
zeriſchem Recht. 

Haab, Einige Probleme der Reviſion des Schuldbetrei⸗ 
bungs- und Konkursgeſetzes. 


Helbing. 


54. Jahrg. 1925 Heft 11] 


Baumgarten, Leonard Nelſons Rechtslehre und das 
Naturrecht der Aufklärung. 


Verhandlungen des ſchweizeriſchen Juriſtenvereins. (Ba⸗ 
„ Tel, Helbing & Lichtenhahn.) 1924. H. 1: 


v. Overbeck, Der Schutz des Berufsgeheimniſſes. 

Bossi, Protezione del segreto professionale. 

Müller, Die Einwirkung der Währung auf die privatrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe. 

Barth, De l'influence du change sur les rapports de droit 
prive. 
Le Droit d’auteur. (Berne, Bureau international de 
` Punion pour la protection des œuvres littéraires ef 

artistiques.) 38. année. No. 2. 4: 


Droit d’auteur et radiophonie. 

Tolstio et le droit d’auteur. 

De Wolf, La Guerre mondiale et son influence sur les 
rapports, en matière de droit d'auteur, avec Allemagne, 
l'Autriche et la Hongrie. 


La Propriété industrielle. (Berne, Bureau international de 
la propriété industrielle.) 41. année. No. 2—4: 


L’usage frauduleux de marques de fabrique ou de com- 
merce et la Convention d’Union. 

Les mesures conservatoires prévues par les lois des divers 
pays en matiere de contrefagon de marques, de fausses 
indications de provenance et de concurrence deloyale et 
Yart. 9 de la Convention d'Union. Annexe: Tableau 

La protection des marques de fabrique et la juridiction 
consulaire (à propos du quatrième vœu adopté á Wa- 
shington). 


Schweizeriſche Zeitſchrift für Strafrecht. (Bern, Stämpfli.) 
38. Ig. H. 1—2: 
Exner, Die pſychologiſche Einteilung der Verbrecher. 
Stooß, Die ſichernden Maßnahmen des deutſchen Straf⸗ 
geſetzentwurfes. 
Zürcher, Das Inſerat und feine Strafbarkeit. 
Stämpfli, Das revidierte Sprengſtoffgeſetz. 


Revue de droit international de sciences diplomatiques, 
politiques et sociales. (Genève, Sottile.) 3. année. 
No. 1: 

Politis, La prescription Tiberatoire en droit international. 

Strupp, Le différend greco-ture sur b'éloignement du 
Patriarche de Constantinople. 

Neumeyer, Les unions internationales. 

Montluc, Le désarmement. 

Sandorfi, La situation du droit aérien en Hongrie. 


Bücher. 


Schneider, G. Aargauiſches Rechtsbuch mit beſonderer 
Berückſichtigung des ſchweizeriſchen Zivilrechts. Heraus⸗ 
gegeben mit erläuternden Anmerkungen und Verweiſungen. 
4. Auflage. Bd. 1/2. Zürich, Grethlein. GM. 34, —. 

Schönberg, S. Zehn Jahre ſchweizeriſches Zivilgeſetzbuch. 
Die Grundbuchpraxis. Aarau, Sauerländer. Fr. 7,—. 

Vollenweider, Jacques. Etude sur les droits distinets 
et permanents en droit civil suisse. Lausanne, impr. 
La Concorde. 

Walder, Hermann. Die Praxis des Bauhandwerkerpfand⸗ 
rechts. Eine gemeinverſtändliche Darſtellung unter Be⸗ 
rückſichtigung ſämtlicher publizierter gerichtlicher Entſchei⸗ 
dungen aus den Jahren 1912—1924. Zürich, Raſcher. 
GM. 1,60. 

Ith, Arnold. Die Pflichtaktien des Verwaltungsrates nach 
ſchweizeriſchem Recht. Zürich, Schultheß 1924. 

Petitpierre, Max. La Reconnaissance et 
des jugements civils étrangers en Suisse. 
gen. de droit et de jurisprudence. 

Born, Hans. Einigungsämter und Schiedsgerichte in der 
Schweiz. Bern, Haupt. GM. 4,50. 

Hafner, Karl, und Zürcher, Emil. Schweizeriſche Gefäng⸗ 
niskunde. Bern, Stämpfli. Fr. 10,—. 

Sauser-Hall, Georges. Les Traités de paix et les 
droits privés des neutres. Lausanne, Payot, 1924. 


l’execution 
Paris, Libr. 
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Waldkirch, E. v. Art. 435 des Verſailler Vertrages in 
ſeiner rechtlichen Bedeutung für die dauernde Neutralität 
der Schweiz, der Neutraliſation Nordſavoyens, der Frei⸗ 
zonen Hochſavoyens und der Landſchaft Gex. Aarau, 
Sauerländer. Fr. 3,—. 

Union inter parlementaire. Compte rendue de la XXII. 
conference tenue à Berne et Genève du 22 au 28 août 
1924 publié par le Bureau interparlementaire. Lausanne, 
Payot. 

Homberger, A. Die obligatoriſchen Verträge im inter- 
nationalen Privatrecht nach der Praxis des ſchweizeriſchen 
Bundesgerichtes. (Abhandlungen zum ſchweizeriſchen Recht. 
N. F. H. 5.) Bern, Stämpfli. Fr. 3,—. 


Skandinavien. 


Zeitſchriften. 


Tidsskrift for retsvidenskap. (Oslo, Aschehoug.) 38. Aarg. 
H. 1: 
Kjerscho w, Forslaget til svensk straffelov. 
Jørgensen, Om Løfter, hvis Indhold delvis beror paa 
Løftegiverens egen Bestemmelse. 
Stiernstedt, Några ord om responsaverksamheten i de 
nordiska länderna, närmast Sverige. 


Juridisk Tidsskrift. (Kjøbenhavn og Kristiania, Juridisk 
Tidsskrifts Forlag.) 10. Aarg. No. 11—12: 


Cohn, Berigelseskravet i Dansk Ret. 


Svensk Juristtidning. (Stockholm, A.-B. Nordiska Bok- 
handeln.) 10. årg. H. 1—2: 
Ekeberg, Om testamentsvittnen. 
Schlyter, Askims domsagas tingsordning. 
Björling, Svensk författningssamling 100 år. 
Wetter, Anm. av Stjernberg, Kommentar till strafflagen 
kap. 17—18. 
Thulin, Anm. av Almquist, Det processuella förfarandet 
vid ägotvist. 
Dahl, Dansk litteratur 1923. 
Fehr, Mäklarens rättsliga ställning. 
Söderqvist, Lex contractus och forum contractus. 
Ekeberg, Anm. av. Bentzon, Familieretten I. 
Hagströmer, Den nya medborgarskapslagen. 
Bendz, Den nya lagen om panträtt i spannmål, 
Hvidt, Den danske straffeloosreform. 


Nytt Juridiskt Arkiv. (Stockholm, Svensk Förfallings- 
samlings Expedition.) Avd. 2. Arg. 49. H. 4: 


Översikt av de vid 1924 ars riksdag behandlade ärenden, i 
vilka lagutskott meddelat utlätande, ävensom redogörelse 
för vissa av andra utskott behandlade lagfrägor. 


Bücher. 
Lassen, Jul. Udvalgte afhandlinger. 
Dahl. Kobenhavn, Gad. 


Kruse, Vinding. Tinglysning samt nogle spergsmaal i vor 
realkredit. København, M. P. Madsens boghandel. . 


Udg. af Frantz 


Spanien. 
Bücher. 


Anuario de historia del derecho español. T. 1. Madrid, 
Tipogr. de la „Revista de Archivos“, 1924. 

Keniston, Hayward. Fuero de Guadalajara (1210). 
(Elliott Monographs. 16.) Princeton, N. J., Princeton 
Univ. Press, 1924. 

Benito y Endara, Lorenzo. La conferencia internacio- 
nal de derecho marítimo de Bruselas. 1922. (Publicacio- 
nes de la Real Academia de jurisprudencia y legislación. 
68.) Madrid, Editorial Reus, 1924. 
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Südſlawien. 
Bücher. 


Recueil des lois, contrats et conventions rel. aux em- 
prunts consolides du Royaume des Serbes, Croates et 
Slovènes. 3. éd. Belgrade, Impr. „Mlada Srbija“, 1924. 
M. 12.—. 


Tſchechoſlowakei. 


Zeitichriften. 


Juriſtenzeitung für das Gebiet der tſchechoſlowakiſchen 
Republik. (Brünn, Rohrer.) 6. Ig. Nr. 1-9: 

Grohmann, Handelsgeſetzbuch und allgemeines BGB. 

Rauchberg, Zur Lehre von der Rechtskraft der Verwal⸗ 
tungsakte. 

Weiß, Zusammentreffen der Schadenerſatzklage mit der Nega⸗ 
tor ienklage. 

Fux, Die privatrechtlichen Normen der neuen Bankgeſetze. 
(1. Das Bankdepotgeſetz.) 

Prochaska, Die Abſonderungsrechte im Ausgleichsverfahren. 

Melzer, Unſtimmigkeiten in dem Geſetze über die Aufhebung 
der Fideikommiſſe. 

Reißig, Zur Aufhebung der Fideikommiſſe. 

Hogenauer, Weſenloſe Klagebeantwortung. 

Eiſinger, Rechtsmittel gegen prozeßwidrige Entſcheidungen. 

Klang, Die Rechtſprechung des öſterreichiſchen Oberſten 
Gerichtshofes. 

Neubauer, Quousque tandem? 

Grohmann, Einheitliche Kodifikation des Arbeitsrechtes. 

Herner, Außere Rechtsquellen des Dienſtvertragsrechtes 
in der Slowakei. 

Prochaska, Die Anderungen der Mieterſchutzgeſetzgebung. 

Melzer, Noch einige Worte zur Aufhebung der Fidei⸗ 
kommiſſe. 


Prager juriſtiſche Zeitſchrift. (Prag, Haaſe.) 4. Ig. Nr. 12, 
5. Ig. Nr. 1-8: 

Abel, Bemerkungen zum Entwurf des tſchechoſlowakiſchen Ge- 
ſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb. 

Kornel, Iſt der Nachweis der Bevollmächtigung im Exe⸗ 
kutionsverfahren notwendig? 

Grohmann, Gericht oder Verwaltungsbehörde? 

Kulbrich, Widerſpruch zwiſchen § 1096 und 8 1106 des 
Entwurfs zur Reviſion des allgemeinen BGB. 

Verdroß, Die völkerrechtliche Stellung des ausländiſchen 
Privateigentums. 

Bach, Bemerkungen zum Mieterſchußzgeſetz. 

Daninger, Die volle Berufung im zivilrechtlichen Ver⸗ 
fahren. 

Reuter, Miete und Pacht. 

Katzer, Rechtsmittel gegen Entſcheidungen der Schieds⸗ 
kommiſſionen nach dem Vetriebsausſchüſſegeſetze. 

Rudolf, Einige Gedanken über das Bankiergeſetz. 

Kornel, Zur Praxis der Klagen durch 83 35, 36, E.⸗O. 

Hofmannsthal, Der öſterreichiſche Goldbilanzentwurf. 


250 e Vierteljahrsſchrift. 4. Ig. H. 4, 

IJ E 

Rauchberg, Das Genfer Friedensprotokoll. 

Brockhauſen, Die öſterreichiſche Verwaltungsreform. 

Loewenfeld, Der Rechtsſchutz der Minoritäten vor dem 
Völkerbunde. 

Eifinger, Vom zivilprozeſſualen Reviſionsgrunde der „Ak⸗ 
tenwidrigkeit“. 

Reinold, Der Wahrheitsbeweis und ſeine Ausgeſtaltung. 

Englis, Wirtſchaftstheorie und Pſychologie. 

Mayr, Schutz des wiſſenſchaftlichen Eigentums. 

Brockhauſen, Die öſterreichiſche Verwaltungsreform. 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Prager Archiv für Geſetzgebung und Rechtſprechung. 
(Prag, Mercy.) 6. Ig. Nr. 24: 


Korkiſch, Bemerkungen zum Sozialverſicherungsgeſetz. 


Bücher. 


Singer, Joſef. Das in der Slowakei geltende Recht. 
Nach dem Syſtem des in der tſchechoſlowakiſchen Republik 
geltenden ehemaligen öſterreichiſchen Rechtes dargeſtellt. 
Teil 2. (Prager Archiv. Geſetzausgabe.) Prag, Mercy. 


GM. 4,—. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch für die Tſchechoſlowakiſche 
Republik. Überſetzung des Entwurfes der Kommiſſion für 
die Reviſion des ABGB. Herausgegeben vom Juſtizmiui⸗ 
ſterium der Tſchechoſlowakiſchen Republik. Reichenbach i. B., 
Stiepel. GM. 22,—. 

Prochaska, Edmund. Die Ehereformgeſetzgebung der tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Republik. Reichenberg, Stiepel. Kc. 15,—. 

Magerſtein, Willy. Aufhebung der Fideikommiſſe (Geſetz 
vom 3. Juli 1924, Sammlung Nr. 179. Kundgemacht am 
14. Aug. 1924). Prag, Selbſtverlag. GM. 1,50. 

Gans, Paul, und Kafka, Paul. Sammlung von Entſchei⸗ 
dungen des Oberſten Gerichtes in Zivilſachen. Ig. 1922. 
Bd. 1. H. 1. Reichenberg, Stiepel. KE. 18,—. 

Sammlung der Rechtssätze der oberſten Gerichte. Oberſtes 
Gericht. Rechtsſätze in Strafſachen. Bd. 2. Bearbeitet von 
Eduard Kleinſchnitz. Brünn, Rohrer. Kö. 16,—. 

Kloubek, Wilh. Die Staatsbürgerſchaft und das Heimats⸗ 
recht in der tſchechoſlowakiſchen Republik. (Stiepels Geſetz⸗ 
ſammlung des Tſchechoſlowakiſchen Staates. Folge 41.) 
Reichenberg, Stiepel. GM. 3,—. 

Flanz, Arthur. Die neuen Beamtengejehe. (Stiepels Text⸗ 
ausgaben tſchechoſlowakiſcher Geſetze. 3. Folge.) Reichenberg, 
Stiepel. Kč. 8,50. 


Vereinigte Staaten von Nordamerika. 


Zeitſchriften. 


Harvard Law Review. (Norwood, Mass., U. S. A., The 
Harvard Law Review Association.) 38. Vol. No. 3—5: 


Beale, The progress of the law. 

Dickinson, Is the crime of piracy obsolete? 
Warren, Husband’s right to wife’s services, 

Wiel, Administrative finality. 

Neilson, Custom and the common law in Kent. 
Warren, Federal criminal laws and the State Courts. 
Hayes, Private claims against foreign. 


American maritime cases. (Baltimore, American Maritime 
Cases, Inc.) 1925. No. 1: 
Burnham, Vessel documenting and conveyancing law 
and the necessity of revision. 


Bücher. 


Macgillivray, E. J. Copyright cases. 1923/24. London. 
The Publishers’ Association. 1924. sh. 10.—. 

Braun, Fernand. Le régime des sociétés par actions aux 
Etats-Unis. Paris, Rousseau. Fr. 25.—. 

Black, Henry Campbell. Handbook of the law and 
practice in bankruptey. St. Paul, West Publishing Co., 
1924. 

King, Veronica. Problems of modern american crime. 
London, Heath Cranton limited, 1924. 12 sh. 6 d. 

Burgess, John W. Recent changes in American consti- 
tutional theory. New Vork, Columbia Univ. Press, 1923. 

Lorenzen, Ernest G. Cases on the conflict of laws 
selected from decisions of English and American courts. 
(American Casebook Series.) 2. ed. St. Paul, West 
Publishing Co., 1924. 
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